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I.  ABHANDLUNGEN. 


ERSPARNISSE  UND  VEREINFACHUNG  IN  DER 
ÖFFENTLICHEN  VERWALTUNG   WÜRTTEM- 
BERGS. 

EIN  VERSUCH. 

Von 

Oberfinanzrat  Prof.  Dr.  H.  J.  LOSCH. 


I. 

Die  Verfassungsurkunde  Württembergs  handelt  in  Kapitel  V 
§§  62/69  »von  den  Gemeinden  und  Amtskörperschaften«.  In 
§  62  findet  sich  der  grundlegende  Satz:  »Die  Gemeinden  sind 
die  Grundlagen  des  Staatsvereins«  und  in  §  64  ist  gesagt,  daß  sämt- 
liche zu  einem  Oberamtsbezirk  gehörigen  Gemeinden  die  Amts- 
körperschaft bilden.  Früher  war  in  diesem  Paragraph  noch  die 
Bestimmung  enthalten,  daß  die  Veränderung  der  Oberamts- 
bezirke Gegenstand  der  Gesetzgebung  sei.  Dies  ist  insofern  wich- 
tig, als  ja  damit  ausgesprochen  ist,  daß  die  staatlichen  und  die 
selbstverwaltenden  »Bezirke«  sich  decken  sollen. 

In  der  Zugehörigkeit  einzelner  Gemeinden  zu  Oberamtsbe- 
zirken sind  seit  18 19  mehrfach  Aenderungen  kleinerer  Art  vor- 
gekommen; die  bedeutendste  war  jedenfalls  mit  der  Erweiterung 
Stuttgarts  zu  Groß-Stuttgart  (i.  April  1905)  verknüpft,  da  sie  nicht 
nur  den  Oberamtsbezirk  Cannstatt  wesentlich  verminderte,  sondern 
auch  die  Oberamtsstadt  Cannstatt  selbst  zum  Stadtdirektionsbezirk 
Stuttgart  zog. 

Hier  waren  ganz  unmittelbar  zwingende  tatsächliche  Verän- 
derungen eingetreten. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     191Ö.     i.  I 


2  Dr.  H.  J.  Losch: 

Das  Wesentliche  dieser  verfassungsmäßigen  Festlegungen 
scheint  zu  sein,  daß  nicht  die  »Bezirke«,  sondern  die  Gemein- 
den als  Grundlagen  des  Staatsvereins  bezeichnet  werden ;  daß 
die  territoriale  Zusammenfassung  dieser  Gemeinden  für  die 
bezirkliche  Selbstverwaltung  wie  für  den  Unterbau  der  staatlichen 
Verwaltung  maßgebend  war  und  ist.  Ausnahmen  hievon  liegen 
allerdings  sowohl  für  die  Domänen-  bez.  Bezirkssteuerverwaltung, 
als  für  die  Forstverwaltung  und  kirchliche  Einteilung  vor;  diese 
Ausnahmen  sind  jedoch  für  die  erstgenannte  Verwaltung  nicht 
wesentlich;  im  allgemeinen  decken  sich  auch  die  Steuerbezirke 
mit  den  kleineren  Gerichts-  und  Verwaltungsbezirken.  . 

Will  man  nun  die  »Vereinfachungsfragen«  erörtern,  so  kann 
man  sowohl  von  dem  zentralen  Ueberbau  ausgehen  und  diesen 
bis  hinaus  zu  den  Grundlagen  des  »Staatsvereins«  verfolgen.  Man 
kann  aber  auch  den  umgekehrten  Weg  einschlagen,  und  von  den 
Gemeinden  als  den  Zellen  des  ganzen  Gebiets-  wie  Menschen- 
körpers ausgehen.  Das  letztere  Verfahren  wird  sich  deshalb  mehr 
empfehlen,  weil  die  Hauptfrage  d  i  e  ist,  ob  nicht  in  den  Gemein- 
den und  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  selbst  schon  gewisse 
Veränderungen  eingetreten  sind,  welche  bei  der  Frage  des  Ueber- 
baues  und  zwar  des  bezirklichen,  wie  des  zentralen,  Beachtung 
lordern. 

II. 

Der  grundlegende  geschichtliche  Z  w  e  c  k  v  e  r  b  a  n  d  ist  in 
Württemberg  nur  im  allgemeinen,  nicht  aber  ausnahmslos,  die 
Gemeinde.  Die  »politische  Gemeinde«,  wie  sie  heute  vor- 
liegt, ist  aus  verschiedenen  Formen  erwachsen.  Das  Wirtschafts- 
gewanndorf, die  Klostersiedlung,  die  Stadtgründung  alter  und 
neuer  Art  usw.  ruhen  im  Hintergrunde  der  einzelnen  Gemeinde 
und  ihrer  Geschichte;  die  alten  Realgemeinden,  die  Gesamt-  und 
Teilgemeinden,  die  Kondominatgemeinden  usw.  —  sind  heute 
noch  deutliche  Zeichen  dafür,  wie  verschieden  der  geschichtliche 
Ursprung  und  auch  die  wirtschaftliche  Verfassung  der  einzelnen 
Gemeinden  des  Landes  gewesen  ist.  Mit  Recht  hat  Professor 
Dr.  Viktor  Ernst  in  der  soeben  abgeschlossenen  neuesten  Ober- 
amtsbeschreibung Tettnang  auf  den  unterscheidenden  Cha- 
rakter gewisser  oberschwäbischer  Gemeinden  nicht  nur  hinsicht- 
lich   ihres   erstmals   näher  aufgehellten  Ursprungs,    sondern  auch 
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hinsichtlich  ihrer  Siedkingsart  hingewiesen;  letztere  erhellt  ja  auch 
aus  der  Siedlungskarte  Württembergs  ^). 

Nun  darf  aber  das  Geschichtliche  nicht  in  erster  Linie 
oder  gar  ausschließlich  zur  Prüfung  des  Sachverhaltes  bei  prak- 
tischen Fragen  herbeigezogen  werden,  sondern  lediglich  das  tat- 
sächlich noch  Lebendige  in  Verbindung  mit  dem  Neuen. 

Alle  geschichtlichen  Veränderungen  sind  ja  eben  ihrerseits 
Beweise  für  die  fortschreitende  freiwillige  oder  erzwungene  An- 
passung an  anders  gewordene  tatsächliche  Verhältnisse. 

Nach  den  genauen  Aufstellungen  des  Hof-  und  Staatshand- 
buchs hat  Württemberg  eine  nach  Markungsgrößen  und  Orts- 
einwohnerzahlen äußerst  mannigfaltige  Stufenleiter  von  1905  »po- 
litischen Gemeinden«,  von  winzigen  Einheiten  bis  hinauf  zu  Groß- 
Stuttgart,  das  nach  Verschluckung  verschiedener  bisher  »autonom« 
gewesener  Gemeinden  nunmehr  etwa  ^9  der  Landesbevölkerung 
in  sich  schliefet,  also  soviel  Menschen  wie  etwa  250  übrige  Durch- 
schnittsgemeinden zusammen. 

Die  äußere  Verwaltung  dieser  Gemeinden  ist  durch  die  Ge- 
meindeordnung vom  28.  Juli  1906  »geordnet«  und  zwar  abgestuft 
in  der  Hauptsache  nach  der  Größe  im  Sinne  der  Ortseinwohner- 
zahl (Art.  7).  Dabei  ist  Groß-Stuttgart  nicht  als  ein  Wesen  sui 
generis  behandelt,  obschon  seine  Menschenzahl  etwa  so  groß  ist, 
wie  die  des  Herzogtums  Württemberg  und  des  ganzen  jetzigen 
Gebiets  nach  Ende  des  30jährigen  Kriegs.  Es  liegt  also  eine 
formale  Gemeindeordnung  vor,  welche  die  einzelnen  Ge- 
meinden ganz  in  derselben  Weise  wie  18 19  als  nebeneinander 
liegende,  isolierte,  gleichförmige  Einheiten  eines  alten  Verwaltungs- 
bezirks betrachtet  und  behandelt.  Es  muß  die  Frage  aufgeworfen 
werden,  ob  diese  Voraussetzung  nicht  irrig  ist  und  wenn  sie 
irrig  ist,  welches  die  Gründe  bez.  Ursachen  davon  sind. 

III. 
Die  kennzeichnenden  Eigentümlichkeiten  der  neueren  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  sind:  außerordentlich  rasch  zunehmend" 
Bevölkerung  auf  gleichbleibendem  Raum  bei  einseitigen 
Verdichtungen  innerhalb  dieses  Raums,  stärkere  gegen- 
seitige   wirtschaftliche    und    gesellschaftliche,     namentlich     v  e  r- 

i)  Vgl.  Württemb.  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde,  Jahrgang  19 12 
und  die  lehrreichen  Begleitworte  zu  dieser  Karte  von  Prof.  Dr.  Robert  Gradmann, 
Tübingen. 

I* 
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kehrsmäßige  Verflechtung  der  Ortseinwohner.  Man  täuscht 
sich  völHg  über  den  wirkUchen  Sachverhalt,  wenn  man  meint,  die 
Gemeinden  des  Landes  seien  heute  noch  ebenso  isoliert  und 
kompakt  nebeneinander  liegende  Gebilde  wie 
zur  Zeit  der  Geburt  der  Verfassungsurkunde  i.  J.  1819;  damals 
waren  die  Wege  schlecht,  keine  geregelte  Post  war  vorhanden, 
keine  Eisenbahnen,  kein  Telephon,  geschweige  denn  Automobil. 
Auch  solche  Gemeinden,  in  deren  beruflicher  Struktur  der  Ein- 
wohnerschaft sich  wenig  oder  nichts  geändert  hat,  sind  mittelbar 
von  diesen  Dingen  mitbetroffen  und  wäre  es  nur  z.  T.  passiv, 
von  den  verschiedenen  Reichs-  und  Landesgesetzen,  von  den 
Steueraufwänden  usw. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  ist  keine  Rede  davon,  durch 
rein  mechanische  Verkleinerung  oder  Vergrößerung  der 
staatlichen  Bezirke  den  hier  vorliegenden  Problemen  beizu- 
kommen. Die  Verkehrslage  selbst  ist  bei  den  verschiedenen 
Gemeinden  sowohl  dem  Landesmittelpunkt  als  sich  selbst  gegen- 
über gegen  früher  völlig  verändert ;  dies  ist  der  Fall  ohne  jede 
Rücksicht  auf  die  bestehende  Einteilung  in  einen  der  kleinen 
Oberamtsbezirke  bez.  Amtskörperschaftsbezirke.  Die  Ver- 
kehrslage in  sich  selbst  ist  es  also,  welcheMög- 
lichkeit  und  Anlaß  zu  rein  gemeindever  band- 
lichen wie  anderen  Verwaltungsunter  bauten 
bietet^). 

Eine  Gemeinde,  welche  5  km  von  einer  anderen  Gemeinde 
in  der  Luftlinie  entfernt  ist,  keine  gute  Landstraßenverbindung 
mit  dieser  anderen  hat  und  vielleicht  zudem  noch  entsprechend 
höher  oder  tiefer  im  Gelände  liegt,  ist  wirtschaftlich  und 
gesellschaftlich  betrachtet,  weiter  von  dieser  anderen 
Gemeinde  entfernt  als  eine  andere,  zu  welcher  hin  die  Luftent- 
fernung 10  km  beträgt,  wofern  beide  eine  Eisenbahnverbindung, 
Telephon  und  event.  Automobil  zur  Verfügung  haben.  Es  mag 
vorerst  dahingestellt  bleiben,  ob  dies  für  den  Güterverkehr, 
für  die  Preisbildungen  usw.  in  höherem  Grade  gilt  als  für  den 
Personen  verkehr  und  in  welcher  Weise  diese  nähere  verkehrs- 
wirtschaftliche Lage  sich  überhaupt  im  einzelnen  auswirkt;  die 
verschiedensten  Kombinationen  von  Entfernung,  Höhenunter- 
schieden,   Verkehrsrichtungen    usw.    sind    denkbar    und    kommen 

i)  Vgl.  dazu  eine  handschriftliche  Karte  Württembergs   i  :  350  000. 
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mehr  oder  minder  vor.  Raumentfernungslage  und  wirtschaftliche 
Entfernungsgrade  sind  also  zwei  sehr  verschiedene  Dinge  g  e- 
worden;  das  Vorhandensein  von  Straßen  und  die  >  Wegeord- 
nung« sind  dabei  nicht  ohne  Belang,  spielen  aber  nur  eine  unter- 
geordnete Rolle. 

In  unserem  rechnerischen  Zeitalter  ist  Zeit  Geld.  Ein  ein- 
faches Beispiel.  Nach  Schaffung  der  IV.  Wagenklasse  in  der 
württb.  Staatsbahn  bedeutet  in  dem  gewählten  Beispiel  die  Ent- 
fernungsüberwindung für  I  Person  bei  10  km  hin  und  her  etwa 
45  Pfg.  bei  einem  Zeitaufwand  von  im  ganzen  etwa  40  Minuten 
je  nach  der  Art  der  Bahn-  und  Zugsverbindung.  Bei  5  km  Weg, 
aber  Notwendigkeit  der  Fußwanderung  oder  gar  Z  u  g- 
t  i  e  r  f  a  h  r  t  sind  2 — 3  Stunden  Unterwegszeit  in  Rechnung  zu 
stellen.  Der  Stundenlohn  von  30  Pfg.  dürfte  in  Württemberg 
selbst  für  gewöhnliche  erwachsene  Arbeitskräfte  in  sehr  vielen 
Gegenden  schon  eine  recht  seltene  Erscheinung  geworden  sein; 
rechnet  man  ihn,  so  werden  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  weit  mehr 
Beträge  lediglich  durch  Unterwegssein  versäumt,  als  die  F"ahrt- 
kosten  weniger  Fahrzeit  ausmachen.  Derlei  Erwägungen  sind 
keineswegs  lediglich  theoretischer  Art;  sie  werden  vielmehr  in 
außerordentlich  hohem  Umfang  bereits  praktiziert.  Sie  beherr- 
schen sowohl  den  starken  Arbeiterverkehr  als  auch  die  Bemüh- 
ungen um  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes.  Letztere  sind  von 
lokalen  Gesichtspunkten  aus  leicht  begreiflich.  Nichtsdestoweniger 
ist  es  eine  Utopie,  zu  wähnen,  die  bekannten  Tendenzen  zur  Aus- 
dehnung des  Eisenbahnsystems  könnten  etwa  in  den  nächsten 
20  Jahren  auch  nur  einen  erheblichen  Bruchteil  der  abgelegenen 
Gemeinden  des  Landes  an  das  bestehende  Stationennetz  heran- 
ziehen, ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Anzahl  der  Züge,  welche 
auf  den  sogenannten  Neben-  und  Sackbahnen  verkehren  können, 
immer  sehr  weit  davon  entfernt  bleiben  wird,  dem  wirklich  vor- 
liegenden zerstreuten  Bedürfnis  nach  wirtschaftlich  allseitig 
geschickt  liegenden  Fahrzeiten  genügen  zu  können. 

Nach  dieser  Seite  hin  ergeben  sich  gewisse  natürliche  Schran- 
ken, ohne  daß  es  erforderlich  ist,  dies  durch  Eingehen  auf  die 
entsprechenden  Einzelheiten  zu  erhärten. 

IV. 

Aus  dem  bisherigen  ergibt  sich,  daß  die  heutigen  Entfernungs- 
beziehungen der  Gemeinden  des  Landes   nicht   mehr   durch   ihre 
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rein  geographische  Lage,  auch  nicht  durch  die  Entfernungen  nach 
Straßenkilometern  geschweige  denn  durch  die  Beziehungen  zum 
Amtskörperschaftsmittelpunkt  bestimmt  werden,  sondern  durch 
die  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Entfernungskosten.  Diese  laufen, 
und  zwar  zunehmend,  nicht  mehr  mit  den  wirklichen  Entfer- 
nungen parallel;  gleichzeitig  aber  sind  sie  in  verschiedener  Art 
und  in  verschiedenem  Grade  durch  die  neuen  Verhältnisse  »neu- 
orientiert«. Man  mache  sich  klar,  welch  ein  Unsinn  es  wäre, 
heute  von  den  64  Oberamtsmittelpunkten  aus  an  die  jeweils  zu- 
gehörigen Gemeinden  ohne  Rücksicht  auf  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse ganz  gleiche  Entfernungskosten  auch  nur  für  die  Bewe- 
gungen eines  »Staatsdieners«  zu  berechnen.  Dieser  Unsinn  be- 
steht aber;  die  Bemühungen  um  die  Verwaltungsvereinfachung 
haben  noch  nicht  einmal  zu  einer  genaueren  Durcharbeitung  des 
weitverzweigten  Materials  der  Diätenbezüge  geführt ;  es  ist 
anzunehmen,  daß  schon  hiedurch  allerlei  merkwürdige  Ueber- 
raschungen  erzielt  werden  würden. 

Der  Gedanke,  daß  man  auch  andere  Bezirksgrenzen 
ziehen  könnte  als  sie  bei  uns,  in  der  Hauptsache  aus  rein  histo- 
rischen Gründen,  vorgefunden  und  gezogen  geblieben  sind,  braucht 
nicht  bis  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zu  schweifen  ; 
er  findet  bei  uns  selbst  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen  seine 
natürliche  Grundlage. 

Mit  gutem  Grunde  hat  man  schon  von  Industriestraßen 
gesprochen,  welche  sich  entlang  von  Schienen-  oder  Kanalwegen 
bilden.  Man  könnte  in  Württem.berg  von  einer  Art  Industrie- 
straße zwischen  Bietigheim  und  Geislingen  sprechen  und  den  Ver- 
such wagen,  von  dieser  Straße  aus  eine  Art  von  neuer  ver- 
kehrswirtschaftlicher Landesvermessung  vor- 
zunehmen. 

In  der  Tat  kann  man  den  Versuch  machen,  auf  Grund  der 
vorhandenen  Eisenbahnlinien  und  Stationen,  sowie  der  schon  be- 
stehenden Autoverbindungen  unter  Heranziehung  von  Beobach- 
tungen und  Erfahrungen  lokaler  Art  natürliche  Verkehrs- 
bezirke, d.  h.  solche  Bezirke  zu  bilden,  in  welchen  die  Ver- 
kehrslinien nicht  etwa  die  Grenzen,  sondern  vielmehr  das  innere 
Gerippe  bilden. 

Stellt  man  sich  vor,  daß  sämtliche  Gemeinden,  deren  Weich- 
bilder in  einer  Entfernung  von  3—4  km  rechts  oder  links  von 
emem  Hahnhofe  der  Linie  liegen,    mit   ihrer   ganzen  Markung  in 
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den  Rahmen  hereinbezogen  würden,  so  würde  man  eine  ganze 
Anzahl  von  streifenartigen  Gebilden  erhalten,  welche  in  manchen 
Gegenden  des  Landes  bei  den  Knotenpunkten  zusammentreffen, 
d.  h.  sich  schneiden  würden.  Naturgemäß  wären  diese  Streifen 
unter  sich  ebenso  zusammenhängend  wie  das  Liniennetz  der 
Eisenbahnen  selbst. 

Zwischen  diesen  Streifen  aber  würden  gewisse  Hohlräume 
erscheinen,  welche  sich  geographisch  sozusagen  als  einsame  Ver- 
kehrsinseln ausnehmen  würden.  Das  Land  würd-e  also  in  Ver- 
kehrslagen und  in  Nichtverkehrslagen  nach  Maßgabe  des  ent- 
sprechenden Abgrenzungsmaßstabs  zerfallen. 

Sieht  man  sich  nun  die  in  solchem  Falle  sich  ergebenden 
Verkehrsinseln  näher  an,  so  ergeben  sich  wirkliche  Landgruppen 
mit  der  Eigenschaft,  daß  keine  einzige  größere  Volksgemeinde 
innerhalb  der  Verkehrsinseln  liegt,  vielmehr  nur  eine  erhebliche 
Anzahl  gleichartig  gelegener  und  auch  wirtschaftlich  und  sonst 
gleichartiger  Gemeinden. 

Man  hätte  somit  durch  diese  Art  der  Einteilung  gewisser- 
maßen zwei  Arten  von  Bezirksbildungsunterlagen :  Verkehrslage 
und  Nichtverkehrslage,  »Stadt«  und  »Land«  in  einem  besonderen 
Sinn,  im   j Verkehrssinn«. 

Sehen  wir  uns  zunächst  diese  »Inseln«  näher  an,  so  finden 
wir,  daß  die  Bevölkerung  fast  ausnahmslos  ländlich-landwirtschaft- 
licher Art  ist.  Die  in  diesen  Gemeinden  für  die  Gemeinden  selbst, 
für  Staat  und  Kirche  zu  erledigenden  Geschäfte  tragen  einen 
völlig  gleichartigen  unkomplizierten  Charakter.  Die  Verbindungen 
dieser  Gemeinden  unter  sich  wären  in  der  Hauptsache  1  a  n  d- 
straßenhaft  und  werden  es  voraussichtlich  auch  größtenteils 
für  immer  bleiben.  Die  Selbstverwaltungsorganisation  der  Ge- 
meinden eines  solchen  natürlichen  Verkehrbezirks  könnte  anders 
eingerichtet  sein  als  die  anderer,  weil  sie  sehr  viel  einfacher 
gestaltet  werden  könnte.  Nicht  minder  könnte  hier  auch  die 
staatliche  Verwaltung  wesentlich  eingeschränkt  werden  und  es 
müßten  auch  die  Beiträge  dieser  Gebiete  zu  gewissen  öffentlichen 
Ausgaben  etwas  anders  bemessen  werden;  auf  den  Unterschied 
von  Dorf,  Markung  und  Hofsystem  soll  hier  nicht  weiter  einge- 
gangen werden. 
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So,  wie  die  Verhältnisse  liegen,  würde  natürlich  eine  große 
Anzahl  von  Eisenbahnstationen,  welche  heute  Sitze  von  kleineren 
Verwaltungsbezirken  sind,  dies  auch  bei  einer  anderen  Einteilung 
bleiben  können ;  ein  anderer  Teil  aber  würde  leicht  verschwinden 
können,  ohne  daß  Schwierigkeiten  entstünden.  Man  kann  sogar 
sagen,  daß  im  großen  ganzen  größere  Städte  als  Sitze  von  staat- 
lichen Bezirksstellen  eher  entlastet  werden  könnten  als  kleine. 
Die  sogenannten  Kreisregierungen  würden  dadurch  überflüssig, 
denn  es  würde  lediglich  ein  Gemeijiderecht  für  eigentliche  Land- 
gemeinden und  für  Eisenbahnlagegemeinden  in  dem  oben  an- 
gedeuteten Sinn  geben;  die  Selbstverwaltung  würde  bei  den 
größeren  Gemeinden  eine  viel  größere  Ausdehnung-  zu  erhalten 
haben,  da  sie  unmittelbar  oder  in  einem  Verband  unter  die  Mini- 
sterien gestellt  werden  könnten.  Bei  den  Landgemeinden  würden 
die  lokalen  Angelegenheiten  durch  eine  Art  Bauernschultheiß, 
wie  früher  erledigt  werden  können,  während  die  schwierigeren 
Kommunalsachen  von  dem  Oberschultheiß  der  jeweiligen  »Ver- 
kehrsinsel«, d.  h.  von  dem  Vorstand  der  neuen  Art  von  Land- 
amtskörperschaftsverband  erledigt  würden. 

VI. 

Die  Amtskörperschaft  wie  der  Bezirk  würden  also  bei  einer 
solchen  Neueinteilung  anders  begrenzt  werden  und  würden 
gleichzeitig  andere  Maße  von  Funktionen  bekommen,  jedenfalls 
würde  die  Selbstverwaltung  zugunsten  der  Erleichterung  der  staat- 
lichen Funktionen  zu  erwarten  sein. 

Aber  dies  ist  nicht  das  einzige.  Die  neuere  Zeit  hat  es  mit 
sich  gebracht,  daß  fast  jeder  lediglich  territorial  fest  begienzte 
Verband  vermöge  der  raschen  Aenderung  der  wirtschaftlichen 
und  technichen  Verhältnisse  ins  Gedränge  kommt.  Man  darf  nur 
an  die  Stuttgarter  Wasserversorgung,  an  die  Verhandlungen  wegen 
der  Umgebungsstraßenbahnen,  der  linksufrigen  Neckarbahn,  der 
Elektrizitätsversorgung,  der  Arbeitsvermittlung,  der  Kultivierung 
der  Moore,  der  Steuerfragen  hinsichtlich  von  Auseinanderfallen 
von  Betriebssitz,  Wohnort,  Arbeitsort  usw.  denken,  um  zu  er- 
kennen, daß  alle  diese  Dinge  weit  eher  von  losen  Zweck- 
verbänden ohne  bestimmte  territoriale  Grenzen  in  die  Hand 
genommen  werden    können   als  von  Behörden  mit  bestimmt  um- 
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grenzten  territorialen  und  sonstigen  Interessen.  Sowohl  der  Ge- 
meinde, als  der  Amtskörperschaft,  dem  Überamt,  entsteht  in 
solchen  Zweckverbänden  ein  neuer  Konkurrent,  der  sich  zwischen 
sie  einschaltet. 

Auch  die  4  Kreise  sind  nicht  groß  genug,  um  die  Grundlage 
für  derlei  Zweckverbände  zu  bilden.  Man  muß  sich  auch  fragen, 
ob  der  Anschluß  der  Landarmenverbände  an  die  Kreise  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  gerecht  wird.  Angesichts  der  starken 
Entwicklung  der  Sozialversicherung,  der  Arbeitsvermittlung  usw. 
wäre  wohl  eine  Zentralisation  sehr  viel  einfacher. 

Demnach  müßte  genauer  untersucht  werden,  in  welchem  Ver- 
hältnis die  bereits  bestehenden  Zweckverbände  zu  den  heu- 
tigen Bezirken  und  Gemeinden  stehen  und  in  welcher  Weise 
dieses  Verhältnis  bei  einer  etwaigen  Neueinteilung  geändert  wer- 
den müßte.  Zu  den  Zweckverbänden  wären  auch  solche  zu 
rechnen ,  welche  sich  mit  gemeinschaftlichen  Interessen  von 
Städten  befassen. 

Eine  besondere  Untersuchung  würden  auch  die  Schul- 
verhältnisse erheischen.  Es  müßte  dafür  gesorgt  werden, 
entweder,  daß  die  Möglichkeiten  des  Besuchs  höherer  Schulen 
für  die  geeigneten  Schüler  vom  Lande  finanziell  erleichtert  wer- 
den, oder  aber,  daß  diejenigen  Gemeinden,  von  welchen  aus  in 
einer  Entfernung  von  bestimmter  Kostenhöhe  eine  höhere  Schule 
(bis  zum  Einjährigenziel)  nicht  täglich  leicht  erreichbar  ist,  ent- 
sprechende Erleichterungen  hinsichtlich  der  staatlichen  Besteue- 
rung erhalten. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  gerade  hinsichtlich  des  höhe- 
ren Schulwesens  große  Schwierigkeiten  insofern  bestehen,  als  die 
Unterhaltung  dieser  Schulen  nicht  eine  reine  Staatsaufgabe  bildet. 
Die  städtischen  Gemeinden  sind  es  bis  jetzt  allein,  welche  hier 
vorgegangen  sind.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  daß  gewisse  Zu- 
ständigkeiten geschaffen  werden,  wonach  sämtliche  Gemeinden 
des  Landes  auch  zu  den  höheren  Schulen  bezirksmäßig  einge- 
gliedert werden  derart,  daß  geographisch  die  Errichtung  höherer 
Schulen  gleichmäßiger  erfolgt.  Zurzeit  ist  es  für  einen  Kanzlei- 
diener in  Stuttgart  sehr  viel  leichter,  seinen  Sohn  höheren  Schulen 
zuzuführen  als  für  einen  Lehrer,  Pfarrer  usw.   auf  dem  Lande. 
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Neben  die  Frage  der  Neueinteilung  der  Gemeinden  in  B  e- 
zirks  verbände  und  neben  die  Frage  des  Bereichs  und  In- 
einanderwirkens  von  eigentlichen  Aufgaben-Zweckver- 
bänden dürfte  aber  auch  noch  die  Frage  eines  Ausgaben- 
Zweck  v  e  r  b  a  n  d  e  s  zu  erörtern  sein. 

Zunächst  wäre  der  Begriff  eines  solchen  zu  umschreiben ;  in 
gewissem  Sinne  ist  ja  der  Staat  selbst  ein  solcher. 

Sämtliche  Steuerfragen  werden,  soweit  es  sich  um  theoretische 
Prüfungen  und  Beurteilungen  handelt,  unter  den  Gesichtspunkten 
von  »Leistung  und  Gegenleistung«  und  »Leistung  nach  Leistungs- 
fähigkeit« erörtert.  Man  kann  im  allgemeinen  sagen,  daß  der 
erstgenannte  Grundsatz  lange  zu  sehr  geherrscht  hat,  während 
der  letztere  neuerdings  vielleicht,  eben  die  Folge  davon,  zu  sehr 
in  den  Vordergrund  gerückt  zu  werden  scheint,  wenigstens  von 
manchen  Kreisen. 

Wir  beginnen  mit  der  Tatsache,  daß  die  wirtschaftlichen  Vor- 
teile der  Eisenbahn,  des  Telegraphen-,  Posten-,  Telephonverkehrs 
nicht  allen  Landeseinwohnern  gleichmäßig  oder  auch  nur  an- 
nähernd gleichmäßig  zugut  kommen ;  so  werden  u.  a.  auch  die 
riesenhaften  Kosten  des  Stuttgarter  Bahnhofumbaus  der  Stadt  als 
solcher  wie  ihren  Einwohnern  weit  mehr  Nutzen  bringen  als  die 
Leistungen,  welche  Stadt  und  Einwohner  dazu  beitragen.  Dies 
würde  weniger  wichtig  sein,  wenn  die  Staatseisenbahnen  als 
Ganzes  einen  nachhaltigen  Beitrag  zu  den  Staatseinnahmen  liefern 
würden.  Doch  wird  es  nicht  wohl  möglich  sein,  praktische  An- 
haltspunkte für  etwaige  Abstufungen  zu  gewinnen,  um  einen  Aus- 
gleich bei  Ansatz  der  Staatssteuern  herbeizuführen,  sei  es 
durch  Entlastungen  auf  der  einen  Seite  und  Mehrbelastung 
auf  der  anderen  Seite.  »Erwerbseinkünfte«  sind  eben  —  Erwerbs- 
einkünfte; wenn  sie  sich  aber  in  »Zubußen«  und  zwar  in  chro- 
nische verwandeln,  dann  verändern  sie  ihren  Charakter.  Streng 
genommen  kann  man  den  Nichteisenbahnanliegern 
Württembergs  kaum  zumuten,  erhöhte  Staatssteuern  noch 
dafür  zu  bezahlen,  daß  sie  überhaupt  gar  nicht  angeschlos- 
sen sind.  Abgesehen  von  dem  lokalen  bez.  bezirkshaften  Wett- 
lauf um  Nebenbahnen  und  Anschlüsse  verschiedener  Arten  an 
das  Eisenbahnsystem  des  Landes  scheint  das  allgemeine  ^Gefühl« 
für  diese  in  der  Natur  der  Dinge  nicht  liegende,    sondern  durch 
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die  Unrentabilität  des  Gesamtnetzes  gewissermaßen  zum  damnum 
emergens  gewordene  Lage  mit  ein  Grund  zu  sein  für  die  ner- 
vösen Bestrebungen  zum  sogenannten   »Ausbau«  des  Netzes. 

Schon  die  hier  auftauchenden  Zweifel  und  Probleme  betref- 
fend »gerechte«  und  »billige«  Verteilung  von  Vorteilen  und 
Lasten  führen  zu  der  Steuer  frage  weiter. 

Die  Gemeindesteuern  sind  wesentlich  abhängig  nicht 
nur  von  der  Vermögenslage,  den  Erwerbseinkünften  der  Gemein- 
den, von  der  Steuerkraft  ihrer  Bürger,  der  Gemeindeentwicklung 
usw.,  sondern  auch  von  dem  Grade  der  Aufgabenerweiterung 
durch  Staatsgesetze.  So  legen  das  Volksschulgesetz  von  1909 
sowie  das  Lehrerbesoldungsgesetz  von  191 1  den  Gemeinden  eine 
Reihe  von  Mehrausgaben  auf,  welche  bei  Grenzziffernverhältnissen 
stark  finanziell  belastend  wirken  können.  Die  Ausgleichungs- 
summen, welche  der  Staat  zur  Unterstützung  »bedürftiger«  Ge- 
meinden im  Anschluß  hieran  aufwenden  mußte  und  steigend  auf- 
wenden muß,  sind  nicht  unbeträchtlich  und  erfolgen  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  »Bedürftigkeit«  der  Gemeinden  wie  der  »Bil- 
ligkeit«. Man  wird  diesen  Zustand  nicht  als  einen  glücklichen 
bezeichnen  können;  er  liefert  die  Gemeinden  dem  »höheren« 
—  wenn  auch  durch  bestimmte  Normen  etwas  eingeengten  — 
Wohlwollen  aus.  Hinsichtlich  der  staatlichen  Steuern  ist 
der  Grundsatz  der  territorialen  Gleichmäßigkeit  durchge- 
führt; weder  die  »Kreise«  noch  die  »Städte«  usw.  werden  >quo- 
tisiert«.  Das  wäre  auch  ganz  unmöglich.  Auch  die  Progression 
der  staatlichen  Einkommensteuer  vom  Jahre  1903  ist  eine  solche 
nach  Einkommensstufen  für  sämtliche  Gemeinden  des  Landes  in 
ganz  gleicher  Art.  Bei  der  Gemeindebesteuerung  ist  dies  vor- 
läufig noch  ganz  anders.  Für  sie  bestehen  ganz  bestimmte  Nor- 
men, auf  welche  hier  im  einzelnen  nicht  einzugehen  ist,  welche 
jedoch  eine  außerordentliche  Verschiedenheit  der  Zuschläge  und 
damit  der  tatsächlichen  Steuergesamtbelastung  der  Staatsbürger 
im  Gefolge  haben.  Das  ergibt  sich  aus  dem  geschichtlichen  Cha- 
rakter des  ganzen  Steuersystemes.  Dieser  Sachverhalt 
schlägt  sich  in  der  oft  gehörten  Bemerkung  nieder,  daß  die 
Staatssteuern  nicht  zu  hoch  seien,  sondern  lediglich  die  Kommu- 
nalsteuern. Sobald  man  aber  näher  zusieht,  erkennt  man,  daß 
die  Ungleichheiten  von  den  Ausgaben  der  Gemeinden  her- 
rühren, und  diese  wiederum  von  den  Aufgaben,  die  ihnen 
zugewiesen  sind. 
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Nun  kann  man  sehr  wohl  den  Standpunkt  vertreten,  daß  die 
kommunalen  Zuschläge  nicht  nur  auf  die  staatliche  Einkommen- 
steuer und  Kapitalertragssteuer,  sondern  auch  der  sogenannte 
»Gemeindeschaden«  —  nomen  et  omen  —  nach  oben  hin  be- 
grenzt werden  müssen,  mit  anderen  Worten,  daß  die  Gemeinde- 
umlage einen  gewissen  Prozentsatz  der  staatlichen  Realsteuern 
bez.  des  Einkommens  überhaupt  nicht  überschreiten  dürfe. 
Beim  Staat  selbst  wird  dieser  Grundsatz  formell  nicht  aner- 
kannt ;  die  Ausgabenbedarfe  werden  hier  in  Ansehung  und  Wür- 
digung der  tatsächlichen  Bedürfnisse  festgestellt  und  erst  in  zweiter 
Linie  werden  die  Beträge  für  diese  Bedarfe  aus  den  zur  Verfü- 
gung stehenden  Erwerbseinkünften,  aus  den  Steuern,  Sportein, 
Gebühren  usw.  gedeckt,  in  dritter  Linie  werden  gewisse  Steuer- 
sätze erhöht,  in  vierter  Linie  werden  Sondersteuern  geschaffen 
oder  künstlich  auf  Anlehenswegen  besondere  Mittel  bereit  ge- 
stellt. Man  geht  mit  Recht  von  der  Auffassung  aus,  daß  auch 
bei  2  jährigen,  ja  auch  bei  längeren  Etatsperioden  das  Finanzleben 
des  Staates  nicht  erschöpfend  und  sich  völlig  ausgleichend  zer- 
hackt werden  kann,  daß  vielmehr  gewisse  Ausgaben  für  Allge- 
meinzwecke auf  längere  oder  kürzere,  über  die  Etatsperioden 
hinauslaufende  Zeitperioden  verteilt  werden  müssen.  Die  richtigen 
Proportionen  zwischen  Aufgaben,  Ausgaben  und  Einnahmen, 
zwischen  laufender  und  in  die  Zukunft  übertragener  Belastung 
herzustellen,  ist  ja  die  schwierigste  Aufgabe  einer  »richtigen« 
Finanzpolitik  des  Staates.  Tatsächlich  wirken  die  Rücksichten 
auf  die  Zeit  und  auf  die  Steuerkräfte  stets  schon  auf  die  Gestal- 
tung der  Ausgabenhöhe  wie  Ausgabenarten  des 
staatlichen  Budgets  ein,  wenn  dies  auch  formell,  d.  h.  wenn  der 
Etat  einmal  vorliegt,  nicht  der  Fall  zu  sein  scheint.  Sobald  man 
sich  nun  die  Stufenleiter  des  Reichsetats,  Staatsetats,  Amtskör- 
perschaftsetats, Gemeindeetats  bis  herunter  zu  den  Etats  der  Ge- 
meindemitglieder, d.  h.  Privatetats,  vorstellt,  wird  man  sich  bald 
darüber  klar,  daß  die  eigentlichen  Quellen  des  ganzen  aus  den 
letzteren,  sehr  zahlreichen  Rinnsalen  fließen,  denn  auch  die  Er- 
werbseinkünfte des  Staats  sind  nur  scheinbar  unabhängig  von  den 
Privatetats ;  sie  sind  es  formell-rechtlich,  nicht  materiell-wirtschaft- 
lich. Sobald  das  Wirtschaftsleben  stockt,  macht  sich  dies  auch 
im  Güterverkehr  usw.  sofort  bemerklich. 

Diese  Bemerkungen  sollen  andeuten,  daß  die  finanzielle  Kraft 
der  Gemeinden    den  ursprünglichen  Quellen   des   wirtschaftlichen 
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Lebens  sehr  viel  näher  steht,  als  die  der  übergeordneten  großen 
Sam-Gemeinschaften.  Sie  sind  dazu  noch  sehr  viel  mehr  von 
Zufälligkeiten  aller  Art  beeinflußt,  welche  sich  bei  großen  Ge- 
meinschaften ausgleichen.  Ein  Erdrutsch,  ein  Hagelschlag,  ein 
Schadenbrand,  eine  Veruntreuung  usw.  wirken  hier  außerordent- 
lich stark,  während  diese  Fälle  für  den  Staat  im  ganzen  von  Jahr 
zu  Jahr  gewöhnlich  einen  gleichmäßigen,  fast  genau  berechen- 
baren Durchschnitt  bilden.  Bei  einer  Reihe  solcher  Dinge  hat 
das  Versicherungsprinzip  auf  Grund  der  Statistik  längst  seine 
praktische  Anwendung  gefunden,  so  bei  der  Feuerversicherung, 
deren  wichtigster  Teil  (Immobilien)  der  staatlichen  Zwangsver- 
sicherung unterworfen  ist,  während  bei  der  Hagelversicherung  der 
Streit  zwischen  Zwangsversicherung,  Versicherungszwang  und  Er- 
leichterung bez.  Förderung  der  fakultativen  Versicherung  noch 
nicht  zu  einem  praktisch  endgültigen  Ergebnis  geführt  hat. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Sachverhältnisse  kann  man  zu 
dem  Standpunkt  gelangen,  daß  die  Zuschläge  zu  den  staatlichen 
Steuern  grundsätzlich  nicht  nach  den  Ausgabebedarfen  für 
die  Gemeinden  bemessen  werden  sollten,  daß  vielmehr  im  Inter- 
esse des  Schutzes  der  Einzelsteuerträger  als  gleichberechtigter 
Staatsbürger  ein  Maximum  fixiert  werden  sollte,  welches  unter 
keinen  Umständen  überschritten  werden  darf.  Daraus  würden 
natürlich  laufende  lokale  Probleme  entstehen ;  bei  jedem  einzelnen 
dieser  Probleme  müßte  untersucht  werden,  ob  die  Abgleichung 
durch  Einschränkung  der  Ausgaben  oder  durch  son- 
stige Bereitstellung  von  Mitteln  oder  durch  beides  zugleich  statt- 
finden soll.  Es  kann  offenbar  nicht  Sache  einer  Bezirksverwaltung 
sein,  derartige  Entscheidungen  zu  treffen;  es  kann  aber  auch  nicht 
Sache  eines  einzelnen  Ressorts  sein,  dies  zu  tun.  Es  kann  sich 
dabei  herausstellen,  daß  in  sehr  verschiedener  Weise  durch  gleich- 
zeitige geringe  Modifikationen  der  verschiedenen  Ressorts  einge- 
wirkt werden  kann ;  es  genügt,  auf  e  i  n  Beispiel  hinzuweisen : 
Art.  XI  des  Volksschulgesetzes  vom  17.  Aug.  1909,  wo  die  Aus- 
legung von  »vorübergehend«  oder  »dauernd«  60  Schulkindern 
nicht  nur  sehr  schwer  möglich,  sondern  auch  sehr  einfach  zu 
vermeiden  ist,  wenn  der  Lehrer,  Pfarrer,  Landjäger,  Forstwart  usw. 
oder  gar  mehrere  von  ihnen  zufällig  kinderreich  sind :  man  ver- 
setzt eben  dann  diesen  Mann  auf  eine  andere  Stelle,  womöglich 
eine  —  »bessere«. 

Sobald  man  diesen  Grundsatz  der  höchstmöglichen  relativen 
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Besteuerung  jedes  Zensiten  im  Lande  überhaupt  anerkennt,  das 
heißt  nicht  den  Staatssteuerbürger  und  den  Gemeindesteuerbürger 
durch  künstHche  Wände  trennt,  sondern  einen  Gesamtsteuerbürger 
nach  Maßgabe  seines  Gesamteinkommens  bez.  Gesamtvermögens 
schaffen  will,  ergeben  sich  verschiedene  Folgerungen. 

Es  wird  eine  gewisse  Solidarität  nicht  nur  hinsichtlich  der 
Einnahmeseite  bei  den  staatlichen  und  kommunalen  Steuern  her- 
beigeführt ,  sondern  auch  hinsichtlich  der  —  Ausgabenseite. 
Sämtliche  staatliche,  kirchliche  usw.  Behörden,  auch  Wohlfahrts- 
vereine usw.  können  daraufhin  konzentrisch  zusammenwirken, 
daß  der  ungedeckte  Teil  der  Gemeindeausgaben  —  ungedeckt 
infolge  der  Begrenzung  der  Steuerzuschläge  nach  oben  hin  — 
sowohl  durch  entsprechende  Einschränkungen  der  Ausgaben  als 
durch  Zuschüsse  gedeckt  wird.  Sowohl  das  Interesse  für  diese 
»notleidenden«  Gemeinden  —  notleidend  im  Steuersinn  —  wird 
erweckt  als  gleichzeitig  das  Interesse  für  die  Kontrolle  und  Er- 
leichterung ihrer  Ausgaben.  Die  rücksichtslose  lokale  steuerliche 
Ausbeutung  einzelner  starker  Zensiten  würde  ebenso  unterbunden 
werden  können,  wie  die  Heranziehung  gefördert  und  wäre  es  nur 
dadurch,  daß  je  nach  Lage  des  Einzelfalles  die  Besteuerung  ab- 
wesender größerer  Grundbesitzer  zum  Teil  dazu  führen  würde, 
gewisse  Beträge  solange  zum  Gemeindevermögen  zu  schlagen, 
bis  dieses  eine  hinlängliche  Kräftigung  erfahren  hat. 

Denkt  man  sich  eine  solche  Anpassung  durchgeführt,  dann 
besteht  keinerlei  Notwendigkeit  mehr,  die  Steuerbehörden  von 
Staat,  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  getrennt  zu  halten; 
sie  können  vereinigt  werden  und  beide  Buchführungen  usw. 
rechnerisch  getrennt  besorgen. 

VIII. 
Es  könnte  der  Anschein  erweckt  werden,  als  ob  durch  eine 
solche  Veränderung  die  »Autonomie«  der  Gemeinden  eingeschränkt 
oder  gar  bedroht  werden  wolle  oder  würde.  Seit  Menschenge- 
denken ist  ja  der  Kampf  zwischen  Gemeindefreiheiten  und  Staats- 
bureaukratie  auch  bei  uns  in  Württemberg,  ja  gerade  hier,  im 
Gang  und  hat  bereits  zu  erheblichen  Kraft-  wie  Geldaufwänden 
geführt  insofern,  als  statt  eines  Zusammenfiießens  der  Funktionen 
eine  Art  von  Konkurrenz  stattfand.  So  wuchs  sich  das  Beamten- 
tum der  Großstadt  zu  einer  neuen  Bürokratie  neben  der  staat- 
lichen aus  und  zwischen   ihr   und   den   Ministerien    verschwinden 
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die  Zwischenbehörden  zwar  nicht  tatsächlich  aber  doch  hinsicht- 
Hch  ihrer  Bedeutung.  Je  größer  aber  eine  Stadt  wird,  um  so 
stärker  wirkt  sie  auf  ihr  benachbartes  Gebiet  wirtschaftHch,  um 
gleichzeitig  wieder  von  ihm  entsprechend  abhängig  zu  werden. 
Die  Statistik  hat  das  längst  mit  Zahlen  festgelegt  und  die  Stadt- 
räte einer  Großstadt  sind  machtlos,  wenn  es  sich  um  derlei 
Fragen  handelt,  die  gar  nicht  in  ihrer  Kompetenz  liegen.  Nun 
hat  man  den  Versuch  gemacht,  der  Bedeutung  der  großstädti- 
schen Entwicklung  u.  a.  auch  durch  Verstärkung  der  Sitze  im 
Abgeordnetenhause  gerecht  zu  werden  und  die  alte  Tradition  von 
den  7  guten  Städten  Württembergs  zu  durchlöchern.  Man  hat 
damals  bei  der  Verfassungsrevision  vom  Jahre  1906  und  ihren 
Kämpfen  noch  ganz  unter  dem  Gesamteindruck  gehandelt,  daß 
es  gelte,  den  Einfluß  der  Standesherren  zurückzuschrauben  durch 
eine  reine  »Volkskammer«  und  durch  eine  reine  »Privilegierten- 
kammer«.  Dies  ist  aber  nicht  gelungen.  Auf  der  einen  Seite 
wurde  die  »Privilegiertenkammer«  durch  Zustrom  von  unabhängi- 
gen nichtprivilegierten  Kräften  gestärkt  und  senatartig.  Auf  der 
andern  Seite  aber  wurde  die  »reine  Volkskammer«  in  sich  zwie- 
spältig durch  das  Nebeneinander  von  Territorial  wähl  und 
Proporz.  Dieser  Zwiespalt  wurde  teils  nicht  beachtet,  teils 
als  unerheblich,  teils  sogar  als  nicht  vorhanden  angesehen,  weil 
man  lediglich  auf  das  persönliche  allgemeine  gleiche  und  ge- 
heime Wahlrecht  sah.  Er  ist  aber  in  Wahrheit  nicht  nur  vor- 
handen ,  sondern  von  sehr  viel  größerer  Tragweite  als  die 
Väter  und  Mütter  der  Verfassungsrevision  geahnt  und  gewollt 
haben. 

Das  alte  Territorialprinzip  der  Abgeordnetenkammer  herrscht 
quantitativ  vor ;  auf  diesen  Stamm  ist  das  Reis  des  Proporzes 
aufgepflanzt.  Die  »Bezirksvertreter«  sind  weitaus  die  Mehrheit. 
Aber  nicht  nur  das.  In  dem  Augenblick,  an  welchem  ihnen  eine 
kleine  Schar  von  Proporzgenossen  beigesellt  wird,  wurden  sie  erst 
recht  eigentlich  von  »Volksvertretern«  zu  >Bezirksabgeordneten«. 
Sozusagen  von  Rechts  wegen,  von  Verfassungs  wegen !  Man  hat 
davon  gefabelt,  daß  durch  den  Proporz  neben  die  Parteien  eine 
Art  Kranz  von  unabhängigen  Männern  gestellt  werden  würde, 
welche  wie  eine  Art  von  geistigem  Rahm  aus  der  gesunden  Milch 
des  Volksempfindens  hervorsteigen  werden.  Aber  selbstverständ- 
lich haben  sich  die  politischen  Parteien  auch  dieses  Teiles  der 
Sitze  bemächtigt;  nur  mußten  sie  Zugeständnisse  an  allerlei  mehr 
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oder    weniger    stimmenstarke  Verbände    und    Vereine    aller    Art 
machen. 

Die  Folge  dieses  nur  anzudeutenden  Zustandes  war,  daß  das 
volkswirtschaftlich  veraltete  Territorialprinzip  im  Parla- 
mente fester  als  je  begründet  war,  verschärft  noch  da- 
durch, daß  eine  Großstadt-Territcrial-Sondervertretung  angefügt 
wurde  und  daß  die  gleichzeitig  erfolgende  neue  Gemeindeordnung 
ebenfalls  die  alte  Grundlage  beibehielt. 

Oben  ist  gezeigt  worden,  daß  eine  ganz  andere  Bezirks- 
einteilung aus  dem  natürlichen  Sachverhalte  gänzlich  veränderter 
Wirtschafts-  und  Verkehrsverhältnisse  sich  nahe  legt.  Man  kann 
höhnisch  sagen,  sich  —  dem  Verfasser  dieser  Zeilen  nahe  legt. 
Das  ist  natürlich  richtig,  aber  es  ist  keine  Widerlegung  in  Sachen, 
welche  ganz  ernstliche  Gesamtfragen  betreffen.  Daß  dem  so  ist, 
dafür  mag  ein  sehr  wichtiger  Beleg  angefügt  sein. 

Die  Volksvertretung  Württembergs  hat  im  Jahre  1911/12  die 
Beamtengehaltsaufbesserung  für  sämtliche  Staatsbeamte,  Geist- 
liche, Lehrer  verwilligt  im  Anschluß  an  die  Gehälter,  welche  die 
Gemeinden  zu  zahlen  begonnen  hatten.  Das  Volk  im  ganzen  be- 
zahlt also  erweiterte  und  sich  fortwährend  erweiternde  gemeind- 
liche und  staatliche  Beamtenkörper,  um  nicht  zu  sagen,  Bureau- 
kratien,  von  da  an  erheblich  höher.  Bei  einer  »angemessenen« 
Arbeitsteilung  zwischen  Volksvertretung  und  Regierung  war  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Mehrheit  der  Volks- 
vertretung die  Erklärung  abgab,  erhöhte  Beamtengehalte  gerne 
bewilligen  zu  wollen,  wenn  eine  Vereinfachung  der  Verwaltungen 
derart  einträte,  daß  die  Zahl  der  Beamten  überhaupt  sich  ver- 
ringere. Eine  solche  Erklärung  wurde  nicht  gefordert  und  nicht 
gegeben ;  sie  wäre  an  sich  auch  wertlos  gewesen,  insolange  kei- 
nerlei gangbarer  Weg  gezeigt  wurde  oder  wirkliche  Vorschläge 
für  solche  Vereinfachungen  vorlagen.  An  sich  liegt  ja  der  Volks- 
vertretung die  Ausarbeitung  solcher  Vorschläge  auch  nicht  ob ; 
außerdem  weiß  sie  ebensowenig,  ob  die  Regierung  solche  Vor- 
schläge annähme,  wie  die  Regierung  weiß,  ob  die  Volksvertretung 
ihre  Gesetzesvorschläge  annehmen  wird.  Die  Regierung  hat  aber 
weder  Recht  noch  Auftrag  noch  Veranlassung,  gleichzeitig  mit 
der  »Staatsvereinfachung«  auch  die  »Gemeindevereinfachung«  in 
ihr  Programm  aufzunehmen,  wenn  nicht  ein  gewisses  Maß  von 
Vorverhandlungen  dazu  ermächtigt  oder  dazu  drängt. 

Demnach  war   die   ganze  Angelegenheit   auf  toten  Geleisen. 
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Man  tobte  sich  ein  bischen  gegen  die  4  Kreisregierungen 
aus,  redete,  wie  in  Bayern,  von  der  Salbung  der  Bürokratie  mit 
kaufmännischem  Oel  —  ohne  zu  fragen,  was  für  ein  Oel  das  sei 
und  wie  man  salben  soll  — ,  schaffte  den  Geheimen  Rat  und  den 
Personenadel  ab. 

Im  Schöße  der  Staatsbehörden  wurde  der  Versuch  gemacht, 
»Verwaltungsbezirke«  zusammenzulegen.  Diese  Versuche  führten 
natürlich  zu  keinem  Ergebnis,  denn  diese  »Zusammenlegung«  ist 
lediglich  ein  territoriales,  mechanisches  und  etwas  willkürliches 
Verfahren :  wens  trifft  —  den  triffts !  Wenn  man  Spaichingen  in 
Tuttlingen  verschwinden  lassen  kann,  warum  nicht  Marbach  in 
Ludwigsburg,  Besigheim  in  Heilbronn  usw.  Alle  kleineren  Ver- 
waltungsbezirke schienen  gefährdet,  und  das  über  allen  schwe- 
bende Verhängnis  hatte  zur  Folge,  daß  diese  Versuche  schon  im 
Keime  erstickten.  Keine  Bezirksstadt  will  ihren  Oberamtsrichter, 
Oberamtmann,  Kameralverwalter,  Oberamtspfleger,  Oberamtsspar- 
kassier,  Dekan,  Bezirksschulinspektor,  Oberamtsarzt,  Oberförster 
usw.  »hergeben«,  aber  jeder  Bezirk  will  womöglich  eine  »Neben- 
bahn« usw. 

So  etwa  liegen  die  Dinge.  In  den  einzelnen  Ministerien, 
früher  »Departements«  genannt,  ist  zweifellos  vielfach  ein  red- 
licher Wille  zu  Vereinfachungen  usw.  vorhanden ;  aber  man  kann 
nicht  erwarten,  daß  bei  solcher  Lage  der  Dinge  Vorschläge  ge- 
macht werden,  welche  einen  großen  Zug  in  die  Sache  bringen. 
Sie  würden  alle  als  eine  Art  von  Selbstkastration  erscheinen. 
Warum  sollte  gerade  der  Justizminister  erklären,  daß  er  nicht  64, 
sondern  nur  45  Amtsgerichtsbezirke  »brauche« ,  wenn  nicht  der 
Minister  des  Innern  gleichzeitig  erklärt,  dafi  er  nur  44  Oberamts- 
bezirke nötig  habe  usw.  Dabei  ist  noch  von  den  personalen 
Schwierigkeiten  verschiedener  Art  ganz  abgesehen,  welche  bei 
starkem  Stellenschwund  auftauchen. 

IX. 

Jetzt  ist  auch  der  geschichtlichen  Betrachtungnoch  ein  Wort 
zu  widmen.  Mancher  erfahrene  Betrachter  der  Geschichte  wird 
mit  einem  überlegenen  Lächeln  erklären ,  daß  solchen  Reforma- 
tionen des  Staatsorganismus,  wie  sie  mit  dem  Schlagwort  »Ver- 
einfachung« gefordert,  ersehnt,  gewünscht,  angestrebt  werden,  in 
der  Regel  ein  tragisches  Schicksal  drohe.  Sie  drücken  ein  Ge- 
fühl aus,  dann  und  wann  eine  durch  einzelne  Vorkommnisse  und 
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Teil-Zustände  berechtigte  und  belegte  Kritik,  einen  frommen 
oder  einen  mehr  oder  minder  berechtigten  Wunsch  usw.,  aber 
sie  kommen  nicht  zustande,  einmal,  weil  es  an  einem  klaren 
Bilde  vom  Bestehenden  wie  von  dem  zu  Aendernden  (positiv 
wie  negativ)  fehlt,  sodann  aber,  weil  die  Kräfte  nicht  vorhanden 
oder  zu  vereinigen  sind,  welche  dieses  klare  Bild  schaffen  und 
schließlich,  weil  auch  dann,  wenn  die  Sache  soweit  gediehen 
wäre,  die  Energien  fehlen,  Vv^elche  die  Trägheits-  und  Reibungs- 
widerstände überwinden,  die  sich  allen  derartigen  Neubildungen 
oder  Umbildungen  mit  guten  oder  schlechten  oder  ohne  sichtbare 
Gründe  entgegenstemmen.  Es  müsse  schon  eine  höhere  Gewalt 
von  innen  oder  von  außen  auftreten,  um ,  der  Diktatur  gleich, 
mit  einem  gewissen  Ruck  das  Ganze  in  Bewegung  zu  bringen. 
Das  napoleonische  Zeitalter  wie  das  der  deutschen  Revolution 
scheinen  dieser  Auffassung  Recht  zu  geben.  Auch  die  oben  kurz 
geschilderte  Art  der  Verfassungsrevisionsgeschichte  scheint  zu  er- 
geben, daß  es  sich  dabei  mehr  um  ein  formales  Rechtswerk,  um 
eine  andere  Umgrenzung  von  staatsrechtlicher  Form  der  Ein- 
wirkung auf  das  Gemeinwesen  wie  auf  die  Gemeinwesen  han- 
delte, nicht  aber  um  eine  Veränderung  der  sachlichen  und  per- 
sönlichen Natur  der  Staatsmaschine  und  der  an  ihre  Treibriemen 
angeschlossenen  Kommunalmascbinchen. 

Fast  könnte  man  der  Ansicht  zuneigen,  daß  es  in  Württem- 
berg an  dem  lebendigen  Staatsgefühl  gefehlt  habe,  um  das  Kö- 
nigreich der  Jahre  1866  und  1870  im  Rahmen  eines  großen 
und  stürmisch  größer  werdenden  Reiches  in  einen  modernen 
Bundesstaat  allseitig  nicht  etwa  zurückzubilc^en  oder  einzu- 
schränken, sondern  richtig  umzubilden.  Die  Parteien  waren  viel 
zu  sehr  mit  sich  selbst  und  ihrer  gegenseitigen  Bekämpfung  so- 
wie mit  dem,  beschäftigt,  was  sie  Bürokratie  nannten.  Aber 
diese  »Bürokratie«  war  im  Grund  genommen  Fleisch  von  ihrem 
Fleisch,  so  oder  so.  Man  sah  gar  nicht  und  wollte  auch  viel- 
fach gar  nicht  sehen,  daß  man  die  alte  »Mainlinie«  nicht  nur  an 
einer,  sondern  an  möglichst  vielen  Stellen  überbrücken  müsse, 
um  so  einerseits  den  alten  »Partikularismus«  endgültig  und  gründ- 
lich abzutöten,  andererseits  aber  das  wirklich  und  berechtigt 
Eigenartige  um  so  fester  in  zeitgemäßer  An-  und  Umbildung  zu 
gestalten.  Es  mag  ebenso  verwegen  wie  hart  klingen,  von  einem 
fast  unerlaubten  »kleinbürgerlichen«  Horizont  auch  weiter  Kreise 
der  sogenannten    besseren    und    (gebildeteren  Büreerschichten   zu 


Ersparnisse  und  Vereinfachung  in  der  öffentl.  Verwaltung  Württembergs.         ig 

sprechen.  Die  allgemein  geistigen,  auch  wissenschaftlichen,  vor 
allem  lokal-  und  spezialgeschichtlichen  Interessen  sind  zweifellos 
sehr  groß,  vielleicht  größer  als  irgendwo,  aber  im  Grunde  ge- 
nommen bringen  sie  manche  Blüten,  selten  —  Früchte.  Man 
hat  sich  allmählich  daran  gewöhnt,  sogar  Schiller  nur  mit  der 
Lyra  im  Arme  sich  vorzustellen  und  Eduard  M'öricke  hat  heute 
eine  größere  Gemeinde  als  der  alte   »Schartenmaier«. 

X. 

Die  vorstehenden  Betrachtungen  sind,  —  abgesehen  von  we- 
nigen Einschaltungen  —  schon  vor  Beginn  des  großen  Europa- 
krieges niedergeschrieben  worden.  Sie  wurden  nicht  veröffent- 
licht; aus  begreiflichen  Gründen.  In  gewöhnlichen  Zeitläuften 
können  embryonale  Gedanken  über  derlei  Dinge  nicht  hoffen, 
derjenigen  Wärme  sowohl  des  Interesses  Sachkundiger  als  der 
Kritik  wirklicher,  nicht  etwa  bloß  scheinbarer  Besserwisser 
zu  begegnen,  welche  es  einem  —  Embryo  allein  ermöglichen, 
allmählich  Form  und  Gestalt  zu  gewinnen.  Das  lateinische  Sprich- 
wort in  magnis  voluisse  sat  est,  in  dessen  Namen  die  großen 
schwäbischen  Philosophen  ihre  Gedankensysteme  aufbauten,  wurde 
in  weiten  Kreisen  überhaupt  nicht  mehr  anerkannt,  sondern  viel- 
fach überlegen  belächelt. 

Heute  liegen  die  Dinge  anders. 

Was  vorher  Vermessenheit  genannt  werden  konnte,  mag  heute 
als  bittere  Pflicht,  als  Gebot  der  Not  und  der  Notwendigkeit  er- 
scheinen. 

Die  Aufgaben  und  die  Leistungen,  welche  seit  über  einem 
Jahre  dem  deutschen  Volke  als  Gesamtheit  auferlegt  sind,  lassen 
zunächst  alles  andere  als  unwesentlich  verschwinden.  Aber 
doch  nur  zunächst.  Die  Zeit  ist  nicht  ferne,  sondern  ganz 
nahe,  wo  wir  viele  Dinge  mit  ganz  anderen  Maßstäben  zu  messen 
haben  werden  und  wo  die  Not  uns  zwingen  wird,  aus  finan- 
ziellen Gründen  »großzügig«  zu  werden.  Es  besteht  die  Ge- 
fahr, daß  der  Zeitpunkt  verpaßt  wird,  die  sogenannte,  in  jüngster 
Zeit  so  sehr  gepriesene  »Organisationsgabe«  des  Deutschen  auch 
auf  Gebiete  anzuwenden,  welche  bisher  sehr  »spröde«  erschienen. 

Wenn  ganze  »W^eltteile«  anders  eingeteilt  werden,  wenn  die 
Karten  sozusagen  des  ganzen  Planeten  einer  »Revision«  unter- 
zogen werden,  so  werden  dadurch  auch  alle  württembergischen 
Schulatlässe  in  Mitleidenschaft  gezogen.     Unter    dem  gewaltigen 
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^Q  Dr.  H,  J.  Losch:  Ersparnisse  und  Vereinfachung  üsw. 

Eindruck  von  derlei  Aenderungen  dürfte  eine  andere  Einteilung 
der  württembergischen  kleineren  Verwaltungsbezirke  als  grund- 
stürzendes Ereignis  nicht  mehr  empfunden  werden.  Dazu  ist 
unsere  Schulbildung  schon  viel  zu  weit  fortgeschritten;  es  könnte 
sogar  vom  ästhetischen  Standpunkt  aus  wünschenswert  erscheinen, 
sie  proportional  auszuweiten.  Man  kann  sogar  noch  kühnere 
Denkversuche  machen. 

Wer  die  geographischen  Erstreckungen  der  Gebiete  von 
Württemberg,  Baden,  Hohenzollern  auf  sich  wirken  läßt,  wird 
ohne  viel  Bedenken  zugeben,  daß  diese  Grenzen  nicht  die  Gren- 
zen natürlicher,  namentlich  durch  Eisenbahnen  geschaffener  und 
zusammengehaltener  Verkehrsgebiete  sind.  Es  erscheint  wohl 
möglich,  auch  in  dieser  Hinsicht  zweckmäßigere  Anpassung  vor- 
zunehmen. Die  Zeit  eines  volks-  und  verkehrswirtschaftlichen 
Gebietszusammenschlusses  ist  gekommen;  sie  kann  auch  die  Zeit 
eines  vernünftigen  Grenzgebietsaustausches  sein,  einer  Art  von 
großzügiger  »Feldbereinigung«.  In  Amerika,  Australien,  Afrika 
erscheinen  die  Grenzen  auf  den  Karten  häufig  wie  mit  Linealen 
gradlinig  gezogen;  man  merkt  ihnen  deutlich  an,  daß  sie  vom 
> grünen  Tisch«  aus  geschaffen  worden  sind.  Bei  uns  handelt  es 
sich  um  die  Schaffung  von  einigermaßen  natürlichen  Verkehrs- 
gebieten, welche  das  geschichtlich  Gegebene  nicht  etwa  weg- 
rasieren, sondern  zeitgemäß  ins  Ganze  einordnen.  Auf  diesem 
Wege  könnte  die  große  Zeit  auch  äußerlich  greifbar  einen  blei- 
benden Niederschlag  gewinnen.  Doch  greift  dies  über  den  hier 
behandelten  Gegenstand  hinaus ;  immerhin  darf  noch  gesagt  wer- 
den, daß  man  nach  innen  hin  nicht  gerade  zu  versteinern  braucht, 
wenn  man  nach  außen  hin  wächst  oder  wachsen  will.  Im  Ge- 
genteil :    gerade  dann  darf  man  im  Innern  nicht    —   verkalken. 
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ZUR  FRAGE   DER   GENOSSENSCHAFTS- 
BESTEUERUNG. 

I. 

Von 

MARTIN  GRAMINGER. 


Das  Problem  der  Genossenschaftsbesteuerung  und  die  Lösungs- 
versuche in  den  Steuergesetzen  der  deutschen  Bundesstaaten. 

Zu  den  Grundsätzen,  die  sich  im  Laufe  der  Entwicklung  im 
Steuerwesen  herausgebildet  haben,  gehört  im  heutigen  Rechts- 
staat auch  der  sozialethische  und  damit  historisch  bedingte  Grund- 
satz der  Allgemeinheit  der  Besteuerung.  Er  fordert,  »daß  alle 
Einzelwirtschaften  ohne  Unterschied  der  sachlichen  Geartung  und 
ohne  Ansehen  der  sie  vertretenden  Rechtssubjekte  zur  Leistung 
der  Steuern  herangezogen  werden«^)  und  steht  damit  im  Gegen- 
satz zu  den  Steuerprivilegien,  die  im  ständischen  Staate  bevor- 
zugte Schichten  genossen.  Nur  mehr  geringe  Reste  von  Exem- 
tionen bergen  die  modernen  Steuergesetze :  Außer  der  Steuer- 
freiheit des  Herrschers  und  seines  Hauses,  deren  staatsrechtliche 
Begründung  vor  nicht  langer  Zeit  Gegenstand  lebhafter  Erörterung 
war,  gewöhnlich  nur  mehr  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Steuer- 
freiheit der  diplomatischen  Vertretungen.  Nur  selten  mehr  sind 
die  vom  Staat  besoldeten  Beamten  steuerlich  bevorzugt.  Die- 
jenigen Steuerfreiheiten  jedoch,  die  gemeinnützigen  Stiftungen  und 
Vereinen  für  Erziehung,  Unterricht,  Armenfürsorge,  Kultus  usw. 
gewährt  werden,  durchbrechen  das  Prinzip  der  Allgemeinheit  der 
Besteuerung  in  Wirklichkeit  nicht,  soweit  sie  dem  Vermögen  und 
Einkommen  zugute    kommen,    das  Zwecken  gewidmet  ist,    deren 

i)  Heckel,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  Leipzig   1907,   i.  Bd.,  S.   180. 


22  Martin  Graminger: 

Erfüllung  jeweils  als  Aufgabe  des  Staates  angesehen  wird.  Solche 
Zwecke  erfüllen  aber  nicht  gewisse  Arten  von  Assoziationen 
landwirtschaftlicher  und  gewerblicher  Produ- 
zenten, die  uns  häufig  in  den  deutschen  Steuergesetzen  in 
einer  Ausnahmestellung  gegenübertreten.  Sollen  diese  Steuer- 
bevorzugungen damit  gerechtfertigt  werden,  daß  sie  nur  Genossen- 
schaften gewährt  werden,  die,  einzelne  Schichten  fördernd,  auch 
der  Allgemeinheit  nützen,  so  hat  sich  der  Gesetzgeber  des 
Vorwurfes  der  Inkonsequenz  und  Ungerechtigkeit  zu  erwehren : 
Die  genossenschaftlichen  Organisationen  der  Konsumenten,  vor 
allem  die  Konsumvereine,  denen  in  den  meisten  Fällen  die  gegen- 
teilige Behandlung  zuteil  geworden  ist,  behaupten,  daß  sie  in 
diesem  Sinne  nicht  minder  gemeinnützig  sind,  und  nennen  die 
differenzierte  steuerliche  Behandlung  der  Genossenschaften  un- 
gerecht. 

Will  man  versuchen,  der  Lösung  des  Problems  der  Genossen- 
schaftsbesteuerung unter  Beobachtung  des  Prinzips  der  Allgemein- 
heit der  Besteuerung  nahezukommen,  so  dürfte  es  am  zweck- 
mäßigsten sein,  vom  wirtschaftlichen  Wesen  der  verschiedenen 
Arten  dieser  Organisationsform  auszugehen,  während  jeder  Ver- 
such, diese  Besteuerungsfrage  vom  juristisch-formalen  Standpunkt 
aus  befriedigend  zu  lösen,  von  vornherein  als  verfehlt  betrachtet 
werden  muß,  wie  auch  die  Steuergeschichte  zur  Genüge  zeigt. 

Besteuerung  bedeutet  Forderung  einer  wirtschaftlichen  Lei- 
stung. Die  Heranziehung  der  wirtschaftlichen  Organisationsform 
»Genossenschaft«  zur  Einkommensteuer  setzt  also  voraus,  daß 
Einkommen  produziert  wird.  Es  wird  zu  untersuchen  sein,  ob 
in  den  Wirtschaftseinheiten,  die  man  als  Genossenschaften  be- 
zeichnet, Erwerbszwecke  verfolgt  werden,  so  daß  sie  steuerlich 
den  gewöhnlichen  Erwerbsgesellschaften  gleichzustellen  wären  ^), 
wie  es  nicht  selten  ohne  weitere  Voraussetzungen  geschieht, 
oder  ob  sich  diese  genossenschaftlichen  Wirtschaften  tatsäch- 
lich so  sehr  von  den  Erwerbsgesellschaften  unterscheiden,  daß 
eine  besondere  Behandlung  in  den  Steuergesetzen  sich  als  not- 
wendig erweist.  Die  Fülle  des  Wirtschaftslebens  zeigt  uns  nun 
>Genossenschaften<  genannte  Gesellschaften,  die  den  einkommen- 

l)  Auf  die  steuertechnische  Frage  der  Erfassung  des  durch  Vergesellschaftung 
produzierten  Einkommens  sei  nur  hingewiesen.  Vgl.  Atiioni,  Die  Steuersubjekte 
im  Zusammenhalte  mit  der  Durchführung  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  nach 
den  in  Deutschland  geltenden  Steuergesetzen,  Finanz-Archiv  5.  Jahrg.,  S.  916. 
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produzierenden  Erwerbsgesellschaften  äußerst  nahe  stehen  und 
wie  diese  auf  möglichst  großen  Kapitalgewinn  abzielen,  wenn 
sie  auch  vielleicht  rechtliche  Besonderheiten  hiervon  unterscheiden 
(Ersatz  von  Kleinaktien!).  Von  diesen  »Genossenschaften«  führen 
zahlreiche  Abstufungen  zu  gesellschaftlichen  Wirtschaften,  die 
keinerlei  Erwerbszwecke  verfolgen,  sondern  deren  Zweck  gerade  die 
Ausschaltung  des  Profits  ist,  zu  jenen  gemeinschaftlichen  Betrieben, 
in  denen  das  Selbstkostenprinzip  rein  durchgeführt  wird, 
so  daß  nicht  nur  rechtlich  sondern  auch  wirtschaftlich  nicht  das 
Kapital,  sondern  die  Person  des  Gesellschafters  als  Inhabers  einer 
Erwerbs-  oder  Verbrauchswirtschaft  ausschlaggebend  ist^).  Daß 
ein  »Selbstkostenbetrieb«  nicht  Erwerbszwecke  verfolgt,  also  auch 
kein  Einkommen  produziert,  liegt  schon  logisch  im  Worte.  Garan- 
tien dafür,  daß  ein  Selbstkostenbetrieb  in  einer  Genossenschaft 
vorliegt,  liegen  darin,  daß  nicht  regelmäßig  Geschäfte,  die  den 
Zweck  der  genossenschaftlichen  Vereinigung  bilden,  mit  Nicht- 
mitgliedern  abgeschlossen  werden,  daß  etwaige  Geschäftsüber- 
schüsse (nach  Deckung  der  Unkosten)  nur  nach  Maßgabe  der 
Inanspruchnahme  des  gemeinschaftlichen  Betriebes  den  Mitglie- 
dern zurückerstattet  werden,  sowie  darin,  daß  für  den  Fall  der 
Auflösung  der  Genossenschaft  die  Verteilung  etwa  vorhandenen 
Vereinsvermögens  unter  die  Mitglieder  ausgeschlossen  ist.  Reine 
Selbstkostenbetriebe  erzielen  kein  Einkommen^),  gleichviel  in 
welche  juristische  Formen  sie  gekleidet  sind.  Wie  steht  es  aber 
mit  den  zahlreichen  Abstufungen,  die,  zur  Erwerbsgesellschaft 
hinüberführend,  das  Selbstkostenprinzip  nur  teilweise  beobachten  ? 
Die  Antwort  darauf  kann  nur  lauten,  daß  diese  Genossenschaften 
eben  als  Erwerbsunternehmen  zu  behandeln  sind,  soweit  die  ge- 
nannten Garantien  eines  Selbstkostenbetriebes  in  den  Statuten 
oder   im  Gesetz  nicht  gegeben    sind    oder  soweit  sie   t  a  t  s  ä  c  h- 


1)  Man  mag  diese  gesellschaftlichen  Selbstkostenbetriebe  als  »echt  genossen- 
schaftlich« anerkennen  oder  nicht ;  jedenfalls  ist  das  Selbstkostenprinzip  dem  der 
Erwerbsunternehmungen  entgegengesetzt  und  darum  von  ausschlaggebender  Bedeu- 
tung für  die  Besteuerungsfrage. 

2)  Es  ist  für  den  Charakter  des  Selbstkostenbetriebes  bedeutungslos,  daß  die 
Möglichkeit  (ja  die  Absicht)  besteht,  daß  die  wirtschaftliche  Wirkung  des  genossen- 
schaftlichen Zusammenschlusses  sich  im  Einkommen  des  Genossen-Produzenten 
äußert  und  dessen  Erhöhung  zur  Folge  hat.  Ob  dies  der  Fall  ist,  stellt  sich  erst 
hier  heraus.  Nicht  die  im  gemeinschaftlichen  Betrieb  zusammengefaßten  Erwerbs- 
akte, sondern  erst  die  gesamte  Erwerbstätigkeit  des  einzelnen 
Genossen    entscheidet  darüber. 
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lieh  als  nicht  vorhanden  anzunehmen  sind.  Freilich  hat  diese 
Gerechtigkeitsforderung  mit  der  Schwierigkeit,  steuertechnisch  hier 
die  Grenze  zu  ziehen,  zu  rechnen,  eine  Schwierigkeit,  die  beson- 
ders groß,  meist  unüberwindlich  ist,  falls  auch  Nichtgenossen  regel- 
mäßig an  den  Zweckgeschäften  des  genossenschaftlichen  Betriebes 
teilnehmen,  während  die  Ausscheidung  und  steuerliche  Berück- 
sichtigung der  Erwerbselemente  meist  möglich  ist,  falls  die  ohne 
Beteilieune  von  Nichtgenossen  erzielten  Geschäftsüberschüsse  nach 
verschiedenen,  auch  nichtgenossenschaftlichen  Maßstäben  verteilt 
werden.  Auch  wenn  die  Gesetzgeber  sich  einmal  allgemein  in 
der  Frage  der  Genossenschaftsbesteuerung  vom  wirtschaftlichen 
Wesen  dieser  Betriebe  leiten  ließen,  würde  es  wahrscheinlich 
sein,  daß  die  Steuer  p  r  a  x  i  s  aus  dem  Vorhandensein  eines 
mit  dem  Selbstkostenprinzip  in  Widerspruch  stehenden  Momentes 
auf  den  Erwerbscharakter  des   ganzen  Betriebes  schlösse. 

Sollen  die  wichtigsten  Genossenschaftsarten  daraufhin  geprüft 
werden,  ob  und  wieweit  bei  ihnen  die  genannten  Garantien  des 
Selbstkostenbetriebes  gegeben  sind,  so  empfiehlt  sich  die  Schei- 
dung in  Produzenten-  und  Konsumentengenossenschaften,  je  nach- 
dem in  ihnen  die  Genossen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Produzenten 
oder  als  Konsumenten  zusammengefaßt  sind. 

Die  wichtigsten  Arten  der  Produzentengenossenschaften 
sind  die  Bezugs-,  Werk-,  Verwertungs-  und  Absatzgenossenschaften, 
die  häufig  in  kombinierter  Form  auftreten.  Zwischen  Produzenten- 
und  Konsumentengenossenschaften  stehen  die  kreditvermitteln- 
den Vereinigungen;  doch  da  dieser  Kredit  überwiegend  produk- 
tiven Zwecken  dient,  können  sie  praktisch  zu  den  Bezugsgenossen- 
schaften von  Produzenten  gezählt  werden. 

Die  Bezugsgenossenschaften  liefern  ihren  Genossen 
die  für  den  Produktionsprozeß  erforderlichen  Rohstoffe,  Werk- 
zeuge und  Waren  aller  Art  unter  Ausschaltung  des  gewinnerzie- 
lenden Zwischenhandels,  sei  es,  daß  an  die  Genossen  zum  Ein- 
kaufspreis mit  einem  verhältnismäßigen  Zuschlag  für  die  Spesen 
oder  zum  Marktpreis  verkauft  wird.  In  letzterem  Falle  wird  ge- 
wöhnlich das  zuviel  Bezahlte  nach  Abzug  der  Unkosten  in  regel- 
mäßigen Zwischenräumen  im  Verhältnis  der  Umsätze  zurücker- 
stattet. Sehr  üblich  ist  neben  dieser  Rückvergütung  eine  — 
wenn  auch  beschränkte  —  Dividende  auf  die  Geschäftsguthaben. 
Geschäfte  mit  Nichtgenossen  sind  in  der  Regel  nicht  beabsichtigt 
der  Eintritt   in    die  Genossenschaft  steht  ja  jederzeit  frei  — , 
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doch  scheinen  größere  Zentrallager  nicht  selten  dazu  genötigt  zu 
sein.  Ueber  die  Verteilung  etwa  vorhandenen  Vereinsvermögens 
für  den  Fall  der  Auflösung  enthalten  die  Statuten  meist  keine 
Bestimmung;  es  tritt  dann  bei  eingetr.  Genossenschaften  §  91  des 
Genossenschaftsgesetzes  in  Kraft  (über  die  Gesamtguthaben  hinaus 
wird  nach  Köpfen  verteilt^). 

Auch  bei  den  Kreditgenossenschaften  ist  die  Verteilung  einer 
Kapitaldividende  üblich,  während  die  Gewährung  von  Darlehen 
an  Nichtmitglieder  gesetzlich  verboten  ist  (§  8  des  G.'G.).  Eine 
Rückerstattung  zuviel  bezahlten  Darlehenszinses  nach  Verhältnis 
der  geleisteten  Zinsen  und  Provisionen  scheint  vorzukommen'-^), 
dürfte  jedoch  äußerst  selten  sein.  Dem  Selbstkostenprinzip 
können  infolge  ihrer  Organisation  die  Raiffeisenschen  Darlehens- 
kassen am  nächsten  kommen  3).  Mit  der  gesetzlichen  Einführung 
des  Geschäftsanteils  ging  auch  die  Bestimmung  durch,  daß  der 
Geschäftsgewinn  dem  Reservefonds  zugeschrieben  werden  kann. 
So  kommen  denn  bei  den  Raiffeisenkassen  strengster  Observanz 
nach  wie  vor  die  Geschäftsüberschüsse  dem  »Stiftungsfonds«  zugute, 


1)  In  der  »Anleitung  zur  Gründung  von  Handwerkergenossenschaften«  vom 
Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  deutschen 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  H.  Crüger  (Berlin  19 10)  wird  empfohlen 
(S.  8),  daß  der  Marktpreis  für  den  Verkauf  maßgebend  sein  soll.  (Zu  Zeiten 
Schtdze-Delitzschs,  Einkaufspreis  und  kleiner  Aufschlag  zur  Unkostendeckung.  Vgl. 
Paech,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  kleingewerblichen  Genossenschaftswesens, 
Halle  1912,  S.  62.)  Die  Kapitaldividende  ist  nach  dem  Musterstatut  auf  4  Proz. 
der  Geschäftsguthaben  beschränkt;  der  Rest  der  Ueberschüsse  ist  nach  den  Ab- 
schreibungen usw.  als  Verkaufsdividende  zu  verteilen  (S.  78).  Statistische  Angaben 
s.  Jahrbuch  des  AUgem.  Verbandes  Berlin  1914,  S.  XXXI.  Vgl.  ferner:  Schulze- 
Delitzsch,  Die  Genossenschaften  in  den  einzelnen  Erwerbszweigen,  S.  757  des 
I.  Bd.s  i>H.  Schulze-Delitzscks  Schriften  und  Reden«,  herausgeg.  von  F.  Thorwari, 
Berlin  1909;  bezüglich  der  landwirtschaftlichen  Rohstoffgenossenschaften  S.  795  f. ; 
Crüger  und  Jäger,  Rohstoffgenossenschaften  der  Handwerker,  Berlin  1896.  Ge- 
nossenschaftliche Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  2.  Das  Musterstatut  für  An-  und 
Verkaufsgenossenschaften  des  Generalverbandes  ländlicher  Genossenschaften 
in  Deutschland  (Neuwied)  bestimmt,  daß  aus  dem  Gewinn  etwa  verminderte  Ge- 
schäftsguthaben zu  ergänzen  sind  und  der  Rest  nach  Erreichung  eines  Reserve- 
fonds von  20  000  Mk.  nach  den  Beschlüssen  der  Mitgliederversammlung  zu  ver- 
wenden ist.  Bei  der  Auflösung  fällt  das  Vermögen  an  die  Gemeinde  des  Sitzes 
der  Genossenschaft  (Musterstatut  S.   19).     Aehnlich  beim  Reichsverband. 

2)  Vgl.  Parisius  und   Crüger,    Das  Reichsgesetz  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften,  Kommentar  zum  praktischen  Gebrauch,  Berlin  191 1,  S.  188. 

3)  Die  Spar-  und  Darlehenskassenvereine  erfüllen   zumeist  auch  die  Aufgaben 
von  Bezugs-,  Werk-  und  Absatzgenossenschaften. 
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der  dazu  beiträgt,  den  Verein  von  fremden  Geldern  unabhängiger 
zu  machen^).  Auch  manche  dem  »Keichsverband  der  deutschen 
landwirtschaftHchen  Genossenschaften«  (Offenbacher  Verband,  An- 
walt Haas)  angehörigen  Vereine  haben  den  Grundsatz  aufgenom- 
men, daß  keine  Kapitaldividende  verteilt  werden  darf;  höchstens 
aber  darf  (nach  den  Mustersatzungen  hieher  gehöriger  Verbände) 
diese  Dividende  den  üblichen  Darlehenszinsfuß  erreichen.  Auch  hier 
wird  das  Hauptgewicht  auf  den  Reservefonds  gelegt  2).  Die  Organi- 
sation der  Schiilze-Delitsschsche^n  Volksbanken  dagegen  bedingt 
nicht  nur  ein  kaufmännischeres  Gebaren,  sondern  vor  allem  die 
Aufnahme  zahlreicher  Genossen,  die  nur  Anteile  und  zwar  mit- 
unter von  beträchtlicher  Höhe  besitzen,  ohne  den  Kredit  der  Ge- 
nossenschaft zu  beanspruchen,  woraus  sich  die  Notwendigkeit  an- 
sehnlicher   Kapitaldividenden    ergibt^).      Das   Prinzip    der   Rück- 


i)  lieber  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  vgl.  das  Neuwieder  Musterstatut 
S.  19  und  21  (Wohlfahrtszwecke,  Reserve-  und  Stiftungsfonds).  Das  Vereinsver- 
mögen darf  im  Fall  der  Auflösung  nicht  verteilt  werden,  sondern  ist  für  ev.  später 
entstehende  Vereine  bestimmt. 

2)  Ertl  und  Licht,  Das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  in  Deutsch- 
land, Wien  1899,  S.  85  ;  Grabein,  Wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  länd- 
lichen Genossenschaften  in  Deutschland,  Tübingen  1908,  S.  25  ;  Jahrbuch  des 
Reichsverbandes  für   191 3,  S.   185. 

3)  So  verteilten  im  Geschäftsjahr   191 3 

2Y2  Proz.  Dividende  auf  das  Geschäftsguthaben     2    Genossenschaften 
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Dazu  wird  bemerkt :  »Hohe  Dividenden  kommen  nur  vereinzelt  vor.  Eine 
Untersuchung  bei  diesen  Genossenschaften  über  die  Höhe  des  dividendenberech- 
tigten Geschäflsguthabens  hat  zum  Ergebnis  geführt,    daß  letzteres  regelmäßig  nur 
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erstattung  »Rückprämie«  hält  Schnhe-DelitzscJi  wohl  bei  den  Roh- 
stoffgenossenschaften für  angebracht,  bei  den  Volksbanken  er- 
achtet er  es  aber  für  unzweckmäßig  und  ungerecht^).  Auch 
Gewinnverteilung  nach  Köpfen  findet  nicht  seinen  Beifall.  Da- 
gegen ist  auch  er  dafür,  daß  ein  mäßiger  Anteil  vom  Reingewinn 
je  nach  Bedürfnis  in  den  Reservefonds  einzuwerfen  ist.  Aehnlich 
Parisius,  der  die  Aufgabe  der  Volksbanken  nicht  darin  sieht,  den 
Mitgliedern  hohe  Dividenden  zu  verschaffen,  aber  doch  mit  Soergel, 
dem  Mitarbeiter  Sc/uilze-  Delitzschs  eine  ansehnliche  Dividende 
für  zweckmäßig  hält"). 

Die  VVerkgenossenschaften  suchen  die  Aufgabe, 
die  Erwerbswirtschaften  ihrer  Mitglieder  zu  fördern,  dadurch  zu 
erfüllen,  daß  sie  den  Genossen  Maschinen,  Werkzeuge  usw.,  die 
gemeinsam  beschafft  werden,  zur  Benutzung  überlassen.  Abge- 
sehen von  den  übrigen  Voraussetzungen  (Beschränkung  auf  den 
Mitgliederkreis  usw.)  ist  für  den  Charakter  eines  Selbstkostenbe- 
triebes notwendig,  daß  die  Verteilung  etwaiger  Ueberschüsse  nach 
Verhältnis  der  Benutzung  der  genossenschaftlichen  Einrichtung, 
also  etwa  nach  Verhältnis  der  Miet-,  Benutzungsgelder  erfolgt. 
Nur  dann  kann  von  einem  Selbstkostenbetrieb  gesprochen  wer- 
den. Auch  bei  den  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Werk- 
genossenschaften ist  die  Dividende  auf  die  Geschäftsguthaben 
keine  Seltenheit^). 

in  geringer  Höhe  vorhanden  ist.«  S.  CXXIV  des  Jahrbuches  des  Allg.  "Verbandes, 
Berlin  1914.  lieber  die  Dividendenpolitik  der  Volksbanken:  Wygodzitiski,  Das 
Genossenschaftswesen  in  Deutschland,  Leipzig    191 1,  S.   160. 

1)  Begründung:  Schulze- Delitzsch,  Vorschuß-  und  Kreditvereine  als  Volks- 
banken. Praktische  Anweisung  zu  deren  Gründung  und  Einrichtung.  Leipzig  1867, 
S.  98  und  99. 

2)  Kreditgenossenschaften  nach  Schulze- Delitzsch  von  L.  Parisius.  Berlin 
1895,  S.  45. 

3)  Nach  der  CrügerschQn  Anleitung  (s.  u.)  sollen  bei  Werkgenossenschaften 
zunächst  höchstens  4  Proz.  Kapitaldividende  gewährt  werden ;  der  Rest  ist  nach 
den  üblichen  Dotierungen  der  Fonds  usw.  unter  die  Mitglieder  nach  Verhältnis  der 
von  ihnen  für  die  Benutzung  der  Maschinen  und  Werkzeuge  gezahlten  Miete  zu 
verteilen.  S.  136.  Von  den  über  das  Geschäftsjahr  191 3  berichtenden  9  Werk- 
genossenschaften des  Allgemeinen  Verbandes  wurden  45671  Mk.  Reingewinn 
{■=  13,13  Proz.  des  Betriebserlöses)  erzielt.  Dieser  Betrag  wurde  z.  Teil  zu  Re- 
serven und  anderen  Fonds  geschlagen;  20  160  Mk.  wurden  auf  die  Geschäftsgut- 
haben verteilt,  welche  266422  Mk.  betrugen.  Also  durchschnittlich  mehr  als 
4  Proz.!  Nämlich  4,  6,8  und  beim  Breslauer  Transportgeschäft  Viktoria  57,2  Proz. 
Keine  Dividende  wurde  gewährt  nach  Verhältnis  der  gezahlten 
Miete  usw.     Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes,   Berlin   1914,  S.  CXXXIIL 
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Von  den  Verwertungs-  und  Absatzgenossen- 
schaften spielen  besonders  die  ersteren,  die  nicht  selten  auch 
als  »Froduktivgenossenschaften«  bezeichnet  werden,  eine  große 
Rolle.  Da  sie  fast  immer  auch  den  Absatz  der  betreffenden 
Produkte  besorgen,  können  sie  zugleich  auch  als  Absatzgenossen- 
schaften gelten.  Man  kann  hier  unterscheiden  zwischen  Betrieben, 
die  für  die  Wirtschaften  der  Genossen  die  Ersparung  einer  Wirt- 
schaftstätigkeit bedeuten,  die  beim  Fehlen  des  gemeinschaftlichen 
Betriebes  in  den  Betrieben  der  Genossen  stattfinden  würde  und 
Betrieben,  deren  Produkte-(Rohstoff-)Verwertung  gewöhnlich  als 
außerhalb  der  Wirtschaft  des  Genossen  liegend,  d.  h.  als  gewerb- 
lich betrachtet  wird,  wie  es  hinsichtlich  der  Brennerei-,  Brauerei-, 
Ziegeleigenossenschaften  usw.  der  Fall  ist,  während  zu  den  ersteren 
die  Molkerei-,  Winzergenossenschaften  usw.  zählen.  In  den  Bren- 
nereigenossenschaften usw.  weist  der  (zum  mindesten)  ergänzende 
Ankauf  fremder  Rohstoffe  sowie  die  Zahlung  des  Marktpreises 
und  die  übliche  Verteilung  des  Geschäftsgewinns  als  Anteilsdivi- 
dende auf  das  Vorherrschen  des  Charakters  einer  gewerblichen, 
einkommenproduzierenden  Erwerbs  Unternehmung  hin-^),  wäh- 
rend die  Molkereigenossenschaften  sowie  die  reinen  Absatzge- 
nossenschaften dem  Selbstkostenprinzip  zu  folgen  trachten.  Dies 
zeigt  sich  besonders  in  Nachzahlungen  für  die  Einlieferung,  wenn 
gleich  auch  hier  eine  mäßige  Dividende  auf  die  Geschäftsgut- 
haben üblich  ist^).  Die  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis 
scheint  auch  in  dieser  Beziehung  den  Zentralgenossenschaften 
schwer  zu  fallen,    da  sich  der  Absatz  häufig  nach  Lieferungsauf- 


Das  Musterstatut  der  Dreschgenossenschaften  des  General  Verbandes  sieht 
außer  Wiederergänzung  der  Geschäftsguthaben,  Reservefonds,  Betriebsrücklage  die 
Verteilung  einer  Kapitaldividende  von  höchstens  4  Proz.  vor.  Bei  der  Auflösung 
des  Vereins  soll  das  Vermögen  in  der  gleichen  Weise  wie  der  Gewinnanteil  unter 
die  Mitglieder  verteilt  werden,  also  anscheinend  nach  dem  Verhältnis  der  Geschäfts- 
guthaben (S.   14  f.). 

i)  Die  Zahlungsmodalitäten  sind  namentlich  bei  den  Molkereigenossenschaften 
sehr  verschieden.  Vgl.  Jahrbuch  des  Reichsverbandes  für  1913  S.  464.  lieber  den 
erzielten  Gewinn  S.  470.  Das  Neuwieder  Musterstatut  empfiehlt  eine  Kapital- 
dividende von  höchstens  4  Proz.  und  bestimmt,  daß  bei  Auflösung  der  Genossen- 
schaft das  Vermögen  nach  Verhältnis  der  Milchlieferung  der  Genossen  in  den 
letzten  drei  Jahren  verteilt  werde.  S.  15.  Eine  ähnliche  Beschränkung  der  Kapi- 
taldividende enthalten  die  Mustersatzungen  für  Viehverwertungs-  und  Winzerge- 
nossenschaften. Während  die  Viehverwertungsgenossenschaften  bei  ihrer  Auflösung 
das  Vermögen  wie  den  jährlichen  Gewinn  verteilen  sollen,  soll  bei  den  Winzerver- 
einen die  Traubenlieferung  in  den  letzten  drei  Jahren  maßgebend  sein. 
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trägen  zu  richten  hat.  Bei  den  sog.  Magazingenossenschaften 
kommt  die  dem  Selbstkostenprinzip  entsprechende  Verteilung  der 
Ueberschüsse  nach  Verhältnis  der  gezahlten  Lagergelder  und  Ver- 
kaufsprozente anscheinend  nicht  häufig  vor^). 

Die  von  vielen  als  Krönung  der  Genossenschaftsidee  betrach- 
tete Produktivgenossenschaft  kommt  in  ihrer  reinen 
Form,  von  der  mancher  die  Umgestaltung  des  gesamten  gesell- 
schaftlichen Lebens  erwartete,  in  Deutschland  überhaupt  nicht 
vor:  Als  Verbrüderung,  deren  Glieder  in  ihrer  Gesamtheit  die 
Person  des  nach  Profit  strebenden  Unternehmers  ausschalten,  je- 
den Unterschied  von  Unternehmergewinn,  Kapitalprofit  und  Arbeits- 
lohn beseitigen  und  sich  selbst  zum  eigenen  Arbeitgeber  setzen 
wollen.  Im  voraus  sind  von  diesen  Produktivgenossenschaften  die 
Assoziationen  von  Landwirten,  Gewerbetreibenden  usw.  zu  trennen, 
die  unter  dem  Namen  Produktivgenossenschaiten  die  gleiche  Auf- 
gabe erfüllen,  wie  die  bereits  erwähnten  Bezugs-,  Werk-  und 
namentlich  Verwertungsgenossenschaften.  Ferner  scheiden  aus 
die  produzierenden  Abteilungen  von  Konsumvereinen  und  die 
häufiger  in  England  als  in  Deutschland  anzutreffenden  sog.  Pro- 
duktivgenossenschaften von  Konsumenten  (hauptsächlich  Bäckerei- 
und  Mühlengenossenschaften  von  Konsumenten).  Die  übrigen 
unter  dem  Namen  »Produktivgenossenschaften«  auftretenden  Unter- 
nehmungen  sind  entweder  von  vornherein  als  Ersatz  für  Klein- 
aktiengesellschaften gegründet  —  manchmal  mit  der  Eigentüm- 
lichkeit, daß  die  gewerbliche  Verwertung  der  Rohstoffe  der 
Genossen  Zweck  des  Betriebes  ist^)  —  oder  es  sind  Gesell- 
schaften, die  wirklich  beabsichtigten,  den  kapitalistischen  Teufel 
zu  vertreiben,  ihn  aber  wieder  durch  die  Hintertüre  hereinlassen 
mußten.  Also  Gesellschaften,  in  denen  es  wieder  Kapitalprofit 
gibt   und     in    denen    Arbeiter    »ausgebeutet«     werden,     vielleicht 


i)  Für  die  Magazingenossenschaften  gibt  Crüger  die  Anleitung  (a.  a.  O.  S.  15), 
daß  die  eingelieferten  Waren  auf  Rechnung  der  Mitglieder  verkauft  werden  unter 
Abzug  eines  bestimmten  Prozentsatzes  zur  Deckung  der  Unkosten.  (Ueber  die  hier 
herrschenden  Schwierigkeiten  Paech  a.  a.  O.  S.  86.)  Im  Musterstatut  will  er  die 
Kapitaldividende  auf  4  Proz.  beschränkt  wissen.  Der  Rest  soll  (nach  Dotierung 
der  Reservefonds  usw.)  nach  Verhältnis  der  Lagergelder  und  Verkaufsprozente  zu- 
rückvergütet werden  (Anleitung  S.  iio).  Vgl.  dazu  Jahrbuch  des  Allgem.  Verb, 
für   1913  S.  CXXXIII. 

2)  Brauerei-,  Brennerei-,  Ziegeleigenossenschaften ;  gemeinschaftliche  Säge- 
werke usw.  s.  oben. 
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kapitalistische  Unternehmungen  mit  Gewinnbeteiligung  der  Ar- 
beiter'). 

Von  den  anderen  gesellschaftlichen  Ervverbsunternehmungen 
unterscheiden  sich  manche  dieser  sogenannten  Produktivgenos- 
senschaften dadurch ,  daß  mitarbeitende  Arbeiter  oder 
frühere  Kleingewerbetreibende  als  Anteilbesitzer  die  Leitung 
in  den  Händen  haben  und  den  auf  Profit  bedachten  Unternehmer 
> ersetzen«.  Eine  steuerliche  Begünstigung  dieser  Unternehmungen 
vor  anderen  Erwerbsgesellschaften  bedeutet  demnach  die  Begün- 
stigung einer  besonderen  Art  ebenfalls  kapitalistischer,  auf  Profit 
bedachter  Unternehmer^). 

Wie  steht  es  nun  mit  der  wirtschaftlichen  Natur  der  Kon- 
sumentenorganisationen, deren  wichtigste  die  Konsum- 
vereine sind.^  Mit  den  Genossenschaften  von  Produzenten,  speziell 
mit  den  Bezugsgenossenschaften,  haben  sie  gemeinsam,  daß  sie 
Hilfsorganisationen  sind,  die  den  Gewinn  am  Preis  beseitigen 
wollen.  Von  diesen  unterscheidet  sie  aber  der  besonders  für  die 
Besteuerungsfrage  wichtige  Umstand,  daß  sie  nicht  wie  diese 
im  Zusammenhang  mit  der  Erwerbswirtschaft  des  Genossen 
stehen,  sondern  seiner  Konsumtionswirtschaft  dienen.  Ihr  wirt- 
schaftlicher Effekt  ist  nicht  wie  bei  den  Bezugsgenossenschaften 
eine  Produktionsersparnis,  die  wie  jede  Unkostenminderung  im 
Einkommen  des  Produzenten-Genossen  zur  Erscheinung  und  Be- 
steuerung kommt,  sondern  hier  liegt  eine  Ersparnis  vor, 
die  gelegentlich  der  Verausgabung  bereits  der 
Besteuerung  unterliegenden  Einkommens  ge- 
macht wird.  Niemals  aber  ist  es  als  der  Zweck  einer  Ein- 
kommensteuer betrachtet  worden,  nochmals  nach  Besteuerung  des 
Einkommens  Ersparnisse  eines  Konsumenten  zu  erfassen  2).     Den 


i)  >Es  sind  bei  mehreren  Verkäuferproduktivgenossenschaften  Ansätze  za 
eigentlichen  Arbeitsgenossenschaften  vorhanden;  aber  das  ist  nur  bei  solchen  Ge- 
nossenschaften der  Fall,  die  noch  ganz  jung  und  wenig  rentabel  sind,  aber  schon 
ihre  Einrichtungen  deuten  immer  auf  die  beabsichtigte  Umwandlung  zu  Dividenden- 
genossenschaften hin.<  //.  Weil,  Die  gewerblichen  Produktivgenossenschaften  in 
Deutschland.     München   1913,  S.  57. 

2)  Ueber  die  gewerblichen  Produktivgenossenschaften:  B.  Webb-Potter ^  Die 
britische  Genossenschaftsbewegung,  herausgegeben  von  L.  Brentano,  Leipzig  1893, 
bes.  S.  120.  //.  Weil,  Die  gewerblichen  Produktivgenossenschaften  in  Deutschland, 
München   1913. 

3)  Von  der  Erfassung  der  Ersparnisse  durch  Vermögenssteuern  wird  natürlich 
hier  abgesehen. 
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grundlegenden    Unterschied    zwischen   Produzenten-    und   Konsu- 
mentenersparnis läßt  auch  Dr.  Heim  unberücksichtigt^). 

Den  Charakter  einer  Ausgabeersparnis  gelegentlich  eines 
Konsumtionsaktes  haben  in  gleicher  Weise  der  feste  Rabatt,  auf 
den  die  Genossen  von  vornherein  einen  rechtlichen  Anspruch 
haben,  die  Rückvergütung,  die  auf  jährlichem  Beschluß  der  Ge- 
nossenschaftsorgane beruht,  sowie  die  durch  die  Genossenschaften 
vermittelten  Lieferantenrabatte.  Es  ist  für  deren  wirtschaftliche 
Natur  ohne  Belang,  ob  das  Selbstkostenprinzip  in  der  Weise 
durchgeführt  wird,  daß  der  Preisaufschlag  nur  die  Höhe  der  Un- 
kosten erreicht  —  wo  ist  hier  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb? 
—  oder  in  der  Weise,  daß  im  Interesse  der  kaufmännischen  Kal- 
kulation zu  Tagespreisen  verkauft,  das  zuviel  Bezahlte  aber  nach 
Deckung  der  Unkosten  im  Verhältnis  der  Umsätze  wieder  zu- 
rückerstattet  wird-).     Dem    entgegen    behauptet    man,    im    Kon- 


i)  Bd.  I  der  Verhandlungen  der  Bayerischen  Kammer  der  Abgeordneten.  Be- 
sonderer Ausschuß  zur  Steuerreform  von  19 10.  S.  134  ff.  Dr.  Heim  argumen- 
tiert:  Die  Ersparnisse,  die  durch  Bezugsgenossenschaften  von  Produzenten  (Land- 
wirten!) erzielt  werden,  würden  bereits  in  der  Steuer,  die  den  Genossen  trifft, 
erfaßt,  während  dies  bei  hauswirtschaftlichen  Konsumvereinen  nicht  der  Fall  sei. 
Bei  einer  Besteuerung  der  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  liege  trotz  des 
2  prozentigen  Abzuges  Doppelbesteuerung  vor,  ev.  sogar  eine  dreifache,  nämlich  wenn 
die  Produktion  gesteigert  werde.  Auf  den  gleichen  Gedankengang  stützte  sich  auch 
der  bayerische  Finanzminister :  In  dem  einen  Fall  werde  die  Steuer  erhoben  beim 
Genossen  infolge  Erhöhung  des  steuerbaren  Einkommens  des  einzelnen  Genossen, 
im  andern  Fall  beim  Konsumverein,  weil  sich  durch  die  Mitgliedschaft  dieser  Ge- 
nossenschaft das  steuerbare  Einkommen  des  Genossen  in  keiner  Weise  erhöht. 
Wenn  Heim  bei  einer  Hoherbesteuerung  infolge  Produktionssteigerung  von  einer 
dreifachen  Besteuerung  spricht,  kann  jeder  Beamte,  der  infolge  Gehaltserhöhung 
höhere  Steuern  zu  zahlen  hat,  sagen,  er  unterliege  einer  Doppelbesteuerung.  Die 
»dreifache«  Besteuerung  scheidet  demnach  von  vornherein  aus.  Wohl  aber  würde, 
wie  bereits  unten  dargelegt,  eine  Doppelbesteuerung,  besser  Doppelbelastung  vor- 
liegen, wenn  die  Genossenschaftsvorteile  von  Produzentengenossenschaften  auch  bei 
der  Genossenschaft  erfaßt  würden.  Damit  ist  wohl  die  Steuerfreiheit  der  Produ- 
zentengenossenschaften gerechtfertigt.  Nichts  erlaubt  aber  den  weiteren  Schluß 
zu  ziehen,  daß  die  Haushaltungskonsumvereine  der  Steuer  zu  unterwerfen  wären, 
weil  ihre  Vorteile  nicht  im  Einkommen  des  Genossen  zum  Ausdruck  und  zur 
steuerlichen  Erfassung  gelangen.  Im  Gegenteil,  gerade  diese  Tatsache  weist  auf 
den  Charakter  der  Konsumvereinsersparnisse  als  K  o  n  s  u  m  t  i  o  n  s  ersparnisse 
deutlich  hin. 

2)  Ueberwiegend  wird  zu  den  Tagespreisen  verkauft  und  werden  die  Ueberschüsse 
nach  Dotierung  der  verschiedenen  Fonds  nach  Maßgabe  der  Umsätze  rückvergütet 
{Rochdaler  System).  Ein  Teil  hievon  ist  als  fester  Rabatt  gebunden.  »In  manchen 
Genossenschaften  wird  eine  Rückvergütung  (1)    auf  die  Geschäftsguthaben  der  Mit- 
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sumverein  werde  der  Verdienst  des  Kaufmanns  selbst  verdient; 
darauf  wiesen  auch  die  gesamten  Einrichtungen  des  Konsum- 
vereinsbetriebs hin.  Schanr:  ist  ferner  der  Ansicht,  daß  die  wirt- 
schaftliche Natur  der  Konsumvereinsersparnisse  verschieden  sei 
von  der  durch  eine  lose  Einkaufsvereinigung  gemachten  Erspar- 
nisse. Der  durch  den  Konsumverein  erzielte  Gewinn  sei  neu,  ein 
Vermögenszuwachs.  Der  Ersparnischarakter  sei  auch  deswegen 
abzulehnen,  weil  tatsächlich  dem  Käufer  nicht  das  zuviel  Bezahlte 
zurückfließe :  Die  Preisaufschläge  auf  die  verschiedenen  Waren 
seien  verschieden,  ebenso  die  einzelnen  Ankäufe,  während  der 
Rückvergütungsprozentsatz  für  die  Gesamteinkaufssumme  gelte. 
Durch  die  Genossenschaft  entstehe  eine  neue  Leistungsfähigkeit, 
die  vorher  nicht  dagewesen  sei.  Daher  sei  von  vornherein  an- 
zunehmen, daß  auch  eine  Steuerfähigkeit  neu  vorliege.  Schafts 
wird  beigepflichtet  von  Hampke  und  auch  von  Biertner^).  Letz- 
terer sieht  im  Gegensatz  von  Gewinn  und  Ersparnis  nur  »eine 
willkürliche  Antithesis,  die  auf  ein  Spiel  mit  Worten  hinauskommt«. 

glieder,  die  sogenannte  Kapitaldividende  gewährt,  obwohl  sie  nach  Lage  der  Sache 
nicht  empfohlen  werden  kann.«  (Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Kon- 
sumvereine 1914,  I.  Bd.,  S.  318.)  Vgl.  Webb-Potier  a.  a.  O.  S.  59.  Die  Verteilung 
der  Ueberschüsse  gestaltete  sich  in  Proz.  des  Umsatzes  folgendermaßen : 

a)  Kapitaldividende  (meist  4  Proz.  der  Geschäftsguthaben) : 

1903  1908  191 1  1912  1913 

bei  den  Genossensch.  des 

Z  e  n  t  r  al  Verbandes  0,2  0,1  o,I  0,1  0,2 

bei  den  Genossensch.  des 

A 1 1  g  e  m.  Verbandes  0,3  0,2  0,2  0,2  ? 

b)  Rückvergütung : 
bei  den  Genossensch,  des 

Z  e  n  t  r  a  1  Verbandes  10,0  8,3  7,6  7,5  7,4 

bei  den  Genossensch.  des 

A 1 1  g  e  m.  Verbandes  10,7  10,3  10,2  10,1  ? 

Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.V.  1014,  I.  Bd.,  S.  318;  Jahrbuch  des  All- 
gem.  Verb,  für  1913,  S.  CXXIX. 

1)  Vgl.  G,  Schanz,  Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  und  in  Oesterreich,  Finanz-Archiv  Bd.  III,  S.  674  ff.  J.  Wernicke, 
Die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  den  deutschen 
Bundesstaaten,  Finanz-Archiv  XV,  S.  212  mit  einer  Replik  von  Scham  S.  316. 
Carl  Hampke,  Die  Genossenschaftsbesteuerung  in  Preußen,  Conrads  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  und  Statistik  3.  Folge,  Bd.  26,  S.  307  ff.  »Wesentlich  ist,  daß 
die  Genossenschaft  den  Zweck  hat,  den  Gewinn,  den  andere  berechtigterweise 
durch  ihre  produktive  oder  verteilende  Tätigkeit  zu  erzielen  bestrebt  sind,  durch  ihre 
dauernd  ausgeübte  Tätigkeit  ihren  Mitgliedern  zuzuwenden.c  S.  316  f.  Vgl.  ferner: 
Ortlof,  Die  Besteuerung  der  Konsumvereine  in  Deutschland,  Jahrbücher  für  National- 
ökonomie und  Statistik  3- Folge,  31.  Bd.,  S.  145.  R.  Riehn,  Die  Besteuerung  der 
Konsumvereine.     Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.V.  Bd.  II,  S.   103. 
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Der  Behauptung,  die  Umsatzdividende  sei  gewerblicher  Ge- 
winn wie  die  Ueberschüsse  des  Kaufmanns,  wird  entgegengehalten, 
daß  hier  eine  das  wirtschaftliche  Wesen  der  Rückvergütung  ver- 
kennende Ueberschätzung  der  äußeren  Formen, 
unter  denen  sie  erzielt  wird,  vorliege.  Der  Schluß,  die  durch 
den  Konsumverein  erzielten  Ersparnisse  seien  deswegen  gewerb- 
licher Gewinn,  weil  sie  den  bisherigen  Gewinn  des  Kaufmanns 
darstellen,  sei  gleichwertig  der  Folgerung,  daß  auch  die  Summen 
gewerblicher  Gewinn,  also  Einkommen  seien,  die  sich  z.  B.  je- 
mand erspart,  der  von  einem  gewissen  Zeitpunkt  an  nicht  mehr 
die  Droschke  benutze,  sondern  zu  Fuß  gehe.  Es  dürfte  kein 
zwingender  Grund  vorliegen,  die  durch  ein  loses  Einkaufskon- 
sortium gemachten  Ersparnisse  als  solche  anzuerkennen,  ihnen 
aber  diesen  Charakter  abzusprechen,  wenn  das  Einkaufskonsortium 
sich  erweitert,  einen  Laden  mietet,  Personal  beschäftigt  und  etwa 
gar  zur  e.  G.  m.  b.  H.  wird.  Auf  den  Einwand,  daß  nicht  jedem 
Käufer  genau  das  zurückerstattet  werde,  was  er  zuviel  bezahlt 
habe,  wird  erwidert,  daß  es  sich  bei  den  Konsumvereinen  um 
Haushaltungsartikel  handle,  die  ziemlich  gleichmäßig  bezogen 
würden ;  der  quantitativ  gleiche  Bezug  sei  nicht  nötig,  da  Ja  die 
Umsatzsumme  für  die  Rückvergütung  maßgebend  ist.  Abgesehen 
davon,  daß  die  Aufschläge  prozentual  ziemlich  gleich  sind,  haben 
sich  in  der  Konsumvereinsbewegung  —  ob  zu  deren  Vorteil,  bleibe 
unerörtert  —  bereits  klassenartige  Scheidungen  vollzogen,  die  die 
Qualität  der  Bedürfnisse  noch  mehr  uniformierten.  Die  Unge- 
nauigkeit  dürfte  demnach  eine  ganz  geringe  sein.  Wenn  Schanz 
schließlich  auf  eine  neue  Leistungs-  und  Steuerfähigkeit  schließt, 
so  schafft  er  damit  einen  Einkommensbegriff,  der  mit  dem  der 
geltenden  Steuergesetze  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Er  will 
nämlich  das  Einkommen  nach  seiner  Kaufkraft,  die  es  beim  ein- 
zelnen Individuum  tatsächlich  erlangt,  der  Besteuerung  zugrunde 
legen. 

Daß  die  Konsumvereinsrückvergütung  Ersparnis  darstellt  und 
nicht  gewerblichen  Gewinn,  das  ist  nicht  nur  die  in  der  Theorie 
überwiegende  Ansicht^).     Auch    die  Steuergesetzgebung  und  die 


i)  Conrad^  Politische  Oekonomie,  II.  Teil,  5.  Auflage,  S.  228,  III.  Teil,  6.  Auf- 
lage, S.  56.  Röscher^  Finanzwissenschaft,  5.  Aufl.,  i.Halbbd.  §41  Anm,  6,  S.  207. 
Vocke,  Die  Steuern  usw.,  S.  289.  Gierke,  Die  Genossenschaft  und  die  deutsche 
Rechtsprechung,  S.  333.  Liefmann,  Die  Unternehmungsformen,  S.  131,  143,  171, 
Petersilie,  Art.  Konsumvereine,  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  3.  Aufl.,  S.  177. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1916.    i.  X 
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Steuerpraxis  wurde  dem  Wesen  des  Konsumvereins  und  seiner 
Ueberschüsse  gerecht,  bis  Einflüsse,  die  außerhalb  der  Steuer- 
poUtik  lagen,  den  Umschwung  herbeiführten^). 

Schließlich  wäre  noch  der  Baugenossenschaften  zu 
gedenken,  deren  Zweck  die  Herstellung  billiger,  preiswerter  Woh- 
nungen, manchmal  auch  von  Eigenhäusern  für  die  IMitglieder  ist. 
Offensichtlich  kommen  die  hierdurch  den  Genossen  verschafften 
Vorteile  weder  als  Einkommen  der  Genossenschaft  noch  der  Ge- 
nossen in  Betracht.  Allerdings  liegt  auch  hier  eine  Verletzung 
des  Selbstkostenprinzips  vor,  wenn  regelmäßig  auch  an  Nichtmit- 
glieder  vermietet  und  hieraus  Gewinn  gezogen  wird  oder  wenn 
etwaige  Ueberschüsse  als  Dividenden  auf  Mitgliederguthaben  ver- 
teilt werden^).  Es  braucht  nicht  erwähnt  zu  werden,  daß  auch 
die  Bauvereine  in  der  juristischen  Form  der  Aktiengesellschaft 
hieher  fallen. 

Erkennt  man  die  Beobachtung  des  Selbstkostenprinzips  als 
entscheidend  für  die  Einkommensteuerpflicht  der  genossenschaft- 
lichen Betriebe  an    und    erblickt   man  in  den  genannten  Voraus- 


Strutz,  Die  Neuordnung  der  direkten  Staatssteuern  in  Preußen.  Berlin  191 2,  S.  132. 
Totomianz,  Theorie,  Geschichte  und  Praxis  der  Konsumgenossenschaften,  Tübingen 
1914,  S.  53.  Gide  und  Kist,  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Lehrmeinungen. 
Herausgegeben  von  Franz  Oppenheimer,  Jena  1913,  S.  274.  Webb-Potter  a.  a.  O. 
S.  83  f. 

1)  Vgl.  die  bei  Schanz  und  Wernicke  zitierten  Gerichtsentscheidungen;  dazu 
die  Reichsgerichtsentscheidung  vom  4.  Okt.  1881  :  »Begriffsmäßig  ist  jeder  Handel 
auf  Erwerb  gerichtet;  dieser  ist  der  Zweck  des  Handels.  Den  Konsumvereinen  als 
solchen  liegt  dieser  Zweck  fern.  Ihre  Tätigkeit  bezweckt  lediglich  eine  Verminde- 
rung der  wirtschaftlichen  Ausgaben  ihrer  Mitglieder,  indem  die  Waren  im  großen 
angekauft  und  im  einzelnen  wieder  mit  einem  Preisaufschlag  an  die  Vereinsmit- 
glieder verkauft  werden,  welcher  zur  Deckung  der  Verwaltungsunkosten  und  zu- 
fälligen Verluste  bestimmt  ist,  und  soweit  er  hierfür  nicht  verwendet  zu  werden 
braucht,  wieder  an  die  Mitglieder  als  Dividende  zurückfällt.  Auch  diese  Dividende 
ist  rechtlich  nicht  als  ein  aus  dem  Handel  fließender  Erwerb  zu  betrachten,  viel- 
mehr nur  als  eine  Zurückzahlung  des  von  den  einzelnen  Mitgliedern  in  Gestalt  des 
Preisaufschlages  zuviel  bezahlten  Beitrags  zu  den  Geschäftsunkosten«  (Rechtspre- 
chung des  deutschen  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  3,  S.  585). 

2)  Vgl.  über  Baugenossenschaften  von  Sckulze-Delitzsch ,  Schriften  und  Reden 
Bd.  I,  S.  846  f.  »Bei  Baugenossenschaften  findet  sich  zuweilen  die  Bestimmung 
im  Statut,  daß  nach  Verteilung  einer  Kapitaldividende  der  Rest  des  Ueberschusses 
nach  Verhältnis  der  Mieten  verteilt  wird.«  Parisius  und  Crüger,  Kommentar  zum 
Genossenschaftsgesetz,  7.  Aufl.,  S.  188.  Doch  verteilten  im  Geschäftsjahr  1913  die 
189  Baugenossenschaften  des  Allgem.  Verbandes  keine  Mietsdividenden,  sondern 
nur  Dividenden  auf  die  Geschäftsguthaben,  S.  261  Jahrbuches  des  Allgem.  Ver- 
bandes für   191 3. 


Zur  Frage  der  Genossenschaftsbesteuerung.  -i  r 

Setzungen    die    Garantien    dieses  Prinzips,    dann    ist    festzustellen, 
daß  abgesehen  von  den  Raiffeisenkassen  strengster  Observanz  in 
fast    allen    genossenschaftlichen    Betrieben    in    irgendeiner   Weise 
auch  mehr  oder  minder  Einkommen  produziert  wird,  wenn  auch 
die  Erzielung  desselben    sich  sehr  oft  nicht  als  Hauptzweck  dar- 
stellt, sondern  ganz  nebensächlich  ergibt.     Dies  gilt  insbesonders 
von  der  auf  die  Geschäftsguthaben  verteilten  Dividende^),  die  aller- 
dings —  und    daraus   ist   zu   erkennen,    daß  sie  nur  eine  Neben- 
sache bei  Erstrebung  der  genossenschaftlichen  Ziele  bildet  —  sehr 
häufig  auf  den  üblichen  Zinsfuß  beschränkt  ist.    Es  ist  kein  Grund 
vorhanden,  dieser  Dividende   den  Charakter   des  Schuldzinses  zu 
geben ;  sie  gehört  ihrer  wirtschaftlichen  Natur  nach  in  die  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  und    nicht    auf  Betriebsrechnung,    wenn   ihr 
auch    statutarisch    eine  Höchstgrenze   gesetzt    wird.     Die  Schuld- 
zinsen   sind    auch   bei    einem  Passivum  zu  zahlen,    die  Dividende 
aber    wird    nur   gewährt,    wenn   ein  Geschäftsüberschuß    sich   er- 
geben hat^).    Nicht  selten  wird  ferner  der  Charakter  eines  Selbst- 
kostenbetriebes bei  den  Genossenschaften  dadurch  gefährdet,  daß 
Nichtmitglieder    an    ihren    Zwecken    teilnehmen;    noch    häufiger 
fehlt    die    echt    genossenschaftliche    Bestimmung ,    daß    im   Falle 
der    Auflösung    eine    Verteilung    vorhandenen    Vereinsvermögens 
unter  die  Genossen  nicht  stattfinden  darf.    Während  diese  letztere 
Bestimmung   in   die  Statuten   aufgenommen    werden    kann,    ohne 
irgendwie  dem  Geschäftsbetrieb  hinderlich  zu  werden,  liegt  es  im 
Interesse  mancher  Genossenschaften,  nicht  starr  an  den  Mitglieder- 
kreis  gebunden    zu   sein   (namentlich  bei  Zentralen)  und  bei  fast 
sämtlichen  Genossenschaftsarten    hielt    man    es    für    zweckmäßig, 
auch  auf  die  Geschäftsguthaben  eine  —  wenn  auch  beschränkte  — 
Dividende  zu  gewähren.    Streng  genommen  kann  in  beiden  Fällen 
von    reinen    Selbstkostenbetrieben    nicht    mehr    die    Rede    sein. 
Glaubt  jedoch  der  Gesetzgeber  mit  Rücksicht  auf  die  wohltätigen 
Wirkungen   der  Genossenschaften   dem  Hauptzweck  solcher  Ver- 
eine   entsprechend  diese  Annäherungen  an  Erwerbsgesellschaften 
übersehen  zu  sollen,  so  muß  er  im  Interesse  der  steuerlichen  Ge- 


i)  Anderer  Ansicht  ist  y.  Wernicke  a.  a.  O.  S.  2i8.  Er  hält  die  Art  der 
Verteilung  der  Ueberschüsse  für  einen  internen,  ganz  irrelevanten  Vorgang. 

2)  Auch  nach  dem  G.G.  (§21)  dürfen  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  auf  die 
Geschäftsguthaben  nicht  vergütet  werden.  Wohl  aber  ist  die  Höchstfixierung  der 
Dividende  erlaubt.  In  der  Praxis  wird  dann  sehr  oft  von  einer  >Verzinsung«  der 
Geschäftsanteile  gesprochen. 
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rechtigkeit  diese  bewußte  Begünstigung  konsequent  durchführen 
und  nicht  nur  bestimmten  Arten  genossenschaftHcher  Organisation 
zukommen  lassen,  die  nicht  minder  wohhätigen  Wirkungen  andrer 
dagegen  —  milde  gesagt  —  unbeachtet  lassen. 

Einfacher  ist  das  Problem  Genossenschaften  und  Vermögens- 
steuern. Hier  ist  die  Frage  zu  beantworten :  Haben  die  Ge- 
nossenschaften eigenes  Vermögen?  Es  ist  zu  unterscheiden: 
Die  Summe  der  von  den  Mitgliedern  eingezahlten  Geschäfts- 
anteile bildet  ökonomisch  kein  eigenes  Vermögen  der  Genossen- 
schaft, sondern  bleibt  Vermögen  der  Genossen.  Daß  der  Träger 
des  durch  die  Anteile  gebildeten  neuen  Vermögenskomplexes 
eine  juristische  Person  ist,  ist  auf  die  wirtschaftliche  Natur  dieses 
Vermögens  ohne  Einfluß^).  fCine  aus  Furcht  vor  Zersplitterung 
der  Vermögensteile  bei  der  Genossenschaft  stattfindende  Erfassung 
der  Anteile  fordert  zum  mindesten  dann  die  Freilassung  bei  den 
Genossen.  Für  diese,  die  zudem  mit  den  geleisteten  Arbeiten  in 
engster  Verbindung  stehen  (Genossenschaft-Personalgesellschaft!) 
entsteht  nämlich  schon  durch  die  Erfassung  der  Summe  der  An- 
teile bei  der  Genossenschaft  eine  Mehrbelastung,  falls  die  Ver- 
mögenssteuer einen  progressiven  Charakter  hat.  Noch  weniger 
sind  die  Mitgliederguthaben  (Sparguthaben,  Depositen,  Darlehen 
usw.  der  Mitglieder)  eigenes  Vermögen  der  Genossenschaft^). 

Anders  steht  es  mit  den  verschiedenen  Fonds  der  Genossen- 
schaft wie  überhaupt  mit  dem  Vermögen  der  Genossenschaft,  das 
nicht  den  Mitgliedern  zur  Verfügung  steht.  Hier  ist  tatsächlich 
Vermögen  der  Genossenschaft,  das  einer  etwaigen 
Vermögenssteuer  zu  unterwerfen  ist. 

Die  Aufgabe  der  Gewerbesteuern,  deren  Bedeutung  als 
Staatssteuern  sich  in  Deutschland  sehr  gemindert  hat,  ist,  den  aus 
dem  Gewerbebetrieb  fließenden  Ertrag  zu  besteuern  und  zwar  an- 
knüpfend an  das  den  Ertrag  liefernde  Objekt,  nämlich  an  den 
Gewerbebetrieb.  Die  Frage  lautet  demnach:  Sind  die  genossen- 
schaftlichen Betriebe  Gewerbebetriebe.?    Das  Charakteristische  des 


i)  Ob  die  Genossenschaft  eine  e.  G.  m.  b.  H.,  e.  G.  m.  u.  N.  oder  e.  G.  m.  u.  H. 
ist,  mag  von  Bedeutung  sein  für  die  Frage  der  juristischen  Persönlichkeit  (vgl. 
Fuisting,  Kommentar  7.  Aufl.,  S.  43  f.),  ist  aber  ohne  Einfluß  auf  das  wirtschaft- 
liche Wesen  der  Anteile.  Daß  diese  Geschäftsanteile  nicht  neues  Vermögen  bei  der 
Genossenschaft  darstellen,    wird    ferner    klar  bei  Berechnung  des  Volksvermögens. 

2)  Vgl.  O.  Schär,  Richtlinien  für  die  Besteuerung  der  Konsumvereine.  Basel 
1912,  S.  9  ff. 
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Gewerbebetriebes  ist,  daß  er  auf  Gewinnerzielung  gerichtet  ist. 
Und  das  Charakteristische  des  echt  genossenschaftUchen  Betriebs, 
wie  wir  den  gemeinschaftUchen  Selbstkostenbetrieb  nennen  wollen» 
ist  gerade  das  Fehlen  des  Strebens  nach  Gewinn,  die  Ausschaltung^ 
des  nach  Gewinn  strebenden  Unternehmers.  Eine  Ausnahme 
würden  event.  gewerbetreibende  reine  Arbeitsgenossen- 
schaften bedeuten  ;  die  tatsächlich  vorhandenen  Produktivgenossen- 
schaften wurden  ohnehin  bereits  als  kapitalistische  Erwerbsunter- 
nehmungen erkannt.  Die  logisch  einzig  richtige  Folgerung  ist 
also :  Gewerbesteuern  können  vernünftigerweise  auf  gemeinschaft- 
liche Selbstkostenbetriebe  keine  Anwendung  finden.  Es  muß  zu- 
gegeben werden,  daß  diese  Folgerung  dem  unannehmbar  erscheinen 
mag,  der  die  äußeren  Erscheinungsformen  und  nicht  das  innere 
Wesen  der  in  Betracht  kommenden  Betriebe  in  dieser  Frage  für 
maßgebend  hält^).  Daß  die  Absicht  der  Gewinnerzielung  Voraus- 
setzung des  Gewerbebetriebs  und  daß  somit  gemeinschaftliche 
Selbstkostenbetriebe  (das  Merkmal  eines  solchen  sah  man  vor 
allem  in  der  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis)  nicht  den  Ge- 
werbesteuern zu  unterwerfen  seien,  dies  wurde  in  der  Steuerge- 
setzgebung und  -praxis  so  lange  anerkannt,  bis  nachdrücklich  ver- 
tretene Interessentenforderungen  Berücksichtigung  erheischten. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  Beiriebe,  die  gegen 
die  oben  genannten  Voraussetzungen  des  Selbstkostenbetriebes 
verstoßen,  mehr  oder  weniger  den  Charakter  von  gewerblichen 
Erwerbsunternehmungen  annehmen.  Die  praktisch  schwer  zu 
ziehende  Grenze  zwischen  gesellschaftlicher  Erwerbs-  und  Selbst- 
kostenwirtschaft ist  angesichts  der  technischen  Ausgestaltung  der 
Gewerbesteuern  ohne  Bedeutung;  doch  wird  auch  hier  die  be- 
wußte Vernachlässigung  nebensächlicher  Erwerbsmomente 
und  damit  die  Gewerbesteuerfreiheit  im  Interesse  der  Förderung 
des  Genossenschaftswesens  wünschenswert  sein,  wenn  diese  Be- 
günstigung in  gerechter  Weise  gewährt  wird. 

Die  Heranziehung  namentlich  der  Konsumvereine  zu  den 
kommunalen  Gewerbesteuern  hat  man  damit  zu  rechtfertigen  ver- 
sucht, daß  sie  den  Kommunen  besondere  Lasten  auferlegten. 
Bestenfalls  dürfte  damit  ein  besonderer  Beitrag  zu  den  Straßen- 
kosten und  —  bei  warenhausähnlicher  Niederlage  —  zum  Feuer- 
löschwesen zu  rechtfertigen  sein.     Tatsächlich  dürfte  die  Wirkung 

l)  Typisch  hiefür    ist    eine  Stelle    aus    der  Begründung    zur  Abänderung    des 
badischen  Einkommensteuergesetzes  vom  6.  Mai  1892.     F.-A.   IX,  S.  485. 
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gerade  der  Konsumvereine  eher  eine  entlastende  sein,  außer  man 
leugnet  ihren  heilsamen  Einfluß  auf  den  Haushalt  vor  allem  der 
Schichten,  die  der  Armenpflege  usw.  am  nächsten  stehen. 

Bei  der  Darstellung  der  Steuergesetzgebung  läßt  sich  eine 
Schematisierung  nicht  vermeiden.  Es  erscheint  als  zweckmäßig, 
in  der  Einteilung  den  Grad  der  Differenzierung  in  der  steuerlichen 
Behandlung  der  Genossenschaften  maßgebend  sein  zu  lassen  und 
zwar  unter  Berücksichtigung  der  vom  wirtschaftlichen  Wesen  der 
Genossenschaften  aus  entwickelten  Lösung  des  Besteuerungs- 
problems ^). 

Die    regulären    Steuersysteme    mit    vorwiegend    gleicher    Be- 
handlung der  Genossenschaften. 

Im  Großherzogtum  Hessen  war  der  Gesetzgeber  bis  jetzt 
bemüht,  innerhalb  der  regulären  Steuern  die  Genossenschaften 
gleich  zu  behandeln,  wenn  auch  im  Gemeindegewerbesteuergesetz 
diesem  Ziel  zuliebe  zu  weit  gegangen  wurde.  Anschließend  an 
die  bisherige  Steuerpraxis  und  an  einen  von  den  Ständen  ange- 
nommenen Antragt)  wurde  im  Gewerbesteuergesetz  von  1884^) 
die  Gewerbesteuerfreiheit  von  der  Beschränkung  der  Genossen- 
schaftsgeschäfte auf  die  Mitglieder  abhängig  gemacht.  Das  Kapi- 
talrentensteuergesetz  vom  gleichen  Jahr  erfaßte  die  Dividenden 
bei  den  Genossen;  ebenso  bestimmte  das  Einkommensteuergesetz, 
das  Aktien-  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  zur  Steuer 
heranzog,  nicht  aber  die  Genossenschaften,  was  in  der  Praxis  die 
Versuche  ihrer  Heranziehung  zur  Folge  hatte.  Die  Steuerreform 
von  1894*)  griff  einschränkend  in  die  Verhältnisse  ein:  Die  Ge- 
nossenschaften (und  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  rechts- 
fähigen Konsumvereine)  sind  einkommenssteuerpflichtig,  wenn  ihr 
Geschäftsbetrieb  den  Mitgliederkreis  überschreitet.  Die  hiedurch 
getroffenen  Gewinnanteile  sind  bei  den  Genossen  frei  zu  lassen. 
Wird  der  Mitgliederkreis  überschritten,  so  wird  das  gesamte  Ein- 
kommen  steuerpflichtig,    auch    wenn    eine  Auscheidung   des  Ge- 

i)  Das  Hauptgewicht  der  Darstellung  wird  auf  die  Entwicklung  seit  1897  ge- 
legt; über  die  vorhergehende  Zeit    vgl.  Schanz   F.-A.  III    und   Wernicke  F.-A.  XV. 

2)  F.-A.  III,  S.  720  ff. 

3)  F.-A.  II,  S.  434  ff. 

4)  F.-A.  XVII,  S.  I,  8  ff. :   C.  Glässing,  Die  Neugestaltung  der  direkten  Staats- 
besteuerung im  Großherzogtum  Hessen  (1899). 
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winns  möglich  wäre.  Die  Regierung  begründete  die  Heranziehung 
der  Genossenschaften  mit  juristischen  und  steuertechnischen  Er- 
wägungen. Stimmen  gegenüber,  die  den  Genossenschaften  unter 
keiner  Voraussetzung  Steuerfreiheit  gewährt  wissen  wollten,  blieb 
die  Regierung  (aus  sozialpolitischen  Gründen)  fest.  Durch  die 
bedingte  Heranziehung  jedoch  wollte  sie  auch  der  Agitation  der 
durch  die  Genossenschaften  geschädigten  Kreise  Rechnung  tragen. 
Durch  die  Reform  von  1899  wurden  die  Ertragssteuern  den  Ge- 
meinden überwiesen  und  an  ihre  Stelle  die  Vermögenssteuer^) 
gesetzt,  die  den  Wert  der  genossenschaftlichen  Geschäftsguthaben 
bei  den  Genossen  erfaßt.  Nach  dem  Urkundenstempelgesetz  vom 
24.  März  1913^)  wird  der  Errichtungsstempel  nur  von  Genossen- 
schaften erhoben,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Mitgliederkreis 
hinausgeht.     Baugenossenschaften  sind  besonders  begünstigt^). 

Die  Provinzialabgaben  werden  auf  die  Kreise  und  deren  Ab- 
gaben auf  die  Gemeinden  umgelegt.  Nach  dem  Gemeindeum- 
lagengesetz vom  8.  Juli  1911  *)  erheben  die  Gemeinden  auch  eine 
Gewerbesteuer;  seit  191 1  sind  auch  die  Geschäftsbetriebe  von 
Genossenschaften  und  rechtsfähigen  Konsumvereinen  als  Gewerbe- 
betriebe zu  betrachten.  Nach  einer  lebhaften  Debatte  über  die 
Schädlichkeit  oder  Nützlichkeit  der  Genossenschaften  war  1905 
bei  Beratung  der  unerledigt  gebliebenen  Vorlage  von  1904  vom 
Zentrum  die  Steuerpflicht  der  Konsumvereine  mit  offenem  Laden 
durchgesetzt  worden^);  1910  wollte  die  Regierung  die  Wieder- 
aufnahme einer  Ausnahmebestimmung  für  die  Konsumvereine  da- 
mit begründen,  daß  es  vom  wirtschaftspolitischen  Standpunkt  aus 
gerechtfertigt  sei,  Konsumvereine,  die  ähnliche  Einrichtungen  und 
Formen  hätten  wie  die  Kleinhandelsbetriebe  und  die  dem  Detail- 
händler die  schärfste  Konkurrenz  bereiten,  der  Gewerbesteuer  zu 
unterwerfen.  Der  Versuch  scheiterte;  begünstigt  sind  Baugenos- 
senschaften. 

Die  Genossenschaftsbesteuerung  im  Großherzogtum  Olden- 
burg zeigt  eine  Tendenz  zur  verschärften  Heranziehung  zu  den 


i)  Hessisches  Reg.Bl.  S.  499.  2)  H.  Reg.Bl.  S.  63.      ■ 

3)  Art.  7  des  Urkundenstempelgesetzes    und    Art.   13    des  Wohnungsfürsorge- 
gesetzes vom  7.  Aug.    1902,  H.  Reg.Bl.  S.   361. 

4)  H.  Reg.Bl.  S.   326  und  353.     Vgl.  Dr.  Becker,    Die  Neugestaltung  des  Ge- 
meindeumlagewesens in  Hessen,  F.-A.  XXIX,   S.   112  ff. 

5)  Vgl.    W.  Schärße,  Die  Reform  der  veranlagten  Staats-  und  Gemeindesteuern 
im  Großherzogtum  Hessen,  Stuttgart   19 1 3,  S.   129. 
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Steuern.  Zum  erstenmal  wurden  die  Genossenschaften  genannt 
im  Einkommensteuergesetz  vom  i  I.März  1891^).  Voraussetzung 
der  Steuerpflicht  war  die  Nichtbeschränkung  auf  den  Mitglieder- 
kreis ;  steuerfrei  waren  die  haus-  und  erwerbswirtschaftlichen  Kon- 
sumgenossenschaften, wenn  sie  nur  an  Mitglieder  verkauften. 
Diese  Steuerbefreiungen  kennt  das  Einkommensteuergesetz  vom 
12.  Mai  1906^)  nicht  mehr.  Schon  1903  war  diese  Verschärfung 
von  der  Regierung  vorgeschlagen,  von  der  Kammer  jedoch  ab- 
gelehnt worden  und  zwar,  wie  der  Berichterstatter  der  Kommission 
von  1906  glaubte,  deshalb,  weil  die  Mehrheit  keine  Neigung  hatte, 
die  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  zur  Steuer^heranzuziehen^). 
Darum  kam  die  Regierung  im  neuen  Entwurf  nicht  mehr  darauf 
zurück.  Die  Kommissionsmehrheit  jedoch  war  für  besondre  Heran- 
ziehung der  Konsumvereine  und  begründete  diesen  Antrag  mit 
der  Lage  der  unter  der  genossenschaftlichen  Konkurrenz  leiden- 
den Geschäfte.  Mit  knapper  Mehrheit  wurde  der  Antrag  abge- 
lehnt und  schließlich  die  konsequente  Heranziehung  aller  Genos- 
senschaften beschlossen*).  Da  darunter  auch  die  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  zu  leiden  haben  ^),  kam  es  —  trotz  der 
Versuche  nur  landwirtschaftliche  Genossenschaften  zu  begünstigen 
—  im  Plenum  der  Abgeordnetenkammer  am  22.  Febr.  19 12  zur 
Annahme  eines  Antrags,  der  die  Steuerfreiheit  der  Genossen- 
schaften forderte ;  die  Regierung  lehnte  jedoch  die  baldige  Aende- 
rung  des  Einkommensteuergesetzes  ab^).  Die  Vermögenssteuer '') 
läßt  die  Genossenschaften  selbst  unberührt.  Die  Gemeinden  er- 
heben Zuschläge  zur  Einkommen-,  zur  Grund-  und  Gewerbesteuer. 
In  Anhalt  unterwarf  bereits  das  Ergänzungssteuergesetz 
vom  24.  April  1866  die  juristischen  Personen  der  Gewerbesteuer^). 


i)  F.-A.  VIII,  S.  244    und  S,  287  flF. :    »Zur  Einkommensteuergesetzgebung  im 
Großherzogtum  Oldenburg.«     S.  Motive  S.  266. 

2)  F,-A.    XXIV:    Die    Oldenburgische    Finanzreform    von    y.   Meyer,    S.  202. 
E.St.G.  S.  232. 

3)  Es    bestanden    neben    einer    großen  Anzahl    landwirtschaftlicher  Genossen- 
schaften nur  2  hausw.  Konsumvereine  (K.R.    1906,  S.  295). 

4)  Vgl.  Protok.  und  Berichte  über  die  Verband!,  des  XXX.  Landtages,  insbes. 
Berichte  S,   380,    542  f.     Anlage  28 1,  270,  S.  283. 

5)  Vgl.  z.  B.  die  Verhandlungen    des  Vereins  Oldenburgischer  Molkereigenos- 
senschaftsvorstände vom  9.  Sept.   1909,  K.R.   1909,  S.  788. 

6)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  D.  K.-V.    191 3,  S.  222. 

7)  F.-A.  XXIV,  S.  257. 

8)  F.-A.  III,  S.  749. 
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Speziell  auch  die  eingetragenen  Genossenschaften  zog  das  Ein- 
kommensteuergesetz vom  18.  April  1886^)  zur  Steuer  heran,  wie 
später  das  Gewerbesteuergesetz  vom  22.  Mai  1897^).  Kreditver- 
bändc  ohne  Gewinnabsicht  waren  gewerbesteuerfrei.  Nach  den 
jetzt  geltenden  Steuergesetzen  aus  den  Jahren  1904  und  1905  ^) 
sind  die  Genossenschaften  nach  wie  vor  steuerpflichtig  wie  die 
übrigen  juristischen  Personen.  Doch  ist  nach  Entscheidung  des 
Oberverwaltungsgerichts  der  feste  Rabatt  der  Konsumvereine  frei 
zu  lassen*).  Die  Gemeinden  und  Kreise  können  selbständige 
Steuern  erheben^). 

In  Sachsen-Koburg  ist  die  Fassung  noch  allgemeiner. 
Die  Einkommen-  und  Klassensteuer  vom  16.  Juni  1874^)  zieht 
neben  Kommandit-  und  Aktiengesellschaften  auch  »Vereine«  zur 
Steuer  heran.  Bei  unbeschränkter  Haftung  jedoch  kann  auf  An- 
suchen Befreiung  eintreten. 

Ebenso  unterwirft  das  jetzt  geltende  Einkommensteuergesetz 
von  Sachsen-Meiningen')  nach  dem  Vorbild  von  1 890 
die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  der  Steuer ;  die  Er- 
gänzungssteuer vom  30.  Mai  1910   trifft   nur  physische  Personen. 

Auch  in  B  r  e  m  e  n  ist  man  zu  einer  allgemeinen  Lösung  der 
Frage  der  Genossenschaftsbesteuerung  gelangt:  Erst  in  der  Fas- 
sung des  Einkommensteuergesetzes  vom  20.  April  1905^)  erschien 
namentlich  die  Steuerpflicht  der  Genossenschaften,  die  im  jetzt 
geltenden  Gesetz^)  auf  die  eingetragenen  beschränkt  ist.  Gegen- 
über Bezügen  aus  Aktiengesellschaften  sind  die  genossenschaft- 
lichen Gewinnanteile  etwas  begünstigt  gleich  denen  aus  einer 
G.  m.  b.  H.  Der  kontingentierten  Firmen-  und  Gewerbesteuer 
unterliegen  ebenfalls  die  eingetragenen  Genossenschaften;  Befrei- 
ung tritt  ein,  soweit  sie  gemeinnützig  sind. 

In  Lübeck  bestimmte  das  Einkommensteuergesetz  vom 
27.  Mai  1889^°)  die  Steuerpflicht  aller  eingetragenen  Genossen- 
schaften. In  ihrer  gutachtlichen  Erklärung  zum  Entwurf  sprach 
sich    die   Steuerbehörde    unter  Berufung    auf    das  Vorbild  Ham- 


I)  F.-A.  XIV,  S.  765.  2)  F.-A.  XIV,  S.  786. 

3)  F.-A.  XXIII,  S.  212:  Die  Steuerreform  im  Herzogtum  Anhalt  von  G.  Schanz. 

4)  K.R.   1910,  S.  82. 

5)  Gemeindeabgabenges.    vom   18.  Mai  1905,    F.-A.  XXIII,    S.  281  ;    Kreisab- 
gabenges.  vom   15.  April   191 1,  F.-A.  XXIX,  S.  355.  , 

6)  F.-A.  XV,  S.  744.  7)  F.-A.  XXVIII,  S.  315. 
8)  Ges.-Bl.  S.  35.                               9)  Ges.-Bl.   1910,  S.  29. 

10)  F.-A.  VII,  S.  611,  623  f. 
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burcrs  und  Bremens  uns^eachtet  mancher  grundsätzlicher  Bedenken, 
die  sich  aus  der  wirtschaftUchen  Natur  der  Genossenschaften  er- 
gäben, für  die  Heranziehung  aus :  Es  sei  zwar  zurzeit  ein  erheb- 
Hcher  Steuerbetrag  nicht  zu  erwarten,  doch  mit  Rücksicht  auf  die 
zukünftige  Gestaltung  seien  die  Genossenschaften  der  Steuerpflicht 
zu  unterwerfen,  um  nicht  die  Interessenten  vor  anderen  Steuer- 
pflichtigen zu  bevorzugen.  Das  Einkommensteuergesetz  von  1889 
ist  mit  mehreren  Nachträgen  noch  heute  in  Geltung. 

Während  in  den  bisher  aufgeführten  Steuergesetzen  die  Kon- 
sumvereine durch  eine  allgemeine  Fassung  für  steuer- 
pflichtig erklärt  wurden ,  gleich  den  andern  genossenschaft- 
lichen Betrieben,  haben  andere  Bundesstaaten  ihre  Steuerpflicht 
ausdrücklich  festgesetzt. 

Hieher  gehört  Lippe-Detmold.  Eine  Instruktion  vom 
Jahre  1878^)  sowie  das  Gewerbesteuergesetz  vom  23.  Juli  1885 
hatten  erklärt,  daß  Vereine  mit  einem  Gewerbezweck  wie  jeder 
gleichartige  Gewerbebetrieb  zu  behandeln,  Einkaufs-  und  Kredit- 
genossenschaften jedoch  steuerfrei  seien,  wenn  sie  innerhalb  des 
Mitgliederkreises  blieben.  Das  Einkommensteuergesetz  vom 
28.  August  1894^)  (mit  mehreren  Novellen)  erklärte  für  steuer- 
pflichtig : 

Diejenigen  eingetragenen  Genossenschaften,  deren  Betrieb 
in  gewerbsmäßiger  Weise  sowohl  hinsichtlich  der  Anschaffung 
als  auch  des  Absatzes  der  Waren  über  den  Kreis  der  Mitglieder 
hinausgehen,  sowie  Konsumvereine  mit  juristischer  Persönlichkeit, 
welche  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinaus  ihre  Waren  ab- 
setzen. 

Da  diese  Bestimmung  in  der  Steuerpraxis  streng  ihrem  Wort- 
laut nach  gehandhabt  wurde,  kam  es  vor,  daß  Molkereigenossen- 
schaften, die  natürlich  ihre  Produkte  an  Nichtmitglieder  absetzen 
mußten,  als  steuerpflichtig  behandelt  wurden^).  Die  Konsum- 
vereine waren  infolge  dieser  sinnwidrigen  Praxis  tatsächlich  besser 
gestellt.  Die  Korrektur  geschah  in  der  Weise,  daß  im  Einkommen- 
steuergesetz vom  12.  Juni  1912*)  außer  den  Genossenschaften  sämt- 
liche Konsumvereine  auch  bei  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis 

1)  F.-A.  III,  s.  717. 

2)  F.-A.  Xn,  S.  784. 

3)  K.R.  1911,  S.  139,   159,   171,   185. 

4)  F.-A.  XXXI,  S.  419. 
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für  Steuerpflichtig  erklärt  wurden  und  zwar  einschließlich  der  Rück- 
vergütung. Noch  eigenartiger  ist  der  Korrekturversuch  im  Re- 
gierungsentwurf: Die  infolge  falscher  Gesetzesauslegung  bisher 
steuerpflichtigen  Molkereigenossenschaften  sollten  steuerfrei  und 
umgekehrt  die  Konsumvereine  steuerpflichtig  werden,  »weil  schon 
jetzt  alle  Gewerbetreibenden  bitter  über  die  Konkurrenz  klagen, 
die  ihnen  in  den  Konsumvereinen  entsteht.« 

In  Schwarzburg-Sondershausen  wurden  diejenigen 
eingetragenen  Genossenschaften,  die  ihren  Geschäftsbetrieb  statu- 
tengemäß auch  auf  Nichtmitglieder  ausdehnten,  wie  die  übrigen  ju- 
ristischen Personen  durch  ein  Nachtragsgesetz  vom  22.  Dez.  1871 
klassensteuerpflichtig ^).  Das  Einkommensteuergesetz  vom  i.Febr. 
1894  (Fassung  vom  11.  Dez.  1897)")  nahm  dazu  noch  die  Kon- 
sumvereine mit  offenem  Laden.  Jedoch  durch  eine  Abänderung 
vom  II.  Febr.  1904^)  kam  die  Ausgleichung  zustande:  Wie  die 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  sind  ohne  weitere  Vor- 
aussetzung die  Konsumvereine  steuerpflichtig.  Die  Gemeinden 
erheben  ebenfalls  eine  Einkommensteuer. 

Zu  einem  ähnlichen  Resultat  führte  die  Entwicklung  in 
Schwarzburg-Rudolstadt:  Nachdem  das  Einkommen- 
steuergesetz vom  25.  Juli  1876^)  die  gewerblichen  Genossenschaften 
herangezogen  hatte,  wurde  durch  das  Einkommensteuergesetz  vom 
25.  März  1893^)  die  Steuerpflicht  der  sich  nicht  auf  die  Mitglieder 
beschränkenden  Genossenschaften  sowie  der  Konsumvereine  mit 
»offenem  Laden«  festgesetzt,  bis  man  schließlich*')  zur  Einkommen- 
steuerpflicht der  eingetragenen  Genossenschaften  und  Konsum- 
vereine gelangte.  Das  Gewerbesteuergesetz  '')  sieht  ähnliche  Steuer- 
freiheiten wie  das  preußische  vor. 

Auch  das  Schaumburg-Lippe  sehe  Einkommensteuer- 
gesetz vom  3.  Mai  1901^)  und  die  an  die  Stelle  der  Realsteuer 
gesetzte  Vermögenssteuer^)  erklärte  die  Genossenschaften  und  Kon- 
sumvereine für  steuerpflichtig;  landwirtschaftliche  und  gewerb- 
liche Konsumvereine  scheinen  jedoch  steuerfrei  zu  sein.     Die  ge- 


i)  F.-A.  III,  S.  742,  2)  F.-A.  XII,  S.  255. 

3)  Ges.-S.   1904,  S.   5;    1909,  S.   1 1 ;    1912,  S.   19. 

4)  F.-A.  III,  S.  742.  5)  F.-A.  XI,  S.  242. 

6)  Ges.  vom  31.  Mai  1902,  F.-A.  XX,  S.  324. 

7)  F.-A.  XI,  S.  213. 

8)  F.-A.  XIX,  S.  243;  XXVII,  S.  811. 

9)  F.-A.  XXVII,  S.  812  ff.;  vgl.  K.R.   1906,  S.  349  ff. 
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meindliche  Gewerbesteuer^)  bevorzugt  ebenfalls  wie  die  preußische 
die  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Genossenschaften  gegen- 
über den  Konsumvereinen. 

Die  regulären  Steuersysteme  mit  einer  Ausnahmestellung 

der  Konsumvereine. 

In  allen  Bundesstaaten  mit  Ausnahme  der  bisher  aufgeführten 
hat  sich  innerhalb  der  regulären  Steuergesetzgebung  eine  Aus- 
nahmebehandlung der  Konsumvereine  durchgesetzt,  sei  es,  daß 
sie  ohne  weitere  Voraussetzung  oder  bei  Halten  eines  »offenen 
Ladens«  steuerpflichtig  sind,  während  für  die  Steuerpflicht  der 
übrigen  Genossenschaften  das  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises 
Voraussetzung  ist^),  sei  es,  daß  die  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werblichen Genossenschaften  gegenüber  den  Konsumvereinen  in 
erklärter  Weise  steuerhch  bevorzugt  sind  oder  daß  schließlich  für 
die  Konsumvereine  eine  verhüllte  Sonderbesteuerung  in  der  Form 
der  fiktiven  Einkommensteuer  Platz  greift,  die  zur  Sonderbesteue- 
run£  durch  Sonderumsatzsteuern  hinüberführt. 

I.  Zu  einer  Ausnahmebehandlung  der  Konsumvereine  ist  man 
im  Großherzogtum  Sachsen-Weimar  gekommen,  wenn  dies 
auch  nicht  klar  aus  dem  Gesetzestext  ersichtlich  ist.  Nach  einer 
Ausführungsverordnung  vom  13.  Okt.  1883  zum  Einkommensteuer- 
gesetz vom  19.  März  1869^)  waren  die  auf  den  Mitgliederkreis 
sich  beschränkenden  Genossenschaften  steuerfrei.  Das  Einkommen- 
steuergesetz  vom    2.  Juni   1897*)   erklärte    für    steuerpflichtig  .  .  . 

4.  Genossenschaften,  welche  im  Großherzogtum  ihren  Sitz  haben, 

5.  Konsumvereine,  und  bestimmt  in  Ziffer  6,  daß  Gesellschaften 
und  Genossenschaften,  welche  auf  Gegenseitigkeit  beruhen  und 
ihren  Geschäftsbetrieb  ausschließlich  auf  ihre  Mitglieder  beschrän- 
ken, nur  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  Grundbesitz  im  Groß- 


1)  F.-A.  XXVII,  s.  830. 

2)  Gewiß  bietet  auch  die  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis,  wie  eben  er- 
örtert, allein  noch  nicht  die  volle  Garantie  dafür,  daß  Erwerbszwecke  völlig  aus- 
geschaltet sind.  Nimmt  aber  der  Gesetzgeber  dies  an,  so  sind  vernünftigerweise 
die  Konsumvereine,  seitdem  ihnen  bei  Strafe  verboten  ist,  den  Mitgliederkreis  zu 
überschreiten,  diesen  Genossenschaften  ohne  Erwerbszwecke  gleichzustellen.  Das- 
selbe gilt  vom  »offenen  Laden«,  der  in  seiner  üblichen  eigenartigen  Auslegung  als 
Zeichen  dafür  betrachtet  wird,  daß,  trotz  des  erwähnten  Verbotes,  der  Verkauf  an 
Nichtmitglieder  mindestens  wahrscheinlich  ist. 

3)  Neu  revidiert  lo.  Sept.   1883.     F.-A.  11,  S.  933. 

4)  F.-A.  XV,  S.  355- 
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herzogtum  steuerpflichtig  sein  sollen.  Daß  aber  die  Konsum- 
vereine nicht  unter  diese  Erleichterung  fallen,  erhellt  aus  einer 
authentischen  Besprechung  der  Steuerreform  von  1897,  zumal 
nach  §  55  Abs.  i  die  von  den  Konsumvereinen  an  ihre  Mitglie- 
der verteilten  Ueberschüsse  ausdrücklich  als  steuerpflichtiges  Ein- 
kommen erklärt  werden^).  Das  zurzeit  geltende  Einkommensteuer- 
gesetz^) änderte  bezüglich  der  Genossenschaften  und  Konsum- 
vereine nichts.  Die  Vermögenssteuer^)  wendet  sich  nur  an  phy- 
sische  Personen. 

Obwohl  in  Sachsen-Gotha,  das  durch  Gemeinschaft 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  einigen  Gebieten  des  Staats- 
wesens mit  Koburg  verbunden  ist,  im  Gesetz  vom  22.  Juni  1889*) 
betreffend  die  Erweiterung  der  Befugnis  zur  Erhebung  von  Ge- 
meindesteuern nur  die  Steuerpflicht  der  den  Mitgliederkreis  über- 
schreitenden Genossenschaften  festgesetzt  worden  war ,  wurde 
einige  Jahre  später  den  Gemeinden  die  Besteuerung  der  Konsum- 
vereine mit  »off"enem  Laden«  ausdrücklich  gestattet^).  Bis  1908 
waren  nur  die  Genossenschaften,  die  sich  nicht  auf  den  Mitglie- 
derkreis beschränkten,  der  staatlichen  Einkommensteuer  unter- 
worfen *').  (Unter  dieser  Voraussetzung  waren  die  Genossenschaf- 
ten auch  vermögenssteuerpflichtig.)  Eine  Abänderung  vom 
31.  Dez.  dieses  Jahres  jedoch  brachte  für  die  Konsumvereine  die 
Ausnahmebestimmung,  daß  sie  ohne  weitere  Voraussetzung  steuer- 
pflichtig wurden.  Versicherungsvereine  a.  G.  blieben  —  aus  leicht 
erklärlichen  Gründen  —  nach  wie  vor  frei.  Begründet  wurde  die 
Ausnahmestellung  der  Konsumvereine  als  eine  Forderung  des 
Mittelstandes,  die  Konsumvereine  genau  so  zu  behandeln  wie  die 
Einzelkaufleute'). 

Das  Einkommensteuergesetz  von  Sachsen-Altenburg 


i)  Vgl.   Patdssen,     Die    Einkommensteuerreform  im    Großherzogtum    Sachsen- 
Weimar  (1897),  F.-A.  XV,  S.  345;  bes.  S.  347. 

2)  Ges.  vom   11.  März   1908/30.  März   1909,  F.-A.  XXVIII,   S.  362. 

3)  F.-A.  XXVIII,  S.  348. 

4)  F.-A.  XV,  S.  307. 

5)  Ges.  vom   19.  Juni   1893    betr.  die   Befugnis    der  Gemeinden    zur  Erhebung 
von  Gemeindesteuern  von  Konsumvereinen. 

6)  Vgl.  Ges.-S.    1899,    S.  429;    ferner  F.-A.  XXI,    S.  707  fr.     G.  Schanz,  Die 
Steuerreform  im  Herzogtum  Gotha,   1902. 

7)  Zu    den  Verhandlungen:    K.R.    1909,    S.  6;    Jahrbuch    des   Zentralverb.    d. 
K.-V.   1909  Bd.   I,  S.  220. 
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vom  Jahre  1896^)  und  ebenso  das  Gewerbesteuergesetz  von  1902^) 
stellten  als  Voraussetzung  der  Steuerpflicht  der  Genossenschaften 
das  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises  auf;  die  Konsumvereine 
waren  bei  Halten  eines  offenen  Ladens  zu  den  Steuern  heranzu- 
ziehen. 1909  beschloß  jedoch  der  Landtag,  das  Einkommensteuer- 
gesetz dahin  abzuändern,  daß  Konsumvereine  auch  ohne  offenen 
Laden  steuerpflichtig  sind.  Nach  einer  ministeriellen  Entschei- 
dung vom  gleichen  Jahr  ist  der  feste  Rabatt  steuerfrei  zu  lassen^). 

Zum  Teil  an  die  Bestimmungen  des  Gewerbesteuergesetzes 
von  1893  anknüpfend  erklärte  in  Braunschweig  der  Gesetz- 
geber im  Einkommensteuergesetz  vom  16.  April  1896*)  die  Ge- 
nossenschaften bei  Nichtbeschränkung  auf  den  Mitgliederkreis,  die 
Konsumvereine  bei  Halten  eines  offenen  Ladens  für  steuerpflichtig. 
Die  Ergänzungssteuer ^)  erfaßt  nur  physische  Personen.  Nach 
einem  Gesetz  vom  29.  März  1912^)  wurden  für  die  Finanzperiode 
191 2/14  zu  den  Staatssteuern  Zuschläge  erhoben.  Genossen- 
schaften, die  den  Mitgliederkreis  überschreiten,  sowie  die  Konsum- 
vereine (ohne  weitere  Voraussetzung)  sind  zuschlagspflichtig ;  doch 
werden  sie  den  physischen  Personen  gleichgestellt,  die  eine  ge- 
ringere Belastung  als  die  Aktiengesellschaften  zu  tragen  haben. 
Ein  gleichzeitiger  Antrag,  die  Konsumvereinsdividenden  auch  beim 
Mitglied  als  Einkommen  anzurechnen,  wurde  mit  knapper  Mehr- 
heit abgelehnt").  Der  Gemeindeeinkommensteuer  sind  u.  a.  auch 
> eingetragene  Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den 
Kreis  der  Mitglieder  hinausgeht  (insbesonders  Konsumvereine  mit 
»offenen  Läden«)  unterworfen^). 

II.  Besonders  deutlich  zeigt  sich  der  Einfluß  der  Mittelstands- 
bewegung auf  die  Entwicklung  der  Genossenschaftsbesteuerung  im 
Königreich    Preußen. 

Ob  aus  dem  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820  die 
Steuerpflicht  der  Genossenschaften  abgeleitet  werden  konnte,  war 
bestritten.  Reskripte  von  1861  und  1864  erachteten  die  Steuer- 
pflicht von  Vorschußvereinen,  die  sich  auf  den  Mitgliederkreis 
beschränkten,    für   nicht   gegeben.     Auch  das  Reskript  von    1866 

1)  F.-A.  XIII,  S.  801  ;  XX,  S.  321. 

2)  F.-A.  XX,  S.  295    (ein  Teil  der  Ergänzungssteuer). 

3)  K.R.   1909,  S.  607.  4)  F.-A.  XVI,  S.  719. 
5)  F.-A.  XVI,  S.  778.                         6)  Ges.-S.  S.  233. 

7)  Jahrbuch  des  Zentralverb,  d,  K.-V.    19 13,  S.   224, 

8)  Gemeindcabgabengesetz  vom   11.  März   1899,  F.-A.   XVI,  S.  819. 
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ändert  daran  nichts.  Doch  schon  kHngt  diesmal  ein  bekannter 
Ton  mit :  Infolge  der  Konkurrenz,  die  die  sich  erheblich  ausdeh- 
nenden Genossenschaften  anderen  Gewerbetreibenden  machten, 
sei  es  gerecht,  darüber  zu  befinden,  ob  nicht  eine  Gleichstellung 
der  beiden  gegeben  sei.  Bald  begannen  Verfügungen  und  Ent- 
scheidungen infolge  laut  werdender  Klagen  der  Gewerbetreiben- 
den die  Steuerfreiheiten  einzuengen ;  doch  hatten  alle  Genossen- 
schaftsarten darunter  zu  leiden^). 

Vor  dem  Einkommensteuergesetz  von  1891  griff  schon  das 
Kommunalsteuernotgesetz  ^)  regelnd  in  die  Besteuerungsverhält- 
nisse der  Genossenschaften  und  Konsumvereine  ein.  Mit  den 
übrigen  juristischen  Personen  unterlagen  auch  die  eingetragenen 
Genossenschaften,  deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  der  Mit- 
glieder hinausging,  der  Steuer.  Noch  war  der  Kampf  für  eine 
Ausnahmebehandlung  der  Konsumvereine  erfolglos.  Der  typischen 
Begründung  der  bedingungslosen  Heranziehung  der  Konsumvereine 
mit  den  Argumenten  der  Mittelstandsnot,  der  Staatsraison  und  des 
Staatssäckels  gegenüber  blieb  die  Regierung  hart;  gegen  die  Be- 
steuerung nicht  eingetragener  Konsumvereine  ^)  machte  sie  juri- 
stische Bedenken  geltend,  die  behaupteten  nachteiligen  Folgen 
der  Konsumvereine  ließ  sie  dahingestellt  sein  und  erklärte,  daß 
es  jedenfalls  nicht  angängig  sei,  sie  deshalb  zu  den  Kommu- 
nalsteuern heranzuziehen.  Ebenso  verurteilte  der  Regierungsver- 
treter in  den  Plenarverhandlungen  die  besondere  Heranziehung 
der  Konsumvereine,  da  man  damit  das  Moment  der  Zweckbe- 
stimmung in  die  Steuer  hineintrage"^).  1885  wurde  der  Gesetz- 
entwurf wieder  eingebracht ;  obwohl  auch  diesmal  von  der  Re- 
gierung betont  wurde,  daß  die  Einschaltung  der  Konsumvereine 
eine  gesetzgeberische  Unmöglichkeit  sei^),  wurde  diese  Fassung 
in  der  Abgeordnetenkammer  angenommen,  vom  Herrenhaus  je- 
doch endgültig  abgelehnt. 


1)  Ausführlich  bei  G.  Schanz,  Die  Besteuerung  der  Genossenschaften,  F.-A. 
III,  S.  609. 

2)  Ges.  vom  27.  Juli  1885.     Ges.-S.  S.  327. 

3)  Es  war  besonders  auf  den  großen  Breslauer  Konsumverein  abgesehen. 

4)  Als  der  Regierungsvertreter  meinte,  die  Begründung  des  Abg.  Metzner  sei 
mehr  dazu  angetan,  die  Konsumvereine  unter  ein  strafrechtliches  Verbot  zu  stellen, 
riefen  Metzner  und  ein  anderer  Abg.:  »Das  wäre  vortrefflich«.  Ueber  die  Verh.  : 
Uebersicht  1883/84,  S.  176.  Drucksachen  Nr.  221,  S.  3.  Sten.  Ber.  1883/84 
Bd.  III,  S.  2226  ff.,  2333  ff. 

5)  Sten.  Ber.  Bd.    i,  S.  204. 
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Der  Entwurf  des  Einkommensteuergesetzes  von  1891  über- 
nahm die  gleiche  Behandlung  der  Genossenschaften  aus  dem  Ge- 
setz von  1885.  Also  Steuerfreiheit  bei  Beschränkung  auf  den 
Mitcrliederkreis.  Doch  im  Plenum  wurde  der  Kommissionsbeschluß, 
Konsumvereine  mit  offenem  Laden  und  juristischer  Persönlichkeit 
für  steuerpflichtig  zu  erklären,  angenommen  und  auch  Gesetz^). 
Der  »offene  Laden«,  der  noch  heute  im  Gewerbesteuergesetz  eine 
bedeutende  Rolle  spielt,  sollte  das  Merkmal  dafür  sein,  daß  sich 
die  Konsumvereine  nicht  auf  den  Mitgliederkreis  beschränkten. 
Man  könnte  demnach  vermuten,  daß  derjenige  Laden  »offen«  im 
Sinne  des  Steuergesetzes  ist,  in  dem  Waren  auch  an  Nicht- 
mitglieder  abgegeben  werden.  Nach  oberverwaltungsgerichtlichen 
Entscheidungen^)  ist  der  'Laden  offen,  wenn  nicht  ein  physi- 
sches Hindernis  dem  Eintritt  von  Nichtmitgliedern  entgegen- 
steht; jeder,  der  eintreten  will,  muß  sich,  da  der  Laden  regel- 
mäßig verschlossen  ist,  erst  melden,  so  daß  Nichtmitglieder  be- 
reits am  Eintritt  gehindert  werden  können.  Es  genügt  keines- 
wegs, daß  durch  die  Forderung,  die  Ausweiskarte  vorzuzeigen, 
der  Verkauf  an  Nichtmitglieder  verhindert  werden  kann.  Ob- 
wohl das  Genossenschaftsgesetz  —  seit  1898  unter  Strafe  — 
verbietet,  an  Nichtmitglieder  Waren  abzugeben,  geht  man  von 
dieser  eigenartigen  Auslegung  nicht  ab.  Nicht  genug,  daß  man 
die  Uebertretung  eines  Verbotes  als  etwas  regelmäßig  Gegebenes 
zur  Grundlage  der  Besteuerung  macht,  man  schließt  auf  diese 
Uebertretung  aus  einer  Tatsache,  die  durchaus  nichts  beweist. 
Denn  trotz  dieses  »offenen  Ladens«  ist  der  Verkauf  an  Nichtfnit- 
glieder  keineswegs  ein  häufiger  Fall.  Man  hat  eines  dadurch  er- 
reicht: Durch  diese  eigenartige  Auslegung  des  Begriffes  hat  man 
eine  steuerliche  Ausnahmestellung  der  Konsumvereine  geschaffen  ^). 

Aus  den  Verhandlungen  zur  Reform  von  1891  sei  nur  die 
Haltung  des  Finanzministers  Miguel  erwähnt*) :  Er  warnte  davor, 
auf  die  gewerbliche  Entwicklung  durch  Steuern  einwirken  zu 
wollen,  die  Steuer  müsse  sich  vielmehr  der  gewerblichen  Entwick- 


i)  Sten.  Ber.   1891,  Bd.  2,  S.  741. 

2)  Insbesondere  bei  ßuisting,  Die  preußischen  direkten  Steuern,  i.  Bd.  6.  Aufl., 
S.  23  f.,  3.  Bd.  3.  Aufl.,  S.  86  f. 

3)  Zurzeit  stehen  bez.  der  Auslegung  des  Begriffnes  »off^ener  Laden«  die  Recht- 
sprechungen des  5.  und  6.  Senats  in  ofFenbarem  Widerspruch.  Vgl.  Jahresbericht 
des  Zentralverbandes  d.  K.-V.  von   1913,  S.    170  ff. 

4)  Verhandlungen  der  Kammer  der  Abg.    1891,  S.  743. 
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lung  anschließen.  Doch  wenn  die  Genossenschaften  den  Cha- 
rakter wirkUcher  Erwerbsgesellschaften  annähmen,  wären  sie  gleich 
den  Aktiengesellschaften  zu  behandeln.  Der  offene  Laden  sei 
eine  wohlberechtigte  Fiktion.  Uebrigens  maß  Miquel  der  Frage 
der  Genossenschaftsbesteuerung  keine  allzu  große  Bedeutung  bei. 
Die  Wirkung  der  Heranziehung  der  Konsumvereine  werde  über- 
schätzt. Er  sehe  die  Bedeutung  darin,  daß  man  großen  Kreisen 
der  Bevölkerung  das  Gefühl  oder  den  Glauben  nehmen  müsse,  daß 
zu  ihren  Lasten,  während  sie  doch  der  schwächere  Teil  seien, 
der  Staat  die  stärkeren  Konkurrenten  privilegiere. 

Heute  gilt  das  Einkommensteuergesetz  in  der  Fassung  vom 
19.  Juni  1906^).  Wie  früher  sind  die  eingetragenen  Genossen- 
schaften nur  bei  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises  steuerpflich- 
tig^). Dagegen  hat  sich  die  Lage  der  Konsumvereine  wiederum 
verschlechtert:  Sie  sind  nicht  nur  als  juristische  Personen  und 
wenn  sie  einen  ^offenen  Laden«  besitzen,  steuerpflichtig.  Ziff.  5 
des  §  I  unterwarf  alle  Vereine  einschließlich  eingetragener  Ge- 
nossenschaften zum  Einkauf  von  Lebens-  oder  hauswirtschaftlichen 
Bedürfnissen  im  großen  und  Ablaß  im  kleinen,  auch  wenn  ihr 
Geschäftsbetrieb  nicht  über  den  Kreis  der  Mitglieder  hinausgeht, 
soweit  sie  in  Preußen  ihren  Sitz  haben,  der  Steuer  ^)  ^). 

Die  Ausnahmebehandlung  der  Konsumvereine  tritt  um  so 
schärfer  hervor,  als 

I.  Konsumanstalten  als  Nebenbetriebe  gewerblicher  Unter- 
nehmungen  nicht  getroffen  werden,    da  sie  mit  dem  Gewerbebe- 


i)  Ges.-S.  1906,    S.  259. 

2)  Ueber  das  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises  siehe  die  bei  Fuisting  a.  a.  O. 
zitierten  Entscheidungen. 

3)  Diese  Ziffer  hat  das  preußische  Finanzministerium  nicht  gehindert,  in  einem 
Erlaß  vom  i.  Dez.  1906  zu  erklären,  daß  auf  Raiffeisenvereine,  auch  wenn  sie  an 
die  Mitglieder  Kohlen  für  den  häuslichen  Bedarf  abgeben,  die  Voraussetzungen 
der  Steuerpflicht  nach  dieser  Ziffer  nicht  zutreffen  (Landwirtschaftliches  Genossen- 
schaftsblatt  1910,  S.  6). 

4)  Scharf  kritisiert  Strutz  (Die  Neuordnung  der  direkten  Steuern  in  Preußen, 
S.  132  f.). die  mittelstandspolitische  Natur  dieser  Ziffer:  »Bekanntlich  stammt  die 
Ziffer  5  auch  nicht  aus  einem  Regierungsentwurf,  sondern  sie  verdankt  ihre  Ent- 
stehung Initiativanträgen  im  Abgeordnetenhause.  Diese  waren  diktiert  von  An- 
schauungen, die  letzten  Endes  darauf  hinauslaufen  würden,  daß  die  Konsumenten 
nur  dazu  da  sind,  sich  von  dem  gewerblichen  Mittelstande  nach  dessen  Belieben 
tributpflichtig  machen  zu  lassen  und  deshalb  nach  Möglichkeit  gehindert  werden 
müssen,  durch  Selbsthilfe  oder  durch  Einkauf  in  Warenhäusern  ihre  Lebensbedürf- 
nisse zu  billigeren  Preisen  zu  befriedigen   als  ihnen  jener  glaubt  machen  zu  müssen.« 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     i.  4 
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trieb   des  Unternehmers   veranlagt   werden,    der  natürlich  keinen 
Gewinn  daraus  erzielt, 

2.  Versicherungsanstalten  a.  G.  mit  einem  bestimmten  Teil 
des  Gewinnes  [Fuisting  S.  287)  und 

3.  Rabattsparvereine  steuerfrei  sind. 

Allerdings  ist  es  den  Konsumvereinen  gelungen,  die  Steuer- 
freiheit des  festen  Rabattes  zu  erzielen.  An  juristischen  Gesichts- 
punkten festhaltend  haben  mehrere  Entscheidungen  die  Steuerfrei- 
heit desjenigen  Teils  der  Rückvergütungen  zugegeben,  der  der 
freien  Verfügung  des  Vereins  entzogen  ist  in  der  Weise,  daß  die 
Mitglieder  von  vornherein  einen  rechtlichen  Anspruch  darauf 
haben. 

Nach  der  Fassung  von  1891  waren  die  Genossenschaftsdivi- 
denden auch  beim  Genossen  zu  besteuern,  eine  Bestimmung,  die 
in  der  neuesten  Fassung  weggefallen  ist^).  Seit  1909  werden  Zu- 
schläge zur  Einkommensteuer  erhoben^),  welche  bei  den  steuer- 
pflichtigen Genossenschaften  und  Konsumvereinen  niedriger  sind 
als  bei  den  Aktiengesellschaften. 

Auch  1906  standen  die  parlamentarischen  Verhandlungen  in 
bezug  auf  die  Frage  der  Genossenschafts-  und  Konsumvereinsbe- 
steuerung im  Zeichen  der  Mittelstandspolitik.  Ein  reger  Wett- 
eifer entspann  sich  unter  Vertretern  und  Mitgliedern  bürgerlicher 
Parteien,  insbesonders  soweit  die  Konsumvereine  zur  Diskussion 
standen.  Doch  diesmal  wurde  das  Ziel  glatt  erreicht:  Die  steuer- 
liche Ausnahmebehandlung  der  ungern  gesehenen  Selbsthilfeorga- 
nisationen der  Konsumenten^). 

Die  staatliche  Gewerbesteuer  vom  24.  Juni  1891^)  wurde  be- 
reits 1893  den  Kommunen  überwiesen,  die  (neben  den  ebenfalls 
überwiesenen  übrigen  Realsteuern)  hie  von  Prozentsätze  erheben,, 
soweit  sie  nicht  eigene  Gewerbesteuern  eingeführt  haben.  In  ihr 
tritt  die  mittelstandspolitische  Ausnützung  der  Genossenschafts- 
besteuerung gleichfalls  klar  in  Erscheinung.  Zwar  sind  ihr  nicht 
unterworfen:   Vereine,    eingetragene    Genossenschaften    und  Kor- 

1)  Fuisting  ist  der  Ansicht,  es  werde  am  bisherigen  Recht  nichts  geändert 
{Fuisting  a.  a,  O.  7.   Aufl.,  S.   175).     Also  nach  wie  vor  Doppelbelastung. 

2)  Gesetz  vom  i.  April  1909,  die  Bereitstellung  von  Mitteln  zu  Dienstein- 
kommenverbesserungen, Ges,-S.  S.  85. 

3)  Vgl.  besonders  Sten.  Berichte  Bd.  I,  S.  87  ff.,  Bd.  IV,  S.  444  ff.  Insbe- 
sondere sprachen  die  Konserv.  Wentzel  und  Hammer;  Kirsch,  Dr.  Ilager  vom: 
Zentrum ;  der  Natl.  Lusensky.     Dagegen  nur  Dr.   Crüger. 

4)  Gesetzsammlung  S.   205  ff. 
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porationen,  welche  nur  die  eigenen  Bedürfnisse  ihrer  Mitglieder 
an  Geld,  Lebensmitteln  und  anderen  Gegenständen  zu  beschaffen 
bezwecken,  wenn  sie  satzungsgemäß  und  tatsächlich  ihren  Ver- 
kehr auf  die  Mitglieder  beschränken  und  keinen  Gewinn  unter 
die  Mitglieder  verteilen,  auch  eine  Verteilung  des  aus  dem  Ge- 
winn angesammelten  Vermögens  unter  die  Mitglieder  für  den  Fall 
der  Auflösung  ausschließen.  Da  aber  Konsumvereine  mit  »offenem 
Laden«  (unter  dieser  Voraussetzung  sogar  Konsumanstalten  ge- 
werblicher Unternehmer  im  Nebenbetriebe !)  ausdrücklich  hievon 
ausgenommen  sind,  schrumpft  diese  allgemein  erscheinende  Be- 
freiungsvorschrift zusammen  auf  die  Begünstigung  landwirtschaft- 
licher und  gewerblicher  Genossenschaften.  Dazu  kommt  noch, 
daß  Molkereigenossenschaften,  Winzervereine  und  andre  Vereini- 
gungen zur  Verarbeitung  und  Verwertung  der  selbstgewonnenen 
Erzeugnisse  der  Teilnehmer  der  Gewerbesteuer  nur  unter  den- 
selben Voraussetzungen  unterliegen,  unter  welchen  auch  der  gleiche 
Geschäftsbetrieb  des  einzelnen  Mitgliedes  hinsichtlich  der  selbst- 
gewonnenen Erzeugnisse  der  Steuer  unterworfen  ist.  Also  nur 
den  hauswirtschaftlichen  Konsumvereinen  vermochte  der  Gesetz- 
geber nicht  gerecht  zu  werden. 

Die  an  die  Stelle  dieser  Gewerbesteuer  tretende  Ergänzungs- 
steuer (Vermögenssteuer)^)  erfaßt  nur  physische  Personen. 

Schließlich  sei  noch  der  Stempelsteuer  gedacht,  deren  Novelle 
von  1909  wie  vorher  die  Stempelsteuer,  die  gelegentlich  der  Fest- 
setzung der  Statuten  zu  entrichten  ist,  für  die  Genossenschaften 
auf  1,50  Mk.  festsetzt.  Eingetragene  Genossenschaften,  die  die 
Gewinnverteilung  ausgeschlossen  haben,  sind  frei'-). 

Doch  noch  immer  ist  man  mit  bisherigen  mittelständlerischen 
Erfolgen  nicht  zufrieden.  Insbesonders  dem  Abg.  Hammer  ge- 
bührt das  Verdienst,  wirksamere  Mittel  vorgeschlagen  zu  haben. 
So  ging  dem  Abgeordnetenhaus  1912  der  Antrag  zu,  §  15  des 
Einkommensteuergesetzes  dahin  zu  ergänzen,  daß  bei  den  Kon- 
sumvereinen   zum    steuerpflichtigen  Ueberschuß  jede  den  Mitglie- 


1)  Ges.  vom  14.  Juli  1893  und  19.  Juni  1906.  Ges. -Samml.  1893,  S.  134; 
1906,  S.  294. 

2)  Dazu  bemerkt  Heintz  im  »Kommentar  zum  Preußischen  Stempelsteuergesetz« 
3.  Aufl.  Berlin  1909,  S.  421  :  »Diese  Befreiung  soll  insbesondere  den  Raiffeisen- 
schen  Darlehenskassenvereinen  zugute  kommen.«  Wie  früher  sind  gemeinnützige 
Baugenossenschaften,  -gesellschaften  usw.  von  der  Entrichtung  der  Stempelsteuer 
überhaupt  befreit. 
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dem  als  Rabatt,  Kundengewinn  oder  unter  ähnlicher  Bezeichnung 
gewährte  Rückvergütung  gehöre.  Diesmal  sprach  sich  in  der 
Kommission  auch  das  Zentrum  gegen  diesen  Antrag  aus,  der  als 
mittelstandsfeindlich  bezeichnet  werden  müsse,  da  er  konsequenter- 
weise dahin  führen  müsse,  daß  alle  Genossenschaften  und  auch 
die  Rabatt-  und  Sparvereine  herangezogen  werden  müßten.  So 
kam  es  zu  einem  Vermittlungsvorschlag,  über  dessen  endgültige 
Entscheidung  nichts  bekannt  ist^). 

Auch  der  abgelehnte  Entwurf  einer  Gesellschaftssteuer  wollte 
für  die  Konsumvereine  eine  Ausnahmsstellung  schaffen^). 

Eng  hält  sich  die  Steuergesetzgebung  vV  a  1  d  e  c  k  s  an  Preu- 
ßens Vorbild.  Nach  dem  Klassensteuergesetz  vom  6.  März  1893^) 
tritt  die  Steuerpfhcht  der  eingetragenen  Genossenschaften  bei 
Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises,  die  der  Konsumvereine  bei 
Halten  eines  offenen  Laden  ein.  Die  Gewerbesteuerpflicht ^)  ist 
wie  in  Preußen  geordnet.  Dazu  ist  Molkereigenossenschaften,  die 
auch  fremde  Produkte  verarbeiten,  die  Vergünstigung  gewährt, 
daß  sie  nur  mit  dem  daraus  erzielten  Gewinn  zur  Gewerbesteuer 
herangezogen  werden  dürfen. 

In  Bayern  nahm  das  Gewerbesteuergesetz  von  1856  eine 
gewerbsmäßige  Ausübung  einer  Tätigkeit  und  damit  die  Steuer- 
pfiicht  an,  wenn  die  Beschäftigung  mit  Gehilfen  oder  in  einem  »of- 
fenen Laden«  oder  mit  öffentlicher  Ankündigung  betrieben  wurde. 
Doch  scheint  für  genossenschaftliche  Betriebe  der  Verkehr  mit 
Nichtmitgliedern  Voraussetzung  und  Grenze  der  Steuerpfiicht  ge- 
wesen zu  sein*).  Es  traten  dann  verschiedene  Verschärfungen 
ein,  bis  das  Gewerbesteuergesetz  von  1881^)  eine  allen  Genossen- 
schaften gerecht  werdende  Regelung  brachte:  Neben  den  Ver- 
sicherungsvereinen a.  G.  sollten  jene  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften steuerfrei  sein,  die  auf  dem  Grundsatz  der  Selbst- 
hilfe beruhend  die  ihrem  Zweck  entsprechende  Tätigkeit  auf  den 
Kreis  der  Mitglieder  beschränkten  und  nicht  die  Erzielung  eines 
gewerblichen  Gewinns  anstrebten.  Die  Reform  von  1899  gab 
dieses  objektive  Verhalten  auf.  Der  Ruf  nach  Schutz  des  alther- 
gebrachten Detailhandels  gegen  die  Konkurrenz  der  Konsumver- 

1)  Ueber  den  Antrag:  Blätter  für  das  Genossenschaftswesen   1912,  S.  81. 

2)  Vgl.  »Konsumvereine  und  preußische  Gesellschaftssteuer«,  Rechtsgutachten 
von  Prof.  Rehm,  K.R.  1908,   S.  841,  ferner  von  Prof.  0er (mann,  K.R.    1908,  S.  857. 

3)  F.-A.  XV,  S.  932  und  S.  940.  4)  F.-A.  III,  S.  695. 
5)  Ges.-  und  V.-Bl.  S.  495. 
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eine  sowie  die  energische  Vertretung  agrarischer  Interessen  führten 
zu  einer  weitgehenden  Differenzierung  in  der  Behandlung  der  Ge- 
nossenschaften, die  sich  in  der  jüngsten  Reform  von  1910  fort- 
setzte. 

Im  Gewerbesteuergesetz  vom  9.  Juni  1899^)  bUeben  die  Be- 
stimmungen des  Gewerbesteuergesetzes  von  1881  bezüglich  der 
Genossenschaften  stehen.  Ausdrücklich  waren  jedoch  von  dieser 
Steuerbefreiung  ausgeschlossen  die  Konsumvereine,  aber  —  um 
gleichsam  deren  Ausnahmestellung  noch  hervorzuheben  —  mit 
Ausnahme  derjenigen  landwirtschaftlichen  Konsumvereine,  welche 
ohne  Haltung  eines  offenen  Ladens  die  Vermittlung  des  Bezugs 
von  ihrer  Natur  nach  ausschließlich  für  den  landwirtschaftlichen 
Betrieb  bestimmten  Waren  besorgen.  Die  Bestimmung  »ohne 
Haltung  eines  offenen  Ladens«  sollte  gewissermaßen  die  Aus- 
nahmestellung der  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  rechtferti- 
gen. Die  Sachlage  ist,  daß  die  im  hauswirtschaftlichen  Konsum- 
verein zum  Verkauf  gelangenden  Artikel  einen  »offenen  Laden« 
bedingen,  während  für  die  landwirtschaftlichen  anders  gearteten 
Artikel  und  ihren  Absatz  eben  ein  Lager  naturgemäß  ist'^j.  Ferner 
waren  von  der  Befreiungsvorschrift  ausgenommen  Vorschuß-  und 
Kreditvereine  mit  ausgedehntem  bankähnlichen  Betrieb.  Tat- 
sächlich wurden  hiemit  im  Gegensatz  zu  den  Raiffeisenschen 
Kassen  in  erster  Linie  die  Schulze-Delitzschschen  Volksbanken 
getroffen,  deren  Organisation  die  Annäherung  an  den  »bankähn- 
lichen« Betrieb  verlangt.  Es  ist  aber  zu  weit  gegangen,  aus  dem 
»offenen  Laden«  auf  einen  Gewerbebetrieb  zu  schließen  und  in 
der  Tatsache,  daß  nur  in  Lagern  verkauft  wird,  ohne  weiteres  das 
Nichtvorhandensein  eines  Gewerbebetriebes  zu  sehen.  In  ähn- 
licher Weise  ist  keineswegs  ohne  weiteres  mit  ausgedehntem  »bank- 
ähnlichen«  Betrieb  die  gewerbliche  Gewinnabsicht  gegeben^). 

Das  Kapitalrentensteuergesetz'*)  traf  etwaige  Genossenschafts- 
dividenden bei  den  Genossen,  abgesehen  von  den  Kapitalrenten 
der  Genossenschaften,  die  jedoch  bei  genossenschaftlichen  Dar- 
lehenskassen steuerfrei   sind,    falls  sie,    abgesehen   von  einer  den 


i)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt,  Anhang  S.  275. 

2)  Vgl.  Abg.  Heim,   1908.     Besonderer  Ausschuß    Bd.   3,  S.   169. 

3)  Ueber  die  Erläuterung  dieser  Begriffe  vgl.  die  einschlägigen  Kommentare 
von  Klemm  und  Premier  \  ferner  Entscheidungen  der  Oberberufungskommission, 
insbes.    10.  Jahrg.,  S.  56. 

4)  Gesetz-   und  Verordnungsblatt,  Anhang  S.   259  ff. 
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gewöhnlichen  Darlehenszinsfuß  nicht  übersteigenden  Verzinsung- 
der  Geschäftsanteile,  zur  Gründung  eines  Fonds  für  gemeinnützige 
Zwecke  zu  dienen  bestimmt  sind.  (Stiftungsfonds  der  Raiffeisen- 
kassen.) 

Die  Motive  zur  Gewerbesteuer  wiesen  bezüglich  der  Heran- 
ziehung der  Konsumvereine  offen  auf  den  gewerbepolitischen 
Zweck  hin:  -»Diese  Unternehmungen  treten,  wie  dies  aus  handels- 
gewerblichen Interessenkreisen  in  vielfachen  Petitionen  betont  und 
beklagt  wird,  mit  den  einzelnen  Gewerben  in  scharfen  Wettbe- 
werb und  es  erscheint  daher  nicht  angebracht,  die  Konsumvereine 
durch  Befreiung  von  den  immer  mehr  wachsenden  öffentlichen 
Lasten  in  diesem  Konkurrenzkampfe  zu  begünstigen.«  Die  Be- 
freiung der  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  wird  damit  moti- 
viert, daß  auch  die  Reichsgesetznovelle  sie  günstiger  stelle.  Noch 
eigenartiger  ist  der  Hinweis  des  Ministers  im  Ausschuß^).  Eine 
>besondere«  Begünstigung  der  Landwirtschaft  könne  die  Befrei- 
ung der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  nicht  genannt  wer- 
den, weil  sie  sich  in  der  engsten  Grenze  bewege  und  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Gesetzgebung  in  den  andern  deutschen 
Staaten  sich  befinde !  Im  übrigen  bewegten  sich  die  Kammer- 
verhandlungen in  den  gewöhnUchen  Gleisen  der  Konsumvereins- 
und Genossenschaftsdebatten^). 

Dieselben  Gesichtspunkte  der  Mittelstandspolitik  beherrschten 
bei  der  Lösung  des  Problems  der  Genossenschaftsbesteuerung  die 
Reform  von  1910,  die  die  allgemeine  Einkommensteuer  brachte, 
die  Realsteuern  jedoch  als  Ergänzungssteuern  beibehielt^). 

Das  Einkommensteuergesetz,  das  auch  die  Genossenschaften 
zur  Steuer  heranzieht,  befreit  ausdrücklich  Genossenschaften,  die 
ausschließlich  und  unmittelbar  der  land-  und  forstwirtschaftlichen 
oder  der  gewerblichen  Produktion  oder  der  besseren  Verwertung 
der  eigenen  Erzeugnisse  ihrer  Mitglieder  dienen,  einschließlich  der 
Vorschuß-  und  Kreditgenossenschaften,  wenn  diese  Genossen- 
schaften die  ihrem  Zweck  entsprechende  Tätigkeit  auf  den  Kreis 
ihrer  Mitglieder  beschränken,  ferner  die  übergeordneten  Verbände 
solcher  Genossenschaften  und  die  gemeinnützigen  Baugenossen- 
schaften,  soweit  sie  nicht  mehr  als  eine  4  prozentige  Verzinsung 


1)  Beilage   1208  zu  den  Verhandlungen  d.  K.  d.  Abg.  21,  S,  46. 

2)  Sten.  Berichte    über   die  Verb.   d.  K.  d.  Abg.    Bd.  XIII,  S.  286  f.,    Beilagen 
Bd.  XIV,  S.  426.     Ueber  die  Reform:    Finanz-Archiv  XXIX,  S.  551. 

3)  Ges.  vom  4.  August  1910.     Gesetz-  und  Verordn.-Bl.  S.  493  ff. 
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der  Einzahlungen  gewähren  und  im  Falle  der  Auflösung  den  Mit- 
gliedern nur  die  Einzahlungen  ausantworten.  Genossenschaften 
jedoch,  die  einen  gewerblichen  Gewinn  anstreben,  fallen  nicht 
unter  diese  Befreiung.  Mit  dieser  Einschränkung  ist  die  notwen- 
dige Grenze  gezogen^).  Die  übergeordneten  Verbände  genießen 
eine  —  wie  behauptet  wird  für  ihren  Betrieb  notwendige  —  be- 
sondere Bevorzugung-):  Sie  sind  auch  steuerfrei  bei  Ueberschrei- 
ten  des  Mitgliederkreises.  Nachdem  die  Schranke  des  »Strebens 
nach  gewerblichem  Gewinn«  besteht,  ist  es  eigentümlich,  daß 
man  nicht  diese  Bevorzugung  den  Genossenschaften  allgemein  zu- 
gestand ;  denn  das  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises  kann  auch 
—  so  ist  nach  der  Behandlung  der  übergeordneten  Verbände  zu 
schließen  —  ohne  Absicht  gewerblichen  Gewinn  zu  erzielen  ge- 
schehen. Die  Konsumvereine  fallen  nicht  unter  obige  Befreiungs- 
bestimmungen und  werden  als  steuerpflichtige  Gewerbebetriebe 
behandelt,  abgesehen  von  den  Konsumanstalten,  »die  keinen  ge- 
werblichen Gewinn  erzielen  und  in  der  Regel  der  selbständigen 
Rechtspersönlichkeit  entbehren«. 

Der  Gesetzgeber  fühlte  jedoch,  daß  der  »Gewinn?  der  Kon- 
sumvereine sich  von  dem  der  Erwerbsgesellschaften  unterscheidet 
und  hat  ganz  inkonsequenterweise  erklärt,  daß  die  Warenumsatz- 
dividenden bei  den  Genossen  nicht  zu  ihren  steuerbaren  Einkünf- 
ten zu  rechnen  seien:  »denn  eine  steuerbare  Erhöhung  des  Ein- 
kommens des  einzelnen  Genossen  tritt  nicht  ein.«-  Bei  der  Ge- 
nossenschaft aber  stellen  sie  Einkommen  aus  Gewerbebetrieb  dar! 
Sind  sie  das  wirklich,  so  liegt  kein  Grund  vor,  sie  bei  den  Emp- 
fängern anders  zu  behandeln  als  die  Dividenden  von  Erwerbsge- 
sellschaften, abgesehen  von  der  hier  in  Frage  stehenden  Doppel- 
belastung. Der  feste  Rabatt  ist  auch  in  Bayern  als  steuerfrei  zu 
behandeln^). 

Die  ergänzende  Gewerbesteuer  läßt  die  nämlichen  Befreiungen 


i)  Eine  mäßige  Verzinsung  der  Geschäftsguthaben  soll  nicht  als  gewerblicher 
Gewinn  gelten. 

2)  In  Betracht  kommen  hauptsächlich  die  Bayerische  Zentraldarlehenskasse, 
die  Bayerische  Zentralhandwerkergenossenschaftskasse  (jetzt  Bayerische  Gewerbe- 
bank e.  G.  m,  b.  H.)  —  beide  erhalten  wie  die  Landwirtschaftsbank  auch  Unter- 
stützung aus  Staatsmitteln  — ,  die  Regensburger  Zentralgenossenschaft  usw. 

3)  Entsch.  der  O.B.K.  für  Steuersachen.  Mitteilungen  Bd.  II,  S.  58  ;  VI, 
S.  50;  ferner  Entsch.  vom  13.  März  1914.  lieber  den  Rabatt:  Finanzminister 
V.  Breunig  in  der  293.  öff.  Sitz.  d.  K.  d.  Abg.  1914.  Augsburger  Abendzeitung 
Nr.   167,  S.  6. 
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ZU  wie  die  Einkommensteuer^).  Sie  setzt  sich  aus  einer  Betriebs- 
kapitals- und  Ertragsanlage  zusammen.  Mit  der  ersteren  wird  zu- 
gleich eine  Art  Filialsteuer  erhoben  (5  prozentiger  Zuschlag  pro 
Filiale),  die  jedoch  die  Konsumvereine  nicht  trifft,  im  Grunde  ge- 
nommen wieder  eine  Inkonsequenz  des  Gesetzgebers.  Der  Kapi- 
talrentensteuer unterliegen  die  Dividenden  usw.  von  Genossen- 
schaften. VVarenumsatzdividenden  zählen  nicht  zu  den  steuer- 
pflichtigen Dividenden. 

Das  Gebührengesetz  vom  13,  Juni  1910^)  sieht  für  juristi- 
sche Personen  (auch  Genossenschaften)  das  sog.  Gebührenäqui- 
valent vor.  Sie  haben  von  den  Grundstücken  usw.  vom  Tage 
des  letzten  Anfalls  einer  verhältnismäßigen  Gebühr  an  gerechnet, 
alle  20  Jahre  i  Proz.  der  Gegenstandssumme  (ohne  Schulden- 
abzug) zu  entrichten.  Befreit  von  dieser  Abgabe  sind  Objekte, 
welche  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  oder  gemein- 
nützigen Baugenossenschaften  gehören^). 

Da  der  Finanzbedarf  der  Kommunen  in  der  Hauptsache  durch 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  gedeckt  wird,  ist  die  Wirkung 
der  Differenzierung  in  der  Genossenschaftsbesteuerung  um  so  nach- 
haltiger. Dazu  kommen  noch  Kirchenumlagen"^)  ebenfalls  in  Form 
von  Zuschlägen.  Sind  schon  gegen  die  Heranziehung  nichtphy- 
sischer Personen  auch  nur  zur  Kirchenbauumlage  erhebliche  Be- 
denken geäußert  worden^),  so  ist  noch  mehr  die  Umlagepflicht 
von  Genossenschaften  und  Konsumvereinen  abzulehnen;  denn 
nicht  einmal  die  für  Heranziehung  der  Erwerbsgesellschaften  gel- 
tend gemachten  Erwägungen  haben  hier  Sinn. 

In  Württemberg  hatte  das  Gesetz  vom  28.  März  1873^) 
betr.  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe  Steuer  die  Genossen- 
schaften unberührt  gelassen.  Eine  Verfügung  vom  Jahre  1875 
stellte  das  Ueberschreiten  des  Mitgliederkreises  als  Voraussetzung 
der  Steuerpflicht   auf.     Spätere  ministerielle  Erlasse  und   gericht- 


1)  Die  Landwirtschaftsbank  ist  nicht  gewerbesteuerfrei. 

2)  Gesetz-  und  Verordn.-Bl.  S.  433. 

3)  Zu  den  Verhandlungen :  Bd.  i  der  Verhandlungen  des  besonderen  Aus- 
schusses der  K.  d.  Abg.  S.  134  ff.,  Beschlüsse:  S.  520.  2.  Lesung:  3.  Bd.,  S.  160 
bis   170.     Sten.  Ber.  VII,  S.  264  ff.     Kammer  der  R.R.    Beilagen-Bd.  IV,    S.  21  f. 

4)  Ä*.  A.  Geiger,  Die  bayerische  Kirchengemeindeordnung  vom  24.  Sept.  19 12. 
Regensburg   191 3.     Insbes.  .S.   159. 

5)  Reichsrat  von  Crailsheim  in  der  Reichsratskammer,  Verhandlungen  Bd.  i, 
S.   182. 

6)  Reg.-Bl.  S.   127  ff. 
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liehe  Entscheidungen,  die  eine  Regelung  versuchten,  erzielten  als 
Resultat  eine  Verschlechterung  der  Lage  der  Genossenschaften 
und  offenbare  Widersprüche^).  Im  Jahre  1897  begannen  die  Be- 
ratungen zur  Steuerreform,  die  erst  1903  zustande  kam  und  neben 
der  Abänderung  der  Ertragssteuern  die  allgemeine  Einkommen- 
steuer brachte  2).  Während  diese  summarisch  die  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  für  steuerpflichtig  erklärte,  wurden 
als  gewerbesteuerfrei  erklärt  a)  der  Geschäftsbetrieb  von  Vereinen, 
welche  ausschließlich  die  gemeinschaftliche  Verwertung  landwirt- 
schaftlicher Produkte  der  Vereinsmitglieder  bezwecken  unter  den- 
selben Voraussetzungen,  unter  denen  der  gleiche  Geschäftsbetrieb 
des  einzelnen  Mitgliedes  hinsichtlich  seiner  selbstgewonnenen  Pro- 
dukte von  der  Gewerbesteuer  frei  bleibt,  b)  der  Geschäftsbetrieb 
landwirtschaftlicher  und  gewerblicher  Bezugs-  und  Werkgenossen- 
schaften bei  Beschränkung  auf  den  Mitgliederkreis  sowie  der  Vor- 
schuß- und  Kreditvereine,  soweit  deren  Betriebskapital  die  Höhe 
von  50000  Mk.  nicht  erreicht.  Bezüglich  der  hauswirtschaftlichen 
Konsumvereine,  die  in  diese  Befreiung  nicht  eingeschlossen  sind, 
heißt  es  in  der  Begründung^),  daß  früher  in  der  Praxis  maßgebend 
gewesen  sei,  ob  der  Mitgliederkreis  überschritten  wurde;  dies  sei 
aber  schwer  festzustellen,  abgesehen  von  prinzipiellen  Zweifeln 
an  dieser  Maßgeblichkeit.  Wie  man  sich  auch  zur  theoretischen 
Frage  stelle,  man  könne  sich  nicht  der  Ueberzeugung  verschließen, 
daß  es  als  große  Unbilligkeit  erscheine,  derartige  Unternehmungen 
bei  ihren  äußeren  Erscheinungsformen  und  ihrer  Konkurrenz  frei- 
zulassen, wenn  man  auch  erkennen  müsse,  daß  ein  Gewinn  im 
gewerblichen  Sinn  nicht  gegeben  sei.  Die  Freilassung  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  wird  m"it  dem  bisherigen  Zu- 
stand und  ihrer  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  gerechtfertigt. 

In  der  Begründung  zum  Entwurf  von  1901  *)  machte  die  Re- 
gierung nachträglich  darauf  aufmerksam,  daß  es  nicht  die  Auf- 
gabe einer  Steuergesetzgebung  sein  könne,  in  eine  wirtschaftliche 
Bewegung,  wie  sie  sich  im  Zusammenschluß  von  Produzenten  und 
Konsumenten   zeige,    weiter    einzugreifen,    als    dies    aus  Gründen 


i)  Das  Nähere  bei  Schanz  a.  a.  O.  S.  676  und    IVernicke  a.  a.  O.  S.  296. 

2)  Reg.-Bl.    S.    261  ff.,    ferner    Th.    Pistorius,    Die    württembergische  Steuer- 
reform, F.-A.  XXI,  S.   I. 

3)  Beilage   197  vom  21.  Mai   1897,    S.   46 — 52;    Beilage    231    vom  30.  Nov. 
1897,  S.  637. 

4)  Verhandlungen   1901 — 1904.     Beil.-Bd.  2,   S.  282. 
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Steuerlicher  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  geboten  erscheine.  Trotz 
der  beträchtlichen  Steuerlasten,  die  bereits  auf  den  württembergi- 
schen Konsumvereinen  ruhen  i),  nahm  der  Finanzausschuß  im 
Jahre  1913  den  Antrag  Hiller  an,  indem  er  beschloß  die  Regie- 
rung aufzufordern  im  Sinne  Hillers,  zu  handeln,  der  die  Besteue- 
rung der  Konsumvereinsrabatte  verlangte 2). 

Die  Kommunen  bringen  ihren  Bedarf  durch  Umlagen  nach 
dem  staatlichen  Steuerkataster  auf^). 

Besonders  wechselreich  ist  die  Entwicklung  der  Genossen- 
schaftsbesteuerung im  Großherzogtum  Baden.  Hatte  das  Er- 
werbssteuergesetz vom  25.  Aug.  1876  die  Genossenschaften  nicht 
berührt,  so  wurde  durch  Vollzugsverordnung  vom  22.  Febr.  1877 
bestimmt,  daß  Gegenseitigkeitsunternehmungen  (auch  Vorschuß- 
und  Kreditvereine)  steuerfrei  seien ^).  Die  Novelle  vom  20.  Juni 
1884^)  jedoch  präsumiert  bei  Vorhandensein  eines  offenen  Ladens 
und  bankähnlichem  Betrieb  Gewerbebetrieb.  Nach  dem  Kapital- 
rentensteuergesetz  sind  die  bereits  Gewerbesteuer  zahlenden  Ge- 
nossenschaften steuerfrei.  Das  Einkommensteuergesetz  vom  gleichen 
Tage  enthielt  dieselben  Voraussetzungen  der  Steuerpflicht  wie  das 
Gewerbesteuergesetz.  Diese  Verschärfung  von  1884  hatte  ihre 
Ursache  in  den  Klagen  über  die  Konkurrenz  der  Genossenschaf- 
ten, die  sie  den  Gewerbetreibenden  machten,  die  doch  »hohe 
Steuern  und  Umlagen  zahlten«,  in  der  Annahme,  daß  Erwerbs- 
charakter vorliege  und  in  der  Rücksicht  auf  die  Staatskasse**). 
Eine  Erklärung  des  »offenen  Ladens«  und  »bankähnlichen  Be- 
triebs« war  nicht  gegeben,  die  Handhabung  der  Praxis  sehr 
streng').  Erhebliche  Erleichterungen  brachte  das  Gesetz  vom 
6.  Mai  1892*).  Die  Einkommensteuerpflicht  der  Konsum-  und  Vor- 
schußvereine unter  obigen  Voraussetzungen  verschwand,  eine  Aen- 
derung,  die  auf  Beschwerden  der  badischen  Kreditgenossenschaften 

1)  Vgl.  Jahresbericht  des  Zenlralverb.  d.  K.-V.   1913,   S.  217. 

2)  Die  Rabattsparvereine  sind  steuerfrei.  Man  will  mit  dem  Antrag  Hiller 
wohl  den  »festen  Rabatt«  treffen,  der  nach  Entscheidung  des  Oberverwaltungsge- 
richtshofes nicht  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  zu  rechnen  ist  (Jahrbuch  des 
Zentralverbandes  d.  K.-V.   1912  Bd.    i,  S.  238. 

3)  Ges.  vom  8.  August   1903. 

4)  F.-A.  III,   .S.  722. 

5)  Lewald,  Die  direkten  Steuern  im  Großherzogtum  Baden,  F.-A.  III,  S.  763, 
bes.  S.   803. 

6)  F.-A.  III,  S.  724  f.  7)  F.-A.  XV,  S.  299  f. 
8)  F.-A.  IX,  S.  484. 
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Über  die  drückende  steuerliche  Belastung  zurückzuführen  war. 
Dagegen  erhielt  das  Gewerbesteuergesetz  die  Bestimmung,  daß 
als  gewerbliche  Unternehmung  auch  der  Geschäftsbetrieb  der  Er- 
werbsgenossenschaften gelten  solle.  Jedoch  sollten  Vorschuß- 
und  Kreditvereine  mit  höchstens  50000  Mk.  Betriebskapital^),  fer- 
ner die  landwirtschaftlichen  Ein-  und  Verkaufs-  sowie  Werkge- 
nossenschaften gewerbesteuerfrei  sein.  Von  den  hauswirtschaft- 
lichen Konsumvereinen  ist  in  dieser  Novelle  nicht  die  Rede.  Sie 
bleiben  nach  der  Fassung  des  Abs.  2  des  Art.  i  steuerpflichtig, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  werden  als  solche  nicht 
zur  Kapitalrentensteuer  herangezogen.  In  der  Begründung  ist  be- 
merkt, daß  von  den  i.  J.  1891  besteuerten  70  Vorschußvereinen 
künftig  nur  19,  die  ländlichen  Kreditvereine  nach  wie  vor  steuer- 
frei sein  würden.  Die  Belastung  mancher  Kreditgenossenschaften 
sei  bis  zu  20,  bei  den  oberbadischen  sogar  bis  44  Proz.  des  Rein- 
gewinns angestiegen^). 

Jetzt  ist  maßgebend  das  Einkommensteuergesetz  vom  9.  Aug. 
1900^)  (mehrere  Nov.)  Die  Genossenschaften  sind  als  steuer- 
pflichtig nicht  genannt.  Dagegen  werden  jetzt  die  Konsumvereine 
zur  Steuer  ohne  weitere  Voraussetzung  herangezogen*),  mit  Aus- 
nahme der  landwirtschaftlichen  Einkaufsgenossenschaften  (Kon- 
sumvereine). Wie  aus  dem  Entwurf^)  zu  ersehen  ist,  hatte  die 
frühere  Einkommensteuerfreiheit  der  Konsumvereine  heftigen 
Widerspruch  der  Detailkaufleute  erregt.  Petitionen  und  öffent- 
liche Versammlungen  waren  die  Folge.  So  war  denn  auch  die 
Regierung  —  unter  Berufung  auf  das  Konkurrenzargument  —  der 
Ansicht,  daß  zum  früheren  Standpunkt  zurückzukehren  sei;  doch 
lehnte  sie  unter  Hinweis  auf  die  Konsumvereinsnovelle  den  »offe- 
nen Laden«  ab.  Die  Befreiung  der  landwirtschaftlichen  Konsum- 
vereine wird  damit  zu  begründen  versucht,  daß  bei  Erlaß  des 
Einkommensteuergesetzes  unter  den  steuerfreien  Konsumvereinen 
ohne  offenen  Laden  diese  verstanden  gewesen  seien.  Alle  an- 
deren Genossenschaften  sollten  grundsätzlich  frei  bleiben.     Auch 


i)  Darüber  hinaus  steuerpflichtig  mit  ^ji  des  Betriebskapitals. 

2)  Finanz-Archiv  IX,  S.  485. 

3)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  S.  226. 

4)  Der  feste  Rabatt  ist  auch  in  Baden  steuerfrei.  (Vgl.  Jahresbericht  des 
Zentralverb.  d.  K.-V.  für  1913,  S.  177.)  lieber  die  Besteuerung  der  Warenumsatz- 
dividende: Konsumgen.  Rundschau   1913,  S,  554. 

5)  4.  Bei!. -Heft  S.  241. 
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in  der  Kommission  wurde  auf  die  Bewegung  unter  den  Klein- 
gewerbetreibenden sowie  auf  die  ihnen  in  den  Konsumvereinen 
erstehende  Konkurrenz  hingewiesen. 

An  Stelle  der  Ertragssteuern  trat  durch  Gesetz  vom  28.  Sept. 
1906^)  eine  Vermögenssteuer.  Aus  steuertechnischen  Gründen 
erfaßt  sie  die  Geschäftsguthaben  bei  der  Genossenschaft.  Außer 
den  von  der  Einkommensteuer  befreiten  Vereinen  bleiben  von 
der  Veranlagung  des  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsvermögens noch  frei  die  kleingewerblichen  und  Handwerker- 
vereinigungen (Absatz-,  Rohstoff-,  Werkgenossenschaften),  sowie 
die  gemeinnützigen  Baugenossenschaften.  Von  der  Veranlagung 
des  Kapitalvermögens  sind  befreit  auf  Gegenseitigkeit  gegründete 
Rentenversicherungsanstalten,  Spar-  und  Leihkassen  usw.  »Der 
Regierungsentwurf  hatte  nur  für  landwirtschaftliche  Vereinigungen 
die  Exemtion  vorgeschlagen.  Die  Zweite  Kammer  nahm  die  Be- 
freiung der  Handwerkergenossenschaften  hinzu,  und  so  schien  es 
in  der  Tat  wohl  nur  ökonomisch  konsequent,  denjenigen  Asso- 
ziationen, die  den  Mittelstandselementen  unverkennbare  Schwierig- 
keiten bereiten,  wie  den  Konsumvereinen,  die  Steuerfreiheit  zu 
versagen.  Nur  für  die  Baugenossenschaften  wurde  sie  errungen, 
obgleich  sich  auch  gegen  diese  Stimmen  vernehmen  ließen,  die 
den  Baugenossenschaften  Schuld  an  dem  Leerstehen  von  Woh- 
nungen zuschreiben  wollten'^).  Und  damit  ist  man  schließlich 
doch  ökonomisch  inkonsequent  geworden.  Denn  mit  den  Bau- 
genossenschaften werden  Konsumtionsinteressen  gefördert  und 
eben  das  liegt  auch  Konsumvereinen  als  Zweck  zugrunde.  Wollte 
man  also  das  Mittelchen  fiskalischer  Mittelstandsförderung  kon- 
sequent durchführen,  so  durfte  man  auch  nicht  dem  kleinen  Bau- 
unternehmer mit  der  Förderung  der  Baugenossenschaften  in  den 
Weg  treten  «=^)  *).  Der  Abg.  Binz  trat  für  die  Nichtbefreiung  der 
Konsumvereine  und  Produktivgenossenschaften  im  Interesse  des 
Kleingewerbetreibenden  und  Handwerkers  sein,  die  nicht  ausge- 
schaltet werden  dürften.     An  Stelle  der  Einzelbetriebe  einen  Ge- 


1)  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  S.  421. 

2)  Der  nationalliberale  Abg.  Dr.  Binz. 

3)  Der  Abschluß  der  badischen  Steuerreform  durch  das  Vermögenssteuerge- 
setz von  Zwiedineck-Südenhorst,  Finanz-Archiv  XXIV,  S.  351  ff.,  bes.  S.  568  f. 

4)  Auch  das  Gesetz  betr.  die  Besteuerung  des  Grundstücksverkehrs  vom 
6.  Mai  1899  (mit  Abänd.  von  1908)  sah  für  gemeinnützige  Baugesellschaften  und 
Genossenschaften  Steuerbefreiung  vor.     (Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  S.    133.) 
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samtbetrieb  setzen  sei  volkswirtschaftlich  verderblich  und  richte 
sich  in  perniziöser  Weise  gegen  den  Mittelstand.  Der  Sozial- 
demokrat Kolb  wies  demgegenüber  auf  die  Begünstigung  der 
ebenfalls  Handel  treibenden  und  einzelne  Existenzen  ausschalten- 
den landwirtschaftlichen  Konsumvereine  hin.  Der  Regierungs- 
vertreter verteidigte  diese  Freiheiten  als  »Erziehungs«  Steuerbegün- 
stigungen. Einem  Zentrumsabgeordneten  diente  als  Argument  der 
Umstand,  daß  die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  nur  den 
weniger  bemittelten  Volksklassen  dienten,  und  nicht  außerhalb 
stehende  Elemente  in  Betracht  kämen  wie  bei  den  Konsumvereinen, 
em  Argument,  das  natürlich  als  fragwürdig  hingestellt  wurde. 
Kurz,  die  Verhandlungen  zeigten  auch  hier  den  üblichen  Typus 
einer  Genossenschafts-  und  Konsumvereinsdebatte  ^). 

Die  Kommunen  decken  ihren  Bedarf  durch  Umlagen^);  ferner 
sind  die  Genossenschaften  auch  kirchenbauumlagenpflichtig  und 
zwar  für  beide  Bekenntnisse^). 

In  Elsaß-Lothringen  ließ  die  Praxis  die  auf  den  Mit- 
gliederkreis sich  beschränkenden  Genossenschaften  von  der  mit 
dem  französischen  Steuersystem  übernommenen  Patentsteuer  frei*). 
Das  Gewerbesteuergesetz  vom  8.  Juni  1896^)  aber  erklärte  aus- 
drücklich, daß  als  Gewerbebetrieb  auch  der  Geschäftsbetrieb  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  gelte.  Die  landwirt- 
schaftlichen Verwertungs-,  die  landwirtschaftlichen  Bezugsgenossen- 
schaften, die  auf  vorherige  Bestellung  einkaufen  und  den  Mit- 
glieder.kreis  nicht  überschreiten,  die  landwirtschaftlichen  Werkge- 
nossenschaften und  die  nichtöffentlichen  Vorschuß-  und  Kredit- 
vereine, deren  Betriebskapital  einschließlich  der  Reserve-  und 
sonstigen  Ansammlungsfonds  die  Höhe  von  50000  Mk.  nicht  über- 
steigt, sind  steuerfrei.  Daneben  werden  noch  Kapital-,  Grund- 
und  Gebäudesteuer  erhoben.  Der  Steuer  von  der  toten  Hand^), 
die  den  juristischen  Personen  als  Ersatz  tür  die  Erbschaftssteuer 
und  selten  zur  Erhebung  gelangenden  Uebertragungsgebühren 
auferlegt  ist,  unterliegen  auch  die  Genossenschaften.  Die  Kom- 
munen erheben  zu  den  Staatssteuern  Zuschläge. 

i)  Vgl.  Sitz.-Prot.  der  88.  Sitz.  S.  3137,  3143.     Beil.-Heft   2   Nr.  42,  S.  250. 

2)  Gemeinde-  und  Städteordnung  vom  19.  Okt.  1906  (mit  Abänderung  von 
1910).     Gesetz-  und  Verordnungsblatt  S.  536. 

3)  Kirchensteuerverordnungen  vom  Jahre  1908.  Gesetz-  und  Verordnungs- 
blatt S.    117  und  219. 

4)  F.-A.  III,  S.  699.  5)  Ges.-BI.  S.  31. 
6)  Gesetz  vom  8.  November  1909.     Ges.-Bl.  S.   117. 
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III.  Zu  den  Bundesstaaten,  in  denen  die  Stimmung  gegen 
die  Kleinhandelsgroßbetriebe  in  einer  eigenartigen  mittelstands- 
politischen Schöpfung,  der  sog.  fiktiven  Einkommensteuer  zum 
Ausdruck  gelangte,  gehört  R  e  u  ß  j.  L.  Hier  wurden  die  Ge- 
nossenschaften zum  erstenmal  im  Klassen-  und  klassifizierten  Ein- 
kommensteuergesetz vom  13.  April  1874^)  namentlich  als  steuer- 
pflichtig aufgeführt.  So  blieb  es,  bis  im  Gesetz  vom  15.  Juli  1909^) 
neben  den  Genossenschaften  noch  ausdrücklich  Konsumvereine 
und  ähnliche  »Erwerbsvereine«  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
als  steuerpflichtig  bezeichnet  wurden.  Auch  die  Rückvergütung 
der  Konsumvereine  will  man  für  steuerpflichtig  erklären^).  Bei 
Beratung  der  fiktiven  Einkommensteuer  (obligatorische  Steuer 
der  Gemeinden)*)  von  Reuß  j.  L.  erklärte  der  Regierungsvertreter, 
eine  Besteuerung  der  Konsumvereine  sei  überhaupt  nicht  in  Aus- 
sicht genommen^). 

In  Hamburg  ist  diese  Mittelstandsschöpfung  schon  dem 
Wortlaut  nach  auch  den  Konsumvereinen  zugedacht.  Bis  zum 
Einkommensteuergesetz  vom  2.  Febr.  1903^)  blieben  in  der  Steuer- 
praxis die  auf  den  Mitgliederkreis  sich  beschränkenden  Genossen- 
schaften unbehelligt").  In  diesem  Gesetz  wurden  eingetragene 
Genossenschaften  (schon  seit  1881)  und  rechtsfähige  Vereine,  deren 
Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist, 
für  steuerpflichtig  erklärt.  Als  Einkommen  gelten  auch  die  Ueber- 
schüsse,  gleichviel  unter  welchem  Namen  sie  an  die  Mitglieder 
verteilt  werden.  Warenumsatzdividenden  wurden  jedoch  von  der 
Hamburger  Steuerbehörde  als  nicht  steuerpflichtig  erklärt.  Als 
man  durch  eine  Aenderung  des  Einkommensteuergesetzes  diesen 
Zustand  verschärfen  wollte,  machte  der  Senat  rechtliche  und  wirt- 
schaftliche Gründe  dagegen  geltend.  Die  Vertreter  der  durch 
die  Genossenschaften,  insbesonders  durch  die  Hamburger  »Pro- 
duktionf  sich  geschädigt  fühlenden  Kreise  setzten  jedoch  bereits 
191 1  die  Ergänzung  durch,  daß  bei  Konsumvereinen  usw.  8  Proz. 
des  Umsatzes  einschließlich  der  Rabatte  und  Rückvergütungen 
als  Einkommen  anzunehmen  sei,  falls  das  nach  den  allgemeinen 
Bestimmungen  errechnete  Einkommen  nicht  höher  sei^).    Im  Ent- 

i)  F.-A.  III,  S.  746.  2)  F.-A.  XXIX,  S.  859. 

3)  K.R.   191 1,  S.  345.  4)  F.-A.  XXIX,  S.  850. 

5)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V.  1909  Bd.   i,  S.  204. 

6)  F.-A.  XXVIII,  S.  390.  7)  F.-A.  III,  S.  292. 
8)  Ges.-S.   191 1,  S.  I,  39. 
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wurf  des  revidierten  Einkommensteuergesetzes  von  191 3  ist  die 
Fiktion  beibehalten  \). 

Mit  einer  ähnlichen  Fiktion  arbeitet  das  Gemeindeeinkommen- 
steuergesetz von  R  e  u  ß  ä.  L.  Von  den  Warenhäusern,  Filialen 
und  Detailgeschäften  mit  mehr  als  i  Verkaufsstätte  sind  mindestens 
7  Proz.  des  Umsatzes  als  Einkommen  zu  versteuern^).  Im  übri- 
gen sind  ganz  allgemein  eingetragene  Genossenschaften  und  Kon- 
sumvereine als  steuerpflichtig  genannt'). 

Auch  M  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g  konnte  sich  bei  seiner  Steuerreform 
von  191 3  dieses  Konsumvereinbekämpfungsmittel  nicht  entgehen 
lassen,  abgesehen  von  den  sonstigen  Ausnahmebestimmungen  für 
die  Konsumvereine. 

Während  der  Gevi'erbesteuer  nach  dem  Kontributionsedikt 
von  1870  Konsum-  und  Rohstoffvereine  nur  bei  Ueberschreiten 
des  Mitgliederkreises  unterworfen  waren,  eine  Voraussetzung,  die 
bereits  nach  4  Jahren  fiel*),  wurden  1903^)  ganz  allgemein  die 
mit  dem  Rechte  des  Vermögenserwerbs  ausgestatteten  Personen- 
vereine, die  im  Großherzogtum  ein  ständiges  Gewerbe  betrieben, 
für  steuerpflichtig  erklärt.  Eine  besondre  Vergünstigung  wurde 
den  Molkereigenossenschaften  zuteil,  während  als  Handel  auch  der 
Betrieb  von  Konsum-  und  Rohstoffeinkaufsvereinen  galt  und  die 
Darlehenskassen  und  Vorschußvereine,  falls  sie  Ueberschüsse  ver- 
teilten, nur  eine  Steuerermäßigung  genossen.  War  die  Genossen- 
schaft eingetragen,  so  unterlagen  die  Dividenden  bei  den  Genossen 
der  Zinsensteuer.  Dazu  kommen  die  von  der  Ritterschaft,  den 
Landschaften  und  Gemeinden  erhobenen,  aber  nicht  generell  ge- 
regelten Steuern. 

Das  Einkommensteuergesetz  der  jüngsten  Reform^)  dekretiert 
die  Steuerpflicht  aller  eingetragenen  Genossenschaften.  Haus- 
wirtschaftliche Konsumvereine  werden  ausdrücklich  als  steuer- 
pflichtig bezeichnet,  wobei  zu  den  steuerpflichtigen  Ueberschüssen 
auch   jegliche  Rückvergütung    gehört').     Ueber    eine    lex    incerta 


1)  K.R.  vom  20.  Dez.   1913. 

2)  Gesetz  vom  21.  Dezember   191 1.     F.-A.  XXIX,  S.  845. 

3)  E.St.G.  vom  21.  Dezember  191 1.     F.-A.  XXIX,  S.  810, 

4)  F.-A.  III,  S.  694. 

5)  Gesetz  vom  12.  Mai  1903,  Reg.-Bl.  S.   147;  Abänd.  vom  15.  Febr.  1905, 
Reg.-Bl.  S.  23. 

6)  Gesetz  vom  6.  Mai   1913,  Reg.-Bl.  S.   121,  Anlage   i,  2,  3. 

7)  Während   die  Konsumvereinsrückvergütungen    erfaßt    werden,    bleiben    die 
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können  sich  demnach  die  Konsumvereine  nicht  beklagen.  Das 
steuerpflichtige  Einkommen  derselben  wird  in  der  Höhe  von 
lo  Proz.  des  Umsatzes  angenommen,  sofern  nicht  ein  höheres 
festgestellt  ist.  Die  Dividenden  werden  bei  den  Genossen  noch- 
mals erfaßt.  Das  Vermögenssteuergesetz  enthält  nur  die  allge- 
meinen Steuerpflichten  der  Genossenschaften. 

Auch  Strelitz  und  Ratzeburg  haben  sich  der  Reform  von 
1913  angeschlossen. 

Die  Gesetzgebung  des  Königreiches  Sachsen  stellt 
die  Verbindung  mit  der  im  nächsten  Abschnitt  darzustellenden 
Sondersteuergesetzgebung  her.  Abgesehen  nämlich  von  der  Son- 
derumsatzsteuer ist  man  dort  in  allerneuester  Zeit  auch  zur  Fik- 
'tion  eines  Einkommens  innerhalb  des  kommunalen  Einkommen- 
steuergesetzes gelangt,  während  die  sonstige  Behandlung  der  Ge- 
nossenschaften und  Konsumvereine  als  konsequent  bezeichnet 
werden  kann.  Schon  zur  Gewerbesteuer  vom  9.  Dez.  1858  und 
II.  März  1868  waren  Kredit-  und  Konsumgenossenschaften  heran- 
gezogen worden;  letztere,  soweit  sie  eigene  Lager  hatten  und  den 
Mitgliederkreis  überschritten.  Das  Einkommensteuergesetz  vom 
2.  Juli  1878  hatte  eine  Verschärfung  gebracht,  die  aber  in  der 
Praxis  verschieden  gehandhabt  wurde  ^).  War  bis  1892  nur  das 
Einkommen  aus  Grundbesitz  oder  sonst  werbend  angelegtem  Ver- 
mögen, nicht  aber  aus  dem  »Gewerbebetrieb«  eines  Konsum- 
vereins steuerpflichtig,  so  sollte  von  da  ab  auch  dieses  steuer- 
pflichtig sein  bei  Konsumvereinen  mit  offenem  Laden  und  großer 
Mitgliederzahl  2).  Eine  Filiale  in  einem  Nachbarorte  machte  die 
Vereine  wandergewerbesteuerpflichtig.  Das  jetzt  geltende  Ein- 
kommensteuergesetz von  1900^)  hat  kurzweg  die  Personenvereine, 
welche  Ueberschüsse,  gleichviel  unter  welcher  Benennung  ver- 
teilen, für  steuerpflichtig  erklärt.  Versicherungsvereine  a.  G.  sind 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  steuerfrei.  Es  ist  nicht  einzusehen, 
wodurch  sich  Konsumvereinsrückvergütungen  von  den  an  die  Ver- 
sicherungsmitglieder nach  Verhältnis  der  Beiträge  verteilten  Ueber- 
schüssen  so  sehr  unterscheiden,  daß  erstere  steuerpflichtig,  letztere 


von  Versicherungsgesellschaften  als  sog.  Dividenden  zurückzugewährenden  Prämien- 
überschüsse steuerfrei.    (Art.  25  der  Ausführungsanweisung.  Reg.-BI.  S.   28,  Anl.  3.) 

I)  F.-A.  III,  S.  743.  2)  F.-A.  XV,  S.  293. 

3)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.  562;  1902  S.  257;  1908  S.  245.  Vgl.  Mitteilungen 
zu  den  Verhandlungen  der  K.  d.  Abg.  Bd.  2,  S.  1853  flf.  (Petitionen  gegen  die 
Raiffeisengenossenschaften  usw.). 
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aber  steuerfrei  sein  sollen.  Der  Vermögenssteuer^)  unterliegen 
die  Genossen  auch  mit  ihren  Geschäftsguthaben.  Im  Stempel- 
steuergesetz von  1909^)  sind  für  gemeinnützige  Genossenschaften 
Erleichterungen  vorgesehen.  Die  Regelung  der  Kommunalbesteue- 
rung vom  13.  Juli  1913^)  brachte  die  Ausnahmebehandlung :  Der 
gemeindlichen  Einkommensteuer  unterliegen  die  Genossenschaften 
mit  den  verteilten  Ueberschüssen.  Befreit  sind  u.  a.  gemein- 
nützige Personenvereinigungen,  soweit  das  Einkommen  nicht  aus 
Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  innerhalb  der  Gemeinde  herrührt, 
ferner  Versicherungsvereine  a.  G.  wie  oben.  Die  Gemeinde  kann 
jedoch  bestimmen,  daß  als  Einkommen  aus  Großbetrieben  des 
Kleinhandels,  die  ein  Zweiggeschäft  in  der  Gemeinde  unterhalten, 
ein  bestimmter  Prozentsatz  (nicht  über  8  Proz.)  des  erzielten  Jahres- 
umsatzes dann  zu  versteuern  ist,  wenn  das  wirklich  erzielte  Ein- 
kommen hinter  diesem  Satze  zurückbleibt*).  Was  als  solcher 
Großbetrieb  anzusehen  ist,  wird  durch  Gemeindebeschluß  bestimmt. 
Daneben  können  die  Konsumvereine,  welche  Kleinhandel  mit 
Spiritus  oder  Branntwein  betreiben,  noch  einer  weiteren  Steuer 
unterworfen  werden.  —  Das  Gesetz  kam  nach  langwierigen  Ver- 
handlungen durch  ein  Vereinigungsverfahren  zustande^). 

Die   Konsumvereine    und    die    Sondersteuergesetze    für    Klein- 
handelsgroßbetriebe. 

Die  von  Mittelstandsforderungen  beeinflußte  Steuergesetz- 
gebung vieler  Bundesstaaten  blieb  nicht  bei  einer  Ausnahmebe- 
handlung innerhalb  der  regulären  Steuergesetze  stehen ;  die  Kon- 
sumentenorganisationen wurden  anderen  hassenswerten  Betrieben 
gleichgestellt  und  unter  Außerachtlassung  des  Prinzips  der  All- 
gemeinheit der  Besteuerung  einer  erklärten  Sondersteuer  unter- 
worfen :  der  Umsatzsteuer,  einer  Eorm  der  Steuererhebung,  deren 


i)  Gesetz  vom  2.  Juli  1902  (Ges.-  u,  Verordn.-Bl,  S.  259)  mit  verschie- 
denen Nov. 

2)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.   i.  3)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.   195. 

4)  Mit  einer  gewissen  Folgerichtigkeit  hat  der  Gesetzgeber  den  Gemeinden 
freigestellt,  bei  gewerblichen  Großbetrieben,  die  ein  Einkommen  nicht  erzielt  haben 
oder  weniger  als  3  Proz.  des  in  der  Gemeinde  arbeitenden  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals, höchstens  3  Proz.  dieses  Kapitals  und  jedenfalls  keine  höhere  Summe  als 
5  Proz.  des  in  dem  Unternehmen  arbeitenden  Eigenkapitals  des  Unternehmers  als 
Einkommen  anzunehmen. 

5)  Vgl.  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  d.  K.-V.   1913  Bd,    i,    S.  214. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     i.  C 
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Verurteilung  eine  ziemlich  allgemeine  ist.  Man  bezweifelt  sehr, 
ob  sie  noch  als  zulässige  Gewerbesteuer  im  Sinne  des  §  7,  Abs.  6 
der  Reichsgewerbeordnung  zu  betrachten  ist  und  ob  sie  nicht 
wegen  ihrer  Erdrosselungstendenz  mit  der  Gewerbefreiheit  in 
Widerspruch  steht.  Selbst  seitens  der  Regierungen  wurden  leb- 
hafte Bedenken  dagegen  geltend  gemacht.  Die  Handelskammer 
Chemnitz  wendet  gegen  die  Form  einer  Umsatzsteuer  ein,  daß 
sie  in  gleicher  Weise  auf  allen  Waren  laste,  daß  sie  gerade  bei 
den  Nahrungsmitteln,  deren  Preise  aufs  schärfste  berechnet  seien, 
unter  Umständen  zu  einer  Preissteigerung  führe,  so  daß  auch  die 
bedürftigsten  Volkskreise  beeinträchtigt  würden,  daß  ferner  die 
Konjunkturverhältnisse  nicht  berücksichtigt  würden,  wie  es  auch 
für  die  Besteuerung  gleich  bliebe,  ob  der  Geschäftsgewinn  etwa 
durch  uneinbringliche  Forderungen  oder  durch  andere  Schädi- 
gungen und  Verluste  in  vollem  Umfange  aufgezehrt  wird^).  Der 
Umsatz  dürfte  demnach  einer  der  rohesten  Maßstäbe  für  die  Be- 
steuerung sein,  der  auf  die  Leistungsfähigkeit  nur  ganz  unsichere 
Schlüsse  zuläßt  und  dem  modernen  Geschäftsprinzip:  »Großer 
Umsatz,  kleiner  Nutzen«  hindernd  entgegensteht,  was  ja  von  den 
Befürwortern  dieser  Steuer  gewünscht  wird  ^).  Um  ihres  Zieles 
wegen  ist  die  Umsatzsteuer  weniger  eine  Steuer  zum  Zwecke  der 
Aufbringung  des  Staats-  oder  Gemeindebedarfes,  als  vielmehr 
eine  gewerbepolizeiliche  oder  wirtschaftspolitische  Maßregel  in 
der  Form  eines  Steuergesetzes. 

So  können  die  Konsumvereine  in  Preußen  unter  ein 
Warenhaussteuergesetz  ^)  fallen ;  die  Umsatzsteuer  beginnt  bei 
einem  Umsatz  von  400000  Mk.  mit  i  Proz.  und  erreicht  bei 
I  000  000  Mk.  2  Proz.  des  Umsatzes  ^).  Voraussetzung  ist  Ge- 
werbesteuerpflicht, sowie  die  Tatsache,  daß  mehr  als  eine  der  vier 
aufgeführten  Warengruppen  geführt  werden.     Konsumvereine  und 


i)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  d.  K.-V.    1913    Bd.    i,  S.  214. 

2)  Im  Interesse  der  »ordnungsmäßig  um  einen  gerechten  Preis  Ringenden, 
die  durch  Preisunterbietung  und  Verschleuderung  ausgebeutet  werden«.  37.  Haupt- 
versammlung kath.  kaufmännischer  Vereinigungen  Deutschlands  17. — 18.  Juli  1914 
in  Krefeld.  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau  1914,  S.  643.  Vgl.  »Sozial- 
politische und  steuerpolitische  Bedenken  gegen  die  Umsatzsteuer«  in  der  sächsi- 
schen Denkschrift  zur  Umsatzsteuer.     F.-A.  XIX,  S.  92. 

3)  Gesetz  vom   18.  Juli   1900.     Ges.-Sammlung  S.  294. 

4)  Eine  Erhöhung  des  Satzes  wurde  schon  mehrfach  verlangt,  gelegentlich 
der  Reform  soll  er  auf  5  Proz.  erhöht  werden.  Deutsche  Handelskorrespondenz 
1914,  Nr.   12. 
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-Anstalten,  die  unter  diese  Steuer  fallen,  genießen  die  Erleichte- 
rung nicht,  daß,  falls  mehr  als  20  Proz.  des  Ertrags  als  Steuer 
veranlagt  würden,  eine  Reduktion  einträte.  Sie  sind  also  noch 
hassenswerter  als  die  Warenhäuser.  Daß  tatsächlich  Konsum- 
vereine der  Umsatzsteuer  unterliegen,  zeigt  eine  Erhebung  des 
Allgemeinen  Verbandes^).  Vom  Herrenhaus  beantragt,  jedoch 
von  der  Abgeordnetenkammer  gestrichen,  wurde  eine  Bestim- 
mung, die  die  Berufskonsumvereine  begünstigen  wollte  ^). 

Auch  Bayern  besitzt  ein  Warenhaussteuergesetz  ^),  das 
seinen  Vorläufer  im  Art.  23  des  Gewerbesteuergesetzes  von  1899 
hatte.  Dieser  jetzt  gemeindlichen  Umsatzsteuer  unterliegen  ge- 
werbliche Unternehmungen,  deren  Geschäftsbetrieb  zur  gewinn- 
bringenden Verwertung  größerer  Betriebsmittel  eine  außergewöhn- 
liche Ausdehnung  hat  und  durch  die  Art  des  Geschäftsverfahrens 
von  den  Grundsätzen  und  Formen  der  üblichen  Gewerbeausübung 
wesentHch  abweicht.  Gemeinnützige  Genossenschaften  sollen  be- 
freit sein.  Die  Frage,  ob  Konsumvereine  unter  diese  bis  7  Proz. 
des  Umsatzes  (höchstens  jedoch  20  Proz.  des  Reinertrags)  stei- 
gende Steuer  fallen,  wurde  im  Landtag  vom  Regierungsvertreter 
dahin  beantwortet,  daß  dies  der  Fall  sei,  ^^wenn  sie  ein  Waren- 
haus betrieben«.  Ein  derartiger  Konsumverein  sei  aber  in  der 
der  Regierung  vorUegenden  Liste  nicht  aufgeführt  *).  Wiederholt 
haben  Steuerbehörden  versucht,  Konsumvereine  der  Steuer  zu 
unterwerfen. 

In  Württemberg^),  Baden ^),  Hessen^)  und  Elsaß-Lothringen^) 
werden  in  Nachahmung  des  bayerischen  Vorbildes  von  1899  und 
unter  Anlehnung  an  die  preußische  Gesetzgebung  ebenfalls  Um- 
satzsteuern erhoben  und  zwar  meist  von  gewerblichen  Unterneh- 


1)  Jahrbuch  des  Allg.  Verb,   für   1910,  S.  XXVIII.     Berlin   191 1. 

2)  Vgl,  dazu:  H.  Cohn,  Das  preußische  Gesetz  betr.  die  Warenhaussteuer. 
Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik   15.  Bd.,  S.  546. 

3)  Gesetz  vom   14.  Aug.   1910.     Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.  597. 

4)  Besonderer  Ausschuß  Bd.   II,  S.   374/5- 

5)  Gesetz  vom  8.  Aug.   1903.     Reg.-Bl.  S.  397  (Oblig.   Gemeindesteuer). 

6)  Gesetz  vom  6.  Aug.  1904.  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.  247;  Gemeinde- und 
Städteordnung  vom  19.  Okt.  1906.  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S.  557  (Oblig.  Ge- 
meindesteuer). 

7)  Gemeindeumlagengesetz  vom  8.  Juli  191 1.  Reg.-Bl,  S.  204  (Fak.  Ge- 
meindesteuer). 

8)  Gesetz  vom  14.  Dez.  1909.  Ges.-Bl.  S.  168.  Vgl,  zur  Geschichte:  Jahr- 
buch des  Zentralverb,  d.  K.-V,   1910  Bd,   i,  S.  317  (Oblig.  Gemeindesteuer). 

5* 
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munden,  welche  sich  mit  dem  Großbetrieb  des  Kleinhandels  mit 
Waren  verschiedener  Gattung  in  der  Art  der  Warenhäuser  usw. 
befassen.  In  Württemberg  wurden  bis  jetzt  Konsumvereine 
nicht  getroffen.  Ob  sie  mit  dieser  Sondersteuer  belegt  werden 
können,  hängt  von  den  Verhältnissen  des  Einzelfalles,  insbeson- 
ders  davon  ab ,  ob  sie  etwa  nach  Art  der  Warenhäuser  eine 
Mehrheit  ganz  verschiedener  Warenkategorien  in  ihre  Betriebe 
einbeziehen  usw.  »Für  die  Regel  wird  es  nicht  zutreffen«  ^).  In 
Baden  gelangte  außerdem  ein  Antrag  auf  Vorlage  eines  Ge- 
setzentwurfes, der  die  Filialen  der  Kleinhandelsgroßbetriebe  mit 
einer  besonderen  Steuer  belegen  soll,  am  15.  Mai  1914  zur  An- 
nahme. Dieser  Sondersteuer  werden  voraussichtlich  auch  die 
Konsumvereine  unterworfen  werden^).  Üb  die  Konsumvereine 
der  hessischen  Warenhaussteuer,  die  mit  einer  Filialsteuer 
verbunden  ist,  unterliegen,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  entschieden^). 
Im  Ausschuß  der  zweiten  Kammer  gab  die  Regierung  die  Mög- 
lichkeit zu  *).  Obwohl  der  die  elsäßische  Warenhausabgabe 
beschließende  Landesausschuß  keineswegs  die  Absicht  hatte,  da- 
mit die  Konsumvereine  zu  treffen,  hat  man  dies  in  der  Steuer- 
praxis öfter  versucht  ^).  Von  der  Regierung  wurde  die  Frage  als 
quaestio  facti  hingestellt"). 

Besonders  heiß  war  der  Kampf  um  die  Umsatzsteuer  im 
Königreich  Sachsen^).  Die  verschiedensten  Modalitäten 
wurden  beraten  und  vorgeschlagen,  bis  sich  1908  die  Kammer- 
mehrheit auf  eine  Bruttoumsatzsteuer  mit  2  Proz.  Höchstgrenze 
einigte  und  zwar  sollte  die  Steuer  für  die  Gemeinden  obligato- 
risch sein.  Demgegenüber  wies  die  Regierung  stets  auf  die  den 
Gemeinden  zustehende  Befugnis  zur  Erhebung  einer  Sondersteuer 
hin  und  sie  trat  dem  Verlangen  nach  einer  obligatorischen  landes- 
gesetzlichen Regelung   entgegen.     In  einer  Denkschrift  ^)  erkennt 


1)  F.-A.  XIX,  s.  910. 

2)  K.-R.   1914,  S.  394. 

3)  Nach  einer  Mitteilung  vom  28.  Juli   1914. 

4)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V.    1912  Bd.   i,  S.  242. 

5)  K.-R.  Beilage   1910,  S.  68. 

6)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V.   1911  Bd.  I,  S.   218. 

7)  //.  Jantzen,  Die  Geschichte  der  Sondersteuer  auf  Kleinhandelsgroßbetriebe 
im  Königreich  Sachsen.     Leipzig  1910. 

8)  Denkschrift  des  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Besteuerung  der  Groß- 
betriebe im  Kleinhandel.  Dekret  vom  28.  Febr.  1902  an  die  Stände.  F.-A.  XIX, 
S.  86g. 
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die  Regierung  weder  die  Voraussetzungen  zu  einer  landesgesetz- 
lichen Regelung  überhaupt  noch  die  von  den  Befürwortern  er- 
warteten Wirkungen  der  Steuer  als  zutreffend  an  und  sieht  sich 
nicht  veranlaßt,  das  bisherige  aufsichtsbehördliche  Verfahren  zu 
überschreiten  und  die  allgemeine  Einführung  einer  derartig  be- 
strittenen und  zweifelhaften  Maßregel  in  die  Wege  leiten.  Er- 
neute Anträge  wurden  von  ihr  zurückgewiesen.  Die  erste  Kam- 
mer beschäftigte  sich  1908  zum  erstenmale  mit  dem  Antrag,  den 
sie  nach  eingehenden  Informationen  ablehnte*).  Nach  wie  vor 
war  jedoch  den  Gemeinden  die  Einführung  eines  Sondersteuer- 
regulativs gestattet,  bis  die  Regelung  von  19 13  die  Möglichkeit 
der  fiktiven  Einkommensteuer  brachte  und  eine  andere  Form  der 
Besteuerung  nach  dem  Umsatz  für  unzulässig  erklärte  ^).  (Event, 
erst  ab  31.  Jan.   1925.) 

In  Anhalt  ist  den  Gemeinden  ausdrücklich  gestattet  ^), 
Konsumvereine  mit  einem  Jahresumsatz  von  wenigstens  20000  M. 
neben  der  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  zu  einer  Umsatz- 
steuer heranzuziehen  (bis  5  7oo),  ferner  eine  Filial-  und  eine 
Warenhaussteuer  (bis  io7oo,  höchstens  2  Proz.  des  Reingewinns) 
zu  erheben.  Diese  Regelung  sollte  verhüten,  daß  durch  Miß- 
brauch der  Sondersteuern  die  Gewerbeordnung  verletzt  würde, 
eine  Gefahr,  die  angesichts  der  ständigen  Steigerung  der  Staats- 
einkommensteuer und  infolge  der  Abneigung,  die  besonders  in 
mittleren  und  kleineren  Orten  gegen  die  Konsumvereine  bestehe, 
naheliege  *).  Da  die  Gemeinden  den  Ausnahmecharakter  dieser 
Steuer  zu  sehr  scheuten  und  deren  Ertrag  gering  war,  wurde  am 
10.  April  191 1  vom  Landtag  ein  Gesetz  angenommen,  daß  die 
für  die  Gemeinden  vorgesehenen  Sondersteuern  auch  von  den 
Kreisen  erhoben  werden  können  ^).  Da  aber  die  anhaltischen 
Konsumvereine  noch  immer  > bevorzugt«  wurden,  wie  es  in  einer 
Petition  vom  14.  April  1912  hieß,  forderte  man  bereits  auch  eine 
fiktive  Einkommensteuer  (9  Proz.  des  Umsatzes-  und  Lieferanten- 
rabatts). Die  Petition  wurde  der  Regierung  als  Material  über- 
wiesen. 


i)  lieber  den  Gang  der  Verhandlungen:    Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V. 
1909,  S.  194. 

2)  Gesetz  vom    13.  Juli  1913.     Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  S,    195  fF. 

3)  Gemeindeabgabengesetz  vom  18.  Mai  1905,  F.-A.  XXIII,  S.  281  ff. 

4)  Landtagsprotokolle  XXII,  S.   556  ff. 

5)  K.-R.    191 1,    S.   243. 
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Martin  Graminger; 


Ebenso  ausgeprägt  trägt  den  Charakter  einer  mittelstands- 
politischen Maßnahme  die  Braunschweig  ische  Umsatz- 
steuer ').  Die  Gemeinden  sind  befugt ,  stehende  gewerbliche 
Unternehmungen,  welche  von  den  Grundsätzen  und  Formen,  unter 
welchen  der  Geschäftsbetrieb  steuerpflichtiger  Gewerbe  regelmäßig 
ausgeübt  wird,  wesentlich  abweichen  und  geeignet  erscheinen, 
die  in  der  Gemeinde  ansässigen  Betriebe  des  Kleinhandels  oder 
des  Kleingewerbes  erheblich  zu  benachteiligen,  neben  den  Ge- 
werbesteuern noch  zur  Umsatzsteuer  heranzuziehen.  Die  Steuer 
beträgt  höchstens  2  Proz.  des  Umsatzes  und  fließt  zu  ^/s  der  sie 
erhebenden  Gemeinde  und  zu  V3  der  Staatskasse  zu ;  der  Ertrag 
ist  zur  Förderung  des  Kleinhandels  und  des  Handwerks  zu  ver- 
wenden. Ausdrücklich  können  dieser  Steuer  auch  die  Konsum- 
vereine unterworfen  werden^).  Auch  hier  machte  man  Versuche, 
eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Erhebung  der  Umsatz- 
steuer gesetzlich  festzulegen. 

Im  Jahre  1908  legte  der  Senat  von  Lübeck  dem  Bürger- 
ausschuß den  Entwurf  eines  Gewerbesteuergesetzes  vor ,  der 
namentlich  für  die  Konsumvereine  Ausnahmebestimmungen  ent- 
hielt. Während  für  die  Gewerbetreibenden  die  Steuer  auf  172  Proz. 
des  tatsächlichen  Reinertrages  festgesetzt  war,  sollte  sie  bei  den 
Konsumvereinen  und  Genossenschaften  zur  Bearbeitung  und  Ver- 
wertung der  selbstgewonnenen  Produkte  der  Genossen  1V2V00 
des  Warenumsatzes  betragen.  Außerdem  war  noch  eine  Waren- 
haussteuer (mit  den  4  Gruppen  wie  in  Preußen)  vorgesehen,  der 
jedoch  die  Konsumvereine  unter  allen  Umständen  unterliegen 
sollten.  Sie  wurde  wiederholt  abgelehnt,  die  an  Stelle  der  Ge- 
werbesteuer tretende  Umsatzsteuer  (2700!)  angenommen  3). 

In  mehreren  Bundesstaaten  ist  es  bislang  bei  den  Versuchen, 


i)   Gesetz  vom  28.  März   1904,  F.-A.  XXIII,  S,  426. 

2)  In  einer  Kritik  des  Gesetzentwurfes  hatte  Riehn  (Die  Umsatzsteuer  im 
Herzogtum  Braunschweig,  Hamburg  1904,  S.  28)  geschrieben:  »Durch  das  in  der 
rigorosen  Bestrafung  von  Preisunterbietung  liegende  Zwangspreismoment  soll  der 
alte  Kleinhandel  wieder  in  die  Lage  gesetzt  werden,  aus  einem  ausreichenden 
Kundenkreise  mittels  ausreichender  Preise  ein  ausreichendes  Einkommen  zu  ge- 
winnen.« Darauf  bezugnehmend  erklärte  in  den  Kammerverhandlungen  der  Mi- 
nister [Ilariwieg):  »Das  ist  allerdings  unser  Grundsatz;  wenn  wir  das  erreichen 
können,  sind  wir  zufrieden.  Wer  aber  das  nicht  will,  der  muß  freilich  unsere 
Steuer  verwerfen.« 

3)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V.  1910  Bd.  i,  S.  331;  191 1  Bd.  i, 
S.  226;   1913  Bd.  I,  S.  231. 


Zur  Frage  der  Genossenschaftsbesteuerung.  yi 

den  Konsumvereinen  eine  Umsatzsteuer  aufzuerlegen,  geblieben. 
So  verlautet  nichts  mehr  von  dem  g  o  t  h  a  ischen  Gemeindeab- 
gabengesetzentwurf, der  vor  mehreren  Jahren  die  Konsumvereine 
einer  Umsatzsteuer  unterwerfen  wollte  ^).  Ein  Entwurf  der  Ab- 
änderung des  Gewerbesteuergesetzes  von  Lippe-Detmold, 
der  die  Gewerbesteuerfreiheit  der  Konsumvereine  aufheben  wollte 
und  für  sie  einen  besonderen  Umsatztarif  vorsah,  ist  nicht  Gesetz 
geworden "). 

Bei  einem  Ueberblick  über  die  deutschen  Steuergesetze  zeigt 
sich  also,  daß  in  den  allermeisten  Fällen  der  Versuch,  das  Pro- 
blem der  Genossenschaftsbesteuerung  zu  lösen,  mit  einer  diffe- 
renzierten Behandlung  der  Produzentengenossenschaften  und  der 
Selbsthilfeorganisation  der  Konsumenten  endigte.  Da  dargetan 
wurde,  daß  diese  Differenzierung  sich  nicht  aus  Verschieden- 
heiten wirtschaftUcher  Art  herleiten  läßt,  bleibt  noch  übrig,  in 
einem  weiteren  Teil  die  wahren  Ursachen  aufzuzeigen  und  die 
Wirkungen  der  daraus  hervorgehenden  besonderen  Art  von  Steuer- 
politik darzulegen. 


i)  Jahrbuch  des  Zentralverb.  d.  K.-V.    1910  Bd.    i,  S.  326  f. 
2)  K.-R.  1913  Nr.  48;   1914  Nr.  13. 
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THESAURIEREN,   SPAREN,  KAPITAL  UND 
ZINS  IM  ZUSAMMENHANG  MIT   DEN  ERFAH- 
RUNGEN DES  KRIEGES. 

Von 

Dr.  EDUARD  KELLENBERGER. 


I.  Einleitung. 

Der  Ausbruch  des  gegenwärtigen  Krieges  hat  uns  alle  jäh- 
lings aus  der  Gewohnheit  des  Denkens  und  Handelns  herausge- 
rissen. Urplötzlich  fand  sich  jedermann  vor  neue,  schicksals- 
schwere Aufgaben  gestellt:  Was  tun  unter  den  veränderten  Um- 
ständen ?  So  lautete  übereinstimmend  die  zur  raschen,  unab- 
wendbaren Entscheidung  drängende  Frage.  Ihrer  Beantwortung 
entsprang  ein  Handeln,  das  sich  in  bestimmten  Vorgängen  ver- 
körperte. Aus  der  wogenden  Fülle  der  zutage  tretenden,  Erklä- 
rung heischenden  Ereignisse  wollen  wir  einige  in  innerem  Zu- 
sammenhang stehende  wirtschaftliche  der  wissenschaft- 
lichen Erörterung  unterziehen  und  versuchen,  theoretisch  bemer- 
kenswerte Ergebnisse  zu  erzielen. 

Da  fällt  vor  allem  die  im  allgemeinen  weit  lebhafter  gewor- 
dene Spartätigkeit  jener  Wirtschafter  auf,  die  noch  über  ein 
Einkommen  verfügen,  und  der  feste  Vorsatz  der  übrigen,  in  Zu- 
kunft mehr  zu  sparen.  Wer  nicht  durch  eigene  Ueberlegungen 
zur  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  des  Sparens  gelangte, 
dem  suchten  sie  die  Zeitungen  und  Kanzelredner  eindringlich 
beizubringen.  Es  scheint,  daß  viele  Leute  der  Meinung  huldigen, 
das  Sparen  sei  eine  unbedingte  Tugend,  gleichgültig,  in  welchem 
Maße  es  betrieben  werde.  Vereinzelt  konnte  man  freilich  in  den 
Zeitungen  der  Ansicht  begegnen,  durch  die  starke  Einschränkung 
des  Konsums  gehe  der  Absatz  und  damit    die  Produktion  vieler 
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Güter  zurück,  worunter  die  ganze  Volkswirtschaft  leide.  Was  ist 
nun  richtig.'*  Die  Spartätigkeit  wendet  sich  nicht  allen  Gütern 
gleichmäßig  zu,  d.  h.  das  Mengenverhältnis  der  zur  Aufstapelung 
gelangenden  Güter  entspricht  nicht  dem  Mengenverhältnis  der 
bisher  im  Haushalt  gebrauchten  und  verbrauchten  Güter.  Viel- 
mehr nehmen  die  Ersparnisse  mit  besonderer  Vorliebe  die  Form 
von  gewissen  Nahrungsmitteln  und  gesetzlichen  Zahlungsmitteln, 
namentlich  von  blankem  Edelmetall,  an.  Im  allgemeinen  wird 
diese  Aufstapelungspolitik,  sofern  sie  von  Privaten  auf  eigene 
Faust  gepflogen  wird,  verurteilt,  wogegen  sie  den  Regierungen 
und  öffentlich-rechtlichen  Instituten  nachdrücklich  empfohlen  wird. 
In  engster  Beziehung  zu  dem  Bestreben,  .»bei  Kasse«  zu  sein, 
stehen  die  Einengung  der  Kreditgewährung  an  Industrie,  Handel 
und  Landwirtchaft  und  das  Verlangen  der  Barzahlung  im  Waren- 
verkehr. Außergewöhnliche  Tatsachen  sind  ferner:  die  Verschie- 
bung in  der  Anlage  der  Ersparnisse,  die  Konsumtions-  und  Pro- 
duktionsverschiebung, das  Versiegen  und  die  Entwertung  alter 
und  das  Zutagetreten  neuer  Einkommenszweige,  die  Notwendig- 
keit, bedeutende  Abschreibungen  am  vorhandenen  Kapital  vor- 
zunehmen und  die  Dividenden  empfindlich  zu  verkürzen,  der 
mancherorts  sehr  niedrige  Zinsfuß  für  kurzfristige ,  besonders 
täglich  fällige  Kredite  und  der  erhöhte  Zinsfuß  für  langfristige 
Kredite. 

2.  Vom  Schatzanhäufen  im  besondern. 

Wenn  sich  in  den  Köpfen  der  einzelnen  Wirtschafter  mit 
oder  ohne  Grund  der  Gedanke  festgesetzt  hat,  daß  in  nicht  allzu 
ferner  Zukunft  eine  wirtschaftliche  Krisis  oder  ein  Krieg  aus- 
breche, so  beginnt  die  Thesaurierungstätigkeit  sich  zu  verschärfen 
und  zu  erweitern.  Ausgedehnte  Schichten  der  Bevölkerung  heben 
ihre  Sparguthaben  bei  den  Banken  ab  oder  veräußern  einen  Teil 
ihrer  Wertpapierbestände  und  trachten  darnach,  daß  ihre  un- 
mittelbar greifbare  Barschaft  nach  Möglichkeit  aus  barem  Gelde 
oder  gar  aus  blankem  Edelmetall  bestehe.  Die  mit  dem  Schutz 
und  der  Leitung  der  Währungen  betrauten  Zentralnotenbanken 
der  verschiedenen  Länder  überbieten  sich  gegenseitig  im  Bestreben, 
ihre  Metallbestände  zu  vergrößern,  um  für  ihre  umlaufenden  Noten 
eine  bessere  Deckung  zu  schaffen  und  je  nach  wirklichem  oder 
vermeintlichem  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  die  Notenausgabe  aus- 
zudehnen.    Diese  privaten  und  zum  Teil  staatlichen  Maßnahmen 
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unterscheiden  sich,  außer  dem  Grade  nach,  nur  darin  von  der 
im  Zeitalter  des  Merkantilismus  geübten  Thesaurierungspolitik, 
daß  es  heutzutage  gelungen  ist,  das  Schwergewicht  der  Edel- 
metallanhäufung von    den  Privaten    weg    in    die  Notenbanken  zu 

verlegen  ^). 

Was  bedeutet  diese  Schatzanhäufung  und  welchem  Zwecke 
ist  sie  dienlich?  Um  in  ihr  Wesen  einzudringen,  müssen  wir 
etwas  weiter  ausholen.  In  der  heutigen  Wissenschaft  herrscht 
Einigkeit  darüber,  daß  das  Ziel  der  Produktion  der  Konsum  ist. 
Unsere  gesamte  wirtschaftliche  und  außerwirtschaftliche  Tätigkeit 
setzt  das  Vorhandensein  entsprechender  Bedürfnisse  voraus.  Weil 
wir  Bedürfnisse  haben,  arbeiten  wir.  Daran  ändert  nichts,  daß 
manche  Leute  aus  bloßer  Lust  zur  Arbeit  arbeiten.  Diese  Lust 
zur  Betätigung  ist  eben  ein  Bedürfnis,  das  nach  Befriedigung 
trachtet.  In  den  Mitteln  zur  Bedürfnisbefriedigung,  also  im  Kon- 
sum körpeilicher  und  geistiger  Güter,  besteht  der  Reichtum  der 
Einzelnen  wie  der  Nationen. 

Der  überwiegenden  Mehrzahl  der  wirtschaftspolitischen  Schrift- 
steller im  Zeitalter  des  MerkantiHsmus  (i6.  bis  Mitte  des  i8.  Jahr- 
hunderts) waren  diese  Grundsätze  fremd.  Ihr  galten  die  Edel- 
metalle als  Reichtümer  par  excellence.  Wie  kam  das. ^  Man  war 
von  der  Notwendigkeit  überzeugt,  daß  jeder  private  und  staatliche 
Haushalt  Vorsorge  für  die  Zeiten  wirtschaftlicher  Not  zu  treflfen 
habe,  daß  er  darnach  trachten  müsse,  weniger  auszugeben  als 
einzunehmen  und  den  Aktivsaldo  in  Edelmetall  zu  thesaurieren. 
So  schrieb  schon  Haies  (Discourse  of  the  Common  Wealth,  i549) : 
>  Damit  ein  Reich  für  plötzlich  eintretende  Ereignisse,  wie  Krieg 
und  Teuerung,  gerüstet  sei,  muß  es  nicht  nur  genug  Geld  für 
ein  Jahr  besitzen  und,  wie  man  sagt,  von  der  Hand  in  den  Mund 


l)  Im  Jahre  1773  will  Necker,  der  Finanzminister  Ludwigs  XVI.,  beobachtet 
haben,  daß  in  England  jene  Leute,  die  zu  thesaurieren  wünschten ,  dazu  nicht 
Gold  und  Silber,  sondern  Banknoten  verwendeten  (s.  Eloge  de  Jean-Baptiste  Col- 
bert  S.  115).  Das  Vertrauen  des  Publikums  in  die  Geschäftsführung  der  Bank  von 
England  war  also  damals  schon  so  groß,  daß  ihre  Banknoten  dem  Golde  als  völlig 
gleichwertig  erachtet  wurden.  Das  glänzendste  Beispiel  eines  derartigen  Vertrauens 
bietet  gegenwärtig  das  deutsche  Volk,  das  seiner  Reichsbank  unerwartet  hohe  Be- 
träge in  Gold  zur  Verfügung  stellt.  Wo  hingegen  die  Notenbank  Anlaß  zu  dem 
Argwohn  gibt,  dem  Wert  der  Währung  könnte  durch  eine  Inflation  von  uneinlös- 
baren  Noten  Gefahr  drohen,  sucht  jeder  kluge  und  vorsichtige  Haushalter  in  seinem 
ureigensten  Interesse  einigen  Vorrat  an  Edelmetall  zu  halten. 
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leben,  sondern  sich  einige  Vorräte  verschaffen«^).  Die  Edelmetall- 
schätze sollten  also,  wie  etwa  Vorratshäuser,  im  Grunde  genom- 
men ein  Mittel  zur  Gewährleistung  eines  dauernden  Konsums  der 
zum  Leben  nötigen  Dinge  selbst  in  kritischen  Zeiten  sein.  Daß 
dieser  Zweck  nach  wie  vor  unter  gewissen  Bedingungen  durch 
die  Thesaurierung  erreicht  wird,  ist  zweifellos.  Die  große  Frage 
ist  nur,  welches  diese  Bedingungen  sind. 

Aus  der  Tatsache,  daß  das  Edelmetall  zufolge  seiner  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Eigenschaften  der  tauglichste  Stoff 
zur  Herstellung  des  Geldes  ist  und  die  Gold-  und  Silbermünzen 
die  marktgängigste  Ware  der  Welt  sind,  rührt  die  Bevorzugung 
des  gelben  und  weißen  Metalles  zur  Thesaurierung  her.  Einzelne 
Privatwirtschaften,  deren  regelmäßige  Einkommensquelle  aus  irgend- 
einem Grunde  versiegt,  oder  ganze  Volkswirtschaften,  die  von 
Mißernten,  Seuchen  oder  Kriegen  heimgesucht  werden,  können 
sich  mit  Hilfe  eines  Schatzes  während  einer  längeren  Zeitspanne 
die  notwendigen  Lebensmittel  bei  andern  Privat-  oder  Volkswirt- 
schaften eintauschen,  sofern  —  und  das  ist  die  eine  Bedingung  — 
diese  anderen  Wirtschaften  von  ähnlichen  Mißgeschicken  verschont 
geblieben  sind.  Wenn  aber  beispielsweise  die  wichtigsten  und 
meisten  Länder  der  Welt  in  einen  Krieg  verwickelt  sind,  wodurch 
ihre  Produktion  auf  die  Dauer  allgemein  gelähmt  wird,  so  nützt 
auch  der  größte  Kriegsschatz  nichts,  weil  man  dafür  nirgends 
Produkte  kaufen  kann.  Dann  zerschellt  an  dem  Mangel  an  Lebens- 
mitteln die  Kriegswut. 

Die  Thesaurierung  verfehlt  mithin  ihr  Ziel,  wenn  nicht  gleich- 
zeitig Güter  zur  unmittelbaren  Bedürfnisbefriedigung  hergestellt 
werden.  Je  mehr  aber  die  Menschheit  Schätze  anhäuft,  d.  h.  einen 
je  größern  Teil  ihres  durch  geistige  und  körperliche  Arbeit  ge- 
schaffenen Einkommens  sie  zum  Ankauf  von  Gold  und  Silber  ver- 
wendet, desto  größer  ist  die  Nachfrage  nach  diesen  Metallen  und 
folglich  um  so  ausgedehnter  die  Ausbeutung  der  Edelmetallberg- 
werke, desto  geringer  aber  die  Nachfrage  nach  Gütern  zur  un- 
mittelbaren Bedürfnisbefriedigung  und  mithin  um  so  unbedeuten- 
der die  Produktion  dieser  Güter.  Treibt  die  Menschheit  das  The- 
saurieren immer  weiter,  schränkt  sie  die  Befriedigung  der  Bedürf- 
nisse auf  jenes  Minimum  ein,  das  unbedingt  nötig  ist  zur  Erhaltung 
des  Lebens,   so   gerät   sie    in   einen  Zustand  der  größten  Armut. 

l)  Deutsche  Ausgabe  unter  dem  Titel :  William  StafFords  drei  Gespräche 
über  die  in  der  Bevölkerung  verbreiteten  Klagen,   1895,  S.   115. 
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Sie  befriedigt  auf  Kosten  unzähliger  anderer  Bedürfnisse  das  Be- 
dürfnis nacii  größtmöglichster  Sicherstellung  des  zukünftigen  Lebens- 
unterhalts. Die  Schatzbildung  muß  also  —  und  das  ist  die  wei- 
tere Bedingung  ihres  Nutzens  —  eine  Grenze  haben,  damit  der 
verfolgte  Zweck  nicht  ins  Gegenteil  umschlägt.  Wo  diese  Grenze 
liegt,  das  werden  wir  weiter  unten  untersuchen. 

Erkennt  man  einmal  an,  die  Schatzanhäufung  sei  notwendig, 
dann  ist  der  Schluß  zwingend,  daß  alle  jenen  Länder  und  Indi- 
viduen, die  selber  keine  Minen  besitzen  und  ausbeuten,  eine  ak- 
tive Zahlungsbilanz  mit  allen  übrigen  Ländern  bez.  Individuen 
anzustreben  haben,  um  zum  notwendigen  Thesaurierungsmateriale 
zu  gelangen.  Eine  aktive  Zahlungsbilanz')  zu  erzielen,  das  war 
deshalb  das  Axiom  der  merkantilistischen  Politik.  Man  vergaß 
aber  zumeist,  daß  die  aktive  Zahlungsbilanz  nur  ein  Mittel  zum 
Zwecke  der  Erlangung  des  nötigen  Thesaurierungsstoffes  und  daß 
wiederum  das  Thesaurieren  nur  ein  Mittel  zum  Zwecke  der 
Sicherung  des  Reichtums  der  einzelnen  und  der  Völker  sein  sollte. 
Damit  rückte  man  in  doppelter  Hinsicht  von  einer  richtigen  Ein- 
sicht in  die  volkswirtschaftlichen  Zusammenhänge  ab.  Einmal 
war  es  fraglich,  wAe  wir  schon  wissen,  ob  es  volkswirtschaftlich 
vorteilhaft  sei,  in  unbeschränktem  Maße  Edelmetall  zu  thesau- 
rieren. Ferner  verbürgte  eine  aktive  Zahlungsbilanz,  gleichgültig, 
auf  welche  Art  sie  zustande  gekommen,  noch  keineswegs,  daß 
das  einströmende  Edelmetall  auch  wirklich  thesauriert  wurde. 

Je  größer  der  Aktivsaldo  der  Zahlungsbilanz  eines  Staates 
oder  eines  Individuums  ist,  desto  stärker  muß  zunächst  der  Edel- 
metallvorrat des  Staates  oder  Individuums,  bestehend  aus  den  für 
den  laufenden  Zahlungsverkehr  bestimmten  Münzen,  den  Schmuck- 
gegenständen und  dem  für  außergewöhnliche  Zwecke  bestimmten 
Schatze,  wachsen.  Wird  das  einströmende  Edelmetall  industriell 
verarbeitet,  oder  verschwindet  es  in  den  Schatzschränken,  so  liegt 
kein  Zweifel  ob,  daß  der  Edelmetallvorrat  der  Nation  nach  Maß- 
gabe des  Aktivsaldos  der  Zahlungsbilanz  dauernd  zunimmt« 
Je  größer  eben  die  Nachfrage  nach  irgendeiner  nur  aus  dem  Aus- 


i)  Schon  die  älteren  Merkantilisten,  wie  ßodin,  Bacon  of  Vertdam^  Serra 
u.  a.  m.,  erwähnten  neben  den  Zahlungen,  die  aus  dem  zwischen-volkswirtschaft- 
lichen  Warenhandel  hervorgehen,  noch  andere  Zahlungsbilanzposten.  Seit  Mun, 
besonders  aber  seit  Petty,  faßten  sozusagen  alle  heute  bekannten  englischen,  fran- 
zösischen und  italienischen  Merkantilisten  in  dem  Begriffe  Handels  bilanz  eine 
Reihe  von  Z  a  h  1  u  n  g  s  bilanzposten  zusammen. 
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lande  beziehbaren  Ware  ist,  desto  größer  wird  auch  ihre  Einfuhr 
sein.  Die  Größe  der  Einfuhr  wird  somit  in  diesem  Falle  das 
Maß  der  befriedigten  Nachfrage  nach  Edelmetall  und  des  jähr- 
lichen Zuwachses  des  Metallschatzes  sein  (sofern  vom  jährlichen 
Verluste  an  Edelmetall  durch  Abnützung  usw.  abgesehen  wird). 
Solange  die  Voraussetzung  zutrifft,  daß  das  ins  Land  fließende 
Edelmetall  in  dieser  oder  jener  Form  dem  Verkehr  entzogen 
wird,  darf  man  mit  Fug  und  Recht  den  merkantilistischen  Handels- 
bilanzpolitikern zustimmen,  wenn  sie  den  Aktivsaldo  der  Zahlungs- 
bilanz zum  Gradmesser  der  anwachsenden  Metallreserve  der  Nation 
stempelten.  —  Wie  nun  aber,  wenn  die  einzelnen  Wirtschafter 
das  ihrer  Volkswirtschaft  zufließende  Edelmetall  nicht  dem  Ver- 
kehr entziehen,  sondern  zu  Ankäufen  aller  Art  verwenden,  es  also 
zum  allgemeinen  Umlaufsmittel  machen.^  Müssen  dann  nicht  die 
Warenpreise  in  die  Höhe  gehen  und  zwar  um  so  mehr,  je  wirk- 
samer sich  die  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Zahlungsbilanz 
erwiesen  haben }  Muß  dann  nicht  der  Absatz  der  einheimischen 
Waren  im  Auslande  zurückgehen  ?  Auf  diese  Möglichkeiten  hatten 
schon  Mun  und  die  auf  ihn  folgenden  Nivellierungstheo- 
r  e  t  i  k  e  r  hingewiesen.  Es  scheint  somit,  als  ob  es  von  vorn- 
herein verfehlt  sei,  die  Zahlungsbilanz,  gleichviel  mit  welchen  Maß- 
nahmen, zugunsten  des  Inlandes  zu  beeinflussen,  weil  man  ja  nicht 
weiß,  ob  das  einströmende  Edelmetall  industriell  verarbeitet  und 
thesauriert  oder  als  Umlaufsmittel  verwendet  wird  ^).  Will  man 
die  Privatleute,  Notenbanken  und  Regierungen  veranlassen,  sich 
für  die  Wechselfälle  der  Ereignisse  eine  Barreserve  zu  halten, 
dann  ist  es  ratsam,  sie  unmittelbar  auf  den  Nutzen  einer  solchen 
Maßnahme  aufmerksam  zu  machen.  Schränken  die  inländischen 
Vv^irtschafter  ihre  Nachfrage  nach  allen  übrigen  Gütern  zugunsten 
einer  zunehmenden  Nachfrage  nach  Edelmetall  ein,  so  führt  die 
letztere  von  selbst  zu  einer  dauernd  vergrößerten  Einfuhr  von 
Edelmetall.  Dieser  Zustrom  wird,  weit  entfernt  davon,  preisver- 
teuernd zu  wirken,  das  Warenpreisniveau  etwas  erniedrigen. 


i)  Daß  jede  Art  äußerer  Valutapolitik,  ob  Diskont-,  Devisen-  oder  Goldpreis- 
politik,  nichts  anderes  als  ein  Hinausschieben  jetzt  fälliger  Verbindlichkeiten  auf 
spätere,  voraussichtlich  günstigere  Zeiten  bedeutet,  habe  ich  in  meiner  Abhand- 
lung :  Die  Mittel  der  äußeren  Valutapolitik,  nachzuweisen  versucht  (Zeitschr.  für 
Sozialwissenschaft,  N.  F.,  IV,  Jahrg.,  2. — 4.  Heft). 


^g  Dr.  Eduard  Kellenberger  : 

3.  Vom  Sparen  überhaupt. 

Wir  treten  jetzt  an  die  Beantwortung  der  Frage  heran,  wo 
die  Grenze  der  volkswirtschaftlich  nützlichen  Schatzbildung  liegt. 
Nun  ist  das  Thesaurieren  nur  eine  besondere  Form  des  Sparens 
überhaupt.  Zunächst  zugegeben,  daß  das  Sparen  unter  bestimm- 
ten Bedingungen  privat-  und  volkswirtschaftlich  notwendig  ist,  so 
spitzt  sich  unsere  Frage  auf  die  andere  zu :  Wie  weit  sollen  die 
Ersparnisse  in  Form  von  Edelmetall  und  wie  weit  in  anderer 
Form  angelegt  werden?  Die  Stellung  dieser  Frage,  wenn  dies 
auch  in  einseitigerer  Weise  geschah,  bedeutet  in  Wahrheit  den 
Beginn  der  modernen  Wirtschaftslehre,  soweit  die  Physiokra- 
t  e  n  und  Ad.  Smith  zu  ihren  Vätern  gestempelt  und  den  Mer- 
kantilisten gegenübergestellt  werden.  Die  Schatzanhäufung  war 
das  Ziel  und  der  auswärtige  Handel,  der  Aktivsaldo  der  Zahlungs- 
bilanz und  die  Mäßigkeit  im  Konsum  waren  die  Mittel,  nach 
denen  die  Merkantilisten  strebten.  Den  zeitlich  auf  sie  folgenden 
Physiokraten  galt  die  Thesaurierung  für  schädlich;  den  auswärti- 
gen Handel  und  den  Aktivsaldo  der  Zahlungsbilanz  betrachteten 
Quesnay  und  seine  Anhänger  als  bloße  Lückenbüßer,  Notbehelfe^). 
Wie  vor  ihm  schon  North,  Boisguillebert  und  der  Verfasser  der 
Considerations  upon  the  East-India  Trade,  so 
stellte  auch  Quesnay  den  Konsum,  die  Befriedigung  der  Bedürf- 
nisse, als  Ziel  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  des  Menschen  hin 2). 
Man  möge,  so  empfahl  er,  einen  Blick  auf  sein  Tableau  econo- 
mique  werfen,  um  zu  sehen,  wie  das  Thesaurieren  nicht  nur  nutz- 
los, sondern  schädlich  sei,  indem  die  Nationen  schließlich  dadurch 
zugrunde  gingen^).  »Solange  die  Produkte  der  Landwirtschaft 
bei  der  Ausführung  der  nötigen  Arbeiten  zur  Vermehrung  der 
Ernten  benutzt  werden;  solange  die  Gesamtheit  der  Ernten  oder 
zum  mindesten  der  größere  Teil  derselben  als  Vorschuß  für  die 
Vorbereitung  neuer  Ernten  verwendet  wird,  solange  werden  auch 
die  Vorschüsse,  die  Kapitalien,  die  nützlichen  Arbeiten, 
die  Produkte,  die  Reichtümer  und  die  Bevölkerung  ohne  Unter- 
bruch rasch  anwachsen.«  Diese  kostbaren  Vorschüsse  beständen 
in  Gebäuden,  im  Vieh,  in  Samen,  Rohstoffen,  Mobiliar  und  Hand- 
werkszeug aller  Art  und  seien  nicht  im  geringsten  von  der  Menge 

1)  Quesnay,  Du  Commerce,     In  Onckens  Ausgabe  (1888),  S.  483  ff. 

2)  A.  a.  O.   S.  480. 

3)  A.  a.  O.   S.  485. 
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Geldes  im  Lande  abhängig^).  Dieser  Gedanke  Quesfiays,  daß 
eine  Volkswirtschaft  in  jeder  Hinsicht  gedeihe,  wenn  sie  von 
ihrem  jährlichen  Rohertrag  einen  möglichst  großen  Teil  kapitali- 
siere, wurde  von  Ad.  Sviith  aufgegriffen,  mit  dem  Namen  Bilanz 
zwischen  Produktion  und  Konsumtion  getauft  und 
als  Ersatz  der  untauglichen  merkantilistischen  Handelsbilanzlehre 
hingestellt.  Diese  Bilanz  zwischen  der  jährlichen  Produktion  und 
Konsumtion  verursache,  je  nachdem  sie  günstig  oder  ungünstig 
sei,  notwendigerweise  die  Blüte  oder  den  Verfall  jeder  Nation. 
Wenn  der  Tauschwert  der  jährlichen  Produktion  größer  sei  als 
der  der  jährlichen  Konsumtion,  so  müsse  das  Kapital  der  Gesell- 
schaft nach  Maßgabe  dieses  Ueberschusses  jährlich  wachsen.  Die 
Gesellschaft  verbrauche  in  diesem  Falle  nicht  ihr  ganzes  Ein- 
kommen, sondern  lege,  was  von  demselben  erspart  werde,  zu 
ihrem  Kapital  hinzu  und  wende  es  an,  um  die  jährliche  Produktion 
noch  weiter  zu  vermehren.  Wenn  hingegen  der  Tauschwert  der 
jährlichen  Produktion  hinter  dem  der  jährlichen  Konsumtion  zu- 
rückbleibe, so  müsse  das  Kapital  der  Gesellschaft  nach  Maßgabe 
des  Fehlenden  jährlich  abnehmen.  Der  Aufwand  der  Gesellschaft 
übersteige  in  diesem  Falle  ihr  Einkommen  und  sie  müsse  not- 
gedrungen ihr  Kapital  angreifen.  Dadurch  vermindere  sich  der 
Tauschwert  der  jährlichen  Produktion^).  Auch  Ad.  Smith  wollte 
dem  Thesaurieren  keinen  volkswirtschaftlichen  Nutzen  zugestehen. 
Weder  die  angeführten  Anschauungen  Quesnays,  noch  jene 
Ad.  Smiths.,  zeichnen  sich  durch  besondere  Klarheit  aus.  Ist 
nämlich  der  Tauschwert  der  Produktion  größer  als  jener  der  Kon- 
sumtion, dann  bedeutet  der  Ueberschuß  nicht  etwa  eine  Zunahme 
des  Kapitals  der  Gesellschaft,  sondern  den  Beginn  einer  schweren 
Krisis :  der  Preis  der  Produktion  sinkt  solange,  bis  der  Konsum  sie 
aufzunehmen  imstande  ist.  —  Ist  hingegen  der  Konsum  größer  als 
die  Produktion  —  aber  wie  soll  dies  möglich  sein?  Wie  soll  man 
mehr  verbrauchen  können  als  man  hat.f*  Denn  die  vorhandenen 
Produktionsmittel,  wie  Maschinen,  Fabrikgebäude  usw.,  kann  man 
doch  nicht  konsumieren.^  Man  kann  sie  gegen  Konsumtionsmittel 
umtauschen.  Wenn  diese  letzteren  aber  aufgebraucht  sind  .^  Solche 
vom  Ausland  gegen  Verpfändung  oder  Verkauf  der  inländischen 
Produktionsmittel  beziehen.''  Das  ist  in  der  Tat  der  Ausweg. 
Dann   wird    das  Inland    dem  Ausland  verschuldet,    gleichwie    ein 

i)  A.  a.  O.  S.  481. 

2)  The  Wealth  of  Nations,  4.  Buch,  3.  Kapitel,  2.  Abschnitt. 
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Individuum  einem  andern  verschuldet  wird.  Betrachtet  man  aber 
nicht  einen  einzelnen  Wirtschafter  und  nicht  eine  einzelne  Volks- 
wirtschaft, sondern  die  ganze  Menschheit,  dann  ist  offenbar,  daß 
sich  diese  nicht  durch  den  Verkauf  ihrer  Produktionsmittel  einen 
größeren  Vorrat  an  Genußgütern  verschaffen  kann. 

Was  Quesnay  und  Ad.  Smith  eigentlich  sagen  wollten,  war 
das  Folgende:  Ein  möglichst  großer  Teil  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  der  Menschheit  soll  von  vornherein  auf  die  Herstellung 
von  Produktionsmitteln,  Kapital,  gerichtet  sein.  Die  jährliche 
Produktion  von  Gütern,  die  der  unmittelbaren  Bedürfnisbefriedi- 
gung dienen,  und  der  Konsum  werden  zwar  zunächst  dadurch 
vermindert.  In  der  Folge  werden  aber  die  neuen  Produktions- 
mittel dazu  verhelfen,  den  Konsum,  also  den  Reichtum  der  Mensch- 
heit, erheblich  zu  vergrößern.  Anstatt  wie  früher  einen  Teil  der 
wirtschaftlichen  Tätigkeit  zur  Ansammlung  von  Edelmetall  zu  be- 
stimmen, soll  man  ihn  in  Zukunft  der  Herstellung  von  Produk- 
tionsmitteln zuwenden.  — 

Wie  die  Merkantilisten  wünschten,  daß  die  Zahlungs- 
bilanz am  Ende  jedes  Jahres  einen  Aktivsaldo  in  Form  von  Edel- 
metall aufweise,  so  wünschten  ihre  Gegner,  daß  sich  am  Ende 
jeder  Produktions-  und  Konsumtionsperiode  ein  Aktivsaldo  in 
Form  von  Produktionsmitteln  ergebe.  Den  M  e  r  k  a  n  t  i  1  i  s  t  e  n, 
Physiok  raten  und  Ad.  SmitJi  ist  somit  gemeinsam,  daß  sie 
die  Spartätigkeit  für  privat-  und  volkswirtschaftlich  unbedingt  vor- 
teilhaft halten.  Hingegen  scheint  eine  unüberbrückbare  Kluft 
zwischen  den  Merkantilisten  und  ihren  Gegnern  in  bezug 
auf  die  Auffassung  zu  herrschen,  in  w'elcher  Form  die  Erspar- 
nisse angelegt  werden  sollten.  Tatsächlich  besteht  ein  solch  tief- 
gehender Gegensatz  nicht.  Warum  nicht  ?  Die  Edelmetallschätze 
sind  nämlich  ebenfalls  Produktionsmittel,  Kapital.  Wie,  dem  Ver- 
kehr entzogenes,  müßig  in  sicherem  Gewahrsam  liegendes  Edel- 
metall soll  volkswirtschaftlich  produktiv  sein.?  Gewiß;  wir  legten 
bereits  dar,  wie  eine  bestimmte  Menge  thesaurierter  Edelmetalle 
geeignet  ist,  den  Konsum  der  Bevölkerung  auch  in  Kriegs-  und 
Krisenzeiten  sicherzustellen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  auch 
heute  noch  die  bedeutenden  Metallreserven  der  Zentralnotenbanken, 
die  größer  sind,  als  zur  Einlösung  der  Noten  in  normalen  Zeiten 
erforderlich  wäre,  für  volkswirtschaftlich  wertvoll  angesehen  wer- 
den. Man  kann  sich  höchstens  über  das  Maß  der  nötigen  Schatz- 
bildung  streiten.     Sobald   es   den  Anschein  hat,    als   ob   der  bis- 
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anhin  zur  Erwerbung  von  Edelmetall  dienende  Teil  der  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit  des  Volkes,  wenn  in  eine  andere  Richtung  gelenkt, 
einen  größeren  volkswirtschaftlichen  Nutzen  verspreche,  ist  es 
Zeit,  mit  der  weiteren  Ansammlung  von  Edelmetall  abzubrechen. 
Da  es  unmöglich  ist,  dem  Thesaurieren  eine  genauere  Grenze  zu 
ziehen  und  die  Anschauungen  über  den  Grad  des  volkswirtschaft- 
lichen Werts  irgendeiner  Tätigkeit  niemals  allgemeiner  Zustim- 
mung teilhaftig  werden,  so  wird  die  tatsächlich  geübte  Praxis  des 
Schatzanhäufens  ihrem  Ausmaße  nach  eine  nach  Ort  und  Zeit 
schwankende  sein.  Die  Merkantilisten  kannten  überhaupt 
keine  solche  Grenze.  Das  war  ihr  großer  Fehler.  Gerade  des- 
halb traten  die  Physiok  raten  und  Aä.  Smith  auf  und  be- 
haupteten, es  sei  nun  höchste  Zeit,  anstatt  zu  thesaurieren,  Kapi- 
tal anzusammeln,  d.  h.,  genauer  ausgedrückt,  anstatt  Kapital  nur 
immer  in  P'orm  von  Edelmetall,  von  jetzt  ab  in  seinen  vielen 
andern  Formen  zu  schaffen.  Dabei  schössen  sie  in  zweifacher 
Hinsicht  über  »das  Ziel  hinaus:  einerseits  leugneten  sie  überhaupt 
die  Notwendigkeit  von  Metallreserven  und  andrerseits  hatten  auch 
sie  keinen  Sinn  für  eine  Begrenzung  der  Kapitalansammlung  in 
Form  von  Fabrikanlagen,  Meliorationen  usw.  Ad.  Smiths  Lehre 
von  der  Bilanz  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  leidet  mit- 
hin an  genau  denselben  Fehlern  wie  die  merkantilistische 
Lehre  von  der  Bilanz  des  zwischenvolksvvirtschaftlichen  Verkehrs : 
beide  kennen  keine  Grenze  für  den  Aktivsaldo  und  beide  halten 
diesen  zu  Unrecht  für  einen  unter  allen  Umständen  zuverlässigen 
Maßstab  im  einen  Falle  des  Kapitalisierens,  im  andern  Falle  des 
Thesaurierens. 

Nachdem  wir  die  formale  Grenze  des  volkswirtschaftlichen 
Nutzens  des  Thesaurierens  bestimmt  haben,  liegt  es  uns  ob,  die 
nicht  minder  aktuelle  Frage  nach  der  Grenze  und  dem  Maßstab 
der  volkswirtschaftlich  nützlichen  Spartätigkeit  zu  beantworten. 
Diese  Frage  läuft  auf  die  andere  hinaus :  Wie  entsteht  aus  Er- 
sparnissen Kapital,  d.  h.  Einkommen  verschaffende  Produktions- 
mittel,  »Wert  heckender  Wert«.? 

4.  Von  der  Entstehung  des  Kapitals. 

Die  gegenwärtige  Zeit  ist  wie  kaum  eine  andere  geeignet, 
auf  dieses  Problem  helles  Licht  zu  werfen.  Seit  Kriegsausbruch 
ist  ein  plötzlicher  Umschwung  in  der  Anlage  der  Ersparnisse 
eingetreten.     Von  den  beiden  Aesten  des  Ersparnisstromes,  dem 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     igi6.     i.  O 


0  2  Dr.  Eduard  Kelle  nberger: 

einen,  der  den  Staatsbedarf,  und  dem  anderen,  der  die  private 
Unternehmertätigkeit  speiste,  hat  der  erstere  eine  'unverhältnis- 
mäßige Anschwellung  auf  Kosten  des  anderen  erfahren.  Die  Er- 
sparnisse fließen  eben  dahin,  wohin  sie  das  größte  Bedürfnis 
zieht.  Augenblicklich  steht  das  Bedürfnis  nach  staatlicher  Unab- 
hängigkeit  und  Ehre  im  Vordergrund.  Um  dieses  zu  befriedigen, 
wird  die  Arbeits-  und  Sparkraft  von  Millionen  Wirtschaftern  in 
den  Dienst  des  Staates  gestellt.  Die  gewaltige  Bedürfnis-,  Ar- 
beits- und  Anlageverschiebung  hat  den  Produktionsprozeß  aus 
seiner  gewöhnlichen  Bahn  herausgerissen  und  den  volkswirtschaft- 
lichen Produktionsapparat,  die  Aecker,  Wälder,  Wiesen,  Berg- 
werke ,  Fabriken ,  Werkstätten ,  Verkaufsräume,  Eisenbahnen, 
Straßen  usw.  zum  einen  Teil  außer  Betrieb  gesetzt,  zum  anderen 
aber  zu  fieberhafter  Kraftanstrengung  veranlaßt.  Viele  Produk- 
tionsanlagen, die  vor  dem  Kriege  ein  absatzfähiges  Erzeugnis 
lieferten,  büßen  ihren  Roh-  und  damit  ihren  Reinertrag  ganz  oder 
teilweise  ein,  weil  entweder  die  nötigen  Arbeiter,  Angestellten 
und  Betriebsleiter  ins  Feld  ziehen  mußten,  oder  die  Bedürfnisse 
der  Kundschaft  eine  andere  Richtung  einschlugen,  oder  weil  beide 
Ereignisse  vereinigt  wirksam  waren.  Die  auch  in  P'riedenszeiten 
nicht  unbeträchtliche  Zahl  jener  Unternehmen,  die  mit  Verlust 
arbeiten,  schwillt  an  ^).  Die  Zahlungseinstellungen  und  Konkurse 
nehmen  zu  und  würden  rasch  überhandnehmen,  wenn  nicht  ge- 
wisse, nach  Kriegsbeginn  erlassene  Gesetze  und  Verordnungen 
die  Zahlungspflicht  der  Schuldner  hinausschieben  würden.  Un- 
zählige Produktionsanlagen  müßten  bei  einem  Besitzwechsel  eine 
erhebliche  Verminderung  ihres  Verkaufspreises  erleiden.  Jene 
Unternehmen,  die  überhaupt  noch  über  ein  Einkommen  verfügen, 
sehen  sich  angesichts  der  ungewissen  Zukunft  genötigt,  ihre  Ver- 
mögensbestandteile sehr  vorsichtig  einzuschätzen,  Rücklagen  zu 
machen  und  den  zur  Verteilung  gelangenden  Jahresgewinn  zu 
kürzen. 

Andererseits  finden  aufgestapelte  Warenvorräte  und  Laden- 
hüter, die  vor  dem  Kriege  vergeblich  auf  einen  Käufer  warteten, 
zu  hohen  Preisen  unerwartete  Liebhaber  und  die  unmittelbar  oder 
mittelbar   für  Heer   und    Flotte    arbeitenden    Industrien    erlangen 


i)  Von  1907 — 1912  mußte  alljährlich  ein  Siebentel  bis  ein  Fünftel  der  deut- 
schen Aktiengesellschaften  Verluste  aufweisen.  (Vgl.  Stat,  Jahrb.  f.  d.  Deutsche 
Reich  und  meinen  Aufsatz:  Gibt  es  ein  Gesetz  des  Ausgleichs  der  Grenzerträge  ? 
Archiv  für  Sozialwiss.  u.  Sozialpol.  41.  Bd.) 
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lohnenden  Absatz.     Eine  Reihe  von  Unternehmen,  für  deren  üb- 
Hchen  Erzeugnisse  während  des  Krieges  kein  oder  wenig  Bedarf 
herrscht,  weiß  sich  den  umgewandelten  Verhältnissen  anzupassen 
und  stellt  Kriegsmaterial  her,  um  sich  vor  Verlusten  zu  bewahren. 
Die  tiefgehende  Verschiebung  und  häufige  Verminderung  der 
fundierten  Einkommen  sind  also  zunächst  zweifellos  eine  Wirkung 
der  umgestalteten  Bedürfnisse  der  Privat-  und  Volkswirtschaften. 
Das  beweist,  daß  Produktionsmittel,    die    aus  Ersparnissen  ange- 
kauft worden  sind,  erst  dann  Kapitalcharakter  erlangen,  d.  h.  ihrem 
Besitzer  ein  Einkommen  abwerfen,   wenn    sich    die    menschlichen 
Bedürfnisse  den  mit  Hilfe  der  Produktionsmittel  erzeugten  Gütern 
zuwenden.     Verschwinden  gewisse  Bedürfnisse,    so  erlischt   auch 
die  Wertschätzung,    welche  die  Menschen    den    zur  Befriedigung 
jener    Bedürfnisse     dienenden    Gütern    entgegengebracht     haben. 
Damit    das  Entstehen    neuen    Einkommens    ermöglicht    und    der 
Verlust  alten  Einkommens  vermieden  werde,  müssen  die  um  sich 
greifenden   Bedürfniswandlungen    rechtzeitig    erkannt    und    durch 
eine  rasche  Anpassung  der  Produktion  ausgenützt  werden.    Wem 
es  unter  den  Unternehmern  gelingt,  die  kommenden  oder  bereits 
vorhandenen  Bedürfnisänderungen  im  Geiste  zu  erfassen  und  dem 
neuen  Bedarfe  durch  die  Umwandlung  eigener  oder  fremder  Er- 
sparnisse in  Produktionsmittel  entgegenzukommen,  der  wird  auch 
die  größten  Gewinne  erzielen.     Je  mehr  Unternehmer  sich  diesem 
Vorgehen  anschließen  und  Ersparnisse    investieren,    desto    mehr 
drücken  sie  durch  ihre  Konkurrenz    auf  die  Preise   ihrer  Erzeug- 
nisse, bis  schließlich    einige  Unternehmer    nur   noch    mit  Verlust 
arbeiten  und  ihre  Tätigkeit  unter  Preisgabe    der    investierten  Er- 
sparnisse einzustellen  gezwungen    sind    und    nur    die    unter    den 
günstigsten  Bedingungen  produzierendenUnternehmer  übrig  bleiben. 
Nun  gelingt  es   aber   mit    dem    besten  Willen    nicht   immer, 
bisher  unbefriedigt  gelassene  Bedürfnisse  der  Menschen,  zumal  in 
Friedenszeiten,  ausfindig  zu  machen    oder   gar  neue    Bedürfnisse 
etwa  durch  Reklame  erst  zu  schaffen.     Da    geht    eben    der    an- 
gehende   Unternehmer ,    der    ein    großes    Einkommen    beziehen 
möchte,  oder  der  bereits    erfolggekrönte  Unternehmer,    der    sein 
Einkommen  zu  vergrößern  sucht,    darauf    aus,    die    vorhandenen 
Bedürfnisse  der  Wirtschafter  ausgiebiger  als  bisher  zu  befriedigen. 
Wie  ist  dies  mögUch  ?     Indem  er  seinen  Kunden  zum  herkömm- 
lichen Preise  bessere  Waren  liefert  oder  die  alte  Qualität  zu  bil- 
ligerem Preise  losschlägt.     Dann  sehen   sich   die  Kunden    in   die 

6* 
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angenehme  Lage  versetzt,  auch  ihre  anderweitigen  Bedürfnisse 
besser  befriedigen  oder  Ersparnisse  zur  Deckung  künftigen  Be- 
darfs machen  zu  können.  War  aber  der  Unternehmer  außer- 
stande, gleichzeitig  die  Produktionskosten  zu  vermindern,  so  geht 
sein  Einkommen  mit  Notwendigkeit  zurück.  Bleibt  hingegen  der 
Erfolg  nicht  aus,  können  die  Herstellungskosten  in  erheblichem 
Maße  ermäßigt  werden,  so  heißt  dies  nichts  anderes,  als  daß  der 
Unternehmer  Einsicht  genug  besaß,  in  der  kaufmännischen  oder 
maschinellen  Organisation  seines  Betriebs  eine  eigene  oder  fremde 
Erfindung  irgendwelcher  Art  anzubringen.  Zur  Ausnützung  der 
neuen  Einsicht  müssen  entweder  anlagesuchende  Ersparnisse  oder 
bereits  vorhandene  Produktionsmittel  verwendet  werden.  Sowenig 
sich  eine  Erfindung  ohne  Zuhilfenahme  von  Produktionsmitteln 
verwerten  läßt,  sowenig  bringen  Ersparnisse  ohne  Mithilfe  einer 
neuen  Einsicht  Ertrag.  Braucht  doch  der  Erfinder  zum  bloßen 
Ausbau  seines  neuen  Gedankens  mannigfache  Hilfsmittel  zum 
Skizzieren  und  Zeichnen.  Verwendet  ein  Unternehmer  die  ihm 
zur  Verfügung  gestellten  Ersparnisse  zur  Errichtung  oder  Erwei- 
terung von  Produktionsanlagen,  ohne  daß  er  neu  entstandene 
Bedürfnisse  befriedigen  kann,  oder  zur  besseren  Befriedigung  vor- 
handener Bedürfnisse  neue  Herstellungs-  und  Absatzmethoden 
heranzuziehen  imstande  wäre,  so  vergrößert  er  nur  das  Waren- 
angebot, drückt  die  Preise  des  betreffenden  Erzeugnisses  und 
vermindert  schließlich  die  Roh-  und  Reinerträgnisse  aller  Unter- 
nehmen desselben  Produktionszweiges.  Wenn  aber  mit  der  Aus- 
dehnung der  Produktionsanlagen  nicht  das  Einkommen  des  ganzen 
Produktionszweiges  wächst,  so  sind  die  zuletzt  investierten  Er- 
sparnisse verschleudert  worden.  Gelingt  es  hingegen,  den  Pro- 
duktionsprozeß und  die  Produkte  zu  verbilligen,  so  wird  die 
Kaufkraft  der  Bevölkerung  für  alle  Güter  und  damit  ihr  Bedürf- 
nisstand erhöht,  d.  h.  der  Reichtum  des  Volkes  vergrößert.  Aus 
diesen  Ueberlegungen  ergibt  sich : 

Wo  sich  Ersparnisse  mit  neuen,  erfolgrei- 
chen Einsichten  paaren,  da  entsteht  Kapital, 
d.  h.  Mittel  zum  Zwecke  der  Erreichung  eines 
gesicherteren  oder  verfeinerteren  oder  ver- 
größerten Konsums.  Sparen  allein  oder  Erfin- 
den allein  schafft  kein  Kapital.  Die  Erfin- 
dungen   sind    der    Maßstab    der    Spartätigkeit. 

Zu  sparen,    ohne  daß  sich    eine  Anlage  darbietet,    ist   nicht 
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bloß  unnütz,  sondern  schädlich,  weil  es  den  Konsum  einengt  und 
damit  die  Produzenten  zwecklos  benachteiligt.  Zu  erfinden,  ohne 
daß  eine  entsprechende  Verwertungsgelegenheit  vorliegt,  ist  nicht 
bloß  unnütz,  sondern  schädlich,  sofern  dadurch  kostbare  Zeit 
vergeudet  wird  ^). 

Sprachen  wir  davon ,  daß  erst  durch  die  Verbindung  der 
Spartätigkeit  mit  einer  neuen  Einsicht  Kapital  entsiehe,  so  muß 
man  sich  darüber  klar  sein,  daß  auch  das  Sparen  auf  einer  Ein- 
sicht beruht.  Weil  man  die  Ueberzeugung  hegt,  daß  man  sich 
oder  seinen  Kindern  eine  sorgenfreie  oder  gar  glänzende  Zukunft 
am  besten  durch  frühes  Sparen  sichert,  wird  zumeist  unbeküm- 
mert um  vorhandene  Anlagegelegenheiten  alljährlich  ein  Teil  des 
Einkommens  zurückgelegt.  Gesellt  sich  zu  dieser,  in  einem  lau- 
fenden Sparguthaben  verkörperten  Einsicht  eine  weitere  richtige 
Einsicht  in  Form  etwa  einer  technischen  Erfindung  oder  Ent- 
deckung, so  entsteht  Kapital.  In  der  freien  Verkehrswirtschaft 
fällt  der  Sparer  in  den  wenigsten  Fällen  mit  dem  Erfinder  und 
Unternehmer  zusammen.  Der  Sparer  baut  auf  den  Erfinder  und 
Unternehmer    und    die   letzteren  verlassen    sich    auf   den  Sparer. 


i)  Und  die  Rolle  des  Kredits?  wird  man  einschalten.  Können  nicht  neue 
Einsichten  finanziert  werden  ohne  Benützung  eigener  oder  fremder  Ersparnisse,  in- 
dem man  Noten  druckt  und  sie  gegen  Wechsel  oder  gegen  Verpfändung  von  Wert- 
papieren umlaufen  läßt  ?  Es  würde  zu  weit  führen,  in  diesem  Zusammenhange  die 
schwerwiegende,  umstrittene  Frage  anzuschneiden ,  unter  welchen  Umständen  die 
Vermehrung  des  Geldumlaufs  preissteigernd  wirkt  und  unter  welchen  nicht.  Nur 
soviel  sei  hier  gesagt :  Ist  die  Ausgabe  von  uneinlösbaren  Bank-  oder  Staats- 
noten von  einer  durch  sie  hervorgerufenen,  allmählich  um  sich  greifenden  Preis- 
steigerung begleitet,  die  bekanntlich  alle  jenen  Wirtschafter  schädigt,  die  über  ein 
unveränderliches  Einkommen  verfügen,  so  kommt  die  Ausgabe  dieser  Noten  der 
Aufnahme  eines  Zwangsanleihens  gleich.  Ein  solches  bedeutet  aber,  genau  wie 
die  Erhebung  von  Steuern,  die  Wegnahme  eines  nicht  unbedeutenden  Teils  des 
Einkommens  der  einzelnen  Wirtschafter,  mithin  eine  diesen  aufgedrungene  Erspar- 
nisanlage. —  Bleibt  die  Preissteigerung  aus,  so  war  die  Ausdehnung  des  Geldum- 
laufs entweder  die  Folge  oder  gar  die  Ursache  einer  angewachsenen  Warenpro- 
duktion. Um  die  gleiche  Wirkung  ohne  die  Ausgabe  von  Papiergeld  zu  erzielen, 
wäre  ein  starker  Import  von  Gold  nötig  gewesen,  der  mit  einem  entsprechenden 
Warenexport  hätte  beglichen  werden  müssen.  Statt  dessen  konnte  man  diese  ein- 
heimischen Waren  im  Inlande  konsumieren  und  hatte  somit  vor  ihrem  Verbrauch 
einen  gleich  großen  Betrag  erspart.  Die  Währung  eines  Landes  ist  eben,  wie 
Ad.  Smilh  schon  wußte,  ein  Produktionsmittel,  dessen  Verbilligung  eine  Ersparnis 
für  die  Volkswirtschaft  bedeutet.  (Vgl.  Wealth  of  Nations,  2.  Buch,  2.  Kap.)  — 
Die  Kreditgewährung  stützt  sich  mithin  ausnahmslos  auf  vorhandene  oder  vorweg- 
genommene Ersparnisse. 
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Anders  in  der  isolierten  Wirtschaft.  Hier  müssen  sich  beide  Ein- 
sichten in  einer  und  derselben  Person  begegnen.  Ein  Robinson 
beginnt  erst  dann  mit  seiner  Hände  Arbeit  Vorräte  zu  sammeln 
und  Werkzeuge  herzustellen,  also  seinen  gegenwärtigen  Konsum 
oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft,  seine  Muße  zu  schmälern, 
wenn  er  von  der  Einsicht  getragen  ist,  daß  sein  künftiger  Kon- 
sum dadurch  sichergestellt  oder  vielleicht  sogar  vergrößert  oder 
verfeinert  wird. 

Spricht  man  davon,  daß  der  Kapitalreichtum  der  Weltwirt- 
schaft zunehme,  so  heißt  dies  umschrieben  nichts  anderes  als  : 
Die  Einsicht  der  Menschen  in  die  Zusammenhänge  der  Natur  und 
der  Gesellschaft  wächst  an  und  verkörpert  sich  in  neuen  Pro- 
duktionsmitteln, die  imstande  sind,  den  Reichtum  der  Menschheit 
an  Gütern  zur  unmittelbaren  Bedürfnisbefriedigung  zu  vergrößern. 
Die  viel  umstrittene  Produktivität  des  Kapitals  beruht  in  letzter 
Linie  auf  der  Erkenntnis  der  Menschen.  Kapital  ist  nichts  an- 
deres als  kristallisierte  geistige  und  körperliche  Arbeitskraft. 

Wodurch  sind  aber  die  neuen  Einsichten  bedingt.?"  Durch 
die  Aenderungen  in  den  Bedürfnissen  oder  die  Aenderungen  in 
den  Mitteln  zu  deren  Befriedigung  oder  durch  beide  zugleich. 
Die  Bedürfnisse  und  ihre  Befriedigungsmittel  erfahren  Verschie- 
bungen, Einengungen,  Erweiterungen,  Vergröberungen  und  Ver- 
feinerungen infolge  der  zunehmenden  geistigen  und  körperlichen 
Ausbildung  der  Jugend,  der  Fortschritte  der  Wissenschaft  und 
Technik,  des  Wandels  der  Künste,  infolge  von  Veränderungen 
in  der  Größe,  im  Altersaufbau,  in  der  beruflichen  und  sozialen 
Gliederung,  im  gesundheitlichen  Zustande  und  in  der  geographi- 
schen Verteilung  der  Bevölkerung,  infolge  von  Kriegen  und  Launen 
der  Naturgewalten,  wie  Erdbeben  und  Ueberschwemmungen,  Ver- 
änderungen des  Klimas  und  der  Bodenbeschaffenheit.  Würden 
alle  diese  und  ähnliche  Aenderungsbestrebungen  fehlen,  so  be- 
fände sich  die  Weltwirtschaft  im  Zeichen  der  Statik,  d.  h.  unter 
der  Herrschaft  der  herkömmlichen,  starren  Gewohnheit.  Nun  wird 
von  neueren  volkswirtschaftlichen  Theoretikern  behauptet,  in  der 
statischen  Wirtschaft  verschwinde  das  Kapitaleinkommen.  Wirk- 
lich? Man  male  sich  aus,  die  heutige,  durch  den  Krieg  zu  be- 
sonders großen  Umwandlungen  genötigte  Weltwirtschaft  trete 
nach  Einstellung  der  Feindseligkeiten  in  eine  lange  Epoche  des 
Friedens  ein.  Nachdem  der  Rückbildungsprozeß  zur  Anpassung 
der  Produktion  an  die  Bedürfnisse  des  Friedens   mit   mehr   oder 


Thesaurieren,  Sparen,  Kapital  und  Zins  usw.  gy 

weniger  heftigen  Reibungen  überwunden  ist,  zeige  das  Antlitz 
der  Menschheit  von  Jahr  zu  Jahr  dieselben  Züge :  Das  Niveau 
der  geistigen  und  körperlichen  Fähigkeiten  der  Menschen  bleibe 
unveränderlich ;  die  Geburten-  und  Sterbeziffer,  die  beide  inner- 
halb des  Jahres  ihre  üblichen  Schwankungen  aufweisen  mögen, 
halten  sich  jahrein  jahraus  die  Wage ;  eine  absolute  Ortsansässig- 
keit sei  herrschend ;  Krankheiten  und  Unfälle  entziehen  der  Welt- 
wirtschaft alljährlich  die  gleiche  Zahl  von  Arbeitskräften;  die 
Natur  bequeme  sich  dazu,  Erdbeben,  Ueberschwemmungen  usw., 
wenn  überhaupt,  mit  derselben  Regelmäßigkeit  aufeinander  folgen 
zu  lassen,  wie  die  Jahreszeiten;  in  jedem  Erwerbszweige,  in  der 
Landwirtschaft,  im  Bergbau,  in  der  Fischerei,  in  der  Industrie, 
im  Handel,  an  der  Börse,  im  Bank-  und  Verkehrswesen  seien  ein 
bestimmtes  Kapital  und  eine  bestimmte  Anzahl  von  Arbeitern 
und  Angestellten  beschäftigt;  alljährlich  gehe  dieselbe  Menge 
Kapitals  infolge  Fehlschlagens  von  Unternehmungen  zugrunde 
und  die  entstandene  Lücke  werde  durch  neue  Unternehmungen 
mit  neu  gebildeten  Ersparnissen  ausgefüllt  —  kurz,  jedes  Ge- 
schehen in  der  Weltwirtschaft  wiederhole  sich  mit  der  größten 
zeitlichen  und  örtlichen  Regelmäßigkeit,  so  daß  sich,  wenn  nicht 
jeden  Augenblick  und  auch  nicht  einmal  jeden  Monat,  so  doch 
etwa  jedes  Jahr  die  Bedingungen  erfüllen,  welche  die  mathema- 
tische Richtung  in  der  Volkswirtschaftslehre  an  den  statischen 
Zustand  knüpft:  »Gegeben:  Eine  bestimmte  Bevölkerung  von 
bestimmten  Anlagen  und  Bedürfnissen  in  einem  gegebenen  geo- 
graphischen Milieu  und  in  gegebener  Weise  sozial  und  wirtschaft- 
lich organisiert,  ausgestattet  mit  bestimmten  Produktionsmethoden 
und  Gütervorräten«  ^).  Angenommen  das  Kapitaleinkommen  sei 
unter  diesen  Umständen  tatsächlich  verschwunden.  Nun  ist  un- 
bestreitbar, daß  sich  die  Produktionsmittel  im  Laufe  der  Zeit 
physisch  abnützen.  Entweder  wird  nun  alljährlich  vom  Reinein- 
kommen der  Produktionsstätten  ein  bestimmter  Betrag  zurückge- 
halten und  zum  Ersatz  und  zur  Wiederherstellung  der  ursprüng- 
lichen Leistungsfähigkeit  bestimmt  —  dann  ist  das  Ausbleiben 
der  Ertragsminderung  den  alljährlich  investierten  Ersparnissen  zu- 
zuschreiben, womit  bewiesen  ist,  daß  diese  Ersparnisse  Ertrag, 
Einkommen  schaffen,  und  daß  das  Vorhandensein  von  Kapital- 
einkommen sich  unmöglich  aus  dem  Begriff  der  statischen  Wirt- 


l)  Schumpeter,  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,   191 2,  S.  464. 
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Schaft  ausschließen  läßt.  Oder  aber,  man  verzichtet  auf  die  Er- 
haltung der  ursprünglichen  Leistungsfähigkeit  der  Produktions- 
mittel und  dann  fällt  die  Statik,  weil  von  nun  an  immer  weniger 
Güter  erzeugt  werden,  mit  Notwendigkeit  in  die  Dynamik  zurück. 
Um  also  nicht  fortwährend  der  Gefahr  ausgesetzt  zu  sein,  wegen 
der  unabwendbar  und  ständig  wirksamen,  physischen  Abnützung 
in  den  dynamischen  Zustand  übergehen  zu  müssen,  muß  die 
statische  Wirtschaft  jahrein  jahraus  etwas  sparen  und  diese  Er- 
sparnisse erfolgreich  anlegen,  wodurch  Kapitaleinkommen  entsteht. 
Eine  Definition  der  Statik,  die  das  Vorhanden- 
sein von  Kapitaleinkommen  leugnet,  wider- 
sprichtsichselbst. 

Die  Wirklichkeit  kennt  nur  eine  Weltwirtschaft  im  Zeichen 
der  Dynamik.  Je  ausgeprägter  die  oben  aufgezählten  Triebfedern 
der  Dynamik  sind,  desto  schwerer  lastet  die  Notwendigkeit  auf 
den  Wirtschaftern,  die  geheimen  Zusammenhänge  der  Außenwelt 
zu  ergründen,  um  sich  die  Verhältnisse  zu  unterwerfen  oder  sich 
ihnen  anzupassen,  statt  von  ihnen  erdrückt  zu  werden,  d.  h.  statt 
zu  verarmen  und  unterzugehen.  Die  Not  bricht  Eisen,  sie  macht 
erfinderisch.  Unter  dem  Zwang  der  Umstände,  welcher  die  Be- 
dürfnisse in  Spannung  hält,  beginnt  der  Mensch  seine  Fähigkeiten 
und  Einsichten  zu  entwickeln,  wird  zum  sparsamen  Wirtschafter 
und  erfolgreichen  Erfinder.  Nicht  umsonst  ist  es  die  im  Ver- 
gleich zur  heißen  Zone  weniger  fruchtbare  gemäßigte  Zone  ge- 
wesen, in  w^elcher  die  größten  Fortschritte  auf  fast  allen  Gebieten 
der  Lebenserscheinungen  gediehen  sind.  Je  dynamischer  die 
Weltwirtschaft,  desto  größer  der  Bedarf  an  Ersparnissen,  desto 
größer  aber  auch  im  allgemeinen  die  Ansammlung  von  Erspar- 
nissen, weil  beide,  Bedarf  und  Vorrat,  sich  gegenseitig  bedingend, 
derselben  Einsicht  entspringen. 

5.  Vom  Kapitalzins,  seiner  Entstehung  und  Höhe  ^). 

In  den  vorangehenden  Abschnitten  setzten  wir  auseinander, 
warum  der  Mensch  darauf  ausgeht  und  auf  welche  Weise  es  ihm 
gelingt,  Kapital  zu  erzeugen.  Wir  suchten  zu  beweisen,  daß 
einerseits  die  Bedürfnisse,  andererseits  die  Geistes-  und  Körper- 
kräfte des  Menschen,  in  Verbindung  mit  vorhandenen  Kräften  und 

1)  Die  folgende  Darstellung  beabsichtigt,  den  in  meiner  Skizze:  Theorie  der 
Verteilung,  enthaltenen  Abschnitt  über  das  Wesen  und  die  Entstehung  des  Kapi- 
talzinses weiter  auszubauen.    (Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  68.  Jahrg.,  4.  Heft,  1912.) 
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Stoffen  der  Außenwelt,  die  Entstehung  und  Ertragsfähigkeit  des 
Kapitals  bedingen.  Wir  bejahten  die  Produktivität  des  Kapitals. 
Bevor  wir  daran  gehen,  mit  an  Hand  der  Erfahrungen  des  Krieges 
die  landläufigste  Form  des  Kapitaleinkommens,  den  Kapitalzins, 
zu  analysieren ,  werden  wir  nicht  umhin  können ,  zu  BöJim- 
Baivej'ks,  zersetzender  Kritik  der  Produktivitätstheorie  Stellung  zu 
nehmen^).  Die  haarspaltende  Kasuistik  dieses  hervorragenden 
Theoretikers  hat  die  Behandlung  des  Kapitalzinses  zum  ver- 
wickeltsten  Problem  der  Volkswirtschaftslehre  gemacht ;  es  mag 
schwer  fallen,  einen  Ausweg  aus  diesem  Labyrinth  tiefsinniger 
Gedankengänge  zu  finden. 

B.-B.  hält  es  zunächst  für  nötig,  zwischen  einer  physischen 
oder  technischen  Produktivität  einerseits  und  einer  Wert  Pro- 
duktivität andererseits  zu  unterscheiden : 

»Die  physische  Produktivität  äußert  sich  in  einem  gesteiger- 
ten Quantum  von  Produkten,  oder  wohl  auch  in  einer  verbes- 
serten Qualität  derselben.  Ich  will  sie  durch  das  bekannte,  von 
Röscher  gebrauchte  Beispiel  vom  Fischfang  illustrieren:  »Denken 
wir  uns  ein  Fischervolk  ohne  Privateigentum  und  Kapital,  das 
nackt  in  Höhlen  wohnt  und  sich  von  Seefischen  nährt,  welche, 
bei  der  Ebbe  in  Uferlachen  zurückgeblieben,  mit  bloßer  Hand 
gefangen  werden.  Alle  Arbeiter  mögen  hier  gleich  sein,  und 
jeder  täglich  3  Fische  sowohl  fangen  als  verzehren.  Nun  be- 
schränkt ein  kluger  Mann  100  Tage  lang  seinen  Konsum  auf 
2  Fische  täglich  und  benutzt  den  auf  solche  Art  gesammelten 
Vorrat  von  loo  Fischen  dazu,  50  Tage  lang  seine  ganze  Arbeits- 
kraft auf  Herstellung  eines  Bootes  und  Fischnetzes  zu  verwenden. 
Mit  Hilfe  dieses  Kapitals  fängt  er  fortan  30  Fische  täglich.«  — 
Die  physische  Produktivität  des  Kapitals  äußert  sich  hier  darin, 
daß  der  Fischer  mit  seiner  Hilfe  mehr  Fische  erlangt,  als  er  sonst 
erlangt  hätte,  dreißig  statt  drei.  .  .  .  Und  wie  würde  sich  das 
Produzieren  von  »mehr  Wert«  äußern.?  —  Dieser  Ausdruck  ist 
abermals  mehrdeutig,  weil  das  »mehr«  an  verschiedenen  Verglei- 
chungsobjekten gemessen  werden  kann.  Es  kann  bedeuten,  daß 
man  mit  Hilfe  des  Kapitals  eine  Wertmenge  erzeugt,  die  größer 
ist  als  jene,  die  man  ohne  Hilfe  von  Kapital  hätte 
erzeugen  können;  auf  unser  Beispiel  angewendet,  daß  die 
mit  Hilfe    des    Kapitals    durch  Tagesarbeit    gefangenen    zwanzig 


i)  Kapital  und  Kapitalzins,   i.  Abteilung,  7.  Kap.,  S.  128  ff.  der  2.  Aufl.  1900. 
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Fische  mehr  wert  sind  als  die  ohne  Kapitalverwendung  zu  fangen- 
den drei  Fische.  .  .  .  Jener  Ausdruck  kann  aber  auch  bedeuten, 
daß  man  mit  Hilfe  des  Kapitals  eine  Wertmenge  produziert,  die 
größer  ist  als  der  Wert  des  Kapitales  selbst;  mit 
anderen  Worten,  daß  das  Kapital  einen  produktiven  Ertrag  gibt, 
der  größer  ist  als  sein  eigener  Wert,  so  daß  ein  Mehrwert 
über  den  in  der  Produktion  aufgezehrten  Kapitalswert  erübrigt. 
In  unserem  Beispiel  würde  sich  das  so  darstellen,  daß  die  2700 
Fische,  die  der  mit  Boot  und  Netz  ausgerüstete  Fischer  in  100 
Tagen  mehr  fängt,  als  er  ohne  Boot  und  Netz  gefangen  hätte, 
die  sich  daher  als  (Brutto-)Ertrag  der  Kapitalverwendung  heraus- 
stellen, mehr  wert  sind  als  Boot  und  Netz  selbst,  wodurch  nach 
deren  Untergang  noch  ein  Wertüberschuß  zurückbleibt.  .  .  . 
Diese  Wertdifferenz  sollen  und  wollen  die  Produktivitätstheorien 
aus  der  Produktivität  des.  Kapitales  erklären.«  .  .  . 
Dies  könnte  in  dreierlei  Gestalt  geschehen : 

»I.  Wenn  nachgewiesen  oder  einleuchtend  gemacht  wäre,  daß 
das  Kapital  eine  Kraft  in  sich  besitzt,  die  geradezu  auf 
die  Kreierung  von  Wert  gerichtet  ist ;  eine  Kraft,  durch  die 
das  Kapital  den  Gütern,  an  deren  physischer  Herstellung  es  be- 
teiligt ist,  auch  den  Wert  gleichsam  als  wirtschaftliche  Seele  ein- 
zuhauchen imstande  wäre  (Wertproduktivität  im  buchstäblichsten 
und  denkbar  ausgezeichnetsten  Sinne). 

2.  Wenn  nachgewiesen  oder  einleuchtend  gemacht  wäre,  daß 
das  Kapital  durch  seine  Dienste  zur  Erlangung  von  mehr  oder 
brauchbareren  Gütern  verhilft,  und  es  zugleich  unmittel- 
bar einleuchtend  wäre,  daß  die  mehreren  und  besseren 
Güter  auch  mehr  wert  sein  müssen  als  das  zu  ihrer  Erzeugung 
verbrauchte  Kapital  (Physische  Produktivität  mit  Mehrwert ent- 
stehung  als  selbstverständlicher  Folge). 

3.  Wenn  nachgewiesen  oder  einleuchtend  wäre,  daß  das 
Kapital  durch  seine  Dienste  zur  Erlangung  von  mehr  oder  brauch- 
bareren Gütern  verhilft ,  und  zugleich  ausdrücklich 
nachgewiesen  wird,  daß  und  warum  die  mehreren  und 
besseren  Güter  auch  mehr  wert  sein  müssen,  als  das  zu  ihrer 
Erzeugung  verbrauchte  Kapital  (Physische  Produktivität  mit  aus- 
drücklich motivierter  Mehrwertwirkung)«  —  Soweit  B.-B. 

Mit  der  anscheinend  äußerst  scharfsinnigen  Unterscheidung 
zwischen  physischer  oder  technischer  und  Wertproduktivität  soll  der 
Kern  des  Problems  erfaßt  sein:   So  zweifellos   es  sein  mag,    daß 


Thesaurieren,  Sparen,   Kapital  und  Zins  usw.  gi 

mit  Hilfe  des  Kapitals  mehr  oder  bessere,  brauchbarere 
Güter  erzeugt  werden,  so  zweifelhaft  ist  es,  daß  mit  dessen  Hilfe 
mehr  Wert  entsteht ;  aber  gerade  die  Mehrwertentstehung  gilt 
es  zu  ergründen.  ...  Es  ist  merkwürdig,  daß  B.-B.  der  große 
Widerspruch  völlig  entging,  in  den  er  sich  mit  den  zitierten 
Sätzen  verwickelte.  Er  versteht  unter  technischer  Produktivität 
die  Erzeugung  von  mehr  oder  besseren,  brauchbareren 
Gütern,  als  ob  den  Eigenschaftswörtern  besser  und  brauchbarer 
ein  absoluter,  vom  Menschen  unabhängiger  Sinn  innewohne,  als 
ob  es  nicht  durchaus  von  der  Wertschätzung  der  Menschen  ab- 
hinge, zu  urteilen,  was  besser  und  was  brauchbarer  ist.  Besser 
und  brauchbarer  können  nichts  anderes  als  für  bestimmte  Zwecke 
geeigneter,  also  wertvoller,  heißen.  Ein  Gasglühstrumpf  ist  nicht 
an  sich  besser  als  eine  bloße  Gasflamme,  obgleich  ihm  mehr 
Lichtstärke  zukommt.  Der  erstere  ist  in  der  Tat  geeigneter  zur 
Erhellung  eines  Zimmers  als  die  letztere,  aber  durchaus  nicht 
zum  Kochen.  FolgHch  ist  die  selbstredend  absichtliche  und 
zweckbewußte  Erzeugung  von  besseren  und  brauchbareren  Gütern 
sinngemäß  von  vornherein  Wert-  und  nicht  technische  Produktion. 
Zugegeben,  daß  hier  eine  contradictio  in  adjecto  vor- 
liegt, bleibt  nicht  trotzdem  der  Gegensatz  zwischen  technischer 
und  Wertproduktion  bestehen,  weil  immerhin  dem  Wörtchen 
mehr  bestimmt  ein  absoluter  Sinn  zukommt  ?  Wirklich .?  Aus 
dem  Gesetze  der  Erhaltung  der  Energie  geht  hervor,  daß  in  der 
Welt  als  Ganzes  weder  mehr  noch  weniger  erzeugt  werden  kann. 
Mehr  erzeugen  kann  mithin  nur  bedeuten,  daß  ein  oder  eine 
Mehrzahl  von  menschlichen  Wesen  sich  eine  größere  Menge  einer 
bestimmten  Form  von  Energie  sichert.  Wenn  der  Mensch  in 
bestimmten  Fällen  darauf  ausgeht,  ein  Mehr  mit  Hilfe  von  Kapital 
zu  erzielen,  so  setzt  dies  eine  Zwecksetzung  voraus.  Zwecksetzung 
bedeutet  aber  zugleich  Wertschätzung,  d.  h.  ein  Ziel  wird  nur 
dann  verfolgt,  wenn  man  es  höher  schätzt  als  alles  andere  Tun. 
Mithin  ist  jede  zweckbewußte  Erzeugung  von  Gütern  von  vorn- 
herein psychische  oder  Wertproduktion  und  zwar  Mehrwert-  oder 
Minderwertproduktion,  je  nachdem  der  erhoffte  Zweck  in  Erfül- 
lung geht  oder  nicht.  —  Bevor  der  oben  erwähnte  Fischer 
daran  geht,  seinen  Konsum  einzuschränken  und  seine  Arbeitskraft 
zur  Herstellung  von  Werkzeugen  zu  verwenden,  hat  er  als  ver- 
nunftbegabtes Wesen  zweifelsohne  einen  bestimmten  Zweck  vor 
Augen,  nämlich  den,  wenn  irgendwie  möglich    seine  Bedürfnisse 
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besser  als  bisher  zu  befriedigen.  Nachdem  er  sich  über  seine 
Wünsche  klar  geworden  ist,  überlegt  er,  auf  welche  Weise  das 
anzustrebende  Ziel  erreicht  werden  kann,  und  es  gelingt  ihm,  sich 
im  Geiste  ein  Boot  und  ein  Netz  zu  konstruieren.  Nun  stellt  er 
sich  die  Frage :  Lohnt  es  sich,  im  Hinblick  auf  den  zu  erwarten- 
den Erfolg  den  Konsum  zu  beschränken  und  mit  den  Geistes- 
und Körperkräften  gewohnheitswidrig  an  die  Verfertigung  der 
neuen  Werkzeuge  zu  gehen  ?  Er  vergleicht  somit  die  W^ert- 
schätzung,  die  er  für  den  ihm  winkenden  Erfolg,  d.  h.  den  mög- 
lichen künftigen  Mehrkonsum,  mit  der  Wertschätzung,  die  er  für 
jenen  Teil  des  jetzigen  Konsums  hat,  der  ihm  durch  das  Sparen 
und  die  größere  Anstrengung  verloren  geht.  Kommt  er  zum 
Schlüsse,  daß  ihm  der  mutmaßliche  Erfolg  lieber  sei  als  der  mut- 
maßliche Aufwand,  so  geht  er  ans  Werk.  Anderenfalls  muß  er 
sich  mit  seinem  früheren  Konsum  bescheiden.  Wird  unser  Fischer 
von  Erfolg  gekrönt  sein,  wird  seine  Rechnung  stimmen.^  Wenn 
ja,  erfüllen  Boot  und  Netz  ihren  Zweck,  so  hat  er  einen  Mehr- 
wert im  wahrsten  Sinn  des  W^ortes  erzeugt  und  er  kann  sich 
sagen,  sofern  er  sich  gelehrt  auszudrücken  versteht,  daß  seine 
Handwerkszeuge  produktiv  seien.  Der  Erfolg  kann  freilich  auch 
ausbleiben,  Boot  und  Netz  können  völlig  untauglich  sein  und 
unser  Fischer  hat  anstatt  Wert  geschaffen  Wert  verloren.  Schließ- 
lich kann  das  Ergebnis  seine  Erwartungen  weit  übertreffen.  Um 
so  größer  ist  dann  sein  Wertgewinn.  —  Ebenso  wie  im  Augen- 
blick des  Tausches  zwischen  zwei  oder  mehreren  Personen  jeder 
Teilnehmer  ohne  jede  Ausnahme  gewinnt,  selbst  dann,  wenn  er 
unter  äußerem  Zwange  steht,  weil  eben  jeder  von  ihnen  in  diesem 
Augenblicke  das  ihm  dargebotene  dem  von  ihm  hingegebenen 
Gut  vorzieht,  so  gewinnt  auch  unser  Fischer  in  dem  Zeitpunkte, 
in  dem  er  den  Entschluß  faßt,  auf  Kosten  seines  Konsums  und 
seiner  Bequemlichkeit  Handwerkszeuge  zu  verfertigen.  Und  eben- 
so, wie  vom  nächsten  Augenblicke  an  den  einen  oder  alle  Tausch- 
teilnehmer die  Reue  befallen  mag,  den  Tausch  vollzogen  zu  haben, 
und  sie  das  Geschäft  rückgängig  zu  machen  suchen,  so  kann 
auch  unser  Fischer  sich  nach  gefaßtem  Entschluß  schelten  und 
auf  den  praktischen  Vollzug  seines  im  Innern  vorgenommenen 
Tausches  verzichten.  Da  sich  der  erhoffte  Erfolg  oft  über  Jahre, 
ja  über  Jahrzehnte,  zu  erstrecken  hat,  so  läßt  sich  nur  in  wenigen 
Fällen  schon  während  des  Tauschaktes  mit  Bestimmtheit  ver- 
sichern, man  werde  ihn  niemals  bereuen. 
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Worauf  beruht  die  Ertragsfähigkeit,  die  Produktivität,  jener 
Werkzeuge  ?  Etwa  auf  einer  mystischen  Kraft,  die  den  damit 
erzeugten  Gütern  »eine  wirtschaftliche  Seele  einhaucht«?  Ke- 
wahre,  allein  auf  der  Zweckmäßigkeit  und  diese  auf  der  Einsicht 
der  Ersteller  ^).  Daß  freilich  diese  Einsicht  häufig  genug  Irrwege 
geht,  das  bezeugen  nicht  nur  die  auch  in  normalen  Zeiten  vor- 
kommenden Zwangsliquidationen,  sondern  vor  allem  die  Wirt- 
schaftskrisen und  mit  erschreckender  Eindringlichkeit  der  gegen- 
wärtige Krieg.  Dieser  zog  jedermann  einen  dicken  Strich  durch 
die  Rechnung.  Aber  schlechte  Erfahrungen  nötigen  zur  Selbst- 
besinnung und  so  gelang  und  gelingt  es  vielen  Leuten,  wenn 
auch  nicht  allen,  den  fast  überall  zutage  getretenen  Minderwert 
durch  Anpassung  an  die  Kriegserfordernisse,  also  durch  Gewin- 
nung neuer  Einsichten,  in  Mehrwert  rückzuverwandeln.  In  der 
genugsam  bekannten  Tatsache,  daß  die  meisten,  aber  nicht  alle 
Leute  durch  Schaden  klug  werden,  verankert  die  weitere  Tat- 
sache, daß  die  Produktionsmittel  in  den  meisten  Fällen,  aber 
nicht  immer,  Mehrwert  erzeugen. 

Ist  die  Unterscheidung  zwischen  physischer  und  Wertproduk- 
tivität logisch  unzutreffend,  so  birgt  hingegen  B.-B.s,  Behauptung, 
daß  der  Ausdruck  Mehrwerterzeugung  eine  doppelte  Deutung  zu- 
lasse, ein  Körnchen  Wahrheit  in  sich.  Es  kann  nämlich  sehr 
wohl  sein,  daß  der  Fischer  zwar  mit  seinen  neuen  Werkzeugen 
mehr  oder  bessere  Fische  fängt  als  zuvor,  daß  der  eingetretene 
Erfolg  aber  immerhin  hinter  seinen  Erwartungen  zurückbleibt. 
Ist  dann  doch  Mehrwert  entstanden }  Nein,  denn  der  Fischer  hat 
sich  in  seiner  Wertvergleichung  geirrt  und  er  würde,  wenn  die 
Werkzeuge  zugrunde  gingen,  nicht  noch  einmal  den  gleichen 
Aufwand  daransetzen,  jenen  geringeren  Erfolg  zu  erlangen.  Weil 
sie  aber  einmal  da  sind  und  immerhin  den  Konsum  vergrößern 
helfen,  so  wäre  er  ein  schlechter  Wirtschafter,  wenn  er  sie  nicht 
benützte. 

Wir  glauben  damit  »nachgewiesen  oder  einleuchtend  ge- 
macht« zu  haben,  woran  es  liegt,  daß  Mehrwert  entsteht.  Die 
Mehrwertentstehung    durch    Aufwand     von    Kapital    ist    sowenig 


i)  Offenbar  kann  diese  Einsicht  auch  durch  einen  bloßen  Zufall  gefördert 
werden,  etwa,  indem  es  unseren  Fischer,  der  nicht  gescheiter  zu  sein  braucht  als- 
andere,  an  eine  Stelle  verschlägt,  wo  ein  Fisch  sich  in  Schlinggewächsen  verfangen 
hat,  wodurch  der  Beobachter  ohne  angestrengtes  Nachdenken  zum  Entschlüsse  ge- 
drängt wird,  diese  Verwicklung   von  Schlinggewächsen  nachzuahmen. 
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rätselhaft  wie  die  Mehrwertentstehung  beim  einfachen  Waren- 
tausch. Die  Erklärung  der  Produktivität  des  Kapitals  und,  wie 
wir  gleich  sehen  werden,  der  Zinserscheinung  fällt  zusammen  mit 
der,  jedem  wirtschaftlich  Gebildeten  geläufigen  Erklärung  des 
Warenaustausches. 

Es  bleibt  also  dabei ,  daß  das  Kapitaleinkommen  aus  der 
Ertragsfähigkeit  des  Kapitals  fließt,  wie  das  Arbeitseinkommen 
aus  der  Ertragsfähigkeit  der  Arbeit.  Was  ist  damit  für  die  Theorie 
des  Kapitalzinses  erreicht? 

Der  Zins  im  allgemeinen  ist  der  Preis  für  die 
zeitweise  Ueberlassung  irgendwelcher  Güter. 
Er  setzt  mithin,  wie  der  Arbeitslohn,  die  Verkehrswirtschaft  vor- 
aus. Solange  jedermann  dasjenige,  was  er  tagtägUch  braucht, 
selber  erzeugt  und  von  seinem  Nachbar  weder  ein  Gut  entleiht 
noch  ihm  eines  ausleiht,  ist  kein  Raum  für  die  Herausbildung 
des  Zinses.  Es  ist  aber  auch  eine  Verkehrswirtschaft  ohne  die 
Zinserscheinung  denkbar.  So  gut  jemand  seinem  Nachbar  ein 
Gut  ohne  jedes  Entgelt  schenken  kann,  so  gut  kann  er  ihm 
das  Gut  ohne  jedes  Entgelt  leihen.  Freilich,  wie  sich  aus  dem 
gegenseitigen  Schenken  der  Tausch,  so  kann  sich  aus  dem  zeit- 
weisen Aushelfen  gegen  eine  freiwillig  verabreichte  Gabe  das  ver- 
zinsliche Darlehen  entwickeln. 

Derselbe  Grund,  der  zum  Ankauf  von  Gütern  aller  Art  und 
zur  Ansammlung  von  Ersparnissen  in  jeglicher  Form  führt,  be- 
wirkt auch  die  Nachfrage  nach  der  leihweisen  Ueberlassung  von 
Gütern :  nämlich  der  Wunsch  nach  einem  gesicherteren  oder 
größeren  oder  verfeinerteren  Konsum.  Wem  es  vorübergehend 
oder  für  längere  Zeit  infolge  von  Leichtsinn  oder  Krankheit,  einer 
Krisis  oder  eines  Krieges  schlecht  geht,  der  sucht  ein  Darlehen 
aufzunehmen,  um  seinen  gewohnheitsmäßigen  Konsum  aufrecht- 
zuerhalten. Wer  nicht  selbst  im  Besitze  eines  Wohnhauses  ist, 
entweder,  weil  es  ihm  an  der  Lust  zum  Ankaufe  eines  solchen 
fehlt  oder  weil  er  über  zu  wenig  Vermögen  oder  zu  wenig  Kredit 
verfügt,  mietet  sich  gegen  Entrichtung  des  Mietzinses  eine  Woh- 
nung, damit  sein  Bedürfnis  nach  Obdach  und  Behaglichkeit  ge- 
deckt sei.  Wer  gerne  einen  Acker  bebauen  und  seinen  Lebens- 
unterhalt aus  dieser  Tätigkeit  ziehen  möchte,  selber  aber  kein 
Grundstück  zu  kaufen  imstande  ist,  der  nimmt  eines  gegen  Be- 
zahlung des  Pachtschillings  in  Pacht.  Wer  durch  Gründung  und 
Betrieb  einer  Unternehmung  seine  oder  seiner  Familie  und  Nach- 
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kommen  Bedürfnisse  besser  befriedigen  will,  sucht  sich  kapital- 
kräftio-e  Teilhaber.  Wenn  Staat  und  Gemeinde  Anleihen  auf- 
nehmen,  um  Eisenbahnen  und  Straßen  zu  bauen,  öffentliche  Ge- 
bäude zu  errichten,  Anlagen  zu  erstellen,  um  die  Jugend  zu  er- 
ziehen und  durch  Ausbildung  und  Unterhaltung  einer  Armee  und 
die  Schöpfung  einer  Kriegsflotte  für  die  Erhaltung  der  Sicherheit 
und  Unabhängigkeit  des  Staates  zu  sorgen  —  so  geschieht  dies 
im  wirklichen  oder  vermeintlichen  Interesse  der  leiblichen  und 
geistigen  Lebenshaltung  der  Allgemeinheit.  In  allen  diesen  Fällen 
werden  Ersparnisse  wegen  ihrer  erhofften  Ertragsfähigkeit  ent- 
liehen und  von  dieser  hängt  die  Höhe  des  Zinses,  den  man  zu 
,  zahlen  geneigt  ist,  ab.  Der  Entleiher  vergleicht  den  Erfolg,  den 
Nutzen,  den  ihm  die  Ersparnisse  verheißen,  mit  dem  Aufwand, 
den  Kosten,  die  er  opfern  muß.  Den  ausbedungenen  Zins  be- 
zahlt er  aus  der  Ertragsfähigkeit  der  entliehenen  Ersparnisse,  oder, 
wenn  diese  ausbleibt,  aus  der  Ertragsfähigkeit  anderer  Vermögens- 
bestandteile. Die  Gesamtheit  der  jährlichen  Zinszahlung  der  Welt- 
wirtschaft kann  somit  auf  die  Dauer  nicht  größer  sein  als  der 
jährliche  Ertrag  aus  allen  Darlehen.  Es  ist  gesagt :  auf  die  Dauer, 
weil  immerhin,  trotz  der  etwa  während  eines  Krieges  verringerten 
Ertragsfähigkeit  der  entliehenen  Ersparnisse,  ein  großer  Teil  der 
Schuldner  die  versprochenen  Zinsen  vorübergehend  aus  ander- 
weitigen Einkommensquellen  oder  durch  Verpfändung  eines  Teils 
ihrer  Vermögen  weiter  entrichtet.  Es  ist  aber  klar,  daß  ein 
solcher  Zustand  nur  so  lange  dauern  kann,  wie  die  Schuldner  über 
schuldenfreies  eigenes  Vermögen  verfügen. 

Die  Nachfrage  nach  greifbaren  Ersparnissen  und  die  Maxi- 
malhöhe des  versprochenen  Zinsfußes  sind  mithin  bedingt  durch 
die  erhoffte  Ertragsfähigkeit  in  den  Händen  der  Entleiher.  Die 
Höhe  der  tatsächlich  ausbezahlten  Zinsen  ist  bedingt  durch  die 
Geschäftstüchtigkeit  des  Entleihers  und  das  Auf  und  Ab  der 
weltwirtschaftlichen  Konjunktur. 

Sowenig  aber  die  Entstehung  und  die  Höhe  der  Warenpreise 
allein  aus  der  Wirksamkeit  der  Nachfrage  begriffen  werden,  so- 
wenig die  Entstehung  und  die  Höhe  des  Zinses  allein  aus  der 
Wirksamkeit  der  Nachfrage  nach  Leihgütern.  Es  gilt  also  aus- 
einanderzusetzen, warum  und  auf  welche  Weise  sich  ein  Ange- 
bot von  Ersparnissen  bildet. 

Warum  Ersparnisse  überhaupt  gesammelt  werden,  wissen  wir 
schon.     Dieselben  Beweggründe,  welche  die  Nachfrage  nach 
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Ersparnissen  veranlassen,  drängen  auch  zur  Ansammlung 
von  Ersparnissen  :  nämlich  deren  mutmaßliche  Produktivität.  Was 
für  Ueberlegungen  mögen  den  Sparer  bestimmen,  seine  Erspar- 
nisse so  und  nicht  anders  anzulegen  oder  gar  einen  mehr  oder 
weniger  großen  Teil  derselben  auszuleihen? 

Zählen  wir  die  üblichen  Bestandteile  des  Vermögens  der  Pri- 
vatwirtschaften auf.  Da  ist  zunächst  ein  kleiner  Vorrat  an  Kupfer-, 
Nickel-  und  Silbermünzen  und  gar  von  Goldmünzen  und  Bank- 
noten vorhanden,  vielleicht  ist  man  auch  in  der  Lage,  mittelst 
eines  Scheckheftes  jederzeit  über  ein  Bankguthaben  zu  verfügen. 
Diese  Zahlungsmittel  dienen  dem  zeitlich  schwankenden  Bedarfe 
an  Mitteln  zu  Befriedigung  aller  möglichen  Bedürfnisse.  Weitere 
Teile  des  Vermögens  sind  in  Mobiliar  und  vielleicht  in  einem 
Haus  oder  in  Grund  und  Boden  oder  in  Anteilsrechten  an  diesen 
oder  jenen  privaten  oder  staatlichen  Unternehmungen  angelegt. 
Die  letzteren  ihrerseits  halten  ebenfalls  einen  Barbestand  und  ein 
Bankguthaben,  besitzen  Kundenwechsel,  ausstehende  Buchgut- 
haben, etwa  auch  langfristige  Wertpapiere  und  vor  allem  Grund 
und  Boden,  Gebäude,  Betriebsmaterial  und  Vorräte  in  Rohstoffen 
und  Fertigfabrikaten.  Das  den  privaten  und  staatlichen  Unter- 
nehmen entspringende  Kapital-  und  Arbeitseinkommen  fließt  in 
die  Geldbeutel  der  Kapitalisten,  Angestellten  und  Arbeiter,  wird 
von  diesen  zum  Ankauf  von  Waren  aller  Art  und  zur  Anlegung 
weiterer  P2rsparnisse  verwendet  und  gelangt  so  schließlich  wieder 
als  Verkaufspreis  oder  als  Darlehen  in  die  Kassen  der  Unter- 
nehmen zurück. 

Wie  wirkte  nun  der  Krieg  auf  die  Zusammensetzung  der  Ver- 
mögen ein?  Die  ins  Feld  ziehenden  Soldaten,  die  Privatwirt- 
schaften, die  verschiedenerlei  Unternehmungen,  die  Notenbanken 
und  der  Staatshaushalt  begannen,  ihre  je  nachdem  aus  Edelmetall 
oder  Banknoten  oder  Bankguthaben  bestehenden  Barbestände  zu 
verstärken,  indem  sie  das  ihnen  zufließende  Einkommen  in  erheb- 
licherem Maße  als  bisher  zur  Anlage  in  den  genannten  Zahlungs- 
mitteln benützten  und  ihre  kündbaren,  langfristigen  Guthaben 
zurückverlangten  oder  in  jederzeit  abhebbare  verwandelten.  Die 
Schließung  der  Börsen  verhinderte  einen  allzu  starken  Fall  der 
Wertpapierpreise.  Kriegsdarlehenskassen  halfen,  wo  sie  einge- 
richtet wurden,  an  der  Verflüssigung  der  festen  Bestände  mit. 
Ein  allgemeiner  Drang  nach  Erhöhung  der  Liquidität  aller  Ver- 
mögen   brach    sich  Bahn.     Das  Bedürfnis  nach  unmittelbar  greif- 
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baren  Zahlungsmitteln  hatte  sich  verstärkt  und  damit  die  Wert- 
schätzung derselben.  Gerne  verzichtet  man  zugunsten  dieser  erhöhten 
Wertschätzung  auf  etwas  Zinseinkommen.  Der  Einfluß  dieser  Hand- 
lungsweise auf  die  Zinsfüße  war  gegeben :  wie  gewisse  Lebens- 
mittel an  Wichtigkeit  gegenüber  vielen  anderen  Waren  gewannen 
und  die  ersteren  deshalb  im  Preise  stiegen,  die  letzteren  dagegen 
fielen,  so  mußte  der  Zinsfuß  für  langfristige  Darlehen  steigen  und 
jener  für  kurzfristige  Guthaben  sinken.  Die  entgegengesetzte  Be- 
wegung dieser  zwei  Zinsfüße  verzögerte  und  hemmte  die  weitere 
Verschiebung  der  Ersparnisanlage.  Wäre  der  Zinsfuß  für  lang- 
fristige Darlehen  nicht  etwas  gestiegen,  so  wären  die  Kündigungen 
langfristiger  Wertpapiere  noch  häufiger  und  die  Neuanlage  in 
ihnen  noch  seltener  geworden.  Wäre  der  Zinsfuß  für  kurzfristige 
Darlehen  nicht  etwas  gesunken,  so  wäre  die  Bevorzugung  dieser 
Anlageart  auf  Kosten  der  langfristigen  noch  bedeutender  gewesen. 
Dabei  konnte  das  Anziehen  des  Zinsfußes  für  langfristige  Anlagen 
nicht  wohl  durch  größere  Nachfrage  darnach  verursacht  sein,  weil 
der  Bedarf  von  Industrie  und  Handel  anfänglich  erheblich  zurück- 
ging und  erst  allmählich  der  Staat  mit  seinen  Kriegsanleihen  in 
die  Lücke  trat.  Wohl  aber  mußte  das  teilweise  Aufhören  der 
üblichen  Verdienstquellen  bei  den  ins  Feld  Gezogenen  und  bei 
vielen    daheim  Gebliebenen    die  Spartätigkeit    etwas    vermindern. 

Diese  Zinsfußbewegung  war  wie  die  Warenpreisbewegung 
unvermeidlich.  Hätte  man  ein  Zinsfußmaximum  von  Staats  wegen 
festgesetzt,  so  wäre  dieses  auf  die  Dauer  ebenso  wirkungslos  ge- 
wesen, wie  die  Höchstpreisfestsetzung  für  Getreide  und  andere 
notwendige  Waren.  Wie  die  zu  niedrig  angesetzten  Getreidepreise 
viele  Landwirte  veranlaßten,  ihre  Getreidevorräte  lieber  zur 
Schweinemast  zu  benützen,  so  hätten  die  Zinsmaxima  nur  zur 
Vermehrung  der  Kassenbestände  und  zur  weiteren  Niederdrückung 
des  Satzes  für  tägliches  Geld  geführt.  Sowenig  eben  durch 
Höchstpreisfestsetzungen  die  Getreideproduktion  gefördert  werden 
kann,  womit  allein  einer  in  den  Krieg  verwickelten  Volkswirtschaft 
gedient  ist,  sowenig  erhöhen  Zinsfestsetzungen  die  zur  Anlage 
"verfügbaren  Ersparnisse.  — 

Zeitigte  der  Ausbruch  des  Krieges  einerseits  ein  das  übliche 
Maß  übersteigendes  Abheben  von  Vermögenswerten  bei  den  Ban- 
ken, so  führte  er  diesen  andererseits  neue,  aber  freilich  anders- 
geartete Vermögenswerte   zu :    Die  Benützung  der  Stahlpanzerge- 
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wölbe  und  Schrankfächer  der  Banken  zur  Aufbewahrung  ver- 
schlossener Depots  stieg  nicht  unerheblich. 

Stellen  wir  nun  zwei  wichtige  Tatsachen  einander  gegenüber : 
Der  Sparer  verlangt  für  seine,  einer  Bank  zur  freien  Verfü- 
gung überlassenen,  an  längere  Kündigungsfristen  gebundenen 
Ersparnisse  einen  höhern  Zinsfuß,  ist  aber  gewillt,  derselben  Bank 
für  die  verschlossene  Verwahrung  seines  in  dieser 
oder  jener  Form  Ersparten  eine  kleine  Gebühr  zu  entrichten. 
Woran  liegt  dieses  verschiedene  Verhalten? 

Je  schwieriger  die  äußere  und  innere  politische  Lage,  je  zer- 
fahrener die  wirtschaftlichen  Zustände,  desto  größer  auch  das 
Risiko,  Barbestände,  Schätze,  zu  halten.  Private,  ja  selbst  Staaten, 
sind  vor  Diebstahl  nicht  sicher.  »Ein  schwacher  Staat  mit  einem 
ungeheuren  Schatze«,  meinte  David  Huine  in  seinen  Political 
Discourses  vom  Jahre  1752,  »würde  bald  die  Beute  eines  seiner 
ärmeren  oder  mächtigeren  Nachbarn  werden.«  Wozu  legt  man 
aber  periodisch  eine  Versicherungsprämie  in  Form  von  Erspar- 
nissen beiseite,  wenn  nicht,  um  seinen  künftigen  Konsum  sicher- 
zustellen.? Damit  der  Zweck  dieser  Ersparnisse  nicht  in  Frage 
gestellt  werde,  ist  man  gerne  bereit,  sie  einer  sichern  Hinter- 
legungsstelle als  Depositum  reguläre  anzuvertrauen  und  als  Ent- 
gelt eine  mäßige  Gebühr,  eine  Versicherungsprämie,  zu  entrichten. 
Diese  Gebühr  ist  mithin  eine  zweite  Versicherungsprämie,  die  der 
Sparer  auf  sich  nimmt.  Man  kennt  derartige  Fälle :  Im  Altertum 
gelten  die  Tempel  von  Delphi,  Ephesus  u.  a.  m.  wegen  ihrer  reli- 
giösen Unverletzbarkeit  als  besonders  sichere  Hinterlegungsorte. 
Auch  die  Trapeziten  in  Hellas  und  die  Argentarien  in  Rom  neh- 
men solche  Depositen  entgegen.  Im  Mittelalter  und  in  der  Neu- 
zeit besorgen  die  Goldschmiede  und  Geldwechsler  die  Verwah- 
rung von  Wertgegenständen.  In  der  Gegenwart  dienen  die  Stahl- 
panzergewölbe der  Banken  als  sichere  Hinterlegungsstellen.  Allen 
den  genannten  Depositaren  werden  aber  außer  Depositen  zur  Ver- 
wahrung auch  solche  zur  freien  Benützung  (Depositum  irreguläre) 
übergeben.  Diese  letzteren  dürfen  vom  Empfänger  in  eigenen 
oder  fremden  Unternehmungen  beschäftigt  werden.  Geht  der 
Sparer  damit  nicht  ein  Risiko  ein.?  Können  nicht  die  Unterneh- 
mungen fehlschlagen  und  seine  Ersparnisse  teilweise  oder  ganz 
verloren  gehen  ?  Vollends,  wenn  Krieg,  Mißernten,  Ueberschwem- 
mungen,  Seuchen  und  andere  höhere  Mächte  das  Land  heim- 
suchen.    Haben   nicht   selbst   Staaten   Bankerott   gemacht.?     Der 
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Sparer  setzt  somit  durch  seine  Darlehensgewährung  die  Sicherung 
seiner  künftigen  Bedürfnisbefriedigung,  die  Ertragsfähigkeit,  die 
ihm  seine  Ersparnisse  in  seinen  eigenen  Händen  verheißen,  aufs 
Spiel.  Was  ist  da  natürlicher,  als  daß  der  Sparer  erst  dann  ein- 
willigt, seine  Ersparnisse  auszuleihen,  wenn  ihm  der  Darlehens- 
empfänger eine  jährliche  Entschädigung  gewährleistet?  Würde 
eine  Versicherungsgesellschaft  einem  Hausbesitzer  versprechen,  ihm 
den  Gegenwert  seines  Hauses  im  Brandfalle  auszuzahlen,  wenn 
jener  ihr  nicht  eine  jährliche  Prämie  entrichten  würde?  Die  Ver- 
sicherungsgesellschaft übernimmt  vom  Versicherten  das  Risiko 
des  möglichen  Brandschadens  und  geht  der  Versicherungssumme 
unter  Umständen  auch  tatsächlich  verlustig.  Der  Sparer  über- 
nimmt vom  Unternehmer  das  Risiko  des  Fehlgehens  der  Unter- 
nehmung und  büßt  das  gewährte  Darlehen  unter  Umständen  auch 
tatsächlich  ein.  Ist  das  zu  versichernde  Haus  aus  irgendwelchen 
Gründen  einem  Brande  besonders  ausgesetzt,  so  übernimmt  die 
Versicherungsgesellschaft  das  Risiko,  wenn  überhaupt,  nur  dann, 
wenn  der  Versicherte  sich  verpfhchtet,  eine  höhere  Prämie  als 
die  übliche  zu  entrichten.  Ist  der  Geldsuchende  wenig  zuverlässig, 
so  macht  der  Darlehensgewährer  einen  hohen  Zinsfuß  zur  Be- 
dingung, damit  seine  Bedenken  mehr  als  aufgewogen  werden. 
Jeder  Kreditsuchende,  ob  Staat,  Gemeinde  oder  Privatunternehmer, 
läßt  sich  einer  bestimmten  Gefahrenklasse  einreihen.  Jeder  Ge- 
fahrenklasse entspricht  eine  Minimalprämie,  die  der  Geldgeber 
mindestens  verlangt.  Wendet  sich  das  Angebot  von  Ersparnissen 
einer  bestimmten  Anlageform  von  bestimmter  Sicherheit  in  solchem 
Maße  zu,  daß  der  Zinsfuß  unter  einen  gewissen  Satz  zu  sinken 
droht,  so  beginnt  das  Angebot,  eine  Anlageform  von  etwas 
größerer  Sicherheit  zu  suchen.  Die  letzte  und  sicherste  Anlage 
wird  schließlich  Edelmetall  sein,  das  der  Sparer  bei  sich  selbst 
verwahrt  oder  gegen  Entrichtung  einer  kleinen  Gebühr  verwahren 
läßt.  Die  vom  Geldnehmer  dem  Geldgeber  zu  zahlende  Ver- 
sicherungsprämie könnte  erst  dann  auf  o  Proz.  sinken,  wenn  die 
Anlage  genau  dieselbe  Sicherheit  böte  und  ebenso  marktgängig 
wäre  wie  Gold.  Wer  also  behauptet,  daß  diese  Versicherungs- 
prämie, das  heißt  der  vom  Geldgeber  verlangte  Minimalzinsfuß, 
wenigstens  für  allersicherste  Darlehen  jemals  vorübergehend  oder 
gar  dauernd  auf  o  Proz.  sinken  könne,  hat  den  Nachweis  zu 
leisten,  daß  deren  Sicherheit  und  Marktfähigkeit  jener  des  Edel- 
metalls   gleichkomme.     Kein  Zweifel,    daß    mancher  Sparer   sein 
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Vermögen  dem  Staate,  zu  dem  er  das  höchste  Vertrauen  haben 
mag,  ohne  Zins  zur  Verfügung  stellen  würde.  Warum  sollte  er 
jenen  Teil  seines  Vermögens,  den  er  vielleicht  in  unverzinslichen 
Banknoten  im  Kassenschranke  verwahrt,  nicht  ebensogut  in 
Staatsschuldverschreibungen  oder  noch  besser  im  Staatsschuldbuch 
anlesen?  Wären  nicht  die  Mühe  und  das  Risiko  des  Aufbewah- 
rens  geringer.^  Aber  wie  mancher  Warenbesitzer  gewisse  Be- 
stände schließlich  umsonst  abstoßen  würde,  nur  damit  sie  ihm 
nicht  fernerhin  seinen  Lagerraum  versperren,  er  aber  trotzdem 
einen,  wenn  auch  niedrigen  Preis  verlangt,  weil  die  Käufer  ihn 
zu  zahlen  geneigt  sind  —  genau  so  zieht  es  auch  der  vertrauens- 
seligste Sparer  vor,  vom  Staate  einen  kleinen  als  gar  keinen  Zins 
zu  erhalten,  den  dieser  zu  versprechen  genötigt  ist,  um  in  ge- 
nügendem Maße  Ersparnisse  auch  von  anspruchsvolleren  Sparern 
an  sich  zu  ziehen.  Der  Realzinsfuß  der  sichersten  Staatspapiere 
ist  denn  auch  nie  unter  2^/2  Proz.  gesunken  (die  englischen  Kon- 
sols  in  der  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  verflossenen  Jahrhun- 
derts). Seit  Beginn  des  Krieges  wurde  täglich  fälliges  Geld  an 
der  Londoner  Börse  zeitweise  zu  ^/g  Proz.  ausgeliehen,  weil  mit 
der  Kürze  der  Zeit  das  Risiko  eingeengt  wird.  Denn  je  weiter 
die  Fälligkeit  einer  Schuld  hinausgeschoben  wird,  desto  größer 
ist  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts 
von  Zwischenfällen,  die  das  Risiko  vergrößern.  Von  diesen 
^/s  Proz.  und  2^3  Proz.  an  aufwärts  werden  die  verschiedensten 
Prämien  gefordert.  In  früheren  Jahrhunderten  waren  Darlehens- 
zinsen über  100  Proz.  nichts  Ungewöhnliches.  So  verschieden 
hohe  Lohnforderungen  es  gibt,  so  verschieden  hohe  Zinsfüße 
werden  verlangt;  weder  alle  Löhne,  noch  alle  Zinsfüße  stehen 
auf  gleichem  Niveau.  Ein  Ausgleich  der  Zinsfüße  kann  nur  inner- 
halb der  Anlagen  von  annähernd  gleicher  Sicherheit  stattfinden 
und  zwar  auch  nur  für  liquide  Ersparnisse,  die  überall  dahin 
fließen  können,  wohin  sie  der  größte  Gewinn  lockt.  Sind  hingegen 
die  Ersparnisse  einmal  anders  als  in  Geld  investiert,  so  sind  sie 
gebunden  und  müssen  wohl  oder  übel  auf  einträglichere  Anlagen 
verzichten.  Freilich  können  solche  volkswirtschaftlich  illiquide  Kapi- 
talien mit  Gewinn  oder  Verlust  wieder  zu  Geld  gemacht  werden. 
Aber  durch  einen  solchen  Besitzwechsel  vermehrt  sich  zunächst  we- 
der der  Ertrag  dieser  Kapitalien  in  Prozenten  ihres  Nennbetrages, 
noch  die  Menge  der  in  der  Weltwirtschaft  verfügbaren  Ersparnisse. 
Indem  man  allerdings  an  der  Börse  die  Dividenden-  und  festver- 
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zinslichen  Papiere  in  der  Hauptsache  nach  ihren  Erträgnissen, 
kapitalisiert  mit  dem  landesüblichen  Zinsfuß  für  die  betreffenden 
Sicherheiten,  bewertet,  gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob  jedes 
Wertpapier  ungefähr  gleichviel  rentiere.  Nimmt  man  jedoch  den 
Nennbetrag  oder  noch  besser  den  Ausgabepreis  der  Wertpapiere 
zur  Grundlage  der  Rentabilitätsberechnung,  dann  erkennt  man  die 
große  Mannigfaltigkeit  der  Kapitaleinkommen. 

Wir  haben  im  vorhergehenden  Abschnitt  zu  zeigen  versucht, 
daß  sich  die  Größe  der  Spartätigkeit  der  Volkswirtschaften  nach 
der  Stärke  und  der  Anzahl  der  Störungserscheinungen  richte. 
Darnach  könnte  es  scheinen,  als  ob  der  landesübliche  Zinsfuß 
von  Volkswirtschaften,  die  großen,  sich  überstürzenden  Störungen 
unterworfen  sind  (wie  etwa  der  Staaten  Südamerikas),  nicht  not- 
wendigerweise höher  sein  müsse  als  jener  in  ziemlich  stabilen 
Volkswirtschaften  (z.  B.  Frankreichs),  weil  sich  eben  das  Angebot 
auf  die  Dauer  der  Nachfrage  anpasse.  Daß  dieser  Schluß  vor- 
eilig ist,  wissen  wir  nun  aus  dem  eben  Gesagten,  wonach  die 
Höhe  des  vom  Ausleiher  mindestens  verlangten  Zinsfußes  von 
der  Intensität  der  Dynamik  abhängt.  Darin  liegt  durchaus  kein 
Widerspruch.  In  einem,  starke  Schwankungen  des  Wirtschafts- 
lebens aufweisenden  Staate  sind  die  Sicherheit,  die  jeder  einzelne 
Wirtschafter  bietet,  und  mithin  die  gegenseitige  Kreditwürdigkeit 
geringer  als  in  einer  stabilen  Volkswirtschaft,  so  daß  in  dem 
ersteren  die  Ersparnisse  in  verhältnismäßig  höherem  Maße  in  der 
eigenen  Wirtschaft  Verwendung  finden  dürften. 

Auch  vor  dem  weiteren  Fehlschlüsse  muß  man  sich  hüten, 
von  der  Höhe  des  Zinsfußes  in  einer  Volkswirtschaft  auf  die  Größe 
ihrer  Spartätigkeit  zu  schließen.  Wie  die  eine  Privatwirtschaft 
der  anderen,  so  kann  die  eine  Volkswirtschaft  der  anderen  das 
Sparen  überlassen.  Die  behaupteten  Sätze  gelten  nur  für  eine 
geschlossene  Wirtschaft,  also  vor  allem  für  die  Weltwirtschaft  als 
Ganzes. 

Es  ergibt  sich  mithin:  Sparen  heißt,  eine  Versiche- 
rungsprämie für  künftige  Tage  beiseite  legen.  Je  schwärzer  ich 
mir  mit  oder  ohne  Grund  die  Zukunft  ausmale,  desto  mehr  werde 
ich  in  der  Gegenwart  sparen,  desto  größer  muß  meines  Erachtens 
die  jährliche  Versicherungsprämie  sein.  Leihe  ich  meine  Erspar- 
nisse jemandem  zur  freien  Benützung  aus,  so  setze  ich  ihre  Sicher- 
heit, also  ihre  Ertragsfähigkeit,  aufs  Spiel.  Deshalb  zeige  ich 
mich  nur  dann  geneigt,  meine  Ersparnisse  auszuleihen,  wenn  mir 
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der  Darlehenssucher  für  das  Eingehen  eines  Risikos  eine  Risiko-, 
eine  Versicherungsprämie  gewährleistet,  die  meine  Bedenken  mehr 
als  aufwiegt.  Das  Verlangen  des  Ausleihers  nach  der  Bezahlung 
eines  Zinses  erklärt  sich  somit  aus  der  möglichen  Ertragsfähigkeit 
der  Ersparnisse  in  Form  von  Edelmetall  oder  anderen  Produktions- 
mitteln in  den  Händen  des  Sparers^).  Ebenso  gründet  sich,  wie 
wir  weiter  oben  sahen,  die  BereitwiUigkeit  des  Unternehmers,  für 
entliehene  Ersparnisse  Zinsen  zu  entrichten,  auf  die  Ertragsfähig- 
keit, welche  die  Ersparnisse  in  seinen  Händen  zu  erlangen  ver- 
sprechen. 

Die  im  vorstehenden  auseinandergesetzte  Kapitalzinstheorie, 
die  den  Anspruch  auf  Geschlossenheit  erhebt,  erklärt  aus  der  Er- 
tragsfähigkeit,   der  Produktivität,    des  Kapitals,  warum  und  wann 

1.  Ersparnisse  überhaupt  gemacht  werden, 

2.  diese  Ersparnisse  einen  Ertrag  bringen, 

3.  die  Bezahlung  eines  Minimalzinses  versprochen  werden 
muß,  damit  Ersparnisse  anderen  Wirtschaftern  zur  freien  Ver- 
fügung ausgeliehen  werden  und 

4.  ein  Darlehenszins  in  dieser  oder  jener  Höhe  tatsächlich 
bezahlt  werden  kann. 


i)  Es  sei  daran  erinnert,  daß  Galiani  die  Frucht  des  Geldes,  d.  h.  den  Zins, 
als  Versicherungsprämie,  als  Preis  des  Herzklopfens,  als  Entschädigung  für  das 
Eingehen  eines  Risikos,  betrachtete.  Indem  er  sich  auf  den  Standpunkt  des  Geld- 
gebers stellte,  kam  er  zum  Schlüsse,  daß  es  ohne  die  Bezahlung  eines  Zinses 
schwer  fallen  würde,  Geld  geliehen  zu  erhalten.  Mit  dieser,  in  der  Geschichte  der 
Nationalökonomie  einzig  dastehenden  Zinstheorie,  war  es  Galiani  in  der  Tat  ge- 
lungen, wenigstens  einen  Bruchteil  des  Dunkels,  in  welches  das  Zinsproblem  auch 
heute  noch  getaucht  ist,  aufzuhellen.  Aber  alle  übrigen  Fragen :  warum  werden 
Ersparnisse  gemacht,  warum  wird  die  Bezahlung  eines  Zinses  versprochen  und 
warum  kann  dieses  Versprechen  eingelöst  werden  ?  blieben  ungeklärt.  {Galiani, 
Della  Moneta,  in  den  Economisti  Italiani,  herausgegeben  von  Custodi,  Bd.  il, 
S.  247,  250  und  252.     Vgl.  Böhm-Bawerk,  a.  a.  O.  S.  56  fr.) 
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II.   MISZELLEN. 


Die  Schulbildung  der  Bankbeamten. 

Von 

Dr.  Oskar   Stillich, 
Dozent  an  der  Humboldt-Akademie  in  Berlin. 

Nur  selten  hat  man  Gelegenheit,  für  größere  Berufszweige  festzu- 
stellen, wie  sich  die  von  den  Angehörigen  derselben  auf  der  Schule 
erlangte  Bildung  bewährt  und  welche  Bedeutung  ihr  für  den  Beruf 
zukommt. 

Im  folgenden  soll  zum  erstenmal  ein  Beitrag  zu  dieser  Frage  ge- 
liefert werden.  Er  bezieht  sich  auf  die  mit  der  Schulbildung  gemachten 
Lebenserfahrungen  einiger  Tausend  Angestellter  unserer  größten  Bank- 
institute, nämlich  der  Deutschen  Bank,  der  Diskonto-Gesellschaft,  des 
A.  Schaafif  hausenschen  Bankvereins,  der  Darmstädter  Bank,  der  Dresdner 
Bank,  der  Kommerz-  und  Diskontobank,  der  Mitteldeutschen  Kredit- 
bank und  der  Nationalbank  für  Deutschland  sowie  einiger  kleiner 
Bankgeschäfte.  Es  handelt  sich,  wie  hieraus  hervorgeht,  um  gesell- 
schaftliche und  private  Unternehmungen,  nicht  aber  um  Staatsbetriebe. 
Die  Reichsbank,  die  preußische  Seehandlung,  die  kgl.  bayerische  Bank 
und  die  Zentral-Genossenschaftskasse  haben  ihren  eigenen  Beamten- 
körper, der  in  der  folgenden  Betrachtung  ausscheidet. 

Im  Frühjahr  des  Jahres  19 14  habe  ich  den  Versuch  gemacht, 
die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage  dieser  Bankbeamten  vornehmlich 
in  den  genannten  Großbanken  auf  dem  Wege  einer  durch  einen  Frage- 
bogen bewirkten  Erhebung  festzustellen.  Die  Veranlassung  dazu  lag 
in  dem  Wunsch,  Klarheit  zu  schaffen  über  die  Verschiebungen,  die  mit 
dem  Wachstum  der  großen  Aktienbanken  und  der  Veränderung  in  ihrer 
Organisation  im  Laufe  der  Zeit  eingetreten  sind  und  die  das  Lebens- 
schicksal der  Bankbeamten  in  hohem  Maße  beeinflußt  haben. 

In  der  Gesamtheit  von  Fragen  bildet  die  nach  der  Schulbildung 
freilich  im  Grunde  genommen  nur  eine  Nebenfrage.  Aber  die  Resul- 
tate derselben  steigen  sofort  zu  einem  Teil  des  sozialen  Problems  auf, 
wenn  man  sie  im  Zusammenhang  mit  der  Arbeit   betrachtet,   die  man 
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von  dem  Bankbeamten  verlangt.  Wir  werden  dabei  sehen,  wie  gerade 
diese  kaufmännische  Schicht  ein  treffliches  Beispiel  dafür  bildet,  daß 
die  GymnasialbiTdung  für  sie  wenig  oder  keinen  Nutzen 
hat,  daß  sie  f  ür  di  es  en  B  e  r  u  f  keine  Lebenswerte  in 
sich  schließt  und  weder  formal  noch  sachlich  dem 
einzelnen  bei  der  Erfüllung  seiner  Lebensaufgabe 
zu  dienen  imstande  ist. 

Zunächst  eine  kurze  Orientierung  über  die  Schulen,  die  die  be- 
fragten Bankbeamten  besucht  haben. 

Es  waren  von  1508  Bankbeamten,  die  die  Fragebogen  beantworteten, 
178  auf  Volksschulen  bez.  Bürgerschulen  gewesen, 
800  auf  Realanstalten  (Realschulen,    Oberrealschulen   und  Real- 
gymnasien), 
374  auf  Gymnasien, 
18  auf  Universitäten  bez.  Handelshochschulen. 
53  gaben  an,    daß    sie    verschiedenen    Fachschulen,    Landwirt- 
schaftsschulen, Kadettenanstalten,  Präparandenanstalten  und 
Seminaren,   höheren    Knabenschulen  u.  a.    angehört   haben. 
77  waren  Handelsschüler. 
Diese  Angaben    bedürfen    kaum    eines    Kommentars.     Sie    zeigen, 
daß    die    Minorität  Volksschulbildung,    die    Majorität  Realschulbildung 
und  eine  nicht  ganz  unbedeutende  Zahl  von  Bankbeamten  Gymnasial- 
bildung aufweist.     Die  Zahl  der  akademisch  Gebildeten   ist    im   Bank' 
fach  verschwindend  klein. 

Daß  die  Mittelschulen  das  Hauptkontingent  der  Bankbeamten 
stellen,  liegt  einmal  darin  begründet,  daß  die  Banken  selbst  bei  der 
Anstellung  als  Lehrling  in  der  Regel  den  Nachweis  des  Besuches  eines 
humanistischen  Gymnasiums  oder  einer  Realanstalt  verlangen.  Auch 
der  Deutsche  Bankbeamtenverein  vermittelt  jungen  Leuten  keine  Lehr- 
lingsstelle, welche  nicht  die  Berechtigung  zum  einjährig  -  freiwilligen 
Militärdienst  haben. 

In  den  genannten  Zahlen  kommt  die  geringere  Beteiligung  der 
Gymnasien  deutlich  zum  Ausdruck.  Li  dem  Konkurrenzkampf  der 
höheren  Schulen  untereinander  habens  wenigstens  für  die  angehenden 
Bankbeamten  die  realistischen  Bildungsanstalten  den  Sieg  davonge- 
tragen. Denn  die  besondere  Ausbildung  in  den  neueren  Sprachen 
(englisch  und  französisch)  sowie  die  größere  Betonung  des  mathemati- 
schen Unterrichts  läßt  ihren  Besuch  von  vornherein  für  alle  diejenigen 
zweckmäßiger  erscheinen,  die  sich  später  kaufmännischer  Tätigkeit 
widmen  wollen. 

Von  den  800  Bankbeamten,    die    Realanstalten    besuchten,    hatten 

das  Einjährigen-Zeugnis  294 

das  Maturitäts-Zeugnis  48 
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Von  374  Gymnasiasten  hatten 

das  Einjährigen-Zeugnis  163 

das  Abiturienten-Zeugnis  51 

Dazu  kommen  noch  7,  die  auf  einer  »Presse«  vorgebildet  wurden 
und  dann  das  Einjährigen-Examen  machten,  sowie  77  Handelsschüler, 
von  denen  9  das  Zeugnis  für  den  einjährig-freiwilligen  Dienst  erwarben. 
Auch  einfache  Volksschüler  verschaffen  sich  das  Einjährigen-Zeugnis, 
weil  sie  glauben,  daß  sie  damit  im  Bankfach  besser  vorwärts  kommen. 
Einen  solchen  Fall  teilt  der  Sohn  eines  Berliner  Kriminalschutzmanns 
mit.  Aus  der  I.  Klasse  einer  Berliner  Gemeindeschule  mit  14  Jahren 
abgegangen,  hatte  er  sich  dem  Versicherungsfach  zugewandt  und  nach 
vierjähriger  Tätigkeit  in  demselben  und  zweijähriger  privater  Vorbe- 
reitung (1911- — 13)  an  der  13.  Realschule  als  Extraneer  die  Reifeprüfung 
für  Ober-Sekunda  abgelegt.  Durch  dieses  Examen  und  den  Berechti- 
gungsschein für  den  Einjährigen-Dienst  hoffte  er,  wie  bereits  ange- 
deutet, sich  im  Bankfach  eine  bessere  Stellung  verschaffen  zu  können. 

Man  ersieht  aus  diesen  Angaben,  daß  nur  ein  verhältnismäßig 
kleiner  Teil  der  späteren  Bankbeamten  das  Ziel  dieser  Lehranstalten 
erreicht  hat.  Ob  das  ein  Mangel  ist,  wird  sich  erst  nach  Beantwortung 
der  Frage  herausstellen,  ob  die  realistische  oder  die  humanistische 
Schulbildung  für  den  Bankbeamten  vor  allem  in  den  Großbanken  über- 
haupt notwendig  ist. 

Schon  heute  beschäftigen  unsere  Banken  eine  nicht  unbeträcht- 
liche Zahl  von  Beamten  mit  bloßer  Volksschulbildung.  Von  den  175 
Beamten,  die  lediglich  über  diese  Elementarbildung  verfügen,  gaben 
nicht  weniger  als  136  an,  daß  sie  ungelernt  sind.  Sie  sind  größten- 
teils aus  anderen  Berufen  ins  Bankfach  übergetreten,  ohne  die  in  dem 
letzteren  übliche  Lehrzeit  durchzumachen. 

Aus  diesem  Nebeneinander  von  elementarschulmäßig  ausgebildeten 
und  von  höheren  Schulen  kommenden  Bankbeamten  mit  und  ohne  die 
übliche  Examensqualifikation  ergibt  sich  eine  soziale  und  wirtschaftliche 
Differenzierung,  die  ihre  tieferen  Ursachen  in  den  großen  organisatori- 
schen Aenderungen  hat,  die  die  Großbanken  in  ihrer  neuesten  Ent- 
wicklungsphase aufweisen  und  die  wir  an  anderer  Stelle  eingehend  zu 
schildern  haben. 

Der  Kampf,  der  sich  gegenwärtig  innerhalb  der  Bankbeamten- 
schaft abspielt,  hat  sie  in  zwei  Lager  geteilt:  die  einen  vertreten 
den  exklusiven  Standpunkt  der  Sperrung  des  Zutritts  zu  den  Banken 
für  alle  nur  mit  Elementarschulbildung  Ausgestatteten,  sie  halten  an 
der  Vorbedingung  des  Maturitäts-,  mindestens  aber  Einjährigen-Zeug- 
nisses für  den  Eintritt  in  die  Großbanken  fest.  Die  anderen  vertreten 
das  demokratische  Prinzip  der  Freiheit  des  Zutritts  auch  für  alle  die- 
jenigen, die  nur  Elementarschulbildung  genossen  haben  und  verwerfen 
es,  den  Beruf  durch  Examensschranken  einzuengen. 
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So  klagt,  um  ein  Beispiel  für  die  erste  Richtung  anzuführen,  ein 
Beamter  einer  sächsischen  Filiale  der  Dresdner  Bank,  daß  seine  Firma 
viele  Leute,  die  nicht  als  Bankbeamte  gelernt  und  auch  nicht  die  Be- 
rechtigung zum  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  erlangt  haben,  als 
Beamte  einstelle  und  außerdem  Expedienten  in  Beamtenstellungen  auf- 
rücken lasse.  Im  Gegensatz  hierzu  lobt  er  das  Verhalten  der  Bayeri- 
schen Handelsbank,  in  deren  Filiale  in  Hof  er  vorher  war.  Dort 
wurden  nur  Beamte,  die  den  Berechtigungsschein  zum  einjährigen 
Dienst  nachweisen  konnten,  beschäftigt,  ein  Prinzip,  das  alle  bedeu- 
tenderen Bankanstalten  Bayerns  befolgen.  »Denn  zu  welchem  Zwecke 
erwirbt  man  sich  eine  bessere  Schulbildung,  wenn  man  dann  solchen 
mit  geringerer  Schulbildung  gleichgestellt  wird?« 

Von  dem  gleichen  Gedanken  geht  ein  Korrespondent  derselben 
Großbank  aus ,  der  das  Gymnasium  bis  Oberprima  besuchte.  Er 
schreibt:  >Die  Stellung  eines  Korrespondenten  ist  eigentlich  die  beste, 
die  ein  Beamter  bekommen  kann.  Jetzt  werden  bereits  frühere  Lauf- 
burschen zu  Korrespondenten  gemacht.  Diesen  ist  das  durchaus  zu 
gönnen,  aber  die  Bank  soll  dann  nicht  von  anderen  Vorbildung,  Schule, 
Kinderstube  usw.  verlangen!« 

Ein  in  einem  Berliner  Privatbankgeschäft  tätiger  Bankbeamter 
stellt  die  Forderung  auf:  »Der  Nachwuchs  müßte  aus  Abiturienten  be- 
stehen«. 

In  der  Bankbeamtenzeitung  (1905  S.  71)  empfiehlt  Rudolf  Händel 
—  um  noch  eine  Stimme  aus  dem  Organ  des  Deutschen  Bankbeamten- 
vereins anzuführen  —  die  Erzielung  einer  Vorschrift,  daß  sämtliche 
Lehrlinge  zum  mindesten  das  Zeugnis  zum  einjährig-freiwilligen  Mili- 
tärdienst vorlegen  müssen.  Ohne  dasselbe  sollten  sie  nicht  eingestellt 
werden. 

Es  handelt  sich  hier  um  einen  Standpunkt,  den  heute  noch  die 
Mehrzahl  der  Bankbeamten  vertreten  dürfte. 

Aber  es  fehlt  doch  auch  in  der  Enquete  nicht  an  Stimmen,  die 
das  alte  Bildungsziel  nicht  aufrecht  erhalten  wissen  wollen.  Der  Haupt- 
grund liegt  in  den  Veränderungen  der  Innern  Struktur 
und  Technik,  die  sich  im  Bankwesen  vollzogen  und  die  frühere 
Bildungsgrundlage  entbehrlich  gemacht  haben.  Die  starke  Ar- 
beitsteilung in  den  Großbanken  hat  die  höhere  Bil- 
dung der  humanistischen  Lehranstalten  als  notwen- 
dige Vorbedingung  für  die  Erfassung  der  Aufgaben  im 
Bank  fach  zu  Falle  gebracht.  Auch  wenn  die  eigentliche  Ur- 
sachenverkettung für  den  einzelnen  nicht  immer  klar  hervortritt,  so 
schimmert  sie  doch  wenigstens  aus  dem  Untergrund  der  Aussagen  her- 
vor. Wir  können  daher  sagen,  daß  vornehmlich  aus  dieser  Erkenntnis 
heraus  die  zweite  Partei  die  Zwecklosigkeit  der  Gymnasialbildung  und 
vielfach  der  Mittelschulbildung  überhaupt  für  den  Bankbeamten  betont. 
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Ehe  wir  versuchen,  selbst  Stellung  in  diesem  Streit  zu  nehmen, 
soll  der  zuletzt  genannte  Standpunkt  erst  durch  einige  Aussagen  er- 
läutert werden. 

»Je  höher  die  Schulbildung«,  erklärt  ein  Beamter  der  Darmstädter 
Bank,  »desto  geringer  die  Aussicht,  die  Schulkenntnisse  praktisch  zu 
verwerten,  ausgenommen  außergewöhnliche  kaufmännische  bez.  rech- 
nerische Kenntnisse«. 

»Ich  kann  nur  sagen«,  gesteht  ein  in  der  Effektenkasse  der  Kom 
merz-  und  Diskontobank  beschäftigter  Bankbeamter,    »daß  ich  niemals 
mit  meinem  Abitur  Bankbeamter  geworden   wäre,   wenn   ich   die  Ver- 
hältnisse besser  gekannt  hätte  und  daß  ich  jedem  abraten  würde,  es  zu 
werden,  so  wie  die  Verhältnisse  zur  Zeit  liegen.« 

Einer,  der  das  Gymnasium  mit  dem  Einjährigen-Zeugnis  verlassen 
hat,  schreibt:  »Bessere  Schulbildung  ist  überflüssig.  Volksschule  und 
ein  mäßiger  Durchschnittsverstand,  wofür  mancher  Kollege  den  Beweis 
liefert,  genügt  vollständig.« 

»Ich  bedaure«,  bemerkt  ein  in  der  Kouponkasse  der  Deutschen 
Bank  Angestellter,  »als  Abiturient  sehr,  diesem  mir  gewissermaßen  auf- 
gezwungenen Beruf  anzugehören.  Das  Einjährigen  -  Zeugnis  oder  die 
Volksschule  genügt  vollauf  für  diesen  Stumpfsinn,  egal,  ob  Groß-  oder 
Kleinbetrieb.     Wert  auf  Schulbildung  wird  überhaupt  nicht  gelegt...« 

Ein  Abiturient  der  Charlottenburger  Siemens-Oberrealschule,  der 
jetzt  in  einem  Berliner  Bankgeschäft  Buchhalter  ist,  findet  die  Forde- 
rung der  Großbanken,  alle  einzustellenden  Beamten  sollten  mindestens 
das  Einjährigen-Zeugnis  haben,  ganz  unverständlich.  Er  motiviert  dieses 
Urteil  mit  der  weitgehenden  Schematisierung  der  Tätigkeit  in  den 
Großbanken. 

Ein  Schwabe,  der  Sohn  eines  Landwirts  und  Gärtnereibesitzers, 
der  7  Jahre  die  Volksschule,  2  Jahre  die  Bürgerschule  und  3  Jahre 
die  Realschule  besuchte ,  dann  2  '/^  Jahre  in  einem  Bankgeschäft  in 
Augsburg  lernte  und  schließlich  sein  Jahr  beim  Militär  abdiente,  schreibt: 
>Ich  bedaure  nur,  daß  ich  für  mein  Studium,  meine  Lehrzeit  und  mein 
Militär  3000  M.  ausgeben  mußte«.  Er  bemerkt  dazu  in  Parenthese: 
»Ich  konnte  das  alles  nicht  in  meiner  Heimat  machen ,  da  diese  nur 
ein  kleiner  Ort  ist«.  Jetzt  ist  er  in  einer  Depositenkasse  der  Deutschen 
Bank  in  Berlin  angestellt  und  hat  die  Führung  eines  Depositenbuches 
(ca.  700  Konten),  d.  h.  die  Ein-  und  Ausgänge  auf  den  Konten  zu 
buchen  und  die  Auszüge  für  den  Abschluß  ä  jour  zu  halten.  Dazu  be- 
merkt er  richtig:  »Mit  Volksschulbildung  und  Aufmerksamkeit  ließe 
sich  mein  Posten  auch  machen.« 

Ein  jetzt  in  der  Genossenschaftsabteilung  der  Dresdner  Bank  tätiger 
Beamter,  der  s.  Zt.  die  städtische  Oberrealschule  zu  Braunschweig  ab- 
solvierte, schreibt  mit  Bezug  auf  die  Beziehungen  seiner  Vorbildung  zu 
seiner  Berufsarbeit:  »Besonders  möchte  ich  die  jungen  Leute  warnen, 
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SO  lange  auf  der  Schule  zu  bleiben.  Die  Jahre  sind  immer  verloren. 
—  Wenn  man  seine  Zulage  etwas  früher  haben  will,  wird  einem  von 
der  Direktion  erklärt:  »Die  Bank  kann  doch  nichts  dafür,  wenn  Sie 
ihr  Abiturienten-Examen  gemacht  haben.«  —  Als  Primaner  von  19  Jah- 
ren hatte  ich  pro  Stunde  1.75  M. ,  nach  ca.  10  Jahren  pro  Stunde 
ungefähr  75  Pfg.  —  Wie  bitter  habe  ich  es  schon  bereut,  daß  ich  es 
nicht  auch  schon  gemacht  habe  wie  meine  Kollegen,  die  mit  dem  Ein- 
jährigen abgegangen  sind.« 

Es  kommt  bei  dieser  Aussage  nicht  auf  den  irrtümlichen  Vergleich 
der  Bezahlung  von  Privatstunden  mit  der  von  Dienststunden  im  Bank- 
betrieb, sondern  lediglich  darauf  an,  daß  der  Betreffende  seine  höhere 
Schulbildung  als  entbehrlich  für  seine  Tätigkeit  betrachtet  und 
davon  abrät,  zu  lange  auf  der  Schule  zu  bleiben,  wenn  man  Bankbe- 
amter werden  will.  Er  begründet  das  dann  noch  näher  mit  folgenden 
Ausführungen :  »Meine  Arbeit  befriedigt  mich  durchaus  nicht.  Dazu 
brauchte  ich  wahrhaftig  kein  Abiturienten-Examen  zu  machen,  um 
nachher  in  der  Hauptsache  Postenauszüge  abzuschreiben.  —  Ich  kann 
niemanden  raten,  die  Bankkarriere  einzuschlagen.  Die  Aussichten  sind 
doch  geradezu  trostlos.« 

Ein  im  Devisenbüro  der  Mitteldeutschen  Kreditbank  in  Frankfurt 
beschäftigter  Memorialist  präzisiert  den  hier  vertretenen  Standpunkt 
noch  schärfer :  »Der  Bankbeamte  wird  allmählich  (dem  Fabrikarbeiter 
ähnlich)  infolge  der  Arbeitsteilung  ein  unbedeutendes  Glied  im  Groß- 
betrieb. Sobald  er  keine  übergeordnete,  vielseitige,  sondern,  wie  dies 
jetzt  für  die  Masse  mehr  und  mehr  der  Fall  wird,  eine  untergeordnete 
Stellung  einnimmt,  die  geringe  Intelligenz  erfordert,  ist  er  leicht  zu 
ersetzen,  leichter,  als  der  entsprechende  Angestellte  der  Industrie  und 
des  Handels.  Der  Bankbeamte  hat  Branchekenntnisse  ebensowenig 
nötig,  wie  eine  Vorbildung.  Beim  heutigen  System  genügt  für  den 
weitaus  größten  Teil  Volksschulbildung.  Auch  Militäranwärter  besitzen 
die  erforderlichen  Fähigkeiten.« 

Es  erübrigt  sich  fast,  auch  Stimmen  aus  anderen  Banken  anzu- 
führen, die  nicht  dem  Kreise  der  Großbanken  angehören.  So  schreibt 
ein  Angestellter  der  Allgemeinen  Elsäßischen  Bankgesellschaft  in  Frank- 
furt, der  das  Realgymnasium  9  Jahre  besucht  hat:  »Meine  Auffassung 
ist  die,  ....  daß  die  Zeit,  die  man  9  Jahre  auf  der  Schulbank  zuge- 
bracht hat,  sozusagen  vollständig  nutzlos  war.« 

Nun  ist  dieser  Satz  freilich  gleichzeitig  ein  Beleg  für  die  Richtig- 
keit der  darin  aufgestellten  Behauptung,  wenn  auch  in  anderem  Sinne, 
als  ihr  Urheber  meint.  Was  bedeutet  »sozusagen  vollständig?«  Wie 
wenig  Verständnis  für  den  Geist  der  deutschen  Sprache  liegt  in  diesen 
Worten!  Wie  wenig  Sinn  für  das  Notwendige  und  das  Ueberflüssige 
verraten  sie !  Wie  wenig  fruchtbar  muß  ein  Unterricht  im  Deutschen 
gewesen  sein,  der  eine  solche  Satzkonstruktion   möglich  gemacht  hatl 
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Schließlich  sei  noch  eine  Aussage  angeführt,  die  aus  dem  Rahmen 
des  Bisherigen  zum  Teil  herausfällt.  Sie  stammt  von  einem  Beamten 
der  Darmstädter  Bank,  der  offenbar  den  Durchschnitt  seiner  Kollegen 
nicht  unwesentlich  überragt.  Er  unterscheidet  zwischen  Schul-  und 
Geistesbildung  (im  aristokratischen  Sinne).  »Abiturienten«,  sagt  er, 
»sind  oft  größere  Proleten  als  Volksschulkinder.  Was  den  Bank- 
beamten charakterisieren  sollte,  ist,  durch  sein  Geistesniveau  das  hypo- 
thetische Vertrauen  zu  rechtfertigen.     Die  Arbeit  leisten  auch  Flegel.« 

In  diesen  Aussagen  ist  ein  wichtiger  Punkt  übersehen.  Die  For- 
derung höherer  Schulbildung  hat  für  den  Bankbeamten  zur  Folge,  daß 
er  erst  relativ  spät  in  den  Beruf  eintritt.  Erst  in  vorgerückten  Jugend- 
jahren wird  es  den  meisten  Bankbeamten,  im  Gegensatz  zu  anderen 
Handlungsgehilfen,  möglich,  sich  etwas  zu  erwerben.  Dies  ergibt  sich 
aus  folgender  Zusammenstellung. 

Von  den  an  der  Enquete  beteiligten  Bankbeamten  standen  bei 
ihrem  Eintritt  ins  ßankfach  im  Alter  von 
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Es  ist  ganz  charakteristisch,  daß  die  Besetzimg  der  höheren  Alters- 
klassen hauptsächlich  auf  das  Konto  der  ungelernten  Bankbeamten 
entfällt,  und  zwar  derjenigen,  die  bereits  in  einem  anderen  Berufe  tätig 
waren.  Es  sind  also  nicht  allein  die  von  den  Banken  an  die  Schul- 
bildung gestellten  Anforderungen,  sondern  noch  andere  Umstände,  die 
hier  mitsprechen. 

Die  im  vorstehenden  erörterte  Frage  läßt  sich  in  ihrer  Bedeutung 
für  die  Bankbeamten  nur  entscheiden,  wenn  man  besonders  untersucht, 
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ob  die  Ziele  der  Schule  überhaupt  erreicht  werden.  Wir  be- 
trachten nach  dieser  Richtung  zunächst  die  niederen,  dann  die  höheren 
Schulen. 

Der  Zweck  der  Volksschule  besteht  darin,  daß  die  Kinder 
richtig  schreiben,  lesen  und  rechnen  lernen.  Der  Schwerpunkt  des 
Unterrichts  liegt  auf  der  Rechtschreibung.  Der  korrekte  Gebrauch  der 
Schriftzeichen  und  der  Sprache  muß  unter  allen  Umständen  aus  dem 
Schulbesuch  hervorgehen. 

Dieses  Lehrziel,  auf  dessen  Erreichung  ungeheure  Zeit  und  Kraft 
verschwendet  werden,  wird  tatsächlich  nicht  erreicht.  Es  ist  das  eine 
alte  Erfahrung,  aber  sie  wird  durch  die  vorliegende  Enquete  wiederum 
neu  bestätigt. 

Es  wird  genügen,  an  einigen  Beispielen  zu  zeigen,  wie  die  Recht- 
schreibung im  Argen  liegt,  und  zwar  bei  verschiedenen  Bankbeamten, 
die  nicht  einmal  nur  der  Volksschule  allein  ihre  Kenntnisse  verdanken. 

Ein  43 jähriger  Bankbeamter,  der  einst  die  21.  Gemeindeschule  in 
Berlin  vom  6. — 14.  Lebensjahre  besuchte,  davon  2  Jahre  in  der  L  Klasse 
zubrachte,  dann  verschiedene  Posten  innehatte  und  jetzt  im  Archiv 
einer  Großbank  mit  der  Instandhaltung  der  Kartothek  beschäftigt  ist, 
gibt  eine  Beschreibung  seines  Arbeitsraumes  wie  folgt:  > Keine  Fenster, 
nur  Oberlicht,  geht  wenig  zu  öfnen,  stückige  Luft«.  Er  wünscht 
bessere  »Büro  r  e  u  m  e.« 

Ein  anderer,  der  jetzt  26  Jahre  zählt  und  (von  1895 — 1903)  eben- 
falls die  Volksschule  besuchte,  dann  4  Jahre  in  einer  Maskenfabrik  und 
später  in  einer  Schiefertafelfabrik  tätig  war,  von  1910 — 12  beim  Militär 
diente  und  19 12  zur  Deutschen  Bank  überging,  wo  er  mit  leichten 
buchhalterischen  Arbeiten  beschäftigt  ist,  schreibt  bei  Angabe  der  letz- 
tern »supplimentieren«.  Ein  21  jähriger  junger  Mann,  der  7  V2  Jahr 
in  der  43.  Gemeindeschule  in  Berlin,  dann  V*  Jahr  bei  den  Siemens- 
Schuckertwerken  war  und  von  dort  »durch  Fürsprache«  in  die  Ge- 
nossenschaftsabteilung der  Dresdner  Bank  kam ,  schreibt  das  Wort 
> vorteilhaft«  mit  »f«. 

Ein  i9Jähriger  Sachse,  der  8  Jahre  die  mittlere  Volksschule  und 
3  Jahre  die  kaufmännische  Fortbildungsschule  besucht  hatte  und  dann 
1909  als  Laufbursche  bei  der  Dresdner  Bank  in  Chemnitz  eintrat,  1912 
Expedient  wurde  und  jetzt  in  der  Wechselabteilung  tätig  ist,  schreibt: 
»Tagsüber  bin  ich  mit  der  Durchsicht  der  Wechsel  bedraut.« 

Aber  auch  die  höheren  Schulen  stellen  ihr  Kontingent  zu  den- 
jenigen, die  die  Rechtschreibung  nicht  genügend  beherrschen. 

Ein  jetzt  22  jähriger  Beamter  einer  Depositenkasse  der  Dresdner 
Bank,  der  seine  Bildung  6  Jahre  lang  auf  dem  humanistischen  Gym- 
nasium empfangen  hatte,  schreibt:  »speziallisiert«.  Er  beklagt  sich 
darüber,  daß  in  der  Depositenkasse,  in  der  er  die  Efifekten-Primanota 
führt,  Kontokorrente  rechnet  usw.  neben  12  Beamten  nur  ein  Lehrling 


Miszellen,  III 

ist,  so  daß  die  Beamten  vielfach  Lehrlingsarbeiten  machen  müssen. 
Ein  24 jähriger  Bankbeamter  aus  der  Kassenabteilung  (Kassierer),  der 
5  Jahre  Realgymnasiast  gewesen  war,  steht  mit  dem  Worte  »Kassen- 
korrespondents«  auf  orthographischem  Kriegsfuß.  Ein  Beamter 
der  Mitteldeutschen  Kreditbank  in  Gießen,  der  3  Jahre  die  Volksschule 
und  10  Jahre  das  Gymnasium  abgesessen  hat,  bemerkt  mit  Bezug  auf 
seine  Bank:  »Die  Behandlung  als  Mensch  ist  i  1 1  u  s  s  o  r  i  s  c  h«.  Der 
Sohn  eines  Buchhändlers,  der  4  Jahre  auf  der  Bürgerschule,  6  Jahre 
auf  der  Realschule  gewesen  war  und  jetzt  in  der  Korrespondenzabtei- 
lung der  Dresdner  Bank  in  Leipzig  tätig  ist,  ist  sich  gleichfalls  über 
die  Fremdwörter  nicht  im  klaren:  »Kassirer  und  Kontrolleur  leisten 
sich  des  öfteren  Extra  vakan  ze  n«.  Ein  in  der  Wechselabteilung  der 
Deutschen  Orientbank,  Zweigniederlassung  Hamburg,  tätiger  Bankbe- 
amter, der  6  Jahre  das  humanistische  Gymnasium  besuchte  und  es  mit 
dem  Berechtigungsschein  zum  einjährigen  Dienste  verließ,  schreibt: 
»Prodektions  Wirtschaft«. 

Wahrscheinlich  werden  viele  über  diese  »Unbildung«  den  Stab 
brechen,  sicherlich  alle  diejenigen,  welche  in  der  Rechtschreibung  einen 
absoluten  Maßstab  der  Bildung  eines  Menschen  erblicken.  Und  doch 
wäre  es  falsch,  in  den  nicht  richtig  schreibenden  Bankbeamten  einfach 
ungebildete  Menschen  zu  sehen.  Es  kann  sich  vielmehr  trotzdem 
durchaus  um  intelligente  Persönlichkeiten  handeln,  d.  h.  solche,  die  ihr 
Wissen,  ihre  Erfahrungen  und  Kräfte  den  Aufgaben  anzupassen  und 
dienstbar  zu  machen  verstehen ,  die  ihr  Beruf  an  sie  stellt.  Diese 
Fähigkeiten  brauchen  durch  Verstöße  gegen  die  Rechtschreibung  durch- 
aus keine  Einschränkung  zu  erfahren.  Das  Beispiel  des  in  der  Kartothek 
einer  Berliner  Bank  Beschäftigten,  den  wir  im  weiteren  Sinn  auch  zu 
den  Bankbeamten  rechnen  können,  zeigt  dies  deutlich.  Es  handelt  sich 
hier  um  einen  Angestellten,  der  erst  als  Kontorist  tätig  war,  dann 
7  Jahre  als  Vertreter  der  Bötzow-Brauerei  fungierte,  in  der  Ausübung 
dieses  Berufs  krank  wurde  und  ihn  aufgeben  mußte.  Er  bemerkt  aber 
bezüglich  des  Avancements:  »Hätte  Aussicht,  die  Leitung  des  Archivs  II 
zu  übernehmen«.  Daraus  geht  hervor,  daß  er  für  tüchtig  gehalten 
wird  und  der  Mangel  der  Rechtschreibung  in  einer  Stellung,  die  keine 
schriftlichen  Arbeiten,  sondern  nur  die  mechanische  Rubrizierung  in 
Buchstabenkategorien  erfordert,  nicht  ins  Gewicht  fällt. 

Aber  auch  das  Bildungsideal  der  höheren  Schulen  ist,  wie 
die  Fehler  in  der  Schreibung  von  Fremdwörtern  zeigen,  nicht  erreicht, 
insbesondere  soweit  es  wie  auf  dem  Gymnasium  noch  immer  in  dem 
Kultus  zweier  toter  Sprachen:  Latein  und  Griechisch  besteht.  Das 
Realgymnasium  hat  wenigstens  das  Griechische  nicht  als  obligatorisches 
Unterrichtsfach.  Daß  derjenige,  der  beide  oder  eine  dieser  Sprachen 
beherrscht,  gebildeter  sei,  als  einer,  der  sie  überhaupt  nicht  kennt,  ist 
ein  auch  in  den  Kreisen  der  Bankbeamten  weit  verbreiteter  Irrtum. 
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Die  ancreblichen  Vorzüge  der  humanistischen  Bildung  lassen  sich 
weder  in  sachlicher  noch  in  formaler  Beziehung  aufrecht  erhalten.  Man 
braucht  heute  kein  Latein  mehr,  geschweige  denn  Griechisch,  um 
seinen  Beruf  auszufüllen,  am  wenigsten  im  Bankbetrieb.  Im  Korre- 
spondenzbüro wird  deutsch  oder  französisch  oder  englisch  korrespon- 
diert. Der  sachliche  Wert  der  Erlernung  einer  toten  Sprache  ist  hier 
recht  gering.  Aber  auch  zu  logischem  und  gesetzmäßigen  Denken  er- 
zieht sie  nicht.  Das  Erlernen  toter  Sprachen  bedeutet  für  die  Gegen- 
wart für  alle  diejenigen,  die  nicht  gerade  Philologen  oder  Altertums- 
forscher werden,  eine  Luxusbildung  ohne  praktischen  Wert.  Es  be- 
wahrt vielleicht  in  dem  einen  oder  anderen  Fall  vor  Entgleisungen  bei 
der  Bildung  oder  Anwendung  von  Fremdwörtern,  ein  anderer  Nutzen 
ist  aber  kaum  vorhanden.  Das  stärkste ,  was  in  dieser  Beziehung  in 
der  Enquete  geleistet  wurde,  stammt  von  einem  20jährigen  Angestellten 
einer  Agentur  der  Ba}Tischen  Notenbank  und  der  Gewerbebank  e.  G. 
m.  b.  H.,  einem  ehemaligen  Realschulabsolventen,  der  die  beiden  Worte 
>Elite«  und  »Etikette«  miteinander  verwechselt.  Er  schreibt  nämlich: 
»Als  Etikette  des  Kaufmannstandes  müßten  wir  bei  weitem  besser 
bezahlt  werden,  überhaupt  langt  unser  Gehalt  nicht  für  eine  standes- 
gemäße Lebensweise.«  * 

Daß  es  sich  hier  nicht  um  einen  bloßen  Schreibfehler  handelt, 
geht  daraus  hervor,  daß  der  vergriffene  Ausdruck  sich  noch  einmal 
bei  der  Angabe  des  Grundes  wiederholt,  der  für  den  Eintritt  ins  Bank- 
fach maßgebend  war.  Die  Stelle  lautet :  »Ich  dachte,  die  Bankbeamten 
wären  tadellos  bezahlt   als  Etikette  des  Kaufmannstandes.« 

Sind  die  im  vorhergehenden  angestellten  Betrachtungen  richtig, 
dann  wird  man  den  Wert  der  Schulbildung,  vor  allem  der  gymnasialen, 
als  mitbestimmenden  Faktor  für  den  Bankbeamtenberuf  nur  als  sehr 
bedingt  anerkennen  können.  Mit  der  Spezialisierung  der  Arbeit  in  den 
Großbanken  ist  die  früher  vielleicht  vorhanden  gewesene  Notwendig- 
keit höherer  Schulbildung  hinfällig  geworden.  In  der  Allgemeinen 
Deutschen  Kreditanstalt  (Filiale  Chemnitz)  werden  z.  B.  Beamte  mit 
dem  Einjährigen-Zeugnis  dazu  verwendet,  die  »Briefkontrolle«  zu  er- 
ledigen. »Ich  hatte  die  eingehende  Post  (mit  Bleistift)  einzutragen  und 
den  Ausgang  zu  kontrollieren;  mußte  die  fertigen  Briefe  aus  verschie- 
denen Abteilungen  zusammenholen  und  war  so  gewissermaßen  »besserer 
Laufjunge«.  Ist  zu  solcher  Tätigkeit,  kann  man  fragen,  Mittelschul- 
bildung erforderlich?  So  oder  ähnlich  ist  es  aber  überall.  Um  die 
Technik  eines  Effektenbüros  oder  einer  Kuponkasse  zu  beherrschen, 
dazu  bedarf  es  keines  einjährig-freiwilligen  oder  Maturitäts-Zeugnisses. 
Hier  genügt  völlig  die  elementare  Bildung,  die  die  Volksschule  ergibt, 
wenn  sie  durch  Selbststudium  oder  auf  anderem  Wege  erweitert  wird. 
Das  Festhalten  einiger  Großbanken  an  der  Vorbedingung  des  Nach- 
weises der  Aneignung  eines  veralteten  Bildungsinhalts,    wie  es   in   der 
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Forderung  des  einjährig-freiwilligen  Zeugnisses  für  den  Eintritt  in  Be- 
tracht kommt,  kann  nicht  mehr  als  den  veränderten  Verhältnissen 
entsprechend  bezeichnet  werden. 

Der  Hauptgrund,  warum  in  den  Kreisen  der  Bankbeamten  selbst 
noch  so  großer  Wert  auf  diesen  Nachweis  gelegt  wird,  dürfte  weniger 
in  dessen  Bedeutung  für  das  praktische  Leben  liegen  als  vielmehr 
darin,  daß  die  höhere  Bildung  als  Festigungsmittel  des  Standesgefühls 
dient.  Durch  die  gemeinsame  Grundlage  höherer  Schulbildung  sucht 
sich  die  Bankbeamtenschaft  aus  der  Masse  der  Kaufleute  hervorzu- 
heben. Diese  Gleichartigkeit  schließt  die  individuell  sehr  verschiedenen 
Elemente  des  Standes  besser  zusammen.  So  erklären  sich  die  Aeuße- 
rungen  derjenigen,  die  es  als  verderblich  für  das  ganze  Bankbeamten- 
tum bezeichnen,  wenn  durch  das  Eindringen  von  Elementen  mit  Volks- 
schulbildung die  alte  vornehme  Geschlossenheit  des  Standes  durch- 
brochen wird.  Aber  es  wäre  verfehlt,  zu  glauben,  daß  dieser  Einbruch 
aufgehalten  oder  auch  nur  für  eine  Weile  zurückgedrängt  werden 
könnte,  denn  seine  Ursache  liegt  nicht  in  irgendwelchen  willkürlichen 
Umständen,  sondern  in  den  gewaltigen  organisatorischen  Aenderungen 
der  Großbanken  begründet,  vornehmlich  in  der  Mechanisierung  des 
geistigen  Arbeitsprozesses  durch  die  kapitalistische  Entwicklung. 


Erfreuliches  zur  Alkoholfrage   aus  Amerika. 

Von 
Leopold   Katscher. 

Eine  sensationelle,  für  jeden  zielbewußten  Alkoholgegner  ebenso 
interessante  wie  wichtige  Neuigkeit  kommt  aus  Philadelphia  ungefähr 
gleichzeitig  mit  dem  vielversprechenden  Bericht  über  die  Abstimmung  des 
Bundesparlaments  zu  Washington  in  Sachen  des  Hobsonsch^n  »Pro- 
hibitions«gesetzentwurfs,  und  es  erscheint  mir  zweifellos,  daß  zwischen 
jener  Nachricht  und  dem  Ergebnis  dieser  Abstimmung  ein  gewisser 
Zusammenhang  besteht. 

Es  ist  nämlich  etwas  Hochdramatisches,  in  der  Geschichte  der  Be- 
kämpfung der  Trunksucht  Beispielloses  vorgekommen:  1008  von  den 
1478  Sträflingen  eines  der  Philadelphischen  Zuchthäuser  haben  an  die 
gesetzgebende  Körperschaft  von  Pennsylvanien  die  Bitte  gerichtet,  in 
diesem  ganzen  Staate  alle  geistigen  Getränke  vollständig  zu  verbieten, 
da  sie  —  die  Bittsteller  —  ihren  Untergang  größtenteils  dem  Alkohol- 
genuß zuschreiben.  Daraufhin  schickte  die  Mehrheit  der  Insassen  des 
Bundeskerkers  zu  Fort  Leavenvvorth  dem  >Kongreß«  (Bundesparlament) 
eine  Petition  um  ein  den  Alkohol  aus  der  Gesamtheit  der  Vereinigten 
Staaten  ausschließendes  Gesetz  1 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1926.     i.  S 
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Selbstverständlich  erregten  diese  Bittschriften  in  der  Presse  kein 
geringes  Aufsehen,  und  sie  führten  zu  lebhaften  Erörterungen  der 
//ohonschen  Bill.  Diese  stand  seit  längerer  Zeit  zur  öffentlichen  und 
parlamentarischen  Behandlung,  ehe  sie  kürzlich  zur  Abstimmung  ge- 
langte. Sie  forderte  einen  Zusatz  zur  Bundesverfassung,  wonach  »Ver- 
kauf, Herstellung,  Versendung,  Ein-  und  Ausfuhr  berauschender  Ge- 
tränke für  Genußzwecke  innerhalb  der  Grenzen  der  Vereinigten  Staaten 
und  Territorien  auf  immer  verboten  sein  sollen.«  Die  zwölfstündige 
Debatte  endete,  offenbar  in  erster  Reihe  unter  dem  Einfluß  jener  Ver- 
brechereingaben ^),  mit  einer  Mehrheit  für  Bobsons  knXxzg  (197  Stim- 
men gegen  189)!  Wer  hätte  ein  so  außerordentlich  günstiges  Ergebnis 
erwartet,  obgleich  schon  in  10  Staaten  der  Union  jenes  gänzliche  Ver- 
bot eingeführt  ist?  Da  für  die  Vornahme  von  Bundesverfassungsände- 
rungen eine  Zweidrittelmehrheit  vorgeschrieben  ist,  kann  die  Bill  noch 
nicht  Gesetzeskraft  erlangen;  man  darf  aber  nunmehr  erwarten,  daß 
die  »nationale  Prohibition«  nur  eine  Frage  weniger  Jahre  sein  dürfte. 
Dann  wird  in  Erfüllung  gehen,  was  der  Plauptanreger  der  pennsylvani- 
schen  Bittschrift  —  der  in  jenem  Zuchthaus  sitzende  Redakteur  der 
Zuchthauszeitung  »The  Umpire«,  der  ebenfalls  ein  Opfer  des  Alkohols 
ist  — in  diesem  Blatte  gesagt  hat:  »Wenn  in  der  nächsten  Parlaments- 
session die  anständigen  Männer  in  genügender  Zahl  vorhanden  sem 
werden,  wird  dem  Trinkfluch  bald  ein  Ende  bereitet  sein.« 

In  der  Bittschrift  aus  Philadelphia  heißt  es,  daß  70  v.  H.  der  in 
Pennsylvanien  begangenen  Verbrechen  unmittelbar  der  Trunksucht  ent- 
stammen und  daß  die  gänzliche  Beseitigung  des  Alkohols  den  Entfall 
von  mindestens  der  Hälfte  aller  Verbrechen  nach  sich  ziehen  würde. 
Sehr  interessant  ist  die  folgende  Mitteilung  einer  philadelphischen 
Tageszeitung:  > Während  die  Anreger  der  Petition  —  Insassen  des 
Zuchthauses  —  die  ihnen  gemachte  Vorschrift,  sich  jeder  Ueberredung 
und  Argumentation  zu  enthalten,  streng  befolgten,  setzte  eine  Gruppe 
von  Insassen  eines  Flügels  des  Gebäudes  eine  heftige  Agitation  gegen 
die  Unterzeichnung  des  Bittgesuchs  ins  Werk,  doch  vermochte  sie 
trotz  aller  Drohungen  und  Warnungen  nur  wenige  abzuschrecken.  Die 
Zahl  der  erzielten  Unterschriften  übertraf  alle  Erwartungen;  einer  der 
Beamten  der  Strafanstalt  hatte  es  für  undenkbar  erklärt,  daß  auch  nur 
500  Sträflinge  unterzeichnen  würden] 

Die  erwähnte  Gefängniszeitung  veröffentlichte  einige  aus  Insassen- 
kreisen empfangene  Briefe.  Eine  dieser  Zuschriften  lautete:  »Mit  be- 
sondrem Interesse  habe  ich  Ihre  gegen  den  Alkoholhandel  gerichteten 
Aufsätze  gelesen.     Fünfzehn  Jahre  lang   ernährte    ich    als  Gewerbetrei- 


i)  Im  übrigen  lagen  den  Volksvertretern  noch  alkoholfeindliche  Petitionen 
von  rund  12  000  Vereinen  und  Gesellschaften  zugunsten  der  gänzlichen  Abschaf- 
fung vor. 
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bender  meine  Familie.  Da  geriet  ich  in  schlechte  Gesellschaft  und  be- 
gann zu  trinken.  Als  ich  eines  Nachts  berauscht  heimkam  und  meine 
gute  Gattin  mir  Vorwürfe  machte,  tötete  ich  sie  in  meiner  Wut.  Nun 
muß  ich  lebenslänglich  hier  sitzen  und  meine  Kinder  werden  bis  zu 
ihrem  Tode  unter  den  Folgen  meiner  Missetat  zu  leiden  haben.  Um 
alles  in  der  Welt  bitte  ich  Sie,  mit  Macht  an  der  Milderung  des  Trink- 
unfugs zu  arbeiten.  Glückauf  zu  Ihrem  Kampf  1  Sollte  ich  diese  Mauern 
auch  nie  verlassen,  so  werde  ich  doch  stets  nach  Kräften  zur  Ab- 
schaffung der  fluchwürdigen  Trunksucht  beitragen.« 

Pearce  Derrington,  der  kürzlich  in  Kanada  sozialen  Studien  obge- 
legen ist,  berichtet  sehr  bemerkenswerte  Dinge  von  dem  dortigen, 
8000  Einwohner  zählenden  Fabrikstädtchen  Orillia.  Diesen  in  Europa 
noch  unbekannten  Namen  werden  unsere  Sozialreformer  sich  merken 
müssen.  Nicht  weniger  als  60  v.  H.  der  Familien  bewohnen  Häuser, 
deren  Eigentümer  sie  sind,  und  ausnahmslos  jeder  Landwirt  des  ganzen 
Umkreises  ist  Besitzer  des  von  ihm  bebauten  Bodens.  Es  gibt  keine 
Armut,  denn  alle  Arbeitsfähigen  und  -willigen  können  jederzeit  auf 
lohnende  Beschäftigung  rechnen.  8  km  im  Umkreis  ist  kein  Bordell 
vorhanden  und  von  Landstreichern  ist  nichts  zu  sehen. 

Diese  günstigen  Verhältnisse  sind  das  Ergebnis  der  Alkoholfreiheit, 
die  in  Orillia  herrscht.  Unter  dem  Walten  der  »local  option«  (örtliche 
Volksabstimmung)  hatte  dort  schon  vor  längerer  Zeit  das  Verbot  des 
Verkaufes  geistiger  Getränke  seinen  Einzug  gehalten.  Derringtofi  stieß 
in  allen  Bevölkerungsschichten  auf  Einmütigkeit  der  Ansichten  über  die 
glänzende  Bewährung  dieses  Zustandes,  vor  welchem  es  sieben  Bor- 
delle gegeben  hatte.  Wie  diese,  sind  die  Trunksucht  und  die  Penn- 
brüderschaft vollkommen  verschwunden.  Ein  hervorragender  Rechts- 
anwalt sagte  zu  unsrem  Gewährsmann : 

»Die  Einführung  des  Verkaufsverbots  brachte  Wohlstand  in  die 
Familien  der  Arbeiter,  denn  diese  konnten  ihre  Löhne,  da  sie  sie  nicht 
zu  vertrinken  vermochten,  heimbringen  und  sich  dafür  bessere  Wohn- 
gelegenheit verschaffen,  bez.  ihre  Kinder  besser  erziehen  und  nähren. 
Bald  gab's  keine  einzige  schmutzige  Hütte  mehr.  Da  die  Ehemänner 
nicht  mehr  trinken,  brauchen  ihre  Frauen  nicht  mehr  durch  das  Waschen 
fremder  Wäsche  den  vertrunkenen  Teil  des  Lohnes  zu  ergänzen.  .  .  . 
Heutzutage  würde  es  hier  gar  nicht  mehr  lohnen,  berauschende  Ge* 
tränke  feilzuhalten,  denn  fast  niemand  würde  sie  kaufen.  Alle  Befürch- 
tungen, welche  ursprünglich  an  das  Verkaufsverbot  geknüpft  worden 
waren,  haben  sich  als  ganz  unbegründet  erwiesen.  Ich  selbst  stimmte 
anfangs  gegen  die  Neuerung,  bin  aber  längst  bekehrt.« 

Der  Inhaber  einer  Geschäftsfirma  äußerte:  »Das  Selbstbestimmungs- 
recht, wie  wir  es  hier  bezüglich  des  Alkohols  haben,  wäre  für  jede 
große,   kleine   oder   kleinste  Stadt  ein  wahrer  Segen.     Die  Beschaffen- 
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heit  unsrer  Gasthöfe  ist  weit  besser  geworden,  das  unbewegliche  Eigen- 
tum hat  an  Wert  zugenommen,  man  baut  mehr  Häuser  als  je.  Am 
lautesten  aber  spricht  das  fast  gänzliche  Fehlen  jedes  Verbrechens  zu- 
gunsten der  sittigenden  Wirkungen  der  Befreiung  vom  Alkohol.« 

Ist  all  dies  nicht  außerordentlich  lehrreich?  Den  Fachmann  über- 
rascht es  freilich  nicht,  denn  er  weiß,  daß  ähnliche  Erfahrungen  auch 
anderwärts  vielfach  gemacht  worden  sind. 


Arbeitsnachweise. 

Von  der  Gesellschaft  für  Soziale  Reform  erhalten  wir  folgende 
Eingabe,  betreffend  Regelung  des  Arbeitsnachweises  im  Deutschen 
Reiche  mit  dem  Ersuchen  um  Veröffentlichung. 

»Die  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands,  der 
Gesamtverband  der  Christlichen  Gewerkschaften ,  der  Verband  der 
Deutschen  Gewerkvereine,  die  Polnische  Berufsvereinigung  sowie  das 
Büro  für  Sozialpolitik  halten  grundsätzlich  an  ihrer  gemeinsamen  For- 
derung einer  reichsgesetzlichen  Regelung  des  Arbeitsnachweis- 
wesens fest.  Sie  erachten  diese  nicht  für  ersetzbar  durch  ein  Vor- 
gehen der  Landeszentralbehörden  im  Verwaltungswege. 

Nachdem  sich  indessen  die  Reichsregierung  und  ihr  folgend  die 
Landesregierungen  bis  in  die  letzten  Wochen  hinein  gegen  eine 
reichsgesetzliche  Regelung  des  Arbeitsnachweises  während  des  Krieges 
ausgesprochen  haben,  legen  die  genannten  Körperschaften  Wert  dar- 
auf, daß  im  Verwaltungswege  keine  die  später  durchzusetzende  reichs- 
gesetzliche Regelung  erschwerende  tiefgreifende  einzelstaatliche  Un- 
gleichheit auf  diesem  Gebiete  geschaffen  wird.  Auch  wollen  sie  der 
Gefahr  begegnen,  daß  die  ganze  verwaltungsmäßige  Regelung  an  der 
Oberfläche  bleibt,  für  die  bevorstehenden  schweren  Aufgaben  der  Ar- 
beitsvermittlung aber  keinen  wesentlichen  Nutzen  bringt.  Daher  er- 
heben sie  gemeinsam  die  folgenden  Mindestforderungen  an 
eine  vorläufige  Regelung  des  Arbeitsnachweiswesens  durch  Zusammen- 
wirken der  Behörden  mit  den  sozialen  Selbstverwaltungskörpern  und 
werden  diese  unbeschadet  ihrer  weitergehenden  Wünsche  öffentlich  in 
den  Vordergrund  stellen. 

L 

Die  Landeszentralbehörden  der  einzelnen  Bundesstaaten  sollen  un- 
verzüglich dahin  wirken,  daß  ein  gemeindlicher  Arbeitsnachweis  für 
alle  gewerbereichen  Orte ,  zumindest  in  den  Gemeinden  mit  über 
loooo  Einwohnern,  errichtet  wird.  Die  Landeszentralbehörden  können 
nach  Anhörung  von  Vertretern    der  Gemeinde,    der   Arbeitgeber   und 
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der  Arbeiter  von  Fall  zu  Fall  einen  gemeindlich  unterstützten 
Arbeitsnachweis  als  ausreichend  erklären,  falls  dieser  paritätisch  ver- 
waltet wird. 

II. 

Dem  gemeindlichen  oder  ihm  nach  I  gleichgestellten  Arbeitsnach- 
weis wird  auf  Grund  des  §  15  StVG.  die  Errichtung  von  Fachabtei- 
lungen für  die  wichtigsten  Berufszweige  und  die  Bildung  besonderer 
Männer-  und  Frauenabteilungen  nach  Maßgabe  des  voraussichtlichen 
Geschäftsumfanges  aufgegeben. 

III. 

Dem  gemeindlichen  oder  ihm  gleichgestellten  Arbeitsnachweis  ist 
(im  Aufsichtswege  oder  unter  Zuhilfenahme  der  §§  2  II  2  und  15  StVG.) 
die  Errichtung  eines  paritätischen  Verwaltungsausschusses 
aufzuerlegen. 

IV. 

Dem  paritätischen  Verwaltungsausschuß  liegt  die  Festsetzung  der 
Vermittlungsgrundsätze,  die  Anstellung  mit  den  Berufsverhältnissen 
vertrauter  Arbeitsvermittler,  die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen 
die  Geschäftsführung  des  Nachweises  und  die  Ausgestaltung  des  Nach- 
weises ob. 

V. 

Der  gemeindliche  Nachweis  kann  nach  Verständigung  mit  den 
am  Orte  befindlichen  anderen  nichtgewerbsmäßigen  Nachweisen  die 
Aufgaben  einer  örtlichen  Zentraläuskunftsstelle  übernehmen. 

VI. 

Die  höheren  Verwaltungsbehörden  sind  anzuhalten,  für  größere 
Gebiete  Zentralauskunftsstellen  zu  schaffen  nach  Maßgabe 
der  vom  Reichsamt  des  Innern  herbeigeführten  Besprechung  vom 
30.  April  1915  und  des  Preußischen  Ministerialerlasses  vom  21.  Mai  1915 
(Ausgleichstellen  von  Ueberschuß  und  Mangel  auf  dem  Arbeitsmarkt 
auf  Grund  regelmäßiger  Zusammenarbeit  aller  nichtgewerbsmäfiigen 
Arbeitsnachweise).  Den  nichtgewerbsmäßigen  Arbeitsnachweisen  ist 
durch  Wahl  eines  Beirats  und  Vorstandes,  in  dem  alle  Arbeitsnach- 
weisgruppen gleichmäßig  vertreten  sind,  entscheidender  Einfluß  auf  die 
Geschäftsführung  der  Zentraläuskunftsstelle  zu  gewähren. 

VII. 
Für  die  Durchführung  dieser  Bestimmungen  errichtet  jeder  Bundes- 
staat oder  zu  diesem  Zwecke  von  mehreren  Staaten  begründete  Ver- 
band eine  Landeszentrale  für  Arbeitsvermittlung.  Diese  hat  für  die 
nichtgewerbsmäßigen  Arbeitsnachweise  jede  mögliche  Erleichterung 
ihres  Geschäftsverkehrs ,  besonders  eine  Verbilligung  des  zwischen- 
örtlichen Verkehrs,  und  für  die  Arbeitsuchenden  eine  Verbilligung 
notwendiger  Reisen  zu  veranlassen. 
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VIII. 
Die  Landeszentralen  haben   der  > Reichszentrale   der  Arbeitsnach- 
weise« regelmäßig  Bericht   zu    erstatten,    um    diese    in    den   Stand   zu 
setzen,  durch  Hinweise  und  Vorschläge  ein  einheitliches  und  wirksames 
Arbeiten  der  Arbeitsnachweise  im  ganzen  Reiche  herbeizuführen. 

Die  fünf  oben  genannten  Körperschaften  halten  eine  Regelung  der 
Arbeitsvermittlung  in  der  bezeichneten  Weise  für  um  so  notwendiger, 
als  die  Ueberleitung  der  Kriegswirtschaft  in  den  Frie- 
denszustand das  Arbeitsnachweiswesen  vor  ganz  neue  und  b  e- 
sonders  geartete  Aufgaben  stellen  wird,  die  nur  durch  ein  Zusam- 
menarbeiten der  Reichs-,  Staats-  und  Gemeindebehörden  sowie  der 
militärischen  Stellen  untereinander  und  mit  den  Organen  der  Arbeit- 
geber- und  der  Arbeiterschaft  gelöst  werden  können.« 
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diction  nationale  d'apres  le  droit  international  public  coutumier  an 
temps  de  paix.  La  Haye,  Librairie  Belinfaute  Fr^res,  1915.  589  S.  8". 
Die  Scheidung  des  öffentlichen  Rechtes  vom  privaten  ist  nach  der 
üblichen  Systematisierung  keine  scharfe,  da  das  öffentliche  Interesse,  wel- 
ches als  das  charakteristische  Merkmal  der  öffentlich-rechtlichen  Pflichten 
angesehen  wird,  bei  den  Pflichten  des  Privatrechts  in  ähnlichem  Grade, 
mitunter  in  noch  höherem  Grade  gegeben  ist  wie  bei  jenen,  und  weil 
nicht  nur  bei  den  privaten,  sondern  auch  bei  den  öffentlichen  Rechts- 
pflichten häufig  individuelle  Personen  besonders  interessiert  (»berech- 
tigt«) sind.  Wenn  man,  wie  Referent  (im  Archiv  des  öff.  Rechts  1916) 
es  vorschlägt,  diejenigen  Rechtspflichten  als  öffentlich-rechtliche  an- 
sieht, welche  bestimmten  Personen  die  Kompetenz  zum  Handeln  namens 
des  Staates  auferlegen,  und  alle  übrigen  Pflichten  des  staatlichen  Rechts 
als  private  Rechtspflichten  bezeichnet,  so  würde  diese  Scheidung,  auf 
das  Völkerrecht  übertragen,  ergeben,  daß  nur  die  Pflichten  als  öffent- 
liche Völkerrechtspflichten  anzusehen  sind,  welche  bestimmte  Personen 
als  Organe  der  Völkerrechts  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t  zu  erfüllen  haben.  Die 
übliche  Systematisierung  nennt  gewisse  Pflichten  des  staatlichen 
Rechts  (hauptsächlich  solche,  welche  nach  staatlichem  Recht  den  pri- 
vaten Staatsfremden  obliegen),  internationale  Privatrechtspflich- 
ten und  stellt  sie  in  Gegensatz  zu  dem  internationalen  öffentlichen 
Recht  oder  Völkerrecht. 

Der  Verfasser  stellt  nicht  nur  die  nationale  Rechtsprechung  in 
völkerrechtlichen  Fragen,  wie  sie  im  Frieden  aktuell  werden,  dar,  son- 
dern er  entwickelt  unter  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  Völkerrechts- 
quellen und  der  wissenschaftlichen  Meinungsäußerungen  (insbesondere 
auch  deutscher  Forscher)  auch  die  völkerrechtlichen  Grundsätze,  die 
der  inländische  Richter  zu  befolgen  hat.  Das  Werk  enthält  daher  auch 
eine  Darstellung  eines  Spezialgebietes  des  Völkerrechts.  Die  Darlegung 
dieser  Grundsätze  ist  eine  sehr  sorgfältige,  übersichtliche  und  erschöp- 
fende, die  Würdigung  der  nationalen  Judikatur  ist  mit  feinem  juri- 
stischen Unterscheidungsvermögen  erfolgt.    Die  theoretisch  inter- 
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essantesten  Teile  der  Arbeit  handeln  von  dem  Einflüsse  des  nationalen 
Rechts  auf  das  Völkerrecht  und  des  Völkerrechts  auf  das  nationale 
Recht,  wenn  beide  Rechtsordnungen  divergieren.  Auf  diesem  theo- 
retisch bisher  wenig  durchforschten  Gebiete  hat  der  Verfasser  sehr  be- 
achtenswerte Ausführungen  gemacht.  Bemerkt  sei,  daß  der  Verfasser 
in  der  Frage  der  Völkerrechts  entstehung  allerdings  zur  Annahme 
von  Völkerrechtssätzen  kommen  muß,  deren  Existenz  als  solche  zweifel- 
haft ist.  Er  nimmt  an,  daß  schon  eine  nicht  entgegenstehende  Uebung 
einer  Gewohnheit  den  Charakter  einer  Völkerrechtsnorm  verleihen 
kann.  Maßgebend  muß  in  dieser  Frage  aber  immer  der  Umstand  sein, 
daß  die  Gewohnheit  dem  allgemeinen  Willen  der  in  der  Gesamtheit  der 
Staaten  bestehenden  Gemeinschaftsautorität  entspricht,  daß  sie  von 
dieser  gewünscht  wird.  Interessant  sind  die  Gesichtspunkte,  die  der 
Autor  für  die  Exterritorialität  der  Besatzung  von  Luftschiffen  aufstellt, 
auf  welchem  Gebiete  der  völkerrechtliche  Zustand  noch  ungeklärt  ist. 
Der  Verfasser  behandelt  nacheinander  den  Einfluß  des  internatio- 
nalen öffentlichen  Rechts  auf  die  nationale  Rechtsprechung  in  Zivil- 
sachen und  Strafsachen,  abgesehen  von  der  Exterritorialität,  und  diese 
selbst.  Den  Begrifl"  »Jurisdiktion«  verwendet  er  im  Sinne  von  »le  pou- 
voir  de  juger,  appartenant  aux  juges  d'un  Etat  en  general,  c'est  ä  dire 
en  Opposition  avec  celui  des  juges  d'autres  Etats«.  Er  knüpft  also 
an  den  Kompetenzumfang  derjenigen  Personen  an,  die  im  staatlichen 
Recht  als  »Richter«  bezeichnet  werden  und  läßt  die  rechtsdogmatische 
Scheidung  zwischen  richterlicher  und  nichtrichterlicher  Tätigkeit  außer 
Betracht.  Wenn  man  unter  »Richten«  die  verbindliche  Feststellung  be- 
stehender Pflichten  im  Gegensatze  zur  speziellen  Pflichtenschaff"ung  und 
Pflichtenlösung  begreift,  wird  man  finden,  daß  die  Tätigkeit  der  »Richter« 
im  oben  erwähnten  Sinne  verschiedenartige  Staatsfunktionen  umfaßt, 
und  daß  auch  nichtrichterliche  Staatsbeamte  oft  »richten«.  Was  die 
Wirkungen  des  Völkerrechts  auf  einen  Richterspruch  betrifft,  welcher 
dem  nationalen  Rechte  entspricht,  aber  dem  Völkerrechte  widerspricht, 
so  hat  der  Verfasser  mit  juristischer  Schärfe  die  verschiedenen  Rechts- 
kreise, in  denen  sich  die  Rechtswirkungen  zeigen,  auseinandergehalten. 
Er  hebt  zutreffend  hervor,  daß  das  nationale  Recht  im  Zweifel  als  dem 
Völkerrechte  entsprechend  angesehen  werden  muß.  Man  wird  seiner 
Begründung  hinzufügen  können,  daß  dies  darauf  beruht,  daß  nach  mo- 
dernem staatlichem  Recht  die  Staatsorgane,  welche  die  allgemeine  Zu- 
ständigkeit zur  Rechtssetzung  haben,  als  verpflichtet  anzusehen  sind, 
das  anzuordnen,  was  die  Zugehörigkeit  des  Staates  zur  Völkerrechts- 
gemeinschaft erfordert,  daß  also  diese  Organe,  wenn  anders  man  im 
Zweifel  bei  ihnen  Rechtspflichterfüllung  annehmen  will,  dieser  ihrer 
in  den  staatlichen  Kompetenzrechtsnormen  wurzelnden  Verpflichtung 
entsprochen  haben.  Immerhin  kann  es  Fälle  geben,  in  denen  das 
nationale  Recht  dem  Völkerrecht  widerspricht.    Entsprechende  richter- 
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liehe  Akte  haben,  wie  der  Autor  zutreffend  hervorhebt,  für  den  natio- 
nalen Rechtskreis  die  von  diesem  bestimmten  Wirkungen,  dagegen  nicht 
ohne  weiteres  die  bezweckten  völkerrechtlichen  Wirkungen.  In  dieser 
Beziehung  wäre  es  interessant,  die  Grenzen  der  völkerrechtlichen  Wir- 
kungen solcher  Akte,  die  für  das  Völkerrecht  dasselbe  sind  wie  gewisse 
fehlerhafte  Staatsakte  für  das  staatliche  Recht,  zu  erforschen,  eine  Auf- 
gabe, die  über  das  Thema  des  Werkes  hinausführt. 

Dr.  Bruno   Beyer. 


David,  Dr.  H.,  Die  diplomatische  und  tvirtschaftliche  Vertretung  der 
Schweiz  im  Auslande.  Zürich,  Inst.  Orell  Füßli,  191 5.  32  S.  8". 
Fr.  I. — .     (Schweizer  Zeitfragen,  Heft  45.) 

Die  Schrift  gibt  den  Inhalt  eines  Vortrags  wieder,  den  der  Ver- 
fasser —  d.  Z.  Vizekanzler  der  Eidgenossenschaft  —  gehalten  hat,  er- 
hebt also  an  wissenschaftlichen  Charakter  und  Vollständigkeit  keinen 
Anspruch.  Aber  sie  enthält  einen  guten  Ueberblick  über  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  diplomatischen  und  konsularischen  Vertretung 
der  Schweiz  im  Auslande  und  eine  Darstellung  der  seit  mehr  als  einem 
Menschenalter  aufs  eifrigste  unter  den  Eidgenossen  erörterten  Fragen 
der  Verbesserung  des  Auslandsdienstes.  Da  diese  Fragen  auch  bei 
uns  den  Gegenstand  vielseitiger  Erwägung  bilden,  so  darf  die  gut  auf- 
gebaute und  an  interessanten  Streiflichtern  reiche  Darstellung  eines 
berufsmäßig  Sachkundigen  auf  die  Teilnahme  weiterer  Kreise  rechnen, 
die  sie  in  ihrer  knappen,  anschaulichen  Stoffbehandlung  wohl  verdient. 

— r. 


Springer,  Dr.  Max,  Die  Coccejische  Justizreform.  München,  Duncker 
&  Humblot,  1914.     387  S.  8°.     M.  10.—. 

Das  Werk  füllt  in  der  Literatur  über  die  Rechtsentwicklung  in 
Preußen  insofern  eine  Lücke  aus,  als  es  die  letzte  Reform  größeren 
Stiles  vor  der  Kodifikation  des  allgemeinen  Landrechts  rechtshistorisch 
und  rechtsdogmatisch  eingehend  behandelt. 

Der  Verfasser  versteht  unter  Reformen  einerseits  die  formelle  Aen- 
derung  des  Rechtszustandes,  wie  sie  z.  B.  durch  Prozeßordnungen  er- 
folgt, teils  Maßnahmen  auf  Grund  des  bestehenden  unverändert  ge- 
bliebenen Rechts,  wie  sie  sich  z.  B.  in  der  Entlassung  unzuverlässiger 
und    der  Berufung   geeigneter  Personen   zu    den  Staatsämtern   zeigten. 

Das  Werk  besteht  aus  einem  rechtshistorischen  (der  Gang  der 
Reform)  und  einem  rechtsdogmatischen  Teile  (Ergebnisse  der  Reform). 
Der  erste  schildert  ausführlich  die  Notwendigkeit  und  die  Zwecke  der 
einzelnen  Coccejischen  Reformen,  ihre  Durchführung  und  die  Schwie- 
rigkeiten,   welche  Cocceji  bei  dieser  Durchführung  überwinden  mußte. 
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Der  zweite,  welcher  besonderes  Interesse  beansprucht,  zeigt,  wie  die 
Gedanken,  welche  später  im  Allgemeinen  Landrecht  ihre  volle  Ver- 
wirklichung fanden,  bereits  in  dem  durch  Cocceji  neu  geschaffenen 
Rechtszustande  wenigstens  in  ihrem  wesentlichen  Inhalt  hervortraten. 
Freilich  wurden  von  Cocceji  auch  einige  veraltete  Einrichtungen  (z.  B. 
die  adli<7e  und  die  gelehrte  Bank  bei  manchen  höheren  Gerichten)  bei- 
behalten, ein  Beweis  dafür,  wie  schwer  alte  Rechtsinstitutionen,  an  die 
man  sich  gewöhnt  hat,  beseitigt  werden  können. 

Andere  Einrichtungen  behielt  Cocceji  als  überzeugter  Anhänger 
des  römischen  Rechtes  bei,  das  nach  seiner  Auffassung  eine  universale 
Geltung  beanspruchen  konnte.  Der  Verfasser  hat  interessante  Auf- 
schlüsse über  die  hierauf  bezüglichen  Unterschiede  in  den  Auffassungen 
Friedrichs  des  Großen  und  Coccejis  gegeben. 

Mit  welchen  Schwierigkeiten  Cocceji  bei  seinen  Reformbestre- 
bungen zu  kämpfen  hatte,  ergibt  sich  auch  daraus,  daß  Cocceji  für 
die  Beibehaltung  veralteter  Einrichtungen  einzutreten  sich  genötigt  sah, 
weil  der  Erfolg  der  gewünschten  Reformen  durch  anderweitige  Maß- 
nahmen der  Regierung  vereitelt  zu  werden  drohte.  So  berichtet  der 
Verfasser,  daß  Cocceji  in  Cleve  die  Aufrechterhaltung  der  nichtrichter- 
lichen Zuständigkeiten  der  Gerichte  wünschte,  weil  die  neu  zu  errich- 
tenden Landratsämter  nach  der  Absicht  des  Königs  aus  einem  Teil 
der  Richtereinkommen  unterhalten  werden  sollten,  wodurch  wiederum 
den  Richtern  das  Diensteinkommen  zu  sehr  verkleinert  worden  wäre. 
Zwei  Beamte,  die  sich  durch  die  Reformen  in  ihren  Interessen  ge- 
schmälert sahen,  fuhren  sogar  im  Lande  herum,  um  die  Beamtenschaft 
gegen  Cocceji  einzunehmen. 

Eine  Vergleichung  der  einzelnen  Reformen  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  der  Monarchie  ergibt,  daß  die  Mißstände,  deren  Beseiti- 
gung Cocceji  erstrebte,  trotz  der  sonstigen  großen  Verschiedenheiten 
besonders  zwischen  den  östlichen  und  den  westlichen  Landesteilen, 
überall  ähnliche  waren.  So  mußten  überall  auch  ähnliche  Reformen 
durchgeführt  werden.  Immer  wieder  suchte  Cocceji  eine  Beschleuni- 
gung der  Erledigimg  von  Prozessen  herbeizuführen.  Das  rein  formale 
Mittel,  das  er  hierbei  zum  Teil  anwandte,  die  Bestimmung  einer  Frist, 
innerhalb  welcher  alle  zu  einer  bestitnmten  Zeit  schwebenden  Prozesse 
beendet  sein  sollten,  entspricht  auch  sonstigen  Maßnahmen,  die  der 
große  König,  dem  Cocceji  diente,  traf.  Oft  hat  Friedrich  der  Große 
Unzuträglichkeiten,  die  sich  aus  der  Anwendung  bestehender  Normen 
ergaben,  durch  sein  Eingreifen  in  Individualfällen  zu  beseitigen  gesucht. 
Cocceji  beschränkte  sich  jedoch  nicht  auf  solche  Spezialmaßnahmen, 
sondern  setzte  auch  den  Erlaß  von  Prozeßordnungen  durch,  welche 
eine  schleunigere  und  sachgemäßere  Erledigung  der  Prozesse  gewähr- 
leisteten. In  allen  Landesteilen  waren  ferner  wichtige  Reformen  in  der 
Personalfrage  erforderlich.     Der  Verfasser  hat   die   besonders  wichtige 
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Abstellung  der  in  personaler  Hinsicht  hervortretenden  Mängel  beson- 
ders eingehend  behandelt.  Seine  Ausführun<7en  besonders  hinsichtlich 
der  Gebühren  der  Richter  für  Einzelakte,  deren  schädliche  Wirkungen 
Cocceji  durch  die  Einführung  von  Sportclordnungen  beseitigte,  zeigen, 
wie  wichtig  für  eine  unparteiische  und  zweckmäßige  Amtsführung  die 
Unabhängigkeit  des  Beamten  von  pekuniären  Vorteilen  für  seine  ein- 
zelnen Akte  im  allgemeinen  ist.  Nur  wo,  wie  z.  B.  bei  der  notariellen 
Tätigkeit,  der  besondere  Vorteil,  der  dem  Beamten  aus  einem  amt- 
lichen Akte  erwächst,  diesen  Beamten  kaum  veranlassen  kann  und  wird, 
parteiisch  oder  unzweckmäßig  zu  verfahren  (da  die  »freiwillige  Gerichts- 
barkeit« von  freiwilligen  Anträgen  der  Beteiligten  abhängt,  deren  Ab- 
lehnung nur  unter  ganz  bestimmten  und  spezialisierten  Voraussetzungen 
erfolgen  darf),  ist  eine  solche  Abschaffung  der  Bezahlung  von  Einzel- 
akten jedenfalls  im  Interesse  der  guten  Amtsführung  nicht  geboten. 
Immerhin  bleibt  es  fraglich,  ob  sie  nicht  durch  das  fiskalische  Interesse 
geboten  ist,  da  die  sich  nach  der  Höhe  des  Objektes  richtenden  Ge- 
bühren zum  Teil  die  gerechte  Höhe  des  Aequivalents  des  Beamten  für 
seine  Mühewaltung  übersteigen. 

Gerade  die  Schilderung  der  Mißstände,  deren  Beseitigung  Cocceji 
erstrebte  und  erreichte,  gibt  auch  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
interessante  Gesichtspunkte  für  rechtspolitische  Erwägungen,  welche 
der  Verfasser  nicht  angestellt  hat,  da  er  die  rechtshistorische  Methode 
streng  eingehalten  hat. 

Von  weiteren  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Personalfrage,  die 
sich  gleichfalls  durch  alle  Einzelreformen  in  den  verschiedenen  Landes- 
teilen verfolgen  lassen,  seien  erwähnt  die  Abschaffung  der  Prokuratoren, 
die  Einführung  einer  juristischen  Prüfung  für  Richter  und  Anwälte,  von 
strengen  Strafen  für  die  Bestechung  von  Richtern  und  die  Prozeßver- 
schleppung durch  Advokaten.  Was  die  Institution  der  Prokuratoren 
betrifft,  so  zeigen  sich  auch  im  modernen  staatlichen  Rechtsleben  ana- 
loge Verhältnisse,  die  zum  Teil  eine  Reform  erheischen.  Sonstige  in 
allen  Einzelreformen  durchgeführte  Reformen  waren:  die  Erweiterung 
der  Zuständigkeit  des  obersten  Gerichtshofes  auf  alle  Landesteile  der 
Monarchie,  neben  welcher  zentralisierenden  Maßnahme  allerdings  de- 
zentralisierende insofern  getroffen  wurden ,  als  die  verschiedenen 
Landesteile  sowohl  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  als  auch  besonders 
dem  des  Prozeßrechts  besondere  Instruktionen  usw.  erhielten.  Weiter- 
hin ist  zu  erwähnen  die  Einführung  des  Konstitutionierens,  die  Be- 
schränkung der  Tätigkeit  der  Fiskale,  die  Abgrenzung  der  Zuständig- 
keit der  Verwaltungsbehörden  von  der  der  Justizbehörden,  die  Be- 
schränkung der  Kabinettsjustiz.  Die  erwähnte  Zuständigkeitsabgrenzung 
ist  auch  für  die  Interpretation  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  in 
Preußen  von  Bedeutung.  In  vielen  neu  auftauchenden  Fragen  über  die 
Zulässigkeit  des   ordentlichen  Rechtsweges  (z.  B.  hinsichtlich  der  Ver- 
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gütung  für  Kriegsleistungen)  muß  man,  um  zu  einem  Ergebnisse  zu 
kommen,  auf  die  alten  Rechtsquellen  Preußens  zurückgreifen.  Das 
Problem  der  begrifflichen  Sonderung  von  richtender  und  sonst  rechts- 
ausführender Staatstätigkeit  wurde  auch  von  Cocceji  nicht  gelöst,  weil 
er  mit  diesen  Begriffen  die  Vorstellung  der  Justiz  und  Verwaltung  im 
>historisch  gegebenen  Sinne«  verband  und  noch  nicht  die  rein  rechts- 
dogmatischen Gesichtspunkte  fand,  die  das  Ergebnis  späterer  Forschun- 
gen waren.  Ein  besonderes  Verdienst  des  Verfassers  ist  es,  daß  er 
die  Beschränkungen  der  Kabinettsjustiz  in  Preußen  in  ihren  ersten  An- 
fängen historisch  dargelegt  hat.  Auch  andere  Reformen  Coccejis,  deren 
Grundgedanken  im  geltenden  preußischen  und  deutschen  Rechte  ver- 
wirklicht sind,  sind  in  jener  Zeit  zum  ersten  Male  mit  klugem  Geschick 
durchgeführt  worden.  So  hat  der  Verfasser  mit  seiner  eingehenden 
Untersuchung  den  Ursprung  mancher  geltender  Rechtsnormen  erforscht. 

Dr.  Bruno  Beyer. 


Valentin,  Veit,  Kolonialgeschichte  der  Neuzeit.  Ein  Abriß.  Tü- 
bingen, J.  C.  B.  Mohr,  1915.    240  S.  8^    M.  4.30.     Gebunden  M.  6.—. 

Die  deutsche  Literatur  hat  keinen  Ueberfluß  an  guten  Darstellun- 
gen großer  Abschnitte  der  Kolonialgeschichte,  noch  weniger  an  über- 
sichtlichen Zusammenfassungen  der  ganzen  europäischen  Kolonial- 
geschichte als  eines  der  wichtigsten  Teile  der  Welthistorie.  Erst  die 
letzten  Jahre  (1913  und  191 5)  haben  uns  zwei  Bücher  beschert,  die  im 
handlichen  Umfang  eines  mittelstarken  Oktavbandes  eine  Gesamtüber- 
sicht über  die  Kolonialgeschichte  seit  dem  großen  Entdeckungszeitalter 
bilden,  nachdem  1903  Dietrich  Schäfer  mit  seinem  kleinen,  in  der 
Göschenschen  Sammlung  erschienenen  Abriß  »Kolonialgeschichte« 
(150  Seiten  Kleinformat)  vorausgegangen  war. 

Die  beiden  bezeichneten  größeren  Gesamtübersichten  der  Kolonial- 
geschichte sind:  Geschichte  der  europäischen  Kolonisation  seit  der 
Entdeckung  Amerikas,  von  Gustav  Roloff,  Heilbronn  1913;  und 
das  im  Titel  genannte  Buch  von  Veit  Valentin.  Beide  Bücher 
sind  in  Disposition,  Methode  und  Stil  wesentlich  voneinander  verschie- 
den. Während  Roloff  den  Blick  weniger  auf  die  Geschichte  der  Kolo- 
nien als  auf  die  der  Kolonisation  und  der  Kolonialpolitik  richtet,  in 
synchronistischer  Anordnung  des  Stoffes  den  großen  genetischen  Zu- 
sammenhang der  Kolonialgeschichte  darstellt  und  die  geschichtliche 
Entwicklung  der  Kolonien  namentlich  aus  den  Wechselwirkungen  zwi- 
schen Mutterland  und  Kolonialland  und  aus  dem  Machtdrang  und  der 
nationalen  Willenskraft  der  Kolonialvölker  verständlich  macht,  schlägt 
Veit  Valentin  einen  abweichenden  Weg  ein,  der  ihn  aber  sicher  zu 
seinem  Ziele  führt. 
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Valentin  will  keine  allgemeine  Kolonisationsgeschichte  im  geneti- 
schen Zusammenhang  der  über  alle  Länder  und  Meere  reichenden  Be- 
ziehungen, Wirkungen  und  Vorgänge  schreiben,  sondern  er  will,  eben- 
falls unter  Voranstcllung  des  politischen  Gesichtspunktes,  den  Unge- 
heuern Stoff  auch  für  Nichthistoriker,  für  die  Lehrer,  die  Studierenden, 
die  Geschichtsfreunde,  in  einer  Weise  gliedern  und  gestalten,  daß  diese 
der  Schwierigkeiten  Herr  werden  und  ein  klares  Bild  des  Ganzen  be- 
kommen. Er  tut  dies,  indem  er  die  drei  Betrachtungsarten,  die  den 
Stoff  bemeistern  lassen,  nämlich  erstens  die  Darstellung  der  Epochen- 
bildung im  Gesamtverlauf  der  Kolonialgeschichte,  zweitens  die  Heraus- 
hebung der  kolonialen  Arbeit  der  einzelnen  Nationen  und  drittens  die 
Anordnung  der  einzelnen  nationalen  Kolonisationen  nach  der  geogra- 
phischen Verteilung  der  Kolonien,  methodisch  zu  einer  Betrachtungs- 
weise zusammenfaßt. 

Mit  der  Skizzier ung  der  Epochenbildung  der  neuern 
Kolonialgeschichte  knüpft  er  im  ersten  Kapitel  an  A.  Supans  Eintei- 
lung in  »Die  territoriale  Entwicklung  der  europäischen  Kolonien« 
(Gotha,  1906)  an,  geht  aber  in  der  Periodengliederung  noch  weiter  als 
dieser  und  unterscheidet  in  glücklicher  Aufeinanderfolge  die  spanisch- 
portugiesische, die  holländische,  die  französische,  die  englische,  die 
russische,  die  nordamerikanische  und  die  deutsche  Kolonisation ;  die 
Kolonisation  der  kleinen  Staaten  (Belgien,  Italien)  wird  in  einem  kurzen 
Kapitel  zusammengefaßt. 

Auf  der  Grundlage  dieser  Epocheneinteilung  schildert  der  Verfasser 
im  ganzen  übrigen  Buchinhalt  die  Kolonisation  der  Einzel- 
nationen in  je  einem  Kapitel  (Kap.  2 — lo)  und  jedesmal  im  Zu- 
sammenhang des  geschichtlichen  Totalbildes  dieser  Nation,  ihrer  spe- 
zifischen nationalen  Einwirkung  auf  ihre  Kolonien  und  der  Rückwirkung 
aus  den  Kolonien  auf  das  Muttervolk.  Dieser  zweiten  Betrachtungs- 
weise ordnet  er  schließlich  die  dritte  ein,  indem  er  die  über  weite 
Erdräume  sich  erstreckende  Kolonisationsarbeit  der  großen  Nationen 
nach  der  geographischen  Einteilung  dieser  Kolonial- 
reiche betrachtet,  also  z.  B.  die  englische  Kolonisation  erst  im  Neu- 
England  Nordamerikas,  dann  in  Westindien,  darauf  in  Kanada,  danach 
in  Ostindien,  in  Australien  und  Neuseeland,  in  West-  und  Südafrika,  in 
Aegypten  u.<5w. 

Auf  diese  Weise  hat  der  Verfasser  die  Geschichte  der  Kolonisation 
mit  der  Geschichte  der  Kolonien,  wenigstens  der  größten  Kolonien  inner- 
halb jedes  Kolonialreiches,  verbunden  und  hier  wie  dort  in  seiner  Darstel- 
lung eine  Fülle  kolonialwirtchaftlicher  und  kolonialpolitischer  Grund- 
züge, individueller,  gerade  für  diese  Kolonie  oder  für  diese  Koloni- 
sationsart charakteristischer  Einzelerscheinungen  und  allgemeiner  Pro- 
bleme mit  gestreift  oder  mit  herangezogen,  ohne  auf  die  Systematik 
der  Kolonialpolitik  und  Kolonialwirtschaft  einzugehen,    die  er   grund- 
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Sätzlich  von  seiner  Erörterung  ausschließt.  Er  bezeichnet  die  in  seinem 
Buch  zum  erstenmal  angewandte  Vereinigung  der  drei  Betrachtungs- 
weisen des  kolonialgeschichtlichen  Stoffes  ausdrücklich  als  einen  V'e  r- 
such,  und  mir  scheint,  daß  dieser  Versuch  im  ganzen  gut  gelungen 
ist,  wenn  ihm  auch  im  einzelnen,  wie  jedem  Versuch,  noch  Mängel  an- 
haften. Der  politische  Historiker  von  Fach  wird  vermutlich  gegen 
Valentins  Preisgabe  des  synchronistischen  Prinzips  und  gegen  sein  zeit- 
liches und  räumliches  Nebeneinanderstellen  der  Kolonialleistungen  der 
Einzelnationen  viel  einzuwenden  haben,  er  wird  deshalb  wahrscheinlich 
dem  Roloffschen  Buch  den  Vorzug  geben,  das  universalgeschichtlich 
den  ganzen  kolonialen  Geschichtsverlauf  verfolgt  und  überschaut.  Aber, 
ein  sehr  großer  Leserkreis  wird  den  Valentinschen  Versuch  als  eine 
sehr  schätzenswerte  Ergänzung  des  Roloffschen  Buches  begrüßen,  die 
ihn  aus  der  verwirrenden  Fülle  von  Geschehnissen,  von  Nationen,  von 
Schauplätzen,  von  ursächlichen  Beziehungen,  von  kolonialen  Zielen  und 
Methoden  herausführt  zu  einer  klaren  Uebersicht  der  großen  Epochen 
und  ihrer  national-kolonialen  Inhalte  und  Entwicklungsgänge. 

Nicht  nur  die  Lehrer,  die  Studierenden  und  die  Geschichts- 
freunde, für  die  das  Buch  eigentlich  geschrieben  ist,  werden  dem  Ver- 
fasser aufrichtig  dankbar  sein,  sondern  namentlich  auch  die  Geogra- 
phen, die  in  erster  Linie  an  der  Geschichte  der  verschiedenen  Erd- 
räume und  der  verschiedenen  Einzelnationen,  also  auch  der  verschiedenen 
Kolonialreiche  und  ihrer  territorialen  wie  nationalen  Entwicklung,  Inter- 
esse nehmen  und  bisher  vergeblich  nach  einer  übersichtlichen  räumlich 
gegliederten  Gesamtdarstellung  der  Kolonialgeschichte  gesucht  haben. 
Was  aber  der  Geograph  noch  an  dem  Valentinschen  Buch  vermißt, 
das  ist  eine  stärkere  Durchdringung  der  Geschichte  der  einzelnen 
Kolonialreiche  mit  geographischen  Elementen,  d.  h.  mit  den 
Nachweisen  der  kausalen  Beziehungen  zwischen  der  natürlichen  Be- 
schaffenheit des  Landes,  sowohl  der  Kolonie  als  auch  des  Mutterlandes, 
also  der  Lage,  des  Klimas,  der  Oberflächengestalt,  der  Bodenbeschaffen- 
heit, der  Bewässerung,  der  Vegetation  usw.,  einerseits  und  seiner  Ge- 
schichte, seiner  politischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  anderseits. 
Andeutungen  dazu,  wie  z.  B.  im  Kapitel  »Indien«  oder  »Australien«,  be- 
sagen doch  viel  zu  wenig.  Ich  könnte  mir  von  einer  künftigen  Er- 
weiterung des  Buches  gerade  nach  dieser  Richtung  hin  sehr  viel  ver- 
sprechen, auch  für  das  reichere  Verständnis  bei  Nichtgeographen. 

Einen  weiteren  Wunsch  für  die  nächste  Auflage  des  Buches  werden 
mit  mir  viele  Leser  hegen :  daß  der  Kolonisationsarbeit  der  modernen 
ostasiatischen  Großmacht  Japan,  die  mit  so  gewaltigen  Schritten  in 
die  Weltgeschichte  eingetreten  ist  und  sich  bis  zum  großen  Krieg  1914 
bereits  ein  Kolonialreich  von  fast  der  Größe  des  Mutterlandes  ge- 
schaffen hatte,  eine  eingehendere  Darstellung  finde  als  auf  einer  halben 
Seite  am  Ende  des  Buches. 
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Höchst  angenehm  berührt  die  sprachliche  und  stilistische  Form 
des  Buches,  die  Gewandtheit  und  Plastik  des  Ausdrucks,  die  fesselnde 
Darstellungsart;  aber  man  hat  zuweilen  den  Eindruck,  daß  die  sich  in 
diesen  Vorzügen  aussprechende  reiche  Phantasie  des  Verfassers  über 
sachliche  Einzelheiten  hinwegsieht  und  in  allgemeinen  Urteilen  über 
Menschen,  Dinge  und  Ereignisse  zu  weit  geht;  so  z.  B.  in  der  fast 
schwärmerischen  Charakterisierung  des  Kolumbus,  in  der  bewundern- 
den Schilderung  der  spanischen  Jesuitenmission  in  Paraguay,  die  »von 
Intelligenz  funkele  und  künstlerisch  bewundernswert  sei« ,  in  der 
absprechenden  Beurteilung  der  portugiesischen  Kolonisation,  in  der 
heroischen  Auffassung  der  frühen  französischen  Kolonisation  in  Kanada, 
in  der  allzu  milden  Darstellung  des  englischen  Regiments  im  modernen 
Indien  und  Aegypten,  in  der  Skizzierung  der  Eingebornenkulturen  und 
der  Europäersiedlungen  der  deutschen  Schutzgebiete,  usw. 

Merkwürdig  wenig  ist  in  dem  ganzen  Buch  vom  Meer,  dem  Ver- 
mittler aller  kolonialen  Expansion,  von  Seefahrt,  Seehandel,  Seemacht 
und  Seeherrschaft,  vom  innern  und  äußern  Zusammenhang  starker  Kriegs- 
flotten und  Flottenstationen  mit  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Kolonialentwicklung  die  Rede.  Sogar  im  Abschnitt  über  die  englische 
Kolonisation  wird  dessen  nur  ganz  nebenbei  Erwähnung  getan,  und 
bloß  im  Kapitel  »Holländische  Kolonisation«  kommt  es  etwas  mehr 
zur  Geltung. 

Ebenso  dünn  gesät  sind  statistische  Angaben  jeder  Art.  Wenn 
von  »riesigen  Entfernungen«,  von  »glänzender  Entwicklung«,  von 
>niaßlosen  Ansprüchen«,  von  Gesellschaftsgewinnen,  von  Handelsum- 
sätzen, von  großen  Pachtländereien  usw.  gesprochen  wird,  sind  einige 
Zahlen  zur  Präzisierung  unentbehrlich,  einerlei  ob  sie,  alten  Nachrichten 
entnommen,  nur  historischen  Wert  haben  oder  ob  sie,  aus  neuern 
Statistiken  stammend ,  die  Gefahr  baldigen  Veraltens  laufen.  Mit 
Zahlen  scheint  sich  überhaupt  der  Verfasser  nur  ungern  und  wenig 
sorglich  zu  befassen,  denn  an  vielen  Stellen,  wo  man  ihrer  nicht  ent- 
raten  kann,  fehlen  sie  ganz  und  von  den  angegebenen  historischen 
Jahreszahlen  wie  von  geographischen  Größen-  und  Maßzahlen  sind  viele 
unrichtig.  Auch  geht  es  über  das  zulässige  Maß  geographischer  Un- 
genauigkeit  hinaus,  wenn  England  für  den  Mitbesitzer  Samoas  erklärt 
wird  (S.  162),  wenn  Australiens  Korallenbänke  als  der  diesen  Kontinent 
vom  »so  benachbarten  östlichen  Asien«  trennende  Faktor  bezeichnet 
werden  (8.  136),  wenn  von  den  Flüssen  Indochinas  gerühmt  wird,  daß 
sie  »die  größten  Schiffe  tief  ins  Land  eindringen  lassen«  (S.  95),  wenn 
von  der  afrikanischen  Küste  allgemein  gesagt  wird,  daß  sie  »zumeist 
wüste  und  wenig  verlockend«  sei  (S.  44),  wenn  das  Ormus  der  Portu- 
giesen ins  Rote  Meer  anstatt  in  die  Südenge  des  Persischen  Golfes 
verlegt  wird  (S.  43),  wenn  Australien  als  »ein  Staatswesen  aus  gold- 
protzigen Großstädten,  Einsamkeit  und  Hammelherden«   charakterisiert 
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wird  (S.  146),  wenn  das  Kamerungebirge  »ein  Gebirgsstock  bis  über 
3000  m  hoch«  (anstatt  4070  m)  genannt  wird  (S.  204)  u.  a.  m. 

An  Genauigkeit  der  Zahlen  und  Daten  lassen  ferner  die  statisti- 
schen und  chronologischen  Tabellen  der  Anhänge  II  bis  IV  manches 
zu  wünschen  übrig,  und  schließlich  sei  die  Dürftigkeit  des  Ver- 
zeichnisses der  »Quellen  und  Literatur«  in  Anhang  I  nicht  ungerügt 
gelassen.  Wenn  im  Vorwort  gesagt  ist ,  das  Literaturver- 
zeichnis sei  keine  Sammlung  von  Titeln ,  sondern  eine  kri- 
tische Zusammenstellung  dessen,  was  dem  Verfasser  wirklich 
Nutzen  brachte,  so  hätte  er  eine  solche  dem  eignen  Bedürfnis  ent- 
sprechende Liste  besser  nicht  in  dem  Buch  abdrucken  sollen,  das  für 
Studierende  und  Lehrer  bestimmt  ist.  Diese  werden  mit  Recht  in  dem 
bibliographischen  Anhang  eine  Zusammenstellung  der  für  eine  speziel- 
lere Orientierung  wichtigsten  Schriften  über  die  einzelnen  Epochen  und 
über  die  Geschichte  der  einzelnen  großen  Kolonialreiche  suchen  und 
enttäuscht  sein,  wenn  sie  eine  ganze  Reihe  der  wichtigsten  Schriften 
nicht  angegeben  finden  und  für  vieles  auf  die  Bibliographien  in  dem 
großen  Werk  von  Zimmermann  und  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
Wissenschaften  verwiesen  werden.  Gerade  aus  diesen  umfangreichen 
Literaturverzeichnissen  wäre  eine  kritische  Auswahl  des  Besten,  ergänzt 
bis  auf  die  Gegenwart,  weiten  Kreisen  hoch  willkommen  gewesen. 

Den  Schluß  des  Valentinschen  Buches  bilden  zweifarbige,  klare  und 
übersichtliche  Karten  der  »alten  Kolonialmächte«  (Spanien,  Portu- 
gal, Holland)  und  der  »Neuen  Weltmächte  (Deutschland,  England, 
Frankreich,  Rußland,  Vereinigte  Staaten).  Die  erstere  Karte  ist  da- 
durch besonders  lehrreich,  daß  sie  in  farbiger  Schraffur  auch  den 
frühern  Besitz  der  »alten  Kolonialmächte«  veranschaulicht.  Die 
Freude  an  den  hübschen  Karten  wäre  noch  reiner,  wenn  auf  die  Schrei- 
bung der  geographischen  Namen  mehr  Sorgfalt  gelegt  wäre.  Die  einen 
Geographen  seltsam  anmutende  Erklärung  des  Verfassers,  daß  er  nicht 
die  fremde  Orthographie  übernehme,  sondern  »eine  auf  Gefühl  und 
Uebung  beruhende  Unauffälligkeit  der  Schreibung  befolge,  die  nicht 
falsch  sein  kann,  weil  sie  eben  nicht  im  deutschen  Sprachzusammen- 
hang stört«  darf  doch  unmöglich  bis  zu  der  Willkür  gesteigert  werden, 
auch  Personennamen,  die  auf  geographische  Orte  übertragen  sind,  dieser 
neuen  Regel  einzupassen;  so  z.B.  indem  der  Verfasser  Fernando  Po 
anstatt  F.  Pöo,  S.  Thome  anstatt  Säö  Thome,  San  Paolo  de  Loanda 
anstatt  Säo  P.  d.  L.,  Lorenzo  Marquez  anstatt  Lourengo  Marquez,  Tri- 
stan de  Cunha  anstatt  T.  da  C.,  Palmeston  anstatt  Palmerston  usw. 
schreibt.  Kap  Verd  anstatt  Kap  Verde,  Curacao  anstatt  Curagao, 
Reunion  anstatt  Reunion,  Burban  anstatt  Durban,  Gnam  anstatt  Guam, 
Kanakri  anstatt  Konakri  u.  a.  m.  sind  Flüchtigkeiten,  die  leicht  zu  ver- 
meiden gewesen  wären. 

Trotz  aller  dieser  Mängel,  die  bei  sorgfältiger  Durcharbeitung  einer 
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zweiten  Auflage  auszumerzen  sein  werden,  hat  das  Valentinsche  Buch 
so  viele  Vorzüge,  daß  ich  ihm  recht  zahlreiche  Leser  wünsche,  beson- 
ders aus  den  weiten  Kreisen  der  I^ehrenden  und  der  Studierenden,  der 
Kolonialinteressenten  und  der  Geschichtsfreuhde,  die  alle  es  wegen 
seiner  übersichtlichen  Gliederung  und  fesselnden  Schilderung  mit  Ge- 
winn und  Genuß  als  eine  Ergänzung  des  methodisch  anders  angelegten, 
ausgezeichneten  Rolofifschen  Buches  lesen  und  benutzen  werden. 

Hans  Mever. 


Summarischer  Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekatnmer  in  Brunn  über 
die  geschäftlichen  Verhältnisse  in  ihrem  Bezirke  während  des  Jahres 
191 5.     Brunn,  Selbstverlag,   I916.     335  S.     S''. 

Ein  Bericht  über  den  Geschäftsverlauf  eines  Kriegsjahres  aus  einem 
der  bedeutendsten  Industriebezirke  Oesterreichs  verdient  erhöhte  Be- 
achtung. Insbesondere  dürfte  die  allgemeine  Einleitung  wert  sein,  für 
weitere  Kreise  der  Zukunft  aufbehalten  zu  werden,  und  dies  recht- 
fertigt es,  wenn  im  folgenden  ein  Stück  derselben  wiedergegeben  wird. 
»Nach  anderthalb  Jahren  Weltkrieg  steht  die  Wirtschaft  unseres 
Staates  wie  unseres  Bezirkes  sicher  und  gefestigt  da.  Das  Jahr  191 5 
hat  nicht  die  vielfach  befürchtete  weitreichende  Arbeitslosigkeit  ge- 
bracht; vielmehr  war  im  Gefolge  der  ausreichenden  Beschäftigung  und 
des  durch  die  Einberufungen  veränderten  Standes  an  männlichen  Ar- 
beitern in  den  wichtigsten  Industriezweigen  und  in  namhaften  Teilen 
des  Gewerbes  eher  eine  Not  an  Arbeitskräften  zu  verzeichnen.  Organi- 
satorische Maßnahmen  der  verschiedensten  Art  haben  eine  rationelle 
Wirtschaft  mit  den  vorhandenen  Vorräten  verbürgt  und  einer  über- 
mäßigen Ausdehnung  der  Teuerung  vorzubeugen  versucht.  Geld-  und 
Kreditverhältnisse  ruhen  auf  der  sichern  Grundlage  eines  normalen, 
durch  kein  Moratorium  mehr  beengten  Geschäftsverkehrs,  und  das 
glänzende  Ergebnis  der  Kriegsanleihen  ist  der  beste  Beweis  für  unsere 
innere  Kraft.« 

»Wenn  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  unseres  Bezirkes  den  wirt- 
schaftlichen Erschütterungen  vollauf  Stand  gehalten  haben,  so  kann 
allerdings  nicht  geleugnet  werden,  daß  das  Berichtsjahr  für  alle  Er- 
werbszweige ohne  Unterschied  ein  außerordentlich  schwieriges  war. 
Die  fortschreitenden  Einberufungen  haben  gerade  die  im  besten  und 
kräftigsten  Mannesalter  stehenden  Arbeitskräfte  den  Betrieben  ent- 
zogen und  die  Einstellung  ungeübter  Arbeitskräfte  hat  alle  Unterneh- 
mungen wesentlich  behindert.  Daß  es  in  weitem  Umfange  möglich  ist, 
Männerarbeit  durch  Frauenarbeit  zu  ersetzen,  hat  das  Kriegsjahr  ein- 
wandfrei erwiesen.  Beim  Uebergang  zur  Friedenswirtschaft  wird  man 
nicht  außer  Acht  lassen  dürfen,  welch  schwere  Bedenken  einer  über- 
mäßigen Frauenarbeit  vom  höheren  Standpunkte   der  Volksgesundheit 

Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.     1916.     i.  Q 
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und  Volkserhaltung  entgegenstehen.  Die  unvermeidlichen  Störungen 
im  Bahn-  und  Postverkehr  haben  sich  vielfach  als  Hemmnis  der  Pro- 
duktion empfindlich  geltend  gemacht.  Der  Mangel  an  wichtigen  Roh- 
und  Hilfsstoffen  zwang  zur  Einstellung  von  Surrogaten,  zur  Verwen- 
dung neuer  Arbeitsprozesse,  und  unsere  Industrie  wie  unsere  Technik 
haben  in  ihrer  Anpassungsfähigkeit  an  die  geänderten  Verhältnisse 
einen  vollen  Beweis  ihrer  besonderen  Tüchtigkeit  geliefert.  Neben 
vorübergehenden  Auskunftsmitteln,  welche  dem  augenblicklichen  Mangel 
abhelfen  sollten,  hat  das  Kriegsjahr  große  und  kleine  Erfindungen  der 
verschiedensten  Art  gezeitigt,  die  uns  nicht  nur  vom  Auslande  unab- 
hängig machen,  sondern  auch  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte 
einen  dauernden  Fortschritt  darstellen.  Der  größte  Teil  unserer  In- 
dustrie war  in  der  Lage,  durch  den  raschen  Uebergang  von  der  ge- 
wohnten Friedensarbeit  zur  ausschließlichen  oder  vorzugsweisen  Be- 
friedigung der  Heeresbedürfnisse  nicht  nur  die  Betriebe  im  Gange  zu 
erhalten  und  damit  der  Arbeiterschaft  Beschäftigung  zu  bieten,  sondern 
auch  wesentlichen  Zwecken  der  Heeresverwaltung  zu  dienen.  Für 
namhafte  Teile  unserer  Industrie  wird  das  finanzielle  Ergebnis  des 
Jahres  191 5  freilich  davon  abhängig  sein,  inwieweit  es  gelingen  wird, 
die  Außenstände  im  feindlichen  Auslande  sowie  in  den  seinerzeit  vom 
Krieg  unmittelbar  betroffenen  Gebieten  zu  realisieren.« 

Der  Bericht  zeigt  dies  dann  des  Näheren  in  einem  flüchtigen  Ueber- 
blick  über  die  einzelnen  Industriezweige,  von  denen  namentlich  die 
Textilindustrie  in  allen  ihren  Zweigen  (Wollen-,  Leinen-  und  selbst 
Seidenindustrie)  für  Heereslieferungen  stark  in  Anspruch  genommen 
war.  Daneben  war  aber  auch  ein  sehr  starker  Bedarf  nach  Damenware 
zu  verzeichnen  —  »eine  Tatsache,  die  außer  mit  Kriegsgewinnen  viel- 
fach damit  erklärt  wird,  daß  im  Mittelstande  zahlreiche  Familien  von 
Offizieren,  öffentlichen  Beamten  und  Angestellten  durch  die  im  Felde 
nicht  verwendeten  Gehalte  der  zum  Kriegsdienst  Einberufenen  eine 
unerwartete  Aufbesserung  ihres  normalen  Einkommens  erfuhren  und 
daß  insbesondere  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  die  Kaufkraft  des 
Unterhaltsbeitrages  auch  noch  die  Anschaffung  anderer  als  der  dringend- 
sten Bedarfsartikel  gestattete.  —  Eine  gemeinsame  Erscheinung  der  ge- 
samten Textilindustrie,  aber  auch  zahlreicher  anderer  Erwerbszweige, 
ist  auch  die  Beseitigung  der  im  Frieden  üblichen  Mißbräuche  auf  dem 
Gebiete  des  Zahlungs-  und  Lieferungswesens.  Den  Bestrebungen,  nun- 
mehr endgültig  Ordnung  zu  schaffen,  kann  im  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Interessen  nur  der  beste  Erfolg  gewünscht  werden.« 

Indem  im  übrigen  auf  die  teilweise  sehr  instruktiven  Sonderberichte 
über  die  einzelnen  Erwerbszweige  verwiesen  wird,  sei  noch  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  der  Jahresbericht  im  Anhang  zwei  wichtige 
Uebersichten  enthält :  eine  über  die  in  Oesterreich  eingeführten  Höchst- 
preise im  Großhandel  und  eine  andere  über  die  Wirtschaftsgesetzgebung 
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des  Jahres  191 5.  Auch  die  Tabellen  über  die  Kleinhandelspreise  auf 
dem  Brünner  Lebensmittelmarkt  und  über  die  behördlichen  Höchst- 
preise im  Brünner  Kleinhandel  haben  mehr  als  bloß  vorübergehende 
Bedeutung.  — r. 


Braun,  Adolf,  Die  Gewerkschaften,  ihre  Entwicklung  und  Kämpfe. 
Eine  Sammlung  von  Abhandlungen.  Nürnberg  1914.  Fränkische 
Verlagsanstalt  und  Buchdruckerei  G.  m.  b.  H.     503  S.  8°. 

Das  Werk  ist  eine  Sammlung  von  Aufsätzen  des  Verfassers,  die 
in  den  Jahren  1892 — 1912  in  mancherlei  Zeitschriften  und  Zeitungen 
erschienen  sind  und  hier  mit  wenigen  Aenderungen  zu  gewissen  größe- 
ren Abschnitten  vereinigt  wieder  abgedruckt  wurden.  Es  beginnt  mit 
einem  Abschnitt  geschichtlicher  Aufsätze  über  die  Vorläufer  der  Ge- 
werkschaftsbewegung, über  die  Entstehung  und  Entwicklung  der  Ge- 
werkschaften, über  die  Stellung  INIarx'  und  Bebeis  zu  der  Gewerkschafts- 
bewegung. Die  drei  folgenden  Abschnitte  behandeln  deutsche,  öster- 
reichische, französische  und  englische  Gewerkschaftsprobleme.  Unter 
den  deutschen  treten  dabei  Fragen  des  inneren  Gewerkschaftslebens, 
wie  der  Gewerkschaftsverfassung,  der  Verwaltung  der  Finanzen,  der 
Streikführung  u.  a.  hervor,  während  unter  den  österreichischen  natür- 
lich die  Stellung  der  Gewerkschaften  zu  den  Nationalitäten  die  Haupt- 
rolle spielt.  Für  Frankreich  bietet  der  Verfasser  den  sehr  interessanten 
Artikel:  Syndikalistische  und  Gewerkschaftstaktik,  für  England  einen 
solchen  über  Mindestlohnsatz  und  Gewerkschaftsbewegung.  Die  nächsten 
Aufsätze  enthalten  Ausführungen  über  die  Organisierbarkeit  der  Ar- 
beiter, über  Kampfziele,  also  besonders  über  die  Arbeitszeit  und  den 
Achtstundentag,  und  über  die  Kampfmethoden,  wo  namentlich  die 
Frage  des  geeigneten  Zeitpunktes  zur  Eröffnung  eines  Streikes,  der 
Boykott,  die  Eigenproduktion  als  gewerkschaftliches  Kampfmittel  ihre 
Darstellung  linden.  Der  folgende  Abschnitt  enthält  fünf  Aufsätze  über 
die  Tarife,  dann  kommen  ein  einzelner  über  die  Sozialdemokratie  und 
die  Gewerkschaften  und  drei  über  die  Arbeitslosenfrage  und  die  Arbeits- 
losenversicherung. Dem  Gegenstande :  Die  Gewerkschaften  und  die 
Unternehmer  sind  sieben  Aufsätze  gewidmet,  und  ein  letzter  Abschnitt 
endlich  behandelt  die  gewerkschaftliche  Statistik,  insbesondere  die  Ar- 
beitslosenzählung und  die  Lohnstatistik.  Den  Beschluß  des  ganzen 
Buches  macht  ein  vorzügliches  Sach-,  Berufs-,  Orts-  und  Personen- 
register. 

Der  Verfasser,  einer  unserer  besten  Kenner  des  Gewerkschafts- 
lebens, verfolgt  mit  seinem  Buche  den  von  ihm  selber  ausgesprochenen 
Zweck,  ein  Belehrungsmittel  für  die  Arbeiter  zu  bieten,  »die  mit  der 
Feder  und  oder  mit  dem  Wort  auf  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
agitatorisch  einwirken,   um   sie  für   die  gewerkschaftliche  Organisation 
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ZU  gewinnen  und  um  die  Gewonnenen  zu  festigen  in  ihrer  Verbindung 
mit  den  Berufsorganisationen  der  Arbeiterklasse«.  Er  bekennt  sich 
als  Sozialdemokrat  und  macht  damit  selbst  darauf  aufmerksam,  daß 
sein  Buch  nicht  als  eine  objektive  Darstellung  über  die  Gewerk- 
schaften gewertet  werden  darf.  Trotzdem  wird  die  Schrift  auch 
einer,  der  nicht  gerade  agitatorisch  wirken  will,  mit  größtem  Nutzen 
lesen,  denn  sie  führt  ganz  vorzüglich  in  die  Gedankenwelt  jener  älte- 
ren sozialdemokratischen  Parteischriftsteller  ein,  die  auf  Unternehmer- 
seite nichts  wie  Gewinnsucht,  auf  Arbeiterseite  aber  unterdrücktes  Recht 
sehen,  und  sie  gewährt  Aufschluß  über  die  inneren  Kämpfe,  die  Schwie- 
rigkeiten der  Organisation  und  des  Ausbaues  der  Gewerkschaften,  über 
die  Widerstände,  die  ihnen  nicht  allein  von  den  Unternehmern,  sondern 
auch  von  ihren  eigenen  Genossen  erwachsen,  kurz  über  alle  Seiten 
des  Gewerkschaftslebens,  wie  sie  ein  anderes  Buch  nicht  so  leicht  zu 
bieten  vermag.  Dabei  sind  die  Aufsätze  klar  und  verständlich  ge- 
schrieben und  frei  von  allem  Beiwerk  von  Anmerkungen. 

Der  Tnhalt  ist  nach  der  oben  gegebenen  Aufzählung  sehr  reich- 
haltig und  vielseitig,  und  es  ist  nicht  möglich,  auf  alle  Aufsätze  im  ein- 
zelnen einzugehen,  von  denen  jeder  ein  abgeschlossenes  Ganzes  bildet 
und  mit  den  anderen  nur  lose  zusammengereiht  ist.  Einiges,  wie  der 
Aufsatz  über  die  gelben  Gewerkschaften  ist  durch  neuere  Literatur 
bereits  ergänzt  und  fortgeführt.  Beachtung  verdienen  aber  u.  a.  der 
hübsche  Aufsatz  über  Bureaukratie  und  Demokratie  der  Gewerkschaften, 
welcher  zeigt,  wie  bei  jeder  Organisation  nach  Erreichung  einer  gewissen 
Größe  alle  jene  Begleiterscheinungen  eintreten  müssen,  die  wir  bei  jungen 
lebenstrotzenden  Gebilden  so  gern  vermissen  und  älteren  schon  be- 
stehenden Organisationen  wie  z.  B.  dem  Staat  zum  Vorwurf  zu  machen  ge- 
neigt sind.  Beachtung  verdienen  dann  auch  die  Auseinandersetzungen 
über  das  Finanzwesen  der  Gewerkschaften,  wo  vor  der  schon  manch- 
mal geplanten  Gründung  einer  gewerkschaftlichen  Genossenschaftsbank 
mit  sehr  triftigen  Gründen  abgeraten  wird.  Sehr  unterrichtend  ist  auch 
der  Abschnitt  über  das  Tarifwesen,  insofern  er  erkennen  läßt,  wie  sehr 
noch  der  Tarifvertrag  von  Arbeiterseite  mehr  als  Kampfmittel  zur  Er- 
ziclung  besserer  Löhne  denn  als  Instrument  zur  Vermittelung  des 
Friedens  zwischen  den  beiden  Gegnern  betrachtet  werden  soll.  Der 
Verfasser  widerstrebt  einer  gesetzlichen  Regelung  des  Tarifvertrags, 
aus  Furcht,  er  könne  unter  der  Hand  der  Juristen  zu  einer  für  die  Ar- 
beiter gefährlichen  Waffe  werden,  und  er  sieht  in  der  mit  einer  solchen 
verbundenen  Haftung  der  Gewerkschaften  eine  »erhebliche  Gefahr<  für 
diese.  Der  ganze  Abschnitt  wird  wie  der  folgende  über  die  Gewerk- 
schaften und  Unternehmer,  wo  der  Abneigung  gegen  alles  Unternehmer- 
tum starker  Ausdruck  verliehen  ist  und  der  Eindruck  hervorgerufen 
wird,  als  mache  er  wider  besseres  Wissen  keinen  Versuch,  erkennen 
zu  lassen,   daß  für  manche  Unternehmergruppen  der  Zusammenschluß 
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ZU  Kartellen  und  Arbeitgeberverbänden  ein  Gebot  der  Not  ist,  dürfte 
kaum  Beifall  finden  bei  Beurteilern,  die  beiden  Seiten  der  Kämpfen- 
den in  gleicher  Weise  gerecht  werden  möchten. 

Benno    Schmidt. 


Hygiene  und  soziale  Fürsorge  in  München.  Statistische  Skizzen 
öffentlicher  und  privater  Wohlfahrtseinrichtungen  nebst  einer  Auswahl 
von  Bildern.  Hrsg.  vom  Statistischen  Amt  der  Stadt.  München, 
Lindauersche  Universitätsbuchhandlung,  1914.  36  S.  8^  und  60  S. 
Abbildungen. 

Die  hübsch  ausgestattete  Schrift  füllt  eine  empfindliche  Lücke  aus, 
welche  die  gebräuchlichen  Reisehandbücher  lassen,  in  denen  wohl  histo- 
rische, architektonische  und  künstlerische  Sehenswürdigkeiten  berück- 
sichtigt werden,  aber  den  Fremden  keinerlei  Anleitung  gegeben  wird, 
das,  was  wohl  eigentlich  die  Kulturbedeutung  einer  Großstadt  in  der 
Gegenwart  ausmacht,  kennen  zu  lernen  und  zu  besichtigen.  Es  steht 
zu  hoften,  daß  diese  viel  gebrauchten  Hilfsmittel  nach  dem  Kriege  eine 
völlicre  Umarbeitung  nach  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Seite  er- 
fahren  werden,  und  dann  wird  zweifellos  die  vorliegende  Schrift  als 
sehr  schätzenswerte  Vorarbeit  dankbare  Benutzung  finden.  Der  Ge- 
danke, der  in  ihr  Verwirklichung  gefunden  hat,  ist  zuerst  von  dem 
früheren  Direktor  des  städtischen  statistischen  Amtes  Dr.  K.  Singer 
ausgegangen  und  hat  bereits  im  Jahre  1907  zu  zwei  kleineren  Veröf- 
fentlichungen geführt;  jetzt  ist  er  von  seinem  Nachfolger,  Professor 
Dr.  Morgenroth  wieder  aufgenommen  und  auf  breiterer  Grundlage 
durchgeführt  worden.  Eine  erschöpfende  Behandlung  des  ganzen  Ge- 
bietes der  hygienischen  und  sozialen  Fürsorge  der  Stadtverwaltung  war 
dabei  nicht  beabsichtigt;  aber  die  wichtigsten  Einrichtungen  sind  doch 
in  ihrer  lokalen  Eigenart  zur  Darstellung  gelangt,  und  so  ist  ein  Orien- 
tierungsmittel gewonnen  worden,  das  viele  dankbare  Benutzer  finden 
und  die  zahlreichen  Fremden,  welche  die  Stadt  an  der  Isar  alljährlich 
in  ihren  Mauern  sieht,  belehren  wird,  daß  die  »Kunststadt«  München 
bei  weitem  nicht  den  Bereich  des  dort  Sehenswerten  erschöpft.  In 
München  hat  s.  Z.  der  Vater  der  modernen  Hygiene,  Pettenkofer  gewirkt; 
manches,  was  in  dem  Buche  dargestellt  ist,  trägt  den  Stempel  seines  Geistes. 
Die  Darstellung  ist  knapp  und  sachlich.  Sie  umfaßt:  i.  Die  Wasser- 
versorgung, insbesondere  die  Hochquellwasserleitung,  2.  die  Kanali- 
sation, 3.  Bäder,  4.  öffentliche  Anlagen,  Parks  und  Ausflugsorte,  5.Sport- 
und  Spieleinrichtungen,  6.  das  Wohnungswesen,  7.  die  Lebensmittel- 
versorgung und  8.  die  Einrichtungen  der  Krankenpflege.  Dann  folgt 
eine  Reihe  von  Abschnitten  über  Jugendfürsorge  und  Unterrichtswesen. 
Den  Beschluß  machen  Arbeiterfürsorge,  Altersheime,  das  Spar-  und 
Leihwesen,  Armenpflege  und  Wohltätigkeit.     Mit  Stolz   wird   am  Ende 
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auf  das  drastische  Ergebnis  der  hygienischen  und  sozialen  Maßnahmen 
hingewiesen,  daß  die  Sterblichkeitsziffer  auf  1000  Einwohner  von  41.6 
im  Jahre  1871  auf  14.4  im  Jahre  1913  zurückgegangen  ist  und  daß  die 
Sterbefälle  von  Kindern  im  ersten  Lebensjahre  sich  von  41.7  auf  13.0  v.  H. 
vermindert  haben.  Die  zahlreichen  im  zweiten  Teile  der  Schrift  zu- 
sammengestellten Photographien  sind  zweifellos  sehr  geschickt  ausge- 
wählt und  bieten  ein  überaus  instruktives  Mittel  der  Veranschaulichung 
und  Ergänzung  des  Haupttextes.  Natürlich  kann  eine  derartige  zu- 
sammenfassende Arbeit  erst  bei  wiederholten  Auflagen  auf  jene  Stufe  der 
Vollständigkeit  gebracht  werden,  die  man  ihr  wünschen  muß ;  überdies 
schafft  die  regsame  Stadtverwaltung  in  jedem  Jahre  Neues,  und  so  kann 
man  nur  hoffen,  daß  das  städtische  statistische  Amt  noch  oft  in  die  Lage 
kommt,  die  treffliche  Schrift  neu  erscheinen  zu  lassen.  Anderen  Städten 
kann  sie  zur  Nachahmung  dienen.  Die  in  immer  größerer  Zahl  ent- 
stehenden kommunalstatistischen  Aemter  finden  hier  ein  Gebiet  der 
Wirksamkeit,  auf  dem  sie  sich  außerordentlich  nützlich  machen  können. 

— r. 


A.  Krzyzanowski  und  K.  Kumaniecki,  Handbuch  der  polni- 
■  sehen  Statistik.  (Statystyka  Polski)  Krakau,  G.  Gebethner,  1915. 
315    S.    8°-     Preis  6  Kronen. 

Vor  einigen  Jahren  wurde  in  Krakau  eine  polnische  statistische 
Gesellschaft  mit  dem  Zweck  gegründet,  die  zerstreuten  Materialien  aus 
den  verschiedenen  von  Polen  bewohnten  Ländern  zu  sammeln.  Im 
Januar  1914  beschloß  die  Gesellschaft,  ein  statistisches  Handbuch  heraus- 
zugeben, das  auch  weiteren  Kreisen  die  Orientierung  über  wichtige, 
das  polnische  Volk  betreffende  Fragen  erleichtern  sollte. 

Nach  sechs  Monaten  war  die  Arbeit  fast  beendet,  da  brach  der 
Krieg  aus  und  ein  Teil  der  Mitarbeiter  mußte,  wie  die  Herausgeber 
sagen,  »die  Feder  mit  dem  Karabiner  vertauschen«.  Die  unterbrochene 
Arbeit  wurde  erst  im  Frühjahr  191 5  wieder  aufgenommen  und  ist  jetzt 
glücklich  zu  Ende  geführt  worden. 

Bei  einem  Werke  wie  dieses,  das  nicht  einen  einheitlichen  Staat 
behandelt,  mußte  die  Begrenzung  des  Gebietes,  dessen  Entwicklung 
in  Zahlen  beleuchtet  werden  sollte,  große  Schwierigkeiten  bereiten.  Die 
Länder,  in  denen  heute  eine  zahlreiche  polnische  Bevölkerung  wohnt, 
sind  mit  denen,  die  früher  zum  polnischen  Staat  gehört  haben,  nicht  iden- 
tisch. Es  entstand  also  die  Frage,  ob  die  Untersuchung  sich  auf  das 
ethnographische  oder  historische  Polen  erstrecken  sollte. 

Die  Herausgeber  wählten  einen  Mittelweg  und  nahmen  in  ihr  Hand- 
buch vor  allem  folgende  Gebiete  auf:  Galizien,  das  Königreich  Polen, 
die  Provinzen  Posen  und  Westpreußen,  Litauen,  Weißrußland,  Podolien, 
das  Gouvernement  Kiew,  Teile  von  Schlesien,  Ostpreußen  usw. 
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Die  Angaben  des  Handbuches  gehen  zum  Teil  bis  auf  das  Jahr 
1815  zurück.  Die  Abschnitte,  in  die  es  zerfällt,  entsprechen  denen, 
die  im  allgemeinen  in  ähnlichen  Veröffentlichungen  zu  finden  sind. 
Sehr  eingehend  werden  die  Gliederung  und  Bewegung  der  Bevölkerung, 
die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  wie  die  Lage  det  Land- 
wirtschaft und  des  Bodenbesitzes,  des  Handels  und  Gewerbes,  des 
Berg-  und  Hüttenwesens,  der  Banken,  Sparkassen  usw.  behandelt.  Zwei 
weitere  Hauptabschnitte  sind  dem  Schulwesen  und  den  Wahlen  zu  den 
gesetzgebenden  Körperschaften  gewidmet. 

Was  wohl  jedem  Leser  auffallen  muß,  das  ist  das  Fehlen  eines 
Abschnitts,  der  sonst  in  den  statistischen  Jahrbüchern  den  größten 
Raum  einnimmt.  Man  vermißt  Angaben  über  den  auswärtigen  Handel. 
Dies  ist  leicht  erklärlich.  Die  Ein-  und  Ausfuhr  der  polnischen  Ge- 
bietsteile wird  in  den  Zollstatistiken  nie  gesondert  aufgeführt.  Deshalb 
ist  man  über  manche  wirtschaftliche  Probleme  vollständig  im  unklaren. 
Es  ist  unmöglich  heute  zu  sagen,  wie  selbst  in  großen  Umrissen  die 
Handelsbilanz  des  Königreichs  Polen  aussieht  ^).  Man  weiß  nicht  ein- 
mal, welche  Bedeutung  man  dem  Export  von  Agrar-  und  Industrie- 
produkten beizumessen  hat.  In  dieser  Hinsicht  könnte  eine  systema- 
tische Durcharbeitung  der  Eisenbahnstatistik  von  großem  Werte  sein. 
Die  Statistik  der  Güterbewegung  auf  den  deutschen  Bahnen  z.  B.  hat 
schon  seit  Jahren  den  Verkehr  mit  dem  Königreich  Polen  und  mit 
Galizien  getrennt  von  dem  Verkehr  mit  Rußland  und  Oesterreich  auf- 
geführt. Auf  Grund  dieser  Angaben  kann  man  zu  sehr  interessanten 
Schlüssen  über  die  Entwickelung  dieser  beiden  polnischen  Landesteile 
gelangen.  Natürlich  ist  dies  in  einem  statistischen  Handbuch  nicht 
möglich,  dazu  ist  eine  besondere  Studie  erforderlich.  — 

Es  ist  leicht  den  Herausgebern  eines  Werkes  wie  dieses,  den  Vor- 
wurf zu  machen,  daß  sie  dieses  oder  jenes  Gebiet  vernachlässigt  haben. 
Vollständig  kann  ein  statistisches  Handbuch  nie  sein,  es  muß  sich  ein- 
fach auf  die  Zusammenfassung  der  wichtigsten  Angaben  beschränken. 
Ich  glaube  aber,  daß  bei  der  Bedeutung,  die  die  Preisbewegungen  in 
den  letzten  Jahren  erlangt  haben,  es  wünschenswert  wäre,  wenn  bei 
einer  eventuellen  zweiten  Ausgabe  auch  ihnen  einige  Tabellen  gewidmet 
würden.  Auch  der  Abschnitt  Verkehr  ließe  sich  vervollständigen.  Wir 
finden   dort   ausschließlich  Angaben  über  die  Länge  der  Eisenbahnen, 


i)  Im  Augenblick,  in  dem  wir  die  Korrekturbogen  dem  Drucker  übergeben, 
erhalten  wir  eine  soeben  erschienene  Arbeit,  die  diese  Lücke  ausfüllt.  Das  sta- 
tistische Bureau  der  polnischen  Gesellschaft  der  Industriellen  veröffentlicht  unter 
dem  Titel  »Die  Handelsbilanz  des  Königreichs  Polen«  (in  polnisch)  ein  umfassendes 
Werk,  das  auf  Grund  der  russischen  Eisenbahnstatistik  den  Außenhandel  dieses 
Landes  darzustellen  versucht.  Wir  hoffen  auf  diese  Arbeit  noch  zurückkommen 
zu  können. 
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Chausseen  usw.  Die  Wasserstraßen  sind  garnicht  erwähnt  und  auch 
die  ganze  eigentliche  Verkehrsstatistik  (Güterbewegung,  Personenver- 
kehr) ist  unberücksichtigt  geblieben. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  war  das  Buch  schon  vor  dem  Kriege 
beinahe  ganz  fertig.  Durch  die  Ereignisse  dieses  Jahres  hat  es  aber 
eine  aktuelle  Bedeutung  erlangt.  Für  jeden,  der  sich  ein  Urteil  über 
die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustände  in  den  okkupierten  Gebieten 
machen  will,  ist  es  unentbehrlich.  Bei  der  Diskussion  der  Frage,  wie 
jene  oder  die  andere  politische  Umwälzung  auf  die  Entwickelung  der 
Landwirtschaft  und  der  Industrie  wirken  kann,  wird  es  sicher  oft  zu 
Rate  gezogen  werden  müssen. 

Die  Benutzung  des  Handbuchs  ist  auch  dem  deutschen  Leser  da- 
durch ermöglicht,  daß  die  Ueberschriften  mehrsprachig  sind.  Die  Be- 
zeichnungen in  den  Tabellen  selbst  sind  nur  polnisch.  Man  hat  wohl 
wegen  der  zu  großen  Kosten  von  einer  Uebersetzung  absehen  müssen. 
Schließlich  kann  man  ohne  zu  große  Mühe  die  immer  wiederkehren- 
den Bezeichnungen  wie  Arbeiter,  Unternehmer,  Männer,  Frauen  usw. 
mit  Hilfe  eines  Wörterbuchs  entziffern.  Die  Orientierung  wird  auch 
durch  eine  Tabelle  auf  S.  310  erleichtert,  in  der  die  polnischen  und 
deutschen   Ortsnamen    aufgeführt    sind.      Man    hätte   hier    auch    sagen 

können,  daß  Prusy  krölewskie  und  Prusy  ksiazecece  die  Bezeichnungen 
für  Westpreußen  und  Ostpreußen  sind.  — 

Durch  die  Veröffentlichung  des  Handbuchs  haben  die  Herausgeber 
sich  ein  großes  Verdienst  erworben.  Zum  erstenmal  ist  das  verstreute, 
zum  Teil  schwer  zugängliche  Material  vereinigt  worden  und  so  ist  eine 
Grundlage  entstanden,  auf  der  auch  andere  werden  weiterbauen  können. 

J.  St.  L  e  winski. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  BEWEGUNG  DES  KAPITALZINSES  UNTER 
DEM  EINFLUSSE  DER  ENT WICKELUNG^). 

Von 

Dr.  EMANUEI.  HUGO  VOGEL, 

Privatdozent  der  Universität  Wien. 


Alle  Erscheinungen  der  Entwickelung  sowohl  als  ihrer  Stö- 
rungen finden  einen  deutlich  erkennbaren  Ausdruck  im  Kapital- 
zinse  und  seiner  wechselnden  Höhe,  seiner  Bewegung.  Nicht 
die  Entstehung  des  Kapitalzinses  als  solchen  ist  vom  Standpunkte 
und    im  Rahmen    der  Entwickelungstheorie    von  grundsätzlichem 

i)  Die  nachfolgende  Abhandlung  beruht  in  ihren  Grundlagen  auf  dem  Ge- 
danken einer  organischen  Entwickelungstheorie,  wie  sie  der  Verfasser  in 
seinem  gleichzeitig  erscheinenden  Buche:  »Die  Theorie  des  volkswirtschaftlichen 
Entwickelungsprozesses  und  das  Krisenproblem«  (mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  englischen  Wirtschaftsentwickelung  bis  zum  Ausbruche  des  Weltkrieges),  Wien, 
Verlag  Alfred  Holder,  systematisch  und  dogmenhi.storisch  darzustellen  versucht  hat. 
Auf  dieses  Buch  wird  daher  im  Texte  mehrfach  Bezug  genommen. 

Jede  Arbeit,  welche  Fragen  der  Wirtschaftsentwickelung  behandelt,  muß  von 
den  Voraussetzungen  einer  Friedenswirtschaft  und  damit  eines  wenigstens  im  Prin- 
zipe  uneingeschränkten  internationalen  Wirtschaftsverkehres  ausgehen,  wie  er  vor 
Ausbruch  des  Weltkrieges  bestand  und  voraussichtlich  nach  Abschluß  desselben 
oder  in  einem  späteren  Zeitpunkte  sich  wieder  zur  allgemeinen  Geltung  durchsetzen 
wird.  In  dem  für  die  Behandlung  des  Entwickelungsproblems  im  vorzit.  Buche 
gewählten  Rahmen  soll  nun  die  vorliegende  Abhandlung  der  Untersuchung  einer 
Spezialfrage,  den  Bewegungserscheinungen  des  Kapital- 
zinses unter  dem  Einflüsse  der  Wirtschaftsentwickelung  gewidmet  sein,  wobei  die 
abgelaufene  Friedensepoche  bis  zum  Kriegsausbruche  das  natürliche  und  geeignetste 
Untersuchungsobjekt  bildet.  Einer  späteren  separaten  Arbeit  behält  sich  der  Ver- 
fasser noch  die  Untersuchung  des  Unternehmereinkommens  (bez.  Unternehmerge- 
winnes) und  seiner  Bewegung  im  Gefolge  der  Wirtschaftsentwickelung  vor. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     2.  lO 
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Interesse,  sondern  vor  allem  die  Gesetze  seiner  Bewegung.  Die 
Frage,  ob  der  Kapitalzins  erst  das  Produkt  einer  dynamischen, 
vom  Entwickelungsprinzipe  beherrschten  Wirtschaft  ist  oder  un- 
abhängig hievon  auch  in  einer  entwickelungslosen,  stationären 
Wirtschaft  existieren  müßte,  ist  daher  hier  nicht  zu  lösen,  hat  übrigens 
auch  in  dem  Momente  keine  positive  praktische  Bedeutung,  wo 
man  die  Existenzmöglichkeit  eines  rein  statischen,  entwickelungs- 
losen Wirtschaftszustandes  überhaupt  abzulehnen  genötigt  ist.  Im 
Rahmen  einer  dynamisch  gedachten,  von  Entwickelung,  wenn 
auch  in  ihren  Anfängen  noch  so  schwach  belebten  Wirtschaft, 
bildet  der  Kapitalzins  wohl  unzweifelhaft  (und  zwar  sobald  Kapi- 
talbildung und  Geldwesen  einsetzen,  in  den  Formen  des  Geld- 
zinses) eine  unumgängliche,  essentielle  Institution  jeder  auf  Privat- 
eigentum und  Verkehrsfreiheit  fußenden  Volkswirtschaft  ^). 

Im  großen  und  ganzen  kommen  hier  zwei  Fragen  in  Betracht : 
einmal  der  Zusammenhang  zwischen  der  wechselnden  Höhe  (Be- 
wegung) des  Zinsfußes  und  der  Intensität  des  P2ntwickelungsver- 
laufes,  dann  die  allgemeine  Bewegungstendenz  des  Kapitalzinses 
in  einer  ihrem  Grundcharakter  nach  evolutionären  Volkswirt- 
schaft. In  ersterer  Hinsicht  ist  der  Zinsfuß  von  Geldwertverän- 
derungen abgesehen  stets  vor  allemein  Ausdruck  derzugrundeliegen- 
den  Kapitalbewegung  und  wir  werden  es  daher  in  erster  Linie 
speziell  mit  der  letzteren  zu  tun  haben,  wobei  die  für  die  Ver- 
hältnisse des  inneren  Marktes  in  jeder  modernen  Volksvv'irtschaft 
außerordentlich  wichtige  Kapitalbewegung  vom  Inland  zum  Aus- 
land und  umgekehrt,  der  Kapitalimport  und  -export,  eine  be- 
sondere Rolle  spielen  wird.  Was  die  zweite  Problemfrage  anbelangt, 
so  hat  man  die  tatsächliche  Beobachtung  eines  unter  gewissen 
Voraussetzungen  im  Verlaufe  längerer  Entwickelungsepochen  ein- 
getretenen Sinkens  des  Kapitalzinsfußes  zum  Ausgangspunkte 
einer,    diese  Erscheinungen  verallgemeinernden  Theorie  gemacht. 

l)  Die  Gründe,  welche  gegen  die  Annahme  statischer  Wirtschaftszustände 
als  einer  realen  Wirtschaftserscheinung  sprechen,  wurden  des  näheren  in  dem  oben 
zitierten  Buche  I.  Teil,  4.  Kap. :  »Statik  oder  Dynamik  als  Grundtatsache  der 
Volkswirtschaft«  ausgeführt. 

Vor  den  Anfängen  der  Geldwirtschaft  werden  wir  uns  im  Austausch-  und 
Leihverkehr  einen  den  Zins  vertretenden,  im  Wesen  auf  gleichen  wirtschaftlichen 
Gründen  beruhenden  Ersatz  für  die  leihweise  Güterüberlassung  denken  müssen. 
(So  auch  Sax,  Der  Kapitalzins,  Berlin  1916,  S.  98  und  105  f.)  Die  Kontroverse 
wurde  jüngst  bekanntlich  in  Schumpeter%  »statischer  Wirtschaftstheorie«  aufgerollt 
und  hiezu  insbes.  von  Böhm-Bawerk   in  treffendster  Weise  Stellung  genommen. 
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Es  ist  dies  die  schon  in  der  klassischen  Nationalökonomie  (insbes. 
von  y.  St  Mill)  eingehend  erörterte  Minimumtheorie. 


I.  Zusammenhang  zwischen  der  Bewegung  des  Zinsfußes  und 

den   Phasen  des  Entwickelungsverlaufes,   sowie    die  Einflüsse 

des  internationalen  Kapitalverkehres  hierauf. 

Daß  der  Zinsfuß  in  der  Regel  äußerlich  den  Verlauf  der  ge- 
samten Entwickelungsbewegung  widerspiegelt,  also  in  der  Auf- 
schwungsperiode steigt,  in  der  Depressionsperiode  sinkt,  ist  zunächst 
eine  natürliche  Folge  der  zugrundeliegenden  Vorgänge  auf  dem  Ka- 
pitalmarkte, indem  der  stärkere  Kapitalbedarf  des  Aufschwunges 
von  einem  Ansteigen  des  Zinsfußes,  die  geringere  Verwendungs- 
möglichkeit des  Kapitales  und  seine  Akkumulation  während  des 
Abstieges  im  allgemeinen  von  einem  Sinken  des  Zinsfußes  be- 
gleitet sein  wird.  Die  größere  oder  geringere  Nachfrage  nach 
Kapital  wird  so  ein  Schwanken  des  Zinsfußes  bewirken,  das  nicht 
nur  von  Monat  zu  Monat,  von  Tag  zu  Tag,  sondern  auch  im 
Vergleiche  des  Durchschnittes  längerer  Zeiträume,  insbes.  ganzer 
Kalenderjahre  zu  beobachten  ist  und  den  gesamten  Bewegungs- 
verlauf des  Wirtschaftsprozesses  von  Phase  zu  Phase  charakteristisch 
zum  Ausdruck  bringt.  Ein  dauerndes  Gleichbleiben  des  Zinsfußes, 
sei  es  auf  einem  höheren  oder  niedrigeren  Niveau,  wird  daher 
aus  den  gleichen  Gründen,  aus  denen  die  Ungleichmäßigkeit  des 
Wirtschaftsverlaufes  und  der  Wechsel  seiner  Bewegungsrichtung 
folgt,  ausgeschlossen  sein.  Ist  letzterer  in  unserer  Wirtschafts- 
organisation kausal  als  notwendig  anzusehen  (siehe  hierüber  näheres 
in  meinem  eingangs  zit.  Buche  II.  Teil,  3.  Kap.),  dann  macht 
auch  der  Kapitalzins  für  die  Regel,  soweit  nicht  besondere  Ur- 
sachen im  Geld-  und  Kreditmechanismus  eine  Ablenkung  be- 
wirken,  die  gleiche  Bewegung  mit. 

Da  der  Zinssatz  vor  allem  eine  Konsequenz  von  Angebots- 
und Nachfrageverhältnissen  des  Kapitalmarktes  ist,  so  muß  seine 
Höhe  und  Bewegung  unmittelbar  durch  den  Entwickelungsvor- 
gang  beeinflußt  werden.  Soweit  ein  hoher  Kapitalzins  auf  einem 
Zurückbleiben  des  Kapitalangebotes  gegenüber  der  Nachfrage,  also 
auf  einem  Kapitalmangel  beruht,  wie  dies  häufig  gegen  Ende 
einer  länger  dauernden  oder  sehr  intensiven  Aufstiegsperiode  der 
Fall  zu  sein  pflegt,  wird  er  äußerlich  als  eine  »Hemmung«  weiterer 
Entwickelung  funktionieren  und   unter  Umständen   den  Zeitpunkt 
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der  höchsten  Spannung,  der  Wendung,  markieren,  geradeso,  wie 
sein  niedrio-er  Stand  im  Depressionsstadium  die  Kapitalfülle  an- 
zei"-t  und  so  äußerlich  als  »Stimulans«  zum  Wiedereinsetzen  er- 
höhter  Investitions-  und  Betriebstätigkeit  wirkt.  Da  aber  der  Leih- 
zinsfuß in  jedem  Falle  nur  gleich  einem  Manometer  den  jeweiligen 
Stand  der  wirtschaftlichen  Kräfteverhältnisse  anzeigt,  so  liegt  auch 
in  seiner  > Doppelfunktion«  als  Förderer  wie  als  Hemmnis  der 
Entwickelung  kein  Widerspruch,  wie  dies  von  manchen  Seiten 
angenommen  wurde,  er  ist  eben  auf  jeden  Fall  nur  eine  Begleit- 
erscheinung, ein  Symptom  des  Fortschrittes  wie  Rückschrittes 
und  ihrer  tieferen  Ursachen  im  Kapitalisierungsprozeß.  Weder 
ist  also  der  Zins  eine  »Prämie«  für  die  Errungenschaften  der 
Entwickelung  oder  gar  der  »Träger«  der  letzteren,  bez.  vom 
Bestände  eines  Entwickelungsvorganges  abhängig  (so  Sc/mmpeter), 
noch  ist  er  eine  »Bremse«  des  letzteren,  noch  weniger  eine 
>Steuer  auf  den  Unternehmergewinn«  {Scimmpeter  S.  413)^), 
er  ist  jedenfalls  eine  ganz  allgemeine,  vom  Bewegungsverlaufe 
(mag  dieser  nun  Fortschritt,  Rückschritt  oder  zeitweilig  statio- 
närer Zustand  sein)  nicht  in  seiner  Existenz,  sondern  nur  in 
seiner  Höhe  abhängige  Erscheinung  der  Volkswirtschaft,  ein 
wechselnder  Anteil  des  Kapitales  am  Ergebnisse  der  Wirtschaft 
für  seine  Mitwirkung  am  Produktions-  und  Umsatzprozesse,  mag 
diese  Mitwirkung  beim  »Unternehmer«  i.  e.  S.  als  dem  Hauptfall 
des  »Produktivzinses«  oder  bei  irgendeinem  anderen  Wirtschafts- 
subjekte (einschließlich  des  Staates  oder  öffentlicher  Körper)  im 
Falle  des  »Konsumtivzinses«  statthaben.  Auf  die  Gründe  dieser 
Zurechnung,  wie  die  theoretische  Erklärung  des  Kapitalzinses 
einzugehen,  fällt  selbstverständlich  außerhalb  des  Rahmens  dieser 
Arbeit.  Wir  haben  lediglich  den  Zusammenhang  zwischen  Ent- 
wickelung und  Zinsfußbewegung  und  die  wichtigsten  Gründe  der 
letzteren  weiter  zu  verfolgen. 

Im  allgemeinen  liefert  die  Untersuchung  der  neueren,  insbes. 
der  englischen  Wirtschaftsgeschichte  hiezu  eine  Reihe  von  Er- 
fahrungssätzen. Die  .stärkere  oder  schwächere  Intensität  des 
Phasenverlaufes  wird  mit  großer  Schärfe  durch  das  Emporschnellen 
oder  Sinken  des  Diskontsatzes,  dessen  Schwankungen  im  allge- 
meinen die  entgegengesetzte  Bewegung  wie  der  Barvorrat  durch- 

l)  Schumpeter  nimmt  an,  daß  der  Zins  überhaupt  nur  dem  »Unternehmer«, 
nicht  auch  anderen  Wirtschaftssubjekten,  abgesehen  vom  Falle  des  Konsumtiv- 
kredites, etwas  entzieht,  was  ihnen  sonst  zufallen  würde. 


Die  Bewegung  des  Kapitalzinses  unter  dem  Einflüsse  der  Entwickelung.      i^7 

machen,  gekennzeichnet.  Intensität  der  Entwickelung  und  Steigen 
des  Leihzinsfußes  in  der  Aufschwungsperiode  stehen  in  eben- 
solchem offensichtlichen  Zusammenhange  wie  Unterbrechung  und 
Intensität  des  Rückganges  im  raschen  Sinken  des  letzteren  ihren 
Ausdruck  finden.  Auch  bezüglich  Dauer  der  Phasen  dürften  in 
der  Zinsfußbewegung  gewisse  Anzeichen  erkennbar  werden.  Längere 
Phasen,  d.  h.  eine  gleiche  Bewegungsrichtung  des  volkswirtschaft- 
lichen Prozesses  durch  längere  Zeit,  lassen  sich  im  allgemeinen 
nur  bei  nicht  allzu  starken  und  nicht  zu  häufigen  Abweichungs- 
intensitäten des  Zinsfußes  beobachten.  Dies  ist  einerseits  bei  einer 
allmählicheren,  durch  Rückschläge  wenig  unterbrochenen  Auf- 
stiegsbewegung der  Fall,  wofür  die  ganze  Aufschwungsepoche 
seit  Ueberwindung  der  Depression  in  den  90  er  Jahren  in  Eng- 
land bis  zur  Gegenwart  in  der  andauernd  steigenden  Grundbe- 
wegung des  Zinsfußes  ein  Beispiel  bietet,  andererseits  ist  eine 
länger  dauernde  Depression  durch  ein  längeres  Verweilen  des 
Zinsfußes  auf  niedrigem  Niveau  gekennzeichnet.  (So  die  Zeit- 
räume 1892 — 1897,  1884 — 1888  in  England;  siehe  das  eingangs 
zitierte  Buch:  I.  Teil,  2.  Kap.) 

Der  Zusammenhang  zwischen  aufsteigender  und  absteigender 
Entwickelungsbewegung  und  dem  hiedurch  bedingten  stärkeren 
oder  geringeren  Kapitalbedarf  der  Volkswirtschaft  einerseits,  der 
Bewegung  des  Zinsfußes  andererseits,  ist  völlig  klar  und  enthält 
an  sich  nichts  Problematisches.  Nun  ist  aber  die  Menge  des  für 
produktive  Anlage  im  Inlande  zur  Verfügung  stehenden  Kapitales 
einer  gegebenen  Volkswirtschaft  und  damit  die  Bewegung  ihres 
Leihzinsfußes  insbes.  auch  abhängig  von  der  Bewegung  dieses 
Kapitales  zwischen  Inland  und  Ausland,  dem  Kapi- 
talimport und  -export.  Letzterer  erlangt  damit  auf  die 
Phasengestaltung  und  den  gesamten  Entwickelungsverlauf  in  einer 
jeden  am  Weltverkehr  teilnehmenden  Volkswirtschaft  einen  außer- 
ordentlich wichtigen  Einfluß.  Nicht  um  eine  Ablenkung  vom  nor- 
malen Gang  des  volkswirtschaftlichen  Bewegungsverlaufes,  sondern 
um  einen  wächtigen  ursächlichen  Faktor  der  Entwickelung  selber 
handelt  es  sich  bei  der  Kapitalanlage  im  Auslande  und  der 
modernen  VVanderbewegung  des  mobilen  Kapitales  auf  dem  in- 
ternationalen Geld-  und  Kreditmarkte.  Auch  diese  Verschiebungen 
finden  im  Zinsfuß,  speziell  im  Devisensatze  und  dem  Wechsel- 
diskont ihren  Ausdruck,  die  Schwierigkeit  wird  nur  darin  liegen, 
daß  hiedurch    das  Bild  der  aus  der  inneren  volkswirtschaftlichen 
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Produktion  hervorgehenden  Entwickelung,  soweit  man  letztere  am 
Symptome  der  Zinsfußbewegung  ablesen  will,  getrübt  wird  ^).  So 
stellt  sich  denn  die  Zinsfußbewegung  von  vorneherein  als  etwas 
Komplexes,  als  das  Produkt  des  gesamten  Geld-  bez.  Kapital- 
umlaufes in  seinen  verschiedenen  Funktionen  und  Bewegungs- 
richtungen dar.  Wir  wollen  nun  speziell  einige  Zusammenhänge 
zwischen  der  Kapitalbewegung  von  Volkswirtschaft  zu  Volkswirt- 
schaft und  dem  Entwickelungsverlauf,  sowie  der  Phasengestaltung 
klarzustellen  versuchen  -). 

Es  gibt  eine  ganze  Reihe  volkswirtschaftlicher  Gründe  einer 
solchen  Kapitalbewegung.  Sie  wird  je  nach  ihrer  Art  in  ver- 
schiedenem Maße  den  Konjunkturen-  und  Phasenverlauf  beein- 
flussen. Einen  deV  wichtigsten  Gründe  des  Kapitalimports  und 
-exportes  bilden  zunächst  die  Ergebnisse  der  Zahlungs- 
bilanz und  innerhalb  derselben  wieder  ihres  wichtigsten  Faktors, 
der  Handelsbilanz,  insbes.  das  Verhältnis  der  Wareneinfuhr 
und  -ausfuhr.  Bei  günstigen  Konjunkturen  der  Exportindustrien 
in  der  Aufschwungsperiode  wird  die  steigende  Beteiligung  der 
betreffenden  Volkswirtschaft  an  der  Güterversorgung  an- 
derer Länder,  der  Warenexport,  zweifellos  infolge  der 
hieraus  erwachsenden  Forderungen  gegenüber  dem  Auslande 
eine  Besserung  der  Zahlungsbilanz,  event.  einen  Kapitalimport 
bewirken.  Dem  steht  allerdings  die  in  der  Aufschwungsperiode 
ebenfalls  häufige  Steigerung  der  Rohstoffeinfuhr  für  die  Produk- 
tionsmittelindustrie wie  auch  event.  die  Einfuhr  von  Konsum- 
gütern gegenüber,  die  eine  gegenteilige  teilweise  kompensierende 

1)  Aus  diesem  Grunde  vermag  über  den  Gesamtcharakter  der  Entwicklungs- 
bewegung nur  eine  Mehrheit  von  Symptomen,  darunter  insbes.  jene  der  industriellen 
Produktion  Aufschluß  zu  geben. 

So  weist  z.  B.  Brezigar  in  seiner  Abhandlung  »Die  wirtschaftlichen  Konjunk- 
tur- und  Depressionswellen  in  Oesterreich«,  Zeitschr.  f.  Volksw^  Sozp.  u.  Verwaltg. 
23.  Bd.  1914,  S.  29  nach,  daß  der  sonst  stets  zu  konstatierende  Parallelismus  von 
Diskontsatz  und  Konjunktur  im  J.  1908  versagt  hat.  Obwohl  der  prozentuelle 
Gewinn  der  industriellen  Unternehmungen  in  diesem  Jahre  bedeutend  gestiegen 
ist,  ist  der  Diskontsatz  gefallen.  Brezigar  meint,  daß,  falls  die  österreichische 
Volkswirtschaft  isoliert  gewesen  wäre,  der  Diskontsatz  viel  höher  gewesen  wäre 
und  die  Ursache  des  niedrigeren  Standes  nur  die  wirtschaftliche  Depression  Deutsch- 
lands und  Westeuropas  bildeten. 

2)  Mit  dieser  Frage  haben  sich  beschäftigt:  Oldenberg,  »Zur  Theorie  der 
volkswirtschaftlichen  Krisen«,  Schmollers  Jahrb.  1903  (III/IV),  dann  insbes.  Lief- 
mann,  »Ueber  den  Einfluß  des  internationalen  Kapitalverkehres  auf  die  Krisen«, 
Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.   1904,  27.  Bd.,  S.   169  f. 
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Kapitalbewegung  im  Gefolge  haben  können^).  Jedenfalls  dürfte 
aber  aus  einem  starken  Anteil  der  Exportindustrien  an  den  Kon- 
junkturen einer  Aufschwungsperiode  eine  Stärkung  der  Zahlungs- 
bilanz, eine  Befruchtung  des  Kapitalmarktes  durch  Zufluß  aus- 
ländischen Kapitales  oder  doch  Begründung  von  Kapitalforde- 
rungen und  Zinsenansprüchen  und  damit  eine  weitere  Intensi- 
vierung der  Aufschwungsperiode  hervorgehen.  Dem  Steigen  des 
Diskontsatzes  infolge  des  inländischen  Kapitalbedarfes  in  der 
Aufschwungsperiode  tritt  als  gegenwirkendes  Moment  der  Kapital- 
zufluß aus  den  Forderungen  gegenüber  dem  Auslande  gegenüber. 
Dies  erleichtert  die  Situation  und  vermag  unter  Umständen  auch 
eine  Verlängerung  einer  gegebenen  Aufschwungsphase  herbeizu- 
führen-). Die  Exportförderung  erscheint  so  auch  unter  diesem 
Gesichtspunkte  der  Erhaltung  einer  Aufschwungsbewegung  und 
der  Gewinnung  von  Gegengewichten  gegen  Rückschläge  oder 
Schwankungen  der  Konjunkturen  des  heimischen  Marktes  von 
großer  Bedeutung.  Die  Arbeit  für  den  Export,  für  den 
Bedarf  ausländischer  Wirtschaftsgebiete  vermag  so  gleich  einer 
Verteilung  des  wirtschaftlichen  Risikos  zu  wirken,  Kompensationen 
für  Ausfälle  zu  bieten  und  dies  um  so  mehr,  auf  je  verschiedenere 
Wirtschaftsgebiete  sie  sich  bezieht.  Diese  Sicherung  und  Re- 
gulierung wird  sohin,  von  außerwirtschaftlichen  Störungen  abge- 
sehen,   auf  den  Phasenverlauf  in  ausgleichendem  Sinne  wirken^). 

i)  Hier  und  im  folgenden  ist  selbstverständlich  unter  Zufluß  oder  Abfluß  von 
Kapital  nicht  bloß  der  Bargeldzu-  oder-abfluß,  sondern  die  Ver- 
änderung des  Aktiv-  oder  Passivstandes  an  geldwerten  Forde- 
rungen und  Verpflichtungen  einer  Volkswirtschaft,  also  die  Aenderung  ihrer  Kapi- 
talbereitschaft zu  verstehen. 

2)  Gerade  die  Wirtschaftsgeschichte  Englands  in  der  neueren  Zeit  bis  zum 
Ausbruch  des  Weltkrieges  scheint  darauf  hinzudeuten,  daß  die  ununterbrochen 
starke  Steigerung  der  Warenausfuhr,  die  immer  zunehmende  Betätigung  der  für  den 
Export  arbeitenden  englischen  Industrie,  zu  dem  anhaltenden  Charakter  der  Auf- 
stiegsperiode seit  den  90er  Jahren  bis  zur  Gegenwart  und  zur  leichteren  Ueber- 
windung  kleiner  durch  außenwirtschaftliche  Rückschläge,  außenpolitische  Einflüsse 
usf.  dazwischen  getretener  Rückschläge  namhaft   beigetragen  hat. 

Wohl  zu  unterscheiden  in  den  wirtschaftspolitischen  Wirkungen  ist  aber  von 
der  steigenden  Tätigkeit  der  heimischen  Exportindustrie,  also  dem  Waren- 
export, die  steigende  Kapitalbeteiligung  an  ausländischen  Unternehmungen 
und  damit  der  unmittelbare  Kapitalexport  (s.  u.). 

3)  Entgegengesetzter  Ansicht  ist  Oldenberg  (oben  zit.  Abhandlung  S.  74). 
Nach  seiner  Ansicht  bietet  der  starke  Warenexport  des  Industriestaates  dem  Miß- 
geschick eine  besonders  breite  Angriffsbasis.  Denn  der  Warenexport  konzentriere 
sich  meist  auf  Produktionsmittel,  und  gerade    die  Produktionsmittelindustrien  seien 
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Die  Produktion  für  den  Export  ist  für  Länder,  welche  eine  ein- 
flußreiche Position  auf  dem  Weltmarkte  erringen  oder  behalten 
wollen,  auch  deshalb  von  außerordentlicher  Bedeutung,  weil  hier- 
auf ihre  Stellung  als  »Kapitalexportland«,  als  Geldgeber  und 
Begründer  neuer  wirtschaftlicher  Einflüsse  und  Interessensphären 
sich  gründet.  Nur  dadurch  erscheint  es,  wie  sich  bei  England 
und  in  wachsendem  Maße  bei  Deutschland  vor  dem  Kriege  ge- 
zeigt hat,  möglich,  die  aus  dem  Import  von  Nahrungsmitteln  und 
Rohstoffen  für  einen  Industriestaat  erwachsenden  Kapital-  und 
Zinsenverpflichtungen  zu  paralysieren. 

Wieder  anders  ist  wohl  der  unmittelbare  Kapitalex- 
port, die  Kapitalabwanderung  nach  dem  Auslande  i.  e.  S.  zu 
beurteilen.  Hier  kann  es  sich  zunächst  um  die  Kapitalbeteiligung 
an  ausländischen  Unternehmungen  oder  um  Gründungsgeschäfte 
in  solchen,  dann  um  den  Erwerb  ausländischer  Industrieeffekten, 
Emission  derselben  an  inländischen  Börsen,  endlich  um  das  Aus- 
leihen von  Kapital  im  Wege  der  großen  Giro-  und  Depositen- 
banken im  Akzept-,  bez.  Rembourskredit  handeln. 

Was  die  erste  Kategorie,  die  unmittelbare  Beteiligung  an 
ausländischen  Industrieunternehmungen  oder  Grün- 
dungen mit  inländischem  Gelde  im  Auslande  anbelangt,  so  ist  sie 
eine  mit  dem  Konjunkturenstande  zusammenhängende  Sache  inten- 
siven Unternehmungsgeistes  ^).  Die  Beobachtung  der  englischen 
wie  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  zeigt,  daß  im  allgemeinen 
das  Haussestadium  jene  Periode  ist,  in  der  das  Beteiligungs-  und 
Gründungsfieber  wächst,  da  eben  diese  Art  der  Kapitalverwendung 

es,  von  denen  die  Krisen  in  erster  Linie  ihren  Ausgang  nehmen.  Darin  scheint  mir 
eine  einseitige  Hervorhebung  einer  der  Wirkungen  des  Warenexportes  zu  liegen, 
nämlich  insofern  als  er  hiedurch  an  erweiterten  Konjunkturgefahren  teilnimmt.  Das 
ist  ebenso  richtig,  als  es  zutrifft,  daß  im  allgemeinen  der  Industriestaat  eher  Krisen 
ausgesetzt  ist  als  der  Agrarstaat.  Aber  auf  der  anderen  Seite  vergrößern  sich  auch 
die  Verwendungsmöglichkeiten  des  Kapitals,  wird  eine  Risikoverteilung  und  ein 
Gegengewicht  gegen  eventuelle  Rückschläge  auf  dem  inneren  Markte  geschaffen. 
Richtig  ist  aber,  daß  eine  aus  dem  Warenexport  bez.  den  hiefür  arbeitenden  Pro- 
duktionsmittelindustrien resultierende  Krisengefahr  sich  unter  Umständen  auch  dem 
inneren  Markte  mitteilt. 

i)  Insbes.  wird  es  sich  hier  auch  um  die  Begründung  von  Filialen  einheimi- 
scher Industrie-  und  Ilandelsunternehmungen  im  Auslande  handeln,  um  hiedurch 
neue  Absatzgebiete  zu  erlangen.  Immer  haben  wir  also  die  unmittelbare  Er- 
streckung der  Unternehmer  tätigkeit  selbst  auf  das  Ausland  vor  Augen,  nicht 
das  erst  unten  zu  besprechende  Effektengeschäft  und  internationale  KapitalleihgeT 
schäft  der  modernen  Geld-  und  Kreditinstitute.  ^ 
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stai-k  von  spekulativen  Momenten  beeinflußt  ist^).  In  diesem  Falle 
wird  die  hieraus  resultierende  Kapitalabwanderung  unter  Um- 
ständen die  Deckung  des  ohnehin  stärkeren  Kapitalbedarfes  im 
Inlande  noch  erschweren  und  so  zinsfußsteigernd  wirken.  Die  In- 
tensität der  Aufschwungsperiode  wird  hiedurch  erhöht,  ihre  Dauer 
aber  unter  Umständen  abgekürzt  werden,  da  um  so  rascher  die 
Grenze  der  Steigerungsfähi^keit  erreicht  wird.  Die  entgegenge- 
setzte Tendenz  zeigt  sich  im  allgemeinen  in  den  Zeiten  der  De- 
pression, was  die  Aufstauung  des  Kapitales  und  die  Niedrighal- 
tung des  Zinsfußes  verstärkt. 

Der  bloße  Erwerb  ausländischer  Industrieaktien 
durch  inländische  Kapitalisten,  die  Emission  oder  Aufnahme  aus- 
ländischer Effekten  überhaupt,  dürfte  vom  inneren  Stand  der 
heimischen  Volkswirtschaft  und  seinen  Depressions-  oder  Auf- 
schwungserscheinungen nur  insoferne  abhängen,  als  bei  sehr 
günstigen  Konjunkturen  des  Inlandes,  hohem  Zinsfuß  und  ver- 
lockenden Rentabilitätsaussichten  in  heimischen  Industriewerten, 
der  Drang  nach  Anlage  in  »Exoten«  nicht  so  stark  sein  wird. 
Hier  dürfte  also  die  Zeit  des  eigenen  Aufschwunges  mit  ihrem 
hohen,  ertragversprechenden  Kapitalbedarf  dem  Kapitalabfluß 
in  ausländischen  Industriewerten,  sofern  sie  nicht  besonders  hohe 
Verzinsung  in  Aussicht  stellen,  eher  ungünstig  sein.  Dagegen 
pflegen  spekulative  Kreise  in  Zeiten  der  Depression  sich  eher 
dem  Erwerbe  ausländischer  Effekten  zuzuneigen,  die  eine  Be- 
teiligung an  auswärtigen  Konjunkturen  ermöglichen,  wodurch  der 
Kapitalakkumulation  entgegengewirkt  wird").  Ob  dies  soweit  geht, 
unter  Umständen  eine  Verlängerung  der  Depression  herbeizuführen, 
kann  wohl  allgemein  gewiß  nicht  angenommen  werden,  erscheint 
aber  nicht  ausgeschlossen.  Die  Intensität  der  Depression,  soweit 
sie  in  psychischen  Momenten  liegt,  wird  gewiß  dann  erhöht, 
wenn  Abwanderungen  des  heimischen  Kapitales  in  größerem 
IVIaße  die  Hoffnungslosigkeit  des  letzteren  hinsichtlich  einer  bal- 
digen Wiedererholung  dokumentieren.  Größeren  Einfluß  dürfte 
hier  wohl  der  umgekehrte  Vorgang    der  Zurückziehung    des  aus- 


i)  In  dieser  Hinsicht  stimme  ich  vollständig  mit  Liefmann  (siehe  die  oben 
zit.  Abhandlung)  überein. 

2)  Allerdings  wirkt  auch  hier  im  Effektenhandel,  jedenfalls  aber  weniger  als 
im  Falle  der  unmittelbar  auf  das  Ausland  erstreckten  Unternehmertätigkeit,  das 
früher  erwähnte  Moment  der  in  der  Depression  gelähmten  Geschäftslust  und  er- 
höhter Vorsicht,  selbst  auf  die  spekulativen  Kreise  retardierend. 


152 


Dr.  Emanuel  Hugo  Vogel: 


ländischen  Kapitales  aus  inländischen  Unternehmungen  in  der 
Depressionszeit  üben,  doch  wird  sich  überhaupt  in  beiden  Rich- 
tungen der  Einfluß  der  Kapitalabwanderung  wie  des  Kapitalzu- 
flusses weniger  im  Ankauf  oder  Abstoß  von  Effekten  als  in  den 
viel  wichtigeren  und  ausschlaggebenderen  Aenderungen  des  in- 
ternationalen Kapitalkredites  äußern  ^). 

Dies  führt  uns  zum  dritten  und,  was  die  Beeinflussung  des 
Hausse-  wie  Depressionsstadiums  anbelangt,  gewiß  wichtigsten 
Momente:  dem  für  industrielle  Anlagen  zur  Verfügung  stehenden 
Leihkapitale  der  großen  a  m  Wel  tv  er  k  e  h  r  teilneh- 
menden Banken.  In  dieser  Richtung  müssen  wir  das  eigent- 
liche Herrschaftsgebiet  des  Zinsfußes,  wie  es  in  seinen  Rück- 
wirkungen auf  das  internationale  Wirtschaftsleben  und  die  hei- 
mische Volkswirtschaft  sich  äußert,  erblicken.  Die  Internatio- 
nalität  des  Geld-  und  Kreditmarktes  in  Zeiten  normalen  weltwirt- 
schaftlichen Verkehres  bewirkt  es,  daß  überhaupt  nicht  bloß  das 
Kapitalangebot  und  die  Kapitalbereitschaft  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft, sondern  auch  jene  der  als  internationale  Geldgeber 
fungierenden  ausländischen  Volkswirtschaften  mit  in  Betracht 
kommen.  Dadurch  wird  zugleich  das  Problem  der  volksvv'irt- 
schaftlichen  Einzelentwickelung  wesentlich  vielseitig  bedingter 
und  komplizierter.  Wenn  auch  auf  dem  internationalen  Kapital- 
markte vorwiegend  gewisse  Volkswirtschaften  (vor  dem  Welt- 
kriege England,  Deutschland,  Frankreich)  als  hauptsächliche 
Geldgeber,  als  Kapitalexporteure  fungieren,  so  ist  dies  doch  nicht 
in  ausschließlichem  Sinne  zu  nehmen,  da  jede  dieser  Volkswirt- 
schaften je  nach  der  Situation  des  eigenen  Marktes  auch  jeweils 
Empfänger  von  Kapital  sein  wird.  Am  charakteristischsten  ist 
wieder  das  Bild    des  englischen  Kapitalexportes  ^).     In  der  Kon- 

i)  Die  Finanzierung  ausländischer  staatlicher  oder  städtischer  Anleihen  kommt 
als  unter  Umständen  wichtige,  aber  doch  nur  fallweise  Ursache  von  Kapitalexport 
in  Betracht.  Soweit  sie  nicht  wie  in  Frankreich  überwiegend  von  politischen  Mo- 
menten geleitet  war,  bot  sie  dem  inneren  Markte  Ersatz  für  fehlende  Anlagemög- 
lichkeiten, ist  aber  jedenfalls  kein  Faktor,  der  als  Mittel  regulärer  Beeinflussung 
des  Kapitalmarktes  und  Zinsfußes  eine  Rolle  spielen  könnte. 

2)  Die  Gesamtsumme  der  britischen  Anlagen  im  Auslande  belief  sich  Ende 
1910  nach  der  Schätzung  des  »Statist«  auf  die  gewaltige  Summe  von  3,2  Milliarden 

Pfund,  einschließlich  der  nicht  öffentlich  erfolgten  Anlagen  sogar  auf  372  Milliar- 
den Pfund.     Hievon  entfallen    etwa    53  Proz.    auf  Amerika,     16  Proz.    auf    Asien, 

14  Proz.  auf  Afrika,  12  Proz.  auf  Australien,  5  Proz.  auf  Europa.  Etwa  1560 
Millionen  sind  von  den  britischen  Kolonien  und  Besitzungen,  1640  Millionen  von 
fremden  Ländern,    darunter  42  Proz.    von    den  Vereinigten  Staaten    aufgenommen 
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Zentrierung  des  gesamten  Rembourskredites  in  London  mit 
Hilfe  der  »colonial-  and  foreign  banks<^c  lag  ein  guter  Teil  der 
Weltherrschaft  Englands  auf  dem  Kapitalmarkte  vor  dem  Kriege 
begründet,  durch  die  deutsche  Bankkonzentration  in  den  4  D- 
Banken,  insbes.  durch  die  Tätigkeit  der  »Ueberseebanken«  hatte 
Deutschland  begonnen,  in  ähnlicher  Weise  wirksam  zu  werden. 
Im  allgemeinen  wird  für  die  Kapitalbewegung  im  internationalen 
Bankkredit  der  Stand  des  Zinsfußes  im  Gläubiger-  bez.  Schuldner- 
lande maßgebend  sein,  wodurch  mittelbar  das  Gesamtverhältnis 
der  Konjunkturen,  der  zeitliche  Verlauf  von  Aufschwungs-  und 
Depressionsperioden  in  den  beteiligten  Ländern  Einfluß  gewinnt. 
Durch  das  Medium  des  Zinsfußes  tritt  die  internationale  Kapital- 
bewegung mit  dem  Entwickelungsstande  und  der  Bewegungsphase 
der  einzelnen  Volkswirtschaft  in  Beziehung. 

Der  hohe  Zinsfuß  einer  Volkswirtschaft  in  deren  Hausse- 
periode  ist  jedenfalls  geeignet,  den  Zustrom  ausländischen 
Kapitales  ebenso  zu  verstärken,  wie  der  niedrige  Zinsfuß  der 
Depressionsphase  dieses  fernhält  und  umgekehrt  event.  das  Leih- 
kapital des  eigenen  Landes  zur  auswärtigen  Anlage  veranlaßt  ^). 
Die  unmittelbaren  Wirkungen  eines  Kapitalzustromes  während 
der  Hausseperiode  infolge  hohen  Zinsfußstandes  werden  nicht 
nur,  wie  Liefmann  annimmt,  eine  Intensivierung  der  Aufschwungs- 
phase, sondern  in  kapitalarmen  Ländern,  wenn  sonst  Kapital- 
mangel eingetreten  wäre,  eine  spekulative  Verlängerung  derselben 
herbeiführen,  die  unter  Umständen  die  krisenhafte  Form  des 
Umschwunges  auszulösen  oder  zu  verstärken  vermag.  Die  Spannung 
des  Zinsfußes  wird  hiedurch  allerdings  eine  zeitweise  Erleichterung 
erfahren,    ohne    daß    aber  die  Gefährlichkeit  der  Situation  selbst 

worden.  Von  diesen  1640  Mill.  Anlagen  in  fremden  Ländern  dienen  60  Proz. « 
direkt  oder  indirekt  dem  Eisenbahnbau.  Die  3,2  Milliarden  öffentlicher  Kapital- 
anlagen im  Auslande  geben  einen  jährlichen  Ertrag  von  rund  166  Millionen  Pfund. 
Ganz  besonders  zu  beachten  ist  aber,  daß  das  dem  Ausland  geliehene  Kapital 
überwiegend  nicht  in  bar,  sondern  in  Erzeugnissen  der 
britischen  Industrie  (insbes.  Eisenbahnmaterial)  ausgeführt  wird,  so  daß 
wir  es  also  auch  hier  nicht  mit  einer  »Bargeldbewegung«,  sondern,  wie  in  der  Regel 
auf  dem  Gebiete  des  Leihkapitals,  mit  einem  »H  a  n  d  e  1  s  k  r  e  d  i  t  e<  zu  tun 
haben.  Die  statistischen  Daten  stammen  aus  dem  Deutschen  Handelsarchiv,  Jahrg. 
191 1,  2.  Bd.,  S.  398. 

i)  Ein  Teil  dieser  Kapitalbewegung  kann  sich  unter  Umständen  gewiß  auch 
in  der  früheren  Form  des  Rückverkaufes  ausländischer  Effekten  seitens  inländischer 
Kapitalisten  in  der  Hausse  behufs  Geldbeschaffung  oder  des  Ankaufes  ausländischer 
Effekten  in  der  Depression  behufs  Geldanlage  vollziehen. 
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o-emildert  würde,  sobald  einmal  die  realen  Voraussetzungen  des 
Aufschwunges  zu  schwinden  drohen.  Bei  Fortdauer  der  Kapital- 
fülle (zumal  in  einem  an  sich  reichen  Lande)  kann  aber  die  infolge 
des  ausländischen  Kapitalangebotes  gesteigerte  Intensivierung 
der  Produktion  auch  die  entgegengesetzte  Folge  einer  überstürz- 
ten Ausnützung  und  Abkürzung  der  Aufschwungsperiode  nach 
sich  ziehen.  Jedenfalls  vermag  dies  zu  einer  Verschärfung  des 
Wendestadiums  zu  führen,  so  daß  die  internationale  Kapitalbe- 
wegung dann  als  Krisenursache  wirksam  wird*).  Der  Grund  ist 
darin  gelegen,  daß  eben  der  Zustrom  bez.  die  Heranziehung  aus- 
ländischer Kapitalkräfte  zur  Finanzierung  des  Aufschwunges  alle 
jene  Gefahrmomente  der  Ungleichmäßigkeit  zu  erhöhen  geeignet 
ist,  die  man  im  allgemeinen  als  die  Ursachen  des  wellenförmigen 
Bewegungs-  und  Entwickelungsverlaufes  der  Volkswirtschaft  be- 
zeichnen kann  ^).  Darunter  spielt  gewiß  das  von  Liefmann  in  den 
Vordergrund  gerückte  Moment  der  »Disproportionalität  zwischen 
der  einmaligen  Ausdehnung  der  Konsummittelindustrie  und  der 
dauernd  gesteigerten  Leistungsfähigkeit  der  Produktionsmittelindu- 
strie« eine  Hauptrolle,  da  durch  das  vom  Auslande  kommende  Ka- 
pital zunächst  nicht  die  Kaufkraft  der  breiten  Massen,  sondern  nur 
das  zu  Gründungen  und  spekulativer  Ausdehnung  bereite  Kapital 
der  Banken  und  der  Industrie  vermehrt  wird  (S.  179).  Doch  deshalb 
den  Kapitalimport  vom  Auslande  in  Zeiten  der  Hausse  überhaupt 
nicht  für  eine  günstige  Erscheinung  zu  halten,  scheint  mir  unzu- 
treffend. Nur  jene  Volkswirtschaft  wird  hiedurch  gefährdet  werden 
können,  die  nicht  auch  selbst  ihrerseits  am  Kapitalexport  zu  ge- 
gebener Gelegenheit  teilnimmt,  die  weiters  nicht  ihrerseits  eine 
starke  Exportindustrie  besitzt,  welche  ihr  von  vorneherein  einen 
Anteil  am  Weltmarkte  und  ein  Gegengewicht  von  Forderungs- 
berechtigungen gegenüber  der  im  Aufschwungsstadium  leicht 
sprunghaft  ansteigenden  Summe  von  Auslandsverpfiichtungen 
sichert.  Aus  diesem  Grunde  kann  ich  auch  dem  Schlußurteile 
Liefmanns  nicht  beistimmen,  welcher  deshalb  »in  der  Hausse  an 
sich  nichts  Gutes  und    nicht   das  Normale«  zu  erblicken  vermag, 

1)  Speziell  für  Englands  Volkswirtschaft  dürfte  dies  des  öfteren  der  Fall  ge- 
wesen sein. 

2)  Siehe  mein  mehrfach  zit.  Buch:  »Die  Theorie  des  volkswirtschaftlichen 
Enlwickelungsprozesses  usf.«,  II.  Teil,  3,  Kap.  sub   i.  — 

In  ganz  besonderem  Maße  gilt  dies  natürlich  für  den  ersterwähnten  Fall 
an  sich  kapitalarmer  Länder,  welche  ihren  Aufschwung  überwiegend  mit  ausländi- 
schen Mitteln  finanzieren. 
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vielmehr  annimmt,  daß  »die  Zeit  der  Stagnation,  die  nach  den 
Erschütterungen  der  Krise  wieder  eine  größere  Ruhe  und  Gleich- 
mäßigkeit des  Wirtschaftslebens  bringt,  der  eigentlich  naturge- 
mäße Zustand  der  Volkswirtschaft  ist«  (S.  179).  Es  sei  dies  der 
Zustand,  in  welchem  man,  wie  das  Herabgehen  des  Diskontes 
zeige,  fremdes  Kapital  nicht  mehr  brauche  und  die  Geschäfte 
zwar  nicht  glänzend,  aber  befriedigend  gehen.  Weder  des  inter- 
nationalen Kapitalverkehres,  noch  des  »Aufschwunges«  im  eigent- 
lichen Sinne  kann  die  Volkswirtschaft  wohl  richtigerweise  ent- 
behren, nur  die  Ungleichmäßigkeit  des  Entwickelungsverlaufes 
erscheint  als  das  Uebel,  das  aber  durch  die  Solidität  des  Bank- 
wesens, die  Tragfähigkeit  der  Geld-  und  Krediteinrichtungen  einer 
Volkswirtschaft  und  die  gesellschafts-  wie  gemeinwirtschaftlichen 
Sicherungsmittel  wenigstens  in  der  heutigen  Zeit  erheblich  ab- 
geschwächt zu  werden  vermag. 

Etwas  schwieriger  ist  der  Einfluß  des  Internat.  Kapitalver- 
kehres auf  den  Mechanismus  des  Depressionsstadiums  zu 
beurteilen.  Die  nächste  Wirkung  ist  eine  Zurückziehung,  ein  Ab- 
fließen des  fremden  Leihkapitales,  schon  infolge  des  gesunkenen 
Zinsfußes.  Späterhin,  nachdem  die  ersten  Schwierigkeiten  in  der 
Liquidierung  von  Engagements,  in  der  Erfüllung  von  Schuld- 
verpflichtungen überwunden  sind,  wird  die  mangelnde  Anlagege- 
legenheit für  das  inländische  Kapital,  insbes.  die  am  internat. 
Kapitalverkehre  beteiligten  Bankinstitute,  zum  Kapitalexport  in 
ähnlicher  Weise  wie  zur  Anlage  in  fremden,  rentablen  Werten 
veranlassen.  Hier  glaube  ich  in  teilweiser  Uebereinstimmung  mit 
Liefmann,  daß  dieser  Prozeß  in  keiner  Weise  eine  Verlängerung 
oder  Verstärkung  der  Baisse  (so  Oldenberg)  bedeutet.  Im  ersten 
Momente  allerdings  kann  unter  Umständen  die  Zurückziehung 
des  ausländischen  Kapitales,  wenn  sie  unter  dem  Eindrucke  der 
Krisenfurcht  in  überschneller  Weise  erfolgt,  die  Depression  ver- 
schärfen, event.  den  Krisenzustand  im  Wendungsstadium  herbei- 
führen. Davon  abgesehen  aber  ist  die  Zurückziehung  des  aus- 
ländischen Leihkapitales  selbst  bei  kapitalstarken  Volkswirt- 
schaften nur  ein  natürlicher  Ausgleichungsprozeß,  der  weder  die 
Baisse  notwendig  verlängert  noch  verschärft.  Speziell  die  Zu- 
wendung von  Teilen  des  heimischen  Kapitales  zu  fremden  ren- 
tablen Anlagen  schafft  neue  Verdienstmiöglichkeiten  und  kann 
eine  Erleichterung  der  Lage  bewirken.  Anders  allerdings  wäre 
die  Wirkung    in    beiden  Richtungen    im    Falle    kapitalschwacher. 
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Stark  vom  Auslande  gestützter  Volkswirtschaften  zu  beurteilen. 
Hier  müßte  im  Sinne  Oldenbergs  zumal  bei  rascher  Kreditent- 
ziehung tatsächlich  eine  wesentliche  Verstärkung  und  event.  auch 
Verlängerung  der  Depression  die  Folge  sein.  So  kann  man  denn 
im  Gesamtergebnis  der  Ansicht  Lief  mann?,  vollständig  zustimmen, 
daß  die  Zurückziehung  des  fremden  Kapitales  wie  der  teilweise 
Export  eigenen  Kapitales  während  der  Baisse  diese  letztere  weder 
notwendig  intensivieren  noch  verlängern  muß,  daß  es  sich  viel- 
mehr, von  besonders  kapitalschwachen  Volkswirtschaften  abgesehen, 
nur  um  eine  im  Zinsfuße  sich  auch  äußerlich  darstellende  Selbst- 
regulierung des  Kapital-  und  Geldmarktes  handelt.  Denn  in  erster 
Linie  ist  es  doch  nur  die  heimische  Kapitalkraft,  der  Ertrag  der 
gesamten  nationalen  Arbeit,  der,  wie  Liefmatin  richtig  betont,  als 
»Volksreichtum«  wieder  die  Ausnützung  neuer  Entwickelungs- 
quellen  ermöglicht,  der  als  »Kapitalakkumulation«  von  der  Baisse 
zum  Wiederaufschwung  überleitet.  Die  aus  ausländischen  Kapital- 
anlagen rücklangenden  Zinsen  und  Unternehmergewinne  sind  hiezu 
nur  ein  allerdings  wünschenswerter  Beitrag.  Die  Bedeutung  des 
eigenen  Kapitalexportes  aber  liegt  —  und  dem  kann  man 
wohl  als  damit  zusammenhängendes  Korrelat  den  Warenex- 
port, die  Versorgung  fremder  Märkte  mit  den  hieraus  resultieren- 
den Unternehmergewinnen ,  Forderungsansprüchen  und  Kapital- 
rückflüssen an  die  Seite  stellen  — ,  vor  allem  in  der  Stärkung 
der  weltwirtschaftlichen  Stellung,  in  der  Erweiterung 
der  Absatzgebiete  wie  Einnahmequellen,  in  der  darin  liegenden 
Verteilung  des  Risikos  und  Ausgleichung  des  wirtschaftlichen 
Bewegungsverlaufes  ^). 

i)  Oldenbtrg  (oben  zit.  Abhandlung,  Schmolleys  Jahrb.  27.  Bd.  1903,  S.  69) 
erblickt  in  dem  internationalen  Kapitalverkehr  eine  der  Hauptursachen  der  Krisen, 
welche  fast  gleichaltrig  mit  dem  ersteren  seien.  »Viel  gewaltiger  als  der  interna- 
tionale Warenverkehr  wirke  auf  die  Kaufkraft  des  inneren  Marktes  der  andere 
Hauptfaktor  der  Zahlungsbilanz,  die  Wanderung  des  Geldkapitals  von  Land  zu 
Land.«  »Das  erste  Land,  das,  abgesehen  von  Holland,  Kapital  exportieren  konnte, 
ist  seit  etwa  100  Jahren  England  und  eben  hier  und  seitdem  haben  die  großen 
Krisen  begonnen.«  »Die  werdenden  Kapitalexportstaaten  müssen  also  durch  ein 
krisengefährliches  Fegefeuer  von  einigen  Jahrzehnten  durchgehen,  bis  sie  zu  einer 
leidlich  sicheren  Zahlungsbilanz  kommen,  und  auch  dann  kann  ein  gelegentlich 
größerer  Kapitalexport  die  Zahlungsbilanz  umstoßen  und  über  den  inneren  Markt 
Depression  oder  Krise  verhängen«  (S.  71).  Jedenfalls  müsse  »die  internationale 
Beweglichkeit  der  Kapitalien  den  Wechsel  der  Konjunkturen  schärfer  akzentuieren, 
sowohl  Hausse  wie  Baisse  länger  hinziehen.«  »Je  größere  Dimensionen  der  inter- 
nationale Kapitalverkehr  annimmt,  um  so  mehr  wird  er  für  die  Krisen  maßgebend.« 
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Doch  die  cfanze  Fracke  der  Einflüsse  des  internationalen 
Kapitalverkehres  auf  den  Bewegungsverlauf  des  einzelnen  volks- 
wirtschaftlichen Entwickelungsprozesses  ist  nicht  bloß  vom  iso- 
lierten Standpunkte  des  letzteren,  sondern  auch  vom  verglei- 
chenden Standpunkte  des  weltwirtschaftlich  gleichzei- 
tigen Geschehens  aus  zu  betrachten.  Entscheidend  wird  hier 
sein,  wie  Aufschwungs-  und  Depressionswellen  auf  dem  gesamten 
Schauplatze  der  weltwirtschaftlichen  Ereignisse  in  ihrer  Gleich- 
zeitigkeit oder  wechselweisen  Aufeinanderfolge  verteilt  sind. 
Lief  mann  bringt  (S.  178)  ein  interessantes  Beispiel  zeitlicher  Ver- 
schiedenheit der  Aufschwungs-  und  Depressionsphasen  und  der 
dadurch  gebotenen  INIöglichkeit  wechselseitiger  Ergänzung,  für 
allerdings  von  einander  auch  geographisch  weit  getrennte  Gebiete  : 
es  ist  der  internationale  Kapitalaustausch,  wie  er  zwischen  Deutsch- 
land und  Amerika  in  den  90  er  Jahren  stattgefunden  hat.  In  der 
Zeit  der  Depression  in  Amerika  während  des  spanischen  Krieges 
hat   Amerika    durch    reichliche    Kapitalzufuhr    die    Aufschwungs- 


In  allen  diesen  Beziehungen  kann  ich  Oldettberg  nicht  zustimmen.  Es  ist  ein 
zweifelloser  Irrtum,  daß  der  internationale  Kapitalienverkehr  als  solcher  krisen- 
erzeugend wirke,  gerade  im  Gegenteile,  eine  wesentliche  Abschwächung  der  Krisen- 
erscheinung und  der  Krisengefahr  hat  sich  mit  der  neuzeitlichen  Ausbildung  des 
internationalen  Kapitalverkehres  eingestellt,  wofür  gerade  das  England  der  neueren 
Zeit  das  beste  Beispiel  bietet.  An  die  Stelle  scharfer  Aufstiegs-  und  Abstiegs- 
phasen ist  mehr  oder  weniger  eine  Wellenbewegung  des  Wirtschaftslebens  getreten, 
gerade  weil  der  internationale  Kapitalienverkehr  ausgleichend  auf  den  Geldmarkt 
gewirkt  hat,  indem  das  in  der  heimischen  Volkswirtschaft  unfruchtbar  verbleibende 
Kapital  Verwendungsgelegenheiten  auf  anderen  Märkten  fand.  Die  ältere  Krisen- 
geschichte Englands  als  Beispiel  heranzuziehen,  scheint  mir  ein  Trugschluß.  Nicht 
der  internationale  Kapitalien  verkehr  und  seine  erste  und  besondere  Ausbildung 
in  dieser  Volkswirtschaft  war  die  Ursache  vieler  Krisen,  sondern  das  Gründungs- 
und Beteiligungsfieber  eines  starken  wirtschaftlichen  Expansionsdranges,  das  zum 
spekulativen  Kapitalexport,  d.h.  zur  unmittelbaren  Kapitalinvestition  in  zweifel- 
haften Unternehmungen  Südamerikas,  den  Vereinigten  Staaten  usf.  geführt  hat, 
nicht  dagegen  die  sich  mehr  und  mehr  ausbildende  Stellung  Englands  als  haupt- 
sächlicher Geldgeber  der  Welt,  der  internationale  Kapitalverkehr  als  solcher.  Im 
übrigen  war  gerade  der  Kapitalexport  (oder  richtiger  die  Eröffnung  von  »Handels- 
kredit«) für  England  eine  hauptsächliche  Quelle  des  Warenexports,  da  das 
Leihkapital  überwiegend  in  Form  von  Industrieprodukten  ins  Ausland  ging.  Dies 
war  aber  wieder  ein  Abflußventil  für  die  Ueberproduktion  auf  dem  heimischen 
Markte  und  eine  Quelle  für  die  Steigerung  der  heimischen  Kaufkraft.  Daß  der 
Industriestaat  durch  Industriegründungen  im  Auslande,  wie  Oldenberg  behauptet 
(S.  75),  milliardenweise  an  Kaufkraft  verliere  und  überdies  das  investierte  Kapital 
nicht  mehr  zurückfließe,  scheint  mir  eine  allzu  einseitige  Beurteilung  des  Wertes 
und  der  Rückwirkungen  einer  wirtschaftlichen  Betätigung  im  Auslande. 
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bewegung  in  Deutschland  (1895 — 1900)  namhaft  verstärkt^).  Als 
in  Deutschland  der  Umschwung  zur  Depression  der  Jahre  1900 
bis  1902  eintrat,  dafür  aber  in  Amerika  nach  Beendigung  des 
spanischen  Krieges  (1899)  eine  Hausseperiode  eintrat,  hat  um- 
»^ekehrt  deutsches  Kapital  die  Intensität  des  Aufschwunges  in 
Amerika  nicht  unwesentlich  erhöht.  Ein  internationaler  Kapitalaus- 
tausch dieser  Art  setzt  hiebei  wesentlich  voraus,  daß  Aufschwung 
und  Depression  zeitlich  verschieden  in  den  einzelnen  in  Betracht 
kommenden  Volkswirtschaften  verteilt  sind,  während  dann,  wenn 
die  Aufschwungsphase  allgemeineren,  event.  sogar  weltwirtschaft- 
lichen Charakter  trägt,  ebenso  wie  im  Falle  einer  solchen  allge- 
meinen Depression  gewiß  der  Einfluß  des  internationalen  Kapi- 
talaustausches auf  die  Phasenbewegung  stark  zurücktreten  dürfte. 
Gerade  dieser  letztere  Fall  hat  sich  aber  in  der  neueren  Zeit 
bis  zum  Ausbruche  des  Weltkrieges  wiederholt  ereignet,  der 
Entwickelungsverlauf  wie  der  gesamte  volkswirtschaftliche  Pro- 
zeß in  den  am  Weltverkehr  beteiligten  Staaten  ist  in  manchen 
Grundzügen  ein  wesentlich  gleichförmigerer  geworden  als 
vordem.  Dieser  Parallelismus  oder  richtiger  diese  wechselseitige 
Beeinflussung  ging  wohl  zunächst  von  der  Depressions-  und 
Krisenseite  aus,  indem  schwere  Erschütterungen  der  einen,  insbes. 
einer  führenden  Volkswirtschaft  schon  kraft  der  internationalen 
Abhängigkeitsbeziehungen  des  Geld-  und  Kreditmarktes  auf  die 
übrigen  am  Weltverkehre  beteiligten  Volkswirtschaften  nachteilig 
rückwirkten  und  einer  ausstrahlenden  Wellenbewegung  gleich 
auch  bei  diesen  letzteren  Rückstauungen,  Stillstände  und  event. 
Krisen  hervorriefen.  Nicht  ganz  dasselbe  kann  man  vielleicht  vom 
umgekehrten  Falle  der  entschiedenen  Hausse  eines  auf  dem 
Weltmarkte  führenden  Staatswesens  sagen,  der  Kapitalzustrom, 
der  hicdurch  bewirkt  wird,  dürfte  eher  die  Ausnützungsmöglich- 
keit  einer  parallelen  Aufschwungsphase  in  anderen  Ländern 
schwächen.  Jedenfalls  konnte  man,  wenigstens  bis  zum  Kriegs- 
ausbruche teilweise  Uebereinstimmungen  im  weltwirtschaftlichen 
Entwickelungsverlaufe  konstatieren.  Bei  dem  Mangel  vergleichen- 
der internationaler,   wirtschaftsstatistischer  Spezialuntersuchungen 

i)  Daß  sie  hicdurch  auch  verlängert  wurde,  bestreitet  Lief  mann,  indem  er  die 
außerordentlich  lange  Dauer  dieser  Aufschwungsperiode  ausschließlich  auf  den  in 
einer  vorangegangenen  langen  Depression  stark  gestiegenen  Kapitalreichtum  Deutsch- 
lands, die  bessere  Organisation  der  Industrie  in  Kartellen  und  die  größere  Solidität 
des  Bank-  und  Börsenwesens  zurückführt. 
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ist  es  vorläufig  nicht  möglich,  zu  konkreten  Schlußfolgerungen 
zu  gelangen.  Hier  liegen  kaum  noch  die  Anfänge  wissenschaft- 
licher Bearbeitung  vor^). 

2.  Die  Theorie  von  der  sinkenden  Tendenz  des  Kapitalzinses 
in  einer  evolutionären  Volkswirtschaft  (Minimumtheorie). 

•Das  zweite  hier  zu  erörternde  Problem,  die  Lehre  von  der 
sinkenden  Tendenz  des  Kapitalzinses  in  einer  ihrem  Grund- 
charakter nach  evolutionären  Volkswirtschaft,  ist  von  großem 
wissenschaftlichen  Interesse,  denn  im  Sinne  dieser  bis  heute  herr- 
schenden Lehre  löst  der  Entwickelungsvorgang  entgegengesetzte 
und  auf  den  ersten  Blick  nicht  miteinander  in  Einklang  zu 
bringende  Wirkungen  auf  den  Kapitalzins  aus:  eine  steigende 
Tendenz  in  der  Zeit  der  augenfälligen  konkreten  Entwickelungs- 
phase,  eine  im  Durchschnittsbilde  anscheinend  sinkende  Tendenz 
im  Gesamtverlaufe  der  Entwickelung  während  einer  längeren 
Epoche ,  wie  auch  im  Vergleiche  der  höher  gegenüber  der 
niedriger  entwickelten  Volkswirtschaft.  Letztere  Bewegungser- 
scheinung wurde  insbes.  an  dem  Zinsfuß  der  fest  verzinslichen 
Anlagewerte  bemessen,  sodann  aber  als  die  allgemeine  »Tendenz 
des  Kapitalzinsfußes«  im  Gefolge  der  Entwickelung  angesehen. 

Die  »Tendenz  des  Kapitalzinses  auf  ein  Minimum  zu  sinken«, 
die  sogen.  Minimumtheorie  hat  schon  die  klassische  National- 
Oekonomie  beschäftigt,  zumal  ja  Englands  im  allgemeinen  nied- 
riger und  im  Vergleiche  längerer  Perioden  stark  gesunkener  Kon- 
suls- und  Rentenzinsfuß  zu  einer  theoretischen  Behandlung  der 
Frage  stete  Anregung  bot.  Insbes.  J.  St.  Mill  war  es,  der  in 
seinem  Werke  der  Entwickelungslehre  ein  eigenes  Buch  (4.  Buch 
der  »Grundsätze  d.  pol.  Oek.«)^)  gewidmet  und  speziell  die  Frage 

i)  Daß  selbstverständlich  eine  Parallelität  des  Phasenverlaufes  vielfach  für 
jene  Wirtschaftsgebiete  zu  konstatieren  ist,  deren  Wirtschaftsverlauf  infolge  ihrer 
geographischen  Lage  oder  ihrer  politischen  Zusammengehörigkeit  von  vorneherein 
gewisse  Gemeinsamkeiten  aufweist,  ist  nur  selbstverständlich.  So  zeigt  die  Krisen- 
geschichte Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns  teilweise  (keines- 
wegs vollständig,  so  insbes.  nicht  in  der  Zeit  der  Balkankrise)  gewisse  Uniformi- 
täten.  (Siehe  hiezu  Brezigar,  »Die  wirtschaftlichen  Konjunktur-  und  Depressions- 
wellen in  Oesterreich«,  Zeitschr.  f.  Volksw.,  Sozp.  u.  Verw.  23.  Bd.   1914.) 

In  noch  größerem  Maße  gilt  dies  für  den  Wirtschaftsbereich  von  Mutterland 
und  Kolonien,  so  insbes.  im  großbritannischen  Wirtschaftsgebiete,  ohne  daß  hiefür 
selbstverständlich  bestimmte  Regeln  gelten  könnten. 

2)  Im  folgenden  wird  nach  der  Ausgabe  Soetbeer,  Hamburg   1852,  zitiert. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     2.  II 
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der  Bewegungstendenz  des  Kapitalzinses  eingehend  behandelt  hat 
(Kap.  IV  u.  Vj.  Während  Smith  das  Sinken  des  Kapitalgewinnes- 
ganz  allgemein  auf  die  zunehmende  Konkurrenz  des  Kapitales 
zurückführte,  bringt  Mill  diese  Erscheinung  mit  der  Entwickelung 
in  Zusammenhang.  Er  geht  davon  aus,  daß  in  jedem  Gesell- 
schaftszustande  ein  gewisses  räumlich  und  zeitlich  bedingtes 
Minimum  des  Kapitalgewinnes  existiert,  das  die  Leute  noch  ver- 
anlaßt, Ersparnisse  anzusammeln  und  auf  produktive  Weise  zu 
verwenden.  Dieses  Minimum,  welches  noch  vorhanden  sein  müsse, 
soll  sich  das  Nationalkapital  fernerhin  vermehren,  variiere  nach 
der  Stärke  des  Spartriebes  und  nach  dem  Grade  der  Sicherheit 
des  anzulegenden  Kapitales,  es  sei  je  nach  dem  Gesellschafts- 
zustande höher  oder  niedriger.  Der  Inhalt  dieser  Theorie  gipfelt 
nun  im  folgenden  Satze :  wenn  ein  Land  durch  längere  Zeit  im 
Genüsse  ungestörten  Fortschrittes  gestanden  ist  und  so  Produk- 
tion wie  Kapitalansammlung  angewachsen  sind,  so  ist  es  charak- 
teristisch für  ein  solches  Land,  daß  der  durchschnittliche  Kapital- 
gewinn gewöhnlich  nur  wenig  von  jenem  Minimum  entfernt  ist 
und  das  ganze  Land  dicht  neben  einem  stationären  Zustande 
steht  (S.  204).  Der  Kapitalgewinn  habe  also  die  Tendenz^ 
auf  jenes  Minimum  zu  sinken,  in  welchem  eine  wei- 
tere Vermehrung  des  Nationalkapitales  nicht  mehr 
stattfindet.  Ist  dieses  Minimum  erreicht,  so  sei  das  Land  als- 
dann zu  einem  stationären  Zustande  gelangt,  am  Ende  des 
sogen,  progressiven  Zustandes  liege  der  stationäre. 
Letzterem  zu  entgehen,  sei  für  ein  im  Fortschritte  befindliches 
Land  eine  Unmöglichkeit,  reiche  und  rasch  fortschreitende  Länder 
wie  England  stehen  jederzeit  ganz  nahe  an  diesem  Minimum. 
Allerdings  gebe  es  eine  Reihe  von  entgegenwirkenden  Umständen, 
insbes.  die  Vergeudung  oder  Vernichtung  von  Kapital,  die  Erwei- 
terung des  »Beschäftigungsfeldes«  der  Produktion,  d.  h.  die  ka- 
pitalabsorbierenden Verbesserungen  und  Erweiterungen  derselben, 
die  Kapitalabwanderung  (insbes.  nach  Kolonien  usf.),  die  mensch- 
liche Auswanderung,  aber  dadurch  werde  der  Prozeß  der  Herab- 
drückung  des  Kapitalgewinnes  nur  verlangsamt.  Das  allein  be- 
wirke, daß  sich  die  Grenze  immer  wieder  hinausschiebe,  aber 
zum  Erreichen  des  Minimums  und  damit  zum  Eintritt  des  statio- 
nären Zustandes  sei  nur  ein  Schritt.  Das  interessanteste  aber 
sind  nun  in  dieser  Theorie  die  wirtschaftspolitischen  Schlußfol- 
gerungen, welche  Mill  aus  ihr  zieht.     Der  stationäre  Zustand  als 
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der  Schlußpunkt  weiteren  Kapitalwachstumes  sei  keineswegs  zu 
fürchten.  Er  würde,  »im  ganzen  betrachtet,  eine  sehr  beträcht- 
liche Verbesserung  im  Vergleiche  mit  den  gegenwärtigen  sozialen 
Verhältnissen  sein«  (S.  225.)  Hier  tritt  der  überhaupt  an  vielen 
Stellen  des  Werkes  erkennbare  soziale  Gesichtspunkt  Müh  deut- 
lich hervor  ^).  Er  glaubt,  daß  im  stationären  Zustande  der  gegen- 
seitige Kampf  um  möglichst  großen  Ertrag  einem  ruhigen,  kon- 
kurrenzlosen, der  kulturellen  Wohlfahrt  gewidmeten  Nebeneinan- 
der der  Menschen  weichen  würde.  Der  »stationäre  Zustand  des 
Kapitales  und  der  Bevölkerung^)  würde  also  keineswegs  einen 
Stillstand  auf  den  übrigen  Gebieten  der  Entwickelung  nach 
Meinung  Milh  bedeuten,  diese  kulturelle  Wohlfahrt  würde  aber 
dann  Gemeingut  der  Gesamtheit,  nicht  bloß  einzelner  begünstig- 
ter Klassen  werden  ^).  Hier  mündet  also  die  Entwickelungstheorie 
Milh  in  ein  Idealbild  aus,  wieder  ist  es  der  Gedanke  des  unge- 
störten Gleichgewichtes  in  einem  Zustande  der  höchsten  Wohl- 
fahrt (siehe  die  alte  Gleichgewichtstheorie  und  das  Maximum- 
theorem), der  hier  vorschwebt.  *)  ^). 

Die  Minimumtheorie  Milh  entspringt  einer  an  sich  richtigen, 


1)  Wie  sozial  er  im  modernen  Sinne  denkt,  geht  insbes.  aus  seinen  Ausfüh- 
rungen in  Kap.  VII  des  4.  Buches  »über  die  wahrscheinliche  Zukunft  der  arbeiten- 
den Klassen«  und  den  Wert  einer  Organisation  der  Industrie  im  Sinne  einer  Ge- 
winnbeteiligung der  Arbeiter  an  der  Unternehmung  hervor. 

2)  Hier  denkt  er  im  Anklänge  an  Malthus  an  eine  stärkere  Einschränkung 
der  Bevölkerungszunahme  (S.  216  und  229). 

3)  Er  steht  in  dieser  Beurteilung  des  »am  Ende  der  Entwickelung«  stehenden 
stationären  Zustandes  übrigens  in  vollem  Gegensatze  zu  Smith,  der  die  Lage  der 
großen  Massen  der  Bevölkerung  im  stationären  Zustande  (niedriger  Arbeitslohn)  als 
ungünstig  ansieht  und  nur  im  progressiven  Zustande  ihre  Besserung  für  möglich  hält. 

4)  So  manche  Konsequenzen  der  Minimumtheorie  Milli,  sind  außerordentlich 
interessant,  so  wenn  er  vom  Standpunkte  dieser  Theorie  für  Länder,  in  denen  der 
Kapitalgewinn  niedrig  steht,  also  ohnehin  starke  Kapitalvermehrung  stattfindet,  die 
Verwendung  öffentlicher  Gelder  auch  für  unproduktive,  aber  im  öffentlichen  Inter- 
esse gelegene  Zwecke,  ferner  die  Umwandlung  von  umlaufendem  in  stehendes. 
Kapital,  die  Anlage  in  Eisenbahnen  usf.  für  unbedenklich,  ja  notwendig  hält, 

5)  Auch  Ad.  Smiih  schwebte  bereits  in  seiner  Lehre  vom  »natürlichen  Gleich- 
gewichte« und  den  »natürlichen  Preisen«  als  dem  Mittelpunkt,  gegen  welchen  die 
veränderlichen  Marktpreise  gravitieren ,  ein  ähnlicher  »Idealzustand«  vor.  Als 
Endziel  erscheint  ihm  das  ideale  Land,  welches  zu  dem  vollen  Reichtum  ge- 
kommen ist,  den  es  vermöge  der  Fruchtbarkeit  seines  Bodens,  seines  Klimas  und 
seiner  Lage  gegen  andere  Länder  erwerben  kann.  Hier  müssen  Arbeits- 
lohn   und    Kapitalzins    gleich    niedrig    stehen    (Buch   i ,  Kap.  9, 

s.  159). 

II* 
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wenn  auch,  wie  wir  später  nachweisen  wollen,  unzutreffenderweise 
verallgemeinerten  Beobachtung  von  dem  durchschnittlich  nied- 
rigeren Stand  des  » Kapitalzinsfußes«  bei  einer  vorgeschritteneren 
gegenüber  der  minder  entwickelten  Volkswirtschaft  und  von 
seinem  durchschnittlichen  Sinken  im  Verlaufe  längerer  Entwicke- 
lun^sepochen  einer  und  derselben  Volkswirtschaft.  Wir  wollen  vor- 
läufig diesen  Erfahrungssatz  in  seiner  Allgemeinheit  unbestritten 
lassen  bez.  einer  späteren  Spezialuntersuchung  vorbehalten  und 
zunächst  nur  einerseits  die  Annahme  behandeln,  daß  das  mit 
der  Entwickelung  als  Folgeerscheinung  verbundene  Wachstum 
des  Kapitales  trotz  aller  Abflüsse  ein  Sinken  des  Kapitalzinses 
herbeiführen  müsse,  andererseits  die  Schlußfolgerung,  daß  dieser 
Prozeß  der  Kapitalvermehrung  stärker  sei  als  die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  und  Verwendungsgelegenheiten  und  sohin  zu 
einem  Minimum  führen  müsse,  in  welchem  jeder  weitere  Anreiz 
zur  Kapitalbildung  aufhört  und  ein  stationärer  Zustand  eintritt. 
Letzteres  würde  bedeuten,  daß  es  gedankenmäßig  eine  in 
ihrem  inneren  Wesen  b  egründete,  zeitlicheund  sach- 
liche Grenze  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
geben  könne  und  müsse,  daß  diese  nicht  als  eine  fort- 
dauernde Erscheinung  des  menschlichen  Lebensinhaltes  gedacht 
werden  könne. 

Befassen  wir  uns  zunächst  mit  der  erstangeführten  Voraus- 
setzung, dem  Wachstume  des  Kapitales  als  an- 
geblichen Hauptgrund  einer  dauernd  sinkenden  Tendenz  des 
Zinsfußes.  Wir  haben  bereits  a.  a.  O.  den  Nachweis  zu  er- 
bringen versucht^),  daß  die  Entwickelungsbewegung  in  einer 
privatwirtschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtschaft  aus  ge- 
wissen inneren  Ursachen  notwendig  den  Charakter  einer  Un- 
gleichmäßigkeit  nach  Richtung  und  Intensität  an  sich  tragen 
müsse.  In  den  bisherigen  Stadien  der  volkswirtschaftlichen  Ent- 
wickelung drückte  sich  dies  in  einem  Phasenwechsel  aus,  einem 
wechselnden,  aber  innerlich  zusammenhängenden  und  wechsel- 
seitig begründeten  Aufstieg  und  Wiederabstieg  sei  es  in  ausge- 
prägter Gestalt  einer  Wellenlinie,  sei  es  in  einer  bloß  wenig  von 
der  Gleichmäßigkeit  entfernten  Kurvenlinie,  mit  einer  die  Gesamt- 
entwickelung anzeigenden  mehr  oder  weniger  scharf  ausgeprägten 
ansteigenden  Grundbewegung.     Dies  ist  das  äußere  formale  Bild 

I)  Siehe  meine  >Theorie  des  volkswirtschaftlichen  Entwickelungsprozesses 
usf..,  II.  Teil,  3.  Kap. 
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des  wirtschaftlichen  ßewegungs-  und  Entwickelungsprozesses,  das 
wir  uns  hier  in  Erinnerung  rufen.  Die  materielle  Konsequenz  seiner 
Ungleichmäßigkeit  ist  ein  Schwanken  des  Kapitalbedarfes,  eine 
Ungleichmäßigkeit  des  letzteren  in  zeitlicher  wie  quantitativer 
Hinsicht,  die  sich  in  dem  schon  besprochenen  Schwanken  des 
Leihzinsfußes  anzeigt  und  alle  Teilbewegungen  der  Phasen  be- 
gleitet. Diese  Ungleichmäßigkeit  verhindert  von  vorneherein  ein 
Gleichbleiben  des  Zinsfußes,  sei  es  nun  auf  einem  dauernd  hohen 
oder  dauernd  niedrigen  Stand  in  der  Gegenwart  oder  in  einem 
beliebigen  Stadium  der  Zukunft.  Die  »Entwickelung«  als  solche, 
d.  h.  die  Intenßivierung  und  Extensivierung  der  wirtschaftlichen 
Produktion  und  kommerziellen  Betriebstätigkeit  einer  gegebenen 
Volkswirtschaft  und  die  zusammenhängende  Vermehrung  des 
Kapitalbedarfes,  kann  an  sich  nur  eine  steigende  Tendenz 
des  Zinsfußes  als  primär  e  Wirkung  wegen  der  damit  steigenden 
Verwendungsmöglichkeiten  des  Kapitales  nach  sich  ziehen.  Vom 
Standpunkte  des  Entwickelungsvorganges  kann  nur  die  Nachfrage- 
seite des  Kapitales  in  Betracht  kommen  und  von  ihr  kann  nur 
eine  Steigerung,  nicht  eine  fallende  Tendenz,  auch  nicht  im  Sinne 
einer  von  den  Teilphasen  unabhängigen  Grundtendenz  ausgehen. 
Die  konkrete  tatsächliche  Entwicklung  einer  Volkswirtschaft 
kann  also  unmittelbar  nicht  Ursache  eines  Sinkens  des  Zins- 
fußes sein. 

Die  Kapitalsakkumulation  ist  gegenüber  dem  Entwickelungs- 
vorgange  zunächst  etwas  Akzidentielles,  Sekundäres  und  ihrer 
Größe  nach  stets  relativ  zu  Beurteilendes,  sie  findet  statt,  weil 
Vorsorge  für  die  Zukunft  wie  Aussicht  auf  wirtschaftlichen  Erfolg 
hiezu  veranlaßt.  Solange  diese  Akkumulation  (oder  vermehrtes 
»Sparen«)  stattfindet,  ohne  daß  noch  im  selben  oder  einem 
größeren  Maße  der  durch  tatsächliche  Entwickelungsvorgänge 
bewirkte  Kapitalbedarf,  also  die  Kapitalverwendung  und  -absorp- 
tion  oder  der  Kapitalabfluß  nach  auswärtigen  Verwendungsge- 
legenheiten einsetzt,  wird  sich  das  Sinken  des  Zinsfußes  oder  ein 
längerer  Niedrigstand  einstellen,  um  dann  erst  einer  wechselnden 
Aufwärtsbewecfuns:  zu  weichen.  So  wechseln  Akkumulations-  mit 
Resorptionsperioden  des  Kapitales^). 


1)  Soweit  die  Kapitalakkumulation  selbst  als  stimulierendes  Element  zum 
Wiederaufstieg  drängt  und  aus  sich  selbst  heraus  Entwickelungsfaktor  ist,  sucht 
sie  selbst  Verwendungsgelegenheiten  auf  und  ist  so  sogar  im  entgegengesetzten 
Sinne  gegen  eine  dauernde  Erniedrigung  des  Zinsfußes  wirksam. 
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Wir  sehen  aus  dieser  Argumentation  vorläufig  zweierlei, 
einmal  daß  die  Entwickelung  an  sich  überhaupt  kein  Grund  für 
dauernden  Niedrigstand  wie  andauerndes  Sinken  des  Zinsfußes 
sein  kann,  so  wenig  als  die  Kapitalakkumulation  an  sich,  die  nur 
als  relative  Größe  in  Betracht  gezogen  werden  darf  und  nur 
im  Verhältnis  zum.  jeweils  wechselnden  Kapitalbedarf  und  damit 
zur  Intensität  des  Entwickelungsantriebes  ihre  Wirkung  auf  den 
Zinsfuß  äußern  kann,  ferner  daß  also  jedenfalls  das  zweifellos  tat- 
sächlich stattfindende  absolute  Wachstum  des  Kapitales  im 
Verlaufe  längerer  Entwickelungsepochen  keine  selbständigen 
Rückwirkungen,  insbes.  hinsichtlich  des  Zinsfußniveaus  üben  kann. 

Betrachten  wir  vielmehr  die  Kapitalbildung  der  neueren  und 
neuesten  Zeit  im  Zusammenhange  mit  unseren  Erörterungen  über 
den  internationalen  Kapitalaustausch,  so  läßt  sich  die  Schluß- 
folgerung nicht  als  unbegründet  von  der  Hand  weisen  ^),  daß, 
wenigsteiiS  für  den  Bereich  der  am  internationalen  Geld-  und 
Kreditverkehr  normaler  Friedenszeiten  teilnehmenden  Volkswirt- 
schaften und  soweit  es  sich  um  die  Form  des  Geldkapitales, 
um  internationales  Leihkapital  handelt  ^),  es  eine  absolute  und 
allgemeine  Ueberkapitalisation  nicht  geben  kann,  da  das  größere 
Kapitalangebot  an  der  einen  Stelle  durch  den  Kapitalbedarf 
an  anderen  Stellen  ausgeglichen  wird ,  so  daß  der  größere 
internationale  Kapitalmarkt  und  zwar  bei  zunehmender  welt- 
wirtschaftlicher Entwickelung  in  steigendem  Maße  die  Un- 
gleichmäßigkeiten  des  nationalen  Einzelmarktes  auszugleichen 
tendiert  ^).     Insolange  es  immer  wieder    neue  Verwendungen    für 

1)  Einen  schlüssigen  Beweis  kann  man  hiefür  jedenfalls  heute  ohne  eine  um- 
fassende internationale  Wirtschaftsstatistik  nicht  erbringen. 

2)  Nur  Geldkapital,  nicht  bereits  investiertes,  bez.  bereits  in  andere  Form 
umgewandeltes  Kapital  kommt  hier  für  die  Zinsfußfrage  in  Betracht. 

3)  So  wird  denn  auch  die  Ausbreitung  des  internationalen  Kapitalver- 
kehres auf  die  Höhe  des  Leihzinsfußes  zwar  ausgleichend,  d.  h.  relative  und  par- 
tielle Ueberkapitalisationen  vermindernd  wirken,  aber  keinesfalls  notwendig  als  Faktor 
anzusehen  sein,  der  auf  das  Zinsfußniveau  im  allgemeinen  drückt.  Nur  die  Span- 
nung zwischen  dem  jeweiligen  Zinsfußmaximum  und  -minimum  am  selben  Platze 
und  Differenzen  der  Zinsfußhöhe  an  verschiedenen  Plätzen  werden  hiedurch  unter 
Umständen  eine  relative  Verringerung  erfahren. 

All  dies  setzt  allerdings  eine  Weiterbildung  des  weltwirtschaftlichen  Ver- 
kehres aller  Nationen  untereinander  voraus.  Wie  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Ver- 
hältnisse nach  dem  Weltkrieg  gestalten  werden,  kann  heute  niemand  voraus- 
sagen. Gewiß  dürfte  sich  eine  Tendenz  zum  innigeren  Zusammenschluß  gewisser 
aufemander  angewiesener  Wirtschaftsgebiete  einerseits  und  zu  ihrem  teilweisen  Ab- 
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Kapital  auf  dem  Gebiete  der  wohl  nach  menschlichem  Ermessen 
unerschöpflichen,  durch  Entwickelung  gesteigerten  Wirtschaftsbe- 
tätigung im  Bereiche  der  eigenen,  wie  fremder  Wirtschaften  gibt, 
kann  es  eine  absolute,  auf  den  Zinsfuß  drückende  Ueberkapitali- 
sation  als  Allgemcinerscheinung  einer  Volkswirtschaft  sowenig 
als  eine  »Sättigung«  oder  eine  Grenze  der  kulturellen  wie  auch 
der  wirtschaftlichen  Entwickelung  geben. 

Die  Annahme,  daß  der  Zinsfuß  je  so  tief  sinken  könnte,  daß 
der  Anreiz  zur  Kapitalbildung  aufhört,  übersieht  gerade  die  Re- 
lativität des  ganzen  Zinsproblems.  Ein  den  Verhältnissen  ange- 
paßtes Sinken  des  Zinsfußes  ist  an  sich  überhaupt  noch  kein 
Grund  dafür,  daß  deshalb  der  Anreiz  zur  Kapitalbildung  geringer 
werden  müßte,  übrigens  wird  letzterer  nicht  nur  durch  die  Höhe 
des  durchschnittlich  zu  erlangenden  Kapitalgewinnes  bei  mitt- 
lerem Risiko,  sondern  auch  durch  die  Spannung  der  bei  gerin- 
gerer Sicherheit  zu  erlangenden  Höchstverzinsungen  beeinflußt, 
für  welche  die  Entwickelung  immer  neue  Wege  eröffnet^).  Je 
tiefer    der  Leihzins    sinkt,    desto    größer    wird    auf  der  anderen 


Schluß  oder  vielleicht  richtiger  geschlossenen  Auftreten  gegenüber  den  anderen 
Wirtschaftsgebieten  andererseits  herausbilden.  Doch  scheinen  mir  jene  Ansichten, 
welche  nunmehr  eine  gänzliche  Umwälzung  oder  dauernde  Unterbrechung  der  welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen  auch  zwischen  den  sich  heute  als  Feinde  gegenüber- 
stehenden Völkern  prophezeien  wollen,  doch  allzu  weitgehend.  Mag  auch  vielleicht 
nach  Ende  des  Krieges  ein  gewisser  handelspolitischer  Gegensatz  fortbestehen  und 
zu  einem  wirtschaftlichen  Positionskampf  führen,  —  der  naturgemäße  wirtschaftliche 
Drang  aller  beteiligten  Völker  nach  einer  Freiheit  des  Weltverkehres  wird  als- 
bald auch  diese  Schranken  niederwerfen  und  was  heute  unter  dem  Eindruck  der 
alles  beherrschenden  Gegenwart  unmöglich  scheint,  nach  einer  Uebergangszeit  der 
Beruhigung  und  Besinnung  zur  Wahrheit  werden  lassen.  So  liegt  auch  heute  die 
weitere  Ausbildung  eines  weltwirtschaftlichen  Verkehres  aller  Volkswirtschaften 
nicht  außerhalb  des  Bereiches  der  Möglichkeiten,  wenn  auch  wahrscheinlich  als 
hauptsächliche  reale  Kriegsfolge  zunächst  eine  schärfere  Trennung  der  wirtschaft- 
lichen Betätigungsgebiete  der  am  Weltkriege  beteiligten  führenden  Nationen  und 
damit  des  Wirkungsgebietes  der  »wirtschaftlichen  Entwickelung«  sich  ergeben  wird, 
i)  Müh  Theorie  könnte  nur  unter  der  Voraussetzung  einen,  allerdings  auch 
dann  sehr  eingeschränkten  Anspruch  auf  Richtigkeit  haben  ,  wenn  die  gesamten 
Ersparnisse  eines  Landes  jährlich  im  Lande  selbst  nach  Art  einer  isolierten  Wirt- 
schaft zu  produktiver  Anlage  kämen,  ohne  daß  sich  neue  Abzugskanäle  nach  außen 
eröffnen,  so  daß  event.  eine  gewisse  Sättigung  einer  solchen  reinen  »Binnenwirt- 
schaft« denkbar  wäre.  Aber  auch  diese  Annahme,  auf  den  größeren  Rahmen  auch 
nur  irgendeiner  nationalen  Volkswirtschaft  übertragen,  dürfte  bei  der  Unbegrenzt- 
heit  auch  der  Entwickelung  nach  innen  und  von  innen  heraus  ihre  Verifizierung  in 
der  Wirklichkeit  nicht  finden  können. 
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Seite  der  Anreiz  zur  kapitalabsorbierenden  Unternehmer- 
tätigkeit sein,  da  hiedurch  ein  wichtiger  Produktionskosten- 
faktor verbilligt  wird.  Und  so  mündet  denn  die  ganze  Frage,  ob 
es  ein  Minimum  des  Kapitalzinses  geben  kann,  in  welchem  jeder 
Anreiz  zu  weiterer  Kapitalbildung  aufhört,  ein  stationärer  Zustand 
eintritt,  in  die  Hauptfrage  aus,  ob  es  ein  Ende  der  mensch- 
lichen und  wirtschaftlichen  EntWickelung  gibt  und 
geben  kann,  das  der  Unternehmungslust  und  der  Kapital- 
bildung, überhaupt  dem  Wirken  der  organischen,  jedem  »Wirt- 
schaften« innewohnenden  Entwickelungsfaktoren  eine  Grenze 
setzt ^). 

Hier  läßt  sich  nur  auf  empirischer  Grundlage  aus  unserer 
gesamten  Wirtschaftserfahrung  der  Schluß  ziehen,  daß  nach 
menschlichem  Ermessen  der  Entwickelung  tatsächlich  keine  Gren- 
zen gesetzt  sind,  sohin  auch  keine  Grenzen  für  ihre  wirtschaft- 
lichen Folge-  und  Begleiterscheinungen,  die  Kapitalbildung  mit 
ihren  Einflüssen  auf  die  Bewegung  des  Wirtschaftsverlaufes  und 
der  Zinsfußhöhe  im  besonderen,  selbstverständlich  immer  den 
heutigen  privatwirtschaftlichen  Rahmen  vorausgesetzt.  Im  Sinne 
einer  organischen  Auffassung  des  Entwickelungsbegriffes  ist  eine 
solche  Grenze  übrigens  auch  nach  seinem  inneren  Wesen  un- 
denkbar, denn  »wirtschaftliche  Entwickelung«  ist  hiernach  eine 
den  organischen  Grundlagen  menschlicher  Wirtschaftstätigkeit 
immanente  Bewegungserscheinung  »Wirtschaft  ohne  Entwicke- 
lung« als  Abschluß  von  Aeonen  wirtschaftlicher  Betätigung, 
würde  ein  Aufhören  dieser  Wirtschaftstätigkeit  in  dem  ihr  eigenen 
Sinne  und  einen  Ersatz  dieses  Begriffes  durch  eine  andere  Form 
der  Güterversorgung,  sei  es  autoritärer,  kommunistischer  oder 
wie  immer  sonst  geordneter  Art  bedeuten,  würde  ein  Aufgeben 
der  initiativen  einzelwirtschaftlichen  Güterversorgung  und  mit 
dieser  Grundlage  eine  Aenderung  der  privatwirtschaftlichen  Or- 
ganisation als  solcher  wenigstens  gedankenmäßig  zur  Voraus- 
setzung haben. 

Für    die    Schlußfolgerung    der    Minimumtheorie    Müh,    die 

l)  Auch  Philippovich  erblickt  das  entscheidende  Moment  nicht  in  dem  Zins 
aus  reinem  Kapitalbesitz,  sondern  in  der  Verwertungsmöglichkeit  durch  die  Unter- 
nehmertätigkeit, Ein  Sinken  des  Leihzinses  auf  ein  Minimum  müßte  die  letztere 
erhöhen  und  erst  wenn  sich  dieser  keine  Aussichten  eröffnen,  könnte  die  Kapital- 
bildung erlahmen  (Grundriß  S.  370).  So  liegt  letzten  Endes  in  der  Entwicke- 
lung und  der  Frage  nach  ihren  Grenzen   der  Kernpunkt  des  Problemes. 
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Wahrscheinlichkeit,  ja  Notwendigkeit  eines  stationären  Zustandes 
als  Ende  und  Abschluß  der  wirtschaftlichen  (nicht  auch  der 
sonstigen)  Entwickelung  lassen  sich  also  ebensowenig  logische 
Gründe  finden  wie  für  den  von  der  statischen  Theorie  in  ihrer 
modernen  Gestalt  an  den  Anfang  aller  Wirtschaftstätigkeit  ge- 
setzten »statischen  Zustand«  und  die  Annahme  einer  »statischen 
Wirtschaftsweise«  als  eine  der  Grundtatsachen  jeder,  auch  der 
ausgebildeten  Volkswirtschaft. 

In  der  späteren  nationalökonomischen  Literatur  finden  wir  die 
Minimumtheorie  Milh  in  einer  neuen  Gestalt  oder  eigentlich  einen 
neuen  Erklärungsweg  für  das  alte  Theorem  von  der  sinkenden  Ten- 
denz des  Kapitalzinses.  Es  ist  die  »Lehre  von  der  abnehmen- 
den Produktivität  der  neuen  Kapitalien.«  Insbes.  W.St. 
Jevotts  hat  diese  Lehre  in  Verbindung  mit  der  Theorie  vom 
Grenznutzen  entwickelt,  indem  er  sagt,  der  Zinsfuß  hänge  von 
der  Produktivität  des  letzten  noch  mit  Nutzen  verwendeten  Ka- 
pitalteiles ab.  (»the  rate  of  interest  depends  on  the  advantage 
of  the  last  increment  of  capital«)  ^).  Als  Beispiel  verweist  auch 
er  wieder  auf  die  bekannte  Erscheinung,  daß  in  Ländern  alter 
Kultur  wie  England  der  Zinsfuß  niedriger  sei  als  in  solchen 
jüngerer  Kultur,  weil  die  Anwendung  von  mehr  Kapital,  als 
schon  benützt  wird,  weniger  Ertrag  liefern  würde.  Die  Ver- 
minderung der  Produktivität  des  Kapitales  verringere  die  Nach- 
frage nach  neuem  Kapital,  was  dieselbe  Wirkung  wie  eine  Ver- 
mehrung des  Kapitalangebotes  habe  und  den  Zinsfuß  herabsetze. 
Auch  P.  Leroy-Beatilieu  '^)  vertritt  der  Hauptsache  nach  die  gleiche 
Anschauung  wie  Jevons,  daß  der  Zinsfuß  von  der  Produktivität 
des  letzten  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalteiles  bestimmt  wird. 
Er  spricht  geradezu  von  einem  »Gesetze  der  geringeren  Produk- 
tivität der  neuen  Kapitalien«  ^).  Wenn  einmal  der  Kapitalver- 
brauch eine  gewisse  Grenze  überschritten  hat,  werde  das  Kapital 
immer  weniger  gewinnbringend.  Diesem  Gedanken  schließt  sich 
auch  d'Aulnis  in  seiner  interessanten  Abhandlung:    »Der  Zinsfuß, 


1)  Theory  of  political  Economy,   London   187 1,  S,  242. 

2)  Essai  sur  la  repartition  des  richesses  et  sur  la  tendance  ä  une  moindre 
inegalite  des  conditions,  Paris   1881. 

3)  Allerdings  hat  Leroy-Beaulieu  außerdem  ganz  richtig  noch  andere  Gründe 
für  das  Sinken  des  Zinsfußes  angeführt,  nämlich,  daß  die  Gelegenheit  zu  sicherer 
Kapitalanlage  größer  geworden  ist  und  daß  das  Sparen  im  allgemeinen,  also  die 
Kapitalbildung,  zugenommen  hat. 
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die  Ursachen  seines  Sinkens  und  seine  nächste  Zukunft«  an'j, 
wobei  er  insbes.  auf  die  geringere  Produktivität  der  dem  Eisen- 
bahnbau zugewendeten  Kapitalien  hinweist,  sobald  einmal  ein 
Land  über  ein  seinem  Entwickelungsstand  und  seinen  Verkehrs- 
bedürfnissen entsprechendes  Eisenbahnnetz  verfügt.  Auch  auf  den 
>Sättigungszustand«,  der  in  den  neu  der  Kultur  erschlossenen 
Ländern  stets  nach  einem  gewissen  Zeitraum,  insbes.  nach  der 
Entwickelung  einer  eigenen  Kapitalproduktion  eintritt  und  die 
Verwendung  neuer  Kapitalien  weniger  ergiebig  macht,  beruft  er 
sich.  Auf  dieser  »Sättigung  unseres  Kulturzustandes«  mit  Kapital 
beruhe  im  großen  und  ganzen  die  rückläufige  Tendenz  des  Zins- 
fußes in  unserem  Zeitalter.  Dazu  komme  die  dauernde  »Fixie- 
rung« großer  Kapitalmengen,  die  in  der  Vermehrung  der  Staats- 
schulden liegende  kräftigere  Kapitalnachfrage  usf.  Insbes.  das 
»fixe«,  d.  h.  in  allen  möglichen  Formen  festgelegte  Kapital  sei 
ein  Hindernis  gegen  die  Anlage  und  fruchtbringende  Verwertung 
neuer  Kapitalien.  Im  Endresultate  gelangt  also  auch  d Aiilnis 
zu  dem  »stationary  State«  Mills,,  indem  er  glaubt,  daß  bei  har- 
monischer Entwickelung  zwar  ein  mit  den  Verhältnissen  überein- 
stimmendes Wachsen  aller  Teile  zu  konstatieren  sei,  aber  für  die 
Anlage  neuer  Kapitalien  wenig  Raum  bleibe.  Diese  Phase  der 
geringeren  Produktivität  neuer  Kapitalien  habe  unsere  Gesellschaft 
jetzt  erreicht. 

Auch  in  der  herrschenden  national-ökonomischen  Lehre  der 
Gegenwart  finden  wir  ähnliche  Erklärungswege  zu  der  übrigens 
stets  ohne  nähere  Unterscheidung  der  hauptsächlichen  Zinskate- 
gorien als  erwiesene  wirtschaftliche  Tatsache  angenommenen 
»sinkenden  Tendenz  des  Kapitalzinsfußes«  im  Laufe  der  Ent- 
wickelung. Doch  nicht  das  absolute  Wachstum  des  Kapitales 
oder  die  geringere  Produktivität  neuer  Kapitalien  für  sich  allein, 
sondern  die  Annahme  der  relativ  rascheren  Zunahme  des  Ka- 
pitales gegenüber  dem  durch  die  Entwickelung  hervorgerufenen 
Bedarf  steht  nun  im  Vordergrunde  der  Betrachtung.  Darin  liegt 
ein  wesentlicher  Fortschritt  der  Auffassung.  So  geht  v.  Wieser  ^) 
bei  der  Erklärung  dieser  Erscheinung  von  der  Annahme  aus, 
daß  die  Kapitalvermehrung  als  der  stärkere  Faktor  gegenüber 
der  Entwickelung  wirksam    ist    und    so    die  eigentliche  Ursache 

1)  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  N.  F.,   i8.  Bd.   1889,  S.  377. 

2)  >Theorie  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft«,  Grundriß  der  Sozialökonoraik 
I,  Wirtschaft  und  Wirtschaftswissenschaft,  Tübingen    19 14,  S.  368—377. 


Die  Bewegung  des  Kapitalzinses  unter  dem  Einflüsse  der   Entwickelung.      lÖQ 

für  das  Sinken  des  Kapitalzinses  bildet.  »Im  gesamten  Laufe 
der  Entwickelung  hat  der  produktive  Zinsfuß  die  Tendenz  zu 
sinken,  weil  die  fortschreitende  Kapitalvermehrung  trotz  aller 
Fortschritte  der  Technik  den  Grenzbeitrag  herabsetzt«  (S.  370). 
Ebenso  vom  Standpunkte  der  Grenznutzentheorie  noch  deutlicher  : 
»Die  Vermehrung  des  Produktivkapitales,  wenn  sie  nicht  von 
Fortschritten  der  Technik  begleitet  wird ,  mindert  den  Pro- 
duktivzins, weil  sie  den  Grenzbeitrag  des  Kapitales  mindert; 
Fortschritte  der  Technik  erhöhen  ihn  zunächst,  sie  bereiten  aber 
zugleich  für  die  Folge  seine  Minderung  vor,  weil  sie  durch  Stei- 
gerung des  Ertrages  den  Fonds  erhöhen,  aus  welchem  Kapital- 
zurücklegungen  zu  machen  sind.«  (S.  368).  Auch  v.  Philippovich 
spricht  in  Erörterung  des  Minimumproblems  (Grundriß  I,  S.  Z6(^l2)7d) 
die  Meinung  aus,  daß  »die  Kapitalvermehrung  im  Laufe  der 
letzten  Jahrhunderte  stärker  gewachsen  ist  als  die  Bevölkerung 
und  als  die  Verwendungsgelegenheiten«.  Das  sei  der  Grund  für 
die  tatsächlich  zu  beobachtende  sinkende  Tendenz  des  Kapital- 
zinsfußes. In  Kritik  des  Minimumproblems  aber  sagt  Philippovich 
sehr  richtig,  daß  ein  Zinsminimum,  bei  dem  die  Kapitalbildung 
aufhören  würde,  weil  der  Kapitalzins  nicht  mehr  als  genügende 
Entschädigung  für  den  Entgang  einer  Verwendung  der  Erspar- 
nisse zum  eigenen  Gebrauch  angesehen  wird,  unmöglich  sei. 
Solange  überhaupt  noch  Zins  aus  Kapitalbesitz  gewonnen  wird, 
werde  noch  ein  Ansporn  zur  Kapitalbildung  vorhanden  sein.  Das 
Entscheidende  sei  gar  nicht  in  dem  Zins  aus  dem  Kapitalbesitz, 
sondern  in  der  Verwertungsmöglichkeit  durch  Unternehmer- 
tätigkeit gelegen.  Ein  Sinken  des  Darlehenszinses  auf  ein 
Minimum  müßte  die  Unternehmertätigkeit  erweitern,  und  erst  wenn 
sich  dieser  keine  Aussichten  eröffnen,  könnte  die  Kapitalbildung  er- 
lahmen (S.  370).  Letzten  Endes  liegt  also  die  Lösung  doch  nur 
in  der  Beantwortung  der  Frage  nach  den  Grenzen  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung,  sowie  ob  diese  letztere  eine  organische, 
fortdauernd  aus  sich  selbst  heraus  wirksame  Grundtatsache  aller 
menschlichen  Wirtschaft  oder  nur  ein  von  außen  in  die  Wirtschaft 
hereinreichendes,  in  späteren  Kulturstadien  vielleicht  nicht  mehr 
wirksames  Moment  sei  —  kurz  in  der  Klarstellung  jener  Pro- 
bleme, die  wir  hier  in  den  Mittelpunkt  unserer  Arbeit  gestellt 
haben  ^). 

i)  Die  Lehre  von  der  sinkenden  Tendenz  des  Kapitalgewinnes   hat  in  aller- 
dings wesentlich  veränderter  Form  eines    »Gesetzes    von    der    fallenden 
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Wie  wir  sehen,  liegen  der  modernen  Lehre  vom  Sinken  des 
Kapitalzinsfußes  letzten  Endes,  wenn  auch  modifiziert,  dieselben 
Gedanken  zugrunde,  wie  jener  J.  St.  Mills,  nämlich  die  Annahme 
einer  Sättigung  unseres  Wirtschaftsstandes  mit  Kapital  (relative 
Ueberkapitalisation)  und  die  Frage  einer  Begrenzung  der  Ent- 
wickelungs-  und  damit  der  Verwendungsmöglichkeiten  für  weitere 
Kapitalsbildung.  Ihrem  Inhalte  nach  aber  ist  sie  eine  Uebertra- 
gung  des  an  sich  für  die  Ableitung  der  Höhe  des  Kapitalzinses 
im  Einzelfalle  gültigen  und  richtigen  Grenznutzengesetzes  (der 
für  den  letzten  noch  zur  Verwendung  gelangenden  Kapitalteil  ge- 
zahlte Zins  wird  bestimmend  für  alle  Teile)  auf  den  gesamten 
Prozeß  der  Kapitalbildung  und  -Verwendung.  Diese  Verallge- 
meinerung wird  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  gerecht.  Es 
ist  zunächst  nicht  richtig,  daß  sich  bei  der  Uneinheitlichkeit  und 
Differenzierung  des  Kapitalmarktes  im  Durchschnitte  der  sämt- 
lichen Verwendungsmöglichkeiten  die  Zinsfußhöhe  nur  nach  der 
Produktivität  der  neuen  zusätzlichen  Kapitalien  richtet.  Vor 
allem  kommt  für  die  Bildung  des  jeweiligen  durchschnittlichen 
Zinsfußniveaus  nicht  nur  das  neu  in  Verwendung  tretende  Ka- 
pital, sondern  die  Gesamtheit  des  in  industriellen,  gewerblichen 
Unternehmungen  usf.  werbend  bereits  angelegten  Kapitales 
und  seine,  zum  Teil  auch  in  der  Kurswertbildung  zum  Ausdruck 
kommende  Ertragsfähigkeit  mit  ihren  Schwankungen  in  Betracht 
und  damit  des  weiteren,  ob  sich  diese  Ertragsfähigkeit  in  einem 
Stadium  des  Aufschwunges  oder  des  Rückschrittes  befindet, 
Entwickelung  u  nd  R  en  tabili  tä  t  der  Unternehmer- 
tätigkeit, sowie  die  von  ihr  ausgehenden  neuen  Verwendungs- 
möglichkeiten sind  die  primären  Fak  t  ore  n  für  die  Bestim- 
mung der  Zinshöhe,    zunächst    in  den  .führenden  Industriewerten, 


Profitrate«  durch  Marx  eine  außerordentliche  Wichtigkeit  für  die  sozialistische 
Krisentheorie  erlangt.  Die  Profitrate  ist  hier  ein  Teil  des  durch  Arbeit  erzeugten 
Mehrwertes,  der  im  Zuge  der  Entwickelung,  der  steigenden  Produktivität  des  Kapi- 
tales und  seiner  Vermehrung  abzunehmen  tendiert.  Daran  knüpft  die  sozialistische 
Doktrin  ihre  weiteren  Lehren  vom  Sinken  der  Löhne,  Unterkonsumtion,  Krisen, 
Zusammenbruch  usf.  Tugan-Baranowsky  hat  in  seiner  Kritik  der  Marxsch&n  Mehr- 
werttheorie ausführlich  und  treffend  die  Unrichtigkeit  des  ganzen  Gesetzes  von  der 
fallenden  Profitrate  nachgewiesen.  Im  übrigen  berührt  er  sich  mit  Marx  in  der 
Annahme,  daß  die  privatwirtschaftliche  Produktion  und  Kapitalverwertung  notwendig 
zu  einem  Mißverhältnis  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  führen  müsse,  das 
nur  in  einem  sozialistischen  Staate  mit  autoritärer  Regelung  der  Produktion  be- 
hoben werden  könne. 
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dann  im  Durchschnitte  der  Gesamtheit.  Die  Rentabilität  des 
schon  anj^elegten  Kapitales  und  ihre  von  der  Entwickelung  be- 
einflußten Schwankungen,  die  von  dieser  letzteren  gebotenen  Ver- 
wendungsmöglichkeiten für  neues  Kapital  sind  also  das  Ent- 
scheidende. Letztere  aber  hängen  wieder  von  der  Kardinalfrage 
ab,  ob  der  Entwickelung  tatsächlich  Schranken  gesetzt  sind. 
Diese  Frage  haben  wir  oben  bereits  zu  beantworten  versucht. 
Verwendungsgelegenheiten  und  Kapitalnachfrage  schwanken  zwar 
zweifellos  ebenso  wie  der  Entwickelungsverlauf  des  Wirtschafts- 
lebens selbst  und  auf  Perioden  des  Aufschwunges  und  intensiver 
Kapitalverwendung  bei  hohem  Zinsfuß  folgen  solche  des  Still- 
standes oder  der  Rückläufigkeit  bei  stationärem  oder  niedrigem 
Zinsfuß,  aber  von  einer  »Sättigung«  unseres  Kulturzustandes  und 
einer  kontinuierlichen  Abnahme  der  Verwendungsgelegenheiten 
für  Kapital  kann  man  gewiß  nicht  sprechen  ^).  Auch  auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaft  wissen  wir  sowenig  als  auf  jenem  des 
Geisteslebens  oder  der  allgemeinen  Kultur,  welche  Entwickelungs- 
möglichkeiten  noch  die  Zukunft  birgt.  Zwingende  Gründe  für 
eine  dauernd  rückläufige  Bewegung  des  Kapitalzinses  mit  Zu- 
nahme der  kulturellen  Entwickelung  lassen  sich  jedenfalls  auf 
diesem  Wege  nicht  ableiten. 

Doch  wenn  es  nicht  die  engen  Grenzen  der  Entwickelung 
als  solcher,  das  über  die  Verwendungsmöglichkeiten  hinausgehende 
Wachstum  des  Kapitales  und  die  davon  abhängige  abnehmende 
Produktivität  neuer  Kapitalien  sind,  worauf  gründet  sich  dann  die 
tatsächliche  Erscheinung  des  Sinkens  des  durchschnittlichen  Ka- 
pitalzinsfußes im  Verlaufe  einer  längeren  Entwickelungsepoche 
und  im  Vergleiche  verschiedener,  auf  verschiedener  Entwickelungs- 
stufe  befindlichen  Volkswirtschaften .?  Als  a  11  geme  ines  Moment 
läßt  sich  mit  Recht  wohl  nur  ein  einziger  Umstand  ins  Treffen 
führen,  der  tatsächlich  mittelbar  mit  dem  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelungsprozeß  zusammenhängt:  es  ist  die  Verminderung 
des  Geldwertes,  welche  mit  Zunahme  der  Kapitalbildung,  des 


i)  Uebrigens  ist  es  ganz  falsch  anzunehmen,  daß  die  Periode  der  großen  Er- 
findungen, Entdeckungen  usf.,  wie  d'Auhtis  meint,  endgültig  vorbei  sei.  Im  Gegen- 
teile gerade  wichtige  technische  Erfindungen  und  Fortschritte,  zu  denen  zum  Teile 
auch  die  Kriegszeit  unmittelbaren  Anlaß  gegeben  hat,  auf  dem  Gebiete  der  Chemie, 
der  Elektrizität,  der  Nutzbarmachung  von  Wasserkräften,  der  SchifFsbautechnik,  die 
im  Kriege  gewaltig  entwickelte  Luftschiffahrt  usf.  können  ein  Zeitalter  ungeahnter 
wirtschaftlicher  Umwälzungen  mit  sich  bringen. 
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Kapitalreichtumes  in  Verbindung  mit  einer  durchschnittlichen  Stei- 
gerung der  Warenpreise  im  Vergleiche  verschiedener  Entwickelungs-- 
stadien  einer  und  derselben  Volkswirtschaft  ohne  Zweifel  eingetreten 
ist.  Dieser  Prozeß  hängt  gewiß  auch  mit  der  zunehmenden  Edel- 
metallgewinnung der  Welt,  mit  der  ganzen  Geschichte  des  Geld- 
wesens, mit  dem  erst  relativ  späten  Ersatz  der  Papiergeld-  bez. 
Silberwährung  durch  eine  immer  allgemeiner  vordringende  Gold- 
währung zusammen.  Speziell  für  die  Verschiedenheit  des  Zins- 
fußes im  Vergleiche  verschiedener  Volkswirtschaften  aber  scheint 
der  Grund  vor  allem  eben  in  der  Verschiedenheit  ihrer  inneren 
wirtschaftlichen  Verfassung,  der  Verschiedenheit  der  sich  in  ihnen 
bietenden  Entwickelungsmöglichkeiten,  dem  verschiedenen  Sicher- 
heitsgrade und  der  verschiedenen  Sicherheitsbewertung  für  Ka- 
pitalanlagen zu  bestehen.  Dagegen  läßt  sich  eine  Tendenz  zu  einer 
internationalen  Ausgleichung  des  Zinsfußes  und  Geldwertes 
nicht  mit  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit  nachweisen  und  erscheint 
die  bekannte  Lehre  der  klassischen  Quantitätstheorie,  daß  der  Geld- 
wert sich  international  automatisch  auszugleichen  strebe,  zweifellos 
ebenso  einseitig  und  unrichtig  als  die  weitere  dem  zugrunde- 
liegende, von  der  Gleichgewichtsidee  getragene  Theorie  von  der 
notwendigen  Ausgleichung  der  Zahlungs-  bez.  Handelsbilanz. 
Sehr  richtig  bemerkt  v.  Wieser  (in  »Theorie  der  gesellschaftl. 
Wirtschaft«,  S.  432):  »In  ähnlicher  W^eise  lassen  sich  auch  die 
Abstufungen  des  Geldwertes,  die  zwischen  den  Zonen  der  Volks- 
wirtschaft bestehen,  nicht  ausgleichen.  Sie  vermindern  mit  der 
Verringerung  der  Transportkosten  ihre  Höhe,  aber  sie  werden 
niemals  schwinden.«  Außerdem  hemmen  geschichtliche  Mächte 
die  Ausgleichsbewegung.  »Erst  wenn  die  Hemmungen  nicht 
mehr  wirken  sollten,  die  heute  der  Ausgleichung  des  internationalen 
Zinsfußes  und  der  internationalen  Lohnsätze  im  Wege  stehen  und 
wenn  sonst  alle  nationalen  Hemmungen  der  preisausgleichenden 
Tendenz  weggefallen  sein  sollten,  wird  der  Abstand  der  nationalen 
Tauschwerte  auf  das  Maß  herabgedrückt  sein,  welches  durch 
die  Transport-  und  Handelskosten  der  Warenversendungen  ge- 
geben ist,  ein  Zustand,  der  aber  nicht  früher  verwirklicht  sein 
kann,  als  bis  nicht  die  Volkswirtschaften  aufgelöst  und  zu  Zonen 

einer  einheitlichen  Weltwirtschaft  geworden  sind « 

Die  bisherige  Behandlung  des  Minimumproblems  in  der  theo- 
retischen Nationalökonomie  von  der  Zeit  der  Klassiker  bis  herauf 
zur  Gegenwart  scheint  mir  in  zweifacher  Richtung  mangelhaft  zu 
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sein.  Zunächst  einmal  wird  meist  mit  gewaltigem  Gedankensprunge 
der  Zinsfuß  der  ältesten  Zeiten  mit  jenem  der  Gegenwart  in 
Vergleich  gesetzt,  ohne  daß  auf  die  Verschiedenheit  des  volks- 
wirtschaftlichen Zustandes  irgend  Rücksicht  genommen  würde. 
Und  doch  dürfte  diese  Verschiedenheit  unleugbar  so  weit  gehen, 
daß  die  Volkswirtschaft  von  damals  und  heute  —  nahezu  ein 
anderes  Untersuchungsobjekt  darstellt.  Der  hohe  Zinsfuß  längst 
vergangener  Zeiten  einer  noch  so  gut  wie  kapitallosen  Wirtschaft 
im  Vergleiche  mit  dem  Zinsfuße  unseres  kapitalistischen  Zeit- 
alters liefert  keinen  hinreichenden  Beweis  für  irgendeine  fort- 
dauernde und  grundsätzliche  Bewegungstendenz,  denn  inzwischen 
liegt  ein  gewaltiges  Stück  nicht  nur  wirtschaftsgeschichtlicher, 
sondern  allgemeiner  und  kulturgeschichtlicher  Veränderungen. 
Will  man  von  einer  andauernden,  d.  h.  auch  gegenwärtig  und  für 
die  nächst  absehbare  Zukunft  wirksamen  und  allgemein  begrün- 
deten Bewegungstendenz  sprechen,  dann  muß  der  kontinuierliche 
Zusammenhang  zwischen  dem  Entwickelungsverlauf  und  dem 
Zinsfuße  im  Verlaufe  eines  Zeitraumes  verfolgt  und  geprüft 
werden,  in  welchem  wenigstens  die  Grundlagen  und  Anfänge 
unserer  heutigen  Entwickelungsfaktoren  bereits  erkennbar  wirk- 
sam waren.  Dies  ist  aber  nur  für  die  neuere  Entwickelungs- 
geschichte,  also  etwa  frühestens  seit  der  Neugestaltung  Europas 
nach  Abschluß  der  napoleonischen  Kriege  —  bis  zu  jener  ge- 
waltigen Zäsur,  die  der  jüngste  Weltkrieg  im  Entwickelungsieben 
aller  beteiligten  Völker  verursacht  hat,  mit  Recht  anzunehmen. 

Der  zweite  Fehler  betrifft  die  Sache  selbst  und  ist  darin 
gelegen,  daß  in  der  Regel  nur  der  »Kapitalzinsfuß«  oder  »Ka- 
pitalgewinn« ohne  nähere  Unterscheidung  seiner  Art  zum  Gegen- 
stande der  Untersuchung  gemacht  und  so  in  der  Erscheinung  des 
Zinsfußes  nicht  weiter  differenziert  wird.  Doch  scheint  mir  dies 
gerade  für  die  Frage  der  Bewegung  des  Zinsfußes  von  ausschlag- 
gebender Wichtigkeit.  Die  hauptsächlichste  Unterscheidung,  die 
von  vorneherein  in  die  Augen  springt,  ist  jene  zwischen  dem 
Zinsfuß  des  kurzfristigen,  einer  besonderen,  über  die  ge- 
wöhnlichen Geschäftssicherheiten  (Wechselsicherheit,  Depotkonto) 
hinausgehenden  Sicherstellung  entbehrenden  Leihgeschäftes 
(Wechseleskompte,  Lombard-,  Kontokorrent-,  Depositen-,  Report-, 
Deportgeschäft),  welcher  bestimmt  wird  durch  den  jeweiligen  Dis- 
kontsatz der  Notenbank  (ßankrate)  und  dem  Zinsfuß  der 
langfristigen  Kapitalanlage,    welche  sich  durch  besondere 
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Sicherstellung  auszeichnet,  mag  diese  nun  in  unbeweglichen 
Gütern  (Hypotheken,  Pfandbriefen)  oder  in  der  Haftung  größerer, 
öffentlicher  Kontrolle  (Rechnungslegung)  unterliegender  oder 
durch  ihre  Kapitalkraft  sicherer  Wirtschaftssubjekte  des  öffent- 
lichen oder  privaten  Rechtes  bestehen  (Obligationen  des  Staates, 
der  Gemeinde  oder  sonstiger  öffentlicher  Körper,  Spareinlagen 
bei  Sparkassen  und  Depositenbanken^),  Raiffeisenkassen,  Ge- 
nossenschaften usf.,  des  weiteren  aber  auch  Obligationen  von 
Pfandbriefinstituten,  Bahnen,  Banken,  Versicherungsgesellschaf- 
ten usf.)  ^).  Beide  Zinsfußkategorien  sind  im  Wesen  durch  das 
Moment  der  Sicherheit,  des  Sicherheitskoeffizienten,  vonein- 
ander geschieden,  indem  die  Kategorie  des  gewöhnlichen  Leih- 
zinsfußes gleichsam  den  Aufschlag  einer  »Risikoprämie«  für  die 
im  Vergleiche  mit  der  mittleren  langfristigen  Kapitalanlage  ge- 
ringere Sicherheit  enthält.  Die  qualitative  Verschiedenheit  beider 
Zinsfußkategorien  gibt  sich  also  im  allgemeinen  in  dem  steten, 
wenn  auch  wechselnden  Spatium  ihrer  Höhe  kund.  Der  Begriff 
des  »durchschnittlichen«  oder  »mittleren«,  auch  > landesüblichen« 
Zinsfußes  bezieht  sich  auf  die  zweite  Kategorie  der  längeren, 
sicheren  Kapitalanlagen.  Beide  Kategorien,  und  dies  muß  fest- 
gehalten werden,  machen  eine  zwar  nicht  voneinander  vollstän- 
dig unabhängige,  aber  immerhin  relativ  selbständige  Bewegung 
durch,  müssen  sohin  bei  Erörterung  der  letzteren  scharf  ausein- 
ander gehalten  werden. 

Allerdings  darf  die  Unterscheidung  zwischen  langfristiger  An- 
lage und  dem  eigentlichen  Leihkapitale,  zwischen  dem  Anlage- 
zinsfuß und  dem  Leih-  oder  Eskomptezinsfuß  selbstverständlich 
nicht  in  dem  Sinne  aufgefaßt  werden,  als  ob  zwischen  beiden 
Kategorien  und  ihrer  Bewegungsrichtung  keine  Beziehung  be- 
stände bez.    sich    nicht    vielfache  Uebergänge    ergeben    können. 


i)  Ueber  die  Bedeutung  der  Spareinlagen  bei  Depositenbanken  siehe  unten 
im  Text. 

2)  Daß  heute  vielfach  auch  Aktien  von  Erwerbs-  bez.  Industrieunterneh- 
mungen, insbes.  Banken,  Versicherungsgesellschaften,  mit  zugleich  als  Anlagepapiere 
fungieren,  steht  außer  Zweifel.  Sie  tragen  aber  nicht  reinen  Anlagecharakter  und 
ihr  Zinsfuß  bez.  ihre  Dividende  entfernt  sich  vom  eigentlichen  Anlagezinsfuß  ebenso 
wie  ihr  Sicherheitsgrad.  Für  die  Untersuchungen  des  »Anlagezinsfußes«  und 
seiner  Bewegung  werden  wir  daher  stets  nur  die  eigentlichen  Anlagewerte  im 
engeren  Sinne,  welche  die  Kategorie  des  jeweiligen  mittleren  Zinsfußes  re- 
präsentieren, d.  j.  öffentlich  kontrollierte  Anlagen  mit  Ausschluß  aller  Äxten  von 
Aktien,  zugrundelegen. 
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Die  sehr  wichtigen  Spareinlagen  bei  Depositenbanken  werden 
ebenso  wie  die  nicht  zur  »Kapitalsanlage«  zu  rechnenden  Ein- 
lagen im  Kontokorrentverkehr  hauptsächlich  produktiven  Zwecken 
dienen  und  daher  in  ihrer  wirtschaftlichen  Funktion  und  tatsächlichen 
Verwendung  den  im  Wege  des  kurzfristigen  Depositengeschäftes 
beschafften  Leihkapitale  außerordentlich  nahestehen.  Kurzfristige 
und  langfristige  Kapitalanlage  treten  vielfach  nebeneinander. 
Ebenso  verbindet  sich  in  den  auch  als  »Anlagewerte«  geschätz- 
ten Aktien  gewisser  durch  ihre  relative  Sicherheit  ausgezeichneter 
Banken,  Versicherungs-  und  auch  Industrieunternehmungen  An- 
lagezweck und  »Anlagezins«  mit  darüber  hinausgehendem  Erwerbs- 
zweck und  »Unternehmergewinn«.  Diese  Grenzfälle  und  Ueber- 
gänge  werden  uns  in  der  grundsätzlichen  Scheidung  des  typischen 
Anlage-  bez.  Leihzinsfußes  nicht  beirren  dürfen,  indem  Dauer 
der  Anlage,  Sicherheit  derselben  und  überwiegender  Anlagezweck 
die  Kategorie  des  ersteren  kennzeichnen.  Gewäß  aber  wird  die 
Bewegung  des  »Leihzinsfußes«  nicht  ohne  Einfluß  und  Rück- 
wirkung auf  jene  des  typischen  »mittleren«  Anlagezinsfußes  sein. 
Wir  wollen  nun  die  Bewegung  des  Kapitalzinsfußes  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Entwickelungsvorgange  in  ihren  beiden 
typischen  Hauptkategorien  näher  untersuchen.  Hiebei  werden  wir 
insbesondere  von  der  Bewegung  des  Kapitalzinsfußes  in  England 
ausgehen,  aber  auch  die  Zinsfußverhältnisse  der  anderen  Volks- 
wirtschaften zum  Vergleich  heranziehen. 

Die  Bewegung  des  Leihzinsfußes  ^). 
(Hiezu  Tabelle  I,  II,  III  auf  S.   176,   177  und  178.) 

Betrachten  wir  zunächst  die  Bewegung  des  Diskontsatzes  der 
Bank  von  England  an  Hand  der  Tabellen  I  und  II  für  die  Zeit 
von  1800  bis  19 13,  so  würde  eine  äußerliche  Beurteilung  aller- 
dings den  Anschein  erwecken,  als  ob  der  Diskontsatz  von  seinem 


l)  Siehe  insbes.  Röscher,  System  der  Volkswirtschaft  I  und  III;  Knies,  Kre- 
dit, 2.  Bd.,  S.  30  fF.  ;  Böhtn-Bawerk,  Positive  Theorie  des  Kapitales,  2.  Bd.,  3.  A. 
1912,  S.  486  f. ;  Philippovich,  Grundriß  I,  S.  369  f. ;  Marx,  Kapital  III,  i,  S.  342  f. ; 
Kahn,  Geschichte  des  Zinsfußes  in  Deutschland,  1884;  Voye,  Ueber  die  Höhe  der 
verschiedenen  Zinsarten,  1902  ;  d'Aubiis,  Der  Zinsfuß.  Ursache  seines  Sinkens  und 
seine  nächste  Zukunft,  Abhandl.  in  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  52.  Bd.,  1889; 
Hermann,  Staatswirtschaftl.  Untersuchungen,  1874,  S.  532  f.;  Hainisch,  Die  Ent- 
stehung des  Kapitalzinses,  1907;  Kulischer,  Abhandl.  »zur  Entwickelungsgeschichte 
des  Kapitalzinses«,   J.  f.  Nationalök.  u.  Stat.    III.  F.,  Bd.   18,   19,  25. 
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Tabelle  I. 
Diskontsätze  der  Bank  von  England  in  der  Zeit  von   1801— 1851»). 


Jahr 

Durch- 
schnitt 

Maximum 

Minimum 

Jahr 

Durch- 
schnitt 

Maximum 

Minimum 

1801 

5 

_ 

» 

1827 

4 

___ 

, 

1802 

5 

— 

— 

1828 

4 

— 

^- 

1803 

5 

— 

— 

1829 

4 

— 

— 

1804 

5 

— 

1830 

4 

— 

— 

1805 

5 

— 

— 

1831 

4 

— 

— 

1806 

5 

— 

— 

1832 

4 

— 

— 

1807 

5 

— 

— 

1833 

4 

— 

— 

1808 

5 

— 

— 

1834 

4 

— 

— 

1809 

5 

— 

— 

183s 

4 

— 

— 

1810 

5 

— 

— 

1836 

4,75 

5 

4,5 

1811 

5 

— 

— 

1837 

4,75 

5 

4,5 

1812 

5 

— 

— 

1838 

4,25 

4,5 

4 

1813 

5 

— 

— 

1839 

5 

6 

4 

1814 

5 

— 

— 

1840 

4,5 

5 

4 

1815 

5 

— 

— 

1841 

4,5 

5 

4 

1816 

5 

— 

1842 

4 

4 

4 

1817 

5 

— 

— 

1843 

4 

4 

4 

1818 

5 

— 

— 

1844 

3,25 

4 

2,5 

1819 

5 

. — 

— 

1845 

3 

3,5 

2,5 

1820 

5 

— 

— 

1846 

3,25 

3,5 

3 

1821 

4 

— 

— 

1847 

5>5 

8 

3 

1822 

4 

— 

— 

1848 

2,75 

3 

3,5 

1833 

4 

— 

— 

1849 

2,75 

3 

2,5 

1824 

4 

— 

— 

1850 

2,75 

3 

2,5 

1825 

5 

— 

— 

1851 

2,75 

3 

2,5 

1826 

5 

— 

— 

Durchschnitte 


1801— 1810 
1811 — 1820 
1821  — 1830 


5  Proz. 

5      > 
4,2  » 


1831  — 1840:     4,35  Proz. 

I84I 1850:  3,62  3> 


i)  Sämtliche  Daten  wurden  dem  Werke  »Des  Crises  commerciales«  von 
Clement  Juglar,  Paris  1889,  und  zwar  auf  Grund  des  »Tableau  des  bilans  de  la 
Banque  d'Angleterre«  S.  292  entnommen. 

Die  Durchschnittsziffern  vom  Jahre  1836  an  wurden  nach  dem  arithm.  Mittel 
aus  dem  Maximal-  und  dem  Minimalzinssatze  berechnet.  Sie  sind  infolgedessen 
nicht  vollständig  gleichwertig  den  in  der  folgenden  Tabelle  für  die  Zeit  von  1851 
bis  19 13  mitgeteilten  Durchschnittsziffern,  da  diese  letzteren  den  tatsächlichen 
Jahres  durchschnittssatz  (berechnet  aus  sämtlichen  Monatsdurchschnittsziffern) 
darstellen.  Die  Abweichungen  sind  aber  nicht  so  wesentlich,  daß  sie  den  Ver- 
gleichswert erheblich  beeinträchtigen  würden. 
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Tabelle  II. 
Diskontsätze   der  Bank   von  England  in  der  Zeit  von  1851  — 1914*). 


Jahr 

Durch- 
schnitt 

Maximum 

Minimum 

Jahr 

Durch- 
schnitt 

Maximum 

Minimum 

1851 

2,75 

3 

2,5 

1883 

3,57 

5 

3 

1852 

2,— 

2.5 

2 

1884 

2,96 

5 

2 

1853 

3-50 

5 

2,5 

1885 

2,93 

5 

2 

1854 

5  — 

5-5 

5 

18S6 

3,05 

5 

2 

1855 

4,75 

7 

3,5 

1887 

3,38 

5 

2 

1856 

5.75 

7 

4,5 

1888 

3.30 

5 

2 

1857 

6:75 

lo 

5,5 

1889 

3,55 

6 

2,5 

1858 

3,25 

8 

2,5 

1890 

4,54 

6 

3 

1859 

2,75 

4,5 

2>5 

1891 

3,32 

5 

2.5 

1860 

4,25 

6 

4 

1892 

2,52 

3.5 

2 

1861 

5,25 

8 

3 

1893 

3,05 

5 

2.5 

1862 

2,25 

3 

2 

1894 

2,11 

3 

2 

1863 

4,50 

8 

3 

1895 

2  — 

2 

2 

1864 

7,50 

9 

5-5 

1896 

2,48 

4 

2 

1865 

4,75 

7 

3 

1897 

2,64 

4 

2 

1866 

1  — 

10 

3,5 

1898 

3,25 

4 

2,5 

1867 

2,50 

3,5 

2 

1899 

3,75 

6 

3 

1868 

2,25 

2 

2 

1900 

3,96 

6 

3 

1869 

3,25 

4,5 

2,5 

1901 

3,72 

5 

3 

1870 

3,13 

6 

2,5 

1902 

3.33 

4 

3 

1871 

2,91 

5 

2 

1903 

3,75 

4 

3 

1872 

4,10 

7 

3 

1904 

3,30 

4 

3 

1873 

4,79 

9 

3 

1905 

3.01 

4 

2,5 

1874 

3,69 

6 

2,5 

1906 

4.27 

6 

3,5 

1875 

3,23 

6 

2 

1907 

4,93 

7 

4 

1876 

2,61 

5 

0 

1908 

3.01 

7 

2,5 

1877 

2,90 

5 

2 

1909 

3.10 

5 

2,5 

1878 

3,78 

6 

2 

1910 

3.72 

5 

3 

1879 

2,51 

5 

2 

1911 

3,47 

4,5 

3 

1880 

2,76 

3 

2,5 

1912 

3.77 

5 

3 

1881 

3,48 

5 

2,5 

1913 

4,77 

5 

4,5 

1882 

4,15 

6 

3 

1914 

4,04 

10 

S 

Durchschnitte: 


I85I — 1860 

4,075  Proz 

I86I— 1870 

4.238   » 

I87I— 1880 

3,328   » 

I88I— 1890 

3,491   » 

1891  — 1900  : 

2,908  Proz 

1901  — 1910  : 

3,614   » 

1911  — 1913  : 

4      » 

i)  Die  Ziffern  bis  zum  Jahre  187 1  sind  den  »Statistical  Abstracts  for  the 
United  Kingdom«,  jene  ab  1871  dem  Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich,  intern. 
Uebers,,  entnommen. 
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Tabelle  III. 

Durchschnittliche   Diskontsätze  der  Deutschen  Reichsbank 
der    Bank    von    Frankreich    und    der    österr.  -ungar.    Bank    in 

der  Zeit   von    1871 — 1914*). 


Durchschnittl.  Diskontsatz 

Jahr 

Durchschnittl.  Diskontsatz 

Jahr 

Deutsche 

Bank  von 

Oesterr.- 

Deutsche 

Bank  von 

Oesterr.- 

Reichs- 
bank 

Frankreich 

ungar. 
Bank 

Reichs- 
bank 

Frankreich 

ungar. 
Bank 

1871 

4,16 

5,72 

5,49 

1893 

4,07 

2,50 

4,24 

1872 

4.29 

5,16 

5,66 

1894 

3,12 

2,50 

4,08 

1873 

4,95 

5,15 

5,22 

1895 

3,14 

2,10 

4,30 

1874 

4,38 

4,30 

4,87 

1896 

3,66 

2 

4,09 

1875 

4,71 

4 

4,58 

1897 

3,81 

2 

4 

1876 

4,16 

3.40 

4,54 

1898 

4,27 

2,20 

4,16 

1877 

4,42 

2,26 

4,50 

1899 

5,04 

3,06 

5,04 

1878 

4,34 

2,21 

4,50 

1900 

5,33 

3,25 

4,58 

1879 

3,70 

2,58 

4,17 

1901 

4,10 

3 

4,08 

1880 

4.24 

2,84 

4 

1902 

3,32 

3 

3,55 

1881 

4.42 

3,87 

4 

1903 

3,84 

3 

3,50 

1882 

4.54 

3,77 

4,20 

1904 

4,22 

3 

3,50 

1883 

4>o5 

3,07 

4," 

1905 

3,82 

3 

3,70 

1884 

4 

3 

4 

1906 

5,15 

3 

4,33 

1885 

4.12 

3 

4 

1907 

6,03 

3.46 

4,90 

1886 

3.28 

3 

4 

1908 

4,76 

3,04 

4,28 

1887 

3>4i 

3 

4,12 

1909 

3,93 

3 

4 

1888 

3,32 

3,10 

4,17 

1910 

4,35 

3 

4,19 

1889 

3.68 

3,09 

4,19 

1911 

4,40 

3,14 

4,39 

1890 

4.52 

-t 

0 

4,48 

1912 

4,95 

3,38 

5,15 

1891 

3,78 

3 

4,40 

1913 

5,88 

4 

5,95 

1892 

3,20 

2,69 

4,02 

igi4 

4.S9 

4,22 

J.oj 

Durchschnitte 


D 

eutsch  e 

R 

e 

ic  h  s  b  a  nk 

I87I— 1880 

4,335 

I88I— 1890: 

3,934 

I89I — 1900 

3,942 

I90I — I9I0 

4,352 

I9II— I9I3: 

5,076 

Bank  von         Oesterr. -ungar. 
Frankreich  Bank 


3,762 
3,290 
2,530 
3,050 
3,506 


4,753 
4,127 
4,291 
4,003 
5,163 


i)  Sämtliche  Ziffern  sind  dem  »Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich«,   intern. 
Uebers.,  entnommen. 
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Hochstand  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  (5  Proz.)  allmählich 
bis  auf  ca.  3,5 — 4  Proz.  im  Durchschnitt  herabgesunken  wäre. 
Berücksichtigt  man  aber  die  äußeren  Begleitumstände  dieser 
wirtschaftseeschichtlichen  Periode  und  die  einzelnen  Phasen  des 
Entwickelungsverlaufes,  dann  ergibt  sich  ein  wesentlich  anderes  Bild. 

Der  in  den  ersten  20  Jahren  ständig  gleich  hohe  Diskontsatz 
von  5  Proz.  ist  offensichtlich  ein  Zinsfuß  der  Kriegszeiten  zu  Be- 
ginn dieses  Jahrhunderts  und  ihrer  unmittelbaren  Folgen.  Er 
gehört  keiner  normalen  Periode  der  Volkswirtschaft  an  und  kann 
also  für  die  Beurteilung  der  Gesamtbewegung  richtigerweise  nicht 
als  Ausgangspunkt  in  Frage  kommen.  Eine  Zeit  der  ruhigeren 
und  mehr  oder  weniger  nur  durch  wirtschaftliche  Störungen  unter- 
brochenen Entwickelung  setzt  erst  seit  den  20  er  Jahren  ein.  Von 
da  an  ist  aber  auch  bereits  die  Periode  des  ständigen  5  Proz. 
Zinsfußes  vorbei  und  bewegt  sich  der  Durchschnitt  überwiegend 
auf  4  Prozent. 

Was  die  Folgezeit  anbelangt,  so  ergibt  schon  ein  Blick  auf 
die  einzelnen  Jahresdiskontsätze,  daß  von  einer  »sinkenden  Be- 
wegung des  Zinsfußes  auf  ein  Minimum«,  überhaupt  von  einer 
sinkenden  Tendenz  des  Leihzinsfußes  keine  Rede  sein  kann.  Der 
durchschnittliche  Zinsfuß  schwankt  je  nach  der  jeweiligen  Bewe- 
gungsphase der  Volkswirtschaft  in  der  Regel  zwischen  2  und  5 
Prozent  und  zwar  bis  zur  Gegenwart,  ohne  daß  irgendeine  Ver- 
minderung des  Zinsfußes,  die  dauernd  und  von  durchschnittlichem 
Charakter  wäre,  zu  bemerken  ist.  Doch  verfolgen  wir  nun  die 
Bewegung  des  Zinsfußes  im  einzelnen. 

Die  Berechnung  der  lojährigen  Durchschnitte  (also  ohne 
Berücksichtigung  des  Phasenwechsels),  wie  sie  den  Tabellen  selbst 
nachfolgt,  zeigt,  daß  der  mittlere  Leihzinsfuß  seit  1820  sich 
zwischen  3  und  4  Proz.  bewegt.  Instruktiver  und  für  unsare 
Zwecke  zugleich  brauchbarer  ist  die  Verfolgung  des  durchschnitt- 
lichen Zinsfußes  für  jede  einzelne  Phase  des  volkswirtschaftlichen 
Bewegungsprozesses  und  zwar  immer  je  für  eine  Aufstiegs-  und 
eine  Abstiegsphase  ^).    Hiebei  erscheint  immer  je  eine  gleichartige 

l)  Ueber  die  Phasenbewegung  speziell  der  hier  der  Untersuchung  zugrunde- 
gelegten englischen  Volkswirtschaft  siehe  die  ausführliche  Darstellung  in  meinem 
Buche:  >Die  Theorie  des  volkswirtschaftlichen  Entwickelungsprozesses  usf.«  (siehe 
Zitat  eingangs),  insbes.  I.  Teil,  2.  Kap.,  sowie  die  demselben  beigegebenen  Kurven- 
tafeln. In  dem  zweiten  Diagramme  der  Tafeln  I  und  II  sind  die  Kurven  des  Dis- 
kontsatzes und  des  Barvorrates  der  Bank  von  England  in  der  Zeit  von  1868  bis 
1S94  bez.   1894  bis   1913  ersichtlich. 


i8o 
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Zinsfußbewegung  zusammengefaßt  und  die  einzelnen  Ziffern  sind 
dann  (von    kleineren  Auf-   und  Abbewegungen  abgesehen)    nicht  . 
das  gemischte  Resultat  verschiedener  Bewegungstendenzen. 
Der  durchschnittliche  Zinsfuß  betrug  in  den  Phasen  ^) : 


1820— IS25 

4,3  1 

Proz. 

1879—1882 

3,32  Proz 

1826—1832 

4,14 

^ 

1883— 1885 

3,15   * 

1833— 1837 

4,30 

» 

1886— 1890 

3,56  » 

1838— 1839 

4,60 

» 

I89I  — 1895 

2,60  » 

1840— 1847 

4,00 

5> 

1896  — 1900 

3,22  » 

I848-I857 

3,87 

:& 

I9OI  — 1902 

3,52   » 

1858— 1867 

4,40 

» 

1903 1907 

3,85   » 

1868— IS73 

3,40 

» 

1907 1908 

3,01  » 

1874— 1876 

3,17 

» 

1909— 1913 

3,76  » 

1877— 1878 

3.34 

» 

Das  Auf  und  Ab  des  Zinsfußes  ist  aus  vorstehender  Ueber- 
sicht  deutlich  zu  erkennen.  In  der  Zeit  von  1820 — 1867  hat  sich 
der  durchschnittUche  Leihzinsfuß  in  England  überwiegend  über 
4  Proz.  bewegt,  1868 — 191 3  überwiegend  unter  4  Proz.  Das 
würde  an  sich  den  Anschein  einer  sinkenden  Bewegung  des  Zins- 
fußes ergeben,  zumal  wenn  man  noch  den  5  proz.  Zinsfuß  der 
älteren  vorwiegenden  Kriegszeit  dem  entgegenhält.  Hiebei  ist 
aber  wohl  zu  beachten,  daß  der  zweit  erwähnte  Zeitraum  wieder 
in  zwei  ganz  verschieden  zu  beurteilende  Teilperioden  zerfällt : 
nämlich  den  noch  durch  heftigere  Schwankungen  gekennzeich- 
neten Zeitraum  von  1868  bis  etwa  1894  und  den  durch  eine 
deutlich  aufsteigende  Grundbewegung  charakterisierten  Zeitraum 
von  1894 — 1913.  Im  Durchschnitte  beider  ist  natürlich  das  Ge- 
samtbild getrübt.  Des  weiteren  kommt  in  Betracht,  daß  im  Ver- 
gleiche der  beiden  Zeiträume  unverkennbar  eine  Aenderung  der 
Phasenstärke,  bez.  der  Abweichungsintensitäten  des  Zinsfußes 
nach  oben  und  unten  eingetreten  ist.  Die  Spannweiten  zwischen 
Maximal-  und  Minimalzinsfuß  sind  in  der  zweiten  Periode  im 
allgemeinen  wesentUch  geringer  als  in  der  ersten  (siehe  insbes. 
die  Jahre  1855  — 1866),  was  mit  dem  mehr  gleichmäßigen  Ver- 
laufe des  Wirtschaftsprozesses,  der  geringeren  Schärfe  der  Wen- 
dungsstadien im  allgemeinen  seit  den  90  er  Jahren  bis  zur  Gegen- 
wart zusammenhängt  2). 


i)  Für  die  Zeit  von  1800 — 1819  bewegt  sich  der  durchschnittliche  Zinsfuß 
um  ca.  5  Proz.  Die  Phasen  von  1820— 1868  sind  auf  Grund  der  von  Juglar  in 
seinem  Werke  >crises  commerciales«  angenommenen  Perioden  angesetzt  worden. 

2)  Insbes.  die  Maximalsätze  werden  im  Verlaufe  der  Jahre  zusehends  niedri- 
ger, was  auch  eine  Verminderung  der  DurchschnittsziflFem  im  Gefolge  hat.  Verfolgt 
man  die    aus    unserer  Tabelle    über    den  englischen  Diskontsatz  seit   1850  ersieht- 


Die  Bewegung  des  Kapitalzinses  unter  dem  Einflüsse  der  Entwickelung.      igl 

Vollständige  Klarheit  über  die  Bewegungstendenz  des  durch- 
schnittlichen Leihzinsfußes  verschafft  aber  erst  ein  Blick  auf  die 
faktische  Bewegung  desselben  während  des  zweitangeführten  Zeit- 
raumes, d.  i.  von  1868 — 1913,  den  wir  aus  diesem  Grunde  auch 
einer  spezialisierten  Untersuchung  unterzogen  haben.  Betrachten 
wir  den  Bewegungsverlauf  des  Diskontsatzes  in  dieser  Zeit,  so 
sehen  wir,  daß  in  dem  ersten  Teile  des  Zeitraumes  1868 — 1894, 
der  noch  heftigere  Schwankungen  und  schärfere  Phasenerschei- 
nungen aufweist ,  der  Zinsfuß  im  allgemeinen  auf  demselben 
Niveau  verblieben  ist,  d.  h.  überhaupt  keine  Grundbewegung  zeigt 
(1868  :  2,25  Proz.,  1894:  2,11  Proz.,  Gesamtdurchschnitt  3,25  Proz.). 
Anders  im  zweiten  Teile  des  Zeitraumes,  nämlich  von  1894 — 191 3» 
der  im  allgemeinen  von  geringeren  und  kürzeren  Unterbrechungen 
abgesehen  ein  Zeitraum  aufsteigender  Entwickelung  ist.  Hier  ist 
auch  im  Durchschnitte  des  ganzen  Zeitraumes  zweifellos  eine 
aufsteigende  Bewegung  des  Diskontsatzes  festzustellen  (1894: 
2,11  Proz.,   1913:  4.77  Proz.,  Gesamtdurchschnitt:  3,41  Proz.)  ^). 

Werfen  wir  noch  vergleichsweise  einen  Blick  auf  die  Be- 
wegung des  Diskontsatzes  im  Deutschen  Reiche,  in  Frankreich  und 
in  Oesterreich-Ungarn.  Hierüber  gibt  die  Tabelle  III  für  die  Zeit 
von  1871  — 1914  Auskunft.  Bei  den  Diskontsätzen  der  Deutschen 
Reichsbank  erkennen  wir  deutlich  den,  wenn  auch  mit  Unter- 
brechungen und  Schwankungen,  aber  mit  deutlich  ausgeprägter 
Grundbewegung  sich  vollziehenden  Aufstieg,  der  auch  von  einer 
steigenden  Tendenz  der  für  je  lojährige  Perioden  berechneten 
Bankrate  begleitet  ist.  Bei  der  Bank  von  Frankreich  zeigt  sich 
nach  der  Anspannung  der  70  er  Jahre  eine  ziemliche  Stabilität, 
die  dem  auch  relativ  schwächeren  Entwickelungsgange  entspricht. 
Anders  in  Oesterreich-Ungarn.    Hier  treten  starke  Schwankungen 


liehen  Differenzen  zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  Satze  der  einzelnen 
Jahre,  so  ergeben  sich  folgende  Differenzziffern  :  Nach  der  Stagnationsperiode  von 
1848 — 1852  (Differenz  nur  0,5)  betrugen  die  Differenzen  in  dem  Zeitraum 
1853— 1867  in  der  Reihenfolge  der  Jahre:  2,5,  0,5,  3,5,  2,5,  4,5,  5,5,  2,  2,  5,  i, 
5>  3,5.  4,  6,5,  1,5.  In  dem  Zeitraum  von  1868— 1894:  o,  2,  3,5,  3,  4,  6,  3,5,  4, 
3,  3,  4,  3,  0.5.  2,5,  3,  2,  3,  3,  3,  3,  3,  3,5,  3,  2,5,  1,5,  2,5,  I.  Endlich  in  dem 
Zeitraum  von   1895  — 1913:  o,  2,  2,   1,5,  3,  3,  2,   i,   i,  i,   1,5,  2,5,    3,    4,5,    2,5,^2, 

1,5,  2,  0,5. 

i)  Noch  deutlicher  tritt  dies  bei  Gegenüberstellung  der  Durchschnittsziffern 
für  die  Zeiträume  1868— 1897:  3,16  Proz.  und  1898—1913:  3,47  Proz.  hervor. 
Siehe  auch  hiezu  die  Diagramme  zu  dem  Kurvenverlaufe  des  Diskontsatzes  in 
meinen  dem  obzitierten  Buche  beigegebenen  Kurventafeln. 
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zutage,  die  Flut  und  Ebbe  der  Wirtschaftsbewegung  kennzeichnen, 
die  Aufstiegsbewegung  des  Zinsfußes  in  der  zweiten  Hälfte  der 
Zeitperiode,  insbesondere  seit  1903  ist,  wenn  auch  mit  markan- 
ten Rückschlägen  der  Jahre  1908  und  1909,  unverkennbar,  auch 
eine  teilweise  Parallelität  der  Erscheinungen  mit  Deutschland  ist 
zu  konstatieren. 

Aus  all  dem  dürfte  immerhin  zur  Genüge  hervorgehen,  daß 
von  einer  sinkenden  Tendenz  des  Leihzinsfußes 
als  einer  nicht  bloß  vorübergehenden,  dem  Phasenverlaufe  ent- 
sprechenden Erscheinung,  sondern  als  einer  dem  gesamten 
volkswirtschaftlichen  Bewegungsverlaufe  eigentümlichen  Grund- 
erscheinung jedenfalls  in  keiner  Weise  gesprochen 
werden  kann.  Es  hat  sich  vielmehr  gezeigt,  daß  der  Zinsfuß 
des  leihgeschäftlichen  Kapitales  ganz  unter  dem  Einflüsse  der 
Angebots-  und  Nachfrageverhältnisse  des  Kapitalmarktes  steht, 
auf  welche  wieder  die  Entwickelungsbewegung  infolge  der  von 
ihr  ausgehenden  Kapitalanziehung  wie  Kapitalabsorption  eine  un- 
mittelbar ausschlaggebende  Wirkung  übt.  Wenn  und  soweit  aber 
diese  Entwickelungsbewegung  dem  Verlaufe  des  volkswirtschaft- 
lichen Prozesses  ihren  Stempel  aufdrückt,  kann  auch  der  Zins- 
fuß keine  dauernd  rückläufige  Bewegung  einhalten. 

Daß  in  den  Zeiten  geringer  Kapitalbildung  und  noch  auf 
tieferer  Stufe  stehender  volkswirtschaftlicher  Organisation  (von 
Zeiträumen,  die  rein  durch  äußere  Einflüsse  wie  Kriege  u.  dgl. 
hervorgerufene  abnorme  Wirtschaftsverhältnisse  und  Geldver- 
teuerung aufweisen,  hier  überhaupt  nicht  zu  sprechen)  der  Leih- 
zins eine  gegen  heute  unvergleichbare  Höhe  besaß,  ist  noch 
kein  Beweis  für  eine  sinken  de  Tendenz  desselben  in  der  Folge- 
zeit im  Zuge  der  Entwickelung,  von  welcher  nur  eine  zinsfuß- 
steigernde Wirkung  ausgehen  kann.  Deshalb  aber  etwa  das 
Gegenteil,  eine  durchschnittlich  steigende  Tendenz  des  Leih- 
zinsfußes anzunehmen,  weil,  wie  oben  an  der  Hand  unserer  Unter- 
suchungen über  den  Verlauf  der  englischen  Wirtschaftsgeschichte 
gezeigt  wurde,  die  Grundbewegung  des  Wirtschaftsprozesses  einen 
ausgesprochen  evolutionären  Charakter  besitzt,  ^eht  ebenso- 
^^ienlg  an.  Denn  ob  der  Leihzins  ansteigt  oder  fällt,  hän^rt 
immer  in  erster  Linie  davon  ab,  ob  die  Kapitalbildung  bez.  das 
Angebot  des  unmittelbar  für  produktive  Verwendung  zur  Verfü- 
gung stehenden  Kapitales  hinter  dem  durch  die  Entwickelung  sich 
steigernden  Bedarf  zurückbleibt  oder  nicht,  worauf  wieder  insbes. 
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mehr  und  mehr  der  internationale  Kapitalverkehr  mit  seiner  in 
dieser  Hinsicht  ausgleichenden  Wirkung  (ebenso  wie  der  Kapital- 
ausgleich innerhalb  größerer  Wirtschaftsgebiete  selbst)  Einfluß 
übt  ^).  Wäre  dem  anders,  dann  müßte  man  im  Rahmen  einer 
organischen  Entwickelungstheorie,  welche  von  dem  immanenten 
Entwickelungsleben  jeder,  durch  äußere  Einflüsse  nicht  aus  den 
normalen  Bahnen  abgelenkten  Volkswirtschaft  ausgeht,  im  all- 
gemeinen eine  dieser  Grundbewegung  entsprechende  steigende 
Tendenz  des  Leihzinsfußes  voraussetzen.  Daß  aber  eine  solche 
analoge  einheitliche  Grundtendenz  des  Leihz  insfußes 
sich  nicht  herausbilden  kann,  dafür  sorgt  nicht  nur  die 
von  den  verschiedensten  äußeren  Faktoren  des  Geldmarktes  be- 
dingte ausgleichende  Wirksamkeit  des  Kapitalverkehres,  dann  die 
mittelbar  durch  die  Entwickelung  selbst  hervorgerufene  gestei- 
gerte Thesaurierung  und  Kapitalbildung  aus  den  gesteigerten 
Produktionserträgen,  sondern  überhaupt  die  ebenfalls  in  der  heu- 
tigen privatwirtschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtschaft  von 
uns  als  immanent  erkannte  Ungleichmäßigkeit  des  Wirt- 
schaftsverlaufes, die  sich  als  eine  notwendige  und  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  auch  in  Zukunft  nicht  auszuschaltende  Folgeer- 
scheinung dieses  organisatorischen  Charakters  der  Volkswirtschaft 
darstellt  ^). 

Diese  Ungleichmäßigkeit  bewirkt,  daß  nach  Aufstiegsphasen 
der  Entwickelung  wie  des  Zinsfußes  ebenso  Zeiträume  des  Ab- 
stieges folgen,  welche  den  Zinsfuß  immer  wieder  auf  ein  nor- 
males oder  unternormales  Maß  zurückführen,  so  daß  die  Gesamt- 
bewegung des  letzteren  einer  Wellenbewegung  gleich  stets  zum 
Ausgangspunkte  zurückzukehren  tendiert.  Von  einem  unbegrenz- 
ten Fallen  wie  von  einem  unbegrenzten  Steigen  kann  hier,  so- 
weit es  sich  um  Phasenbewegung  handelt,  keine  Rede  sein.  Eine 
Grundbewegung  im  aufsteigenden  Sinne  aber  wird  über  mehrere 
Phasen  hinaus  sich  nur  dann  äußern  und  feststellen  lassen,  w^enn 
die  Aufstiegsbewegung  durch  diese  längere  Zeit  die  überwiegende 


1)  Daß  die  Zeiten  des  Kapitalmangels  gegenüber  dem  Entwickelungs- 
drange  auch  gegenwärtig  nicht  überwunden  sind,  zeigen  die  allgemeinen  Wirtschafts- 
verhältnisse des  Jahres  1913.  Hier  herrschte  ein  außerordentlicher  Mangel  an 
Kapital  auf  dem  internationalen  Geldmarkte,  der  allerdings  auch  durch  die  Zurück- 
haltung des  Kapitales  infolge  der  Balkankrise  verursacht  war  (Statist.  Monatsschrift, 
Wirtschaftl.  Chronik,  Jahrg.  19 14,  S.  139). 

2)  Siehe  näheres  im  oben  mehrfach  zitierten  Buche  des  Verfassers. 
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und  vorherrschende  war,  und  zwar  in  einem  solchen  Maße,  daß 
hiedurch  die  Kapitalbildung  bez.  das  Kapitalangebot  hinter  dem 
Kapitalbedarfe  zurückblieb  und  wenn  weiters  die  Abstiegsphasen 
während  dieser  Zeit  von  verhältnismäßig  geringerer  Intensität 
waren.  (Siehe  z.  B.  den  Zeitraum  von  1894— 19 13  in  England.) 
Die  Relativität  dieser  Erscheinung,  ihr  Zusammenhang  mit  dem 
Geldwert  wird  aber  dabei  immer  im  Auge  behalten  werden 
müssen.  Die  Konsequenzen  dieser  unserer  Feststellungen  für 
das  Minimum  problem  sind  klar.  Der  Leihzinsfuß  als 
die  mit  der  Entwickelungsbewegung  in  unmittelbarem  Zusammen- 
hange stehende  Hauptkategorie  des  Zinsfußes  scheidet  aus 
seinem  Bereiche  als  untaugliches  Objekt  völlig  aus.  Der 
Zinsfuß  des  mobilen,  werbend  im  Dienste  der  Volkswirtschaft 
tätigen  Leihkapitales  weist  überhaupt  weder  eine  dauernd,  bez. 
durchschnittlich  sinkende,  noch  eine  dauernd,  bez.  durchschnitt- 
lich steigende  Tendenz,  sondern  eine  vollständig  dem  Phasen- 
w-echsel  des  Entwickelungsverlaufes  sich  anpassende  Bewegung 
auf,  die  aber  allerdings  im  Zusammenhange  längerer  Entwicke- 
lungsperioden  für  Zeiträume,  in  denen  die  Aufschwungsphase 
überwiegt,  eine  durchschnittlich  steigende  Richtung  einhält  ^). 

Die  Bewegung  des  Anlagezinsfußes. 

(Hiezu  Tabelle  IV,  V  auf  S.   185,   186  und  187.) 

Nach  dieser    ersten    und  wichtigsten  Korrektur,    die  wir  an 
der  Minimumtheorie  Mills,   wenigstens  in  ihrer  verallgemeinerten 


l)  Ganz  richtig  sagt  daher  in  dieser  Beziehung  übereinstimmend  Schumpeter : 
>Unter  sonst  gleichen  Umständen  steigt  und  fällt  der  Zins  mit  den  Unternehmer- 
gewinnen. Der  Unternehmergewinn  ist  ja  seine  Quelle  und  deren  Veränderungen 
ziehen  unmittelbar  durch  das  Medium  des  Steigens  und  Fallens  der  Nachfrage  nach 
Kaufkraft  gleichgerichtete  Veränderungen  des  Zinses  nach  sich«  (Theorie  der  wirt- 
schaftl.  Entw.  S.  411).  Nicht  stimme  ich  dagegen  seiner  Meinung  zu,  daß  wir 
>in  einem  relativ  zu  den  Verhältnissen  einer  konkreten  Volkswirtschaft  niedrigen 
Kapitalzins  zwar  im  allgemeinen  ein  Symptom  des  Reichtums,  zugleich  aber  auch 
ein  Symptom,  wenn  nicht  des  Stillstandes,  so  doch  schwächerer  Weiterentwickelung 
sehen  werden«  (S.  412).  Auch  hier  zeigt  sich  der  Mangel  näherer  Unterscheidung. 
Denn,  soweit  diese  Erscheinung  den  Anlagezinsfuß  betrifft,  beruht  sie  auf  ganz 
anderen  unmittelbaren  Gründen,  und  nur  soweit  auch  von  ihr  der  Leihzinsfuß  be- 
troffen wäre,  könnte  sie  in  der  angegebenen  Richtung  schwacher  Entwickelung  ge- 
deutet werden.  In  Wahrheit  aber  liegt  hierin  zunächst  nur  ein  sicheres  Anzeichen 
für  eine  die  Entwickelung  begleitende  bez.  durch  sie  hervorgerufene  Steigerung  des 
Kapitalreichtums  im  allgemeinen.    (Siehe  England.) 
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Tabelle  IV. 

Durchschnittskurse    der    3proz.    englischen    Konsols    in    der 

Zeit    von    1S55  — 1888. 


Durch- 

Durch- 

Durch- 

Jahr 

schnittskurs 

Jahr 

schnittskurs 

Jahr 

schnittskurs 

'pro  Jahr 

pro  Jahr 

pro  Jahr 

1855 

90,50 

1867 

93.00 

1879 

97.50 

1856 

93,13 

1S68 

93,88 

1880 

98,38 

1857 

91,88 

1869 

92,88 

1881 

100,00 

1858 

96,88 

1S70 

92,50 

1882 

100,50 

1859 

95,13 

1S71 

92.75 

1883 

101,19 

1860 

94,00 

1872 

92,50 

1884 

101,00 

1861 

91,50 

1S73 

92,50 

18S5 

99,33 

1862 

93,00 

1874 

92,50 

1886 

100,80 

1863 

92,63 

1875 

93,75 

1887 

101,80 

1864 

90,13 
89,50 

1876 

1877 

95.00 

95.38 

1888 

101,00 

1865 

Konversion    ab    5.  IV.   1889 

1866 

S8,oo 

1S78 

95,1^ 

in  a^-iproz.  Kons. 

Fassung  vornehmen  mußten,  erübrigt  noch  die  Untersuchung  des 
»Anlagezinsfußes«,  d.  h.  des  Zinsfußes  der  längeren,  sicheren 
Kapitalsanlage,  den  man  auch  als  mittleren,  oder  durchschnitt- 
lichen, landesüblichen  Zinsfuß  zu  bezeichnen  pflegt.  Auf  diese 
Kategorie  ist  eigentlich  die  in  der  neueren  Nationalökonomie 
in  vielfach  mißverstandener  und  irreführender  Weise  verallge- 
meinerte Erscheinung  des  sinkenden  Kapitalzinsfußes  in  erster 
Linie  zurückzuführen.  Und  tatsächlich,  auf  dem  Gebiete  der 
durch  besondere  Sicherheiten  ausgestatteten  Anlage  zeigt  sich 
die  vielerörterte  Tendenz  zu  einer  Senkung  des  durchschnittlichen 
Zinsfußes  im  Verlaufe  der  wirtschaftlichen  Entwickelungsgeschichte 
aller  größeren  Volkswirtschaften.  Diesem  Rückgang  der  Ver- 
zinsung entspricht  auch  die  Kursbewegung  der  maßgebenden 
Anlagewerte.  So  wie  wir  für  das  geschäftliche  Leihkapital  den 
Diskontsatz  als  markanten  typischen  Vertreter  der  diesbezüglichen 
Erscheinungen  verwendet  haben,  so  ist  es  hier  insbesondere  der 
Kurs  und  der  Zinsstand  der  Staatsrente,  bez.  staatlichen  Schatz- 
scheine, in  denen  sich  die  Veränderung  des  Anlagezinsfußes 
widerspiegelt.  Die  auf  diesem  Gebiete  stattfindenden  Konver- 
sionen auf  einen  niedrigeren  Zinsfuß  sind  ein  spezielles  markantes 
Anzeichen  eingetretener  Veränderungen  der  allgemeinen  Zinsfuß- 
verhältnisse. 
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jgg  Dr.  Emanuel  Hugo  Vogel: 

Betrachten  wir  zunächst  die  Kursbewegung  der  eng- 
lischen Konsols.  Sie  zeigt  uns  mehr  noch  als  die  fall  weisen 
Konversionen,  welche  immer  nur  mehr  oder  weniger  einer  bereits 
im  Verlaufe  der  Jahre  durchgebildeten  Veränderung  des  mitt- 
leren Zinsfußes  tatsächlich  Rechnung  tragen,  die  Schwankungen 
des  Zinsfußniveaus,  wie  sie  im  Zusammenhange  mit  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Ereignissen  auftreten  und  ähnlich,  wenn 
auch  minder  scharf  wie  auf  einem  anderen  Gebiete  im  Diskont- 
satze, hier  im  Kurswerte  zum  Ausdruck  kommen.  Für  ihre  Be- 
urteilung müssen  wir  uns  vergegenwärtigen,  daß  ein  Kurs  unter 
Pari  bei  den  genannten  Staatseffekten  im  allgemeinen,  von  an- 
deren Ursachen  abgesehen,  anzeigt,  daß  ihre  Nominalverzinsung 
sich  unter  dem  »durchschnittlichen«  Zinsfuß  bewegt,  während 
ein  Ansteigen  auf  den  Parikurs  sowie  ein  Stand  über  Pari  vom 
Standpunkte  des  Zinsfußes  ein  Anzeichen  dafür  wäre,  daß  die 
Nominalverzinsung  der  betreffenden  Effekten  über  den  mittleren 
Zinsfuß  hinausgeht,  letzterer  also  eine  Senkung  erfahren  hat. 
Den  Ausgleich  gegenüber  dem  tatsächlich  geltenden  jeweiligen 
mittleren  Zinsfuß  bildet  eben,  von  sonstigen  ablenkenden  Ein- 
flüssen abgesehen,  die  Kursbewegung,  welche  bewirkt,  daß  das 
reale  Zinserträgnis  der  betreffenden  Papiere  mit  dem  tatsächlichen 
Zinsniveau  im  Einklänge  bleibt.  Da  aber  auf  den  Kurs  selbst- 
verständlich vielfach  andere  wirtschaftliche  und  außerwirtschaft- 
liche Umstände  Einfluß  üben,  so  werden  diese  Schlüsse  stets 
nur  mit  Vorsicht  und  unter  Berücksichtigung  etwaiger  besonderer 
Abweichungsursachen  zu  ziehen  sein. 

In  der  ersten  Hälfte  des  1 8.  Jahrhunderts^)  finden  wir  einen 
verhältnismäßig  hohen  Kursstand  der  englischen  3  proz.  Konsols: 
1731  stehen  sie  99,  1732:  loi,  1733:  103,  um  nach  kurzem 
Rückschlag  1736 — 1738  Kurse  von  105  — 107  zu  erreichen.  1739 
bis  1743  standen  sie  nahe  an  100,  dann  folgte  eine  durch  krie- 
gerische Ereignisse  verursachte  Periode  des  Tiefstandes  auf  75, 
76  in  den  Jahren  1744— 1748,  schon  1749  standen  sie  wieder 
über  Pari  und  erreichten  in  den  Jahren  1748 — 1755  ihren  Höchst- 
stand mit  106 — 108. 

Diese  Zeitperiode  des  18.  Jahrhunderts  zeichnete  sich  durch 
einen  im  Vergleiche  mit  der  Folgezeit  bis  zur  Gegenwart  außer- 

1)  Wir  folgen  hier  in  der  Hauptsache  einem  von  Stanley  Jevons  seinen  »In- 
vestigations  in  Currency  and  Finance«  (London  1884)  beigegebenen  Diagramm, 
welches  die  Kursbewegung  der  3  prozentigen  Konsols   von   1731  — 1883  zeigt. 
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ordentlich  niedrigen  »mittleren<  Zinsfuß  von  im  allgemeinen  3^/2 
bis  3  und  unter  3  Proz.  aus,  wofür  der  Hochstand  der  Konsols 
den  besten  Beweis  liefert.  Wie  steht  nun  diese  im  übrigen  nicht 
auf  England  beschränkte  Erscheinung ')  mit  dem  »Erfahrungssatze« 
in  Einklang,  daß  ein  niedriger  Zinsfuß  ein  Kennzeichen  hoher 
wirtschaftlicher  Entwickelung  sein  soll,  wenn  in  Zeiten  ausge- 
sprochen niedrigen  industriellen  und  kommerziellen  Wirtschafts- 
standes der  Zinsfuß  bereits  einmal  ein  ähnliches  Niveau,  wie  es 
heute  üblich  ist,  einnahm?  Schon  cfAu/ms  hat  mit  vollem  Rechte 
auf  diesen  viel  zu  wenig  beachteten  Umstand  hingewiesen  und 
hiefür  eine  Reihe  von  näheren  Daten  beigebracht  (S.  399). 
Zweifellos  hat  es  sich  um  Zeiten  gehandelt,  wo  die  Rechtssicher- 
heit noch  verhältnismäßig  gering,  der  internationale  Kapitalver- 
kehr noch  wenig  ausgebildet,  die  Produktionskraft  des  eigenen 
Marktes  noch  gering  war,  die  kulturelle  und  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung auf  einer  verhältnismäßig  niedrigen  Stufe  stand.  Und 
doch  beobachten  wir  in  England  sowohl,  als  auch  im  übrigen 
Europa  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  und  im  18. 
Jahrhundert  einen  relativ  sehr  niedrigen  Zinsfuß.  Hier  steht  offen- 
bar Zinsfußniveau  und  Entwicklungsstand  nicht  in  der  voraus- 
gesetzten Relation  und  tatsächlich  ist  auch  die  Ursache  des 
niedrigen  Zinsfußes  der  damaligen  Zeit  in  ganz  anderer  Richtung 
zu  suchen.  Der  Hauptsache  nach  dürfte  sie  im  protektionisti- 
schen  Wirtschaftssystem  der  letzteren,  in  dem  merkantilistischen 
Prinzip  der  Kapitalansammlung,  der  Verhinderung  aller  Geldab- 
flüsse und  damit  des  internationalen  Kapitalverkehres  gelegen 
sein,  woraus  sich  zeitweise  Kapitalüberfüllung  ergeben  mußte. 
Dafür  spricht,  daß  wir  den  niedrigen  Zinsfuß  nicht  nur  in  Eng- 
land, sondern  auch  in  Deutschland,  den  reichen  Niederlanden  usf. 
in  dieser  Zeit  beobachten  können  ^).  Vor  allem  aber,  und  das 
ist  besonders  zu  beachten,  handelt  es  sich  hiebei  um  eine  Er- 
scheinung, die  sowohl  den  Anlagezinsfuß,  wie  den  eigentlichen 
Leihzinsfuß  in  gleicher  Weise  umfaßt. 

i)  Siehe  die  von  d'Aulnis  (a.  a.  O.  S.  399)  beigebrachten  interessanten  Daten 
bezüglich  der  Niederlande:  der  Leihzinsfuß  betrug  um  1671  :  3V2  Proz.,  ja  sogar 
3  Proz.,  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  sank  er  noch  weiter.  Die  Obligationen  der 
Provinz  Holland  standen,  obwohl  sie  nur  2V2  Proz.  Zins  gewährten,  al  pari  und 
darüber.  Die  Aktien  der  ostindischen  Kompagnie  standen  so  hoch,  daß  sie  trotz 
der  großen  Dividende  nicht  mehr  als  den  damals  gewöhnlichen  Zins  von  2^/4  Proz. 
gaben. 

2)  Siehe  -vorige  Anmerkung. 
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Erst  von  der  zweiten  Hälfte  des  1 8.  Jahrhunderts  ab  kommen 
län^^ere  Perioden  andauernden  Tiefstandes  der  englischen  Kon- 
sols  vor.  Sie  bewegen  sich  durchweg  unter  Pari  etwa  zwischen 
86  und  90  ^).  Hierin  dürfte  die  mit  einer  freieren  Entwickelungs- 
beweo-uncr  der  englischen  Volkswirtschaft  einsetzende  Steigerung 
des  Zinsfußniveaus  ihren  Ausdruck  finden.  Die  weltbewegenden 
Ereignisse  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  und  insbesondere 
in  den  Jahren  1800 — 18 15  bewirken  einen  abnormalen  Tiefstand 
der  Konsols  (50—70),  der  dem  gestiegenen  Zinsfuß  der  Kriegs- 
zeiten entspricht.  Erst  von  da  ab  läßt  sich  wieder  ein  engerer 
Zusammenhang  zwischen  Kursstand  und  Zinsfußniveau  bez.  Ent- 
wickelungs Vorgang  erkennen.  In  der  Zeit  von  18 16 — 1844,  einer 
Zeit  des  allerdings  von  Krisen  unterbrochenen  Aufstieges  schwankte 
der  Kursstand  ziemlich  tief  zwischen  70  und  95.  Ebenso  verblieb 
der  Konsolkurs,  von  einem  vorübergehenden  Paristand  1844  und 
1852  abgesehen,  in  den  Jahren  1855  — 1874  (siehe  Tabelle  IV) 
dauernd  unter  Pari  mit  durchschnittlich  92—93  (Jahre  höheren 
Standes  1858 — p86o,  niedrigeren  Standes  1864 — 1866).  Diese 
ganze  Periode  ist  aber  eine  Zeit  ausgesprochener  und  hochgra- 
diger Entwickelung  in  England;  mit  der  Steigerung  des  Diskont- 
zinsfußes dürfte  bei  stärkerem  Kapitalbedarf  auch  eine  Steigerung 
des  mittleren  Anlagezinsfußes  (und  eine  Senkung  des  Konsol- 
kurses) parallel  gegangen  sein  ^). 

Erst  seit  1874,  nachdem  die  große  Zeit  der  Gründungen, 
Erfindungen,  des  raschen  und  nie  aussetzenden  Kapitalverbrauches 
im  großen  und  ganzen  vorbei  war  und  nunmehr  an  Stelle  der 
großen  Gewinnstmöglichkeiten  eine  etwas  ruhigere  und  gleich- 
mäßigere, dafür  aber  in  sichereren  Bahnen  verlaufende  Entwicke- 
lung getreten  ist,  zeigt  der  Konsolkurs  ein  verändertes  Bild. 
(Siehe  unsere  Tabelle.)  Er  steigt  allmählich  von  92,50  im  Jahre 
1874  auf  100  im  Jahre  1881  und  bewegt  sich  dann  von  1882 
bis  1884  über  Pari.  Das  deutet  auf  das  beginnende 
Sinken  des  An  läge  Zinsfuß  es  in  der  zweiten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  hin,    welches    die  Aera    der  Konversionen  einleitet. 

1)  Von  einzelnen  durch  politische  Ereignisse  verursachten  besonderen  Preis- 
stürzen in  den  70er  Jahren  abgesehen. 

2)  Im  allgemeinen  läßt  sich  bei  Vergleich  der  Tabelle  II  (Diskontsatz  der 
B.ink  von  England)  und  der  Tabelle  III  (Konsolkurs)  feststellen,  daß  bei  hohem 
Diskontsatz  ein  niedriger  Konsolkurs  gilt,  sohin  die  allgemeine  Steigerung  des  Zins- 
fußes auf  den  Konsolkurs  drückend  rückwirkt. 

lieber  diese  Zusammenhänge  siehe  noch  unten. 
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Die  Kurssteigerung  war  der  tatsächliche  Vorläufer  der  kurz  darauf 
im  Jahre  1888  erfolgten  Konversion  der  Konsols  von  3  Proz.  auf 
2^/4  Proz.  Die  Konversion  erfolgte  bezeichnenderweise  unter  der 
Bedingung,  daß  nach  15  Jahren  (also  1903)  der  Zinsfuß  der 
Konsols  sich  automatisch  auf  2  V2  Proz.  zu  ermäßigen  habe.  Aber 
auch  die  im  Zinsfuß  ermäßigten  Konsols  stiegen  von  1892  ab 
(siehe  Tabelle  V)  wieder  im  Kurs,  um  in  der  Zeit  von  1894 — 1899 
den  Parikurs  ganz  wesentlich  zu  übersteigen  (Höchststand  1897: 
112,40,  im  übrigen  106  —  1 10),  was  wohl  den  besten  Beweis  für 
die  auch  tatsächlich  eingetretene  und  fortgesetzte  Senkung  des 
Anlagezinsfußes  liefert.  Es  ist  dies  die  Einleitung  zur  zweiten 
(automatischen)  Konversion  im  Jahre  1903  auf  272  Proz.  Von 
nun  ab  tritt  aber  eine  fast  ununterbrochene  Senkung 
des  Konsolkurses  von  90,75  im  Jahre  1903  bis  auf  73,61 
im  Jahre  191 3  ein.  Da  letztere  in  eine  unbestrittene,  wenn  auch 
gleichmäßigere  Aufschwungsperiode  fällt,  so  müßte  dies  an  sich 
auf  ein  Wieder  ansteigen  des  Anlagezinsfußes  schließen 
lassen.  Doch  betrachten  wir  vorerst  die  Kursbewegung  der  Staats- 
papiere in  einigen  anderen  Staaten.     (Siehe  Tabelle  V.) 

Zwei  Kongruitäten  sind  vor  allem  festzustellen.  Von  den 
70  er  Jahren  an  zeigt  sich,  allenthalben  eine  auffallende  und  auch 
andauernde  Aufwärtsbewegung  der  Kurse  führenden  Staats- 
papiere bis  gegen  die  Wende  des  19.  Jahrhunderts.  In  den 
Jahren  1896,  bez.  1897  erreichen  ähnlich  wie  bei  den  Konsols 
auch  die  3V2  proz.  und  3  proz.  Deutsche  Reichsanleihe,  die 
3  proz.  französische  Rente  und  die  3^/2  proz.  und  3  proz.  preußi- 
schen Konsols  einen  Höchststand.  Dann  folgt  in  ebenfalls  ganz 
analoger  Weise,  wenn  auch  allerdings  mit  vereinzelten  Schwan- 
kungen die  Abwärtsbewegung  der  Kurse  im  letzten  Jahrzehnt 
bis  zur  Gegenwart  (bez.  bis  zum  Kriegsausbruch).  Die  372  proz. 
Deutsche  Reichsanleihe  sinkt  von  104,57  (1896)  auf  85,82  (1913) 
die  3  proz.  Deutsche  Reichsanleihe  von  99,22  (1896)  auf  75,89 
■{1913),  die  3^2  proz.  preußischen  Konsols  von  104,61  (1896)  auf 
85,93  (1913),  die  3  proz.  preußischen  Konsols  von  99,38  (1896) 
auf  75,91  (1913),  die  3  proz.  französische  Rente  von  103,33  (1897) 
auf  87,08  (1913),  die  englischen  Konsols  von  112,40  (1897)  auf 
73,61  (191 3).  Diese  auffällige  Erscheinung  kann  nur  dahin  ge- 
deutet werden,  daß  im  Zusammenhange  mit  dem  stärkeren  Ka- 
pitalbedarfe  einer  Aufschwungszeit  auch  der  Anlagezinsfuß 
jnicht  eine  sinkende,    sondern  eine   steigende  Tendenz  einge- 
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halten  hat.  Dafür  spricht  auch,  daß  noch  im  Jahre  1908  sowohl 
bei  der  Deutschen  Reichsanleihe  als  bei  den  preußischen  Kon- 
suls die  neuerliche  Ausgabe  eines  4  proz.  Typus  nahezu  zum 
Parikurse  (99,50)  möglich  war,  der  auch  weiterhin  aufrecht- 
erhalten werden  konnte.  Dies  würde  darauf  hinweisen ,  daß 
gerade  in  der  letzten  Zeit  der  mittlere  Anlagezinsfuß,  der  vorher 
wenigstens  für  die  kontinentalen  Mächte  auf  3^2  bis  3^/4  ge- 
sunken war,  sich  nun  wieder  auf  4  Proz.  (Deutschland)  bez.  372 
Proz.  (Frankreich)  erhoben  hat,  während  für  England  in  der 
letzten  Zeit  der  bereits  bis  auf  2'^I^Vxoz.  herabgegangene  Zinsfuß 
wieder  auf  2^/4 — 3  Proz.  gestiegen  war.  Speziell  in  Frankreich  ist 
unzweifelhaft  eine,  wenn  auch  relativ  geringere  Steigerung  des 
Anlagezinsfußes  auf  etwa  3V2  Proz,  eingetreten^). 

Betrachten  wir  nun  an  Stelle  des  bloß  mittelbaren  Rück- 
schlusses aus  den  Kursveränderungen  führender  Anlagepapiere 
die  Bewegung  des  Anlagezinsfußes  an  der  Hand  einiger  diesen 
letzteren  unmittelbar  betreffenden  konkreten  Ziffern  und  im  Ver- 
gleiche der  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegenwart. 

England:  Während  im  12.  bis  14.  Jahrhundert  ein  Zins- 
fuß von  20  Proz.  die  Regel  war  und  der  gesetzliche  Zinsfuß  noch 
unter  Heinrich  VIII.  10  Proz.,  dann  8  Proz.  und  165 1  6  Proz.  be- 
trug, sank  er  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  auf  5  Proz.  In 
der  nun  folgenden  Periode  protektionistisch-merkantilistischen 
Wirtschaftssystemes  fiel  der  mittlere  Zinsfuß  noch  tiefer  bis  auf 
3^2  und  3  Proz.  (Siehe  Hochstand  der  3  proz.  Konsols.)  1757 
wurde  der  größte  Teil  der  englischen  Staatsschuld  zu  3  Proz. 
konvertiert.  In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  setzt 
wieder  eine  aufsteigende  Bewegung  des  Zinsfußes  im  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  Entwickelung  des  Wirtschaftslebens 
ein  (bei  tiefem  Stande  des  Konsolkurses),  die  mit  mannigfachen 
Schwankungen  und  Unterbrechungen  bis  in  die  70  er  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  andauerte.  Seit  1874,  nachdem  die  Hochflut  der 
raschen,  intensiven  Entwickelung  vorbei  war,  tritt  wieder  eine 
sinkende  Bewegung  des  Anlagezinsfußes  (steigende  Kurswerte  der 


l)  Der  »R  e  a  1  z  i  n  s  f  u  ß«  im  Verhältnis  zum  Kurswert  betrug  im  Jahre 
1913:  Bei  den  2V2proz.  engl.  Konsols  3,3  Proz.;  bei  der  4 proz.  Deutschen  Reichs- 
anleihe 4,06  Proz.;  bei  der  31/2 proz.  Deutschen  Reichsanleihe  4,08  Proz.;  beider 
3  proz.  Deutschen  Reichsanleihe  3,9  Proz.;  bei  der  3  proz.  französischen  Anleihe 
3,45  Proz.;  bei  den  4proz.  preuß.  Konsols  4,06  Proz.;  bei  den  3Y2proz.  preuß. 
Konsols  4,07  Proz.;    bei  den  3 proz.  preuß.  Konsols  3,95  Proz. 
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Konsols)  ein,  die  äußerlich  durch  die  erwähnten  Konversionen 
der  Konsols  im  Jahre  1888  auf  274  Proz.  und  im  Jahre  1903  auf 
2^2  Proz.  markiert  ist.  Nunmehr  beginnt  wieder  in  der  P'olge- 
zeit  bis  zur  Gegenwart  ein  Steigen  des  Anlagezinsfußes  in  der 
Richtung  auf  3  Proz.  hin. 

Deutschland:  Auch  hier  beobachten  wir  einen  Wechsel 
in  der  Bewegungstendenz  des  Anlagezinsfußes.  In  den  ältesten 
Zeiten  herrschte  ein  verhältnismäßig  hoher  Zinsfuß  (10 — 20  Proz.)  ^), 
der  im  Zeitalter  des  Merkantilismus  um  die  Wende  des  17.  und 
in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  dem  sehr  niedrigen 
Zinsfuß  von  durchschnittlich  3  Proz.  Platz  macht  ^).  Dann  steigt 
der  Zinsfuß  wieder  im  Zusammenhange  mit  den  äußeren  politi- 
schen Verhältnissen,  um  in  der  Kriegszeit  (1800 — 18 15)  8  Proz. 
und  darüber  zu  erreichen.  In  der  Zeit  von  181 5  — 1845  sank  er 
bis  auf  durchschnittlich  3  Proz.  für  sichere  Anlagen.  In  der  nun 
folgenden  Periode  (bis  zu  den  70  er  Jahren)  rascher  wirtschaft- 
licher Entwickelung,  des  Eisenbahnbaues,  der  Gründung  von 
Aktiengesellschaften  usf.  stieg  der  Zinsfuß  allmählich  wieder  bis  auf 
5  Proz.  für  beste  Sicherheiten.  Seit  den  70er  Jahren  können  wir 
auch  hier  wie  in  England  eine  langsame  Senkung  des  Anlage- 
zinsfußes bis  gegen  3  Proz.  beobachten.  Von  1900  an  steigt  der 
letztere  wieder  auf  3^2  Proz.  bis  4  Proz. 

Frankreich:  Hier  ist  ebenso  nach  einem  Sinken  des 
Zinsfußes  (kontinuierliches  Steigen  des  Rentenkurses  bis  1896) 
ein  Wiederansteigen  desselben  (kontinuierliches  Sinken  des  Renten- 
kurses bis   19 13)  zu  verzeichnen. 

Oesterreich:  Der  durchschnittliche  Anlagezinsfuß  der  Spar- 
kassen betrug  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  meist 
4  Proz.,  stieg  1872  auf  5  Proz.  und  erhielt  sich  auf  diesem  Stande 
bis  1877.  Dann  setzt  eine  sinkende  Bewegung  ein:  1882:  4,4 
Proz.,  1887:  4,3  Proz.,  1892:  4  Proz.,  1897:  3,9  Proz.,  1902:  3,9 
Proz.,  von  da  bis  19 12  steigt  der  Anlagezinsfuß  wieder  auf  4  Proz.  ^). 

Fassen  wir  unsere  Untersuchung  über  die  tatsächliche  Bewegung 
des  Anlagezinsfußes  zusammen,  so  kommen  wir  zu  folgendem 
Resultate: 


1)  Frankfurter  Stadtanleihen  wurden  z.B.  im   14,  Jahrhundert   zu   13,    18,  26 
und  45  Proz.  untergebracht. 

2)  Siehe  auch  Ad.  Smith,  Inquiry  usf.  II,  chap.  IV. 

3)  Aus  »Statist.  Rückblicke  aus  Oesterreich«,  der  XIV.  Tagung  des  Internat. 
Statist.  Inst,  überreicht  von  der  k.  k.  Statist.  Zentralkommission,  Wien  1913,  S.  65. 
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I.  Die  Lehre  vom  Sinken  des  Zinsfußes  stützt  sich  vor 
allem  auf  einen  Vergleich  der  heute  üblichen  Zinshöhe 
mit  jener  weit  zurückliegender  Zeiten,  ferner  auf  die  seit 
den  70  er  Jahren  einsetzende  und  bis  in  das  erste  Dezennium 
des  ^O.  Jahrhunderts  reichende  fallende  Bewegung  des  Anlage- 
zinsfußes, welche  den  Eindruck  einer  dauernden  Erscheinung 
machte.  Ein  Vergleich  mit  den  seinerzeitigen  Zinssätzen  des 
Mittelalters  beweist  aber  für  die  Bewegungstendenz  des  Anlage- 
zinsfußes eigentlich  überhaupt  nichts,  da  die  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  jener  Zeiten  von  denen  der  späteren  bis  zur  Gegen- 
wart derart  verschieden  sind,  daß  jede  Vergleichbarkeit  ausge- 
schlossen erscheinen  muß.  Erst  die  neuere  Zeit  kommt  hiefür 
in  Betracht.  Gerade  da  zeigt  sich  aber  trotz  einer  im  großen 
und  ganzen  zusammenhängenden  und  vorherrschenden  Ent- 
wickelungsbewegung  keine  ebenso  einheitliche  Grundtendenz 
des  Sinkens,  denn  die  in  den  70er  Jahren  begonnene  Senkung 
des  Anlagezinsfußes  hat  nicht  angehalten,  sondern  in  der  neuesten 
Zeit  wieder  einer  aufsteigenden  Bewegung  Platz  gemacht.  In 
Wahrheit  weist  auch  der  Anlagezinsfuß  ein,  wenn  auch  schwä- 
cheres Schwanken  nach  oben  oder  unten  auf,  das  unverkennbar 
mit  der  Allgemeinbewegung  der  Volkswirtschaft,  ihrer  Aufstiegs- 
oder Abstiegsphase  und  der  hiedurch  bedingten  Lage  des  Geld- 
und  Kapitalmarktes  im  allgemeinen  zusammenhängt  ^).  Aus  diesen 
Einflüssen  und  Rückwirkungen  des  volkswirtschaftlichen  Gesamt- 
prozesses   auf    den  Anlagemarkt    lassen    sich    aber  gewiß  keine 


i)  So  zeigt  der  Kurs  der  englischen  Konsols  bez.  die  Bewegung  ihres  Real- 
zinsfußes, d.  h.  des  auf  den  Kurs  zurückberechneten  realen  Zinserträgnisses  in  der 
Zeit  von   1877  bis   19 13  immerhin  einige  charakteristische  Züge,  welche  auf  diesen 
Zusammenhang  mit  der  Entwickelungsphase  und  den  im  Diskontsatze  viel  deutliche  r 
zum  Ausdruck  kommenden  Veränderungen  des  Geld-  und  Kapitalmarktes  hinweisen. 
Die  Zeiten  des  hochstehenden  Konsolkurses  und  der  sinkenden  Bewegung  des  Real- 
zinsfußes sind   auch   solche  ausgesprochener  Depression  und  niedrigen  Diskontsatzes 
(1894— 1897).      Vom  Jahre    1898    ab    beginnt    in    Uebereinstimmung    mit    dem  An- 
steigen des  Diskontsatzes  der  Kursrückgang  der  Konsols    und  das  Ansteigen  ihres 
Realzinsfußes.      Beides  entspricht  der  nun  einsetzenden  längeren,    wenn  auch  nicht 
ununterbrochenen  Entwickelungsepoche  bis  zur  Gegenwart.     Die  dazwischen  liegen- 
den Senkungen  des  Diskontsatzes  (1905  und  1908)  zeigen  sich  auch  in  einer  Kurs- 
steigerung  der  Konsols  gegen  das  Niveau  des  Vorjahres  (1905:   89,83  gegen  88,28 
im  J.   1904  und  88,32  im  J.   1906;   1908:  86,04  gegen  84,14  im  J.  1907  und  83,81 
im  J.    1909),  ebenso  wie  der  Hochstand  des  Diskontsatzes  1903  und   1907  in  einer 
Kurssenkung  der  Konsols  (1903:  90,75  gegen  94,35  im  J.  1902;   1907:  84,14  gegen 
88,32  im  J.    1906)  zum  Ausdruck  kommt. 
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weitergehenden  Schlüsse  ziehen.  Insbesondere  konnten  wir  keinen 
unmittelbaren  und  kongruente  Bewegungen  auslösenden  Zu- 
sammenhang zwischen  Ent  w  ic  ke  lungsbe  wegung  bez. 
konkretem  Entwickelungsvorgang  und  Bewegung  des  Anlage- 
zinsfußes feststellen.  Wohl  aber  ließ  sich  ein  gewisser  mittel- 
barer Einfluß,  der  sich  in  einem,  im  Vergleiche  längerer  Zeit- 
räume zutagetretenden  Wechsel  in  der  Höhe  des  mittleren  An- 
lagezinsfußes äußerte,  konstatieren.  Er  findet  aus  den  Zusammen- 
hängen und  Rückwirkungen  aller  Vorgänge  auf  dem  Geld-  und 
Kapital-  bez.  Effektenmarkte,  insbes.  den  Rückwirkungen  allge- 
meiner Geldknappheit  und  Geldverteuerung  oder  Geldflüssigkeit 
auch  auf  den  Zinsfuß  des  Anlagemarktes  hinreichende  Erklärung. 
Daraus  gehen  auch  die  früher  erörterten  mannigfachen  Kongru- 
enzen zwischen  der  Bewegung  des  Leihzinsfußes  und  des  Anlage- 
zinsfußes hervor.  Aber  eine  einheitliche  Grundtendenz  des 
Anlagezinsfußes  in  der  neueren  Zeit,  insbes.  ein  fortdauerndes 
Sinken  konnten  wir  zum  mindesten  in  einem  unmittel- 
baren Zusammenhange  mit  der  Entwickelungsbewe- 
gung  nicht  herauslesen.  Eine  Verifikation  der  Mzl/schen 
Minimumtheorie  wie  überhaupt  der  herrschenden  Lehre  von  der 
sinkenden  Tendenz  des  Kapitalzinses  läßt  sich  sohin  vom  Stand- 
punkte der  Entwickelungstheorie,  wie  des  Mechanismus  der  Ent- 
wickelungsbewegung  auch  in  dieser  Hinsicht  jedenfalls  nicht  fin- 
den. Soweit  eine  solche  Grundtendenz  wenigstens  im  Vergleiche 
längerer  Wirtschaftsepochen  tatsächlich  nachgewiesen  werden 
kann,  müssen  hiefür  besondere,  anderweitige  Ursachen  allge- 
meiner Natur  maßgebend  sein,  deren  Erörterung  wir  uns  nun- 
mehr zuwenden  wollen. 

2.  Es  wäre  zweifellos  eine  vollständig  einseitige  Betrachtungs- 
weise, wollte  man  die  Bewegung  des  Anlagezinsfußes  und  ihrer 
äußeren  Erscheinung,  die  Kursbewegung  der  fest  verzinslichen 
Papiere,  nur  vom  Standpunkte  der  konkreten  Entwickelungsvor- 
gänge  und  im  Vergleiche  mit  der  Bewegung  des  Diskontsatzes, 
also  vom  allgemeinen  Gesichtspunkte  des  Geld-  und  Kapital- 
marktes aus  beurteilen.  Hieraus  lassen  sich  nur  gewisse  zeitliche 
Schwankungen  und  Beeinflussungen  des  Anlagezinsfußes  erklären, 
nicht  aber  genügende  Anhaltspunkte  für  eine  Grundbewegung 
desselben  finden.  In  letzterer  Hinsicht  kommen  vielmehr  m.  M.  n. 
ausschließlich  die  inneren  Veränderungen  des  Anlage- 
marktes   selbst    mit  ihren  Konsequenzen   für  Effektenkurs  und 
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Anlagezinsfuß  in  Frage.  Auch  in  dieser  Beziehung  bietet  die 
Geschichte  der  englischen  Konsols  wohl  das  markanteste  Unter- 
suchungsobjekt in  der  Wirtschaftsgeschichte. 

Der  Kurs  der  Konsols  hatte  im  Jahre  1897  bekanntlich  den 
Höchststand  von  112,40  erreicht,  von  hier  ab  und  insbes.  nach 
Durchführung  der  automatischen  Konversion  des  Jahres  1903 
auf  2^/2  Proz.  trat  eine  rapide  und  ununterbrochene  Kurssenkung 
bis  zur  Gegenwart  ein.  Der  Fall  der  Konsols,  welcher  die  üb- 
rigen sogenannten  »Goldschnittpapiere«  zum  Teil  nach  sich  zog, 
war  in  einzelnen  Jahren  mit  empfindlichen  äußeren  Folgen,  insbes. 
großen  Abschreibungen  an  den  Efifektenbeständen  bei  den  Ban- 
ken, wie  Vermögenseinbußen  der  privaten  Besitzer  verknüpft. 
Als  besondere  Ursachen  für  diese  Erscheinung  werden  aber  in 
den  Berichten  des  Deutschen  kaiserl.  Generalkonsulates  in  Lon- 
don folgende  Momente  hervorgehoben.  In  erster  Linie  kommt 
die  Vermehrung  der  britischen  Staatsschuld,  insbesondere  die 
fortdauernde  Ausgabe  von  staatlich  garantierten  Anleihen  in 
Betracht,  wodurch  der  Kreis  der  als  sicher  gewerteten  Papiere 
unausgesetzt  sich  ausdehnte.  Gesetze,  welche  die  Anlage  des  von 
Treuhändern  zu  verwaltenden  Vermögens  erleichterten  und  den 
Umfang  der  hiefür  in  Betracht  kommenden  Wertpapiere  erwei- 
terten, wirkten  in  gleicher  Richtung.  Von  besonderer  Bedeutung 
war  aber  überhaupt  die  rege  Emissionstätigkeit  an  den  englischen 
Börsen,  welche  den  Effektenmarkt  alljährlich  um  namhafte  Be- 
träge bereicherten.  Die  Emissionen  in  öffentlich  aufgelegten 
Aktien  und  Schuldverschreibungen  betrugen : 
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Große  Beträge  hievon  betrafen  fremde  Staatssicherheiten 
mit  teilweise  gegenüber  der  einheimischen  wesentlich  höherer 
Verzinsung.  Ueberhaupt  hatte  sich  in  den  letzten  Jahren  der 
Kredit  vieler  überseeischer  Länder,  der  in  den  90  er  Jahren  sehr 
erschüttert  war,  befestigt.  Infolgedessen  suchte  das  britische 
Kapital  in  letzteren  Effekten  gerne  lohnende  Anlage  und  ver- 
nachlässigte die  gering  verzinslichen  heimischen  Papiere.  Endlich 
hatte  gerade  der  Kursrückgang  der  Konsols  ihren  Besitzern  ge- 
zeigt, daß  diese  trotz  der  Sicherheit  für  die  Verzinsung  doch 
keine  Gewähr    gegen  Kapitalverluste  bieten,    da  bei    ihnen  keine 
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Einlösungspflicht  zum  Nennwerte  besteht,  also  dem  Staate  gleich 
einer  dauernden  Rente  keine  Rückzahlung  zum  vollen  Nennwerte 
obliegt.  Der  Mangel  der  Auslosungs-  und  Amortisationspflicht 
hat  sich  also  hier  als  ein  die  Sicherheitsqualität  wesentlich  ver- 
minderndes Moment  erwiesen.  Darin  lag  einer  der  Hauptgründe 
für  die  Vernachlässigung  der  Konsols  seitens  des  anlagesuchen- 
den Publikums.  Dazu  kam  ganz  im  allgemeinen  die  stete  Er- 
weiterung des  Kreises  höher  verzinslicher  und  doch  relativ  sicherer 
Dividendenpapiere,  die  auch  die  Wertschätzung  der  »festverzins- 
lichen« Staatseffekten  wesentlich  herabzusetzen  geeignet  war. 
Die  steigende  Rentabilität  der  übrigen  Effekten,  insbes.  der 
Dividendenpapiere  hat  so  auf  den  eigentlichen  und  ur- 
sprünglichen Anlagemarkt  entwertend  gewirkt. 

Das  Beispiel  der  englischen  Konsols  zeigt  also,  daß  in  der 
neueren  Zeit  auf  dem  Anlagemarkte  gewisse  Veränderungen  vor 
sich  gegangen  sind,  die  auch  auf  den  Anlagezinsfuß  im  allge- 
meinen nicht  ohne  Rückwirkung  geblieben  sind,  indem  sie  auf 
der  einen  Seite  in  steigerndem  Sinne,  auf  der  anderen  zinsdrük- 
kend  wirken  und  so  jeweils  um  die  Vorherrschaft  ringen.  Sie 
entspringen  teils  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Gründen,  teils 
den  speziellen  organisatorischen  Verhältnissen  dieses  Marktes. 

Zunächst  ist  im  allgemeinen  eine  Aenderung  eingetreten  in 
dem  Werte  und  in  der  Bedeutung,  welche  der  »sicheren  Kapital- 
anlage« in  den  vorgeschrittenen  Stadien  der  Volkswirtschaft 
gegenüber  den  älteren  Entwickelungsstadien  beigemessen  wird. 
Die  Wertschätzung  des  »Sicherheitselementes«  in  der 
Kapitalsanlage  sank  in  eben  dem  Maße,  als  mit  steigender  Pro- 
duktivität und  zunehmender  Entwickelung  der  Volkswirtschaft, 
insbes.  Konsolidation  ihrer  geld-  und  kredittechnischen  Einrich- 
tungen wie  der  gesamtstaatlichen  Grundlagen  der  relative  Sicher- 
heitsgrad der  Kapitalanlagen  überhaupt  in  einem  geordneten 
volkswirtschaftlichen  Gemeinwesen  stieg.  In  weiterer  Folge  mußte 
sich  auch  die  im  Zinsfuß  liegende  »Gefahrprämie«  bei  vielen 
Kapitalkategorien  vermindern  ^),  mit  der  zunehmenden  Rechts- 
sicherheit   und    der  Sicherheit    volkswirtschaftlicher  Anlagen  und 


i)  Die  Bedeutung  des  Sicherheitsmomentes  für  die  Bildung  der  Höhe  des 
Kapitalzinses  betont  sehr  richtig  insbes.  Kylies  (Der  Kredit,  Berlin  1879,  2.  Hälfte, 
S.  8  f.).  Er  stellt  insbes.  eingehend  dar,  daß  es  sich  hiebei  nicht  um  eine  Asse- 
kuranz-, sondern  um  eine  Risikoprämie  handelt,  die  im  Zinse  steckt  und  dem 
Gläubiger  für  die  Verlustgefahr  an  Kapital  und  Zinsen  gezahlt  wird. 
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Unternehmungen    sank  aber  auch    die  Wertung  der  »besonderen 
Sicherheiten*   in   der  Kapitaianl,age. 

Aber  nicht  nur  die  relative  Sicherheit  als  qualitatives  Mo- 
ment steigt  in  einem  vorgeschrittenen  Stadium  der  Volkswirt- 
schaft, auch  die  Zahl  und  Menge  der  Kapitalanlagen,  denen  auf 
dem  Markte  diese  Eigenschaft  zuerkannt  wird,  ist  in  der  mo- 
dernen Volkswirtschaft  in  deutlich  erkennbarer  Ausdehnung  be- 
griffen. In  zweifacher  Richtung  vollzog  sich  die  Erweiterung 
des  Anlagemarktes  und  damit  die  Vermehrung  der  An- 
lagegelegenheiten. Vor  allem  durch  Vermehrung  der  hin- 
sichtlich Kapital  wie  Verzinsung  seit  jeher  als  sicher  gewerteten 
Anlagepapiere  im  Wege  immer  neuer  Emissionen  staatlicher, 
kommunaler  oder  sonst  von  öffentlichen  Verbänden,  Eisenbahnen 
usf.  ausgegebener  Schuldverschreibungen.  Es  genügt  hier,  auf 
das  Ansteigen  der  Staats-,  Kommunal-,  Eisenbahnschulden  usf. 
im  allgemeinen  hinzuweisen.  Von  ganz  außerordentlicher  Be- 
deutung aber  für  die  Ausdehnung  des  Anlagemarktes  und  für 
die  Heranziehung  auch  der  kleinsten  verfügbaren  Kapital-  bez, 
Sparbeträge  eines  volkswirtschaftlichen  Gebietes  für  »Anlage- 
zwecke« war  die  Entwicklung  des  »Spareinlagewesens« 
durch  die  dezentralistische  Ausgestaltung  der  Sparkassen,  insbes. 
der  Postsparkassa,  dann  der  durch  die  Banken  mit  ihrem  gewal- 
tigen Filialensystem  in  den  verschiedenen  Gestalten  der  »Spar- 
einlage«, des  »Depot-  und  Kontokorrentkontos«,  gebotenen  Ge- 
legenheit zur  nicht  minder  sicheren  Kapitalanlage.  Hiedurch 
werden  große  Massen  von  Kapital  auf  den  Anlagemarkt  gelenkt'). 

Des  weiteren  kommt  noch  hinzu  das  in  der  Neuzeit  charak- 
teristische Ueb  er  greifen  des  Anlage  ch  arakte  rs  auf  Pa- 
piere, welche  auch  eine  relativ  höhere  als  die  bisher  übliche 
Anlageverzinsung  der  eigentlich  »sicheren  Anlage  werte«  bieten, 
infolge  der  finanziellen  Fundierung  und  wirtschaftlichen  Stellung 
der  betreffenden  Institute  aber  an  Sicherheit  den  letzteren  ziem- 
lich nahe  kommen.  Dies  gilt  von  einer  immer  zunehmenden 
Zahl  an    sich    rein    auf    den  Gewinnzweck   eingerichteter  privat- 


l)  Hiebei  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  nach  dem  Verwendungszwecke 
der  auf  diesem  Wege  aus  der  Volkswirtschaft  gesammelten  Kapitalien  auch  diese 
Sparkapitalien  in  weiterer  Linie  dem  produktiven  Unternehmerzwecke  zugeführt 
werden  und  so  mittelbar  ähnlich  wie  das  kurzfristige  Darlehen,  das  Leihkapital 
dies  unmittelbar  tut,  den  gesamten  Kapitalmarkt  und  den  Leihzinsfuß  mit  be- 
einflussen. 
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wirtschaftlicher  Unternehmungen.  Während  in  früheren  Zeiten 
nur  Staatspapiere,  Sparkasseneinlagen,  gewisse  Pfandbriefe  und 
Prioritätsobligationen  als  »sichere«  Anlagen  galten,  ist  heute  auch 
eine  Reihe  von  Aktien  großer  Privatunternehmungen,  insbes.  der 
großen  Bankinstitute,  vieler  Versicherungsgesellschaften,  selbst 
mancher  Industrieunternehmungen  in  den  Kreis  der,  wenn  auch 
nicht  vom  Gesetz,  so  doch  vom  finanziellen  und  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte  als  sicher  betrachteten  und  um  ihrer  höheren 
Verzinsung  willen  sogar  gerne  geschätzten  Kapitalanlagen  getreten. 
Wenn  auch  diese  Papiere  noch  deshalb  selbstverständlich  nicht 
zum  Anlagemarkte  schlechtweg  zu  rechnen  sind  und  sowohl  der 
Spekulation  bezüglich  der  Kursschwankungen  Gelegenheit  geben, 
als  zugleich  einen  Unternehmeranteil  an  dem  wirtschaftlichen 
Reingewinn  in  Form  der  Dividende  gewähren,  so  bilden  sie  doch 
einen  Uebergang  zum  eigentlichen  industriellen  Effektenmarkte  und 
insbes.  eine  Konkurrenz  für  den  Anlagemarkt.  Speziell  das  Hin- 
zutreten vieler  Bankaktien,  welche  mit  einem  relativ  hohen  Grad 
von  Sicherheit  auf  Grund  ihrer  Reservefonds  und  ihrer  sonstigen, 
finanziell  wohl  fundierten  wirtschaftlichen  Position  die  Möglich- 
keit höherer  und  unter  normalen  Verhältnissen  auch  wenig 
schwankender  Dividendenbezüge  verbinden,  hat  auf  den  eigent- 
lichen Anlagemarkt  mit  ungünstig  rückgewirkt  und  zur  Vernach- 
lässigung oder  Niedrigerwertung  der  gering  verzinslichen  Sicher- 
heiten wesentlich  beigetragen. 

Das  vierte  und  speziell  für  die  Bewegung  des  Anlage- 
zinsfußes wichtigste  Moment ,  welches  zur  Vermehrung  der 
Anlagegelegenheiten  in  Beziehung  steht,  ist  die  in  der  modernen 
Entwickelung  zu  beobachtende  relative  Zunahme  des 
zur  Anlage  bereiten  Geldkapitales,  d.  h.  des  zur 
sicheren ,  eventuell  auch  dauernden  Anlage ,  statt  zur  kurz- 
fristigen, dafür  aber  unmittelbaren  und  höher  rentierenden  Kapi- 
talsverwertung drängenden  »Sparkapitales«  — ,  wenn  man  sagen 
will  »des  Sparens«  im  allgemeinen  ,  wobei  insbesondere  der 
früher  erwähnten  Organisation  der  Banken  und  Sparkassen  mit 
ihrem  auch  zur  Heranziehung  der  mittleren  und  unteren  Ein- 
kommensschichten geeigneten  Apparat  ein  Hauptanteil  an  der 
Sammlung  und  Weiterleitung  des  verfügbaren  Sparkapitales  zu- 
kommt. Letzten  Endes  liegt  hier  also  der  Druck  auf  den  An- 
lagezinsfuß in  der  Masse  des  zur  Anlage  drängenden,  unter  Um- 
ständen   auch    über    den  momentanen  Bedarf  von  Industrie  und 
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Handel  für  produktive  Verwendungszwecke  hinausgehenden  Spar- 
kapitales. Wirkt  die  Vermehrung  der  Anlagegelegenheiten  spe- 
ziell zu  Ungunsten  der  ursprünglichen  Sicherheiten,  insbes.  der 
Staatseffekten,  so  wirkt  die  absolute  Zunahme  des  anlageberei- 
ten Kapitales  als  allgemeiner  Faktor  auf  die  Höhe  des  auf  dem 
Markte  geltenden  Zinsfußes  überhaupt,  wieder  gewiß  in  erster 
Linie  aber  innerhalb  der  verschiedenen  Anlagemöglichkeiten  zum 
Nachteile  der  fest  und  niedrig  verzinslichen  absoluten  Sicher- 
heiten. Jedenfalls  dürfte  in  dem  starken  Zustrom  von  Sparkapi- 
talien in  der  jüngeren  Entwickelungsgeschichte  der  Volkswirt- 
schaft ein  hauptsächlicher  Erklärungsgrund  für  die  relative  Sen- 
kung des  Anlagezinsfußes  im  Vergleiche  der  neueren  und  der 
älteren  Wirtschaftsepochen  gelegen  sein^). 

Wie  wir  aus  all  dem  ersehen,  ist  es  also  nicht  die  stets 
einseitig  in  den  Vordergrund  gehobene  absolute  »Kapitalver- 
mehrung« als  solche,  insbes.  nicht  der  m.  M.  n.  unzutreffende 
Umstand,  daß  das  Kapital  rascher  als  die  Bevölkerung  und  seine 
Verwendungsgelegenheiten  gewachsen  sei,  sondern  die  Zunahme 
des  zu  einer  sicheren  Anlage  in  ihren  vielfachen  neuzeitlichen 
Formen,  statt  zu  unmittelbarer  produktiver  unternehmungsweiser 
Verwertung,  jedoch  unter  teilweiser  Bevorzugung  der  höher  ver- 
zinslichen Anlagegelegenheiten  drängenden  Geldkapitales  einerseits, 
die  qualitative  Aenderung  des  Sicherheitsgrades,  wie  der  Wert- 
schätzung dieser  Sicherstellung  im  heutigen  Stand  der  Volkswirt- 
schaft andererseits,  endlich  die  relative  Vermehrung  der  als  sicher 
anzusehenden  Anlagegelegenheiten  im  allgemeinen  und  die  viel- 
fach zu  einer  Uebersättigung  des  Marktes  speziell  in  den  niedrig 
verzinslichen  sicheren  Anlagen  führenden  öffentlichen  Emis- 
sionen — ,  welche  in  ihrer  Gesamt-  und  Gegenwirkung  schließlich 
jene  allerdings  nur  im  Vergleiche  längerer,  auch  weiter  zurück- 
liegender Entwickelungsepochen  zu  beobachtende  Senkung  des 
Anlagezinsfußes  auf  sein  heutiges  Niveau  verursacht  haben.  All 
die  angeführten  Momente  sind  aber  weder  als  gleichwertig  zu  be- 
trachten, noch  wirken  sie    alle   in   derselben  Richtung. 


i)  Ein  gutes  Beispiel  bietet  in  dieser  Hinsicht  Frankreich,  wo  bekanntlich 
die  Bildung  von  Sparkapital  verhältnismäßig  in  die  weitesten  Schichten  vorge- 
drungen ist  und  auch  infolgedessen  die  Popularisierung  der  Rente  vor  dem  Kriege 
die  meisten  Fortschritte  gemacht  hat.  Die  Senkung  des  französischen  Anlagezins- 
fußes dürfte  ganz  insbes.  auf  diese  Bevorzugung  der  sicheren  Anlage  seitens  des 
französischen  Publikums  zurückzuführen  sein. 
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Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  ist  also  strenge  zu 
unterscheiden  zwischen  den  aus  dem  Zusammenhange  mit  den 
Erscheinungen  des  allgemeinen  Geldmarktes  hervorgehenden  zeit- 
lichen Schwankungen  des  Anlagezinsfußes  nach  aufwärts 
oder  abwärts,  wie  diese  in  den  Veränderungen  des  Einlagezins- 
fußes der  Sparkassen  und  Banken,  des  Zinsfußes  der  staatlichen 
Emissionen,  des  Kurses  und  damit  des  Realzinserträgnisses  der 
Anlagewerte  zum  Ausdruck  kommen  —  und  der  G  r  u  n  d  b  e- 
wegung  des  Anlagezinsfußes  als  der  Resultierenden  all  der 
verschieden  wirkenden,  auf  dem  Anlagemarkte  selbst  aufgetretenen 
inneren  Veränderungen. 

Bei  dieser  Grundbewegung  handelt  es  sich  aber  nicht  um 
eine  bestimmt  begrenzte,  in  bestimmten  Bahnen  verlaufende  Be- 
wegung, sondern  nur  um  eine,  in  dem  uns  bisher  vorliegenden 
Stück  der  Wirtschaftsgeschichte  erkennbare  Gesamttendenz,  die 
eben  das  schließliche  Endresultat  der  verschiedenen  teilweise  ent- 
gegengesetzten Bewegungsvorgänge  und  einwirkenden  Ursachen 
darstellt.  Von  einer  einheitlichen,  ununterbroche- 
nen und  fortdauernden  Abwärtsbewegung  des 
A  n  la  g  e  z  i  n  s  f  u  ß  es  kann  jedenfalls  keine  Rede 
sein,  im  Gegenteile  weist  auch  er,  und  dies  gerade  in  der  letzten 
Zeit  einer  einsetzenden  Entwicklungsperiode,  zeitweise  aufsteigende 
Bewegungen  auf.  Nur  im  Vergleiche  der  gesamten  Entwickelungs- 
geschichte  (und  zwar  seit  dem  Zurücktreten  der  protektionisti- 
schen  Wirtschaftsideen)  mit  dem  gegenwärtigen  Niveau  ergibt 
sich  ein  Rückgang  des  Anlagezinsfußes,  der,  wie  erwähnt,  das 
Gesamtergebnis  der  inneren  Veränderungen  auf  dem  Gebiete  des 
Anlagemarktes  ist.  Mit  Rücksicht  auf  diese  spezielle  Verursachung 
läßt  sich  auch  in  keiner  Weise  die  weitere  Bewegung  für  die 
Zukunft  vorhersagen,  ein  weiteres  Sinken  des  Anlagezinsfußes 
auf  irgend  ein  Minimum  zu  prophezeien  geht  ebensowenig  an, 
als  dies  für  den  Leihzinsfuß  zulässig  wäre  ^).  Die  Minimum- 
theorie ilfz7/s    ist  also  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  aufrechtzu- 


l)  Normale  Entwickelungsverhältnisse  für  die  Zukunft  vorausgesetzt,  würde 
sich  im  Gegenteile  im  allgemeinen  wohl  eine  mit  der  Steigerung  des  Leihzinsfußes 
zusammenhängende  Steigerung  des  Aniagezinsfußes,  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
Erweiterung  der  Anlagesicherheit  auch  auf  höher  verzinsliche  Werte  annehmen 
lassen.  Der  Weltkrieg,  welcher  vielleicht  die  Einleitung  einer  neuen,  von  teilweise 
anderen  Grundlagen  ausgehenden  Entwickelung  im  Gefolge  haben  dürfte,  wird  wohl 
auch  auf  den  Zinsfuß  in  stark  erhöhendem  Sinne  einwirken. 

Siehe  auch  Knies,  Kredit,  S.  98  ;   Philippovkh,  Grundriß,  S.  369. 
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erhalten,  die  herrschende  Lehre  von  dem  »Sinken  des  Kapital- 
zinsfußes« aber  muß  die  im  vorstehenden  angegebenen  Ein- 
schränkungen erfahren. 

Es  erübrigt  noch  zum  Schlüsse  die  Frage,  welche  Zusammen- 
hänge zwischen  der  Bewegung  des  Anlagezinsfußes  und  der  Ent- 
wickelungsbewegung  im  allgemeinen  bestehen.  Daß  erstere  nicht 
unmittelbar  durch  letztere,  so  wie  die  Bewegung  des  Leihzins- 
fußes hervorsferufen  wird,  sondern  zunächst  aus  besonderen  Ver- 
änderungen  des  Anlagemarktes  hervorgeht,  wurde  schon  betont. 
Mittelbar  ist  aber  auch  sie  eine  Konsequenz  jener  Faktoren,  welche 
auf  Abschwächung  der  Ungleichmäßigkeiten  des  Wirtschaftslebens 
überhaupt  hindrängen.  Letztere  mußten  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  notwendig  zu  einer  relativen  Verminderung  des  Zinsfußes 
von  sicheren  Kapitalanlagen  führen,  ohne  daß  selbstverständlich 
hohe  Geschäftsgewinne,  eine  hohe,  ja  steigende  Verzinsung  des  pro- 
duktiv und  spekulativ  angelegten  Kapitals  ausgeschlossen  wären, 
bez.  das  relative  Maß  dieser  Maximalverzinsung  in  einem  fortge- 
schrittenen Stadium  der  Volkswirtschaft  geringer  sein  müßte  ^). 
Wie  wir  sehen,    ist   die  ganze  Erscheinung  der  Hauptsache  nach 

i)  Eventuell  ließe  sich  hier  sogar  eine  dritte  Kategorie  der  höher  rentieren- 
den, wenn  auch  der  besonders  qualifizierten  Sicherheiten  entbehrenden  Kapitalan- 
lagen (als  Quelle  von  >Kapitalgewinnen«  im  eigentlichen  Sinne)  unterscheiden. 
Hieher  gehörte  dann  das  Dividendeneinkommen,  insbes.  von  Industrieunterneh- 
mungen. Vergleicht  man  die  Dividendenerträge  führender  Unternehmungen  in 
älteren  Zeiten  und  der  Gegenwart,  dann  ist  die  »steigende  Tendenz«  dieser  Kapi- 
talerträge außer  Zweifel.  Aber  bei  dieser  Kapitalskategorie  handelt  es  sich  richtiger- 
und  eigentlicherweise  überhaupt  nicht  um  einen  Zinsertrag  bez.  ein  »Zinsein- 
kommen«, sondern  (zumal  in  der  Form  der  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften 
m.  b.  H.  usf.)  mindestens  zugleich  um  ein  »U  n  t  e  rn  e  h  m  e  r  e  i  n  k  o  m  m  e  n«. 
Zu  beachten  ist  übrigens,  daß  in  der  neuesten  Zeit  auf  dem  Kapitalmarkte  gewisse 
Einrichtungen  entstanden  sind,  v/elche  auch  hier  die  mittelbare  Kapitalanlage  in 
höher  rentierenden  und  riskanteren  Unternehmungen  unter  Ausgleichung  des  Risikos 
erleichtern.  Es  sind  dies  die  von  Liefmami  als  einer  der  Hauptfälle  der  Effekten- 
substitution aufgeführten  »Kapitalanlagegesellschaften«  (auch  Investment  trusts), 
welche  anlagesuchenden  Kapitalien  die  Beteiligung  an  solchen  Unternehmungen 
durch  Zwischenschiebung  einer  die  Finanzierung  übernehmenden  und  dafür  selbst 
Effekten  ausgebenden  Gesellschaft  erleichtern.  Im  Wege  solcher  »Finanzierungs- 
gesellschaften« ist  es  häufig  überhaupt  erst  möglich,  das  anlagesuchende  Publikum 
für  diese  Zwecke  heranzuziehen.  Denn  das  Publikum  sucht  meist  Anlage  in  solchen 
Effekten,  die  jederzeit  an  der  Börse  verkäuflich  sind,  was  speziell  bei  Unterneh- 
mungen, die  erst  in  der  Entvvickelung  stehen  oder  lokaler  Natur  sind,  nicht  der 
Fall  ist.  Hier  hat  die  »Effektensubstitution«,  die  wichtige  Funktion,  die  Kapitals- 
anlage durch  Risikoverteilung  und  Sicherung  der  Realisierbarkeit  des  Kapitals  zu 
erleichtern. 
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eine  Konsequenz  der  zunehmenden  Konsolidation  der  finanziellen 
und  finanztechnischen  Einrichtungen  unserer  Wirtschaft  wie  des 
ihr  zugrundeliegenden  Staatswesens,  welche  den  Risikokonfizienten 
vieler  Kapitalien  wesentlich  reduziert  hat.  Mittelbar  ist  also 
auch  dieses  Resultat  eine  Folge  der  Entwickelung,  aber 
hier  keinesw^ecjs  ausschließlich  der  wirtschaftlichen,  sondern  der 
allgemein  kulturellen  und  insbesondere  der  gesamtstaatlichen  wie 
gesellschaftlichen  Entwickelung.  Daraus  ergibt  sich  auch  von 
vornherein,  daß  jede  Bewegung  des  Anlagezinsfußes,  so  wie  ihre 
hauptsächliche  Ursache,  die  Konsolidation  der  wirtschaftlich-tech- 
nischen Verhältnisse,  sich  naturgemäß  in  relativ  engen  Grenzen 
bewegen  müsse,  jedenfalls  engeren,  als  jene  des  Leihzinsfußes 
sind.  Selbst  eine  ununterbrochene  Entwickelungsbewegung  vor- 
ausgesetzt, die  es  tatsächlich  nicht  gibt  und  nicht  geben  kann, 
könnte  sich  hieraus  auf  keinen  Fall  eine  ebenso  ununterbro- 
chene Senkung  des  Anlagezinsfußes  bis  auf  ein  die  weitere 
Kapitalbildung  ausschließendes  Minimum  ergeben,  jedenfalls  ist 
aber  jedes  zeitlich  beobachtete  Zinsmaß  eben  etwas  vollständig 
Relatives,  vom  Geldwert  wie  auch  gewiß  von  der  jeweiligen  Ren- 
tabilitätshöhe der  übrigen  Kapitalanlagen  mit  abhängig.  Ein 
Vergleich  für  verschiedene  Zeitepochen  ist  schon  darum  nur  mit 
Vorsicht  vorzunehmen.  Jedenfalls  handelt  es  sich  hier  um  keine 
so  dauernde,  zeitlich  unbegrenzte,  dem  ganzen  Wirtschaftsleben 
immanente  Erscheinung  wie  bezüglich  des  Entwickelungsproblemes 
selber,  sondern  stets  ist  daran  festzuhalten,  daß  jeder  Zinsfuß  nur 
eine  Verhältniszahl  darstellt,  die  in  ihrer  Bedeutung  mit  Wert  und 
Bedeutung  jener  Elemente,  von  denen  sie  abhängig  ist,  wechselt^). 

i)  An  das  »Fallen  des  Zinsfußes«  sind  weitgehende  Folgerungen  geknüpft 
worden.  Man  hat  (so  z.  B.  d'Aulnis  S,  378)  von  einer  »geänderten  Einkommens- 
verteilung« gesprochen,  bei  der  die  Kapitalisten  nun  um  '/s  oder  eine  noch  höhere 
Quote  weniger  bekommen  und  so  eine  fühlbare  Niederlage  erlitten  hätten.  Soweit 
diese  Erscheinung  bleibenden  Charakter  habe,  komme  sie  einer  »Enteignung«  des 
Kapitales  gleich  u.  dgl.  Alle  diese  Betrachtungen  übersehen  die  Relativität  des 
ganzen  Problemes.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  hauptsächlich  Veränderungen  im 
Geldwerte  für  die  Beurteilung  der  Zinsfußhöhe  verschiedener  Zeiten  eine  große  und 
unbestreitbare  Rolle  spielen,  ist  zu  bedenken,  daß  es  sich  eben  tatsächlich  nicht 
um  dauernde  Zinsfußveränderungen  handelt,  indem  allerdings  speziell  der  Kurssturz 
der  zu  nieder  verzinslichen  Werte  den  alten  Besitzern  der  letzteren  Verluste  verur- 
sacht, für  die  neue  Thesaurierung  hiedurch  aber  die  Anschaffung  eines  höheren 
Nominalkapitales  zu  günstigerem  Realzinsfuß  ermöglicht  wird,  während  im  Falle 
sinkenden  Zinsfußes  die  Konvertierung  für  die  Besitzer  der  alten  Werte  nie  ohne 
Eulschädigung  vor  sich  zu  gehen  pflegt. 
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ZUR   FRAGE   DER   GENOSSENSCHAFTS- 
BESTEUERUNG. 

II. 

Von 

MARTIN  GRAMINGER. 


Ursachen  und  Wirkungen  der  differenzierten  steuerlichen  Be- 
handlung der  Genossenschaften  in  Deutschland  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  Konsumvereine. 

Im  vorhergehenden  Teile  dieser  Abhandlung  hat  sich  vom 
Standpunkt  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  aus  und  unter 
Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Natur  der  »Genossenschaften« 
genannten  wirtschaftlichen  Betriebe  gezeigt,  daß  diese  weder  in 
den  Einkommen-  noch  Gewerbesteuergesetzen  logischerweise  Platz 
finden,  falls  sie  die  Voraussetzungen  des  reinen  Selbstkosten- 
betriebs erfüllen,  und  daß,  wenn  der  Gesetzgeber  nebensächliche 
Erwerbsmomente  (beschränkte  Anteilsdividende,  nebensächliche 
Nichtbeschränkung  auf  den  Mitgliederkreis)  unberücksichtigt 
lassen  will,  diese  bewußte  Begünstigung  gerecht  zu  gewähren  ist, 
wenn  »Gerechtigkeit  bei  der  Besteuerung«  nicht  bloße  Phrase 
sein  soll. 

Die  tatsächliche  Entwicklung  der  Genossenschaftsbesteuerung 
hat  jedoch  zu  einem  ganz  andern  Zustand  geführt,  wie  bereits 
dargetan  wurde.  Während  die  genossenschaftlichen  Institutionen 
der  Produzenten  (der  Gewerbetreibenden  und  insbesondere  der 
Landwirte)  nicht  nur  ihrem  wirtschaftlichem  Wesen  entsprechend 
behandelt,    sondern    sehr  oft    offensichtlich   steuerlich  begünstigt 
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werden  ^),  fallen  die  Konsumvereine,  die  wichtigsten  Selbsthilfe- 
organisationen der  Konsumenten,  nicht  nur  unter  Steuern,  die  mit 
der  wirtschaftlichen  Natur  dieser  Einrichtungen  nicht  zu  recht- 
fertigen sind,  sondern  sie  werden  obendrein  nicht  selten  mit  aus- 
geprägten Sondersteuern  belastet. 

Die  Begründung  dieser  differenzierten  Behandlung  ist  —  ab- 
gesehen von  den  erwähnten  theoretischen  Argumenten  —  wirt- 
schafts-  und  sozialpolitischer  Natur  und  stützt  sich 
auch  auf  Forderungen  der  Staatsräson.  Dabei  ist  auf- 
fallend, daß  der  Versuch,  die  Behandlung  der  kleingewerblichen 
und  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  zu  rechtfertigen,  äußerst 
selten  ist.  Es  ist  dies  erklärlich:  Die  innerpolitischen  Verhält- 
nisse gestatten  diese  Behandlung  ohne  weiteres  als  selbstver- 
ständliche Konsequenz  der  anderweitigen  Unterstützung  und  För- 
derung. Wird  aber  eine  Rechtfertigung  versucht,  so  greift  man 
selten  auf  die  volkswirtschaftlichen  Funktionen  der  in  Betracht 
kommenden  Betriebe  der  Genossen  zurück,  deren  Bedeutung  beim 
Kleinhandel  und  bei  den  in  Frage  stehenden  gewerblichen  Be- 
trieben infolge  Aufkommens  rationellerer  Betriebsformen  gefährdet 
ist.  Die  Ausnahmebehandlung  der  Konsumvereine  bedurfte  jedoch 
einer  Rechtfertigung. 

In  der  gesamten  Argumentation  contra  Konsumvereine  und 
pro  Kleinhandel  und  Kleingewerbe,  die  man  vor  den  ersteren 
schützen  will,  treten  an  die  Stelle  der  wirtschaftlichen  Funktionen 
die  Inhaber  der  zu  fördernden  und  zu  schützenden  Betriebe  ent- 
weder als  wirtschaftende  Subjekte,  die,  weil  sie  einmal  vorhanden 
sind,  ihr  Auskommen  und  deshalb  Schutz  gegen  die  Konkurrenz 
finden  müssen  oder  als  eine  Schicht  der  Bevölkerung,  deren  Glieder 
soziale  Funktionen  von  äußerster  Wichtigkeit  für  Gesellschaft  und 
Staat  zu  erfüllen  bestimmt  sind.  Es  sei  betont,  daß  alle  Mo- 
mente, die  dem  Kampf  gegen  die  Selbsthilfeorganisationen  der 
Konsumenten  entstammen,  implizite  als  Voraussetzungen  der 
steuerlichen  Behandlung  der  Genossenschaften  der  Kleinhändler 
und  Kleingewerbetreibenden,  zum  Teil  auch  der  Landwirte  zu 
betrachten  sind. 

Eines    der  wichtigsten    hier    in  Betracht    kommenden    Argu- 


l)  Aber  auch  hier  ist  eine  günstigere  Behandlung  der  Raiffeisenschtn  als  der 
Schulze-Delitzschschtw  Genossenschaften  (insb.  Kreditorganisationen)  wahrzunehmen, 
die  allerdings  auch  vom  objektiv-wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  zu  rechtfertigen 
ist.     Tatsächlich  dürften  aber  andere  Gründe  hiefür  maßgebend  sein. 
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mente  ist  das  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  a  r  g  u  m  e  n  t.  Man  fordert  die  Steuer- 
belastung der  Konsumvereine,  auch  wenn  sie  Selbstkostenbetriebe 
sind,  weil  sie  den  Kleinhändlern  und  einem  Teil  der  Kleingewerbe- 
treibenden Umsatz  und  Nutzen  entzögen,  also  scharf  mit  ihnen 
konkurrierten.  Diese  Konkurrenz  dürfe  der  Staat  nicht  zugunsten 
der  Konsumvereine  beeinflussen,  sondern  er  habe  die  Pflicht,  durch 
bleiche  Besteuerunsr  der  konkurrierenden  Konsumvereine  die 
Konkurrenzbedingungen,  die  sich  ohnehin  für  den  privaten  Klein- 
händler verschlechtert  hätten,  wenigstens  in  dieser  Hinsicht  aus- 
zugleichen. »Die  Konsumvereine  erzielen  einen  Gewinn  für  sich, 
der  dann  statutenmäßig  den  Mitgliedern  zufließt.  Diesen  Gewinn 
unbesteuert  zu  lassen,  erscheint  um  so  weniger  gerechtfertigt,  als 
die  Kaufleute  usw.,  welche  in  ähnlicher  Weise  Gewinn  erzielen 
und  welchen  die  Konsumvereine  eine  fühlbare  Konkurrenz  machen, 
ihren  Gewinn  versteuern  müssen«  ^).  Auch  in  den  Motiven  zum 
Oldenburgischen  Einkommensteuergesetz  von  1891  -}  wurde  auf 
die  Kleingewerbetreibenden  hingewiesen,  die  sich  über  die  bevor- 
zugte Lage  der  genossenschaftlichen  Konkurrenz  beschwerten, 
welche  steuerfrei  ein  Einkommen  produzieren  dürfe,  während  sie 
selbst  die  volle  Last  der  Staats-  und  Gemeindesteuern  zu  tragen 
hätten.  Immer  wieder  taucht  diese  Forderung  nach  Ausgleich 
der  Konkurrenzbedingungen  in  den  parlamentarischen  Verhand- 
lungen, in  der  Presse  des  Kleinhandels  usw.  auf^).  In  der  Tat 
machen  die  Konsumvereine  dem  Kleinhandel  und  Kleingewerbe 
manchmal  fühlbare  Konkurrenz,  die  durch  zahlreiche  Faktoren 
zugunsten  der  ersteren  beeinflußt  wird.  Als  solcher  Faktor  muß 
auch  deren  Steuerfreiheit  angesehen  werden,  soweit  sie  überhaupt 
vorhanden  war  und  ist,  denn  es  läßt  sich  nicht  leugnen,  daß  ein 
Betrieb,  dessen  Unkostenkonto  sich  um  die  —  manchmal  beträcht- 
liche —  Steuersumme  niedriger  stellt  als  beim  Konkurrenten,  den 
Konkurrenzkampf  unter  günstigeren  Bedingungen  kämpft.  Heute 
kann  jedoch  von  einer  steuerlichen  Begünstigung  der  Konsum- 
vereinsbetriebe nur  mehr  wenig  die  Rede  sein.  Soweit  steuerlich 
> begünstigte«  Konsumvereine    in  Konkurrenz    mit  dem  besteuer- 


1)  Begründung  zum  Entwurf  des  E.St.G.  in  Baden  von  1900,  4.  Beilagen- 
heft, S.  241. 

2)  Finanzarchiv  III,  S.  266. 

3)  Vgl.  auch  Dr.  A.  Engel,  Detaillistenfragen,  Soziale  Tagesfragen,  33.  Heft 
(Volksverein  für  das  katholische  Deutschland),  S.  66  f.  H.  Beythien,  Der  moderne 
Kleinhandel  im  Lichte  der  neueren  Zeit,   Bremen    1910,  S.    19. 
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ten  Kleinhandel  stehen  —  dies  wird  z.  B.  bezüglich  der  steuer- 
hchen  Behandlung  des  »festen  Rabatts«  behauptet  — ,  wird  man 
vom  Standpunkt  dieses  Kleinhandels  aus  die  Forderung,  daß  die 
Konsumvereine  in  gleicher  Weise  wie  der  Kleinhandel  den  Steuern 
unterliegen  sollen,  wohl  für  berechtigt,  mindestens  aber  für  ver- 
ständlich erklären  müssen ;  denn  es  kann  dem  Kleinhandel  nicht 
zugemutet  werden,  über  die  äußere  Betriebsform  der  Konsum- 
vereine, die  ihn,  wie  jeder  andre  Konkurrent,  in  seiner  Existenz 
bedrohen,  hinwegzusehen  und  zu  einer  objektiven  Würdigung  des 
ökonomischen  Wesens  der  Konsumvereine  vorzudringen.  Niemals 
aber  ist  dieses  Konkurrenzargument  imstande,  eine  Sonderbe- 
lastung der  Konsumvereine  irgendwie  zu  rechtfertigen.  Denn 
schon  soweit  es  deren  Heranziehung  zu  den  normalen  Steuern 
fordert,  sieht  es  sich  dem  Vorwurf  der  Inkonsequenz  und  der 
Halbheit  gegenüber.  Man  wendet  nämlich  ein,  daß  konsequenter- 
weise auch  die  Forderung  des  durch  die  landwirtschaftlichen, 
gewerblichen  und  kleinhändlerischen  Genossenschaften  geschädig- 
ten Zwischenhandels  erfüllt  werden  müsse ;  denn  auch  dieser 
verlange,  daß  ihm  die  Konkurrenz  mit  den  genannten  tatsächlich 
steuerfreien  Genossenschaften  nicht  erschwert  werde.  Dem  da- 
gegen erhobenen  Einwand,  daß  diese  Konkurrenz  nicht  bestehe  ^), 
stehen  die  Behauptungen  und  Klagen,  namentlich  des  sich  ge- 
schädigt fühlenden  Zwischenhandels  selbst  gegenüber.  So  klagt 
das  »Zentralblatt  für  Weinbau  und  Weingroßhandel«  über  die 
» bedenklichen  Auswüchse  im  Genossenschaftswesen  «  -) ;  der  Zentral- 
verband der  Kohlenhändler  Deutschlands  ^),  das  deutsche  Braun- 
kohlenbrikettsyndikat *)  und  mehrere  Handelskammern^)  sehen  in 
den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  begünstigte  Konkur- 
renten^). Auf  selten  der  Konsumvereine  registriert  man  zum 
Nachweise,  daß  auch  andre  Genossenschaften  den  Zwischenhandel 
schädigen,  sorgfältig  dessen  Klagen.  So  bringt  beispielshalber 
Jahrgang  1909  der  Konsumgenossenschaftlichen  Rundschau  weiter 
Artikel  unter  den  Ueberschriften^): 

1)  Der  Abg.  Dr.  Heim  a.  a.  O.  S.   136. 

2)  Nr.    14  vom   14.  April   1909. 

3)  Konsumgenossenschaftliche   Rundschau    1909,  S.   265. 

4)  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau   1909,  S.  380. 

5)  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau   1909,  S.  594. 

6)  Vgl.    ferner    Nr.  2    der    Entschließung    des    7.    Genossenschaftstages    des 
Jleichsverhands  deutscher  Konsumvereine    1914.  K.R.    1914,  S.  645, 

7)  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau  1909,    S.  839,    842,   119,  251,   563, 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.    2.  \A 
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>  Bekämpfung  der  landwirtschaftlichen  und  Konsumgenossen- 
schaften durch  Handels-  und  Gewerbekammern  im  Herzogtum 
Meiningen«. 

»Bekämpfung  der  Einkaufsgenossenschaften  des  Kleinhandels 
seitens  der  Grossisten  und  Grossisteneinkaufsgenossenschaften«. 

»Der  Großhandel  gegen  die  Einkaufsgenossenschaften  der 
Detaillisten«. 

»Händler  gegen  Kornhausgenossenschaften«. 

»Bayerische  Handelskammern  gegen  die  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften«  usw. 

Die  »Augsburger  Mittelstandszeitung«  ^)  weist  auf  die  Kon- 
kurrenz der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  und  Lager- 
häuser hin,  »die  von  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  schwer 
empfunden  werde«.  Da  sie  infolge  der  Vorteile,  die  sie  selbst 
hätten,  günstigere  Bedingungen  stellen  könnten,  sei  es  ihnen  ge- 
lungen, den  Verdienst  der  kleinen  Geschäftsleute  auf  dem  Lande 
und  in  manchen  Branchen  auch  in  den  Städten  an  sich  zu  bringen. 
»Allgemein  wird  daher  aus  den  Kreisen  des  Mittelstandes  Be- 
schwerde geführt,  daß  die  Genossenschaften,  welche  vom  Staat 
durch  billige  Gelder  unterstützt  werden,  Steuerfreiheiten  genießen, 
während  Handel-  und  Gewerbetreibende  durch  eine  ungerechte 
Doppelbesteuerung,  durch  das  Umlagegesetz  und  einen  Teil  der 
neuen  Reichssteuern  unerhört  geschröpft  werden«. 

Der  »Verband  deutscher  Eisenwarenhändler«  sieht  auch  in 
den  Raiffeisenschen  Genossenschaften  (neben  den  Konsumvereinen) 
gefährliche  Konkurrenten  -)  ^). 

In  den  Anträgen,  die  der  Preußische  Städtetag  zum  Entwurf 
eines  Gesetzes  zur  Abänderung  des  Kommunalabgabengesetzes 
einbrachte,  wurde  gefordert,  §  33  Abs.  i  Zeile  3  dahin  abzu- 
ändern, daß  alle  eingetragenen  Genossenschaften  ohne  weiteres 
für  steuerpflichtig  erklärt  werden  sollen  und  zwar  mit  Rücksicht 
auf  die  Konkurrenz,  die  dem  Mittelstande  durch  die  Vorschuß- 
vereine und  andre  ähnliche  geschäftliche  Unternehmungen  er- 
wachse^).    Ferner  stellte  der  bayerische  Reichsrat  von  Auer  den 


i)  Nr.  30  vom  25,  Juli   1909, 

2)  W.  Borgius,   Wandlungen  im  modernen  Detailhandel,    Brauns  Archiv  für 
soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  XIII,  S.  79. 

3)  Ferner:    Fränkische    Mittelstandszeitung   vom    23.  Juni   191 1;    Augsburger 
Mitlelstandszeitung  vom   14,  Juli   1907. 

4)  Landwirtschaftliches  Genossenschaftsblatt  1914,  Nr.  6,  S.  84. 
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entgegengesetzten  Behauptungen  gegenüber  fest,  daß  die  genossen- 
schaftlichen Lagerhäuser  die  kleinen  Krämer  auf  dem  Lande 
schädigen^).  Auch  der  Verfasser  der  »Detaillistenfragen«  Dr.  Engel 
gibt  zu,  daß  die  Rohstoffs-  und  Bezugsgenossenschaften  der  Hand- 
werker und  Bauern  private  Handelstätigkeit  ausschalten-).  Und  aus 
dem  Lager  des  Mittelstandes  selbst  wird  nicht  weniger  hierüber 
geklagt.  So  hieß  es  gelegentlich  der  bayerischen  Steuerreform 
von  19 10:  »Der  Steuerausschuß  trat  am  Donnerstag  wieder  zu- 
sammen. Was  er  bisher  beschlossen  hat,  widerspricht  wie  die 
NB.  Landesztg.  mit  Recht  betont,  den  Grundsätzen  der  Gleich- 
heit und  Gerechtigkeit,  so  namentlich  die  Besteuerung  der  Kon- 
sumvereine und  die  Nichtbesteuerung  von  Genossenschaften, 
welche  mit  verschiedenen  Artikeln  einen  großen  Handel  treiben 
und  den  gelernten  und  steuerzahlenden  Kaufleuten  und  Hand- 
werkern eine  mörderische  Konkurrenz  bereiten,  zumal  Dr.  Heim 
im  sozialwissenschaftlichen  Verein  in  Nürnberg  laut  Zeitungsbe- 
richten die  Ausdehnung  des  genossenschaftlichen  Handels  auf 
alle  Handelszweige  in  nahe  Aussicht  gestellt  hat.  Warum  erheben 
sich  gegen  diese  drohende  Strangulierung  der  bürgerlichen  Ge- 
werbetreibenden die  Handels-  und  Gewerbekammern  nicht  mit 
allem  Nachdruck,  wozu  die  Steuervorlage  den  nächsten  Anlaß 
gäbe.?!     Wo  fehlt  es  da.?!  .  .  .«^). 

Oder  :  »Steuerfreiheit  für  seinen  genossenschaftlichen  Millionen- 
betrieb, der  Hunderten  von  Geschäftsleuten  die  schwerste  Kon- 
kurrenz und  die  empfindlichste  Schädigung  bereitet,  hat  bekannt- 
lich der  Referant  Dr.  Heim  verlangt«  usw.  ^). 

Also :  Die  Konkurrenz  der  Konsumvereine  mit  den  Gewerbe- 
treibenden wird    behauptet  und  beklagt.     Daraus   die   Forderung 

i)  Kammer  der  Reichsräte   1909,  Beil. -Bd.  IV,   S.  325. 

2)  Allein  da  die  Konsumvereine  eine  ganz  besonders  schwere  Schädigung 
sehr  zahlreicher  privater  Warenvermittlungsstellen  bedeuteten ,  müsse  man  Billig- 
keitsrücksichten anerkennen  (S.  67).  Vgl.  Bericht  über  die  Lage  des  Kleinhandels 
im  Handelskammerbezirk  Hildburghausen  in :  Kolonialwaren-Kleinhandel  und  Kon- 
sumvereine, Untersuchungen  herausg.  von  der  Handelskammer  für  das  Herzogtum 
Braunschweig,  Leipzig   190 1,  S.  46. 

3)  Augsburger  Mittelstandszeitung  »Zur  Auspowerung  des  Mittelstandes«. 
Nr.  2  vom  10.  Januar  1909. 

4)  Augsburger  Mittelstandszeitung  Nr.  20  vom  16.  Mai  1909.  Vgl.  Nr.  3 
vom  16.  Januar  1910:  »Gemeingefährliche  Steuermacherei« ;  ferner:  Denkschrift 
über  die  Gesetzentwürfe  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern.  Ausgear- 
beitet von  der  Handelskammer  Nürnberg,  S.  9  f . ;  Jahrbuch  des  Allg.  Verb,  1908, 
S.  XXII  uf. 
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nach  steuerlichem  Ausgleich  und  ihre  Erfüllung,  um  dadurch  die 
Ausgleichung  der  Konkurrenzbedingungen,  wenigstens  soweit  die 
Besteuerung  in  Betracht  kommt,  zn  erreichen.  Ebenso  wird  die 
Konkurrenz  landwirtschaftlicher  und  gewerblicher  Genossenschaften 
mit  dem  Zwischenhandel  behauptet  und  von  den  sich  geschädigt 
Fühlenden  beklagt.  Daraus  ebenfalls  der  energische  Ruf  nach 
steuerlichem  Ausgleich  der  Konkurrenzbedingungen,  aber  weitaus 
in  den  meisten  Fällen  dessen  —  Nichtberücksichtigung. 

In  engem  Zusammenhang  mit  dem  Konkurrenzargument  steht 
die  fiskalische  Begründung  der  Besteuerung  aller  Konsumver- 
eine. Sie  beruft  sich  auf  den  Steuerentgang,  der  den  Kommunen  und 
dem  Staate  dadurch  entsteht,  daß  steuerfreie  Konsumvereine  die 
steuerzahlenden  Kleinhändler  und  Kleingewerbetreibenden  ersetzen. 
So  führte  in  den  Plenarverhandlungen  zum  preußischen  Kommu- 
nalsteuernotgesetz ein  Abgeordneter  aus,  daß  durch  die  freie  Ge- 
werbebetriebe ausschaltenden  Konsumvereine  eine  wesentliche 
Beeinträchtigung  der  Steuerkraft  für  die  einzelnen  Gemeinden 
herbeigeführt  werde  ^).  Aehnlich  der  Abgeordnete  Zimmermann 
in  der  Konsumvereinsdebatte  im  Reichstag  in  der  Sitzung  vom 
26.  Nov.  1896^).  Auch  in  den  Verhandlungen  zur  Sondersteuer 
in  Sachsen  ^),  bei  den  Verhandlungen  der  bayerischen  Kammer 
der  Abg.  1880/81  %  in  der  Denkschrift  des  Zentralverbandes  für 
Handel  und  Gewerbe,  die  im  Mai  191 1  dem  Staatssekretär  des 
Innern  überreicht  wurde  ^),  im  Bericht  der  Handelskammer  von 
Hannover  igio/iz'^)  usw.  wurde  Staats-  oder  Stadtsäckel  auf  den 
Plan  gerufen.  Begreiflicherweise  bleibt  diese  fiskalische  Argu- 
mentation insbesonders  bei  den  Regierungen  nicht  ohne  Ein- 
druck. 

Es  wird  ihr  gegenüber  aber  der  Einwand  erhoben,  daß  ihr 
heute  die  Voraussetzung  fehle,  nämlich  die  Steuerfreiheit  der 
Konsumvereine.  Tatsächlich  entgeht  nur  ein  Teil  der  Rückver- 
gütung  (der   feste   Rabatt)    meist    der  Steuer;    ein  Entgang,    der 

1)  Verhandlungen  der  preußischen  Abgeordnetenkammer  von  1883,  Sten.  Ber. 
III,  S.  2226  f.  2333  f. 

2)  Sten.  Berichte  des  deutschen  Reichstages   1 895/1897,  Bd.  5,  S.  3507. 

3)  Jantzen,  Die  Geschichte  der  Sondersteuer  auf  Kleinhandelsgroßbetriebe 
in  Sachsen,  Leipzig  1910,  S.   10. 

4)  Beilagenband  XIV,  S.  351. 

5)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine    1912,    S.    180. 

6)  Jahresbericht  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  für  das  Jahr 
1913,  S.  69  und   181. 
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vielfach  durch  Sondersteuern  wieder  reichlich  aufgewogen  wird. 
Man  weist  ferner  auf  die  von  den  zahlreichen  Konsumvereinsan- 
gestellten gezahlten  Steuern  hin,  die  mit  der  von  den  Kon- 
sumvereinen entrichteten  Steuersumme  den  Entgang  deckten  ^). 
Gegen  das  Argument :  Durch  einen  Konsumverein  sind  so  und 
soviele  Kleinhändler  ausgeschaltet  worden,  folglich  muß  die  Steuer 
des  Konsumvereins  so  hoch  bemessen  werden,  daß  sie  den  Ent- 
gang der  Steuern  decke  —  wendet  man  ein  ^),  daß  konsequenter- 
weise diese  Berechnung  auch  bei  Fabrik  und  Handwerk  ange- 
wendet werden  müsse.  Und  ganz  richtig  erklärt  man,  daß  die, 
welche  nicht  mehr  als  Kleinhändler  ihr  Brot  finden,  deshalb  noch 
nicht  zugrunde  gehen,  sondern  sich  eben  einer  andern  Tätigkeit 
hingeben^  in  welcher  sie  auch  als  Steuerzahler  für  Staat  und  Ge- 
meinde ins  Gewicht  fallen.  Dies  könne  umso  leichter  geschehen, 
als  ein  Teil  der  Kleinhändler  nicht  gelernte  Kaufleute  seien.  Im 
Grunde  läuft  dieses  fiskalische  Argument  darauf  hinaus,  daß  man, 
um  beim  oben  erwähnten  Beispiel  zu  bleiben,  mit  dem  gleichen 
Rechte  die  früheren  Droschkenbenützer  für  die  Steuersumme  ver- 
antwortlich machte,  die  früher  die  Droschkenbesitzer  bezahlten, 
deren  Gewerbe  etwa  dadurch  unnötig  würde,  daß  man  es  allge- 
mein vorzöge,  zu  Fuß  zu  gehen.  Man  weist  ferner  darauf  hin, 
daß  doch  auch  die  tatsächlich  meist  steuerfreien  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Genossenschaften,  insbesonders  soweit 
sie  Bezugsvereinigungen  sind,  Zwischenhändler  ausschalten,  deren 
Unternehmergewinn  schmälern  und  dadurch  dem  Staat  und  den 
Gemeinden  Steuerkräfte  entziehen.  Es  sei  lediglich  eine  Forde- 
rung der  Gerechtigkeit,  auch  hiefür  durch  die  Besteuerung  der 
ausschaltenden  Genossenschaften  Ersatz  zu  schaffen.  Darauf  ant- 
wortet man,  daß  dieser  Steuerentgang  reichlich  aufgewogen  werde 
durch  die  Steigerung  der  Steuerkraft  des  Genossen,  die  sich  im 
höheren  Einkommen  des  die  genossenschaftlichen  Einrichtungen 
benutzenden  Landwirts  zeige.  Es  sei  angenommen,  daß  die  durch 
die  Genossenschaft  erzielte  Produktionssteigerung  tatsächlich  bei 
der  Fassion  zur  Erscheinung  und  zur  tatsächlichen  Erfassung  ge- 
langt, was  für  den,  der  die  Schwierigkeiten  der  Fassion  besonders 
des  landwirtschaftlichen  Einkommens  kennt,  keineswegs    für  alle 


i)  Vgl.  Abg.  Segitz  in  den  Ausschußverhandlungen  zur  bayer.  Steuerreform 
von   1910,    I.  Bd.,  S.   149. 

2)  Abg.  Dr.  Schneider  in  der  Konsumvereinsdebatte  von  1896  in  der  Reichs- 
tagssitzung   vom  26.  Nov.     Sten.  Ber.    1895/97,  Bd.  5,  S.  3512. 
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Fälle  feststeht.  Aber,  so  fragt  man,  verbessern  nicht  auch  die 
Konsumvereine  die  Lebenshaltung  des  Genossen,  dessen  einzige 
Ware  meist  nur  die  Arbeitskraft  ist  ?  Der  Einfluß  der  verbesserten 
Lebenshaltung  auf  Arbeitskraft  und  Arbeitslust  dürfte  kaum  in 
Abrede  erestellt  werden  können.  Wer  nicht  mit  Lassalle  und 
dem  konservativen  preußischen  Landtagsabgeordneten  Metztier 
der  Meinung  ist,  daß  aus  den  Konsumvereinen  nur  die  Arbeit- 
geber Nutzen  zögen,  muß  zugeben,  daß  auch  beim  Mitglied  eines 
Konsumvereins  infolge  Steigerung  der  Arbeitskraft  und  -lust  eine 
Verbesserung  des  Einkommens  und  somit  der  Steuerkraft  zum 
mindesten  ebenso  —  möglich  ist.  Ganz  abgesehen  von  der  nicht 
zu  unterschätzenden  Bedeutung,  die  die  Konsumvereine  durch 
ihre  erzieherische  Wirkung  auf  den  Haushalt  des  steuerzah- 
lenden Arbeiters,  Privatbeamten  usw.  haben.  Sie  regeln  nämlich 
deren  Hauswirtschaften  in  einer  Weise,  daß  der  Fiskus  und  noch 
mehr  die  Kommunalkassen  nicht  geringen  Vorteil  davon  haben  *). 
Femer  ist  zu  erwägen,  daß  einer  Stadt,  in  der  eine  große,  den 
Zwischenhandel  ausschaltende  Einkaufszentrale  für  Landwirte  oder 
Gewerbetreibende  ihren  Sitz  hat,  oder  daß  Gemeinden,  in  denen 
die  durch  diese  Zentrale  geschädigten  Zwischenhändler  Steuern 
zahlten,  nicht  immer  die  gehobene  Steuerkraft  der  Genossen  zur 
Verfügung  steht. 

Sowohl  das  fiskalische  als  auch  das  Konkurrenzargument 
entbehren  nicht  der  Halbheit  und  der  Inkonsequenz.  Allein 
weniger  dieser  Begründung  dürfte  die  differenzierte  steuerliche 
Behandlung  der  Genossenschaften  zu  verdanken  sein  als  vielmehr 
sozialpolitischen  Gesichtspunkten  und  —  wie  später  gezeigt  wird 
—  den  Tatsachen  des  politischen  Lebens. 

Die  Genossenschaften  der  Landwirte,  Gewerbetreibenden  und 
Kleinhändler  werden  steuerlich  begünstigt  —  und  zwar  ohne 
Rücksicht  auf  die  durch  diese  Genossenschaften  geschädigten  und 
deshalb  nach  gerechtem  Ausgleich  rufenden  Schichten  — ,  weil 
die  in  ihnen  zusammengefaßten  Elemente  das  Rückgrat  des  Staates 
bilden,  weil  sie  als  >der  Mittelstand«:  für  die  Gesellschaft  und 
die  Erhaltung  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Ordnung  von  ganz  besonderem  Werte  sind.    Von 

l)  Vgl.  die  Aeußerung  des  kons.  Abgeordneten  Heymann  in  der  2.  Kammer 
des  preußischen  Abgeordnetenhauses  am  22.  März  1906  über  die  Minderung  der 
Steuerrestanten.  Zit. :  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine 
1907.  Bd.   I,  S.  89.     Ferner  Ortloff  &.  a.  O.  S.   145. 
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diesem  Gesichtspunkt  aus,  also  in  Hinblick  auf  die  sozialen  Funk- 
tionen der  in  Betracht  kommenden  Schichten,  versucht  man  auch 
die  entgegengesetzte  Behandlung  der  Konsumvereine  zu  recht- 
fertigen. Die  Konsumvereine,  so  sagt  man,  vernichten  den  Klein- 
handel und  bedrohen  das  Kleingewerbe.  Dadurch  würden  sie  zu 
einer  großen  Gefahr  für  den  Mittelstand,  dessen  sozial  wertvollen 
Existenzen  die  Verproletarisierung  bevorstände.  So  untergraben 
die  Konsumvereine  den  sozialen  Frieden;  denn  der  Mittelstand 
sei  das  einzige  Mittel  zwischen  zwei  Schichten,  deren  sonst  un- 
vermeidlicher Zusammenstoß  zum  Untergang  des  Staates  führen 
müßte.  Ein  typisches  Beispiel  dieser  Motivation  bot  der  Abg. 
Metzjier  im  preußischen  Abgeordnetenhaus  ^).  Auch  in  den  preus- 
sischen  Landtagsverhandlungen  von  1904/05  wurde  die  Besteuerung 
der  Konsumvereine  mit  der  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des 
»wahrhaft  konservativen  Standes«  gefordert.  Aehnlich  lautete  die 
Begründung  bei  den  parlamentarischen  Verhandlungen  zur  preus- 
sischen  Warenhaussteuer,  zur  sächsischen  Umsatzsteuer,  zur  Ham- 
burger fiktiven  Einkommensteuer,  bei  der  bayerischen  Steuerreform 
von  1899  usw.  Und  die  Kommission,  die  die  braunschweigische 
Umsatzsteuer  beriet,  erklärte  offen,  daß  es  eine  Pflicht  der  Selbster- 
haltung des  Staates  sei,  wenn  dieser  gefährdete  Betriebe  gegen 
eine  Konkurrenz  schützt,  welche  nicht  in  friedlichem  Wettstreit 
sondern  nur  nach  Vernichtung  der  selbständigen  Einzelbetriebe, 
des  breiten,  sicheren  Fundaments  des  Staates,  existieren  könne  ^). 
Noch  mehr  Nachdruck  auf  die  staatserhaltenden  Eigenschaften 
legen  die  Organisationen  der  durch  die  Konsumgenossenschaften 
Bedrohten ,  ferner  die  Mittelstandsorgane  und  -politiker.  Die 
Konsumvereine  sind  nicht  bloß  »wirtschaftlicher  Unsinn«  %  sie 
sind  eine  große  Gefahr  für  den  selbständigen  Mittelstand  und  das 
gesamte  Staatswesen  *)  ^).  In  Handwerkerkreisen  begründet  man 
das  Vorgehen  gegen  die  Konsumvereine  damit,  daß  man  sie  für 
>Uebergriffe  nackter  Selbstsucht   in   die  Existenz   und  das  Recht 


i)  Verhandlungen  von   1893/94.     Sten.  Ber.  Bd.  III,   S.  2226  ff.  3333  ff, 

2)  Protokolle  zu  den  Verhandlungen,  Anl.  45. 

3)  Bayerische  Kolonialwarenzeitung   191 1,  Nr.  25. 

4)  Fränkische  Mittelstandszeitung  vom  6.  Dezember   19 12. 

5)  Der  »Schutzverein  für  Handel  und  Gewerbe«  machte  in  einer  Eingabe  an 
den  Magistrat  und  die  Stadtverordneten  von  Braunschweig  (24.  März  1908)  das 
Dasein  der  Konsumvereine  auch  für  das  Zurückgehen  der  Kindererzeugung  verant- 
wortlich, denn  »zweifellos  würde  die  Bevölkerungszunahme  größer  sein,  wenn  die 
Konsumvereine  nicht  vorhanden  wären«. 
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des  Nächsten«  hält  und  in  ihnen  »den  Keim  zur  völligen  Zer- 
störung unserer  gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung  und  Unter- 
grabung der  Monarchie«  erblickt  ^).  Aehnlich  zahlreiche  Handels- 
kammern. »Kommt  nicht  bald  staatliche  Hilfe  durch  eine  ge- 
rechte Besteuerung  der  Konsumvereine,  .  .  .  .,  so  wird  es  um 
das  Bestehen  des  durchwegs  königstreuen  und  staatserhaltenden 
Kleinhandelstandes  geschehen  sein«  ^).  Der  Abg.  FucJis  forderte 
die  Erhaltung  des  Mittelstandes  nicht  bloß  im  Interesse  aller 
Stände,  sondern  auch  des  Staates.  »Denn  in  dem  Augenblick, 
wo  auf  der  einen  Seite  bloß  noch  das  Großkapital,  auf  der  andern 
Seite  nur  noch  papierne  und  andere  Taglöhner  stehen,  wo  der 
Mittelstand  zerrieben  ist,  da  ist  auch  der  Moment  der  Unzufrie- 
denheit so  gesteigert,  so  sehr  Gemeingut  von  neun  Zehntel  der 
Menschheit  geworden,  daß  die  soziale  Revolution  eintreten  muß«^). 
Darum  hält  der  Abgeordnete  eine  prohibitiv  wirkende  Steuer  der 
Konsumvereine  für  berechtigt.  Prägnant  tritt  die  mittelständlerisch- 
sozialpolitische  Motivation  in  den  Schriften  Suchslands  zutage  *). 
So  warnt  er  in  »Die  Klippen  des  sozialen  Friedens«  ^) :  »Fürwahr, 
der  Sc/mlse-Delitzschsche  Wechselbalg  aus  der  Familie  der  Genos- 
senschaften hat  es  herrlich  weit  gebracht  in  unserm  Vaterland ! 
Geboren  durch  den  Irrtum  seines  Vaters,  genährt  durch  den  Ruin 
von  ungezählten  Mittelstandsexistenzen,  kann  er  hinter  den  Mauern 
seiner  Konsumburgen  den  schönsten  Gelüsten  der  Anarchie 
fröhnen.« 

Wirksam  ist  in  dieser  sozialpolitischen  Motivation  die  mangelnde 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  gefährdeten  Mittelstandes  ersetzt 
durch  die  staatserhaltenden  und  sozialpolitischen  Qualitäten  seiner 
Glieder  •^).  Allein  auch  ihr  gegenüber  macht  man  zahlreiche  Ein- 
wendungen geltend. 

So  wird    den  durch  die  Konsumgenossenschaften    bedrohten 


i)  VIII.  Allgemeiner  deutscher  Handwerkertag  23.  April   1895. 
3)  Handelskammer    Schweidnitz.      Zit. :    Jahresbericht    des    Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine  im  Jahre   1913,  S.  65. 

3)  Reichstagssitzung  vom  26.  November  1896.  Sten.  Berichte  1905/1907, 
Bd.  5,  S.  3500  C. 

4)  >Die  Klippen  des  sozialen  Friedens«,  »Schutz-  und  TrutzwaiTen  für  den 
gewerblichen  Mittelstand  gegen  die  Konsumvereine  und  Warenhäuser«,  »Los  von 
den  Konsumvereinen«.     Vgl.  Hennig,  Die  Konsumvereinsgefahr,  Leipzig   1904. 

5)  ^.  24. 

6)  Vgl.:  Der  Kampf  wider  die  Konsumvereine,  S.  132,  Heft  vom  7,  April 
1913  der  Deutschen  Rundschau,  insb.  S.   139. 
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Kreisen  das  Recht  abgesprochen,  sich  kurzweg  als  »den«  Mittel- 
stand zu  bezeichnen,  der  die  wichtige  Aufgabe  des  Verbindungs- 
gliedes zwischen  den  sozialen  Gegensätzen  zu  erfüllen  habe.  Man 
ist  vielmehr  der  Meinung,  daß  dieser  Mittelstand  keine  einheitlich 
interessierte  Masse  ist,  sondern  alle  Personen  mit  mittlerem  Ein- 
kommen umfaßt  ')  und  daß  eine  Sonderpolitik  für  die  bedrohten 
Kleinhändler  und  Kleingewerbetreibenden  als  für  »den«  Mittel- 
stand jedenfalls  sehr  vorsichtig  zu  betreiben  sei,  da  sie  in  Gefahr 
komme,  andere  Schichten,  die  sich  ebenfalls  zum  Mittelstand  ge- 
rechnet wissen  wollen,  zu  schädigen^).  »Die  großindustrielle 
Entwickelung  hat  ...  in  dem  technischen  und  kaufmännischen 
Beamtenpersonal  neue  Gruppen  wirtschaftlicher  Existenzen  ge- 
schaffen, die  berufen  sein  können,  die  Lücken  auszufüllen,  welche 
der  alte  Mittelstand  aufweist.  Daneben  umfaßt  heute  der  Mittel- 
stand auch  den  größten  Teil  der  sogenannten  freien  Berufe,  so- 
wie der  Rentner  und  Pensionäre«  ^). 

Wenn  hiegegen  eingewendet  wird,  nur  der  selbständige 
Mittelstand  habe  diese  große  sozialpolitische  Bedeutung,  die  selbst 
eine  Ausnahmebesteuerung  der  Konsumgenossenschaften  recht- 
fertige, so  wirft  man  andrerseits  die  Frage  auf,  ob  gerade  der 
Mittelstand  noch  selbständig  und  unabhängig  zu  nennen  sei,  der 
aus  eigener  wirtschaftlicher  Kraft  nicht  mehr  existenzfähig  sei 
und  darum  sich  an  den  Staat  anlehne,  der  ihn  mit  allen  mög- 
lichen Maßnahmen  am  Leben  zu  erhalten  sich  bemühe.  Denn 
alle  Wohltaten  und  Vergünstigungen,  insbesonders  solche  fiska- 
lischer Art,  die  der  Staat  einer  Schicht  gewährt,  gehen  auf  Kosten 
der  übrigen  Schichten  ;  Zwangssubventionen  werden  aber  von 
diesen  geleistet,  wenn  sie  in  ihrem  Bestreben,  durch  genossen- 
schaftliche Organisation  den  Gewinn  des  Zwischenhandels  auszu- 
schalten, durch  prohibitiv  wirkende  Steuern  gehemmt  werden, 
damit  die  Zwischenhändler    als   solche    existieren   können.     Oder 


1)  Vgl.  W.  Sombart,  Referat  in  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik 1899:  Die  Entwicklungstendenzen  im  modernen  Kleinhandel,  S.  253. 

2)  Vgl.  0.  Lindecke,  Die  Aussichten  der  Konsumvereine  und  der  kleinhänd- 
lerischen Interessenverbände  in  Deutschland,  Basel  1904,   S.    loo  f. 

3)  Artikel  »Mittelstandsbewegung«  von  Hätienschwiller  in  Herders  Staatslexi- 
kon, 3.  Aufl.,  S.  177.  Vgl.  den  Art.  »Mittelstandsbewegung«  von  Biermer  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften;  Art.  »Konsumvereine«  von  Petersilie  im 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft ;  auch  Art.  »Mittelstandspolitik«  in  der  Augsburger 
Mittelstandszeitung  Nr.  21,  Jahrg.  1907;  J.  Pierstorff,  Der  moderne  Mittelstand, 
Vorträge    der  Gehestiftung,   3.  Band   191 1. 
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könne  sich  der  Mittelstand  selbständig  nennen,  zu  dessen  Gunsten 
die  Erträgnisse  von  Konsumvereinssondersteuern  direkt  verwendet 
werden,  sei  es  für  kleingewerbliche  und  kleinhändlerische  Zwecke^) 
oder  zur  Steuerentlastung  dieses  Mittelstandes^)?  Sich  selbständig 
nennen  —  und  zugleich  Zuschüssen  aus  dem  Vermögen  der  Mit- 
bürger seine  Existenz  verdanken,  dürfte  tatsächlich  ein  Wider- 
spruch sein. 

So  wird  aus  der  »Vernichtung  und  Schädigung«  des  Mittel- 
standes« die  »Vernichtung  und  Schädigung  des  Kleinhandels  und 
-gewerbes«.  Allein  auch  diese  Behauptung  wird  einer  einschrän- 
kenden Kritik  unterzogen.  Vor  allem  wird  die  Vernichtung  des- 
selben durch  die  Konsumvereine  an  der  Hand  der  Tatsachen  in 
Abrede  gestellt.  Die  Gewerbestatistik  zeigt,  daß  das  Anwachsen 
der  Kleinhandelsbetriebe  mit  dem  Bevölkerungszuwachs  nicht  nur 
gleichen  Schritt  gehalten  hat,  sondern  ihr  sogar  vorausgeschrit- 
ten ist. 

So  entfielen  im  Deutschen  Reich  auf  den  Warenhandel  von 
looo  Personen 

1882  1895  1907 

14,92  19,26  23,57     der  Gesamtbevölkerung 

35,54  43,52  48,12     der  erwerbstätigen  Bevöllcernng. 

oder  im  Warenhandel  tätig  war  einer  von 

67,01  51,91  42,42     Deutschen  überhaupt 

28,13  22,98  20,78     Erwerbstätigen. 

Dabei  sind  lediglich  die  hauptberuflich  im  Handel  bez.  Waren- 
handel beschäftigten  Personen  angegeben  ^)  ^). 

Vom  Kleingewerbe  fühlen  sich  namentlich  die  Bäcker,  an 
manchen  Orten  auch  die  Fleischer  beeinträchtigt.    Was  die  ersteren 

1)  Vgl.  Braunschweig. 

2)  So  berichtet  das  Jahrbuch  des  Z.-V.  d.  K.-V.  1909,  S.  166:  »Diese  (die 
Gewerbetreibenden  der  dritten  und  vierten  Klasse  in  Langenbielau)  zahlen  die  Ge- 
werbesteuer zu  den  festgesetzten  Terminen,  später  erscheint  dann  der  Gemeinde- 
diener und  erstattet  ihnen  einen  Teil  dieser  Summe  zurück  mit  den  Worten :  »Das 
ist  die  Umsatzsteuer  vom  Konsumverein,  auf  die  Sie  Anspruch  haben«.  So  er- 
hielten die  Gastwirte  in  Langenbielau  50 — 70  Mk.«  usw. 

3)  //.  Krämer,  Kleinhandel  und  Konsumvereine,  besonders  in  Württemberg, 
Reutlingen  1912,.$.  33.  Vgl.  H.  Cohn,  Das  preußische  Gesetz  betr.  die  Waren- 
haussteuer.    Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,    15.  Bd.,  S.  540. 

4)  Vgl.  W.  Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus,  2.  Bd.,  S.  346.  A.  Engel 
a.  a.  O.  S.  6 — 9.  //.  Beythien,  Der  deutsche  Kleinhandel  im  Lichte  der  neueren 
Zeit,  Bremen   1910,  S.  4.     Oriloff  a.  a.  O.  S.   145. 
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anlangt,  so  sind  die  Alleinbetriebe  in  den  Jahren  1882/ 1907  von 
26442  auf  16 169  gesunken  (ähnlich  die  Fleischerbetriebe);  die 
Ursachen  liegen  hauptsächlich  in  einer  Veränderung  der  statisti- 
schen Erfassung  ^)  und  wohl  auch  zum  Teil  darin,  daß  manche 
Alleinbetriebe  tatsächlich  zu  Gehilfenbetrieben  aufrückten.  Die 
Betriebe  mit  2 — 5  Personen  stiegen  nämlich  von  52252  auf 
81763^).  Von  einer  Vernichtung  des  Kleingewerbes  kann  wohl 
ebensowenig  gesprochen  werden,  wohl  aber  insofern  von  einem 
lucrum  cessans,  als  ein  Teil  des  sich  steigernden  Umsatzes  von 
den  Konsumvereinen  absorbiert  wird.  Richtig  ist  ferner,  daß 
die  gut  geführten  Konsumvereinsbäckereien  an  manchen  Orten 
die  Bäcker  zwangen,  sich  mehr  auf  die  Feinbäckerei  zu  werfen  ^). 
Soweit  von  einer  Schädigung  —  nicht  Vernichtung*)  —  des 
Kleinhandels  gesprochen  werden  kann,  ist  nicht,  so  wendet  man 
ein,  in  erster  Linie  das  Konsumgenossenschaftswesen  für  dessen 
schlechte  Lage  verantwortlich  zu  machen.  Ueber  die  schlechte 
Lage  des  Kleinhandels  werde  nicht  erst  seit  neuester  Zeit  ge- 
klagt. Nur  habe  man  früher  in  erster  Linie  andere  Ursachen 
geltend  gemacht,  z.  B.  Hausierwesen,  Wanderlager,  Ausverkäufe, 
Detailreisen,  den  unlauteren  Wettbewerb  usw.  ^).  Abgesehen  von 
der  Konkurrenz  der  auch  hier  entstandenen  Großbetriebe,  lägen 
die  Hauptursachen  der  schlechten  Lage  im  Kleinhandel  selber : 
Er  sei  vor  allem  überfüllt.  Wenn  auch  zugegeben  werden  muß, 
daß  aus  einer  außerproportionalen  Vermehrung  der  Händler  auf 
die  unökonomische  Uebersetztheit  des  Kleinhandels  nicht  ge- 
schlossen werden  kann  *^),  deutet  doch  die  Art  vieler  Geschäfts- 
gründungen, namentlich  in  Großstädten,  diese  innere  Krankheit 
des  Kleinhandels  an:  Viele  entstehen,  ohne  daß  das  Bedürfnis 
sie  rechtfertigte  '^). 

i)  L.  Pohle,  Die  neuere  Entwicklung  des  Kleinhandels.  Jahrbuch  der  Gehe- 
stiftung, Bd.  VI,  Dresden   1900,  S.  57. 

2)  »Einige  Ergebnisse  der  neuesten  deutschen  gewerblichen  Betriebserhebungc 
von  y.  Conrad,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  III.  Folge, 
Bd.  39,  S.  70. 

3)  C,  Goldschmidt ,  Bäckereigewerbe  und  Konsumvereine.  loi.  Stück  der 
Münchener  Volkswirtschaftlichen  Studien,  S.  22  und  50. 

4)  Vgl.  W.  Sovibart,  Referat  a.  a.  O.  S.  153;  Leroy-Beaulieu,  Economic  po- 
litique,  V.  Edit.,  Tome  II,   p.  613  f. 

5)  Vgl.  Oeser,  Die  Besteuerung  des  Kleinhandels,  S.  4. 

6)  Sombart  a.  a.  O.   S.    139. 

7)  Vgl.  H.  Kramer  a.  a.  O.  S.  35.  Stieda,  Die  Mittelstandsbewegung  in 
Conrads  Jahrbüchern  1905,  S.   i  ff.  ;    Oeser  a.  a.  O.  S.  34  ff.;    Die  Verhandlungen 
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Dazu  tritt  ferner  der  häufig  vorkommende  Mangel  jeglicher 
kaufmännischen  Bildung,  der  aus  dem  Zuströmen  untauglicher,  in 
anderen  Berufen  meist  gescheiterter  Existenzen  zu  erklären  ist, 
das  immer  noch  im  Kleinhandel  grassierende  Borgunwesen  und 
oft  auch  leichtfertiges  Kreditgewähren  der  Großhändler  an  kapi- 
talschwache Firmen,  die  in  Gefahr  kommen,  zuviel  zu  kaufen, 
so  daß  sie  sowohl  an  der  Ware  wie  bei  der  Beitreibung  der  Be- 
träge seitens  ihrer  Gläubiger  Schaden  leiden^).  Alle  diese  Tat- 
sachen erkennt  man  in  den  Kreisen  des  Kleinhandels  an  ^).  So 
weisen  es  denn  die  Konsumvereine  zurück,  daß  man  sie  in  erster 
Linie  für  die  schlechte  Lage  der  Kleinhändler  verantwortlich 
macht  ^).  Es  kann  jedoch  nicht  geleugnet  werden,  daß  es  Fälle 
gibt,  in  denen  die  Konsumgenossenschaftsbewegung  dem  »legi- 
timen« Handel,  insbesonders  dem  Kolonialwarenhandel,  und  an 
manchen  Orten  auch  dem  Bäckereigewerbe,  wie  bereits  erwähnt, 
gefährlich  wird  und  daß  die  relative  Konsumtionssteigerung, 
die  vor  allem  in  den  Kolonialwaren  zu  beobachten  ist,  nicht 
immer  dem  Kolonialwarenkleinhandel  zugute  gekommen  ist;  die 
Bedarfskonzentration  in  Warenhäusern  und  Konsumvereinen  wie 
auch  die  stark  zunehmende  Spezialisierung*)  haben  gewiß  dem 
Kolonialwarenkleinhandel  diese  Umsatzmehrung  streitig  gemacht 
und  zwar  ganz  auf  dem  Boden  der  heutigen  Wirtschaftsordnung. 
Konsequente  Mittelstandspolitiker  und  Interessenten  fordern  dem- 


des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  »Die  Entwicklungstendenzen  im  modernen  Klein- 
handel« (1899).  Jahrbücher  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  1913 
I,  S.  142:  »Ansichten  über  die  bedrängte  Lage  des  Mittelstands«,  VVirminghaus, 
Preußische  Jahrbücher   1910,  Bd.   i,  Heft   i,  S.  32.     Ortloff  a.  a.  O.  S.   146. 

1)  Untersuchungen  der  Handelskammer  für  das  Herzogtum  Braunschweig 
a.  a.  O.  S.  65, 

2)  Vgl. :  Warnung  des  Rabattsparvereins  Nürnberg  vor  der  Ueberfüllung  des 
Kleinhandels.  Jahresbericht  des  Z.-V.  d.  K.-V.  1913,  S.  134.  Berliner  Kolonial- 
warenzeitung vom  8.  August  1909.  Materialist  vom  2.  Januar  1909.  Insbes.  Denk- 
schrift des  sächsischen  Ministeriums  des  Innern,  betr.  die  Besteuerung  der  Groß- 
betriebe im  Kleinhandel.  Dekret  vom  28.  Februar  1902  an  die  Stände.  Finanz- 
Archiv  XIX,  S.  869.     Untersuchungen  usw.  S.  65. 

3)  So  wurden  (nach  Pfütze-Grottewitz,  Konsumvereine  und  Detailhandel  im 
Königreich  Sachsen,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  1908,  S.  357) 
im  Jahre  1905  und  ähnlich  auch  vorher  relativ  (auf  100000  Einwohner)  etwa 
gleichviel  Konkursverfahren  eröffnet  in  Baden,  V^Türttemberg,  Elsaß-Lothringen, 
obwohl  Württemberg  relativ  über  dreimal  und  Baden  beinahe  doppelt  soviel  Kon- 
sumvereinsmitglieder hatte  als  Elsaß-Lothringen.     Vgl.  auch  Kramer  a.  a.  O.  S.  87. 

4)  Untersuchungen  S.  25,  45,   50,  63. 
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gemäß  auch  an  Stelle  dieser  Ordnung  jene  entschwundene,  die 
die  unselige  Konkurrenz  nicht  kannte  und  mit  dem  »Recht  auf 
Kundschaft«   das  herkömmliche  Auskommen  garantierte. 

Die  Gesetzgebung  gegen  die  Konsumvereine  ist  aus  dem  Be- 
streben entstanden,  den  Mittelstand  vor  dem  Sturz  ins  Proletariat 
zu  retten.  Dagegen  wendet  man  ein,  es  sei  eine  eigentümliche 
Politik,  eine  Bevölkerungsschicht  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lage 
künstlich  erhalten  zu  wollen  auf  Kosten  der  Schichten,  vorderen 
Lage  man  sie  behüten  will.  Das  sei  der  Fall,  wenn  man  »den 
Mittelstand«  auf  Kosten  der  Arbeiterklasse,  die  ja  das  Haupt- 
kontingent für  die  Konsumvereine  stellt,  zu  erhalten  sich  be- 
mühe. 

Wenn  trotz  aller  Einwände  die  sozialpolitische  Argumentation 
ihre  Wirkung  nie  verfehlt,  so  ist  dies  auf  ein  psychologisches 
Moment  zurückzuführen.  Es  hat  nämlich  den  Anschein,  daß  die 
Erhaltung  des  gefährdeten  und  sich  gefährdet  glaubenden  Mittel- 
standes nicht  um  deren  Glieder  selbst  willen  gefordert  wird,  sondern 
im  Interesse  der  Allgemeinheit.  Diese  sei  es,  die  letzten 
Endes  durch  die  Konsumgenossenschaften  gefährdet,  durch  »den 
Mittelstand«  aber  gestützt  werde.  Diese  Berufung  auf  das  Allge- 
meininteresse ist  jeder  Interessenvertretung  eigen,  die  auf  die 
Oeffentlichkeit  einwirken  will,  um  durch  deren  Verkörperung  in 
der  Volksvertretung  vom  Staate  (der  Allgemeinheit)  Maßnahmen 
zu  erwirken.  Das  Interesse  einer  Schicht  wird  zum 
Allgemeininteresse  erhoben.  In  der  Ideologie 
jeder  Interessenorganisation  ist  das  Allgemein- 
interesse nicht  Motiv,  sondern  Motivation. 
»Motiv  ist  immer  das  Sonderinteresse  und  nur  weil  dieses  als 
koinzidierend  mit  dem  allgemeinen  Interesse  vorausgesetzt,  in  der 
Psyche  der  Interessenten  selbst  sicherlich  dauernd  vorgestellt 
wird,  tritt  in  der  Motivation,  welche  ja  auf  außenstehende  Kreise 
wirken  soll,  das  allgemeine  Interesse  als  Motiv  auf«  ^). 

Diese  psychologische  Eigentümlichkeit  der  Interessentenideo- 
logie erklärt  es  auch,  daß  bei  den  Versuchen,  die  steuerliche 
Ausnahmebehandlung  der  Konsumgenossenschaften  zu  rechtfer- 
tigen, sehr  häufig  auf  den  »sozialdemokratischen  Charakter«  der- 
selben, wenigstens  soweit  sie  im  »Zentralverband  deutscher  Kon- 


l)  E.  Lederer,    Das  ökonomische  Element  und    die    politische  Idee    im    mo- 
dernen Parteiwesen.     Zeitschrift  für  Politik,  5.  Jahrg.,  S.  543  f. 
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sumvereine*  zusammengeschlossen  sind,  verwiesen  wird  i),  wobei 
der  Begriff  > Sozialdemokratie«  immer  in  Zusammenhang  mit  Um- 
sturz, Revolution^)  und  Anarchie  gebracht  und  der  königstreuen, 
staatserhaltenden  Gesinnung  der  durch  die  Konsumvereine  Be- 
drohten entgegengehalten  wird.  Auch  wenn  die  »sozialdemokrati- 
schen« Konsumvereine  erwiesene  Tatsache  wären,  könnten  schwer- 
wiegende Bedenken  dagegen  geltend  gemacht  werden,  eine  steuer- 
liche Ausnahmebehandlung  aus  der  Zugehörigkeit  zu  einer  be- 
stimmten politischen  Partei  herleiten  zu  wollen.  Ganz  abgesehen 
davon,  daß,  um  die  gewünschte  Wirkung  zu  erzielen,  das  Bild 
dieser  politischen  Partei  wohl  selten  objektiv  gezeichnet  ist. 

Wie  steht  es  aber  mit  den  Beziehungen  zwischen  den  Kon- 
sumvereinen des  Zentralverbandes  und  der  Sozialdemokratie .? 
Daß  solche  bestehen,  wird  auch  von  Seiten  der  ersteren  nicht 
geleugnet.  Weitaus  die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  sind  Arbeiter, 
zumeist  Angehörige  der  Sozialdemokratie  und  freigewerkschaft- 
lich organisiert  und  manche  der  Genossenschaftsleiter  nehmen 
Führerstellungen  innerhalb  der  sozialdemokratischen  Parteien  ein. 
Daraus  erklärt  sich,  daß  sich  in  erster  Linie  sozialdemokratische 
Abgeordnete  in  den  Parlamenten  und  Stadtvertretungen  der  Kon- 
sumgenossenschaften annehmen,  daraus  erklären  sich  auch  die 
Tarifverträge  mit  den  freien  Gewerkschaften  ^).  Die  offizielle 
Stellung  der  Sozialdemokratie  gegenüber  den  Konsumgenossen- 
schaften konnte  noch  vor  gar  nicht  langer  Zeit  als  konsumvereins- 
feindlich bezeichnet  werden.  Als  die  Konsumgenossenschaftsbe- 
wegung in  Deutschland  die  ersten  Wellen  schlug,  da  waren  es 
nicht  Regierungen  und  bürgerliche  Parteien,  die  den  neuen  Or- 
ganisationsformen sich  hemmend  entgegenstellten  —  freilich  mutete 
man  den  Konsumvereinen  nur  kleinbürgerlich  angehauchte  Auf- 
gaben zu  (Schulze-Delitzsch)  —  sondern  die  offiziellen  Vertreter 
und  Führer  der  erwachenden  Arbeiterschaft  nahmen  damals  die 
Stellung  ein,  die  heute  ein  großer  Teil  der  bürgerlichen  Parteien 
und  sehr  oft  die  Regierungen    inne  haben.     Zum  Verdacht,    daß 


1)  Vgl. :  Der  Vorwurf  politischer  Bestrebungen  gegen  die  Konsumvereine. 
Jahresbericht  des  Z.-V.  d.  K.-V.  für   1913,    S.   102. 

2)  In  dem  Sinn,  den  die  Staatsanwaltschaft  bei  den  Prozessen  Lassalles  dem 
Wort  zugrunde  legte. 

3)  Der  Zentralverband  hat  öfters  offiziell  erklärt,  mit  jeder  Art  von  Gewerk- 
schaften Vereinbarungen  treffen  zu  wollen,  die  selbst  bei  Aufnahme  ihrer  Mitglieder 
vollständige  politische  und  religiöse  Neutralität  walten  lasse. 
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der  Fortschritt  die  Arbeiter  mit  diesem  Mittel  der  Verbesserung 
der  wirtschaftlichen  Lage  ködern  wolle,  kam  die  Furcht,  daß 
die  Arbeiterschaft  über  diesem  friedlichen  Mittel  das  einzig  Not- 
wendige, die  Verfolgung  der  politischen  Ziele,  vernachlässige. 
Ueberdies  predigte  noch  Lassalle  mit  der  großen  Ueberzeugungs- 
kraft  seiner  Persönlichkeit,  daß  nur  die  mit  staatlichen  Mitteln 
gegründeten  Produktivassoziationen  zur  Erreichung  der  gesteckten 
Ziele  führen  könnten,  während  er  den  Konsumvereinen  eine  nach- 
haltige Wirkung  auf  das  Los  der  Arbeiter  absprach^). 

Auch  heute  ist  die  auf  Lassalles  Theorie  zurückgehende  Ab- 
neigung gegen  genossenschaftliches  Wirken  in  den  Reihen  der 
Sozialdemokraten  noch  keineswegs  vollständig  verschwunden. 
Dazu  kam  zeitweise  die  durch  das  Sozialistengesetz  geschaffene 
Lage,  die  nachdrücklich  darauf  hinwies,  daß  in  der  Eroberung 
der  politischen  Macht  das  Ziel  zu  suchen  sei,  und  daß  die  nötige 
revolutionäre  Energie  nicht  durch  friedlich  reformatorische  Klein- 
arbeit gefährdet  werden  dürfe  ^).  Nur  soweit  gemaßregelte  Genossen 
bei  den  Konsumvereinen  unterkamen,  erkannte  man  deren  Nütz- 
lichkeit an.  So  auf  dem  Parteitag  zu  Berlin  (1892),  wo  die  Hal- 
tung den  Konsumvereinen  wie  allen  Genossenschaften  gegenüber 
sonst  eine  vollständig  ablehnende  war.  In  der  Reichstagssitzung 
vom  26.  Nov.   1896^)  ferner  erklärte  Bebel,  daß  der  weitaus  größte 


i)  Schulze-D elitzsck  nahm  die  Produktivassoziationen,  so  warf  ihm  Lassalle 
vor,  nur  weil  von  diesem  dazu  gedrängt,  in  sein  Genossenschaftsprogramm  auf 
(vgl.  Lassalle,  Herr  Schulze  von  Delitzsch,  der  ökonomische  Julian,  Chicago  1872, 
S.  174  f.).  Die  Wirkungslosigkeit  der  Konsumvereine  begründete  Lassalle  l.  damit, 
daß  die  Benachteiligung,  welche  den  Arbeiter  trifft,  diesen  als  Produzenten  und 
nicht  als  Konsumenten  trifft ;  2.  mit  dem  ehernen  Lohngesetz  (der  durchschnitt- 
liche Arbeitslohn  pendle  um  den  notwendigen  Lebensunterhalt,  der  in  einem  Volke 
gewohnheitsmäßig  zur  Fristung  der  Existenz  und  zur  Fortpflanzung  erforderlich 
sei) ;  3.  damit,  daß  zwar  solange,  als  nur  einzelne  Kreise  in  den  Konsumvereinen 
zusammentreten,  der  allgemeine  Arbeitslohn  nicht  berührt  werde ;  daß  aber,  sowie 
der  überwiegende  Teil  oder  die  Gesamtheit  der  Arbeiterschaft  an  Konsumvereine 
angeschlossen  sei,  der  Arbeitslohn  infolge  des  durch  die  Konsumvereine  billiger 
gewordenen  Lebensunterhaltes  notwendigerweise  um  eben  soviel  fallen  müsse.  Auch 
die  geringfügige  Erleichterung,  die  bis  dahin  die  Konsumvereine  gewährten,  falle 
dann  fort.  Offenes  Antwortschreiben  an  das  Zentralkomite  zur  Berufung  eines 
Allgemeinen  Deutschen  Arbeiterkongresses  zu  Leipzig.  Ferd.  Lassalles  Reden  und 
Schriften,  herausgegeben  von  E.  Blume.  Leipzig  1899,  i.  Bd.,  S.  14  f.  Vgl.  dazu 
Herr  Basiiat-Schulze  usw.  S.    163  sowie  Anm.  S.   185. 

2)  R.  Riektt  und  F.  Giesberts,  Arbeiterkonsumvereine,  Heft  9  der  Schriften 
für  soziale  Reform,  Jena   1903,  S.  25. 

3)  Stenographische  Berichte   1895/97,  Bd.  5,  S.   3492. 
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Teil    der  Partei   noch    nicht  gewillt   sei,    seine  Kräfte   und  Mittel 
für  solche  Unternehmungen  herzugeben. 

Und  auf  dem  Parteitag  zu  Hannover  (1899)  war  es  wie- 
derum Bebel,  der  einer  gegenteiligen  Auffassung  gegenüber  trat. 
Der  auf  der  Tagung  nicht  anwesende  Bernstein,  dem  »die  Be- 
wegung alles,  das  Ziel  nichts«  ist,  sah  in  den  Genossenschaften 
eines  der  vielen  Mittel,  um  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesell- 
schaft den  Sozialismus  immer  mehr  zu  verwirklichen.  Obwohl 
mehrere  Redner  Bernsteins,  Standpunkt  einnahmen  oder  doch 
demselben  nahe  kamen,  gelangte  die  Resolution  zur  Annahme, 
daß  die  Partei  der  Gründung  von  Erwerbsgenossenschaften  neu- 
tral gegenüberstehe.  Wenn  ihnen  Bebel  in  seinem  Schlußwort 
auch  keine  entscheidende  Bedeutung  für  die  Befreiung  der  Ar- 
beiter beimaß,  so  bleibt  doch  der  Gesamteindruck  einer  sympa- 
thischen Neutralität.  »Das  hinderte  aber  nicht«,  schreibt  einer 
der  Führer  der  Hamburger  Richtung^),  »daß  noch  auf  viele 
Jahre  hinaus  ein  Teil  des  kleinbürgerlichen  Einschlags  der  sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei  und  die  geschäftssozialistischen 
kleinbürgerlichen  Mitläufer  die  Konsumgenossenschaftsbewegung 
auf  das  erbittertste  bekämpften  und  ihr  nach  Kräften,  weniger 
offen  als  geheim,  Abbruch  taten.«  Der  Parteitag  in  Magdeburg 
1910  meint,  daß  die  Konsumvereine  ein  wirksames  Mittel  zur 
Unterstützung  im  Klassenkampf  werden  können  und  fordert  des- 
halb die  Massen  zum  Beitritt  auf.  Er  stellt  sich  überwiegend 
auf  den  materialistisch-revolutionären  Standpunkt  und  tritt  damit 
in  Gegensatz  zu  den  mehr  revisionistischen  Gesichtspunkten  des 
internationalen  Kongresses  zu  Kopenhagen.  Eins  steht  fest:  Daß 
nicht  auf  die  politische  Partei  der  Sozialdemokratie  die  Entwick- 
lung der  Konsumgenossenschaftsbewegung  zurückzuführen  ist, 
ferner,  daß  man  mit  der  von  den  Hamburgern  proklamierten 
Neutralität  der  Konsumvereine  von  dem  Moment  an  unzufrieden 
ist,  in  dem  man  sie  —  der  Wandlung  des  politischen  Denkens 
gemäß  —  für  den  Klassenkampf  reklamiert.  Dem  gegenüber  ist 
jedoch  zugleich  auf  Grund  der  Tatsachen  festzustellen,  daß  sich 
bis  jetzt  der  Zentralverband  mit  Erfolg  dagegen  gewehrt  hat,  daß 
die  Konsumvereine  zu  vaches  ä  lait  der  sozialdemokratischen 
Partei  wurden  —  ganz  im  Gegensatz  zu    den  belgischen,  hollän- 

I)  Heinrich  Kaufmann,  Die  Stellungnahme  der  Sozialdemokratie  zur  Konsum- 
genossenschaftsbewegung, Konsumgenossenschaftliche  Rundschau  1910,  Nr.  41—52, 
s.  S.  909. 
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dischen,    französischen    und  italienischen  Verhältnissen.     Daß  die 
führenden  Persönlichkeiten  dafür  der  Hyperneutralität  und  »Nur- 
genossenschafterei«  bezichtigt  wurden,  läßt  sich  denken.  Energisch 
verwahren    sie    sich  —  auch    unter    Berufung    auf  §  8i    des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes —  dagegen,  daß  man  ihnen  politische  Ten- 
denze/i  unterschiebt.     »Nicht   die  Sozialdemokratie   hat  die  Kon- 
sumgenossenschaftsbewegung erobert,    sondern    umgekehrt,    kon- 
sumgenossenschaftliches Wollen  hat  in  einem  Maße,    in  dem  wir 
es  vorher  kaum    zu  hoffen  wagten,    das  Wollen  der  Sozialdemo- 
kratie   und    deren    Stellung    zu    den    Konsumenteninteressen    er- 
obert« ^).    Und  von  Elin  erklärte  auf  dem  Genossenschaftstag  des 
Zentralverbandes  in  München  (1910):     »Die    Bahnen,    die    wir  zu 
wandeln  entschlossen  sind,    bestimmen  wir  selbst,  wir  lassen  uns 
von  keiner  Seite,    weder    von    einer   Partei-    noch    von  einer  Ge- 
werkschaftsinstanz, unsere  Richtungen,  unsere  Tätigkeit  vorschrei- 
ben« -)  ^).     Man  gibt  jedoch    in   genossenschaftlichen  Kreisen  zu, 
daß  die  Konsumgenossenschaften  mit  als  ein  Mittel  zu  betrachten 
seien  zur  »Befreiung  der  Arbeiterklasse  von  den  Fesseln  des  Ka- 
pitalismus« und  man  behauptet,  daß  die  Forderungen  der  Sozial- 
demokratie an  die  Konsumgenossenschaften    innerhalb    der    kon- 
sumgenossenschaftlichen    Entwickelungsnotwendigkeiten      liegen. 
Und  deshalb  wird    das  Argument    von    den    dem  Staat   und    der 
heutigen  Wirtschaftsordnung    feindlichen    Genossenschaften    wohl 
kaum  aus  dem  Kampf  gegen    die  Konsumvereine   verschwinden. 
Es  genügt  ja  schon,    daß    man    auf  die  Tendenzen  des  Genos- 
senschaftssozialismus hinweist,   die  in  den  Kreisen,    für 
die  die  politische  Begründung  berechnet  ist,  als  destruktiv  ange- 
sehen werden,  um  den  Eindruck  zu  erzielen,  der  für  eine  steuerliche 
Ausnahmsbehandlung    notwendige    Voraussetzung    ist  '^).      Dieser 


1)  H.  Kauftnann  a.   a.  O.  S.  875. 

2)  H.  Kaufmann  a.  a.  O.  S.  874. 

3)  Vgl.  Tönnies,  Neutralität  und  Politik,  Konsumgenossenschaftliche  Rund- 
schau vom  15.  April  191 1;  Dr.  H.  Müller,  Die  Klassenkampftheorie  und  das 
Neutralitälsprinzip  der  Konsumvereine,  Basel  1907,  S.  19.  H.  Kaufmann  a.  a.  O. 
Nr.  41 — 52.  A.  von  Elm,  Genossenschaftsbewegung  und  Sozialdemokratie,  Sozia- 
listische Monatshefte,  15.  Heft  vom  28.  Juli  1910,  bes.  S.  938.  P.  Kampfmeyer, 
Wandlungen  in  der  Theorie  und  in  der  Taktik  der  Sozialdemokratie,  München 
1904,  S.  97.  Paul  Göhre,  Die  Arbeiterkonsumvereine,  Berlin  1910.  E.  Vander- 
■velde,  La  cooperaLion  neutre  et  la  Cooperation  socialiste,   Paris    1913. 

4)  Möglicherweise    hat    die  Haltung   der  Sozialdemokratie    im    gegenwärtigen 
Krieg  zur  dauernden  Wirkung,    daß  man  ihr  gegenüber    nicht    mehr    den  Vorwurf 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1916.    2.  I  ^ 
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Umstand  ist  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  wenn  man  erwägt, 
welche  Rolle  das  Problem  der  Genossenschafts-  vor  allem  der 
Konsumvereinsbesteuerung  in  den  Programmen  und  in  der  Taktik 
der  bürgerlichen  politischen  Parteien  in  Deutschland  spielt. 

Wenn  trotz  aller  Widersprüche  und  Inkonsequenzen  eine 
Steuerpolitik  durchdringen  konnte,  die  aus  außerhalb  des  Steuer- 
wesens liegenden  Gründen  einzelne  Genossenschaftsarten  be- 
günstigt und  eine  andere  mit  Sondersteuern  belastet,  so  liegen 
die  Gründe  hiefür  in  dem  Umstand,  daß  diese  Steuerpolitik 
ein  Teil  der  sog.  Mittelstandspolitik  ist.  Die  For- 
derungen der  Mittelstandspolitik  aber  haben  in  den  Programmen 
gerade  der  gesetzgeberisch  einflußreichsten  Parteien  eine  immer 
größere  Bedeutung  angenommen,  so  daß  die  Regierungen  —  meist 
geschoben  —  schließlich  auch  den  Weg  der  Sondersteuergesetz- 
gebung betraten.  Der  Einfluß  der  Mittelstandsbewegung,  die  ganz 
besonders  auf  die  rührige  Agitation  des  vieux  commerce  solide 
zurückzuführen  ist,  auf  das  politische  Leben  ist  erklärlich,  wenn 
man  erwägt,  daß  die  daran  beteiligten  Kreise  zum  allergrößten 
Teil  noch  nicht  zu  einem  Klassenbewußtsein  gekommen  sind,  das 
zur  Gründung  einer  eigenen  politischen  Partei  geführt  hätte. 
W^ährend  also  innerhalb  der  bürgerlichen  Parteien  ein  reger  Wett- 
bewerb um  diese  Stimmen  herrscht,  die  infolge  des  Wahlrechtes 
oder  der  Wahlkreiseinteilung  nicht  selten  besonderes  Gewicht 
haben,  sind  die  Wählermassen,  die  durch  die  Ausnahmebesteue- 
rung der  Konsumgenossenschaften  geschädigt  werden,  zum  weit- 
aus größten  Teil  sicherer  Bestand  der  Sozialdemokratie  ^).    Dieser 

der  Vaterlandslosigkeit  und  Staatsgefährlichkeit  —  wenigstens  nicht  mit  dem  Erfolg 
wie  bisher  —  erhebt.  Ob  dann  an  die  Stelle  der  »sozialdemokratischen«  Konsum- 
vereine nicht  die  »sozialistischen«  Konsumvereine  in  der  Argumentation  treten, 
oder  ob  man  nicht  über  die  Begriffe  »Sozialismus«  und  »Genossenschaftssozialis- 
mus« im  besonderen  etwas  umlernt,  wird  die  Zukunft  zeigen.  In  der  Vergangen- 
heit hat  man  sich  nicht  dadurch  irre  machen  lassen,  daß  die  Grundlage  jeder  wirk- 
lichen Genossenschaft,  wie  schon  der  Name  sagt,  sozialistischer  (richtiger:  gruppen- 
sozialistischer) Natur  ist  und  daß  nicht  wenige  Beamte  und  andere  staatserhallende 
Staatsangehörige,  ja  selbst  ein  Teil  des  »selbständigen  Mittelstandes«  von  solch 
genossenschaftlichen  Einrichtungen  Gebrauch  machen. 

Verschiedene  Anzeichen  deuten  darauf  hin,  daß  der  Kampf  gegen  die  Kon- 
sumvereine nach  dem  gegenwärtigen  Krieg  und  zwar  mit  den  gleichen  Begrün- 
dungen wie  bisher  wieder  geführt  werden  wird.  (Vgl.  Konsumgenossenschaftliche 
Rundschau  1915,  Nr.   1,  S.  9.) 

i)  Im  Gegensatz  zu  den  politischen  Verhältnissen  Englands.  Anch  hier  rief 
man  nach  Slaatshilfe    gegen    die    Schädigungen    durch    die  Konsumvereine.     Doch 
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seiner  Bedeutung  für  die  Wahlen  ist  sich  der  Mittelstand  voll 
bewußt:  So  erließ  der  Reichsdeutsche  Mittelstandsverband  vor 
mehreren  Jahren  an  die  Wähler  des  selbständigen  Mittelstandes 
Deutschlands  einen  Wahlaufruf,  in  dem  es  unter  anderem  heißt : 
».  .  .  Inmitten  dieses  allgemeinen  Interessenansturmes  stehen  die 
breiten  Schichten  des  selbständigen  Mittelstandes.  Heiß  wird  er 
von  allen  Seiten  umworben,  weil  seine  Wählermassen  in  der  Mehr- 
zahl das  Zünglein  an  der  Wage  bilden«  *).  Und  so  fehlt  dann 
selten  unter  den  Programmpunkten,  auf  die  der  Kandidat  sich 
verpflichten  muß,  »Wirksame  Besteuerung  aller  Konsumvereine«. 
> Angesichts  so  rühriger  Wählergruppen« ,  meinte  Rathgen  in 
den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  1899,  »ist  mit 
einem  wichtigen  Faktor  zu  rechnen,  mit  dem  Mangel  an  Mut 
der  politischen  Parteien«  i)  '^).  Dazu  kommt,  daß  den  umworbenen 
Schichten  des  Mittelstandes  immer  wieder  suggeriert,  ja  in  Wahl- 
programmen, Resolutionen,  durch  die  Presse  usw.  förmlich  einge- 
hämmert wird,  daß  eine  wirksame  Konsumvereinsbesteuerung  zu 
den  besten  Mitteln  zur  Erhaltung  des  Mittelstandes  zähle.  Denn 
nicht  leicht  bringt  es  eine  politische  Partei  über  sich,  vor  ihre 
einflußreichsten  Wähler  hinzutreten  und  zu  gestehen,  daß  irgend 
ein  beliebtes  Mittel  ein  Fehler  gewesen  sei,  den  man  nicht  wieder 
machen  dürfe.  Es  ist  verständlich,  wenn  man  bei  diesen  Mitteln 
trotz  allem  bleibt.  Es  muß  ja  gewissen  Schichten,  wie  Miguel 
sagte,  das  Gefühl  oder  der  Glaube  genommen  werden,  daß  für 
sie  nichts  geschehe,  während  andere  bevorzugt  würden. 

So  vertreten  die  konservativen  Parteien  in  schärfster  Form 
die  Forderungen  des  Mittelstandes,  die  auf  eine  Unterdrückung 
und  Hemmung  der  Konsumgenossenschaften  durch  steuerliche 
Maßnahmen  hinauslaufen,  ohne  sich  durch  den  Widerspruch  ab- 
halten zu  lassen,  der  gerade  in  ihrem  Verhalten  liegt.     Während 


blieben  »Regierung  und  Parlament  taub  gegenüber  den  selbstsüchtigen  Forderungen 
der  Krämer  und  die  Konsumvereine  waren  begünstigt  von  dem  freundschaftlichen 
Wetteifer  konservativer  wie  liberaler  Politiker«  (^Brentano  im  Vorwort  zu  Riekn, 
Das  Konsumvereinswesen  in  Deutschland,  S.  XII).  Dies  dürfte  erklärlich  sein  aus 
dem  früheren  Zweiparteiensystem  Englands  und  der  späten  Entwicklung  der  dor- 
tigen politischen  Arbeiterbewegung.  Auch  die  heutige  Labour  Party  bildet  wohl 
zu  oft  das  Zünglein  an  der  Wage,  als  daß  man  die  Mitglieder  durch  eine  Aus- 
nahmebesteuerung der  Genossenschaften  so  vor  den  Kopf  stoßen  könnte  wie  in 
Deutschland. 

i)  Die  Parteien,  Bd.   i,  Heft  3,  S.  421. 

2)  S.   179  f. 
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sie  für  die  landwirtschaftlichen  und  auch  kleingewerblichen  Ge- 
nossenschaften nicht  nur  reichliche  direkte  Staatsunterstützung  ver- 
langen, sondern  meist  auch  deren  Steuerfreiheit  durchsetzen, 
können  bei  ihnen  die  Rufe  nach  steuerlichen  Repressalien  gegen 
dieselben  wirtschaftlichen  Selbsthilfe-Einrichtungen  einer  Schicht, 
deren  Mitglieder  bei  den  Wahlen  für  sie  so  viel  wie  garnicht  in 
Betracht  kommen,  auf  wärmste  Fürsprache  rechnen.  Ihnen  schließt 
sich  an  der  Bund  der  Landwirte,  der  sich  infolge  seiner  eigenen 
genossenschaftlichen  Tätigkeit^)  allerdings  manchmal  veranlaßt 
sieht,  zu  erklären,  »daß  er  in  seinen  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen dem  erwerbenden  Bürgertum  keinerlei  Konkurrenz 
mache«  ^). 

In  einer  eigenartigen  Lage  befinden  sich  insbesondere  bez. 
der  Frage  der  Besteuerung  der  Konsumgenossenschaften  die  libe- 
ralen Parteien  und  das  Zentrum.  Während  keine  Partei  aus 
Furcht,  der  Mittelstandsfeindlichkeit  geziehen  zu  werden,  sich 
den  steuerlichen  Begünstigungen  der  landwirtschaftlichen  und 
kleingewerblichen  Genossenschaften  gegenüber  ablehnend  verhält, 
kann  als  entschieden  konsumgenossenschaftsfreundlich  nur  der 
soziale  Reformliberalismus  bezeichnet  werden,  der  deshalb  auch 
mit  den  steuerlichen  Maßregeln,  die  die  Erdrosselung  und  Schwä- 
chung der  Konsumvereine  bezwecken,  nicht  einverstanden  ist. 
Diese  liberale  Gruppe  kann  sich  konsequent  so  verhalten,  da  sie 
sich  hauptsächlich  an  den  »neuen  Mittelstand«  wendet,  dessen 
Interessen  als  Konsumenteninteressen  betont  sind  ^).  Auch  der 
Freisinn  wendet  sich  überwiegend  gegen  eine  Ausnahmesteuer- 
gesetzgebung ^).  Unentschiedener  ist  die  Haltung  der  rechts- 
stehenden liberalen  Gruppen,  die  einerseits  einen  Teil  des  selb- 
ständigen Mittelstandes  umfassen,  andererseits  aber  als  »liberale« 


i)  Der  Bund  der  Landwirte,  ein  eifriger  Gegner  der  Konsumvereine,  besaß 
1905  in  Berlin  eine  Verkaufsstelle  mit  113  Angestellten  und  381  Verkaufsstellen 
in  allen  Teilen  des  Landes,  »die  dem  Landwirt  alles  bieten,  was  er  für  Haus  und 
Feld  benötigt«.  Berliner  Morgenpost  vom  5.  April  1905.  Vgl.:  Die  mittelstands- 
freundliche Interessenwahrnehmung  der  Herren  Agrarier.  Augsburger  Mittelstands- 
zeitung Nr.  33  vom  12.  August  191 1,  »Der  Bund  der  Landwirte  und  die  Kon- 
sumvereine«, K.  R.  1911,  S.  993.  Kreuzzeitung  vom  9.  Juni  191 1.  Konservatives 
Handbuch,  zit.  K.  R.   1911,  S.  987,  ferner  K.  R.    1913,  S.  858. 

2)  E.  Leder  er.  Die  wirtschaftlichen  Organisationen,   S.   120. 

3)  Vgl.  Bayer,  Liberale  Kleinhandelspolitik,    Verlag  der  Hilfe. 

4)  Vgl.  z.  B.  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau    1907,    S.  416;    dagegen 
102.  Sitzung  des  Reichstags  vom  31.  Januar   1913.     Berichte  S.  3430  B  u.  C. 
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Parteien  die  Berechtigung  der  wirtschaftlichen  Selbsthilfe  in  den 
Konsumvereinen  anerkennen  müssen.  Es  kommt  zwar  in  der 
Theorie  vor,  daß  sie  gegen  eine  Ausnahmsbehandlung  der  Kon- 
sumgenossenschaften sind  ^),  im  praktisch  politischen  Leben  jedoch 
ist  die  Stimmung  diesen  Genossenschaften  weniger  günstig.  Dies 
zeigt  z.  B.  eine  Abstimmung  der  nationalliberalen  Partei  Preußens 
über  den  Antrag  Sdiröder,  in  den  Wahlaufruf  als  Programmpunkt 
den  Schutz  des  Kleinhandels  und  des  Handwerks  gegen  die  Aus- 
wüchse der  Warenhäuser  und  Konsumvereine  aufzunehmen :  Der 
Antrag  wurde  gegen  eine  starke  Minorität  angenommen  *^).  For- 
derten die  bayerischen  Liberalen  in  ihrem  Nürnberger  Programm 
von  1905  weiteren  Ausbau  der  genossenschaftlichen  Organisationen, 
so  konstatierte  andrerseits  ein  liberaler  Kandidat,  daß  er  ent- 
schiedener Gegner  der  Konsumvereine  sei  ^).  Oder  es  wendet 
sich  ein  liberaler  Wahlverein  gegen  die  programmatische  Förde- 
rung des  Genossenschaftswesens  durch  die  Freisinnige  Volks- 
partei *)^).  Auch  die  dem  Liberalismus  nahestehenden  industriel- 
len Kreise  hat  man  gegen  die  Konsumgenossenschaften  scharf  zu 
machen  gewußt "). 

Nicht  weniger  schwankend  ist  die  Haltung  des  Zentrums, 
dessen  religiöse  Orientierung  die  Zusammenfassung  wirtschaftlich 
ganz  verschieden  interessierter  Kreise  deckt  und  ein  Kompromiß 
der  Interessen  nötig  macht  ^).  Die  Stellung  zu  dieser  Frage  richtet 
sich  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  darnach,  ob  vorzugsweise 
Mittelstands-  oder  Arbeiterinteressen  zu  vertreten  sind,  die  Ge- 
samthaltung ist  daher  sehr  unentschieden.  Daß  in  den  Zentrums- 
arbeiterkreisen   nicht    völlige  Zufriedenheit    mit    der    steuerlichen 

\)  W.  Tryan,  Die  Renaissance  des  Liberalismus,  S.  37.  (Breslau  1908.)  Vgl. 
Jahrbuch  des  Zentralverbandes  Bd.  i,  S.  182;  ferner  Kölnische  Zeitung  vom 
17.  Mai  1911 :  Der  gewerbliche  Mittelstand  und  die  Konsumvereine;  Taschenbuch 
für  nationalliberale  Wähler,  S,  8 — 10,  S.  131,  zitiert  Konsumgen.  Rundschau  1911, 
S.  952. 

2)  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine,  Jahrgang  1914, 
Bd.   I,  S.  153. 

3)  Konsumgen.  Rundschau  1907,  S.  663. 

4)  Konsumgen.  Rundschau   1907,  S.  1072. 

5)  Vgl.  Liberalismus  und  Konsumvereinsbesteuerung,  Kons.  R.   191 1,  S.  223. 

6)  E.  Lederer,  Die  Mittelstandsbewegung,  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und 
Sozialpolitik  1910,  S.  997:  Zugunsten  des  Mitteistandes,  »des  Bollwerkes  gegen 
den  Ansturm  der  Armee  der  Festbesoldeten«. 

7)  Vgl.  Wahlzeitung  der  Zentrumspartei  für  den  Landtagswahlkreis  Gelsen- 
kirchen vom   10.  Mai   191 3;    Wahlaufruf   der  hessischen  Zentrumspartei  von    1908. 
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Behandlung  der  Konsumgenossenschaften  herrscht,  geht  aus  einer 
Resolution  des  7.  Delegiertentages  des  Verbandes  katholischer 
Arbeitervereine  des  Reg.-Bez.  Aachen  hervor  ^).  1904  trat  die 
preußische  Zentrumspartei  für  eine  Erhöhung  der  Warenumsatz- 
steuer (auch  auf  Konsumvereine  !)  bis  zu  5  Proz.  ein.  Einige  Jahre 
darauf  lehnte  sie  die  Gesellschaftssteuer  für  die  Konsumvereine 
ab,  da  sie  diese  »fast  den  Erwerbsgesellschaften  gleichstelle«. 
> Inzwischen  hatten  sich  nämlich«,  schreibt  Kmifniann  im  Jahres- 
bericht des  Z.-V.  d.  K.-V.  1910,  »die  Arbeiter  im  Zentrum  gegen 
die  Mißachtung  ihrer  genossenschaftlichen  Betriebe  durch  die 
Mittelstandspolitik  gerade  ihrer  Partei  energisch  zur  Wehr  ge- 
setzt« "-). 

Die  schwierige  Lage,  in  die  das  Problem  insbesondere  der 
Konsumgenossenschaftsbesteuerung  manche  Partei,  nicht  nur  das 
Zentrum,  versetzt,  kennzeichnet  Dr.  Engel  in  einem  sozialen  Kurs 
des  Volksvereins  für  das  katholische  Deutschland  folgendermaßen: 
>Der  Volksverein  kann  das  Bestreben  der  Arbeiter  nach  Or- 
ganisation des  Konsums  nicht  verurteilen,  aber  er  kann  es 
auch  nicht  gutheißen,  weil  der  Konsumverein  den  Detailhandel 
schädigt«  ^). 

Aus  der  Haltung  der  politischen  Parteien  ergibt  sich  die 
praktische  Lösung  der  Frage  der  Genossenschaftsbesteuerung. 
Sozialpolitisch  und  mit  Gründen  der  Staatsklugheit  motiviert, 
spiegelt  sie  die  politische  Macht  und  den  politischen  Einfluß  der 
durch  die  einzelnen  Genossenschaftsarten  geförderten  oder  be- 
drohten Schichten  wider;  insbesondere  unter  dem  Einfluß  der 
Mittelstandsbewegung  ist,  wie  vor  allem  die  Konsumvereinsbe- 
steuerung zeigt,  allmählich  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  die 
objektive  Lösung  der  Frage  von  steuerpolitischen  Gesichtspunkten 
aus  immer  seltener  geworden  und  eine  »sozialpolitische«,  mit  dem 
Gerechtigkeitsprinzip  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Wider- 
spruch stehende  an  ihre  Stelle  getreten. 

Was  sind  nun  die  Wirkungen  dieser  Steuerpolitik,  die,  soweit 
sie  gegen  die  Konsumentenorganisationen  gerichtet  ist,  den  Ver- 
such darstellt,   wirtschafts-   und    sozialpolitische  Maßnahmen,    die 

i)  Abgedr.  Konsumgen.  Rundschau   1908,  S.  331;  vgl.  ferner  Artikel  S.  832. 

2)  Jahresbericht  des  Z.-V.  d.  K.-V.   1910,  S.  281. 

3)  Vgl.  die  oben  zit.  Schrift  von  Engel  sowie  Giesberts  a.  a.  O.  S.  53 ;  siehe 
ferner  die  politischen  Verhaltungsmaßregeln,  die  Suchsland  in  »Schutz-  und  Trutz- 
waffen« usw.   dem  Mittelstand  gibt. 
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unverhüllt  durchzuführen  man  sich  scheut,  in  Steuergesetze  zu 
verflechten?  Wie  die  Steuerstatistiken  zeigen,  betragen  die  von 
den  Genossenschaften  bezahlten  Staatssteuern  nur  einen  ganz 
minimalen  Teil  der  gesamten  Steuererträge  ;  bei  den  Produzenten- 
genossenschaften, von  denen  die  Schulze-Delitzschen  Volksbanken 
weniger  günstig  behandelt  werden,  läßt  sich  dies  nach  dem  im 
I.  Teil  Erörterten  begreifen.  Aber  auch  die  Besteuerung  der 
Konsumvereine  liefert  trotz  aller  Bemühungen  keine  Beträge,  die 
etwa  das  praktisch  so  machtvolle  Argument  der  »ergiebigen  Ein- 
nahmequelle« rechtfertigen  könnten^).  Und  selbst  in  den  Ein- 
nahmeetats der  Kommunen  spielen  die  Steuern  der  Konsumver- 
eine keine  solche  Rolle,  daß  durch  die  Wirkung  auf  den  Stadt- 
säckel die  nachteiligen  Folgen  der  Konsumvereinsbesteuerung 
ä  tout  prix  ausgeglichen  werden,  zumal  ja  die  ergiebigeren  Um- 
satzsteuern nicht  selten  speziellen  Zwecken  zu  dienen  haben. 

Die  Politik  zugunsten  der  Produzentengenossenschaften  hat 
—  unterstützt  durch  reichliche  anderweitige  staatliche  Hilfe  ^j  — 
ihren  Zweck  erreicht,  soweit  nicht  innerhalb  der  Genossenschaften 
liegende  Schwierigkeiten  dem  entgegenstanden.  Besonders  macht- 
voll hat  sich  das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen  ent- 
wickelt ^),  wozu  außer  der  besonderen  Eignung  der  Landwirt- 
schaft für  genossenschaftliche  Organisation  und  der  direkten  staat- 
lichen Förderung,  deren  Wert  allerdings  auch  bestritten  wird, 
gewiß  auch  die  Erleichterungen  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens 
beigetragen  haben.  Es  wird  kaum  in  Abrede  zu  stellen  sein,  daß 
den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften    durch    die    steuerliche 


i)  Vgl.  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde:  Die 
Einkommensteuerveranlagung  der  eingetj.  Genossenschaften;  ferner:  Tab.  LXXVI 
des  Jahrbuches  des  Z.-V.  d.  K.-V.  1914,  Bd.  i.  Dagegen  die  Steuerleistungen  bei- 
spielsweise der  A.-G.  bei  Z.  Blum,  Die  steuerliche  Ausnutzung  der  Aktiengesell- 
schaften usw. 

2)  Vgl. :  Die  Maßnahmen  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Verw.al- 
tung  in  Bayern.  1890—1897.  1897  — 1903.  Denkschrift  ausgearbeitet  im  kgl. 
bayr.  Staatsministerium  des  Innern.  München  1897  u.  1903,  2.  Bd.,  S.  337,  360, 
356.  Ferner  die  Denkschrift :  Der  Stand  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens in  Bayern  von  1897,  S.  61  f.,  79  f.;  Wildert,  Die  staatliche  Förderung  des 
gewerblichen  Genossenschaftswesens.  Das  neue  Deutschland,  Jahrg.  II,  Heft  32 ; 
Wygodzinski  a.  a.  O.  S.  246,  255  ;  Paech  a.  a.  O.  S.  31  ;  Jahrbuch  des  Allgemeinen 
Verbandes  usw.  für  1913,  S.  XXXVIII. 

3)  Vgl.  die  Mitteilungen  zur  deutschen  Genossenschaftsstatistik  für  1911.  Er- 
gänzungsheft XL  (S,  30  f.)  zur  Zeitschrift  des  Kgl.  Preußischen  Statistischen 
Landesamts. 
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Behandlung,  die  ihnen  zuteil  wird,  die  Konkurrenz  mit  dem  Zwischen- 
handel nicht  unbedeutend  erleichtert  wird,  selbst  wenn  die  Behand- 
luno-  lediglich  als  eine  der  wirtschaftlichen  Natur  der  betreffenden 
Genossenschaften  entsprechende  zu  bezeichnen  wäre.  Wenn  manche 
gewerbliche  und  kleinhändlerische  Genossenschaften  nicht  im  glei- 
chen Grade  sich  entwickelt  haben,  so  liegen  die  Ursachen  nicht 
darin,  -daß  sie  der  Gesetzgeber  einer  Ausnahmestellung  unter- 
worfen hätte,  ähnlich  wie  die  Konsumvereine  —  das  Gegenteil 
ist  vielmehr  der  Fall  — ,  sondern  in  Umständen,  deren  Erörte- 
rung hier  zu  weit  führen  würde.  Jedenfalls  hat  auch  hier  die 
steuerUche  Behandlung  zur  Erleichterung  der  Konkurrenz  geführt, 
was  freilich,  wie  oben  gezeigt  wurde,  auf  Seiten  der  Konkurrenz 
lebhafte  Klagen  verursacht  hat  ^). 

Der  Teil  der ■  Mittelstandspolitik  jedoch,  der  durch  eine  Aus- 
nahmebehandlung in  entgegengesetzter  Richtung,  insbesondere 
durch  Umsatzsteuern,  die  Vernichtung  oder  zum  mindesten  die 
Schwächung  der  Konsumgenossenschaften  erzielen  wollte,  hat  bis 
jetzt  versagt.  Ein  Beispiel  hierfür  bietet  die  Wirkung  der  sächsi- 
schen Umsatzsteuer.  Auf  das  oft  wiederholte  Verlangen  nach  einer 
landesgesetzlichen  Regelung  hatte  die  Regierung  auf  das  Steuer- 
recht der  Gemeinden  hingewiesen,  das  in  der  Folgezeit  denn 
auch  ausgenützt  wurde.  Von  620  Gemeinden  (über  1000  Ein- 
wohner) führten  bis  1908  36  die  Sondersteuer  ein  (darunter  nicht 
die  3  größten  Städte).  Bis  1908  konstatierte  Jantzen  eine  sink- 
ende Tendenz  der  Steuererträge  ^).  Zur  Umgehung  der  Steuer 
wurden  folgende  Mittel  angewendet :  In  2  Gemeinden  hatte 
schon  die  Drohung,  den  Betrieb  in  eine  leicht  erreichbare  Nach- 
bargemeinde ohne  Umsatzsteuer  zu  verlegen,  eine  Aufhebung  oder 
doch  Herabsetzung  der  Steuer  zur  Folge.  In  4  weiteren  Ge- 
meinden wurden  die  Konsumvereine  durch  die  Aenderung  der 
Inhaberschaft  steuerfrei ;  schließlich  —  das  wirksamste  Mittel  auch 
sorgfältigen  Regulativen  gegenüber  —  wurde  der  Umsatz  ganz  oder 
teilweise  aus  dem  Gemeindebezirk  mit  Sondersteuer  in  eine  Nach- 


1)  Ueber  die  Schwierigkeiten  der  gewerblichen  genossenschaftlichen  Organi- 
sation s.  Wygodzinski  a.  a.  O.  vS.  240  ff.  Steht  die  Zahl  der  gewerblichen  Ge- 
nossenschaften auch  weit  hinter  der  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
zurück,  so  ist  doch,  wie  die  Statistik  zeigt,  gerade  in  den  letzten  Jahren  ein  er- 
heblicher Aufschwung  festzustellen.  Dasselbe  gilt  für  den  genossenschaftlichen 
Zusammenschluß  des  Handels. 

2)  Vgl.  H.  Jantzen  a.  a.  O.  S.  68  f. 
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bargemeinde  ohne  eine  solche  verschoben.  Ferner  wurde  der 
Umsatz  in  leicht  verderblichen  Artikeln  noch  mehr  als  früher 
an  andere  Betriebe  gegen  Rabattgewährung  abgegeben.  Drei 
Vereine  machten  sich  hiedurch  ganz,  sieben  teilweise  steuerfrei. 
Daneben  sanken  in  den  betreffenden  Gemeinden  erklärlicherweise 
auch  die  regulären  Steuern  der  Konsumvereine,  ohne  daß  der 
unbequeme  Konkurrent  verschwand.  In  etwa  der  Hälfte  der  Ge- 
meinden gelang  es  den  getroffenen  Betrieben  (meist  Konsum- 
vereine), der  Steuer  ganz  oder  teilweise  zu  entgehen.  Das  Ziel 
der  Umsatzsteuer,  die  Einschränkung  der  getroffenen  Betriebe, 
wurde  aber  auch  in  den  übrigen  Gemeinden  nicht  erreicht.  Wo 
die  Steuer  beibehalten  wurde,  war  es  den  Gemeinden  hauptsäch- 
lich um  den  finanziellen  Ertrag  zu  tun ;  der  sozialpolitische  Zweck 
trat  schließlich  ganz  oder  doch  teilweise  zurück.  Inzwischen  ist 
die  Umsatzsteuer  auch  noch  in  mehreren  anderen  Orten  aufge- 
hoben oder  ermäßigt  worden. 

In  Anhalt  dürfte  sich  die  Abwehr  der  Wirkungen  etwas 
schwieriger  gestalten,  da  seit  191 1  auch  die  Kreise  zur  Erhebung 
einer  Umsatzsteuer  befugt  sind.  Von  den  Gemeinden  war  vom 
Recht  der  Erhebung  der  Sondersteuer  wenig  Gebrauch  gemacht 
worden. 

Mittelstandspolitisch  xax  e^oxtjV  ist  ihrer  Tendenz  nach  die 
Braunschweig ische  Umsatzsteuer.  Der  Begründung  zum 
Gesetzentwurf  nach  zu  schließen,  stand  Braunschweigs  Mittelstand 
vor  Einführung  der  Umsatzsteuer  in  der  größten  Gefahr,  durch 
Konsumvereine  und  Warenhäuser  vernichtet  zu  werden,  ein  Ein- 
druck, der  verstärkt  wird,  wenn  man  von  der  Agitation,  die  für 
die  Umsatzsteuer  in  Mittelstandskreisen  einsetzte,  Kenntnis  nimmt. 
Man  hätte  nun  erwarten  können,  daß  von  diesem  Mittel  der 
Mittelstandshebung  in  zahlreichen  Gemeinden  Gebrauch  gemacht 
worden  wäre.  Eine  zum  Teil  bereits  in  die  kriegerischen  Wirren 
fallende  Umfrage  ergab,  soweit  sie  beantwortet  wurde,  ein  über- 
raschendes Resultat.  Von  den  antwortenden  10  Konsumvereinen 
(von  10  verschiedenen  Orten,  darunter  von  allen  größeren  Plätzen) 
fiel  keiner  unter  die  Umsatzsteuer.  Warum  zogen  die  Gemeinden 
die  Konsumvereine  nicht  heran.?  Ein  großer  Verein  berichtete, 
»daß  dies  wohl  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  wir  uns  des  Wohl- 
wollens   der    städtischen  Körperschaften  erfreuen,    indem  wir   die 

hiesige  städtische mühle    fast    ausschließlich    für    unsern 

Bedarf  beschäftigen«.     Oder:    »Es   besteht  hier  ein  Gesetz,    wo- 
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nach  die  Stadtverwaltung  2  Proz.  erheben  kann,  wird  aber  von 
der  Behörde  nicht  gehandhabt.  Wir  bezahlen  Einkommensteuern 
und  die  vollen  Gewerbesteuern.«  »Vor  3  Jahren  wurde  von 
den  Krämern  und  Gewerbetreibenden  der  Antrag  zur  Umsatz- 
steuer gestellt.  Die  Ortsbehörde  lehnte  jedoch  den  Antrag  ab, 
da  der  Verein  durch  Staats-  und  Gemeindeeinkommensteuer  ge- 
nü"-end  Steuer  bezahlen  müsse.«  »Sind  nach  Ansicht  der  Behörde 
sowie  der  Veranlagungskommission  schon  so  vollständig  genügend 
belastet.«  »Daß  wir  nicht  der  Umsatzsteuer  unterworfen  sind, 
ist  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  sich  unser  Ort  finanziell 
günstig  stellt  und  auch  wohl  der  Antrieb  von  Seiten  unsrer  Gegner 
fehlt.«  »Vermutlich  hält  der  Gemeinderat  den  Konsumverein  für 
ein  Bedürfnis  am  hiesigen  Ort.«    usw. 

Es  ist  auffallend,  daß  (soweit  Antworten  vorliegen)  der  Klein- 
handel und  seine  Vertreter  im  Gemeinderat  entweder  den  An- 
trag nicht  stellten  oder  damit  nicht  durchdrangen.  Der  Grund 
hiefür  dürfte  einerseits  in  der  Scheu  vor  einer  Ausnahmesteuer 
liegen,  die  aus  leicht  erklärUchen  Gründen  im  Gemeinderat  nament- 
lich einer  kleineren  oder  mittleren  Stadt  wohl  mehr  ein  hemmen- 
des Moment  ist  als  im  parlamentarischen  Körper  eines  Staates. 
Andrerseits  dürfte  die  gerade  in  Braunschweig  lebhafte  und  ener- 
gische Vertretung  der  Konsumenteninteressen  das  Gewissen  der 
Bürger  gegen  eine  Ausnahmebehandlung  eines  Teils  der  Mitbürger 
so  sehr  geschärft  haben,  daß  —  das  Gewicht  der  Arbeiterver- 
treter im  Stadtparlament  mitgerechnet  —  ein  Antrag  auf  Einfüh- 
rung der  Umsatzsteuer  auf  erhebliche  Hindernisse  stoßen  mußte. 
Nicht  weniger  interessant  ist  die  »Wirkung«  der  Ham- 
burger fiktiven  Einkommensteuer.  Infolge  der  Steuernovelle 
von  1908  stellte  der  Konsum-,  Bau-  und  Sparverein  »Produk- 
tion«, den  in  erster  Linie  die  Verschärfung  getroffen  hätte,  den 
Konsumvereinsbetrieb  ein  und  es  übernahm  die  »Produktion«, 
eine  Handelsgesellschaft  m.  b.  H.  die  Warenverteilung.  Diese 
Gesellschaft  hat  ein  Stammkapital  von  100  000  Mark,  von  dem 
die  Genossenschaft  »Produktion«  98  000  Mark  und  ein  Vorstands- 
mitglied der  Genossenschaft  2000  Mark  übernahm.  Die  Gesell- 
schaft hat  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft  Rabatt  zu  ge- 
währen, den  die  einkaufenden  Nichtmitglieder  nicht  erhalten. 
Trotz  dieser  Umwandlung  wurde  die  Genossen  schaft  als  unter 
das  Gesetz    fallend    zur  Steuer    veranlagt.     Die  Steuerdeputation 
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vertrat  den  Standpunkt,  daß  das  Scheingebilde  der  Handelsge- 
sellschaft als  nicht  vorhanden  betrachtet  werden  müsse. 

Es  kam  zu  gerichtlichen  Auseinandersetzungen,  im  Laufe 
derer  das  Oberlandesgericht  zwar  die  rechtliche  und  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  der  Handelsgesellschaft  »Produktion«  zugab, 
doch  zugleich  entschied,  daß  die  Genossen  schaft  » Produktion « , 
die  sich  jetzt  auf  das  Lieferantengeschäft  beschränkt,  indem  sie 
sich  mit  der  Handelsgesellschaft  in  Verbindung  setzte,  sich  vom 
Wesen  eines  Konsurnvereins  nicht  entfernt  habe  und  zwar  auch 
nicht  von  dem  des  Konsumvereins  im  Sinne  der  Novelle  von 
191 1.  Hiegegen  wurde  Revision  beim  Reichsgericht  eingelegt. 
Auch  dieses  hat  zuungunsten  der  Genossenschaft  entschieden,  je- 
doch nur  aus  formalrechtlichen  Gründen,  sodaß  die  Frage  noch 
nicht  entschieden  ist  ^),  ob  die  Genossenschaft,  die  nur  Liefe- 
rantenrabatte vermittelt  aber  selbst  keinen  Handel  treibt,  ein 
Konsumverein  im  Sinne  des  Steuergesetzes  ist.  Nach  einer 
Mitteilung-)  der  Genossenschaft  »Produktion«  wurde  die  Ge- 
nossenschaft für  die  abgelaufenen  Jahre  1912/14  mit  der  fiktiven 
Einkommensteuer  belegt,  »obwohl  in  diesen  Jahren  die  Genossen- 
schaft keinen  Umsatz  gehabt  hat«.  Auch  hiegegen  wurde  Ver- 
wahrung eingelegt  und  auf  gerichtliche  Entscheidung  gedrungen. 
Die  Handelsgesellschaft  »Produktion«  m.  b.  H.,  die  an  jedermann 
verkauft,  wurde  nach  ihrem  Einkommen  zu  den  normalen  Sätzen 
veranlagt  und  hat  diese  Steuer  auch  anstandslos  entrichtet.  Der 
Steuerprozeß  der  Genossenschaft  wird  vermutlich  erst  nach  Be- 
endigung des  Krieges  weitergeführt  werden. 

Vor  der  preufiischen  Warenhaussteuer  schützen  sich 
viele  in  Betracht  kommende  Konsumvereine  dadurch,  daß  sie 
diejenigen  Artikel,  die  infolge  der  Gruppenkasuistik  die  Steuer- 
pflicht zur  Folge  hätten,  fallen  lassen. 

Wo  die  Konsumgenossenschaften  von  der  Umsatzsteuer  ge- 
troffen werden,  wissen  sie  oft  deren  Wirkungen  durch  geschäft- 
liche Maßnahmen  zu  paralysieren  ^).    Zu  solchen  sind  zu  rechnen  : 


1)  Jahrbücher  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  1912,  Bd.  i, 
S.  251;   1913,  Bd.  I,  S.   226;   1914,  Bd.    I,   S.   185. 

2)  Mitteilung  vom    11.  Nov.  1914. 

3)  Falls  die  Umsatzsteuer  als  Filialsteuer  erhoben  wird,  vi'ird  auch  das  Hilfs- 
mittel erwogen,  die  Filialen  einerseits  so  selbständig  zu  gestalten,  daß  sie  nicht 
mehr  als  Filialen  angesehen  werden  können  und  andererseits  den  Konsumvereinen 
einen  so  mächtigen  Einfluß  einzuräumen,  daß  tatsächlich  alles  beim  alten  bleibt. 
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Der  Zusammenschluß  zu  Einkaufsvereinigungen,  soweit  er  nicht 
bereits  erfolgt  ist;  die  Angliederung  neuer,  lohnender  Geschäfts- 
zweio-e,  insbesondere  der  Bäckerei  usw.  Wenn  aber  wirklich  eine 
Umsatzsteuer  erdrosselnd  wirkt,  dann  gehen  nur  die  wirtschaft- 
lich schwächeren  Konsumvereine  unter,  deren  Mitgliederbestand  von 
den  stärkeren  aufgesogen  wird,  oder  es  wird  eine  ev.  Lücke  so- 
fort durch  Neugründungen  von  Detaillistengeschäften  ausgefüllt, 
wodurch  die  Bedrängnis  des  Detailhandels  erst  recht  nicht  ge- 
mindert wird  ^).  Daß  die  Umsatzsteuer  eine  Wirkung  auf  die 
Löhne  der  Konsumvereinsangestellten  ausübt,  ist  nirgends  nach- 
zuweisen und  wäre  auch  angesichts  der  tariflichen  Vereinbarungen, 
der  Lagerhalterorganisation  usw.  nicht    zu    erklären. 

Es  ist  den  Konsumgenossenschaften  sogar  gelungen,  den 
regulären  Steuern  wenigstens  zum  Teil  zu  entgehen.  Die  Vor- 
schläge allerdings,  die  den  »offenen  Laden«  im  Sinne  der  steuer- 
rechtlichen Entscheidungen,  beseitigen  wollten  2),  scheinen  keinen 
großen  Erfolg  gehabt  zu  haben.  Dadurch  jedoch,  daß  man  durch 
Einräumung  eines  rechtlichen  Anspruchs  auf  ein  bestimmtes 
Prozent  des  Umsatzes  einen  Teil  der  Rückvergütung  zum  »festen 
Rabatt«  machte,  hat  man  die  Steuerlast  nicht  unerheblich  ver- 
mindert; denn  fast  überall  wird  der  juristische  Charakter  dieses 
Rabattes  von  den  Steuerbehörden  und  in  den  Entscheidungen 
respektiert  ^). 

i)  Vgl.  y.   Wernicke,  Umsatzsteuer  und  Konsumvereine,  Berlin   1898. 

2)  Vgl.  Fuistings  Vorschlag,  eine  Barriere  im  Geschäftslokal  zu  errichten; 
Riehn  will  einen  Invaliden  das  »physische  Hindernis«  bilden  lassen. 

3)  Um  die  juristische  Begründung  der  Heranziehung  zur  Gewerbesteuer  zu 
erschweren,  werden  folgende  Winke  gegeben  (abgesehen  vom    festen  Rabatt) : 

a)  Reinliche  Scheidung  von  Lieferanten-  und  eigenem  Geschäft  in  Statut, 
Bilanz  und  Erfolg, 

b)  Behandlung  des  Lieferantenrabattes  als  Durchgangsposten, 

c)  die  Kapitaldividende,  auf  deren  Vorhandensein  trotz  ihrer  Geringfügigkeit 
großes  Gewicht  gelegt  wird,  soll  ausgemerzt  werden ;  denn  man  schließe  aus  dieser 
Dividende  auf  einen  auf  Gewinnerzielung  gerichteten  Gewerbebetrieb,  ferner  ge- 
fährde man  bei  einer  nach  so  verschiedenen  Maßstäben  stattfindenden  Ueberschuß- 
verteilung  auch  den  Ersparnischarakter  der  Rückvergütung ; 

d)  auch  die  Verteilung  des  aus  den  Ueberschüssen  angesammelten  Vermögens 
unter  die  Mitglieder  im  Falle  der  Auflösung  solle  ausgeschlossen  werden  ; 

e)  auch  der  erlaubte  Verkauf  an  Nichtraitglieder,  der  ja  etwas  Gewinn  von 
Nichtmitgliedern  einbringe,  sei  in  dieser  Hinsicht  gefährlich ; 

f)  die  Vielheit  von  Reserve-  und  andern  Fonds  sei  für  die  Steuerorgane 
verdächtig  ; 

g)  im  Statut  solle  die  Bestimmung    über  die  Rückvergütung    besser    hervor- 
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Wenn  jedoch  eine  Steuerpflicht  oder  Steuererhöhung  nicht 
zu  umgehen  ist,  so  bleibt  die  Steuer  auf  dem  Konsumverein 
liegen.  Eine  Ueberwälzung  auf  die  Lieferanten  ist  soviel  wie 
gar  nicht  möglich.  Denn  der  größte  Teil  des  Umsatzes  wird  in 
Landesprodukten  und  Lebensmitteln  erzielt,  deren  in  Betracht 
kommende  Mengen  keinen  Einfluß  auf  die  Preise  gestatten  dürften. 
Die  Kolonialwaren  werden  ohnehin  in  bedeutenden  Mengen  durch 
die  Großeinkaufsgesellschaft  bezogen. 

So  bedeutet  denn  die  Steuer  in  irgend  einer 
Weise  eine  Verminderung  der  Ersparnisse  der 
Konsumvereinsmitglieder.  Zu  einer  Herabsetzung  des 
Prozentsatzes  der  Rückvergütung  wird  aus  leicht  erklärlichen  Grün- 
den erst  gegriffen,  wenn  kein  anderes  Mittel  mehr  übrig  bleibt. 
Es  müssen  also  entweder  die  Einnahmen  erhöht  »werden  (Preis- 
steigerung) oder  die  Reservefonds  usw.  geringer  dotiert  werden 
oder  die  Abschreibungen  beschränkt  werden.  Welches  Mittel 
ergriffen  wird,  hängt  von  den  jeweiligen  Umständen  ab.  Daß 
das  Ziel  der  Ausnahmebesteuerung  der  Konsumvereine :  sie  in 
ihrer  Entwicklung  aufzuhalten  und  sie  zu  schwächen,  nicht  er- 
reicht wurde,  zeigt  deutlich  der  Aufschwung,  den  diese  Konsu- 
mentenorganisationen gerade  zu  der  Zeit  machten,  zu  der  sie  am 
heftigsten  bekämpft  wurden  ^). 

Zu  diesem  Aufschwung  hat  auch  die  Ausnahmsbesteuerung 
beigetragen;  wie  jede  Ausnahmebehandlung  hat  auch  sie  der  Be- 
wegung viel  mehr  genützt  als  geschadet,  da  sie,  wie  sich  denken 
läßt,  ein  eindrucksvolles  Agitationsmittel  für  die  Konsumvereine 
wurde  und  die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  erst  durch  die  An- 
griffe auf  die  Konsumvereine  auf  die  Vorzüge  und  Werte  der 
genossenschaftlichen  Selbsthilfe  der  Konsumenten  gelenkt  wurde. 

Dafür  ist  eine  andere  Wirkung  festzustellen,  die  an  Bedeu- 
tung gewinnt,  wenn  man  bedenkt,  daß  sie  auf  die  » Steuer  «politik 
von  Schichten  zurückzuführen  ist,  die  ihre  staatserhaltenden  Eigen- 
schaften nachdrücklichst  betonen.    Durch  die  differenzierte  steuer- 


gehoben werden  und  nicht  die  Abschreibungen,  verschiedenen  Fonds,  Kapitaldivi- 
denden, Tantiemen  usw.  dominieren.  (Vgl.  Riehn  in  der  Konsumgen.  Rundschau 
1908,  S.   138:   »Besteuerung,  Geschäftsgebaren  und  Statut«.) 

l)  Vgl.  Mitteilungen  zur  deutschen  Genossenschaftsstatistik  für  1912.  Ergän- 
zungsheft XLI  (S.  30  u.  64)  zur  Zeitschrift  des  Kgl.  Preußischen  Statistischen 
Landesamts ;  ferner  die  statistischen  Angaben  in  den  Jahrbüchern  des  Zentralver- 
bandes deutscher  Konsumvereine, 
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liehe  Behandlung  der  Genossenschaften  wurden  Kreise  der  Be- 
völkerung, denen  von  radikaler  Seite  der  Vorwurf  nicht  erspart 
blieb,  sie  vergäßen  über  Genossenschaft  und  Gewerkschaft  den 
Klassenkampf,  gegen  die  bestehende  Staatsautorität  und  die 
herrschende  Gesellschaft  immer  mehr  erbittert.  Davon  zeugen 
die  Stimmen  aus  den  betroffenen  Kreisen,  insbesonders  der  Ar- 
beiterschaft. »Wir  haben  hier  wieder  ein  Gebiet,  wo  auf  die 
Erbitterung  der  Kreise,  für  die  die  Konsumvereine  vor  allem 
wichtig  sind,  gewaltsam  hingearbeitet  wird«  ^).  'Auf  dem  3.  deut- 
schen Arbeiterkongreß  19 13  wurde  die  übliche  Konsumvereins- 
bekämpfung gekennzeichnet  als  »eine  unverständliche  und  unlogi- 
sche Maßnahme,  die  dem  Mittelstand  nichts  nützt,  die  Konsu- 
menten erbittert  und  mit  Recht  mit  Zweifeln  an  der  Objektivität 
der  Regierungsstellen  erfüllt«  ^)  ^). 

Dazu  kommen  die  Gefahren,  die  diese  Politik  für  das  Steuer- 
wesen m  sich  birgt.  Dabei  sei  abgesehen  von  den  E  r  d  r  o  s- 
s  e  1  u  n  g  s  Umsatzsteuern,  die  nicht  mehr  als  Steuern,  sondern 
als  gewerbepolizeiliche  Maßnahmen  in  der  Form  von  Steuern 
anzusehen  sind. 

Für  den  Zweck  einer  Steuer  wirken  auch  schon  sozialpoliti- 


i)  Rathgen  auf  den  Verhandlungen    des  Vereins   für  Sozialpolitik    von   1899, 
S.   180.     Vgl.  Oerimann  in  seinem  Gutachten. 

2)  Jahresbricht  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine,    K.  R.   19 13, 
S.  951- 

3)  Vgl.  die  Kritik  Lederers  in  »Die  wirtschaftlichen  Organisationen«,  S.  104: 
»Bekanntlich  waren  die  Bestrebungen  der  mittelständischen  Organisationen  bereits 
in  mancher  Hinsicht  (insbesondere  in  der  Steuergesetzgebung)  von  Erfolg  begleitet 
und  das  ist  wohl  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  wie  sehr  in  Deutschland  auch  die 
Gesetzgebung  bereits  vom  Interessentengesichtspunkt  beherrscht  ist.  Es  zeigt  sich, 
daß  die  Grundlagen  unserer  Rechtsordnung  verlassen  werden,  wenn  genügend 
große  und  mächtige  Interessentenkreise,  die  keineswegs  das  Interesse  der  Allge- 
meinheit repräsentieren,  dahinterstehen.  Besonders,  wenn  man  bedenkt,  daß  es 
gerade  mitteisländische  Kaufleute  und  Gewerbetreibende  sind,  welche  durch  Zu- 
sammenschluß in  kartellähnlichen  Vereinigungen  die  Preise  zu  bestimmen  beab- 
sichtigen, daß  ferner  gerade  Kaufleute  und  Gewerbetreibende  durch  genossenschaft- 
lichen Zusammenschluß  ihren  Lieferanten  gegenüber  Vorteile  zu  erlangen  trachten, 
oder  eine  Unabhängigkeit  von  den  Lieferanten  anstreben,  ja  für  solchen  Zusammen- 
schluß sogar  die  Hilfe  der  Allgemeinheit  in  Form  von  Subventionen  in  Anspruch 
nehmen  — ,  dann  wird  man  erkennen,  daß  der  Grundsatz  des  gleichen  Rechts  für 
die  verschiedenen  Interessentengruppen  (hier  Mittelstand  und  Konsumenten)  nicht 
mehr  gilt.  So  hat  die  Politik  des  Mittelstandes  die  Tendenz,  die  Grundlagen  des 
Rechtssystems  zu  erschüttern  ;  und  sie  wirkt  —  trotz  ihres  konservativen  Charak- 
ters —  revolutionär.« 
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sehe  Seiten  funktionen  störend,  wenn  man  als  Zweck  der  Steuer 
die  Aufbringung  des  Staatsbedarfes  ansieht.  »Wenn  es  so  weiter 
geht,  wie  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten«,  warnt  Strutz'^), 
ist  noch  gar  nicht  abzusehen,  wozu  man  das  Mittel  der  Besteue- 
rung noch  alles  verwenden  wird  oder  doch  wird  verwenden 
wollen.«  Gerade  die  P'assionssteuern  der  modernen  Gesetzgebung, 
die  sich  in  hohem  Maße  an  die  staatsbürgerliche  Reife  der  Steuer- 
zahler wenden,  aber  auch  > unbedingtes  Vertrauen  in  den  Staat 
und  die  Gerechtigkeitsliebe  des  Staates«,  sowie  »das  Vertrauen, 
daß  kein  Pfennig  unnötig  und  zu  Begünstigungen  verwendet 
werde«  '^)  zur  Voraussetzung  haben^  gerade  sie  sollten  davor 
warnen,  in  das  Steuerwesen  Momente  der  Ungerechtigkeit  hinein- 
zutragen, wie  sie  z.  B.  die  Lösung  des  Problems  der  Genossen- 
schaftsbesteuerung, insbesondere  die  Ausnahmebesteuerung  der 
Konsumvereine  enthält.  Es  ist  gefährlich  für  die  Ziele  der  Steuer- 
gesetzgebung, wenn  es  so  weit  kommt,  daß  man  in  ihr  nicht 
mehr  Maßnahmen  des  Staates  im  Allgemeininteresse  sieht,  son- 
dern hinter  ihnen  die  Sonderinteressen  einflußreicher  Schichten 
bemerkt,  denen  man  mit  Mißtrauen,  aber  nicht  mit  staatsbürger- 
lichem Verantwortungsgefühl  entgegenzutreten  sich  berechtigt 
fühlt. 

Aber  auch  der  gesamten  Volkswirtschaft  erwächst  aus  einer 
Mittelstandspolitik,  wie  sie  in  der  steuerlichen  Ausnahmebehand- 
lung der  Konsumvereine  in  Erscheinung  tritt,  eine  nicht  geringe 
Gefahr,  Das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  bringt  es  mit  sich, 
daß  überholte,  entbehrliche  Glieder  der  Wirtschaft  ausgeschaltet 
werden ;  besonders  ist  es  das  Streben  jeder  gesunden  Volkswirt- 
schaft, den  verteuernden  Zwischenhandel,  der  sich  zwischen  Pro- 
duzenten und  Konsumenten  schiebt,  soviel  wie  möglich  durch  wirt- 
schaftlichere Vermittlungsformen  zu  ersetzen.  Mit  Recht  berufen 
sich  die  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  und  kleinhändlerischen 
Bezugsgenossenschaften  auf  den  durch  sie  erzielten  wirtschaft- 
lichen Fortschritt,  der  in  der  Eliminierung  des  »unproduktiven, 
wuchernden  Zwischenhandels«  bestehe  ^).  Widerspruchsvoll  aber 
wollen    dieselben  Schichten    den    gleichen  Fortschritt,    soweit    er 


i)  G.  StrutZj  Die  Neuordnung  der  direkten  Staatssteuern  in  Preußen,    Berlin 
1913,  S.   134. 

2)  W.  Lotz,  Fiskus  als  Wohltäter,   Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  219, 
S.  30. 

3)  Vgl.  Breitiaiio,  Vonvort  a.  a.  O.  S.  XII. 
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auf  die  Konsumvereine  zurückgeht,  als  »kurzsichtige  und  un- 
reife Experimente  katiUnarischer  Existenzen«  i)  durch  Steuermaß- 
recreln  unterdrückt  wissen.  Das  Problem  ist  aber  hier:  Sollen 
dauernd  notleidende  Betriebsformen,  die  durch  leistungsfähigere 
überholt  sind,  künstlich  der  Volkswirtschaft  erhalten  bleiben  ? 
Vom  Standpunkt  des  Allgemeininteresses  aus,  das  für  staatliche 
Maßnahmen  maßgebend  sein  dürfte,  ist  die  Beantwortung  der 
Frage  von  selbst  gegeben,  ob  der  Staat  die  Aufgabe  hat,  dem 
wirtschaftlichen  Ausleseprozeß  unterliegende  Betriebe  mit  allen 
Mitteln  künstlich  zu  konservieren,  oder  ob  er  nicht  besser  tun 
würde,  der  rationelleren  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  sich 
anzupassen  und  sich  darauf  zu  beschränken,  die  einer  solchen 
Uebergangsperiode  anhaftenden  nachteiligen  Begleiterscheinungen 
möglichst  zu  mildern.  Letzteres  ist  aber  nicht  der  Fall, 
wenn  durch  gesetzliche  Maßregeln,  die  die  Entwickelung  des 
Wirtschaftslebens  doch  nicht  aufzuhalten  vermögen  2),  die  Illusion 
erweckt  wird,  der  Staat  könne  dem  Kleinhandel  und  Kleinge- 
werbe die  Kundschaft  auch  einer  leistungsfähigeren  Konkurrenz 
gegenüber  garantieren.  Denn  dadurch  wird  das  Zuströmen  auch 
der  ungeeignetsten  Elemente  zum  Kleinhandel  eher  gefördert  als 
gemindert  und  die  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  begleitenden 
nachteiligen  Wirkungen  verschärft. 

»Eine  Mittelstandspolitik  aber,  die  überlebten  Idealen  nach 
dem  Schwinden  ihrer  Voraussetzungen  nachgeht,  die  gar  mit 
Mitteln  äußerer  Gewalt  und  der  Ungerechtigkeit  einen  Kampf 
führt  gegen  die  Entwickelungsnotwendigkeiten  der  Zeit,  anstatt 
sich  ihnen  zu  fügen  und  anzupassen,  eine  solche  Politik  ist  auf 
die  Dauer  ohnmächtig  und  hat  keine  Zukunft«  ^). 


i)  Suchsland,  Schutz-  und  TrutzwafFen  gegen  die  Konsumvereine  und  Waren- 
häuser, 

2)  Dr.  Diesen  in  einer  Sitzung  des  Einkaufsvereins  der  Kolonialhändler : 
>Die  wirtschaftliche  Entwicklung  geht  weiter,  die  großen  Gesetze  der  Wirtschafts- 
geschichte wirken  ausnahmslos  und  unerbittlich  und  diese  Gesetze  verlangen  nun 
einmal  Ausschaltung  des  wirtschaftlich  Entbehrlichen«.  Blätter  für  das  Genossen- 
schaftswesen  1913,  S.   108. 

3)  Pierstorff  a.  a.  O.  S.  33.  Vgl.  Sombarts  Schlußwort  bei  den  Verhand- 
lungen des  Vereins  für  Sozialpolitik   1899. 
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Anhang. 

Behandlung  der  Genossenschaften  im  Ausland. 

Bekanntlich  erfaßt  die  britische  income  tax  die  Ein- 
kommen an  der  Quelle,  die  Dividenden  von  Erwerbsgesellschaften 
also  bei  diesen.  Da  die  meisten  Mitglieder  der  Genossenschaften 
ein  Einkommen  von  unter  160  Pfd.  Sterling  beziehen,  wurde  dieses 
Verfahren  für  die  Genossenschaften  nicht  eingeführt.  Es  müßte 
also  dieses  Einkommen  als  Einkommen  oder  Handelsgewinn  vom 
einzelnen  Empfänger  versteuert  werden.  Im  Unterhaus  wurde  be- 
reits 1887  eine  diesbezügliche  Petition  abgewiesen,  da  ja  die 
Konsumvereinsdividende  nichts  anderes  sei  als  eine  Sparanlage 
bereits  besteuerten  Einkommens  ^).  Nach  dem  britischen  Ge- 
nossenschaftsgesetz soll  eine  eingetragene  Genossenschaft  nicht 
nach  Schedula  C  und  D  besteuert  werden,  es  sei  denn,  daß  sie 
an  Nichtmitglieder  verkauft  und  zugleich  die  Zahl  der  mit  Ge- 
schäftsanteilen Beteiligten  durch  Statut  oder  Herkommen  be- 
schränkt ist  2).  Entsprechend  einer  Entscheidung  des  Oberhauses 
in  Sachen  einer  Versicherungsgesellschaft  entschied  1901  die 
Verwaltung  der  britischen  Staatssteuern,  daß  es  mit  dieser  Ent- 
scheidung unvereinbar  sein  würde  anzunehmen,  daß  die  Umsatz- 
dividende (der  den  Mitgliedern  zurückbezahlte  Betrag)  eines  Kon- 
sumvereins Gewinn  und  demgemäß  steuerpflichtig  sei. 

Auch  die  russische  Gewerbesteuergesetzgebung  (von 
1898)^)  bemühte  sich,  allen  Genossenschaften  mit  Einschluß  der 
Konsumvereine  gerecht  zu  werden.  Sie  enthält  eine  Haupt-  und 
eine  Zuschlagssteuer.  Erstere  wird  bei  der  Lösung  eines  Ge- 
werbescheines erhoben,  letztere  besteht  aus  einer  Abgabe  für  die 
zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen 
und  aus  einer  für  die  hiezu  nicht  verpflichteten.  Von  der  Steuer 
befreit  sind  unter  anderm  Unternehmungen  zur  Förderung  der 
Landwirtschaft,  Lager  zum  Verkauf  von  Samen,  Düngemitteln 
usw. ;  ferner  Arbeitsgenossenschaften  und  Konsumvereine  von 
nicht  mehr  als  10 000  Rubel  Grundkapital;  ferner  Unternehmungen 
zur   Förderung    der  Landwirtschaft    und    des  Bergbaus,    wie    die 

i)  Vgl.  Riehtiy  Konsumgen.  Rundschau   1906,  S.  986. 

2)  Vgl.  Bd.  VI,  S.  349  u.  S.  399  der  Encyclopaedia  of  the  laws  of  England. 

3)  M.  Katsch,  Die  direkten  Staatssteuern  in  Rußland.  Berlin  1902,  S.  41  ; 
ferner  Finanz-Archiv  XVII,    S.  474  fF. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     2.  lÖ 
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erste  landwirtschaftliche  Verarbeitung  landwirtschaftlicher  Neben- 
gewerbe usw. 

Die  Anwendung  der  Einkommensteuer  auf  die  Genossen- 
schaften (Imposta  sui  redditi  di  richezza  mobile)  hat  in  Italien 
zu  Schwierigkeiten  und  Kontroversen  geführt,  die  zum  Teil  ihre 
Ursachen  in  der  unklaren  Fassung  des  Gesetzes  haben  *).  Die 
ländlichen  Genossenschaften  stützen  sich  darauf,  daß  der  Ge- 
winn, weil  aus  ländlichem  Grundbesitz  und  der  damit  verbun- 
denen Arbeit  stammend  frei  sein  müsse  von  der  Einkommen- 
steuer. Der  Fiscus  ist  andrer  Ansicht.  Auch  die  Rückver- 
gütung der  Konsumgenossenschaften  gilt  als  Einkommen.  Man 
kämpft  von  selten  der  Genossenschaften  energisch  gegen  diese 
Praxis  an  ^). 

Große  Unannehmlichkeiten  bereiten  den  Konsumgenossen- 
schaften die  von  Steuerpächtern  (oft  Gewerbetreibenden !)  er- 
hobenen Konsumsteuern,  während  bezüglich  der  Register-  und 
Stempelabgaben  weitgehende  Freiheiten  und  Begünstigungen  be- 
stehen ^). 

In  Frankreich  sind  die  Konsumvereine  ebensowenig  wie 
die  übrigen  Genossenschaften,  die  den  Mitgliederkreis  nicht  über- 
schreiten und  keine  eigentHchen  Handelsgeschäfte  betreiben,  der 
Patent-  und  Kapitalrentensteuer  unterworfen.  Und  zwar  nach 
Pfütze- Grottewitz  (Besteuerung  der  Konsumvereine  in  Frankreich, 
Conrads  Jahrbücher  1905,  S.  660  f.)  deshalb  nicht,  weil  die  Ueber- 
schüsse,  die  infolge  Verkaufs  mit  Aufschlägen  (trop-pergus)  auf 
die  Einkaufspreise  erzielt  und  an  die  Mitglieder  verteilt  werden, 
nicht  als  Dividenden  sondern  als  Ristörnen  angesehen  werden., 
1905  war  ein  Gesetzentwurf  in  Vorbereitung,  durch  den  die  Patent- 
steuer auf  sämtliche  Konsumvereine,  die  Verkaufsläden  haben, 
ausgedehnt  werden  sollen ;  auch  hier  liegen  die  Ursachen  in  Kla- 
gen des  Kleinhandels.  Ueber  das  Schicksal  des  Entwurfes  etwas 
zu  erfahren,  gelang  leider  nicht  mehr. 

In  Oesterreich  werden  die  Genossenschaften  durch  die 
>  Erwerbssteuer  von  den  der  öffentlichen  Rechnungslegung  unter- 


i)  Vgl.  W.  D.  Preyer,  Die  Genossenschaften  in  der  italienischen  Gesetz- 
gebung, Greifswald  191 1,  bes.  S.  42  ff. ;  ferner  F.  Vergilii,  Cooperazione  nella 
sociologia  e  nella  legislazione,   Milano   1900,  bes.  die  S.  211   zit.  Entscheidung. 

2)  Vgl.  Corriere  della  Sera,  Nr.    154,  Jahrg.   19 14. 

3)  Gisela  Michels-Lindner,  Das  Genossenschaftswesen  in  der  italienischen  Ge- 
setzgebung.    Konsumgen.  Rundschau   1909,  S.  44  f. 
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worfenen  Unternehmungen«  (II.  Hauptteil  des  Erwerbssteuerge- 
setzes vom  25.  Oktober  1896)^)  erfaßt.  Entsprechend  dem  mittel- 
standspoUtischen  Charakter  der  Steuergesetzgebung  genießen  die 
Bezugs-,  Bearbeitungs-  und  Verwertungsorganisationen  der  Land- 
wirte besondere  Bevorzugung  (§  84  f.).  Daneben  noch  vor  allem 
die  Raiffeisenschen  Darlehenskassen.  Die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften sind,  soweit  sie  nicht  unter  die  vorge- 
nannten Vereinigungen  fallen,  steuerfrei,  wenn  sie  —  unter  Be- 
schränkung auf  den  Mitgliederkreis  —  nicht  mehr  als  300  fl 
Reinertrag  erzielen.  Darüber  hinaus  wird  das  erste  Tausend  mit 
3  Zehntel,  die  weiteren  Beträge  mit  5  Zehntel  der  Besteuerung 
unterworfen.  An  Stelle  des  normalen  Steuerfußes  von  10  Proz. 
wird  bis  600  fl  ein  Fuß  von  8,5  Proz.  angewendet. 

Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  in  der  Schweiz 
scheint  je  nach  den  Kantonen  eine  sehr  verschiedene  zu  sein. 
Auf  eine  Anfrage  hin  wurde  dies  bezüglich  der  Konsumvereine 
bestätigt  und  mitgeteilt,  »daß  die  wissenschaftliche  Aufifassung 
der  Sonderart  der  Konsumgenossenschaften  gegenüber  privaten 
Geschäftstreibenden  in  der  Praxis  in  der  Schweiz  noch  sehr  wenig 
Anhänger  zählt,  einzig  im  Kanton  Zürich  ist  bis  jetzt  die  Besteue- 
rung unseren  Ansprüchen  entsprechend  geregelt  2). 

1)  Die  Steuerreform  in  Oesterreich.  Von  Dr.  R.  Sieghart,  Finanz-Archiv 
XIV,  S.  i;  Gesetz  S.  137.  Ferner  Conrad,  Grundriß  zur  politischen  Oekonomie, 
3.  Teil  Finanzwissenschaft,  Jena  1913,  S.  325  (Abs.  4  letzter  Satz  unrichtig). 
E.  Sttinitzer,  Die  jüngste  Reform  der  direkten  Steuer  in  Oesterreich,  Leipzig  1905, 

s.  133  f. 

2)  Nach  Mitteilungen  des  Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine  (VSK) ; 
vgl.  auch  Konsumgen.  Rundschau   1914,  S.  484. 
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II.   MISZELLEN. 


Englische  Kriegsverluste  früher  und  jetzt. 

Von 
Dr.  Ernst  Schnitze. 

Noch  niemals  hat  England  einen  Krieg  geführt,  der  ihm  auch  nur 
annähernd  so  schwere  Menschenverluste  gebracht  hätte  wie  der  Welt- 
brand unserer  Tage.  Daß  es  ein  Grundsatz  der  Politik  dieses  Landes 
ist,  seine  Kämpfe  entweder  (wie  in  dem  russisch-japanischen  Krieg 
1904—05)  von  anderen  Völkern  ausfechten  zu  lassen  oder  aber,  greift 
es  selbst  zum  Schwerte,  doch  die  Hauptarbeit  den  Bundesgenossen 
aufzubürden,  ist  zwar  bekannt.  In  wie  großem  Umfang  aber  diese 
Schonung  des  eigenen  Menschenmaterials  Erfolg  gehabt  hat,  wird  in 
der  Regel  selbst  von  Engländern  völlig  unterschätzt. 

In  der  Tat  ist  es  staunenerregend,  geht  man  die  Ver- 
lustziffern der  f  r  ühe  r  en  Kr  i  e  ge  E  ngl  an  ds  durch,  wie 
unendlich  wenige  Engländer  dabei  in  der  Regel  umkamen. 
Besäßen  wir  eine  Geschichte  der  Menschenverluste  im  Kriege,  die 
leider  trotz  ihrer  hervorragenden  Wichtigkeit  noch  nicht  geschrieben 
ist,  so  würde  sich  daraus  ergeben,  daß  England  —  keineswegs  von  An-, 
fang  an  infolge  kluger  Berechnung,  sondern  mehr  durch  Glück  und 
Zufall  —  gerade  bei  seinen  großen  weltgeschichtlichen  Entscheidungs- 
kämpfen   meist    mit   überaus    geringen  Menschenverlusten   davon  kam. 

Dies  dürfte  selbst  für  solche  Kriege  gelten,  die  man  als 
recht  blutig  anzusehen  gewohnt  ist.  Namentlich  im  Mittelalter, 
da  man  nichts  besaß,  was  sich  mit  der  Statistik  unserer  Tage  messen 
konnte,  pflegten  die  Schätzungen  der  Ziffern,  die  das  Tausend  über- 
schritten, sehr  zu  übertreiben.  Wir  wissen  dies  aus  Berechnungen 
unserer  Tage,  die  nachwiesen,  daß  die  für  die  Kriege  des  Altertums 
und  Mittelalters  angegebenen  Ziffern  häufig  zehnfach,  wenn  nicht  hun- 
dertfach zu  hoch  geschätzt  waren ;  wir  wissen  es  ferner  aus  den  An- 
gaben über  die  Bevölkerungszahlen  des  Mittelalters,  die  sich  in  den 
Fällen,  in  denen  eine  wirkliche  Zählung  erfolgte,  als  bei  weitem  kleiner 
herausstellten,  denn  man  glaubte  (siehe  die  Bevölkerungsziffern  für  die 
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blühenden  deutschen  Städte  des  15.  Jahrhunderts,  die  in  den  meisten 
Fällen  20000  nicht  überschritten). 

So  sind  denn  auch  die  Heeresziffern,  die  für  die  englischen  Kriege 
des  Mittelalters  angegeben  werden,  viel  zu  hoch.  Einer  norman- 
nischen Quelle  zufolge  soll  das  Heer  des  Sachsen-Königs  Harold  in 
der  entscheidenden  Schlacht  bei  Hastings  im  Jahre  1066  i  200  000 
INIann  umfaßt  haben;  davon  blieb  ein  großer  Teil  auf  der  Wahlstatt. 
Welch  entsetzliches  Morden  müßte  das  gewesen  sein !  Selbst  die  blutig- 
sten Schlachten  der  Neuzeit  würden  dadurch  übertroffen  werden.  Tat- 
sächlich wird  das  Heer  Harolds  nicht  mehr  als  7000  Mann  gezählt 
haben,  wie  Delbrück  nachgewiesen  hat^).  Hatte  es  diese  Größe,  sa 
läßt  sich  eher  begreifen,  daß  ein  großer  Teil  in  der  Schlacht  umge- 
kommen sein  soll. 

In  dem  hundertjährigen  Kriege,  den  England  vom  Jahre 
1430  an  auf  französischem  Boden  gegen  Fankreich  führte, 
scheinen  die  Verluste  der  Engländer  noch  kleiner  gewesen  zu  sein- 
Bei  der  Belagerung  der  Stadt  Caen,  die  durch  500 — 600  »hommes 
d'armes«  und  durch  die  tapferen  Bürger  der  Stadt  verteidigt  wurde, 
fielen  während  der  Belagerung,  die  nur  einen  Tag  dauerte,  100  Ritter, 
während  von  den  Bürgern  Tausende  umkamen  -). 

Ungemein  niedrig  waren  die  Verluste  der  Engländer  in  den  drei 
entscheidenden  Schlachten  dieses  langen  Krieges:  bei  Crecy,  Mau- 
pertuis  und  Azincourt.  Sie  gewannen  diese  Schlachten  entgegen 
der  Voraussetzung  der  Franzosen,  die  durch  die  Ueberzahl  ihrer  ge- 
panzerten Ritter  den  Sieg  schon  vor  der  Schlacht  erfochten  zu  haben 
glaubten,  durch  Benutzung  der  Fernwafife  gegenüber  der  Nahwaffe. 

Bei  Azincourt  soll  das  französische  Heer  etwa  50  000  Mann  stark 
gewesen  sein,  das  englische  nur  13000.  Von  letzteren  fielen  nur  400 
bis  500  jNIann,  während  die  Franzosen  allein  an  adeligen  Rittern  7000 
verloren ;  ihre  übrigen  Verluste  sind  nicht  bezeichnet  ^). 

Kriegsgeschichtlich  ist  es  eine  der  interessantesten  Tatsachen,  daß 
3  Entwickelungsepochen  der  Kriegstechnik  hier  gleich- 
zeitig in  Erscheinung  traten:  die  Armbrust,  die  Ritterrüstung,  und 
die  Kanone.  Die  Armbrust,  auf  dem  lateranischen  Konzil  zu  Beginn 
des  13.  Jahrhunderts  in  den  Bann  getan,  war  den  Franzosen  kaum 
noch  bekannt,  das  Feuergeschütz  benutzten  sie  noch  nicht.  Beiden 
Fernwaffen  erlag  ihre  Ritterschaft,  während  die  Verluste  der  Engländer 


i)  Hans  Delbrück,  Geschichte  der  Kriegskunst,  Band  3,  1907,  S.  153  ff. 

2)  Steinmetz,  Philosophie  des  Krieges,  S.  63  f. 

3)  Dr.  S.  Rudolf  Stein7netz,  Die  Philosophie  des  Krieges.  Leipzig,  J.  A.  Barth, 
1907,  S.  63  f.  Stein/netz  gibt  die  englische  Heereszahl  bei  Crecy  nach  englischen 
Chroniken  auf  25000  oder  gar  mehr  Fußgänger  an.  Auf  französischer  Seite  fielen 
in  dieser  Schlacht  etwa  3800  Mann. 
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ungemein  niedrig  blieben.  Dies  sei  an  den  beiden  letztgenannten 
Schlachten  gezeigt. 

In  der  Schlacht  bei  Maupertuis  am  19.  September  1356  zählten 
die  Engländer  nur  2000  Schwerbewaffnete  und  600  Armbrustschiitzen, 
während  das  feindliche  Heer  in  fünffacher  Ueberzahl  angriff.  Die 
Franzosen  fühlten  sich  deshalb  so  sicher,  die  Engländer  so  dem  Ver- 
derben geweiht,  daß  der  Schwarze  Prinz  gegen  Gewährung  freien  Ab- 
zugs die  Herausgabe  aller  gewonnenen  Burgen,  Freilassung  aller  Ge- 
fangenen und  einen  Waffenstillstand  von  7  Jahren  anbot.  Erst  als 
von  dem  übermütigen  Feinde  verlangt  wurde,  er  solle  sich  mit  100 
seiner  Ritter  kriegsgefangen  geben,  entschlossen  sich  die  Engländer  zu 
einem  Kampf,  der  beinahe  aussichtslos  schien.  Bei  dem  Dorfe  Mau- 
pertuis hatte  der  Schwarze  Prinz  in  einer  von  Hecken  durchzogenen  und 
mit  Sträuchern  bedeckten  Gegend,  die  reich  an  Weinpflanzungen  war, 
eine  vorzügliche  Verteidigungsstellung  gewählt.  Die  französischen  Ritter 
waren  meist  gezwungen,  abzusitzen  und  auf  einem  ganz  schmalen  Wege 
gegen  die  englische  Stellung  vorzudringen.  So  waren  sie  den  mörde- 
rischen Pfeilschüssen  der  Engländer  preisgegeben:  ein  Treffen  nach 
dem  anderen  erlag  den  Verteidigern,  die,  wenn  die  Feinde  in  Verwir- 
rung zurückwichen,  nachstürmten  und  sie  vollends  durchbrachen. 
Schon  um  die  Mittagszeit  war  die  Schlacht  entschieden.  Die  Fran- 
zosen suchten  sich  durch  eilige  Flucht  zu  retten.  Wiederum  —  wie 
schon  bei  Crecy  —  behinderten  sie  die  Hecken,  Sträucher  und  Wein- 
pflanzungen. 2400  Adlige  kamen  um,  und  die  Zahl  der  Gefangenen 
wuchs  so  schnell,  daß  sie  endlich  die  der  Sieger  übertraf.  König  Jo- 
hann von  Frankreich  selbst  war  mit  seinem  jüngsten  Sohne  Philipp 
unter  den  Gefangenen  und  konnte  nach  England  überführt  werden. 

Die  dritte  große  Schlacht  des  loojährigen  Ringens  —  Azincourt 
am  25.  Oktober  141 5  —  brachte  eine  Wiederholung  dieser  Vorgänge. 
Die  Lage  des  von  Heinrich  V.  geführten  englischen  Heeres  war  nach 
sechswüchentlicher  Belagerung  der  wichtigen  Hafenstadt  Harfleur  be- 
denklich geworden;  es  litt  unter  Krankheiten  und  Mangel.  Die  Fran- 
zosen, deren  Streitmacht  wiederum  aus  Rittern  bestand  —  der  über- 
mütige Adel  hatte  die  Waffenhilfe  der  Pariser  Bürger  abgelehnt  — 
zählten  50000  Mann,  darunter  mehr  als  15000  Ritter.  Der  englische 
König  suchte  bei  Regen  und  Kälte,  vom  Feinde  bedrängt,  der  die 
Flußübergänge  gesperrt  hatte,  nach  Norden  gen  Calais  abzuziehen. 
Er  wurde,  nachdem  er  den  Fluß  glücklich  gekreuzt  hatte,  umgangen 
und  zur  Schlacht  gestellt.  Wieder  wählten  die  Engländer  die  Stellung 
so,  daß  der  Feind  nur  auf  vielfach  bewachsenem  Boden  vordringen 
konnte,  der  die  Entfaltung  seiner  Uebermacht  und  damit  die  Umgehung 
hinderte.  Die  englischen  Bogenschützen,  die  den  Kern  des  Heeres 
bildeten,  schützten  sich  durch  Pfahlwerke  gegen  die  Gefahr  desUeber- 
rittenwerdens  durch  die  schwergerüsteten  Feinde.    So  wiederholte  sich 
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denn,  was  sich  bei  Crecy  und  Maupertuis  ereignet  hatte :  die  französi- 
schen Ritter  sanken  in  dichten  Massen  unter  den  Pfeilen  der  engli- 
schen Bogenschützen  nieder;  schon  nach  3  Stunden  war  die  Schlacht- 
ordnung der  Angreifer  durchbrochen.  Die  Engländer  hatten  nur  1800 
Mann  verloren,  während  die  Franzosen  5000  Edelleute  einbüßten  und 
1 500  Ritter  als  Gefangene  verloren  i).  Wieder  mochte  es  den  Fran- 
zosen unbegreiflich  scheinen,  daß  trotz  ihrer  Panzerung,  trotz  ihrer 
Ausrüstung  mit  all  den  stolzen  Waffen,  die  die  Freude  des  Rittertums 
waren,  die  plebejischen  Bogcnsclmtzen  des  Feindes  zum  dritten  Male 
den  unbestreitbaren  Sieg  davongetragen  und  dem  Feinde  schwersten 
Verlust  zugefügt  hatten.  — 

In  den  nächsten  Jahrhunderten  beteiligte  sich  England  an  den 
festländischen  Kriegen  beinahe  garnicht.  Infolgedessen  blieben  ihm 
die  entsetzlichen  Verluste  erspart,  die  man  sich  auf  dem  Kontinent 
in  den  großen  Religionskriegen  zufügte.  Erst  im  17.,  18.  und  ig. 
Jahrhundert  trat  England  als  koloniale  Eroberungsmacht 
auf  und  führte  nacheinander  ganze  Reihen  von  Kriegen,  zunächst  ge- 
gen Spanien,  dann  gegen  Holland,  endlich  gegen  Frankreich.  Genaue 
Berechnungen  über  die  Menschenverluste,  die  es  dabei  erlitt,  liegen 
meines  Wissens  nicht  vor.  Sehr  groß  können  sie  schon  aus  einem 
technischen  Grunde  nicht  gewesen  sein:  bis  in  den  Anfang  des  ig- 
Jahrhunderts  hinein  waren  es  hauptsächlich  See-Kriege;  jedes 
Schiff  war  aber  verhältnismäßig  so  kostspielig,  daß  die  Flotten  nicht 
sehr  groß  waren,  und  dabei  war  jedes  so  klein,  daß  selbst  bei  gänz- 
lichem Verlust  einer  Flotte  die  darauf  umkommenden  Menschen  kaum 
1000  ]\Iann  zählen  mochten.  In  Kriege  zu  Lande  ließ  sich  Eng- 
land aber  höchst  ungern  ein  —  vermutlich  weniger  infolge  der  Be- 
rechnung, daß  es  dabei  mehr  Menschen  opfern  müßte,  als 
getrieben  von  der  Furcht,  die  englischen  Truppen  könnten  von  ihren 
Verbindungslinien  abgeschnitten  werden;  bekanntlich  wagten  sie  sich 
in  Europa  niemals,  auch  in  den  napoleonischen  Kriegen  nicht,  weit 
ins  Land  hinein,  sondern  blieben  stets  in  der  Nähe  der  Küste. 

So  brachten  denn  die  englischen  Kämpfe  gegen  Spanien  und  Hol" 
land  wahrscheinlich  viel  geringere  Menschenverluste,  als  sich  England 
selbst  in  seinen  inneren  Kriegen  zugefügt  hatte:  der  Kampf  der 
weißen  mit  der  roten  Rose  hatte  eine  große  Anzahl  von  Adels- 
familien beinahe  vollständig  aussterben  lassen,  auch  der  Bürgerkrieg 
des  17.  Jahrhunderts  kostete  Tausenden  das  Leben.  Wie  viele  Eng- 
länder in  den  Kriegen  gegen  Schottland  und  Irland  fielen,  sollte  da- 
mit einmal  in  Vergleich  gestellt  werden. 

Man  möchte  annehmen,    daß    die  7  großen  Kriege,    die    Eng- 


i)  Diese    von    den    durch  Steinmetz    gegebenen  Ziffern    etwas    abweichenden 
Zahlen  nennt  Prutz  in   seiner  »Staatengeschichte  des  Abendlandes  im  Mittelalter«. 
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land  zwischen  1688  undi8i5  gegen  Frankreich  führte,  von  denen 
keiner  weniger  als  7,  die  beiden  längsten  je  12  Jahre  dauerten  und 
die  insf^esamt  64  Jahre  dieses  127  Jahre  umspannenden  Zeitraums 
ausfüllten,  einer  beträchtlichen  Zahl  von  Engländern  das  Leben  ge- 
kostet haben  müßten.  Aber  auch  dies  entspricht  nicht  den  Tatsachen, 
Vielmehr  wußte  England  aus  seiner  Insellage  den  größten  Vorteil  zu 
ziehen;  es  richtete  seine  Politik  hauptsächlich  auf  die  erfolgreiche 
Verteidigung  zur  See  und  bediente  sich  für  die  Kämpfe  zu  Lande 
größtenteils  verschiedener  Bundesgenossen,  die  durch  Hilfsgelder  ge- 
stützt wurden.  Führte  es  aber  in  fremden  Weltteilen  Krieg,  so  v/ar 
entweder  —  wie  in  Nordamerika  —  die  Zahl  der  Menschen,  die  dafür 
herangezogen  werden  konnten,  auf  beiden  Seiten  gering,  oder  England 
benutzte  —  wie  in  Ostindien  —  eingeborene  Truppen,  um  seine  Schlachten 
zu  schlagen. 

Nichts  ist  für  die  geradezu  lächerlich  geringen  Verluste  Englands 
in  vielen  dieser  Kriege  bezeichnender  als  der  siebenjährige  Krieg.  Mit 
Recht  schreibt  einer  der  hervorragendsten  englischen  Geschichts- 
schreiber darüber: 

»Man  darf  indes  nicht  vergessen,  daß,  während  der  Kampf  zwi- 
schen Preußen  einerseits  und  Oesterreich  und  Rußland  andrerseits  einer 
der  hartnäckigsten  und  blutigsten  war,  welche  die  Geschichte  kennt, 
England  in  diesem  Kriege  das  gute  Glück  hatte,  ungeheure 
Vorteile  durch  fast  unblutige  Siege  zu  gewinnen. 
Vielleicht  hatten  seit  dem  Kampf  in  den  Thermopy- 
len  militärische  Aktionen  noch  niemals  in  so  unglei- 
chem Verhältnisse  zu  den  dadurch  erreichten  politi- 
schenResultatengestanden«!). 

Der  ältere  Pitt  konnte  damals  im  Parlament  erklären,  daß  bei  der 
Eroberung  Canadas  nicht  einmal  1 500  Engländer  gefallen  seien. 
In  der  Schlacht  von  Plassey,  durch  die  das  englische  Uebergewicht  in 
Bengale  n  entschieden  wurde,  büßte  Robert  Clive  nur  20  Weiße 
und  52  Sipahis  ein.  In  der  noch  entscheidenderen  Schlacht  von  Wanda- 
wasch,  durch  die  Frankreich  in  Indien  niedergeworfen  wurde  und  Eng- 
land die  Herrschaft  über  Madras  gewann,  bezifferte  sich  der  Verlust 
Cootes  an  Toten  und  Verwundeten  auf  nicht  mehr  als  90  Weiße  und 
69  farbige  Soldaten. 

In  allen  Kriegen  des  ig.  und  in  denen  des  beginnenden  19.  Jahr- 
hunderts machte  England  ferner  den  reichsten  Gebrauch  von  deut- 
schen Söldnern.  Das  Heer,  an  dessen  Spitze  Marlborough  am 
spanischen  Erbfolgekrieg  teilnahm,  bestand  großenteils  aus  Deutschen. 
Die  Schlacht  bei  Höchstädt  wurde  von  hessischer  Reiterei  entschieden. 


i)  Lecky,  Geschichte  Englands   im  18.  Jahrhundert.     Deutsch  von  Ferdinand 
Löwe.     Leipzig,  Winter,  1880.     Bd.  2,  S.  552. 
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In  der  Schlacht  bei  Culloden,  in  der  England  1746  den  schottischen 
Aufstand  erfolgreich  niederschlug,  kämpften  6000  hessische  Söldner. 
Die  Personalunion  des  englischen  Herrscherhauses  mit  Hannover  ermög- 
lichte es  England,  für  seine  Kriege  beinahe  1V2  Jahrhunderte  lang  be- 
ständig Hannoveraner  und  andere  Deutsche  bluten  zu  lassen :  in  Eng- 
land, Schottland  und  Irland,  in  Spanien,  Malta  und  Minorca,  bei  der 
Eroberung  Gibraltars  und  in  den  Kämpfen  Wellingtons  bei  Waterloo 
und  in  der  Krim  zeichneten  sie  sich  aus.  Im  britischen  Parlament 
stellte  1795  Sheridan  mit  Genugtuung  fest,  daß  »kein  Tropfen  engli- 
schen Blutes  bei  der  Landung  in  Quiberon  vergossen  wurde«. 

Am  26.  Mai  1815  erklärte  Lord  Castlereagh  im  Unterhause,  Eng- 
land habe  sich  nach  Napoleons  Rückkehr  von  Elba  ver- 
tragsmäßig verpflichtet,  ebenso  wie  jeder  der  anderen  Verbündeten, 
150000  Mann  Landtruppen  gegen  Napoleon  ins  Feld  zu  stellen  oder 
aber  für  jeden  fehlenden  Mann  600  Mark  an  die  Bundesge- 
nossen zu  zahlen.  Indessen  zog  Großbritannien  vor,  nur  den  dritten 
Teil  der  vereinbarten  Truppenzahl  auszurüsten  und  nur  50  Millionen 
Mark  in  barem  Gelde  an  die  Verbündeten  zu  zahlen ;  jeder  der  kleine- 
ren Staaten  erhielt  für  einen  Soldaten  13  ^  2  s  (262  Mark).  Lord 
Castlereagh  rühmte,  dies  sei  sehr  billig.  Während  es  nämlich 
in  England  60 — 70  £  koste,  einen  Mann  ins  Feld  zu  bringen,  habe 
man  in  dem  letzten  Vertrage  mit  Schweden  für  jeden  Soldaten  40  £,  in 
dem  Vertrage  von  1794  mit  Preußen  nur  30^  zahlen  müssen-). 

Meist  wußte  England  dabei  die  eigenen  Leute  sorgfältig  zu  schonen: 
in  die  vordersten  Reihen  kamen  nicht  Engländer,  sondern  Spanier  und 
Portugiesen,  Hannoveraner,  Holländer  und  Belgier. 

Während  der  Kriege  gegen  das  revolutionäre  Frankreich  sollen  nur 
etwa  20000  Engländer  gefallen  sein. 

]\Iehr  eigene  Landeskinder  verwendete  man  bei  der  Flotte. 
Hierfür  war  eine  Schulung  erforderlich,  die  man  bei  vielen  der  ange- 
worbenen, um  nicht  zu  sagen  gekauften  Festlandmenschen  nicht  vor- 
aussetzen konnte.  Aber  auch  hier  wäre  es  falsch  anzunehmen,  Eng- 
land habe  gi-oße  Menschenverluste  gehabt  oder  es  habe  diese  Verluste 
überwiegend  selbst  getragen.  Der  Seekampf  forderte  aus  den  schon 
genannten  Gründen  bedeutend  geringere  Opfer  an  Menschen  denn 
der  Landkrieg.  Als  die  englische  Flotte  die  französische  bei  Abukir 
vernichtete  und  damit  dem  Heere  Napoleons  den  Rückzug  abschnitt, 
kostete  dies  den  Engländern  nur  218  Tote  und  678  Verwundete.  In 
der  entscheidenden  Seeschlacht  vonTrafalgar  verloren  sie  auch 
nur  449  Mann.  Stellt  man  damit  die  ungeheuren  Opfer  in  Vergleich, 
die    in    entscheidenden   Landschlachten  —  siehe  Leipzig!  —  gebracht 


i)  Dr.  Alexander  v.  Peez    und  Paul  Dehn,  Englands  Vorherrschaft.     Leipzig, 
Duncker  &  Humblot,   19 12.     Band  i,  S.  162. 
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wurden,  so  erkennt  man,  daß  hier  gänzlich  unvereinbare  Größen  ein- 
ander gegenüberstehen. 

Noch  dazu  waren  unter  den  Matrosen  auf  englischen  Kriegsschiffen 
sehr  viele  Fremde.  Zu  den  damaligen  Mitteln  der  englischen 
Kriec^führung  gehörte  das  Matrosenpressen.  Es  wurde  mit  unglaub- 
licher Rücksichtslosigkeit  betrieben,  so  daß  es  eine  beständige  Klage 
aller  Neutralen  und  mehr  noch  der  Kriegführenden  jener  Zeit  war. 
In  den  amerikanischen  »State  Papers«  ist  lehrreicher  Stoff  darüber  ge- 
sammelt. War  ein  fremdes  Schiff  gekapert,  so  wurde  nicht  nur  das 
Fahrzeug  in  die  englische  Kriegs-  oder  Handelsflotte  eingestellt,  son- 
dern man  preßte  auch  häufig  die  Mannschaft,  so  daß  sie  sich  mit  oder  gegen 
ihren  Willen  in  englische  Dienste  begeben  mußte.  Die  Seetüchtigkeit 
der  Wettbewerbsländer  wurde  dadurch  vermindert  —  allein  schon  ein 
gewichtiger  Grund  für  diese  Gewaltpolitik.  Im  Grunde  verfuhr  Eng- 
land damit  allerdings  zur  See  nur  ebenso  wie  Napoleon  mit  der  Be- 
völkerung der  besiegten  Städte  zu  Lande.  Um  das  Jahr.  1800  sollen 
in  englischen  Diensten  mehr  als  40000  ausländische  Matrosen  gestan- 
den haben,  die  auf  weggenommenen  Schiffen  in  britische  Hände  ge- 
fallen und  zu  britischen  Diensten  gezwungen  oder  überredet  wor- 
den waren.  Da  man  in  England  selbst  rücksichtslos  preßte,  so 
hielt  man  sich  für  um  so  mehr  berechtigt,  dasselbe  Verfahren  gegen 
Holländer  und  Dänen,  Norweger  und  Schweden,  Deutsche  und  Russen 
anzuwenden.  — 

Wenig  beträchtlich  aber  um  so  empfindlicher,  weil  man  sich  nur 
wenige  Soldnehmer  aus  anderen  Nationen  hatte  verschaffen  können, 
waren  die  britischen  Verluste  im  Krim  kr  leg:  sie  stellten  sich 
auf  2755  Tote  und  12  094  Verwundete,  während  die  der  Verbündeten 
sich  auf  8250  Tote  und  39368  Verwundete  beliefen. 

Im  südafrikanischen  Kriege  waren  die  englischen  Verluste 
noch  höher:  England  büßte  5256  Tote  und  26286  Verwundete  ein. 
Das  Verhältnis  der  Toten  zu  den  Verwundeten  stellte  sich  also  auf 
1 : 5  oder  auf  20  Proz.,  annähernd  ebenso  hoch  wie  im  Krimkrieg, 
wo  es  I  :4,4  oder  22,7  Proz.  betragen  hatte.  Die  Verluste  dieser  bei- 
den letzten  großen  Kriege  Englands  —  der  beiden  wichtigsten  unter 
den  insgesamt  40  Kriegen,  die  während  der  »friedlichen«  Regierung 
der  Königin  Victoria  geführt  würden  —  waren  also  erheblich  fühlbarer 
für  England,  das  sonst,  zumal  bei  Kriegen  von  erheblich  geringerer 
Dauer  als  denen  des  18.  Jahrhunderts,  gewöhnt  war,  nur  wenig  eigene 
Menschen  zu  opfern. 

Und  nun  der  Weltkrieg  der  Jahre  191  4—1  6!  Während  die 
großen  Verluste  des  südafrikanischen  Krieges  dadurch  erklärt  wurden, 
daß  sich  die  englische  Front  über  mehr  als  eine  halbe  Million  engli- 
scher Geviertmeilen  erstreckte,  beschränkt  sich  der  britische  Anteil  an 
der   heutigen  Westfront  —  bei   weitem   der    wichtigsten    und    verlust- 
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reichsten,  so  weit  England  in  Betracht  hommt  —  auf  weniger  als 
40000  Hektar,  d.  h.  auf  weniger  als  das  Gebiet  einer  englischen  Graf- 
schaft von  Durchschnittsgröße.  Zu  diesen  40000  Hektar  in  Frankreich 
und  Belgien  kamen,  so  lange  das  Dardanellenabenteuer  dauerte,  noch 
etwa  800  Hektar  auf  der  Halbinsel  Gallipoli,  d.  h.  eine  Fläche  etwa 
von  der  Ausdehnung  Groß-Berlins.  Auf  diesen  beiden  Flächen  setzte 
das  britische  Reich  alle  seine  militärischen  Kräfte  ein:  d.  h.  die  organi- 
sierte Heereskraft  der  Einwohner  von  30  Millionen  Quadratkilometern 
(etwa  22  Froz.  der  Erdoberfläche)  oder  von  etwa  400  Millionen  Men- 
schen. Die  medizinische  Fachzeitschrift  »The  Lancet«  schrieb  schon 
im  Juni  191 5  : 

»In  keinem  der  früheren  Kriege  weisen  die  genauen  Statistiken  so  große 
Verluste  im  gleichen  Zeitabschnitt  auf.  Die  mitgeteilten  Ziffern  werden  zu  unan- 
genehmen Vergleichen  führen.  Das  Verhältnis  der  Toten  zu  den  Verwundeten 
stellte  sich  wie  l  :  4,25  oder  23,5  Proz.  Das  Verhältnis  der  Toten  zu  den  Ver- 
wundeten ist  also  um  eine  Kleinigkeit  höher  wie  im  Krimkrieg  und  in  Südafrika. 
In  dem  jetzigen  Kriege  stellt  sich  bei  den  Offizieren  das  Verhältnis  der  Toten  zu 
den  Verwundeten  höher  als  bei  den  Mannschaften  —  nämlich  wie  i  :  2,3  oder 
43,61   Proz.     Dieser  Umstand  bildet  unsere  größte  Sorge.« 

Der  Premiermenister  gab  die  Zahl  der  Verluste  von  Kriegsaus- 
bruch bis  zum  31.  Mai  i  9  i  5  auf  259000  Offiziere  und  Mannschaften 
an.  Diese  Zahlen  bezogen  sich  auf  die  nichtfarbigen  Engländer  ein- 
schließlich der  australischen,  neuseeländischen  und  canadischen  Kontin- 
gente, aber  nur  auf  das  Kriegsgebiet  in  Frankreich,  Belgien  und  an 
den  Dardanellen.  Weder  die  Verluste  auf  den  übrigen  Kriegsschau- 
plätzen noch  die  zur  See  waren  mitgerechnet,  ebensowenig  die  der 
Flotte  und  der  farbigen  Engländer;  auch  die  Zahl  der  Kriegsgefangenen 
verschwieg  Asquith. 

Bald  haben  sich  diese  Ziffern,  die  bereits  mehr  als  das  5fache 
des  Burenkrieges  ausmachten,  arg  gesteigert.  Einen  Monat  später 
wurden  die  Verluste  schon  beträchtlich  höher  angegeben.  Nach  der 
Times  vom  28.  Juli  1915  teilte  Asquith  im  Parlament  für  die  Zeit  bis 
zum  20.  Juni    1915  folgende  Verlustziffern  mit: 


Offiziere 


Mann-  Gesamt- 

schaften zahl 


Flotten-Verluste: 


Getötet  499  7  430  7  929 

Verwundet  87  787  874 

Vermißt  29  274  303 


Insgesamt 

615 

8491 

9  106 

Heeres- Verluste  (Frankreich) : 

Getötet 

3288 

48372 

51  660 

Verwundet 

6803 

156308 

163  III 

Vermißt 

I  163 

50969 

52  132 

Insgesamt  11254  255649  266903 
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Da  rdanellen 

(einschließlich  der  Marine-Division) 

Getötet 

Verwundet 

Vermißt 

Insgesamt 

Andere  Kriegsschauplätze 
(außer  Deutsch-Südwest- Afrika) : 

Gelötet 

Verwundet 

Vermißt 

Insgesamt 

G  e  sam  t  -  Ve  r  1  u  s  t  e    auf  allen 
Krieg  sschauplätzen 
(außer  Deutsch-Südwest- Afrika) : 


Offiziere 


567 

I  379 

198 


Mann- 
schaften 


7567 
28635 
10  892 


Gezamt- 
zahl 


8134 
30014 
II  090 


2  144 


145 

248 
22 


47  094 


I  445 

3247 

641 


49238 


I  590 

3  495 

663 


415 


5  333 


5748 


Getötet 

4  000 

57384 

61384 

Verwundet 

8430 

188  190 

196620 

Vermißt 

1383 

62  502 

63885 

Gesamt-Verluste  für  das  Heer        13  813  308076  321889 

»  »     die  Flotte  615  8491  9106 


Zusammen 


14  428 


316567 


330995 


Für  die  ersten  17  Kriegsmonate  bis  zum   9.  Januar  191Ö  be- 


trugen   die   Verluste   der   englischen  Streitkräfte 


in  Flandern  und  Frankreich 


Tot: 

Verwundet: 
Vermißt : 


5  138  Offiziere 
10  217  » 

I  691  » 


82  130  Mann 
248  990       » 
52344       » 


zus.     87  268 

»     259207 

54035 


Summe : 

17046  Offiziere                   383464  Mann 
an    den   Dardanellen: 

zus. 

400  500 

Tot: 

Verwundet: 

Vermißt: 

I  745  Offiziere                       26  455  Mann 
3143          »                              74952       » 
353         »                             10  901       » 

zus. 
> 

28  200 

78095 
II 254 

Summe ; 

5 

241   Offiziere                          112  308  Mann 

zus. 

"7  549 

auf  anderen    Kriegsschauplätzen: 

Tot: 
Verwundet: 

Vermißt : 

918  Offiziere                        11752  Mann 
816         X.                              15  165       » 
10 1          »                                2656       » 

zus. 

12  670 

15981 

2757 

Summe  : 

1  835  Offiziere                       29  573  Mann 

zus. 

31408 

Zusammen 


zus.  549  457 


24  122   Offiziere  525  345   Mann 

Für  die  drei  ersten  Monate  des  Jahres   1916  belaufen  sich  die  Ver- 
lustziffern  des  englischen  Heeres  auf 
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Januar  im   Offiziere  17675  Mannschaften 

Februar  884  »  14  822  » 

März 993  > 16908 » 

Januar  bis  März  2  98S  Offiziere  49  405  Mannschaften 


August  1914  bis  März  1916  27  110  Offiziere  574  75°  Mann, 

zusammen     60 1  860  Köpfe. 

Demnach  betrug  der  durchschnittliche  Monatsvcrlust  rund  30000 
Köpfe.  Nicht  eingerechnet  sind  die  an  Krankheiten  Ge- 
storbenen. Deren  Zahl  war  namentlich  an  den  Dardanellen  außer- 
ordentlich groß:  sie  wurde  von  verschiedenen  Seiten  auf  mindestens 
100  000  Mann  beziffert.  Aus  den  eigenen  Berichten  des  Oberbefehls- 
habers Sir  John  Hamilton  ergab  sich,  daß  man  dort  überhaupt  Men- 
schenleben sinnlos  verschwendete,  weil  man  hoffte,  da- 
durch den  Erfolg  zu  erzwingen.  So  ließ  man  wiederholt  Transport- 
schiffe mit  allen  an  Bord  befindlichen  Menschen  auf  den  Strand  laufen, 
um  dann  schleunigst  Schiffsbrücken  zu  zimmern  und  auf  ihnen  die 
Landung  vorzunehmen.  Daß  jedoch  inzwischen  die  Schiffsbrücken  der 
Strömung  nachgaben  und  die  Soldaten,  die  das  Ufer  schwimmend  zu 
erreichen  suchten,  von  ihrer  schweren  Ausrüstung  in  die  Tiefe  gezogen 
wurden  —  oder  daß  hoher  Seegang  die  Pontons  umwarf  —  oder  daß 
ein  türkischer  Feuerüberfall  looo  und  mehr  Mann  in  wenigen  Minuten 
niedermachte,  hatte  man  nicht  genügend  in  Rechnung  gezogen.  Jeden- 
falls waren  die  Verluste  an  den  Dardanellen  außerordentlich  hoch; 
nicht  minder  aber  auch  im  Westen,  zumal  da  England  nicht  gewöhnt 
war,  gegen  einen  Feind  zu  kämpfen,  dem  alle  Mittel  der  Kriegstechnik 
in  ebenso  hohem  Maße  zur  Verfügung  stehen  wie  der  unentbehrliche 
Mut.  So  verwandelten  sich  gerade  die  Siege,  von  denen  die  britische 
Heeresleitung  zunächst  viel  Rühmens  machte  —  wie  etwa  die  Schlacht 
bei  Loos  —  bei  näherer  Prüfung  in  Unternehmungen,  bei  denen  die 
Engländer  einen  ganz  geringen  Landgewinn  durch  ungeheure  Einbuße 
an  Menschenleben  erkauft  hatten. 

Auch  die  Verluste  der  englischen  Flotte  waren  in  diesem  Krieg 
so  hoch  wie  noch  nie.  Schon  bis  zum  20.  Juni  1915  betrugen  sie 
9106  Köpfe.  Die  Gesamtstärke  der  englischen  Flotte  betrug  1915  etwa 
136000  Köpfe,  wobei  allerdings  6  Linienschiffe  und  einige  geschützte 
Kreuzer  nicht  mitgerechnet  sind,  die  erst  1914  fertig  wurden,  während 
die  alten  Schiffe  mitgezählt  sind,  die  kaum  noch  Gefechtswert  haben. 
Der  Verlust  an  Toten,  die  Verwundeten  nicht  gerechnet,  betrug  danach 
für  die  englische  Flotte  etwa  7  Proz. ;  während  Asquith  wenige  Wochen 
vorher  behauptet  hatte,  sie  stellten  sich  noch  nicht  einmal  auf  0,1 
Prozent  der  Flottenstärke. 

Nie  hatte  man  in  England  sich  auf  einen  Krieg  gefaßt  gemacht, 
der  das  eigene  Volk  so  schwer  bluten  lassen  könnte.   Während  in  allen 
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früheren  Kriegen  —  mit  Ausnahme  des  Burenkrieges  und  in  gewissem 
Maße  auch  des  Krimkrieges  —  Ausländer  die  Hauptverluste  getragen 
halten,  versagte  dieses  System  in  dem  Weltkrieg  1914— 16  völlig.  Mit 
un"-eahnter  Schnelligkeit  war  das  Expeditionskorps  verbraucht,  das  zu 
Beginn  des  Krieges  auf  das  europäische  Festland  gevi^orfen  wurde. 
Dann  hieß  es  Ersatz  und  wieder  Ersatz  und  abermals  Ersatz  schaffen  I 
Die  Bundesgenossen  drängten,  Frankreich  wollte  die  Verluste  nicht 
allein  tragen,  der  »teuflischen«  Kriegstechnik  der  Deutschen  war  rnan 
nicht  gewachsen,  und  obwohl  die  englische  Heeresleitung,  ihrer  Jahr- 
hunderte alten  Tradition  zufolge,  nicht  wagte,  sich  von  ihren  Verbin- 
dungslinien mit  dem  Meere  allzu  sehr  zu  trennen,  überschritten  die 
Verluste  alles  Maß.  Die  Verwendung  farbiger  Truppen  hatte  aus  klima- 
tischen, militärischen  und  politischen  Gründen  bald  ihre  Grenzen  er- 
reicht, Zwangsaushebungen  Farbiger  in  genügendem  Umfang  konnte 
man  nicht  wagen  —  und  so  blieb  denn  nichts  anderes  übrig  als  die 
Einführung  der  Wehrpflicht  in  England  selbst,  die  man  bis  dahin  so 
bitter  verspottet  und  so  gründlich  verachtet  hatte.  Rechnet  man  zu 
alledem  noch  die  mittelbaren  Menschenverluste  hinzu,  die  der  Krieg 
England  auferlegt,  so  ist  das  Gesamtergebnis,  daß  sich  nicht 
nur  in  finanzieller  und  politischer  Hinsicht,  sondern  auch  vom  Gesichts- 
punkt der  Menschen-Oekonomie  dieser  Krieg  als  die  schwerste  Prüfung 
erweist,  die  England  jemals  auferlegt  wurde,  oder  die  es  vielmehr 
durch  eigene  Schuld  auf  sich  herabbeschworen  hat.  In  Zukunft  wird 
es  vermutlich  in  der  Anzettelung  von  Kriegen  etwas  vorsichtiger  ver- 
fahren ^). 


Rumänische  Agrarreform. 

Die  rumänischen  Agrarverhältnisse  haben  im  Laufe  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  wiederholt  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  sich  ge- 
zogen. Zum  ersten  Male  sind  sie  durch  das  agrarische  Reglement  von 
I829  berührt  worden,  durch  welches  die  Verteilung  der  Steuern  neu 
geordnet  und  die  Lage  der  Bauern  verbessert  werden  sollte.     Daß  auf 


i)  Seit  dieser  Aufsatz  geschrieben  wurde,  fanden  große  kriegerische  Ereig- 
nisse statt,  die  Englands  Verluste  bedeutend  erhöhten.  Die  Seeschlacht  am  Ska- 
gerrak  kostete  ihm  7 — 8000  Tote,  von  den  Verwundeten  starben  inzwischen  noch 
etwa  1000.  Im  Juli  (dem  Offensiv-Monat)  verzeichneten  die  amtlichen  englischen 
Verlustlisten  12  588  Offiziere  und  81  226  Mann  als  tot,  verwundet  und  vermißt. 
Die  Seeleute,  die  am  Skagerrak  zugrunde  gingen,  fanden  in  ihrer  Mehrzahl  ein 
kühles  Grab.  Man  empfand  diesen  Verlust  in  England  nicht  so  greifbar  wie  den 
von  Tausenden  von  Verwundeten,  die  nach  der  Offensive  an  der  Somme  die  süd- 
lichen Häfen  und  die  Eisenbahnstrecken  nach  London  und  ins  Land  hinein  über- 
füllten.    So  viel  Kriegselend  hat  man  in  England  noch  niemals  mit  angesehen. 
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diesem  Wege  das  Ziel  nicht  erreicht  war,  zeigten  die  Bauernbewegungen 
von  I848,   ISÖ4'    1870  und  schließlich  der  schwere  Aufstand  von  1907. 

Als  Ursachen  der  herrschenden  Unzufriedenheit  ist  die  bedeutende 
Steigerung  der  von  den  Bauern  zu  zahlenden  Pachten  und  die  unbillige 
und  vexatorische  Form  der  Pachtverträge  anzuführen.  Diese  erklärt 
sich  wieder  aus  den  Grundbesitzverhältnissen.  Mehr  als  ein  Drittel 
des  bebauten  Bodens  befindet  sich  in  den  Händen  von  etwa  1000 
Großgrundeigentümern,  die  ihre  ausgedehnten  Landflächen  in  der  Regel 
nicht  selbst  bewirtschaften,  sondern  sie  an  Großpächter  verpachten,  die 
ähnlich  wie  die  Middlemen  in  Irland  und  die  Gabelotti  in  Sizilien,  die, 
Ausbeutung  der  Bauern  planmäßig  betreiben.  Nach  einem  Aufsatze  in 
der  »Intern,  agrarökonom.  Rundschau«  befinden  sich  65  Proz.  des  be- 
bauten Landes  in  den  Händen  der  Großpächter,  von  denen  wieder  39 
Proz.  Ausländer  sind.  Ihre  Großpachtungen  werden  dann  in  kleinen 
Landstücken  von  nicht  mehr  als  20  ha.  durch  besondere  Verträge  und 
gegen  Zahlung  besonderer  Abgaben  an  Bauern  verpachtet. 

Der  Pachtzins  konnte  früher  auf  zweierlei  Weise  entrichtet  werden : 
in  bar  oder  in  natura.  In  beiden  Fällen  wurden  die  Pachten  nach 
und  nach  außerordentlich  erhöht.  Dies  war  aber  nicht  die  einzige 
Ursache  der  starken  Unzufriedenheit  der  rumänischen  Bauern.  Da  es 
den  Grundeigentümern  vollständig  an  jedem  landwirtschaftlichen  Inven- 
tar mangelte,  so  mußten  sich  dieses  die  Bauern  beschaffen ;  die  hiedurch 
entstehenden  Lasten  sowie  die  Steigerung  der  Weideabgaben  und  die 
Verminderung  der  Löhne  mußten  ebenfalls  notwendigerweise  zur  Her- 
beiführung der  Bewegung  von  1907  beitragen. 

Man  kann  also  sagen,  daß  vom  Jahre  1829  an,  wo  das  Reglement 
organique  erlassen  wurde,  bis  1907  die  allgemeine  Lage  der  rumäni- 
schen Bauern  sich  fortwährend  verschlechtert  hatte.  Auch  die  schwache 
Gesetzgebung,  die  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  hatte,  war  nicht 
imstande  gewesen,  dem  Uebel  einen  Damm  entgegenzusetzen  und  der 
Unzufriedenheit  Einhalt  zu  tun. 

Die  Bewegung  von  1907  mußte  daher  naturgemäß  zu  agrari- 
schen Reformen  führen.     Diese  Reformen  bestanden  namentlich: 

1.  in  der  Einrichtung  landwirtschaftlicher  Spar-  und  Darlehns- 
kassen ; 

2.  in  dem  Gesetze  über  die  landwirtschaftlichen  Verträge ; 

3.  in  der  Beschränkung  des  Rechts  zur  Pachtung  landwirtschaftlicher 
Besitzungen ; 

4.  in  dem  Gesetze  über  die  Verpachtung  der  Besitzungen  des 
Staats  und  der  öffentlichen  Einrichtungen  an  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaften. 

Was  die  landwirtschaftlichen  Spar-  und  Darlehn  s- 
k  a  s  s  e  n  anbetrifft,  so  muß  man  verschiedene  Arten  von  Maßnahmen 
unterscheiden.     Einige  wurden   voll   durchgeführt  und  erzielten   einen 
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vollen  Erfolg;  andere  dagegen  erreichten  ihren  Zweck  nur  teilweise. 
Die  Errichtiin<?  von  Spar-  und  Darlehnskassen  war  in  Rumänien  eine 
unumgängliche  Notwendigkeit  für  die  ländliche  Bevölkerung,  die  lange 
das  Bedürfnis  empfand,  sich  leicht  und  billig  Kredit  zu  verschaffen. 
Die  normalen  Aufgaben  solcher  Kassen  wie  z.  B.  die  Gewährung  von 
Darlehn  für  die  von  den  Bauern  vor  ihrer  Einführung  gekauften  Stellen 
und  die  Förderung  einer  besseren  Bodenbenutzung  wurden  voll  er- 
reicht. 

Aber  ein  anderes  Ziel  der  Spar-  und  Darlehnskassen  in  Rumänien 
und  sicherlich  nicht  das  unwichtigste  bestand  darin,  die  Verteilung  des 
Bodens  zugunsten  der  Bauern  zu  ändern  und  den  letzteren  die  Be- 
schaffung kleiner  eigener  Stellen  zu  erleichtern.  Einige  sind  der  Mei- 
nung, daß  dieser  Zweck  nicht  voll  erreicht  worden  ist,  obwohl  hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  daß  es  den  Kassen  gelungen  ist,  eine 
Fläche  von  53  616  ha,  die  früher  zum  Großgrundbesitz  gehörte,  in  das 
Eigentum  der  Bauern  überzuführen. 

Das  Gesetz  über  die  landwirtschaftlichen  Verträge 
bestimmt  zunächst  im  ersten  Abschnitt,  welche  Verträge  ihm  unter- 
worfen sind,  nämlich : 

a)  die  Verträge,  durch  welche  einer  Bauernfamilie  gegen  Geld 
oder  Naturalabgaben  Flächen  von  nicht  mehr  als  20  ha  Größe  zum 
Zweck  der  Bewirtschaftung  als  Felder,  Wiesen  und  Weiden  verpachtet 
werden ; 

b)  die  Pachtverträge  über  Weiden  für  höchstens  6  Stück  Großvieh 
und  10  Stück  Kleinvieh  pro  Familie,  wobei  5  Stück  Kleinvieh  gleich 
einem  Stück  Großvieh  gerechnet  werden; 

c)  die  Verträge,  durch  welche  die  Bauern  sich  verpflichten,  die 
landwirtschaftlichen  Arbeiten  gegen  entsprechenden  Lohn  zu  verrichten. 

Nach  dieser  Feststellung  der  verschiedenen  Arten  von  Verträgen, 
die  dem  Gesetze  unterstellt  sind,  enthält  der  IL  Abschnitt  die  einzelnen 
Bestimmungen  über  diese  Verträge. 

Unter  den  wichtigsten  Bestimmungen  sind  zu  nennen  jene  in  Ar- 
tikel 3  über  die  Regelung  der  sogenannten  Tarla.  Dies  ist  eine  Be- 
zahlungsart,  bei  welcher  der  Bauer  das  Recht  hat,  den  in  Geld  festge- 
setzten Pachtzins  durch  Arbeit  auf  Weizen-  oder  Maisfeldern  zu  ent- 
richten. Die  Eigentümer  oder  Großpächter  können  jedoch  diese  Be- 
zahlungsweise nicht  vorschreiben. 

Das  Gesetz  bestimmt  ferner,  daß  die  Pachten  entweder  allein  in 
Geld  oder  allein  in  Arbeit  (tarla)  bezahlt  werden  dürfen,  und  beseitigt 
so  die  alten  Systeme,  bei  welchen  den  Bauern  zahlreiche  Nebenver- 
pflichtungen auferlegt  wurden,  so  daß  diese  schließlich  einen  höheren 
Betrag  ausmachten  als  die  eigentliche  Pacht. 

Der  wichtigste  Teil  des  Gesetzes  ist  der  Abschnitt  über  die  Schaf- 
fung von  Gemeindeweiden.     Der  Mangel  an  Weiden  für  das  Vieh  der 
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Bauern  bot  den  Grundbesitzern  und  Großpächtern  die  Möglichkeit, 
mit  den  Bauern  leoninische  Verträge  zu  schließen,  weil  der  Bauer 
zwar  ein  Feld  bebauen  kann,  das  weit  von  seiner  Wohnung  entfernt 
liegt,  aber  sein  Vieh  nicht  auf  weite  Entfernungen  zur  Weide  treiben 
kann. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Abschnitts  III  des  Gesetzes  sind 
die  folgenden: 

Artikel  9  bestimmt,  daß  in  jeder  Gemeinde  eine  oder  mehr  Ge- 
meindeweiden  geschafifen  werden  sollen,  und  zwar  nach  der  Zahl  der 
Wohnbezirke  mit  mehr  als  25  Familien. 

Die  Gemeindeweiden  werden  durch  Ankauf  von  Land,  das  sich 
nach  Art  und  Lage  dazu  eignet,  geschafifen.  Die  Bezahlung  des  Kauf- 
preises erfolgt  durch  die  Spar-  und  Darlehnkassen,  die  zu  diesem  Zwecke 
Schuldverschreibungen  ausgeben  können.  Für  die  so  von  der  Gemeinde 
übernommene  Schuld  leistet  der  Staat  die  Bürgschaft.  Die  Gemeinden 
können  die  Schuldverschreibungen  jederzeit  zurückzahlen  und  müssen 
dies  in  spätestens  12  Jahren  tun. 

Die  an  die  Gemeinde  zu  zahlende  Pachtsumme  wird  berechnet, 
indem  der  Kaufpreis  mit  6  Proz.  kapitalisiert  wird.  Dieser  ändert  sich 
natürlich  von  Fall  zu  Fall.  Wenn  man  annimmt,  daß  ein  Hektar 
Weideland  einen  Wert  von  500 — 600  Lei  hat  (i  Lei  =  o,so  Mark)  und 
als  Weide  für  4  Stück  Vieh  dienen  kann,  so  erhält  man  als  Wert  des 
für  jedes  Stück  Vieh  erforderlichen  Landes  125 — 150  Lei.  Dies  ergibt 
bei  einem  Satze  von  6  Proz.  eine  jährliche  Pachtsumme  von  7,50 — 9 
Lei.  Vor  diesem  Gesetze  stellten  sich  die  Pachten  meistens  auf  10 
bis  20  und  in  vielen  Fällen  sogar  auf  über  20  Lei  für  jedes  Stück 
Vieh,  und  dabei  entfiel  damals  auf  jedes  Stück  Vieh  sicherlich  nicht 
ein  Hektar  Weideland. 

Das  Gesetz  über  die  Einschränkung  des  Rechts  zur 
Pachtung  von  Besitzungen,  das  auch  als  Gesetz  gegen  die 
Pachttrusts  bezeichnet  wird,  wurde  erlassen,  um  reiche  Großpächter  zu 
hindern,  ungeheure  Landstrecken  in  ihren  Händen  zu  vereinigen.  Es 
war  der  Fall  vorgekommen,  daß  eine  einzige  Familie  159000  Hektar 
gepachtet  hatte  und  noch  mehr  hinzuzupachten  suchte.  Das  Gesetz  vom 
10.  April  19O8  setzt  diesem  Zustand  ein  Ende,  indem  es  die  Pachtung 
von  mehr  als  4000  ha  Land  durch  eine  Person  untersagt. 

Das  letzte  Gesetz  über  die  Agrarreform  in  Rumänien  ist  das  vom 
20.  Juni  1910;  es  bestimmt,  daß  die  Besitzungen  des  Staats  und  öffent- 
licher Einrichtungen  und  Körperschaften  nur  den  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  und  ohne  öffentliche  Versteigerung  verpachtet  werden 
dürfen.  Es  handelt  sich  also  um  eine  nicht  unwichtige  Vergünstigung, 
die  der  Staat  den  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  gewährt,  die 
jsich  so  bei  den  Verhandlungen  mit  den  Eigentümern  und  Großpächtern 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     2.  '  17 
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in  günstigen  Bedingungen  befinden.    Dieses  letztere  Gesetz  hat  jedoch, 
wie  es  scheint,  nicht  die  erwarteten  Ergebnisse  gebracht. 

Dies  ist  in  allgemeinen  Zügen  die  große  rumänische  Agrarreform 
von  1907.  Im  ganzen  kann  man  sagen,  daß  ihre  Ergebnisse  zufrieden- 
stellend gewesen  sind,  besonders  wenn  man  die  Eile  berücksichtigt, 
mit  der  die  Reformen  unter  dem  Eindruck  des  schweren  Bauernauf- 
stands entworfen  und  vom  Parlament  beschlossen  wurden.  Sie  müssen 
noch  ergänzt  und  zum  Teil  geändert  werden ;  aber  es  ist  unbestreitbar, 
daß  von  1907  bis  jetzt  "Willkür  und  Mißbrauch  zum  großen  Teil  ver- 
schwunden sind,  daß  die  Bauern  ein  berechtigtes  Selbstvertrauen  be- 
kommen haben  und  sich  selten  täuschen  lassen  und  daß  eine  völlige 
Umwandlung  im  Denken  der  Landbevölkerung,  die  seit  Jahrhunderten 
an  Gewalttat  und  Unterwürfigkeit  gewöhnt  war,  eingetreten  ist,  da  sie 
sich  durch  die  Tatsachen  hat  überzeugen  können,  daß  die  Gesetze 
nicht  gegen  sie,  sondern  hauptsächlich  für  sie  und  in  ihrem  gemein- 
samen Interesse  gemacht  wurden. 


Die  Entwicklung  der  Viehhaltung  in  Uruguay. 

Von 

Bruno  Simmer  sbac  h-Wiesbaden. 

Die  Geschichte  der  Viehzucht  in  der  Republik  Uruguay  oder  wie 
der    volle  Name    lautet   Repüblica   Oriental    del   Uruguay    reicht    weit 
zurück  in  Zeiten,  lange  bevor  das  Land  seine  Unabhängigkeit  als  Repu- 
blik erklärt  hat.     Die  Verfassung  Uruguays  datiert  vom  10.  September 
1829;  vorher    bildete   das  Land  einen  Teil   des    spanischen  Vizekönig- 
reichs von  Buenos  Aires,  nämlich  die  beiden  Gobiernos  de  INIontevideo 
und   del  Uruguay,   welche   beide  gewöhnlich  unter  dem  Namen  Banda 
Oriental,  Ostseite,   zusammengefaßt  wurden.     Die  ganze  weite  Gegend 
am  Rio  de  la  Plata,  Silberfluß,   von  welcher   der  Staat  Uruguay  einen 
Teil  bildet,    ist   von  der  Natur  aus  derart  günstig  für  großartige  Vieh- 
zucht   ausgestattet,    daß   ungeachtet   der  vielfachen  politischen  inneren 
Unruhen,  welche  das  Land  in  der  zweiten  Hälfte  des  ig-  Jahrhunderts 
durchzumachen  hatte,    dennoch  die  Viehhaltung  dieser  spanischen  Ko- 
lonie ihre  eigenen  Wege  rüstig  vorwärts  schritt.    Die  Viehzucht  bildete 
eine  der  Hauptquellen,  auf  welcher  die  Wohlfahrt  der  Republik  heutigen 
Tages  beruht  und  dem  sie  ihre  wirtschaftliche  Blüte  und  ihre  lebhafte 
kommerzielle  Tätigkeit  allein  verdankt.     Das  ganze  Land  gleicht  einer 
einzigen  großen  Weide  und  ist  übersät  mit  Estancias,  Mataderos,  Sala- 
deros  oder  Saladillos  —  Viehzuchthöfen,  Schlächtereien,  Fleischeinsalz- 
stellen —  von    denen    die    größten    und   bekanntesten   die  Anlagen  zu 
Fray  Bentos  sind.     Den  Hauptzweig  der  volkswirtschaftlichen  Tätigkeit 
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bildet  die  Viehzucht,  namentlich  die  Aufzucht  von  Hornvieh,  Schafen 
und  Pferden.  Uruguay  ist  seit  mehr  denn  hundert  Jahren  ein  ausge- 
sprochenes Ackerbau-  und  Weideland  und  der  Bergbau  des  Landes  — 
der  absolut  nicht  ohne  Bedeutung  ist  —  muß  sich  mit  der  zweiten 
Stelle  begnügen  und  besonders  jetzt,  wo  die  ganze  Welt  eine  stetig 
sich  steigernde  Nachfrage  nach  Fleisch  zur  Ernährung  der  fortdauernd 
wachsenden  Bevölkerung  von  Europa  und  Nordamerika  zeigt. 

Es  ist  von  Interesse,  die  Tatsache  festzulegen,  daß  schon  vor  dem 
Jahre  1793  die  »Hacendados«,  Viehzüchter  von  Uruguay  berichteten, 
daß  im  ganzen  Lande  über  450000  Stück  Vieh  jährlich  geschlachtet 
würden,  allein  wegen  ihrer  Häute  und  daß  es  daher  in  vollstem  Maße 
angebracht  sei,  Bestrebungen  zu  unterstützen,  die  darauf  hinzielen,  auch 
das  Fleisch  dieser  Schlachttiere  zu  verwerten  und  so  die  Viehzucht 
auf  einen  rationellen  wirtschaftlichen  Platz  zu  stellen. 

Artigas,  der  Nationalheld  von  Uruguay  war  der  erste,  welcher  den 
Wert  eines  derartigen  Vorschlages  richtig  erkannte,  und  schon  im  Jahre 
I813  wirkte  er  tatkräftig  mit  bei  der  Bildung  der  Junta  de  Agricultura, 
der  Landwirtschaftsgesellschaft  von  Uruguay,  die  den  Zweck  hatte,  die 
landwirtschaftliche  Entwicklung  zu  heben  und  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Landverteilung  zu  veranlassen.  Eben  zu  jener  Zeit  wurde 
auch  der  erste  Versuch  gemacht,  durch  Abhaltung  landwirtschaftlicher 
Lehrkurse  und  Vorträge  die  Kenntnis  der  besten  landbaulichen  Me- 
thoden möglichst  allgemein  zu  verbreiten,  und  es  wurden  auch  die 
ersten  Musterfarmen  —  wie  man  heute  sagt  — ■  eingerichtet,  die  einen 
so  günstigen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  uruguayischen  Landwirt- 
schaft ausgeübt  haben.  Artigas  blieb  ein  eifriger  Verfechter  seiner 
Ideen  in  bezug  auf  die  Hebung  der  Landwirtschaft  und  nahm  auch 
später  bei  der  Vorberatung  und  Grundlegung  einer  agrarischen  Gesetz- 
gebung regen  Anteil.  Neben  seiner  Forderung  an  Waffen  und  Munition 
für  die  Soldaten  trat  der  gleiche  Wunsch  für  die  Gewinnung  der  für 
die  Landwirtschaft  Uruguays  nötigen  Pflüge,  Hacken,  Saatkorn  und 
ferner  regte  er  die  Beschaffung  von  Lehrbüchern  und  ähnlichen  er- 
zieherisch wirkenden  Mitteln  für  die  Schulen  der  Landwirtschaftsge- 
biete an. 

Diese  Anregungen  lassen  uns  schon  die  Tendenz  der  Bevölkerung 
Uruguays  erkennen,  die  heute  ebensoviel  landwirtschaftlichen  als  städ- 
tischen Charakter  trägt.  Trotz  der  vielen  politischen  Unruhen,  welche 
die  junge  Republik  in  den  ersten  Jahren  ihres  Entstehens  durchzu- 
machen hatte,  wurden  dennoch  die  Artigassc\\tn  Anregungen  nicht 
vergessen,  sondern  immer  neue  landwirtschaftliche  Hilfsquellen  er- 
schlossen und  verwertet,  die  Zeugnis  ablegen  von  der  Energie  und  dem 
ernsthaften  Charakter  der  Bevölkerung.  Im  Jahre  igöo  erreichten  es 
die  Farmbesitzer,    daß  eine  günstige  agrarische  Gesetzgebung  vom  ge- 
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setzgebenden  Körper   bewilligt   wurde,    und  im  Jahre  187 1    wurde    die 
Landwirtschaftliche  Gesellschaft  von  Uruguay  gebildet.     Diese  letztere 
Gesellschaft  war   eine  Vereinigung  aller  Elemente   der    landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung,  und  ihre  Bestrebungen  waren  darauf  gerichtet,  die 
Vorteile  des  Farmlebens   in   allen  Kreisen   zu   verbreiten.     Die  Gesell- 
schaft gründete  eine  Zeitschrift,  in  welcher  die  Propaganda  dieses  Ge- 
dankens durchgeführt  und  zugleich  die  Vorbereitung  von  Gesetzen  so- 
wie die  Schaffung  eines  gesamten  agrarischen  Gesetzeskodex  eingeleitet 
wurde.     Die  Landwirtschaftsgesellschaft  brachte  dem  Lande  neue  Kul- 
turen,  führte  moderne  landwirtschaftliche  Maschinen  ein  und  zog  ver- 
wandte Industrien   ins  Land  hinein;   in   der  Viehzucht  wurde  Qualität 
und  Charakter  des  Zuchtviehs   ganz   wesentlich   verbessert.     Landwirt- 
schaftliche Vereine   lokaler  Natur   traten    neben    dieser    großen  Land- 
wirtschaftsgesellschaft ins  Leben  und  jährlich   findet  in  dem  eleganten 
Heim   der  letzteren   in  Montevideo    in    der  Calle  Uruguay  ein    großer 
Agrarierkongreß    statt.     Die    Landwirtschaftsgesellschaft,    deren    Grün- 
dungstag der  3.  Oktober  187I)  bildet  in  vielfacher  Beziehung  die  rechte 
Hand  des  gesetzgebenden  Körpers  der  uruguayischen  Regierung,  zumal 
wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Pflege  und  Förderung  der  natürlichen 
landwirtschaftlichen  Reichtümer  der  Republik  zu  erörtern. 

Im  Lande  selbst  haben  sich  die  Versuchsstationen  und  Muster- 
farmen stark  an  Zahl  erweitert,  allgemeine  tierärztliche  Behandlung  ist 
geschaffen  worden,  man  hat  für  allgemeine  Verbreitung  landwirtschaft- 
licher Kenntnisse  und  geeignete  Schulerziehung  gesorgt  und  endlich 
noch  sind  dauernde  Beiträge  von  Seiten  der  Regierung  gesichert,  die 
zur  Hebung  der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  in  der  ganzen  Republik 
Verwendung  finden. 

Das  Land  ist  im  allgemeinen  von  leicht  wellenförmig  gestalteter 
Oberfläche  und  man  findet  selten  eine  größere  Partie,  die  nicht  etwa 
reichlich  mit  Wasser  versehen  wäre.  Der  Boden  ist  meist  tiefgründig 
und  gut  kulturfähig  und  selbst  da,  wo  er  nicht  kultiviert  worden  ist, 
liefert  er  dennoch  aus  eigener  Kraft  ein  gutes  Weideland  für  die  Vieh- 
herden, sowohl  Rindvieh,  wie  Schafe.  Das  Klima  muß  als  mild  be- 
zeichnet werden,  Extreme  von  Hitze  oder  Kälte  treten  nicht  auf,  ob- 
wohl man  im  Winter  Frost  nicht  selten  kennt  und  im  Sommer  teilweise 
stetige  Hitze,  die  an  Mittelengland  im  August  erinnern  kann.  Ein 
charakteristisches  Merkmal  für  die  Landbenützung  in  der  Republik  Uru- 
guay, welches  Beachtung  verdient,  ist  der  Umstand,  daß  der  gesamte 
landwirtschaftliche  Grundbesitz  sich  auf  etwa  43  000  Einzelbesitzer  ver- 
teilt, wobei  zu  bemerken  ist,  daß  36000  Besitzungen  davon  weniger 
als  500  Hektar  umfassen.  Dieses  Landausmaß  hat  man  als  das  ge- 
ringste betrachtet,  auf  welchem  es  in  Uruguay  noch  möglich  ist,  eine 
rationelle  Viehzucht  zu  betreiben.  Landwirtschaftsbetriebe,  welche 
diese  Minimalgröße  nicht  mehr  erreichen,   tun  besser  daran,  Getreide, 
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Gemüse  oder  Wein  zu  bauen.  Dies  trifft  indessen  nicht  zu  für  das- 
jenige Departement,  in  welchem  die  Hauptstadt  Montevideo  liegt,  da 
hier  naturgemäß  weit  kleinere  landwirtschaftliche  Einheiten  noch  völlig 
lebensfähig  sind.  Knapp  zehn  Jahre  zurückliegend,  waren  die  Einheiten 
des  Grundbesitzes  noch  erheblich  grüßer,  man  erkennt  aber  die  natio- 
nale Tendenz,  die  großen  Grundbesitze  aufzuteilen. 

Wie  die  Entwicklung  in  Uruguay  vorherrschend  darauf  gerichtet 
ist,  alle  Zweige  der  Viehzucht  ständig  zu  heben,  so  erkennt  man  auch 
bemerkenswerte  Ansätze,  die  reine  Landwirtschaft  im  Vergleich  zur 
Weidewirtschaft  weiter  günstig  zu  gestalten.  So  hilft  der  eine  Zweig 
dem  anderen  und  bedingt  dessen  Vorwärtsschreiten.  Die  früher  häufig 
beobachtete  Tatsache  überflüssig  vorhandener  Rinder-  und  Schafweiden, 
wie  es  noch  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  der  Fall  war,  ist  heute 
einem  viel  günstigeren  Verhältnissatze  zwischen  beiden  Arten  der  Land- 
verwendung gewichen.  Die  neuzeitliche  Einwanderung  trägt  einen  er- 
heblichen Anteil  an  diesem  geänderten  Entwicklungsgange.  Später  in 
Uruguay  eingetroffene  Ansiedler  legen  größeren  Wert  auf  den  Betrieb 
kleinerer  Farmeinheiten,  so  daß,  während  die  starke  Viehhaltung  stetig 
steigende  Nachfrage  nach  Weidegebiet  schuf,  heute  der  Anbau  von  Ge- 
treide und  Viehfutter  sich  diesen  Verhältnissen  mehr  angepaßt  hat. 
Die  Viehhaltung  mit  ihrem  ganzen  Komplex  züchterischer  und  indu- 
strieller Maßnahmen  bildet  immerhin  noch  die  Hauptquelle  des  Landes 
auf  viele  Jahre  hinaus.  Die  Verteilung  des  landwirtschaftlich  in  Be- 
nützung genommenen  Landes  auf  die  Einzelzweige  ist  daher  nicht  ohne 
Interesse.  Von  dem  gesamten  Bodengebiet  der  Republik  in  Höhe  von 
46000000  Acres  (i  acre  =  Y^  ha)  dienen  etwa  37500000  Acres  als 
Weideland  der  Viehhaltung  und  nur  etwas  mehr  als  2  000  000  Acres 
dem  Anbau  von  Getreide.  Es  zeigt  sich  also,  daß  etwa  ^/s  des  Gesamt- 
gebiets von  Uruguay  Weideland  bilden  und  daß  diese  Fläche  etwa  ig  mal 
so  groß  ist  als  das  für  den  Getreidebau  benützte  Ackerland. 

Eine  neuere  Schätzung  des  Viehbestandes,  der  auf  diesen  unge- 
heueren Weideplätzen  herangezogen  wird,  gibt  die  Zahl  des  Rindviehs 
zu  8200000  an;  ferner  zählt  man  rund  29000000  Schafe,  Schweine 
etwas  über  500  000,  dazu  noch  an  Pferden,  Maultieren  und  Eseln  un- 
gefähr 600000  Stück.  Im  Jahre  1901  zählte  man  nach  der  amtlichen 
Erhebung  6,^  Millionen  Stück  Hornvieh,  17,6  Millionen  Schafe,  47  584 
Schweine,  575  361  Pferde,  22  164  Maultiere  und  8815  Ziegen. 

Die  Zahl  der  Schafe  ist  also  innerhalb  dieses  Zeitraumes  ganz  gewaltig 
gestiegen,  von  17,6  auf  mehr  als  29  Millionen;«  der  Hornviehbestand  von 
6,3  auf  8,2  Millionen.  Die  uruguayische  Fleischwarenindustrie  konsu- 
miert und  exportiert  nun  von  diesen  gewaltigen  Beständen.  Denn 
Wolle,  Fleisch,  Häute,  Felle,  Talg  und  vor  allem  noch  Fleischextrakt, 
nehmen  den  hervorragendsten  Anteil  an  dem  gesamten  Außenhandel 
der  Republik  Uruguay.     Die  Mengen  dieser  Produkte   nehmen   infolge 
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der  stets  steigenden  Nachfrage  von  selten  der  ganzen  kultivierten  Welt 
andauernd  zu,  während  zur  gleichen  Zeit  die  Qualität  des  Schlacht- 
viehs eine  stets  bessere  wird.  So  ist  es  offensichtlich,  daß  die  Vieh- 
haltung von  Uruguay  ein  bedeutender  Faktor  in  dem  wirtschaftlichen 
Einfluß  Südamerikas  auf  den  Weltmarkt  geworden  ist,  denn  die  Aus- 
fuhr von  Viehzuchtprodukten  und  Fleischwaren  bildet  einen  gewichtigen 
Punkt  im  Außenhandel  dieses  Landes. 

Hervorragend  gezüchtete  Schafböcke  und  Mutterschafe  kommen 
aus  Spanien  und  schon  die  ersten  Einwanderer  in  Uruguay  brachten  von 
dort  Zuchtexemplare  mit.  Dieser  Originalbestand  ist  inzwischen  durch 
weitere  Zufuhr  erstklassigen  europäischen  Viehniaterials  weiter  ver- 
bessert worden  und  es  ist  daher  kein  Wunder,  daß  die  Schafböcke  aus 
Uruguay  auf  den  Wollmärkten  der  Welt  einen  ausgezeichneten  Ruf  ge- 
nießen. Auch  das  Fleisch  dieser  Schafe  ist  heutzutage  ein  sehr  wert- 
volles Produkt,  obwohl  es  anfänglich  sich  nicht  den  richtigen  Platz  zu 
erringen  vermochte  und  daher  vielfach  unverwendbar  beiseite  getan 
wurde. 

Aber  die  modernen,  wissenschaftlich  durchgebildeten  Gefriermetho- 
den haben  den  Fleischexport  geradezu  revolutionär  umgestaltet  und  so 
nicht  nur  die  Gewinnbezüge  des  Züchters  vergrößert,  sondern  auch  der 
Fleischexportindustrie  als  ganzer  zu  neuen  Einnahmequellen  verhelfen. 
Lange  Zeit  hindurch  bildete  die  Erzeugung  von  an  der  Luft  ge- 
trocknetem Fleisch  —  tasajo  —  einen  hervorragenden  Industriezweig 
in  Uruguay.  Obwohl  von  diesem  getrockneten  Fleisch  im  Lande  selbst 
ein  ansehnlicher  Teil  in  den  eigenen  Verbrauch  überging,  so  wurde 
doch  die  weitaus  größte  Menge  des  Tasajo  exportiert  und  zwar  haupt- 
sächlich nach  Brasilien,  Kuba,  Portorico  und  anderen  Ländern  Ameri- 
kas, wo  es  als  Nahrungsmittel  breiter  Volksschichten  in  vielen  Fällen 
dem  frischen  Fleische  vorgezogen  wurde.  So  wurden  in  jener  Zeit 
während  eines  Jahres  700  000  Stück  Hornvieh  in  Uruguay  geschlachtet, 
allein  zur  Herstellung  solchen  luftgetrockneten  Fleisches.  Man  erzielte 
davon  über  113  Millionen  Pfund  Tasajo  im  Werte  von  etwa  6^/2  Mil- 
lionen $.  =  Goldpesos  zu  Mk.  4,05  Wert. 

Die  Zahl  des  heute  für  die  Fabrikation  von  Gefrierfleisch  geschlach- 
teten Hornviehs  beträgt  über  31  000  im  Jahr,  bei  einem  Geldwert  von 
S  3  000  000.  Wenn  auch  diese  Menge  heute  noch  weit  unter  der  frühe- 
ren Luftfleischproduktion  steht,  so  erscheint  es  nach  allem  doch  sehr 
wahrscheinlich,  daß  die  Gefrierfleischerzeugung  von  Schlachtvieh  die 
ursprüngliche  Verwendung  in  Zukunft  weit  übertreffen  wird,  zumal  das 
Absatzgebiet  dafür  auf  der  ganzen  Welt  ein  vielfach  größeres  ist.  Ge- 
frorenes Fleisch  kann  ungehindert  die  fernsten  Märkte  in  Europa  er- 
reichen und  die  moderne  Methode  der  Fleischkonservierung  wird 
daher  unstreitig  den  Vorrang  erhalten  gegenüber  der  früheren  Tasajo- 
erzeugung. 
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Immerhin  kann  sich  die  Gefrierfleischindustrie  der  Republik  Uru- 
guay bei  weitem  noch  nicht  mit  jener  Argentiniens  messen,  obwohl  sie 
im  Lande  längst  als  gewinnbringend  erkannt  und  in  starkem  Zunehmen 
begriffen  ist.  So  hat  erst  vor  einiger  Zeit  eines  der  schon^ange  exi- 
stierenden Salzfleischpackhäuser  — •  saladeros  —  seinen  gesamten  Be- 
trieb in  eine  hochmoderne  Gefrieranlage  umgewandelt  und  verschiedene 
andere  neu  errichtete  oder  im  Bau  begriffene  Anlagen  sind  diesem  Bei- 
spiel schon  gefolgt.  Hammelfleisch  läßt  man  gefrieren,  kühlt  es  also 
bis  unter  Null  Grad  ab;  aber  bei  allem  Rindfleisch  hat  man  die  Be- 
obachtung gemacht,  daß  es  vorteilhafter  für  die  Konservierung  ist, 
wenn  dieses  Fleisch  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Punkte  gekühlt  wird, 
ohne  daß  das  Fleisch  sich  in  gefrorenem  Zustande  befindet.  Alle  der- 
artige Feinheiten  bei  der  Handhabung  des  Gefrier-  bez.  Kühlprozesses 
werden  in  den  modernen  Kühlanlagen  genau  beobachtet,  so  daß  jedes 
zum  Versand  gelangende  Einzelprodukt  genau  und  aufs  beste  den  An- 
forderungen des  jeweiligen  Auslandsmarktes  entspricht.  Die  Regierung 
von  Uruguay  selbst  hat  dem  Problem  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt und  sich  bemüßigt  gefunden,  eine  eigene  staatliche  Muster- 
anlage für  die  Herstellung  von  Gefrierfleisch  zu  betreiben,  nicht  sowohl 
des  pekuniären  Gewinnes  wegen,  als  vielmehr  zu  dem  Zwecke,  eine 
Musteranlage  unter  eigener  Kontrolle  zu  besitzen,  in  welcher  eingehende 
Instruktionen  gegeben  werden  können  und  aus  welcher  gelernte  Fach- 
arbeiter an  die  mit  Privatkapital  arbeitenden  Gefrierfleischanlagen  über 
das  ganze  Land  hin  abgegeben  werden. 

Ein  anderer  Prozeß  der  Fleischkonservierung,  oder  besser  gesagt: 
rationellen  Fleischverarbeitung,  hat  in  Uruguay  einen  über  die  ganze 
Welt  verbreiteten  hohen  Ruf  erlangt.  Es  ist  dies  die  Herstellung  von 
Liebigs  Fleischextrakt.  Der  Name  des  großen  deutschen  Chemikers  ist 
heute  direkt  ein  Synonymum  für  Fleischextrakt  geworden;  es  konnte 
dies  aber  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  zunächst  die  Viehherden 
Uruguays  sich  hervorragend  zu  einer  solchen  Verarbeitung  eigneten 
und  danh  zweitens,  daß  die  Liebigs-Fleischextrakt-Gesellschaft  ständig 
wissenschaftlich  weiterarbeitete,  um  die  Methode  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten bis  zu  jenem  Maße  von  Vollkommenheit  durchzuführen,  wie 
sie  heute  in  den  Riesenanlagen  zu  Fray  Bentos  gehandhabt  wird. 
Die  Liebigfaktorei  zu  Fray  Bentos  liegt  am  Ufer  des  Uruguay- 
flusses, etwa  ICO  Meilen  oberhalb  Buenos  Aires,  wo  der  Strom  noch 
eine  solche  Wassertiefe  besitzt,  daß  Schiffe  bis  zu  20  Fuß  Tiefgang  be- 
quem längsseit  der  Verladevorrichtungen  direkt  an  der  Fabrik  anlegen 
können. 

Nicht  mit  Unrecht  hat  man  Fray  Bentos  die  größte  Küche  der 
Welt  genannt.  An  manchem  einzelnen  Tage  werden  hier  2500  Stück 
Rindvieh  geschlachtet  und  verarbeitet,  um  das  beste  Fleisch  von  ihnen 
zu    erhalten.     Die    übrigen   Teile    des  Viehkörpers:    Knochen,  Rippen, 
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Eingeweide,  Sehnen,  Schweif,  Hufe,  Hörner  und  anderes  werden  für 
verschiedene  besondere  Verarbeitungen  abgezweigt.  Das  besondere  und 
bestbefundene  Fleisch  wird  einer  streng  wissenschaftlichen  Behandlung 
unterworfen,  zunächst  mit  besonderer  Sorgfalt  planmäßig  gekocht. 
Chemiker,  Ingenieure,  Laboranten,  technische  Fachleute,  Betriebsleiter, 
alle  arbeiten  daran,  das  Fleisch  sachgemäß  so  zu  behandeln,  bis  wir 
schließlich  als  Endprodukt  dieser  vielfachen  und  teilweise  recht  kom- 
plizierten technisch-chemischen  Manipulationen,  das  weltbekannte  Lie- 
bigsche  Fleischextrakt  vor  uns  sehen.  Die  Liebig-Gesellschaft  ist  mit 
allen  neueren  sozialen  Mitteln  ausgestattet,  um  die  physische,  materielle 
und  sittliche  Wohlfahrt  ihrer  zahlreichen  Angestellten  zu  gewährleisten. 
Die  Gesellschaft  besitzt  eine  moderne  Musterstadt  rund  um  ihre  großen 
Fleischfabriken  und  hat  sich  mit  ihren  neuzeitlichen  sozialen  Bestre- 
bungen ebensogut  wie  mit  ihrem  modern  wissenschaftlich  gehaltenen 
Betriebssystem  einen  wohlbegründeten  Weltruf  geschaffen.  Daß  die  ge- 
samten Anlagen  finanziell  völlig  anglisiert  sind,  ist  eine  Tatsache,  deren 
Erörterung  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Skizze  liegt. 

Bei  weitem  nicht  so  entwickelt,  wie  die  Industrie  der  Fleischver- 
wertung ist  in  Uruguay  die  Milchwirtschaft  mit  allen  ihren  Nebener- 
zeugnissen. Wahrscheinlich  läßt  sich  dies  auf  den  Umstand  zurück- 
führen, daß  es  für  die  Viehzüchter  des  Landes  vorteilhafter  ist,  das 
Fleisch  und  die  Häute  des  Viehs  zu  verwerten,  als  für  eine  Entwicklung 
der  Milchwirtschaft  Sorge  zu  tragen.  Doch  hat  sich  auch  hier  manches 
zum  besseren  geändert,  seitdem  man  die  nötigen  Anregungen  gegeben 
hat  und  verschiedene  Landwirtschaftsgesellschaften,  ebenso  wie  die 
Regierung  von  Uruguay,  Preise  ausgesetzt  haben,  die  denen  zufallen, 
welche  auf  dem  Gebiete  der  Milchwirtschaft  sich  hervorragend  betätigen. 
Es  liegt  nämlich  für  die  Landwirte  von  Uruguay  nach  ihrem  Ermessen 
keinerlei  Grund  vor,  weshalb  nicht  ihr  Land  mit  England  und  Däne- 
mark in  der  Qualität  von  Milch,  Butter  und  Käse  erfolgreich  auf  dem 
Weltmarkte  zu  konkurrieren  vermöchte. 

Der  Außenhandel  Uruguays  läßt  die  hohe  Bedeutung  der  heimi- 
schen Viehhaltung  deutlich  vor  Augen  treten,  zumal  wenn  man,  wie 
in  folgendem  geschehen,  die  ausgeführten  Schafe  mit  einbegreift  unter 
Exportvieh  bez.  -Fleisch.  So  betrug  im  Jahre  191 2  der  gesamte  Aus- 
fuhrwert der  Republik  etwa  $  53000000.  Von  dieser  Summe  entfallen 
S  44  000  000  auf  die  Vieh-  und  Fleischausfuhr,  während  an  rein  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  nur  für  $  2000000  und  für  Bergbaupro- 
dukte ebenfalls  für  $  2000000  exportiert  wurden.  Unter  den  Ausfuhr- 
erzeugnissen der  uruguayischen  Viehzucht,  steht  obenan  die  Schaf- 
wolle, deren  Exportwert  im  Jahre  1912  rund  $  26000000  erreichte,  an 
Fleisch  und  Fleischextrakt  wurden  für  $  5  700  000,  Flaute  und  Felle  für 
etwa  üS  10  000  000,  ferner  lebendes  Vieh  für  $  1000  000  ausgeführt.  An 
lebendem  Vieh  gelangten  in  dem  Jahre  1912  zum  Export  77  444  Stück 
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Rindvieh,  320  389  Schafe  und  etwa  2  000  Pferde  und  INIaulesel.  Unter 
dem  Begriff  Flcischextrakt  erfaßt  die  uruguayische  Statistik  nicht  nur 
das  bekannte  Liebigsche  Fleischextrakt,  sondern  auch  das  luftgetrock- 
nete Fleisch,  Büchsenfleisch,  gekühltes  Rindfleisch,  gefrorenes  Hammel- 
fleisch, ferner  gepökelte  oder  geräucherte  Ochsenzungen  in  Blechdosen 
und  pasteurisierte  Fleischbrühe  in  Dosen. 

Hiermit  ist  eine  kurze  Schilderung  des  landwirtschaftlich -indu- 
striellen Fortschritts  der  Republik  Uruguay  gegeben ;  Raum  genug  ist 
vorhanden  für  eine  weitere,  größere  Entwicklung,  zumal  die  Grenze  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des  Landes  noch  gar  nicht  zu  er- 
kennen ist.  Die  ständig  steigende  Nachfrage  nach  Fleisch  und  Fleisch- 
produkten aller  Art  auf  allen  großen  Märkten  der  Kulturstaaten  geben 
bei  der  erwiesenen  Anpassungsfähigkeit  des  uruguayischen  Volkes  an 
landwirtschaftliche  Verhältnisse  und  ihrer  ausgesprochenen  Vorliebe 
für  Viehzucht  und  Weidebetrieb  die  genügende  Gewähr,  daß  Uruguay 
unter  den  Viehzuchtstaaten  Amerikas  sich  einen  hervorragenden  Platz 
erwerben  wird.  Hierzu  tragen  außerdem  noch  die  regierungsseitigen 
Bestrebungen  bei,  fremde  Arbeitskräfte  ins  Land  zu  ziehen  —  viel  Süd- 
europäer — ,  ihnen  die  Ansiedlung  so  leicht  wie  möglich  zu  machen 
und  sie  als  stammverwandte  Romanen  sehr  bald  völlig  zu  absorbieren. 

Uruguay  besitzt  einen  großen  Viehmarkt,  der  etwa  knapp  8  jMeilen 
von  der  Stadt  Uruguay  entfernt  liegt  auf  städtischem  Gebiete,  welches 
den  Namen  »Tablada  del  Norte«  trägt.  Alle  Verkäufe  und  Exporte 
an  Vieh  irgendwelcher  Art  werden  hier  genau  registriert  und  in  den 
Berichten  der  Landwirtschaftsgesellschaft  von  Uruguay  veröffentlicht. 
Nach  den  amtlichen  Berichten  der  Asociacion  Rural  del  Uruguay  fan- 
den im  ersten  Vierteljahr  191 3  und  1914  folgende  Viehverkäufe  in  der 

Republik  statt. 

(Siehe  Tabelle  auf  S.  264.) 

Der  weitaus  größte  Teil  dieser  Verkäufe  erfolgt  für  den  Export 
als  Fleisch  oder  Fleischprodukt.  Die  Hauptstadt  Montevideo  verbraucht 
monatlich  etwa  12000  Stück  Vieh,  alles  andere  geht  daher  an  die 
großen  Fleischpackhäuser,  die  lediglich  für  den  Export  arbeiten.  In 
der  statistischen  Uebersicht  ist  von  besonderem  Interesse  die  Zunahme 
der  Stierverkäufe  um  34900  in  den  ersten  drei  Monaten  1914  gegen- 
über der  gleichen  Periode  im  Jahre  1913.  Die  Steigerung  des  Gesamt- 
wertes der  gehandelten  Stiere  beträgt  $  2  762  745,  während  der  Durch- 
schnittspreis pro  Stier  im  ersten  Viertel  1913  $  36.12  gegen  $  47-75 
in  derselben  Zeit  1914  betrug.  Die  Verkäufe  von  Kühen  nehmen  um 
5015  zu  und  der  Gesamtwert  um  $  305  327.  Der  durchschnittliche 
Verkaufswert  einer  Kuh  stellte  sich  in  den  ersten  drei  Monaten  des 
Jahres  1913  noch  auf  *  28.61,  aber  stieg  in  der  gleichen  Zeit  des 
nächsten  Jahres  auf  $  40.19. 
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Verkäufe    von   Vieh    in    Uruguay. 
S  =  I  Peso  Gold  =  Mark  4,05. 


1913 

1914 

Monat 

Zahl 

Gesamt- 
wert 

Durch- 
schnittswert 

$ 

Zahl 

Gesamt- 
wert 

$ 

Durch- 
schnittswert 

$ 

Ochsen 

Januar 

Februar 

März 

I  651 
I  369 

I  559 

60055 
54  682 

75515 

36,37 
49>44 
65-- 

I  181 
I  781 
2917 

56494 
88  688 

156411 

47,84 
49,79 
53,62 

4  579 

190252 

50.27         1      5  879 
Stiere 

301  593 

50.41 

Januar 

Februar 

März 

36764 
25349 
29  962 

I  063  469 

937  595 

I  332  847 

26,92 
36,98 

44,48 

32545 
35402 

59  028 

I  526525 

1  665  992 

2  904  139 

46,95 
47,11 
49,19 

92075 

33339" 

36,12         1  126975 
Kühe 

6  096  656 

47.75 

Januar 

Februar 

März 

4  110 
4031 

3565 

88259 
III  253 
122443 

23.90 
27.59 
34,34 

4  112 

4  643 
7  966 

139257 
172536 

315489 

33,88 

47.11 
39,60 

11  706 

321  955 

28,61         1    16  721 
Kälber 

627  282 

40,19 

Januar 

Februar 

März 

1439 
I  610 

1715 

22  604 

27919 
33291 

15.70 
17,34 
19,41 

I  436 

1537 
2386 

22309 
25  280 
44641 

15.53 

16,45 
18,70 

4764 

83814 

17.48 

5  359 

92  230 

16,89 

Neuerdings  hat  Uruguay  probeweise  Verschiffungen  von  Fleisch 
und  Fleischprodukten  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ge- 
macht, die  dort  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  ausgefallen  zu  sein  schei- 
nen. In  den  Monaten  Oktober,  November  und  Dezember  1913  betrug 
der  Wert  dieser  Exporte  nach  New  York  zwar  erst  $  79  230.  Im  Januar 
1914  aber  erhielt  New  York  schon  aus  Uruguay  8041 10  Kilo  Fleisch 
und  Fleischprodukte  im  Werte  von  $  160333;  im  Februar  1914: 
1227870  Kilo  für  $  214388;  im  März  2432350  Kilo  für  $  413697; 
im  April  1914  2  432  350  Kilo  im  Werte  von  $  442  334.  Im  Laufe  der 
ersten  vier  Monate  des  Jahres  1914  bezogen  somit  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  aus  Uruguay  6  561  000  Kilo  Fleisch  im  Werte  von 
S  I  230752.  Würde  man  diese  Einfuhrziffern  als  Basis  für  eine  regel- 
mäßige Lieferung  annehmen,  so  kommt  man  zu  dem  Schlüsse,  daß  die 
Vereinigten  Staaten  für  Uruguay  ein  Fleischabnehmer  für  jährlich  etwa 
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$  3  500  000  abgeben  könnten ;  ja  diese  Ziffer  erhöht  sich  noch  auf  etwa 
$  5  000  000,  wenn  man  die  Einfuhrwerte  der  Monate  März  und  April 
191 4  als  Grundlage  annimmt.  Es  ist  für  uns  Deutsche  jedenfalls  in 
hohem  Maße  interessant,  daß  das  alte  Fleischausfuhrland,  die  Vereinigten 
Staaten,  mit  ihren  Riesenfleischpackhäusern  in  Chicago  schon  dazu 
übergehen  mußte,  ausländisches  Fleisch  zu  importieren.  Da  Uruguay 
nach  der  letzten  Viehzählung  über  8000000  Stück  Hornvieh  und  über 
29000000  Stück  Schafe  besitzt,  so  hätten  sich  die  Amerikaner  aller- 
dings einen  recht  leistungsfähigen  Fleischlieferanten  gesichert  und  für 
die  Exporteure  in  Uruguay  besteht  wiederum  der  Vorteil,  daß  die 
durchschnittlichen  Großhandelspreise  für  Fleisch  vom  Rio  de  la  Plata 
in  New  York  um  etwa  10  Proz.  höher  liegen  als  in  London  für  die- 
selbe Ware. 

(Nach    einem   Berichte   im   Bulletin    of   the  Pan  American  Union, 
Juli  1914.) 
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Radbruch,   Gustav,  Grundzüge  der  Rechtsphilosophie.     Leipzig,  Ver- 
lag von  Quelle  &  Meyer,  19 14.     215  S.     8". 

Von  der  Auffassung  ausgehend,  daß  eine  wissenschaftliche  Erfor- 
schung der  letzten  Zwecke  unmöglich  sei,  bekennt  sich  der  Autor 
in  der  Rechtsphilosophie ,  deren  Aufgabe  er  in  der  Rechtswertbe- 
trachtung sieht,  zum  Relativismus.  Nur  die  Erforschung  der  zur  Er- 
reichung eines  einmal  gewählten  Zweckes  dienlichen  Mittel  und  die 
Ermittelung  der  Rechtszwecke,  wie  sie  in  den  Systemen  der  Rechts- 
philosophie vertreten  oder  in  den  positiven  Rechtsordnungen  gegeben 
seien,  sei  möglich.  Das  Recht  als  Kulturerscheinung  sei  ein  Seinsge- 
bilde, das  zum  Gegenstande  eines  Gerechtigkeits-  oder  Ungerechtig- 
keitsurteils gemacht  werden  könne.  Den  Relativismus  wird  man  mehr 
im  Hinblick  auf  den  Erfolg  rechtsphilosophischer  Forschung  als  ihre 
Ziele  vertreten  können.  Wenn  das  Streben  nach  Erkenntnis  dem 
Menschen  auch  nie  absolute  Wahrheiten  enthüllt,  so  ist  doch  die  wis- 
senschaftliche Arbeit  durch  das  Streben  nach  der  Erkenntnis  dieser 
Wahrheiten  gekennzeichnet.  Der  Zweck  des  Rechts  an  sich  ist  nicht 
lediglich  die  Gerechtigkeit,  auf  welchen  Wertbegriff  Radbruch  den 
Hauptton  legt,  sondern  die  Kulturförderung  einer  Rechtsgemeinschaft 
bez.  der  Menschheit  überhaupt.  Das  ergibt  sich  aus  den  vielen  Nor- 
men über  die  »positiv  fördernde«  Staatstätigkeit  (Betrieb  der  Wissen- 
schaften, Künste,  Technik),  welche  Normen  mit  dem  Wertbegriffe  der 
Gerechtigkeit  nur  insofern  in  einem  Zusammenhange  stehen,  als  die 
Pflichtenverteilung  eine  gerechte  sein  muß.  Die  positiven  Rechts- 
normen, welche  nach  der  Kategorie  der  Gerechtigkeit  zu  beurteilen 
sind,  treten  im  modernen  staatlichen  Recht  hinter  die,  welche  nach 
Zweckmäßigkeiten  zu  beurteilen  sind,  zurück  (während  allerdings  in 
alten  Zeiten  und  bei  weniger  kultivierten  Gemeinschaften  Normen  der 
ersten  Art  überwiegen).  Sie  haben  im  modernen  staatlichen  Recht 
mehr  eine  negative  Aufgabe,  nämlich  die,  zu  verhindern,  daß  einer 
dem  andern  in  seinem  Kulturstreben  ungerechtervveise  hindernd  in  den 
Weg  trete. 
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Radbruch  lehnt  den  Begriff  der  Rechtspflicht  ab,  das  Recht  ist 
ihm  wesentlich  Berechtigung.  Eine  heterogene  Verpflichtung  sei  ein 
Widerspruch  in  sich  selbst,  ein  Wollen  könne  höchstens  ein  Müssen, 
niemals  aber  ein  Sollen  hervorbringen.  Die  Rechtspflichten  seien, 
jedenfalls  zum  Teil,  ihrem  Wesen  nach  indirekt  ethische  Pflichten, 
d.  h.  es  entsprächen  ihnen  Güter,  welche  die  Sittlichkeit  erst  zu  solchen 
mache.  Es  werde  hierbei  die  Inhaltsbestimmung  dessen,  was  die  auto- 
nome Sittlichkeit  verlangt,  einem  heteronomen  Faktor,  dem  Recht 
überlassen.  Insofern  liege  ein  heteronomes  Element  in  dem,  was  man 
als  Rechtspflicht  bezeichne.  Man  wird  diesen  Grundsätzen  das  Be- 
denken entgegensetzen  müssen,  daß  zu  dem  Begriffe  der  Pflicht  im 
philosophischen  Sinne  gerade  das  Korrelat  eines  fremden  WoUens 
gehört.  Nicht  was  jemand  aus  sich  heraus  für  erstrebenswert  hält,  ist 
zu  erstreben  seine  Pflicht ,  sondern  was  zu  erstreben  geboten  ist 
(d.  h.  durch  einen  anderen,  ihm  übergeordneten  Willen  geboten  ist; 
denn  eigene  Gebote  könnte  das  rein  autonome  Pflichtsubjekt  auch 
wieder  aufheben).  Aber  auch  wenn  man  eine  rein  autonome  Sittlich- 
keit anerkennt,  würde  der  Begriff  der  indirekt  ethischen  Pflichten  wi- 
derspruchsvoll erscheinen.  Auch  eine  autonome  Sittlichkeit  bestimmt 
immer  gleichzeitig  den  Inhalt  der  Pflichten,  gleichviel,  woher  das 
Pflichtsubjekt  die  Kenntnis  dieses  Inhalts  nimmt;  eine  autonome  sitt- 
liche Pflicht  ohne  solchen  Inhalt  ist  undenkbar.  Freilich  ist  unter  der 
Geltung  von  Rechtsnormen  etwas  anderes  zu  verstehen  als  unter  der 
Geltung  von  sittlichen  Normen.  Die  Rechtsnormengeltung  stützt  sich 
auf  eine  Autonomie  der  rechtsetzenden  Faktoren,  der  Besten,  Klüg- 
sten, jedenfalls  Einflußreichsten  in  einer  Menschengemeinschaft,  die 
sich  den  Normen  freiwillig  unterwerfen,  sie  aber  auch  zu  einer  hetero- 
nomen Verhaltungsmaßregel  für  alle  Glieder  der  Gemeinschaft  machen, 
selbst  für  diejenigen,  die  die  geschaffenen  Rechtspflichten  nicht  als 
sittliche  Pflichten  oder  als  sittlichen  Pflichten  widersprechend  erkennen, 
bis  solche  Erkenntnis  der  Besten  usw.  solchen  Einfluß  im  Gemein- 
schaftsleben erlangt  hat,  daß  der  bestehende  Rechtszustand  geändert 
wird.  Die  Geltungsentstehung  von  Rechtsnormen  bedeutet  also  das 
Sichdurchsetzen  von  Verhaltungsregeln  in  einer  Gemeinschaft  ohne 
Rücksicht  auf  die  Einzelwillen.  So  bestehen  auch  die  Rechtspflichten 
ohne  Rücksicht  auf  eine  bessere  Einsicht  des  einzelnen  Rechtspflicht- 
subjekts oder  seine  Erkenntnis  von  sittlichen  Pflichten,  die  den  Rechts- 
pflichten widersprechen.  Auch  die  rechtsphilosophische  Gel- 
tungslehre kann  von  der  Anerkennung  der  Rechtsnormen  durch  die 
Rechtsgemeinschaft  nicht  abstrahieren ,  indem  sie  die  Geltung  des 
,  Rechts,  wie  Radbruch  es  will,  lediglich  auf  seinen  Wert  gründet.  Wenn 
Radbriich  zum  Beweise  für  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  anführt, 
daß  jeder  Rechtssatz  schon  durch  seine  Existenz  einen  Wert  habe 
(Rechtssicherheit),   so  fällt  er  damit   ein   Urteil   über   einen   empirisch 
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gegebenen  Rechtssatz,  während  er  in  der  rechtsphilosophischen  Be- 
trachtung vom  Recht  an  sich  spricht.  Dieses  Recht  an  sich  kann  aber 
nicht  als  geltendes  Recht  angesprochen  werden.  Ebenso  liegt  eine 
Beziehung  der  nur  auf  empirisch  gegebenes  Recht  anwendbaren  Kate- 
gorien darin,  daß  Radbruch  erklärt,  das  abstrakte  Recht  gelte  nur, 
insofern  es  gerecht  sei,  und  empirisch  gegebenes  ungerechtes  Recht 
gelte  philosophisch  nicht.  Von  dem  Recht  an  sich  kann  nur  behauptet 
werden,  daß  es  erstrebenswert  ist.  Soziale  Willensbetätigungen,  die 
vor  dem  Erlasse  oder  ohne  Rücksicht  auf  den  Erlaß  positiver  Impera- 
tive einer  menschlichen  Autorität  erfolgen,  lassen  sich  vollständig  mit 
der  Kategorie  des  Guten  oder  des  Zweckmäßigen  bewerten.  Diesen 
Zweckmäßigkeitscharakter  des  Rechts  (wie  er  sich  z.  B.  in  den  unge- 
zählten technischen  Verwaltungsnormen  ausspricht)  hat  Radbruch  zu- 
gunsten des  einheitlichen  Rechtsprinzips  der  Gerechtigkeit  zu  sehr  in 
Hintergrund  gedrängt. 

Besonders  ideale  Gesichtspunkte  treten  in  den  Anführungen  Rad- 
bruchs  über  das  Verhältnis    der  Sitte    zum  Recht   und    zur  Sittlichkeit 
hervor.     Er  hält  die  Sitte  nicht  an  sich  für  wertvoll,    sondern    nur  in- 
sofern, als  sie  zu   den  Werten   des  Rechts   oder    der  Sittlichkeit  führt. 
Von  der  Sitte  im  Sinne  rein  tatsächlicher  gewohnheitsmäßiger  Uebung, 
deren    Uebertretung   nicht    einmal     als    Anstandspflichtverletzung    gilt, 
handelt  der  Abschnitt  nicht.     Die  Geltung  und  der  Zweck  der  Rechts- 
norm   gehören    zu    ihrem    Begriffe.     Eine    nicht    geltende    (v  i  g  o  r  e  m 
habcns)  Rechtsnorm   ist  ebensowenig  eme  Rechtsnorm,   wie   ein  allge- 
meines von  einer  Macht  diktiertes  Gebot  oder  Verbot,  dessen  Geltung 
auf  anderen  Momenten  als  der  Gerechtigkeit  beruht,  wenigstens  soweit 
die  Verteilung  der  nach  dem  Gebote  bestehenden  Pflichten  in  Frage 
kommt.     Für    die  Beurteilung   des   Gerechtigkeitszweckes   der  Rechts- 
norm aber  ist,  wovon  Radbruch  nicht   handelt,    die  Tatsache   und   der 
Grad  ihrer  Allgemeinheit  von  wesentlicher  Bedeutung.     Der  Zweck  der 
einzelnen  Norm  wird  erkannt,    wenn  man  die  Voraussetzungen,    unter 
denen  auf  Grund  der  Norm  eine  Verpflichtung  eintritt,  mit  dem  durch 
die  Rechtspflichthandlung  erreichten   Erfolge   vergleicht.     Die  Voraus- 
setzungen, unter  denen   auf  Grund   der  Rechtsnormen  Rechtspflichten 
eintreten,  sind  mehr  oder  weniger  allgemeiner  Art,   d.  h.    sie   sind   — 
häufiger  oder  seltener  —  für  mehr  oder   weniger   dem  Rechte  Gehor- 
samspflichtige gegeben.     Dieser  Umstand  gibt  ein  geeignetes  Merkmal 
für  die  Systematisierung   der   Rechtspflichten.     Je   nachdem   diese   auf 
Grund  mehr  oder  weniger  allgemein  gegebener  Tatumstände,  auf  Grund 
rechtlich  freigestellter  oder  rechtlich  gebotener  oder  endlich  rechtlich 
verbotener  Handlungen  von  Dritten   oder   des   dadurch  Verpflichteten 
selbst  eintreten,    und   je    nachdem    diese  Handlungen    allgemein    oder 
weniger  allgemein  begangen  werden,  sind  die  Rechtspflichten  in  mehr 
oder  weniger  allgemeine  einzuteilen;   dabei  sind  die  Pflichten  des  »öf- 


Literatur. 


269 


fentlichen  Rechts«,  unter  denen  man  zweckmäßig  die  Pflichten  solcher 
Personen  versteht,  welche  namens  der  Rechtsgemeinschaft  zu  handeln 
die  Verpflichtung  haben,  insofern  solche  mehr  spezieller  Art,  als  sie 
an  die  besonderen  Voraussetzungen  anknüpfen  müssen ,  an  die  das 
Recht  die  Eigenschaft  als  Staatsorgan  knüpft. 

Der  Rechtszweck  der  einzelnen  Rechtsnorm  wird  im  Anschlüsse 
an  die  Voraussetzungen,  unter  denen  sie  eine  Verpflichtung  auslöst, 
daran  erkannt,  welche  Folgen  die  Rechtspflichthandlung  in  Verbindung 
mit  dem  übrigen  Geschehen  zu  zeitigen  generell  geeignet  ist.  Denn 
darnach  beurteilt  die  rechtssetzende  Autorität  die  Notwendigkeit  und 
Zweckmäßigkeit  bestimmter  von  ihr  zu  erlassender  Rechtsnormen,  in- 
dem sie  bei  der  Verteilung  dieser  Pflichten  die  Grundsätze  der  Ge- 
rechtigkeit durchzuführen  sucht. 

Was  das  Verhältnis  des  Rechts  zur  Sittlichkeit  betrifft,  so  hebt 
der  Verfasser  zutreffend  hervor,  daß  der  Unterschied  nicht,  wie  etwas 
phrasenhaft  behauptet  zu  werden  pflegt,  darin  besteht,  daß  das  Recht 
sich  auf  die  äußeren  Handlungen,  die  Sittlichkeit  auf  die  innere  Ge- 
sinnung des  Täters  beziehe.  An  dem  Beispiele  der  Bestrafung  der  be- 
wußten Fahrlässigkeit  zeigt  er,  daß  der  Mangel  eines  bestimmten  Be- 
wußtseinsinhaltes, dessen  Vorhandensein  das  Recht  somit  wünscht, 
Rechtsfolgen  zeitigt.  Hierzu  ist  aber  zu  bemerken,  daß  nicht  eigent- 
lich das  Fehlen  des  Bewußtseinsinhaltes  bestraft  wird,  sondern  die 
Unterlassung  der  Anspannung  der  geistigen  Kräfte,  die  vom  Rechte 
verlangt  wird,  damit  Handlungen  vermieden  werden,  die  das  Recht 
verbietet.  Man  muß  es  als  apodiktischen  Grundsatz  bezeichnen,  dafS 
die  Ueberzeugung  eines  jeden  Menschen,  sein  Bewußtseinsinhalt  als 
solcher,  jeder  Normierung,  sei  sie  rechtlicher  oder  sittlicher  Art,  unzu- 
gänglich ist.  Es  ist  lediglich  möglich ,  durch  Belehrungen ,  durch 
zwangsweises  Schaffen  der  Gelegenheit  zur  Kenntnisnahme  bestimmter 
Gegenstände  oder  Vorgänge  usw.,  jemandem  Kenntnisse  zu  vermitteln, 
nicht  aber  hat  es  einen  Sinn  oder  Zweck,  ihm  zu  befehlen :  Du  sollst 
diese  oder  jene  Meinung  oder  Ueberzeugung  haben  !  Die  Ethik  wendet 
sich  also,  wie  das  Recht,  lediglich  an  die  Willensbetätigungen  des 
Menschen,  gleichviel,  ob  diese  äußerer  oder  innerer  Art  sind.  Wenn 
der  Verfasser  den  Unterschied  zwischen  ethischen  und  sittlichen  Nor- 
men darin  sieht,  daß  das  Recht  die  Willensbetätigung  nach  ihrem  Ge- 
meinschaftswerte, die  Ethik  nach  ihrem  Persönlichkeitswert  würdige, 
so  ist  dem  zum  mindesten  ein  »vorzugsweise«  hinzuzufügen.  Denn 
auch  die  Ethik  bewertet  in  weitestem  Maße  Handlungen  nach  ihrem 
Gemeinschaftswerte  und  macht  sie  mit  Rücksicht  auf  diesen  ihren  Ge- 
meinschaftswert den  Menschen  zur  Pflicht,  ja,  sie  deckt  gewissermaßen 
das  ganze  Recht,  insofern  dieses  für  die  Erhaltung  und  Förderung  der 
Menschengemeinschaften  erforderlich  ist.  Zudem  gibt  es  außer  der 
Ethik    und    dem  Recht    noch    andere    Bewertungsweisen    menschlicher 
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Handlungen  nach  ihrem  Werte  für  die  Gemeinschaft,  z.  B.  die  Bewer- 
tung von  Handlungen  nach  ihrem  volkswirtschaftlichen,  technischen 
Wert  usw. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  der  ethischen  und  der 
Rechtsnorm  besteht,  was  unbedingt  in  die  Definition  des  Rechtes  auf- 
genommen werden  muß,  darin,  daß  die  rechtliche  Norm  einer  äußeren, 
menschlichen  Autorität  entstammt,  der  zu  gehorchen  eine  Menschen- 
gemeinschaft für  ihre  Pflicht  erkannt  hat  (»Geltung«  der  Norm),  wobei 
es  unerheblich  ist,  ob  der  Einzelne  diese  Erkenntnis  hat  oder  der  er- 
lassenen Norm  zu  folgen  geneigt  ist  oder  nicht,  und  daß  die  Rechts- 
normen allerdings  stets  die  Förderung  der  Gemeinschaftsinteressen 
bezwecken,  während  die  Geltung  der  ethischen  Normen  dem  Bewußt- 
sein des  Handelnden  entstammt,  gleichviel,  ob  er  der  Ueberzeugung 
ist,  daß  ein  übernatürliches  persönliches  Wesen,  die  Gottheit,  diese 
Normen  seinem  Bewußtsein  eingeprägt  hat,  oder  ob  er  das  Weltall 
oder  sein  eigenes  Wesen  als  die  Ursache  dieser  Normengeltung  für 
ihn  selbst  ansieht.  Ethisch  gut  ist  für  den  Täter  alles  und  nur  das, 
was  er  als  gut,  als  seiner  ethischen  Pflicht  entsprechend  bei  der  Hand- 
lung erkennt,  auch  wenn  es  dem,  was  Andere  (Klügere,  Bessere)  als 
gut  erkannt  haben,  widerspricht. 

Der  Zweck  der  ethischen  Normen  geht  ferner  nicht  notwendig  auf 
das  Gemeinschaftsinteresse,  wenngleich  er  sich  darauf  erstrecken  kann, 
er  kann  auch  auf  das  individuelle  Interesse  gehen  oder  außermensch- 
liche Ziele  betreff"en.  Nur  bedingt  kann  daher  der  Ansicht  des  Ver- 
fassers beigetreten  werden,  daß  dem  Rechtsverpflichteten  stets  ein 
Rechtsberechtigter  gegenüberstehe,  während  dem  ethisch  Verpflichteten 
ein  ethisch  Berechtigter  nicht  gegenüberstehe.  Es  kann  nur  behauptet 
werden,  daß  ein  ethisch  Berechtigter  dem  ethisch  Verpflichteten  nicht 
gegenüberzustehen  brauche.  Im  übrigen  ist  die  Rechtskategorie  »Be- 
rechtigter« deshalb  eine  unzweckmäßige,  weil  sie  keineswegs  eine 
scharfe  Bestimmung  einer  Person  in  einem  Rechtsfalle  ermöglicht. 
Interessiert  ist  letzten  Endes  an  der  Rechtspflichthandlung  die  ganze 
Gemeinschaft,  und  wenn  auch  der  besondere  Grad  des  Interesses  einer 
bestimmten  Person  an  einer  individuellen  Handlung  von  rechtlicher 
Bedeutung  z.  B.  insofern  sein  kann,  als  nur  ihr  Antrag  die  Verpflich- 
tung eines  Staatsorgans  auslösen  kann,  die  bestehende  Rechtspflicht 
des  Dritten  verbindlich  festzustellen  usw.,  so  darf  doch  die  Rechts- 
philosophie ,  wenn  sie  das  Rechtsnormengebiet  von  dem  Gebiete 
anderer  Normen  scheiden  will,  das  Interesse  der  ganzen  Gemeinschaft 
an  jener  Rechtspflichthandlung  nicht  unberücksichtigt  lassen.  Anderer- 
seits könnte  man  bei  denjenigen  ethischen  Pflichten,  die  im  Gemein- 
schaftsinteresse bestehen,  auch  diesen  oder  jenen  als  subjektiv  ethisch 
Berechtigten  bezeichnen,  wenn  man  dieses  Individualinteresse  in  den 
Vordergrund  stellen  will. 
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Scharfsinnige  eigene  Ideen  entwickelt  Radbnich  auch  in  bezug  auf 
die  menschliche  Freiheit.  Diese  bestehe  nicht,  sondern  sie  gelte, 
weil  wir  das  Erlebnis  der  Freiheit  hätten,  während  man  verstandes- 
mäßig alles  Geschehen  nur  unter  der  Kategorie  der  Kausalität  erfassen 
könne.  Nicht  beistimmen  möchte  Referent  dem  Autor  in  der  Meinung, 
daß  gerade  die  Rechtsimperative  eine  Definicrbarkeit  des  menschlichen 
Willens  forderten  und  daher  für  den  Determinismus  sprächen.  Mit 
demselben  Rechte  kann  man  behaupten,  daß  sie  für  den  Indeterminis- 
mus sprächen,  da  ein  Imperativ  in  seiner  abstrakten  Bedeutung  nur  an 
ein  willensfreies  Wesen  gerichtet  werden  könne. 

Der  vorzüglichste  und  gleichzeitig  originellste  Teil  der  Radbnich- 
schen  Rechtsphilosophie  ist  seine  Einstellung  des  Rechts  in  das  Reich 
der  Werte.  Das  Streben  der  Philosophie  nach  einer  Vereinheitlichung 
des  Weltbildes  verlange  die  Schaffung  einer  Rangordnung  unter  den 
verschiedenen  Werten,  unter  denen  Radbruch  drei  Kategorien  unter- 
scheidet: die  Persönlichkeitswerte  (Sittlichkeit),  die  Gemeinschaftswerte 
(Recht  und  Staat)  und  die  Werkwerte  (Wahrheit  und  Schönheit).  Je 
nach  der  Rangordnung  dieser  Werte  sei  als  Zweck  des  Rechts  die 
Freiheit  oder  die  Macht  oder  die  Kultur  anzusehen.  Wegen  des  Zu- 
sammenhanges, in  dem  die  politische  Parteienlehre  mit  dieser  Wert- 
rangordnung steht,  widmet  der  Autor  ihren  Grundlagen  sein  beson- 
deres Interesse. 

Die  Darstellung  der  verschiedenen  Bewertungen  menschlicher 
Güter,  die  den  Zielen  der  verschiedenen  Parteien  zugrunde  liegen,  ist 
vorzüglich.  Besonders  die  feinen  Unterschiede  zwischen  der  liberalen 
und  demokratischen  Idee  werden  scharf  und  treffend  hervorgehoben 
und  allgemein  die  von  den  verschiedenen  Parteien  erstrebten  Einzel- 
reformen bez.  ihr  Streben,  bestimmte  Einzelrechtsinstitutionen  aufrecht- 
zuerhalten, aus  der  allgemeinen  Bewertung  menschlicher  Güter,  wie  sie 
sich  in  den  parteipolitischen  Tendenzen  im  allgemeinen  ausspricht, 
erklärt. 

Je  nachdem  man  bei  der  Wertvergleichung  die  Persönlichkeits- 
-oder  die  Gemeinschaftswerte  in  den  Vordergrund  stelle ,  müsse  man 
die  Freiheit  oder  die  Macht  als  Rechtszweck  ansehen.  Dem  Freiheits- 
prinzip entspreche  der  Personalismus,  die  wenigstens  konstruktive  Ab- 
leitung bestehender  Rechtsinstitutionen  der  Beteiligten  aus  Verträgen. 
Die  Persönlichkeit  sei  nach  dieser  Auffassung  für  das  Recht  nur  die 
personifizierte  Fähigkeit  der  empirischen  Persönlichkeit,  zur  sittlichen 
Persönlichkeit  zu  werden.  Als  Person  in  diesem  Sinne  seien  alle  gleich. 
Dem  Machtprinzip  entspreche  der  Transpersonalismus,  die  Auffassung 
des  Staates  als  Organismus  (die  der  Autor  zutreffend  mit  der  Kanti- 
schen Begründung  zurückweist,  daß  final  orientierte  Kräfte  ohne  zweck- 
setzende Subjekte  sinnlos  seien).  Aus  dem  Personalismus  ergebe  sich 
der  Liberalismus  und  der  Demokratismus,  aus  dem  Transpersonalismus 
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der  Konservatismus.  Das  Streben  des  Demokratismus  nach  gewissen 
transpersonalen  Werten,  jedoch  nicht  nach  Macht  (wie  sie  der  Konser- 
vatismus erstrebt),  sondern  zu  den  Werk-  und  Kulturwerten,  führt  zu  der 
dritten  vom  Verfasser  mit  größter  Feinheit  durchdachten  Auffassung 
über  den  Rechtszweck.  Von  hohem  Idealismus  zeugt  auch  die  Auf- 
fassung, daß  die  Werkkultur  nur  dann,  wenn  sie  in  ein  religiöses  Welt- 
bild einf^efügt  werde,  Maßstab  für  den  Menschenwert  werden  könne. 
Sie  erhalte  dadurch  eine  erhöhte  Dignität;  ferner  lösten  sich  die  Wert- 
verschiedenheiten in  der  religiösen  Betrachtung  wiederum  auf. 

Juristischen  Bedenken  unterliegt  die  Ansicht  Radbruch'a  von  der 
Lückenlosigkeit  des  Rechts  und  von  den  Erlaubnisgesetzen.  Bei  einer 
Abgrenzung  der  verschiedenen  Rechtsordnungen  nach  den  Autoritäten, 
von  denen  sie  stammen,  kommt  man  zu  dem  Ergebnisse,  daß  es  Rechts- 
ordnungen fast  universalen  Charakters  und  solche  gibt,  die  nur  be- 
stimmtgeartete Gemeinschaftsangelegenheiten  mehr  oder  weniger  spe- 
zieller Natur  regeln.  Zu  den  ersten  gehören  die  staatlichen  Rechts- 
ordnungen. Nur  diese  hat  Radbruch  im  Auge ,  wenn  er  von  der 
Lückenlosigkeit  des  Rechts,  dem  Fehlen  eines  »rechtsleeren  Raumes« 
spricht.  Er  folgert  diese  Lückenlosigkeit  aus  der  Tatsache,  daß  der 
Richter  in  keinem  Falle  ein  non  liquet  aussprechen  dürfe.  Dies  ist 
jedoch  auch  mit  einer  Lückenhaftigkeit  des  staatlichen  Rechts  zu  ver- 
einbaren. Der  Richterspruch  muß  in  jedem  Falle,  in  dem  eine  Ver- 
pflichtung der  in  Anspruch  genommenen  Person  nicht  besteht,  die 
»Klage  abweisen«,  auch  wenn  dies  noch  so  unbillig  erscheinen  sollte. 
Analoges  gilt  aber  für  jeden  Fall,  in  dem  es  zweifelhaft  ist,  ob  eine 
Person  eine  private  oder  amtliche  Rechtspflicht  zu  erfüllen  hat.  Be- 
steht eine  Norm,  nach  welcher  unter  den  gegebenen  Tatumständen 
eine  Rechtspflicht  eintritt,  nicht,  so  kann  die  Vornahme  der  Handlung 
als  Rechtspflichthandlung  von  niemandem  begehrt  werden.  Eine  Lücke 
im  Recht  wird  dann  gegeben  sein,  wenn  die  von  einer  bestimmten 
Rechtsautorität  verfolgten  Zwecke  eine  noch  nicht  bestehende  Norm 
erfordern,  deren  Mangel  sich  bei  bestimmten  Tatumständen  fühlbar 
macht.  Ein  anderer  Sinn  kann  mit  dem  Begriff  der  Lücke  im  Recht 
kaum  verbunden  werden.  Solche  Lücken  aber  zeigen  sich  —  wenn 
auch  verhältnismäßig  selten  —  in  dem  universalen  staatlichen  Recht, 
vor  allem  aber  auch  in  nichtstaatlichen,  nur  Spezialmaterien  regelnden 
Rechtsordnungen. 

Aus  dem  Angeführten  ergibt  sich  auch,  daß  die  von  einer  Rechts- 
ordnung den  einzelnen  gelassene  Freiheitssphäre  juristisch  keine  posi- 
tive Größe  bedeutet,  sondern  lediglich  das  Fehlen  von  verpflichtenden 
Normen  umschreibt,  die  an  bestimmte  Tatumstände  Rechtspflichten 
knüpfen.  Wenn  Radbruch  innerhalb  der  amtlichen  Kompetenz  eine 
Freiheit  des  Beamten,  bestimmte  Handlungen  vorzunehmen,  annimmt,, 
so  ist  diese  Freiheit  jedenfalls   im   modernen   staatlichen   Recht   keine 
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rechtliche.  Denn  die  Staatsorgane  sind  auf  Grund  der  ihre  Stellung 
begründenden  Kompetenzrechtsnormen  als  verpflichtet  anzusehen, 
auch  Handlungen,  die  von  ihren  eigenen  Zweckmäßigkeitserwägungen 
abhängen,  vorzunehmen,  nachdem  sie  diese  Erwägungen  rechtspflicht- 
gemäß angestellt  haben.  Wo  im  alten  Recht  ein  Staatsorgan^  aus- 
drücklich die  Freiheit  hatte,  namens  des  Staates  nach  seinem  Belieben 
tätig  zu  werden,  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Tätigkeit  als  Staats- 
organ im  modernen  staatsrechtlichen  Sinne,  welches  namens  und  im 
Auftrage  des  Staates  tätig  wird,  also  stets  tätig  zu  werden  ver- 
pflichtet ist.  Solche  Handlungen  sind  dann  rechtlich  freigestellte 
Handlungen,  an  die  bestimmte  Normen  Rechtspflichten  Dritter  (z.B. 
von  Privatpersonen  zur  Respektierung)  knüpften.  Ob  die  Rechtsnormen 
eine  Freiheitssphäre  ausdrücklich  festlegen,  oder  ob  lediglich  Normen 
für  Tatumstände  bestimmter  Arten  fehlen,  ist  rechtlich  unerheblich. 
Wenn  daher  Radbruch  sagt,  daß  alle  Freiheit  im  Staate  nur  staatlich 
gewährte,  nicht  im  Staate  vorgefundene  Freiheit  sei,  so  ist  dieser  Satz 
nur  insofern  richtig,  als  kein  rechtliches  Bedenken  vorliegt,  daß 
die  staatliche  Rechtsordnung  sich  in  der  Richtung  fortentwickelt,  daß 
bisher  rechtlich  freigestellte  Handlungen  oder  Unterlassungen  rechtlich 
geboten  werden. 

In  der  Rechtswissenschaft  sieht  Radbruch  teils  eine  Erfahrungs- 
wissenschaft, teils  eine  Normwissenschaft.  Als  Erfahrungswissenschaft 
bezwecke  sie  die  Ermittelung  des  bestehenden  Rechts  und  seine  nor- 
mative Auslegung,  soweit  kein  Hindernis  für  diese  bestehe  (wobei  aber 
hervorgehoben  werden  muß,  daß  diese  Auslegung  nur  rechtlich  ist, 
wenn  sie  durch  eine,  wenn  auch  nicht  geschriebene  Norm  geboten  ist, 
was  die  Rechtswissenschaft  insoweit  als  reine  Erfahrungswissenschaft 
kennzeichnet),  als  Normwissenschaft  bezwecke  sie  die  Ermittelung  des 
empirisch  nicht  gegebenen  richtigen  Rechts.  Referent  hält  diese  Auf- 
gabe bereits  für  eine  solche  der  Rechtsphilosophie,  bekennt  sich  aber 
zu  dem  Grundsatze :  La  science  sans  philosophie  est  un  simple  enre- 
gistrement  de  faits. 

Das  Werk  Radbruchs  ist  ohne  Zweifel  die  beste  Darstellung  der 
Rechtsphilosophie,  durch  die  dieser  Teil  der  Literatur  in  den  letzten 
Jahren  bereichert  worden  ist.  Dr.  Bruno  Beyer. 


Der  Lusitania-Fall  im   Urteile  von  detitschen   Gelehrten,  mit  Abdruck  der 
amtlichen  Urkunden  (Sonderausgabe  der  Zeitschrift  für  Völkerrecht, 
Band  IX,  Heft  2).     Breslau  191 5.     J.  U.  Kerns  Verlag  (Max  Müller). 
Nach  einleitenden  Bemerkungen  Fleischmanns  über   den   zugrunde 
liegenden  Sachverhalt  würdigt  eine  Reihe  deutscher  Gelehrter  den  Lu- 
sitania-Fall vom   völkerrechtlichen    Gesichtspunkte.     Das   Ergebnis    ist 
bei  allen  eine  Billigung   des    Standpunktes    der    deutschen  Regierung. 
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Dagegen  zeigen  die  Begründungen  mannigfache  Verschiedenheiten,  die 
im  folgenden  kurz  angeführt  werden  sollen: 

Die  Fra^e,  ob  die  Versenkung  des  Dampfers  Lusitania  ein  völker- 
rechtswidriger Akt  sei  oder  nicht,  sei  besonders  im  Hinblick  auf  die 
Norm  von  Bedeutung,  daß,  wenn  eine  kriegführende  Macht  Maßnahmen 
geo-en  ein  Handelsschiff  treffen  wolle,  sie  es  zunächst  anhalten,  dann 
durchsuchen  müsse  und  erst,  nachdem  die  Untersuchung  ergeben  habe, 
daß  es  feindlich  sei,  die  Beschlagnahme  und,  nachdem  die  Passagiere 
in  Sicherheit  gebracht  seien,  die  Zerstörung  vornehmen  dürfe  {Brie). 
Schon  die  Geltung  dieser  Völkerrechtsnorm  in  dieser  Allgemeinheit 
wird  bestritten  {Kohler,  Fleischmann),  es  handle  sich  lediglich  um  ein 
mit  der  bisherigen  Methode  des  Seekrieges  zusammenhängendes  ge- 
schichtliches Herkommen,  das  für  diesen  Spezialfall  keine  Anwen- 
dung finde. 

Aber  auch  wenn  die  Geltung  dieser  Norm  anerkannt  würde,  könne 
sie  jedenfalls  auf  den  Unterseebootkrieg  keine  Anwendung  finden. 
Die  Unterseeboote  seien  eine  neue  Waffe,  auf  welche  sich  diese  Norm 
nur  insoweit  erstrecke,  als  die  Verhältnisse  denen  bei  anderen  Kriegs- 
schiffen analog  lägen  {v.  Stefigel,  Laband,  Köhler). 

Binding  nimmt  an,  daß,  da  die  Unterseeboote  eine  neue  Waffe 
seien,  für  die  noch  keine  Vorschriften  völkerrechtlicher  Art  existierten, 
eine  Verletzung  völkerrechtlicher  Vorschriften  durch  sie  nicht  in  Frage 
kommen  könne,  während  Brie  hervorhebt,  daß  dieser  Umstand  nur 
für  eine  Lücke  im  Völkerrecht  spreche. 

Einhelligkeit  herrscht  darüber,  daß  die  Versenkung  eines  recht- 
mäßig beschlagnahmten  Schiffes  zulässig  sei,  wenn  die  Wegführung  das 
gegnerische  Schiff  dringender  Gefahr  aussetzen  würde. 

Gegen  die  Auffassung,  daß  die  oben  erwähnte  völkerrechtliche 
Norm  auf  Unterseeboote  nicht  Anwendung  finde,  wendet  sich  Strupp, 
während  7)7>/f/ erklärt,  daß  die  oben  erwähnte  Norm  sich  in  Zu- 
kunft werde  Einschränkungen  gefallen  lassen  müssen.  Kohler  er- 
klärt, daß  sich  auch  der  Unterseebootkrieg  den  Grundlagen  des  Völ- 
kerrechtes anzupassen  habe,  daß  dies  aber  nicht  für  die  Anwendung 
des  Rechts  im  einzelnen  gelte. 

Daß  die  Beobachtung  der  Vorschriften  über  Anhaltung,  Durch- 
suchung usw.  durch  Tauchboote  gegenüber  bewaffneten  Handels- 
schiffen für  jene  eine  große  Gefahr  mit  sich  bringt  {Striipp)  und  daher 
mindestens  eine  Aenderung  jener  Vorschriften  erfordert,  scheint  neuer- 
dings auch  durch  die  von  gewissen  neutralen  Staaten  erlassenen  Be- 
stimmungen über  die  bewaffneten  Handelsschiffe  anerkannt  zu  werden. 

Einige  Autoren  halten  die  Anwendung  der  Vorschrift,  daß  bei 
einem  Widerstände  des  Handelsschiffes  gegen  die  Anordnungen  des 
Kriegsschiffes  die  Vernichtung  jenes  zulässig  sei,  im  Lusitania-Fall  für 
anwendbar.     Ein  Widerstand    des    Handelsschiffes    sei    unzulässig,    da 
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sonst  die  Bestimmungen  über  Anhaltung  und  Durchsuchung  überflüssig 
wären  {Rchin).  Das  Unterseeboot  habe  aber  den  unmittelbar  bevor- 
stehenden, unausweichlichen  Widerstand  für  erfolgten  Widerstand  neh- 
men können  {Triepel,  Fleischmann).  Eine  Fürsorge  für  die  Besatzung 
habe  England  dadurch  unmöglich  gemacht,  daß  seine  Handelsschiffe 
erfahrungsgemäß  solchen  Widerstand  geleistet  hätten. 

Die  meisten  Autoren  nehmen  jedoch  an,  daß,  auch  wenn  man  die 
Geltung  der  eingangs  erwähnten  Vorschrift  für  Tauchboote  annehme, 
sie  auf  den  Lusitania-Fall  keine  Anwendung  finde,  weil  diese  ein  Kriegs- 
schiff gewesen  sei  [Piloty,  Brie,  Strupp,  v.  Rohland,  Schoenborn,  v.  Stengel, 
Wach,  Allfeld,  während  Nicdner  die  Frage  für  in  tatsächlicher  Be- 
ziehung ungeklärt  hält).  Die  Kriegsschiffeigenschaft  sei  durch  Eintra- 
gung der  Lusitania  in  die  Liste  der  für  Kriegszwecke  zu  verwendenden 
Handelsdampfer  begründet;  eine  Rückverwandlung  zum  Handelsschiffe 
ohne  Löschung  in  dieser  Liste  sei  mit  Rücksicht  auf  die  publica  fides 
unzulässig. 

Fleischniann  weist  darauf  hin,  daß  von  den  Voraussetzungen  des 
7.  Abkommens  der  IL  Haager  Konferenz,  unter  denen  ein  Handels- 
schiff als  Kriegsschiff  zu  gelten  habe,  diejenige  gefehlt  habe,  daß  das 
Schiff  das  äußere  Abzeichen  der  Kriegsschiffe  führen  müsse.  Hierauf 
aber  könne  sich  England  nicht  berufen,  daß  dieses  Abzeichen  nur  ein 
Erkennungszeichen  für  den  Gegner  sei.  Doch  sei  die  Lusitania  zwei- 
fellos ein  Hilfsschifif  der  englischen  Kriegsmarine  gewesen.  Auf  solche 
Hilfsschiffe  aber  seien  die  Normen  über  Kriegsschiffe,  deren  Begriff 
sich  dadurch  erweitert  habe,  anwendbar. 

Die  Eigenschaft  der  Lusitania  als  Hilfsschifif  wird  mit  dem  Um- 
stände, daß  sie  fortgesetzt  Truppen  und  Munition  transportiert  habe, 
begründet,  während  andererseits  Einhelligkeit  darüber  herrscht,  daß 
nach  Punkt  7  des  13.  Haager  Abkommens  eine  neutrale  Macht  nicht 
verpflichtet  ist,  die  Ausfuhr  von  Waffen  usw.  an  eine  kriegführende 
Macht  zu  verhindern.  Gegen  die  Kriegsschififeigenschaft  der  Lusitania 
wendet  sich  nur  v.  Zentner. 

Daß  die  Anwesenheit  Neutraler  auf  einem  Kriegsschiffe  oder  diesem 
gleichzuachtenden  Schiffe  die  kriegerischen  Operationen  gegen  dieses 
nicht  hindert,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Wer  als  Angehöriger  einer  neu- 
tralen Macht  auf  einem  Kriegsschiff"  fahre,  sei  nicht  mehr  Neutraler, 
sondern  Kriegsteilnehmer  {Piloty).  Der  Feind  wende  eine  Kriegslist 
an,  wenn  er  seine  Munitionsladung  durch  Passagiere  decke  {Harburger). 

Fast  alle  Autoren  begründen  die  völkerrechtliche  Zulässigkeit  der 
Torpedierung  der  Lusitania  ferner  mit  der  Zulässigkeit  von  Repres- 
salien gegen  die  englische  Aushungerungspolitik  {^Harburger,  Neumeyer, 
Niedner,  Schoenborn.,  Kohler,  Fleischmann  usw.).  Neukamp  zitiert  als  die 
völkerrechtliche  Vorschrift,  gegen  die  England  durch  jene  Maßnahmen 
verstoßen   habe,    Nr.  2  der   Pariser  Seerechtsdeklaration,   wonach    die 
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neutrale  Flagge  das  feindliche  Gut  außer  Kriegskonterbande  deckt. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Wichtigkeit  der  englischen  Maßnahmen,  die  so- 
wohl nach  ihrem  Zweck  (Aushungerung  auch  von  Weibern,  Kindern 
und  Greisen)  als  auch  nach  der  Art  ihrer  Durchführung  (Legung  trei- 
bender Kontaktminen,  maßlose  Ausdehnung  der  Konterbande)  gegen 
elementarste  Völkerrechtsnormen  verstoßen  hätten,  seien  schärfste  Re- 
pressalien zulässig  gewesen  {Laband).  Als  eine  Notstandshandlung,  die 
völkerrechtlich  zulässig  sei,  bezeichnet  Strupp  die  Torpedierung  der 
Lusitania.  Die  Zulässigkeit  gerade  der  im  Lusitania-Fall  angewendeten 
Repressalie  ergebe  sich  daraus,  daß  England  von  jeher  auch  die  pri- 
vaten Angehörigen  der  gegnerischen  Macht  als  Feinde  betrachtet  habe, 
so  daß  die  Vernichtung  seiner  Handelsschiffe  in  feindlichen  Gewässern 
ohne  weitere  Schutzmaßnahmen  zulässig  sei  {Mendelssohn-Barfholdy). 

Was  die  Interessen  neutraler  Staaten  bei  Repressalien,  wie  sie  im 
Lusitania-Falle  ausgeübt  wurden,  betrifft,  so  hebt  FleiscJmmnn  hervor, 
daß  ein  Angehöriger  eines  neutralen  Staates,  der  die  Lusitania  benutzt 
habe,  sich  bei  dem  Umfange,  den  die  Vergeltungsmaßnahmen  Deutsch- 
lands angenommen  hätten  (insbesondere  auch  durch  die  Erklärung  be- 
stimmter Meeresteile  als  Kriegsgebiet),  sich  auf  Kriegsgebiet  begeben 
habe  und  sich  daher  den  damit  verbundenen  Gefahren  freiwillig  unter- 
ziehe (ähnlich  Niedner). 

Nicht  eingegangen  sind  die  Autoren  auf  die  von  der  amerikani- 
schen Regierung  geäußerte  Auffassung,  daß  Repressalien  ungesetzliche 
Maßnahmen  seien  und  aus  diesem  Grunde  die  Interessen  neutraler 
Staaten  nicht  verletzen  dürften.  Durch  die  völkerrechtliche  Zulässig- 
keit von  Repressalien  unter  bestimmten  Voraussetzungen  wird  den  ent- 
sprechenden Maßnahmen  der  Charakter  der  Rechtswidrigkeit  ge- 
nommen. Aus  einer  Rechtsbeziehung  zwischen  kriegführenden  Mächten, 
die  die  Anwendung  von  Repressalien  völkerrechtlich  zuläßt,  lassen 
sich  Rechtspflichten  der  Kriegführenden  in  bezug  auf  die  Interessen 
neutraler  Staaten  nicht  herleiten.  Dr.  Bruno  Beyer. 


B idwcll ,  Percy  Wells,  Rural  Economy  in  New  Englmid  at  the 
Beginning  of  the  nineteenth  Century.  New  Haven  Conn.  191 6.  159  S, 
8".  $  2. — .  (Transactions  of  the  Connecticut  Academy  of  Arts  and 
Sciences.     Vol.  20.) 

Der  Verfasser  teilt  im  Eingang  seines  Werkes  die  Geschichte  der 
Landwirtschaft  in  den  Neu-England-Staaten  während  des  19.  Jahrhun- 
derts in  drei  Perioden: 

I.  die  Periode  selbstgenügsamer  Wirtschaft,  welche  von  der  Be- 
siedelung  des  Landes  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ging  und 
damals  ihren  Höhepunkt  erreichte  —  eine  Periode,   welche  durch  das 
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Fehlen  jedes  Marktes  für  landwirtschaftliche  Produkte  und  durch  die 
daraus  folgende  weitgehende  AbhänL,ngkeit  jedes  Ortes  und  jedes 
Haushalts  von  den  eigenen  Hilfsquellen  für  die  Befriedigung  seines 
Bedarfs  gekennzeichnet  waren; 

2.  die  Periode  des  Uebergangs  zum  kaufmännischen  Betrieb,  welche 
ungefähr  die  beiden  Menschenalter  von  18 10  bis  zum  Ende  des  Se- 
zessionskrieges umfaßte  und  in  der  das  Aufkommen  industrieller  Unter- 
nehmungen  in  Stadt  und  Land  und  die  daraus  sich  ergebende  Nach- 
frage nach  Lebensmitteln  und  Rohstoffen  von  selten  der  neuentstan- 
denen  nichtlandwirtschaftlichen  Bevölkerung  auf  sie  einwirkten; 

3.  die  Periode  des  Verfalls  der  Landwirtschaft  in  den  Neu-Eng- 
land-Staaten  vom  Ende  des  Bürgerkrieges  bis  zum  Schlüsse  des  19, 
Jahrhunderts,  in  welcher  unter  dem  wachsenden  Druck  der  westameri- 
kanischen Landwirtschaft  in  Neu-Enirland  eine  große  Zahl  von  Farmen 
verlassen  wurde  und  ein  Rückgang  in  Quantität  und  Qualität  der 
ländlichen  Bevölkerung  eintrat.  Es  entstand  damit  ein  agrarischer 
Notstand,  der  zu  Bestrebungen  führte,  die  Landwirtschaft  dieses  Ge- 
bietes in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Hinsicht  wieder  zu  beleben. 

Das  vorliegende  Buch  hat  sich  zum  Ziele  gesetzt,  einen  Ueberblick 
über  die  Landwirtschaft  der  drei  Neu-England-Staaten  (Massachusetts, 
Rhode  Island  und  Connektikut)  am  Ende  der  ersten  dieser  drei  Perio- 
den zu  geben.  Es  beschränkt  sich  dabei  nicht  auf  das  Technische  des 
Betriebs,  sondern  sucht  aus  vielen  Einzelheiten  das  ganze  wirtschaft- 
liche und  soziale  Dasein  der  durchweg  agrarischen  Siedelungen  (towns) 
des  Landes  zu  rekonstruieren.  Das  Bild,  welches  dadurch  gewonnen 
wird,  ist  ein  sehr  anschauliches  und  ansprechendes;  besonders  dankens- 
wert ist  die  Benutzung  einer  reichhaltigen  für  uns  sehr  entlegenen  Li- 
teratur, darunter  anderthalb  Dutzend  Zeitungen  aus  der  Zeit  vom  Ende 
des  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

Zunächst  beschäftigt  sich  das  Buch  mit  der  Berufsgliederung  der 
Bevölkerung,  der  Zahlenstärke  der  einzelnen  Beschäftigungsarten  und 
den  Beziehungen  jeder  einzelnen  zum  Landwirtschaftsbetrieb,  so  dafj 
in  außerordentlich  lehrreichen  Bildern  das  ganze  ökonomische  Leben 
dem  Leser  vor  Augen  tritt.  Alle  größeren  Städte  lagen  entweder  an 
der  See  oder  an  den  Ufern  schiffbarer  Flüsse.  Ihre  Bevölkerung  hielt 
sich  in  bescheidenen  Grenzen,  lebte  vom  Handel  und  der  Landwirt- 
schaft zugleich ;  nur  wenige  von  ihnen  boten  für  Agrarprodukte  einen 
weiteren  Markt,  und  auch  dieser  erstreckte  seinen  Einfluß  nicht  auf 
große  Entfernungen.  Auch  die  auswärtigen  Märkte  in  den  Südstaaten 
und  Westindien  waren  nicht  sehr  konsumkräftig.  Der  innere  Handel 
litt  unter  dem  unentwickelten  Zustande  der  Transportmittel  und  Wege. 
So  war  der  größte  Teil  der  Landwirte  der  drei  Staaten  ohne  jede 
dauernde  Beziehung  zu  den  Märkten  und  auf  die  Eigenproduktion  an- 
gewiesen.    Der  Darstellung  dieser  letzteren  ist    die    zweite  Hälfte    des 
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Buches  frewidmet.  Es  werden  die  einzelnen  Seiten  des  Betriebes  durch- 
gesprochen und  in  ihrer  Bedeutung  für  das  Wirtschafts-  und  Gesell- 
schaftsleben mit  hingebendem  Interesse  gewürdigt.  Mit  einem  Aus- 
blick auf  die  Bedeutung ,  welche  die  erzieherische  Wirkung  dieser 
autonomen  Wirtschaften  auf  die  spätere  industrielle  Entwicklung  des 
Landes  ohne  Zweifel  gewann,  insbesondere  auf  die  dadurch  geför- 
derte vielseitige  Geschicklichkeit  und  Anstelligkeit,  schließt  die  anre- 
gende Schrift.  Zeigt  sie  auch  nur  die  Anfangsstadien  einer  kolonialen 
Entwicklung,  so  entbehrt  man  doch  nicht  des  Ausblicks  auf  deren  spä- 
teren Verlauf,  und  man  fragt  sich,  ob  die  Resultate  der  Untersuchung 
nicht  bedeutend  genug  seien,  um  zu  deren  Wiederholung  an  anderen 
Stellen,  ja  selbst  in  alten  Kulturländern,  zu  reizen.  Zu  lernen  gäbe  es 
dabei  sicher  genug,  was  heute  vielen  verschlossen  ist  und  darum  auch 
nicht  beachtet  wird.  — r. 


Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte   hrsg.    von  Prof.  Dr.    M.  Neefe. 
XXI.  Jahrgang.   Breslau,  W.  G.  Korn,  1916.     886  S.     8«. 

Trotz  der  mancherlei  Schwierigkeiten,  die  der  Krieg  dem  Er- 
scheinen eines  auf  die  Mitarbeit  so  vieler  angewiesenen  Sammelwerks 
bereiten  mußte,  ist  es  dem  Herausgeber  gelungen,  dieses  so  überaus 
nützliche  Handbuch  schon  zwei  Jahre  nach  der  Ausgabe  des  vorigen 
Jahrgangs  wieder  hinauszubringen,  und  alle  Benutzer,  mögen  sie  für 
Zwecke  der  Kommunalverwaltung  oder  der  Wissenschaft  das  Buch 
brauchen,  werden  ihm  dafür  Dank  wissen.  Von  den  33  Abschnitten 
des  Werkes  sind  nicht  weniger  als  30  Fortführungen  früherer  Zusam- 
menstellungen, und  nur  3  sind  vollständig  neu:  über  die  Arbeiter  in 
Betrieben  mit  mindestens  10  Arbeitern,  über  die  Arbeitslöhne  in  städti- 
schen Betrieben  und  über  die  Speisung  armer  Schulkinder.  Die  meisten 
Abschnitte  bringen  die  Zahlen  für  das  Jahr  1912;  nur  vereinzelt  ist 
auf  frühere  Jahre  zurückgegriffen.  Die  Einwirkungen  des  Krieges  auf 
die  dargestellten  Verhältnisse  kommen  also  noch  nicht  zur  Geltung. 
Bearbeiter  sind  in  der  Regel  die  Vorsteher  der  städtischen  statistischen 
Aemter,  und  wer  eine  Vorstellung  von  der  Mühe  und  Hingabe  hat, 
welche  die  Verarbeitung  des  von  den  einzelnen  Städten  über  50000 
Einwohnern  eingesandten  Materials  erfordert,  wird  ihre  selbstlose  Mit- 
arbeit nicht  hoch  genug  zu  schätzen  wissen.  Begreiflich  ist  auch, 
daß  eine  systematische  Reihenfolge  nicht  eingehalten  werden  konnte, 
da  die  einzelnen  Beiträge,  sowie  sie  einliefen,  gedruckt  werden  mußten. 
Ebenso  wird  man  verstehen,  wenn  wegen  Ueberlastung  einzelner  Mit- 
arbeiter ihre  Beiträge  zum  Teil  ganz  ausblieben  und  mit  Bedauern 
vernehmen,  daß  vier  derselben  im  Kampfe  gefallen  sind. 
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Die  Einrichtung  des  Jahrbuchs  ist  im  allgemeinen  bekannt.  Eine 
eigentliche  Verarbeitung  des  zusammengestellten  Zahlenmaterials  findet 
nicht  statt ;  wohl  aber  sind  knappe  erläuternde  Bemerkungen  jedem 
Abschnitte  vorausgeschickt  und  Anmerkungen  beigegeben,  aus  denen 
zu  ersehen  ist,  wie  viel  noch  fehlt,  daß  völlige  Uebereinstimmung  und 
gleiche  Vollständigkeit  der  Nachweisungen  in  allen  in  Betracht  kom- 
menden Städten  erzielt  ist.  Immerhin  wird  es  in  dieser  Hinsicht  von 
Jahr  zu  Jahr  besser,  und  man  darf  es  wohl  dem  Einflüsse  des  statisti- 
schen Jahrbuchs  selbst  zuschreiben,  wenn  die  so  wünschenswerte  Ver- 
gleichbarkeit der  Zahlen  mit  der  Zeit  größer  wird.  Dankenswert  ist 
auch  diesmal  die  Beigabe  einer  alphabetischen  Inhaltsübersicht  über 
sämtliche  Jahrgänge  ;  doch  dürfte  sich  für  das  nächste  Erscheinen  der- 
selben eine  genaue  Revision  der  Jahrgangs-  und  Seitenzahlen  im 
Interesse  der  Zuverlässigkeit  dieser  vielgebrauchten  Uebersicht  empfeh- 
len. — r. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keiftem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Winkelmann,  Dr.  Therese,  Zur  Entwicklung  der  allgemeinen 
Staats-  und  Gesellschaftsanschauung  Voltaires.  Münrhen,  Duncker  &  Hum- 
blot,  191 6.  72  S.  8®.  M.  2.50.  (Staats-  und  sozialwissenschaftliche 
Forschungen,  hrsg.  von  Schmoller  und  Sering,  Heft  188.) 

Fl  ein  er,  Prof.  Dr.  Fritz,  Entstehung  und  Wandlung  der  mo- 
dernen Staatstheorien  in  der  Schweiz.  Akademische  Antrittsrede.  Zürich, 
Inst.    Orcll  Füßli,   1916.     z°  S.     8 ".     M.   i.— . 

Lambert,  Henri,  La  morale  et  i  cchange  internafionaux.  Paris, 
Bureaux  du  Journal  des  Economistes,  1916.  27  pp.  8".  (Pttblication 
de  la  Ligue  du  Libre-Echange.  Extr.) 

Hei  gel,  Karl  Theodor,  Politische  Hauplsirönmngen  in  Europa 
im  ig.  Jahrhundert.  3.  verbesseite  und  vermehrte  Auflage.  Leipzig, 
B.  G.  Teubner,  1915.  121  S.  8".  geb.  M.  1.25.  (»Aus  Natur  und 
Geisteswelt«   129.) 

Joachimsen,  Paul,  Vom  deutschen  Volk  zum  deutschen  Staat. 
Eine  Geschichte  des  deutschen  Nationalbewußtseins.  Leipzig,  Teubner, 
1916.     130  S.     8°.     geb.  M.  1.25.     (»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  511.) 

Chro7ist,  Anio7i,  Das  Würzburger  Land  vor  hundert  Jahren. 
Eine  statistisch-ökonomische  Darstellung  in  amtlichen  Berichten  und 
Tabellen.  Festschrift  zur  Jahrhundertfeier  der  Vereinigung  Würzburgs 
mit  dem  Königreich  Bayern.     Würzburg,   H.  Stürz,   1914.     446  S.     8". 

Das  Institut  für  Kuliurforschung  in  Wien.  (Heft  2  der  Schriften 
des  Instituts.)   Wien,  Inst,  für  Kulturforschung  o.  J.    15  S.    4.    Kr.  i. — . 

Hanslik,  E.,  Der  nahe  Orient,  Indien  tmd  Ostasien.  Kultur- 
studien mit  einer  Kulturkarte  des  Orients.  Wien,  Institut  für  Kultur- 
forschung o.  J.     24  S.     4".     Kr.   I. — . 

Ku ckh  off ,  Th  eod o  r ,  Höhere  Schulbildung  und  Wirtschafts- 
leben. Erwerbsaussichten  und  Bei  afsberatung  für  Schüler  höherer  Lehr- 
?nstaltcn.     M.-Gladbach,  Volksvereins-Verlag,   1916.     142  S.    8". 

Zec hlin,  Vtr.Erich,  Die  Bevölkerungs-  und  Grundbesitzverteilung 
im  Zartum  Polen.     Berlin,  G.  Reimer,  1916.     137  S.     8  <>.     M.  2.—. 
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Tacitus  Germania.  Für  den  Schulgebrauch  erklärt  von  Eduard 
WolfJ.  3.  verbesserte  Auflage.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1915.  132  S. 
8».     M.  1.40. 

Staatsbürger- Bibliothek,  Heft  64:  Argentinien,  Verfassung,  Verwal- 
tung, Volkswirtschaft  von  Dr.  G.  Stezenbach.  40  S.  —  Heft  65: 
Brasilien.  48  S.  —  Heft  68:  Chile.  40  S.  —  Heft  71:  Der  Laien- 
richter in  Strafsachen  von  Amtsrichter  Dr.  A.  Hellwi g.  54  S.  8". 
M. -Gladbach,  Volksvereins- Verlag  19 15/ 16.     Jedes  Heft  45  Pf. 

11.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Z itelmann,  Ernst,  Die  Möglichkeit  eines  Weltrechts.  Unver- 
änderter Abdruck  der  18S8  erschienenen  Abhandlung  mit  einem  Nach- 
wort.    München,  Duncker  &  Humblot,  1916.     47  S.     M.   1.20. 

Wo Izend orff,  Dr.  Kurt,  Staatsrecht  und  Naturreclit  in  der 
Lehre  vom  Widerstandsrecht  des  Volkes  gegen  rechtswidrige  Aus- 
übung der  Staatsgewalt.  Breslau,  M.  u.  H.  Marcus,  1916.  535  S.  8^*. 
M.  18. — .  (Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
hrsg.  von  Gierke.) 

Klein,  Felix  Joseph,  Friedensjustiz  und  Presse.  Bonn  1916. 
Druck  von  Paul  Rost  &  Co. 

Mü Her-  Erzbach,  Prof.  Dr.  Ru dolf ,  Das  Bergrecht  Preußens 
und  des  weiteren  Deutschlands.  Erste  Hälfte.  Stuttgart,  F.  Enke,  1916. 
302  S.     8°.     M.  10.  —  . 

Zivilprozeßordnung  und  Gerichtsverfassungsgesetz  für  das  Deutsche 
Reich  nebst  den  Einführungsgesetzen  und  den  preußischen  Ausfüh- 
rungsgesetzen, erläutert  von  R.  Skotiietzki  und  M.  G elp c k  e  \. 
IL  Band,  3.  Lieferung.  S.  1593 — 1760.  80.  Berlin,  F.  Vahlen,  1916. 
M.  3.50. 

Festgabe  für  Otto  Mayer.  Zum  70.  Geburtstag  dargebracht  von 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  ANONYMITAT  IN  DER  PRESSE^). 

Von 

KARL  BÜCHER. 


Wenn  die  Zeitung  bei  uns  dem  Publikum  leicht  als  eine  un- 
persönliche Anstalt  zur  Vertretung  allgemeiner  Interessen  erscheint, 
so  hat  das  seinen  Hauptgrund  in  der  Tatsache,  daß  die  große 
Mehrzahl  ihrer  Veröffentlichungen  in  anonymer  Form  heraus- 
kommt. Nicht  bloß  die  von  der  Redaktion  herrührenden  Leit- 
artikel und  Tagesübersichten,  welche  auf  den  Verstand  oder  Wil- 
len des  Leserkreises  bestimmend  einwirken  sollen,  treten  namen- 
los auf,  sondern  auch  die  Verfasser  von  Beiträgen  und  die  Liefe- 
ranten von  Nachrichten  bleiben  ihm  persönlich  unbekannt.  Der 
Leser  lernt  sie  höchstens  durch  das  Korrespondenzzeichen,  das 
ihren  Artikeln  vorgesetzt  wird,  von  einander  unterscheiden,  und 
die  meisten  wollen  auch  darüber  gar  nicht  hinaus. 

Aber  entspricht  diese  Einrichtung,  die  sich  deutlich  als  eine 
historisch  gewordene  kennzeichnet,  noch  dem  Wesen  der  modernen 
Zeitung .?  Liegt  ein  allgemeines  Interesse  vor,  das  ihre  Aufrecht- 
erhaltung und  konsequente  Durchführung  gebietet?  Oder  be- 
stehen Gründe  für  ihre  Einschränkung  oder  völlige  Beseitigung 
dergestalt,  daß  wir  davon  eine  Besserung  unserer  Zeitungszustände 
zu  erwarten  hätten  ^ 


l)  Der  nachfolgende  Aufsatz  wurde  im  August  1914  für  ein  damals  geplantes 
Jahrbuch  der  Presse  geschrieben.  Der  Krieg  hat  dessen  Erscheinen  verhindert; 
aber  meine  Ausführungen  haben  durch  die  Erfahrungen  desselben  nicht  an  Be- 
deutung verloren.  Diese  Zeitschrift  erfüllt  nur  eine  den  gesamten  Staatswissen- 
schaften obliegende  Pflicht,  indem  sie  die  Aufmerksamkeit  jetzt  häufiger  auf  Fragen 
des  Zeitungswesens  richtet. 
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Die  gedruckten  Wochen-  und  später  Tagesblätter,  welche 
sich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aus  der  geschriebenen  Zeitung 
der  vorhergehenden  Zeit  entwickelt  hatten,  waren  fast  ganz  reine 
Nachrichtenzusammenstellungen.  Sie  kamen  da- 
durch zustande,  daß  ein  Herausgeber  es  übernahm,  die  an  ge- 
wissen Zentralpunkten,  wie  Rom,  Venedig,  Nürnberg,  Köln,  Ant- 
werpen, gesammelten  und  durch  Vermittlung  der  Post  ihm  zuge- 
gangenen Nachrichten  zu  vereinigen  und  zum  Druck  zu  befördern. 
Die  Persönlichkeit  der  Berichterstatter  mochte  hier  hinter  dem 
rein  stofflichen  Interesse  an  ihren  Mitteilungen  so  sehr  zurück- 
treten, daß  es  nicht  von  Belang  schien,  erstere  zu  erwähnen. 

Darin  einen  Wandel  eintreten  zu  lassen,  hatte  man  später, 
als  die  Zeitungen  dazu  übergingen,  ihre  Nachrichten  zu  beurteilen 
und  auf  die  Verstandes-  und  Willensrichtung  ihrer  Leser  einen 
Einfluß  auszuüben,  um  so  weniger  Ursache,  als  die  so  allmählich 
sich  ausbildende  redaktionelle  Tätigkeit  lange  Zeit 
nicht  ganz  gefahrlos  war  und  darum  die  einfachsten  Klugheits- 
rücksichten gebieten  mochten,  die  Urheber  politisierender  Artikel 
im  Dunkeln  zu  halten.  So  vieles  auch  noch  gerade  in  dieser 
Periode  des  Zeitungswesens  der  Forschung  aufzuhellen  bleibt, 
so  schwer  es  sein  wird,  die  alte  Organisation  des  Nachrichten- 
dienstes und  ihren  Zusammenhang  mit  der  Post  aufzuklären : 
das  wird  kaum  einem  Zweifel  unterliegen  können,  daß  der  Ueber- 
gang  zu  der  modernen  Parteipresse  da  liegen  muß,  wo  zuerst 
eine  selbständige  Schriftleitung  von  der  Druckereiunternehmung 
sich  abscheidet  und  fernerhin  für  den  Zeitungsinhalt  verantwort- 
lich wird.  Daß  der  Wandel  in  England  sich  während  der  großen 
Revolution  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  vollzogen  hat,  steht 
vollkommen  fest;  wann  er  in  den  übrigen  Ländern  eingetreten 
ist,  bleibt  noch  zu  untersuchen.  Das  aber  ist  kaum  ernstlich  zu 
bezweifeln,  daß  von  England  aus  das  Prinzip  der  Anonymität 
über  den  Kontinent  vorgedrungen  ist  und  daß  es  mit  der  Aus- 
breitung der  Repräsentativverfassung  überall  an  Boden  gewon- 
nen hat. 

In  den  inneren  politischen  Kämpfen,  die  einen  gro- 
ßen Teil  des  19.  Jahrhunderts  kennzeichnen,  standen  dem  gute 
Gründe  zur  Seite.  Es  war  die  Zeit,  in  welcher  die  bürgerlichen 
Grundrechte  erkämpft  werden  mußten.  Die  Programme  der  Par- 
teien erschöpften  .sich  damals  in  einer  verhältnismäßig  kleinen 
Zahl  allgemeiner  Forderungen  von  sehr  einfachem,  mehr  formalem 
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Charakter.  Leiter  und  Mitarbeiter  der  Zeitungen  wiesen  eine  solche 
Gleichartigkeit  der  Ansichten  auf,  daß  sie  in  der  Person  eines 
verantwortlichen  Redakteurs  unschwer  zusammengefaßt  werden 
konnten.  Viele  fanden  es  bequem,  daß  ihnen  aus  der  literarischen 
Vertretung  ihrer  Ueberzeugungen  keinerlei  Nachteile  und  Verfol- 
gungen erwachsen  konnten,  wenn  ihre  Namen  das  »Redaktions- 
geheimnis« deckte.  Die  eigentlichen  Parteiblätter  wollten  überdies 
gar  nichts  anderes  sein  als  der  Ausdruck  einer  bestimmten  Rich- 
tung im  öffentlichen  Leben,  und  den  Anhängern  dieser  Richtung 
verschlug  es  nichts,  ob  sie  mit  ihrer  Person  in  den  Vordergrund 
traten,  oder  sie  konnten,  wo  das  Bedürfnis  dazu  vorhanden  war, 
ihm  auf  parlamentarischem  Wege  genügen. 

Es  wird  sich  nicht  leugnen  lassen,  daß  die  Stellung,  welche 
so  die  Presse  den  Regierungen  gegenüber  gewann,  für  sie  günstig 
war.  Die  Männer  an  der  Spitze  des  Staates,  welche  mit  ihren 
Namen  für  eine  bestimmte  Richtung  der  Politik  einstanden,  be- 
fanden sich  einer  Macht  gegenüber,  die  sozusagen  unter  einer 
unsichtbar  machenden  Tarnkappe  sie  bekämpfte.  Wie  viel  Men- 
schen hinter  einer  bestimmten  Meinung  standen,  die  in  einer  Zei- 
tung vertreten  wurde,  blieb  unsicher.  Es  konnte  sich  ebensowohl 
um  eine  verbreitete  »öffentliche  Meinung«  handeln,  wie  um  die 
Ansicht  einer  kleinen  Gruppe,  deren  Vertreter  die  eigene  Schwäche 
dadurch  geschickt  zu  verbergen  wußten,  daß  sie  den  Mund  recht 
voll  nahmen.  Damals  ist  der  sog.  Pluralis  majestaticus  in  der 
Presse  aufgekommen,  der  dem  Leser  heute  kaum  mehr  auffällt. 
Man  sagte:  >wir«  und  machte  Eindruck  damit,  wo  man  ihn  nicht 
erzielt  haben  würde,  wenn  der  Leser  erfahren  hätte,  daß  er  den 
Herrn  Schulze  oder  Müller  vor  sich  habe.  Und  die  Staatsmänner 
fügten  sich  resigniert  in  diese  Unterschiebung  einer  öffentlichen 
Meinung,  wenn  auch  oft  mit  Zähneknirschen.  Es  gehört  in  der 
Tat  ein  nicht  gewöhnliches  Maß  von  Selbstverleugnung  dazu,  sich 
tagtäglich  aus  einem  dunkeln  Hintergrunde  mit  gerichtlich  nicht 
faßbaren  Angriffen  verfolgen  lassen  zu  müssen,  ohne  die  Möglich- 
keit zu  haben,  dem  Gegner  Aug  in  Auge  gegenüberzutreten. 

Dies  mögen  auch  die  Motive  gewesen  sein,  welche  in  Frank- 
reich zu  dem  Erlasse  des  berüchtigten  Gesetzes  von  1850 
geführt  haben.  Dieses  schrieb  vor,  daß  in  den  Zeitungen  und 
Zeitschriften  alle  Artikel  politischen,  religiösen  und  philosophischen 
Inhalts  mit  den  Namen  der  Verfasser  unterzeichnet  werden  müß- 
ten.    Man  hat   dieses  Gesetz  damals  für  ein  Mittel  gehalten,    die 
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Widersacher  des  dritten  Napoleon  persönlich  verfolgen  zu  können 
oder  aber  zum  Schweigen  zu  bringen,  und  vielleicht  mochte  es 
auch  von  ihm  in  diesem  Sinne  gedacht  sein.  Aber  man  über- 
sieht bei  dieser  Auffassung  gewöhnlich,  daß  in  der  damaligen 
französischen  Presse  die  Anonymität  keine  unbedingte  mehr  war. 

Schon  das  Aufkommen  des  Feuilletons  im  Anfang  des 
vorigen  Jahrhunderts  hatte  der  literarischen  Persönlichkeit  Spiel- 
raum verschafft.  Die  Verfasser  von  Romanen  und  Novellen,  die 
in  der  periodischen  Presse  durch  zahlreiche  Nummern  hindurch 
erschienen  und  dann  oft  noch  in  Buchausgaben  verbreitet  wurden, 
standen  den  Autoren  von  Büchern  noch  zu  nahe,  als  daß  sie 
nicht  darauf  hätten  Wert  legen  sollen,  dem  Publikum  mit  Namen 
bekannt  zu  werden.  Waren  sie  das  bereits,  dann  lag  es  dem 
Zeitungsunternehmer  nahe,  ihre  Namen  als  Mittel  der  Reklame 
für  das  Blatt  zu  benutzen,  das  sie  ihrer  Mitarbeiterschaft  würdigten. 
Auch  bei  kleineren  belletristischen  Arbeiten,  Reiseberichten,  so- 
zialen oder  literarischen  Aufsätzen,  bei  denen  die  persönliche  Auf- 
fassung oder  formale  Gestaltung  von  großem  Gewichte  waren, 
ließen  sich  die  Verfassernamen  nicht  leicht  unterdrücken.  In  der 
Theaterkritik,  der  Besprechung  von  Büchern  oder  Kunstwerken 
geboten  Rücksichten  des  Anstandes  und  der  Wahrhaftigkeit  die 
Nennung  der  Urheber.  Noch  heute  kann  der  Kenner  in  der  fran- 
zösischen Presse  die  in  den  Text  um  schweren  Sündenlohn  aufge- 
nommenen Reklamen  von  Theatern,  Varietes  u.  dgl.,  in  denen 
in  der  Form  des  Berichtes  über  den  »ungeheuren  Andrang«  bei 
einer  Vorstellung  oder  die  Ausstattung  eines  Stückes  gehandelt  wird, 
dadurch  von  den  durch  die  Redaktion  veranlaßten  Besprechungen 
unterscheiden,  daß  erstere  keine  Unterschrift  tragen.  Von  welchem 
Einfluß  die  Sitte  des  signierten  Artikels  für  die  Entwicklung  der 
französischen  Presse  gewesen  ist,  wie  oft  sie  das  Aufkommen 
später  berühmt  gewordener  Schriftsteller  ermöglicht  oder  doch 
erleichtert  hat,  ließe  sich  durch  eine  Reihe  hervorragender  Namen 
belegen. 

Das  Gesetz  von  1850  wollte  also  eine  bereits  für  das  Feuil- 
leton bestehende  Sitte  auch  auf  den  politischen  Teil  ausdehnen, 
und  es  ist  ihm  das  auch  bis  zu  dem  Grade  gelungen,  daß  selbst 
nach  seiner  Aufhebung  eine  Rückkehr  zur  absoluten  Namenlosig- 
keit  nicht  mehr  möglich  war.  Wie  viel  das  zur  Hebung  des  fran- 
zösischen Journalistenstandes  beigetragen  hat,  wie  sehr  die  ge- 
samte   soziale  Würdigung    der  Preßtätigkeit    darunter    gewonnen 
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hat,  wird  die  Kulturgeschichte  des  Landes  für  die  letzten  beiden 
Menschenalter  schwerlich  übersehen  können.  Es  ist  aber  zweifel- 
los ein  nationales  Interesse,  daß  die  Presse  eines  Landes  die  Ta- 
lente anzieht  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  befriedigt. 

Ein  Blick  auf  Großbritannien  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zeigt  das  Gegenstück.  In  ihren  Zei- 
tungen herrscht  die  Sitte  des  namenlosen  Artikels;  jede  litera- 
rische Individualität  fehlt.  Der  Zeitungsunternehmer  bietet  den 
Abnehmern  seines  Blattes  Stoff  zur  Belehrung  und  Unterhaltung. 
Das  ist  die  Ware,  die  er  durch  seine  Arbeiter  in  Redaktion  und 
Druckerei  fabrizieren  läßt  und  dem  Publikum  verkauft.  Mehr 
scheint  dieses  auch  nicht  zu  verlangen.  Eine  tiefe  Kluft  trennt 
den  Verfasser  eines  Buches  von  dem  Mitarbeiter  einer  Zeitung. 
Es  ist  überaus  bezeichnend,  daß  die  Geschichte  des  englischen 
Journalismus  mehr  von  geschickten  Reportern  und  mutigen  Spezial- 
berichterstattern  zu  berichten  weiß  als  von  hervorragenden  Redak- 
teuren. 

Damit  wird  es  auch  begreiflich,  wie  in  England  der  Gedanke 
einer  Vertrustung  des  Zeitungswesens  entstehen  konnte.  In 
der  Tat  haben  die  Gebrüder  Harvisworth  und  der  Pearson  Concern 
Recht,  wenn  sie  behaupten,  daß  die  zahlreichen  kleinen  Zeitungs- 
unternehmungen eine  unendliche  Kraft-  und  Kapitalvergeudung 
in  sich  schließen  und  daß  ein  Zusammenschluß  der  bedeutendsten 
Zeitungen  Londons  oder  New  Yorks  leicht  dem  gegenseitigen  Wett- 
bewerb ein  Ende  bereiten  könnte.  Kommt  es  nicht  mehr  auf  den  Indi- 
vidualwert  der  literarischen  Leistung,  sondern  nur  noch  auf  Reich- 
haltigkeit, Raschheit  und  Regelmäßigkeit  der  Berichterstattung, 
auf  Nützlichkeit  und  Massenhaftigkeit  des  Lesestoffs,  unter  Um- 
ständen auf  Sensation  an,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  das  Ge- 
setz der  Massenproduktion  nicht  auch  auf  die  Zeitungsindustrie 
Anwendung  finden  soll.  Alfred  Harmszvorth  meint,  der  Trust 
könne  Eigendrahtleitungen  bauen  oder  das  ausschließliche  Nut- 
zungsrecht vorhandener  Telegraphen-  und  Kabellinien  erwerben ; 
die  unbegrenzten  Kapitalien,  über  die  er  verfügte,  würden  ihn  in 
den  Stand  setzen,  die  beste  Nachrichtenzufuhr  und  die  vorzüg- 
lichsten Federn  in  seinen  Dienst  zu  nehmen.  Die  Konkurrenz- 
blätter würden  dann  eingehen  oder  Mitglieder  des  Syndikats  wer- 
den müssen,  und  dieses  würde  nach  Art  der  großen  Industrie-^ 
trusts  Amerikas  jeden  Wettbewerb  auszuschließen  vermögen. 
Dabei    verspricht  HarmswortJi  —  von    seinem    Standpunkte    aus 
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gewiß  mit  Recht  — ,  daß  die  Trustzeitung  ein  hohes  literarisches 
Niveau  einhalten  und  dadurch  die  denkbar  größte  erziehliche  Be- 
deutung erlangen  würde.  »Sie  würde  der  gegenwärtig  so  blühen- 
den Schmutzpresse  ein  Ende  bereiten.  Wie  müßten  die  Misse- 
täter und  die  Feinde  des  Gemeinwohls  zittern,  wenn  die  Presse  des 
ganzen  Landes  mit  der  gleichen  Stimme  spräche,  die  gleichen 
Grundsätze  verträte  und  die  gleiche  Politik  unterstützte!« 

Für  ein  Land,  in  dem  der  Zeitungsinhalt  an  sich  wegen  seines 
stofflichen  Gehalts  allein  Bedeutung  hat,  sind  diese  Gedanken 
nicht  so  unerklärlich.  Warum  sollte  hier  die  Bevölkerung  nicht 
billiger  und  besser  mit  der  Publizität,  auf  die  es  ihr  allein  an- 
kommt, versorgt  werden  können,  wenn  man  den  Betrieb  auf  der 
denkbar  größten  Stufenleiter  organisierte.''  Harmsworth  spricht 
davon,  daß  der  Trust  >Herr  des  Marktes  werden  würde*,  daß 
ihm  das  »Monopol  der  öffentlichen  Meinung«  zufalle,  und  er  muß 
doch  damit  rechnen,  daß  seinen  Lesern  das  gar  nicht  so  schreck- 
haft erscheinen  werde.  Die  Frage,  ob  der  Staat  eine  solche  Macht 
neben  sich  dulden  könne,  scheint  er  sich  gar  nicht  gestellt  zu 
haben. 

Will  man  ihm  nicht  unrecht  tun,  so  wird  man  zugestehen 
müssen,  daß  auch  bei  uns  manches  in  dieser  Richtung  treibt.  Ich 
rechne  dahin  insbesondere  die  sichtHche  Abwendung  des  Pu- 
blikums von  der  politischen  Parteipresse  und  die  Zunahme  der 
parteilosen  Presse.  Ein  großer  Teil  des  Zeitungsinhaltes 
ist  durch  die  telegraphischen  Agenturen  und  die  zahlreichen  Kor- 
respondenzbureaux  gegeben  und  trägt  somit  durch  die  ganze 
periodische  Presse  hindurch  denselben  unpersönlichen  Charakter. 
Es  ist  eine  Erscheinung,  die  einer  gewissen  Großartigkeit  nicht 
entbehrt,  daß  durch  die  ganze  gebildete  Welt  alle  Zeitungen  über 
dieselben  Dinge  die  gleichen  Nachrichten  bringen,  und  in  einer 
Reihe  von  Ländern  hat  dieselbe  zur  Entstehung  der  kopflosen 
Zeitung  geführt,  d.  h.  eigner  Unternehmungen,  welche  von 
einem  Zentralpunkte  aus  den  ganzen  allgemeinen  täglichen  Zei- 
tungsinhalt an  zahlreiche  provinziale  Zeitungsunternehmungen  in 
stereotypierten  Platten  versenden,  die  am  Bestimmungsort  sofort 
gedruckt  werden,  nachdem  ihnen  der  Titel  des  einzelnen  Blattes 
vorgesetzt  und  Lokalberichte  und  Annoncen  beigefügt  worden 
sind.  So  werden  zahlreiche  Blätter  aus  wenigen  Urzeitungen  her- 
gestellt, und  obwohl  dieser  Hergang  an  sich  die  Nennung  be- 
stimmter Urheber  für   einzelne  Artikel  nicht   ausschließen  würde, 
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SO  bringt  es  doch  das  ganze  Verhältnis  mit  sich,  daß  der  un- 
persönliche Lesestoff  überwiegt. 

Auf  eine  ähnliche  Entwicklung  weisen  die  französischen  S  o  u- 
b  1  ä  1 1  e  r  hin,  die  in  Hunderttausenden  von  Exemplaren  erschei- 
nen und  einen  großen  Teil  der  Zeitungsleser  des  Landes  ver- 
sorgen. In  ihnen  hat  der  signierte  Artikel  von  vornherein  keine 
Rolle  gespielt  und  ist  jetzt  fast  völlig  verschwunden  —  ein  deut- 
liches Zeichen,  daß  die  Gewohnheit  der  Zeitungslektüre  in  Kreise 
hinabgestiegen  ist,  welche  das  Bedürfnis  nach  individuellen  litera- 
rischen Leistungen  nicht  empfinden.  Und  wer  einmal  genauer 
auf  die  Rufe  geachtet  hat,  mit  denen  die  Camelots  auf  den  Boule- 
vards von  Paris  oder  die  Verkäufer  von  Extrablättern  in  Berlin 
und  Frankfurt  Abnehmer  anzulocken  suchen,  wird  gefunden  haben, 
daß  es  immer  das  grob  Stoffliche  ist  (eine  Schlacht  oder  Belage- 
rung oder  Parlamentseröffnung,  ein  Prozeß,  ein  Schiffsuntergang) 
und  niemals  irgendeine  Art  hervorragender  schriftstellerischer 
Leistung. 

Auch  die  Erfahrungen  des  gegenwärtigen  Krieges  weisen  in 
diese  Richtung.  Der  Inhalt  der  verschiedenen  Zeitungen  ist  nach- 
gerade so  gleichartig  geworden,  daß  es  fast  gleichgültig  ist,  welche 
von  ihnen  man  liest.  Neben  den  Nachrichten  von  den  verschie- 
denen Kriegsschauplätzen  die  mannigfachsten  Aeußerungen  aus- 
wärtiger Blätter,  eine  Paraphrase  der  letzten  Generalstabsberichte, 
die  dazu  noch  aus  allen  kriegführenden  Ländern  an  anderer  Stelle 
in  Fettschrift  mitgeteilt  werden,  Briefe  von  Kriegsberichterstattern, 
von  denen  man  manchmal  denken  könnte,  sie  wären  am  Redak- 
tionstische entstanden,  einiges  aus  den  Parlamenten  und  das  ge- 
wohnte Allerlei  über  Maßregeln  der  Nahrungsmittelversorgung 
—  überall  die  gleiche  Stofffülle,  selten  einige  Spuren  stattge- 
habter Redaktion  und  fast  nie  eine  wirkliche  Verarbeitung  der 
rudis  indigestaque  moles.  Individuell  ausgestaltete  Geisteserzeug- 
nisse sind  recht  spärlich  geworden.  Für  ihre  Abwesenheit  sollen 
allerlei  Andeutungen  trösten,  welche  dem  Leser  zu  Gemüte 
führen,  was  alles  die  Zensur  zu  sagen  und  zu  erörtern  verbiete. 
Unter  diesen  Umständen  nimmt  das  Publikum  es  nicht  sehr  tra- 
gisch, wenn  eine  größere  Zahl  von  Blättern  unter  der  Not  der 
Zeit  eingeht,  und  die  beginnende  Papiernot  legt  die  Frage  nahe, 
ob  nicht  von  den  übrig  gebliebenen  noch  eine  Anzahl  ver- 
schwinden könnte ,  ohne  daß  unser  Volk  dabei  Erhebliches 
einbüßte. 
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Stellen  wir  uns  dagegen  auf  den  Boden  der  Entwicklung, 
welche  die  Presse  während  des  letzten  Jahrhunderts  durchgemacht 
hat,  so  wird  sich  kaum  leugnen  lassen,  daß  die  gewaltige  E  r- 
weiterung  des  Stoffbereichs,  welche  die  Zeitungen 
seit  zwei  Mensch enaltern  erfahren  haben,  die  Fälle  immer  mehr 
hat  zunehmen  lassen,  in  denen  individuelle  Kenntnisse,  litera- 
rische Begabung,  politische  Befähigung  in  ihren  Spalten  zum  Aus- 
druck kommen  müssen.  Die  Fragen  der  inneren  und  äußeren 
Politik  sind  zusehends  schwieriger  und  komplizierter  geworden. 
Oekonomische,  soziale,  verwaltungspolitische  Aufgaben  verlangen 
gebieterisch  eine  sachkundige  Behandlung  und  Lösung;  die  Zei- 
tungen sollen  und  müssen  hier  Regierungen  und  Volksvertretungen 
gegenüber  die  mitsprechenden,  an  maßgebender  Stelle  aber  viel- 
leicht beiseite  geschobenen  Interessen  vertreten,  übersehene  Ge- 
sichtspunkte geltend  machen,  vielleicht  die  Rolle  der  altrömischen 
Volkstribunen  spielen.  Sie  sollen  dem  Ausdruck  verleihen,  was 
in  der  Seele  des  Volkes  lebt,  die  Wirkungen  von  Regierungsmaß- 
nahmen zu  den  oberen  Stellen  zurückleiten,  letzteren  den  Weg 
weisen,  sie  vor  Fehlgriffen  bewahren.  Die  Arbeitsteilung 
in  den  Redaktionen  hat  unter  diesen  Umständen  außerordentlich 
zugenommen;  je  mehr  aber  in  ihnen  die  Aufgaben  sich  speziali- 
sieren, um  so  weniger  wird  davon  die  Rede  sein  können,  daß  die 
Artikel  der  Zeitung  noch  der  Ausdruck  einer  gemeinsamen  Grund- 
anschauung seien.  Die  Zeiten  sind  längst  vorüber,  in  denen  man 
auf  Prinzipien  wie  Preßfreiheit,  Ministerverantwortlichkeit,  Ver- 
sammlungsfreiheit schwor,  oder  die  Lösung  jeder  auftauchenden 
volkswirtschaftlichen  Tagesfrage  mit  dem  Grundsatze  laisser  faire, 
laisser  passer  in  der  Hand  zu  haben  glaubte.  Was  heute  der  für 
eine  Tagesfrage  zuständige  Redakteur  oder  fachliche  Mitarbeiter 
schreibt,  ist  nach  Inhalt  und  Form  so  sehr  ein  Ergebnis  beson- 
derer Sachkunde,  steht  so  sehr  unter  seiner  persönlichen  Verant- 
wortung, daß  keiner  seiner  Kollegen  für  ihn  eintreten  oder  mit 
seinen  Ausführungen  sich  völlig  wird  identifizieren  können. 

Ueber  alle  Dinge,  die  das  öffentliche  Interesse  berühren,  muß 
eine  Zeitung  sich  äußern,  wenn  sie  aktuell  werden;  wem 
diese  Aeußerung  obliegt,  dem  bleibt  nicht  viel  Zeit  zum  Besinnen 
oder  gar  um  Studien  zu  machen,  Handbücher  nachzuschlagen, 
Sachkenner  zu  befragen.  Er  muß  bereits  orientiert  sein;  die  Ge- 
legenheit, sich  auszusprechen,  ist  für  ihn  die  Auslösung  einer 
Spannung,    die  Besitz   von    seiner  Seele  ercrriffen    hat.     Wo   dies 
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nicht  der  Fall  ist,  da  muß  die  Möglichkeit,  anonym  zu  schreiben, 
notwendig  dazu  führen,  daß  es  in  kritikloser,  oberflächlicher  Weise 
geschieht,  daß  man  über  den  Mangel  an  Sachkunde  durch  Schlag- 
wörter hinwegzutäuschen  sucht  oder  daß  die  Stärke  des  Tones 
die  Schwäche  der  Argumente  verdecken  soll.  Statt  sachlich 
aufklärender,  auch  in  der  Form  ausgefeilter  Darlegung  und  Be- 
weisführung kommt  dann  ein  leichtfertiges  Wortgeklingel  zutage, 
das  weder  den  Leser  noch  den  Verfasser  selbst  befriedigen  kann, 
eingehüllt  in  jenen  unsagbar  liederlichen  Zeitungsjargon,  der  mit 
Schlagwörtern  und  gangbaren  Redensarten  arbeitet  und  ersicht- 
lich seit  dem  Aufkommen  der  telephonischen  Berichterstattung 
an  Boden  gewonnen  hat. 

Der  anonyme  Artikel  ist  somit  dem  heutigen  Zustande 
des  Zeitungswesens,  wenigstens  soweit  die  großen  selbständigen 
Preßorgane  in  Frage  kommen,  nicht  mehr  angemessen.  Er  führt 
mit  Notwendigkeit  zu  einer  Herabdrückung  des  Niveaus  der  re- 
daktionellen Leistungen,  soweit  sie  auf  die  Eigenschaft  selbst- 
schöpferischer Geistestätigkeit  Anspruch  erheben.  Und  noch  mehr 
wird  dies  bei  den  selbständigen  Beiträgen  des  großen  Stabes  von 
Mitarbeitern  der  Fall  sein,  deren  ein  Blatt  von  Bedeutung  nicht 
entraten  kann,  da  unmöglich  alle  in  Betracht  kommenden  Fragen 
von  der  Redaktion  selbst  bearbeitet  werden  können. 

Unter  diesen  Umständen  muß  ein  Aufsatz  des  Chefredakteurs 
der  »Kölnischen  Zeitung«,  Ernst  Posse,  der  vor  einiger  Zeit 
in  der  »Deutschen  Revue«  veröffentlicht  worden  ist  (Juni/Juli  1914), 
Befremden  erregen,  da  in  ihm  mit  Entschiedenheit  für  die  Ano- 
nymität der  Presse  eingetreten  wird.  Er  behauptet,  die  Zeitung 
sei  ein  > Instrument  der  öffentlichen  Meinung«  und  von  diesem 
ihrem  Wesen  sei  die  Anonymität  gar  nicht  zu  trennen.  Mit  ihrer 
Aufhebung  würde  die  wichtigste  Obliegenheit  des  Redakteurs, 
nämlich  die,  Dolmetsch  der  öffentlichen  Meinung  zu  sein,  weg- 
fallen und  alle  die  für  das  öffentliche  Leben  oft  so  wichtigen  An- 
regungen, die  heute  aus  Furcht  vor  Strafe  und  Rache  anonym 
gegeben  werden,  würden  ausbleiben.  In  dem  verantwortlichen 
Redakteur  habe  der  Staat  eine  Mittelsperson  eingesetzt,  die  ihm 
dafür  haften  solle,  daß  die  unpersönliche,  anonym  auftretende 
öffentliche  Meinung  in  der  Zeitung  keinen  Unfug  treibe.  Selbst 
in  dem  äußeren  Bilde  der  Tageszeitung  sei  die  Anonymität  besser 
zu  ertragen  als  die  Namenszeichnung.  »Stelle  man  sich  einmal 
vor,  daß  in  einer  Zeitung  immer  dieselben  Namen  wiederkehrten. 
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Das  Publikum  würde,  fürchte  ich,  sehr  bald  sagen,  daß  es  den 
Schulze  oder  Müller,  der  da  täglich  in  der  Zeitung  schreibe,  nun 
nachgerade  in-  und  auswendig  kenne  und  daß  es  unerträglich 
werde,  immer  wieder  das  Geschreibsel  derselben  Leute  zu  lesen.« 

Aber  ändert  sich  daran  denn  etwas,  wenn  die  Artikel  ohne 
Namen  erscheinen?  Muß  nicht  dem  Publikum  das  öde  Einerlei 
des  Geschreibsels  erst  recht  auffallen,  wenn  es  seinen  Urheber 
gar  nicht  kennen  lernt,  also  alle  Artikel,  die  des  geistreichen 
Mannes  wie  die  des  seichten  Schwätzers,  mit  demselben  Maßstabe 
mißt  ?  Daß  die  Anonymität  daran  etwas  ändern  könnte,  ist  doch 
bloße  Einbildung.  Wer  hinter  einem  namenlosen  Artikel  steht, 
weiß  niemand;  wüßte  das  Publikum,  daß  ihn  der  Schulze  oder 
Müller  geschrieben  hat,  den  man  vom  Stammtische  her  kennt  und 
dort  nach  seinem  wahren  Werte  längst  einschätzen  gelernt  hat, 
so  würde  das  gewiß  in  vielen  Fällen  dazu  führen,  daß  dem  ge- 
druckten Worte  weniger  Respekt  entgegengebracht  würde.  Und 
wäre  das  ein  Schade  ?  Würde  das  nicht  in  vielen  Fällen  zu  einer 
Gesundung  der  sogenannten  öffentlichen  Meinung,  zu  einer  kri- 
tischen Würdigung  der  Zeitungsäußerungen  führen.?  Die  letzteren 
werden  doch  nichts  anderes  dadurch,  daß  ihre  Urheber  im  Dun- 
keln bleiben. 

Dabei  braucht  die  ideale  Berechtigung  der  Anschauung  noch 
gar  nicht  verkannt  zu  werden,  welche  Posse  über  das  Verhältnis 
des  Redakteurs  zur  öffentlichen  Meinung  vorträgt.  »Ihm  vertraut 
sie  sich  an;  er  erlauscht,  erspäht,  errät  ihre  Empfindungen,  und 
wie  der  Anwalt  den  ungelenken  Worten  seines  Klienten,  so  gibt 
der  Redakteur  den  oft  unklaren  Empfindungen  der  öffentlichen 
Meinung  Form,  Farbe  und  Wirkungskraft.«  Gewiß  schön  gedacht! 
Aber  stimmt  es  auch  mit  der  Wirklichkeit  überein .?  Wer  hat  den 
Redakteur  zum  »Vertrauensmann  und  Dolmetsch«  der  öffentlichen 
Meinung  bestellt.?'  Wer  kann  überhaupt  sich  das  Recht  anmaßen, 
in  ihrem  Namen  einen  Vertreter  zu  ernennen.? 

Doch  gewiß  nicht  der  Zeitungsunternehmer,  der 
den  Redakteur  anstellt  und  von  dem  er  abhängig  wird.  Der 
Unternehmer  strebt  nach  Gewinn;  er  grast  zu  diesem  Zwecke  die 
Annoncenwiese  der  Zeitung  ab;  für  ihn  ist  die  Redaktion  nichts 
weiter  als  ein  kostensteigerndes  Uebel.  Je  besser  die  in  seinem 
Dienste  stehenden  Redakteure  arbeiten,  um  so  größere  Anziehungs- 
kraft hat  der  Annoncenteil.  Zwischen  ihm  und  dem  redaktionel- 
len Inhalt  des  Blattes  steht   die  Reklame,    ein  Zwittergebilde,    in 
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welchem  das  Publikum  absichtlich  in  einem  Zwielicht  zwischen 
öffentlichem  und  privatem  Interesse  gehalten  wird.  Und  wie  will 
der  Redakteur  verhindern,  daß  durch  bezahlte  »Entrefilets«  im  re- 
daktionellen Teile  die  Wirkung  von  Reklame  und  Annonce  ver- 
stärkt werde? 

Aber  gesetzt  der  Zeitungsverleger  gehöre  zu  jenen  seltenen 
Unternehmern,  die  in  ihrem  Geschäfte  ideale  Ziele  verfolgen,  odei 
er  lebte  des  Glaubens,  daß  auch  seine  geschäftlichen  Interessen 
am  besten  gewahrt  würden,  wenn  er  seine  Redakteure  frei  ge- 
währen lasse  —  bleiben  die  Redakteure  nicht  beschränkte,  irrende 
Menschen,  Leute  von  mehr  oder  minder  begrenzter  Einsicht  und 
Erfahrung,  die  der  schweren  Aufgabe,  auf  den  Pulsschlag  der 
öffentlichen  Meinung  zu  achten  und  nach  ihm  das  Volk  zu  führen 
und  zu  leiten,  gewiß  nicht  immer  in  gleichem  Grade  gewachsen 
sein  werden?  In  manchen  Fällen  werden  gerade  die  besten  unter 
ihnen  es  als  ihre  Pflicht  erkennen,  sich  der  öffentlichen  Meinung 
mit  aller  Kraft  entgegenzustemmen,  statt  ihren  unklaren  Empfin- 
dungen, wie  Posse  will,  »Form,  Farbe  und  Wirkungskraft«  zu  ver- 
leihen. 

Uebrigens  ist  der  Grundgedanke  der  Posse?>Q}[i&xv  Ausführungen 
keineswegs  neu.  Er  ist  schon  von  den  verschiedensten  Seiten 
vertreten  worden,  am  geistvollsten  vielleicht  in  einer  Rede  Emile 
Zolas,  die  im  September  1893  auf  dem  Internationalen  Journa- 
listenkongresse in  London  gehalten  wurde  und  in  der  englische 
und  französische  Preßzustände  sehr  wirkungsvoll  einander  gegen- 
übergestellt sind.  Nach  einem  Berichte  der  Neuen  Freien  Presse^) 
führte  Zola  aus : 

»Ich  will  von  der  Anonymität  in  der  Presse  sprechen.  Es 
ist  das  eine  Frage,  die  einen  starken  Eindruck  auf  mich  gemacht 
hat,  und  wenn  man  eine  englische  Zeitung,  wo  nicht  ein  Artikel 
unterzeichnet  ist,  und  eine  französische,  wo  alles  bis  zu  den  ver- 
mischten Nachrichten  unterzeichnet  ist,  nebeneinander  legt,  so 
glaube  ich,  man  hätte  vor  sich  die  beiden  Rassen  mit  allem,  was 
das  Volkstemperament,  die  Sitten  und  die  Geschichte  der  letzten 
hundert  Jahre  aus  ihnen  gemacht  haben.  Ohne  allen  Zweifel  ver- 
dankt die  englische  Presse  der  Anonymität  ihre  Macht,  ihre  un- 
bestrittene Autorität.  An  erster  Stelle  will  ich  nur  die  politischen 
Artikel,  die  geistige  Richtung  der  Zeitung  ins  Auge  fassen.     Ein 

i)  Hier  abgedruckt  nach  den  Leipziger  N.  Nachr.  vom  27.  September  1898 
(Nr.  270). 
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derartig  gemachtes  politisches  Blatt,  wo  das  Individuum  verschwin- 
det, ist  nur  noch  der  Ausdruck  einer  Gruppe,  das  tägliche  Brot 
einer  Menge.  Es  gewinnt  an  Kraft,  was  es  an  Individualität  ver- 
liert; denn  sein  alleiniger  Zweck  ist,  einer  Meinung  gerecht  zu 
werden,  die  genaue  Darstellung  dieser  Meinung  zu  sein.  Und 
damit  eine  solche  Zeitung  einem  sozialen  Bedürfnisse  entspreche, 
muß  sie  hinter  sich  ein  treu  ergebenes  Publikum  haben,  das  nichts 
anderes  liest  als  eben  sein  Blatt,  und  vollauf  befriedigt  ist,  wenn 
es  jeden  Morgen  jene  Ideen  darin  findet,  die  es  erwartet  hat,  und 
die  ja  auch  die  seinen  sind.  Beachten  Sie  wohl  —  es  ist  dies 
jenes  Publikum,  das  bei  Ihnen  die  Presse  zu  dem  gemacht  hat, 
was  sie  ist;  ein  Publikum,  das  sich  von  den  Revolutionen  nicht 
hat  zersplittern  lassen,  das  auch  heute  erst  in  zwei  wichtige  Lager 
von  ungefähr  gleicher  Größe  geteilt  ist,  das  nicht  an  dem  Fieber 
leidet,  gleich  beim  Aufstehen  zehn  Zeitungen  zu  durchfliegen, 
sondern  wo  jeder  Leser  sich  an  seine  Zeitung  hält,  sie  von  einem 
Ende  zum  andern  durchliest  und  von  ihr  nichts  anderes  verlangt, 
als  daß  sie  denken  soll,  so  wie  er  denkt. 

Damit  drängt  sich  auch  schon  die  Anonymität  von  selbst  auf. 
Nicht  dieser  oder  jener  Redakteur  ist  von  Wichtigkeit  —  nur  auf 
die  Gesamtmeinung  der  Zeitung  kommt  es  an.  Man  kann  sogar 
behaupten,  daß  der  verschiedene  Wert  der  Mitarbeiter,  ihre  In- 
dividualität, wenn  sie  unterschreiben  würden,  die  Harmonie  des 
Ensembles  stören  müßte.  Vom  Augenblicke  an,  wo  man  sie 
nfcht  kennt,  haben  sie  alle  dieselbe  Stimme,  dasselbe  Talent.  Es 
bleibt  nur  das  gemeinsame  Werk,  die  zusammengedrängte  Masse 
der  Gedanken,  der  Nachrichten  jeder  Art,  welche  jede  Ihrer  Zei- 
tungen zu  wahrhaften  Tagesencyklopädien  macht.  Die  Einheit 
schafft  die  Macht;  man  bekommt  einen  klaren  Begriff  von  dem 
Mechanismus  dieser  gewaltigen  Werke,  welche,  auf  das  Erträgnis 
eines  großartigen  Annoncensystems  gegründet  und  den  in  voller 
Arbeit  begriffenen  Hüttenwerken  ähnlich,  mit  Nahrung,  welche 
sie  ausgewählt,  die  verschiedenen  Schichten  der  Nation  speisen. 
Daher  kommt  es,  daß  es  in  London  nur  für  eine  beschränkte  Anzahl 
von  Zeitungen  Raum  gibt,  und  daß  nur  höchst  selten  neue  daselbst 
geschaffen  werden.  Daher  kommt  es  auch,  daß  es  die  Aufgabe  jeder 
Zeitung  ist,  ihr  Publikum  zu  befriedigen,  es  vollständig  abzuspiegeln, 
und  daß  diejenigen  Blätter  die  mächtigsten  sind,  welche  die  ge- 
treuesten  Organe  der  öffentlichen  Meinung  sind.  Mit  einem  Worte, 
die  Einreihung  ins  Regiment  ist  eine  vollständige ;  es  ist  der  Wille 
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eines  Einzigen,  den  alle  zur  Ausführung  bringen.  Ich  beeile  mich, 
hinzuzusetzen,  daß  der  Schriftsteller,  wenn  er  dabei  seine  Indivi- 
dualität verliert,  eine  vollkommene  Freiheit  gewinnt,  oder  er  wird 
wenigstens  das  freie  Werkzeug  eines  höheren  Willens,  der  ihn 
lenkt ;  denn  er,  der  verschwindet,  braucht  nicht  mehr  zu  befürch- 
ten, jemandem  unangenehm  zu  sein ;  er  kann  loben  und  tadeln, 
ohne  irgendeine  Verantwortlichkeit  dafür  zu  tragen  ;  er  ist  geschützt 
gegen  jede  Versuchung  der  Bestechlichkeit.  Und  ich  wiederhole, 
daß  man  ganz  gut  begreift,  welche  ungeheuere  Macht  die  Ano- 
nymität auf  diese  Weise  einer  Zeitung  verleiht,  die  in  sich  die 
Kraft  aller  ihrer  Mitarbeiter  schließt,  ohne  daß  sie  auch  nur  einem 
derselben  Ruf  verleiht. 

In  Frankreich,  das  wissen  Sie,  meine  Herren,  stehen  die 
Dinge  nicht  so.  Auch  wir  haben  die  Anonymität  gehabt,  für  die 
politischen  Artikel  wenigstens,  und  einzelne  unserer  Journale,  wie 
die  »Debats«  und  der  *Temps«,  bewahren  noch  ihre  erste  Seite 
frei  von  Unterschriften.  Aber  es  sind  das  die  Gebräuche  einer 
vergangenen  Zeit,  und  die  ehrwürdigen  Blätter,  die  ihnen  noch 
huldigen,  müssen  Tag  für  Tag  etwas  davon  den  neuen  Forde- 
rungen unseres  Publikums  opfern;  auch  sie  verjüngen  sich,  ver- 
öffentlichen unterzeichnete  Chroniknotizen ;  opfern  auf  dem  Altar 
der  leichteren  Reizungen.  In  Wahrheit  sind  wir  eben  ein  unge- 
stümes Volk,  und  der  tausendjährige  Boden  unserer  Monarchie 
ist  in  einem  Jahrhundert  durch  die  Revolutionen  durchstoßen  und 
immer  wieder  umgewühlt  worden.  Wenn  die  Anonymität  aus 
der  politischen  Presse  verschwindet,  so  ist  das  eben,  weil  unser 
Volk  nichts  mehr  von  ihr  wissen  will,  so  ist  es,  weil  neue  Bedürf- 
nisse hervortreten.  Nach  so  vielen  Erschütterungen  ist  es  natür- 
lich, daß  die  Parteien  sich  zerbröckelt  haben ;  es  gibt  keine  großen, 
bestimmt  abgegrenzten  Gruppen  mehr,  und  das  erklärt,  warum 
unsere  Zeitungen  eine  kleinere  Auflage  haben  als  die  Ihrigen  und 
warum  bei  uns  die  neuen  Blätter  als  Eintagsfliegen  sich  vermeh- 
ren, am  Morgen  geboren  werden,  um  am  Abend  schon  zu  ster- 
ben. In  unserem  unauthörlichen  Forschungsdrange,  in  unserem 
Vorwärtsstreben  nach  einem  Ideal  der  Freiheit  und  der  Gerech- 
tigkeit besitzen  wir  nicht  mehr  Ihre  Beharrlichkeit,  wir  können 
nichts  Gediegenes  und  Ueberwältigendes  begründen ;  ich  will  hin- 
zufügen, daß  in  P'rankreich  die  Annoncen  nicht  das  Erträgnis 
liefern,    das  sie  bei  Ihnen  in  England  abwerfen,  daß  also  unsere 
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Presse  gar  nie  jene  außerordentlich  breite  Schicht  der  Oeffent- 
lichkeit  haben  wird,  worauf  die  Ihre  thront. 

Aber  das,  was  bei  uns  groß  geworden  ist,  was  alles  überragt, 
alles  ausgleicht,  das  ist  das  Fieber  der  Individualität.  Ist 
es  das  Andenken,  das  Gespenst  Napoleons  ?  Wir  sind  immer  noch 
in  der  Erwartung  eines  Messias ;  wir  haben  an  Gambetta  geglaubt, 
wir  hätten  beinahe  Boulanger  heilig  gesprochen.  Damit  will  ich 
sagen,  daß  bei  uns  die  Personenfragen  überwiegen  und  daß  wir 
in  Leidenschaft  auflodern  für  die  Gottheit,  die  eben  vorübergeht. 
Gewiß  haben  wir  heute  noch  Zeitungen,  die  eine  Gemeinsamkeit 
der  Arbeit  vorstellen;  aber  sind  nicht  auch  jene  Blätter  bezeich- 
nend, in  denen  sich  ein  Mann  verkörpert,  die  Zeitung  eines  Roche- 
fort, die  Zeitung  eines  Clemenceau,  die  Zeitung  eines  Paul  de 
Cassagnac?  Die  ganze  Redaktion  an  ihrer  Seite  verschwindet; 
es  ist  nur  ein  Mann  da,  die  Zeitung  wird  nur  dieses  einen  Mannes 
wegen  gekauft.  Aber  wie  schon  gesagt,  man  kauft  nicht  diese 
Zeitung  allein ;  man  wirft  einen  Blick  in  alle,  es  besteht  ein  fieber- 
haftes Bedürfnis,  sich  in  allen  Meinungen  auf  dem  Laufenden  zu 
erhalten,  mitten  drin  zu  leben  im  Lärm  der  immerwährenden 
Schlacht  unserer  Politik,  die  uns  einer  unbekannten  Zukunft  ent- 
gegenführt. 

Sobald  die  Individualität  überschäumt  und  in  solchem  Maße 
den  Sieg  davonträgt,  ist  es  selbstverständlich  zu  Ende  mit  der 
Anonymität  in  der  Presse.  Unterzeichnen  sichert  den  Erfolg  — ■ 
deshalb  unterzeichnet  man.  Es  liegt  vielleicht  die  ganze  Rasse 
darin,  in  diesem  Bedürfnisse  sich  im  ersten  Glied  zu  schlagen  mit 
offenem  Visier  und  in  dem  Ruhm,  der  auch  darin  liegt,  seinen 
Namen  hineinzuwerfen  in  den  vollen  Kampf.  Ich  weiß,  was  man 
alles  vorbringen  kann  gegen  die  politische  Presse,  wie  uns  die 
unterzeichneten  Artikel  sie  geschaffen  haben ;  sie  hat  sich  um  ihre 
Autorität  gebracht ;  sie  hat  die  Zerstörung  der  Parteien  vollständig 
gemacht ;  sie  ist  sehr  oft  nur  ein  Wirrwarr,  in  dem  die  großen 
gemeinsamen  Interessen  vor  elenden  persönlichen  Streitigkeiten 
verschwinden.  Gewiß  ist  das  oft  ein  herzzerreißendes  Schauspiel, 
das  im  Auslande  abscheuliche  Vorstellungen  von  uns  erwecken 
muß,  und  man  müßte  mir  gar  nicht  lange  zureden,  so  würde  auch 
ich  glauben,  daß  die  Anonymität  allein  imstande  wäre,  unseren 
politischen  Zeitungen  die  Ehrlichkeit  und  Uneigennützigkeit  zu- 
rückzugeben. Andererseits  aber,  welches  glühende  Leben,  welche 
immer   wieder    sich    erneuernde  Schlacht,    welcher  Aufwand  von 
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Mut  und  von  Ideen!  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  sich  jedes 
dieser  großen  Talente  für  sich  selbst  schlägt;  aber  das  Licht,  das 
es  um  sich  verbreitet,  leuchtet  nichtsdestoweniger  manchmal  für 
alle.  Und  dann  —  ich  habe  es  schon  gesagt  —  es  ist  das  Vor- 
wärtsdrängen in  die  Zukunft,  es  ist  der  Waghals,  der  vielleicht 
die  Bahn  in  eine  neue  Welt  bricht!  Ich  kann  nicht  aburteilen 
über  das  großherzige  Volk  von  Frankreich,  ich  kann  diese  unkluge 
Presse  nicht  tadeln ;  denn  ich  gehöre  ja  dazu,  ich  teile  das  Fieber 
der  Individualität,  das  Bedürfnis  des  Kampfes,  die  Hoffnung  auf 
eine  bessere  Gesellschaft,  die  auf  die  Gerechtigkeit  und  die  Arbeit 
gegründet  ist.  Wenn  wir  den  alten  Boden  des  Vaterlandes  er- 
schüttern, und  es  stürzt  alles  um  uns  ein,  so  daß  wir  unter  den 
Ruinen  begraben  werden,  dann  wird  man  das  Recht  haben,  streng 
zu  sein  und  uns  vorzuwerfen,  daß  wir  die  Katastrophe  gewollt 
haben.  Aber  wenn  eines  Tages  die  übrigen  Völker  uns  nach- 
folgen, werden  wir  nicht  die  Urheber  und  die  Befreier  gewesen 
sein } 

Die  Anonymität  schafft  die  Macht  und  das  Ansehen  der  eng- 
lischen Presse,  und  sie  handelt  gewiß  weise,  wenn  sie  dieselbe 
aufrecht  erhält.  Ich  glaube  übrigens  nicht,  daß  eine  Aenderung 
vom  Willen  einzelner  abhängen  würde ;  die  Presse  ist  immer  nur 
das,  was  die  Nation  wünscht,  daß  sie  sei.  Aber  wenn  ich  ge- 
stehe, daß  ich  die  Anonymität  in  politischen  Dingen  zugebe,  bin 
ich  überrascht,  daß  sie  in  literarischer  Hinsicht  bestehen  kann. 
Hier  verstehe  ich  sie  nicht  mehr !  Ich  spreche  vor  allem  von 
Artikeln  kritischer  Natur,  vom  Urteile,  das  über  ein  Stück,  ein 
Buch,  ein  Kunstwerk  gefällt  wird.  Kann  es  eine  Gruppenliteratur, 
eine  Gruppenkunst  geben?  Es  ist  gewiß  klug,  die  Disziplin,  die 
Durchschnittsmeinung  in  der  Politik  anzuwenden.  Daß  man  aber 
die  literarische  und  künstlerische  Produktion  dahin  beschränkt, 
die  Gesamtheit  einer  Partei  zu  befriedigen,  daß  man  mit  der  Sense 
dahinfährt,  um  die  Köpfe  auszugleichen,  daß  man  sie  zu  einer 
Herde  vereinigt,  um  aller  Welt  das  richtige  Maß  von  Ergötzung 
zukommen  zu  lassen,  darin  sehe  ich  eine  Gefahr  für  die  intellek- 
tuelle Lebensfähigkeit  eines  Volkes.  Eine  solche  in  die  Truppe 
eingereihte  Kritik,  welche  im  Namen  einer  Majorität  spricht,  kann 
nur  zu  einer  mittelmäßigen  und  farblosen  Literatur  führen.  Und 
wenn  der  Kritiker  nicht  unterzeichnet,  entsagt  er  da  nicht  jeder 
Individualität,  begibt  er  sich  nicht  jeder  Verantwortlichkeit.?  Er 
ist  die   Stimme,    die    sich   aus  der  Menge  erhebt,    ohne  daß  man 
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sein  Gesicht  sieht.  Er  verzeichnet  nur  und  faßt  nur  zusammen. 
Er  verliert  allen  männlichen  Mut,  alle  Leidenschaft,  sogar  alle 
Macht.  Im  Reiche  der  Literatur  und  der  Kunst  muß  wohl  zuge- 
geben werden,  daß  das  Talent  individuell  und  frei  ist,  und  ich 
kann  mir  eine  unpersönliche,  anonyme  Kritik  überhaupt  nicht 
denken,  welche  über  originelle  und  lebende  Werke  urteilt. 

In  Frankreich  würde  ein  kritischer  Artikel,  der  nicht  unter- 
schrieben wäre,  aller  Autorität  entbehren.  In  der  Kritik,  wie  wir 
dieselbe  verstehen,  steckt  etwas  von  originellem  Schaffen,  durch 
welches  sie  sich  vom  einfachen  Berichte  unterscheidet.  Es  gehört 
dazu  ein  Eindringen  des  persönlichen  Geistes,  eine  Kraft  der  Lo- 
gik, ganz  ungerechnet  die  große  Belesenheit.  Alles  das  bildet 
eine  sehr  klare  Individualität,  welche  eines  Werkes  fähig  ist.  Und 
deshalb  zwingt  sich  die  Unterschrift  auf;  denn  der  Schriftsteller 
tritt  aus  Reih  und  Glied.  Selbst  zur  Zeit,  als  die  Anonymität 
die  Regel  bei  unserer  politischen  Presse  war,  haben  ein  Janin, 
Gauthier,  Planche,  Sainte  Beuve  stets  unterzeichnet.  Heute  weiß 
man  auch  im  Auslande,  welche  Stellung  ein  Sarcey,  ein  Jules 
Lemaitre  gerade  in  jenen  Zeitungen  einnehmen,  welche  die  Ano- 
nymität beibehielten.  Man  kann  sich  die  Feuilletons  dieser  Kri- 
tiker nicht  ohne  ihre  Unterschrift  denken;  denn  das  Urteil,  welches 
sie  fällen,  erhält  sein  Interesse  und  sein  Gewicht  aus  der  erober- 
ten Stellung,  aus  den  wohlbekannten  Zügen  des  Gesichts,  aus  der 
Persönlichkeit  selbst  mit  allen  ihren  Eigenheiten  und  geistigen  Ge- 
wohnheiten. Das  alles,  ich  wiederhole  es,  verleiht  der  Kritik  das 
Leben,  erhebt  sie  zu  einer  Kunst,  beeinflußt  in  der  Rückwirkung 
die  Werke  und  gestattet  denselben  eine  freiere  Bewegung,  da  sie 
nicht  mehr  von  einem  unpersönlichen,  verallgemeinerten  Stand- 
punkte aus  beurteilt  werden.  Die  Kritik  dringt  auf  diese  Weise 
in  die  literarische  Produktion  ein;  sie  ist  nicht  mehr  die  banale 
Berichterstattung,  welche  das  Erscheinen  eines  Buches  so  behan- 
delt wie  den  Unfall,  der  sich  auf  der  Straße  ereignet.  Mit  einem 
Worte  —  ich  will  sagen,  daß  jeder  literarische  Artikel,  jede  Ar- 
beit, in  der  die  Individualität  des  Schriftstellers  zur  Geltung  kommt, 
unterschrieben  sein  muß. 

Das  Interesse,  welches  für  den  Schriftsteller  im  Unterzeichnen 
liegt,  ist  offenkundig.  Man  sagt  mir,  daß  bei  Ihnen  der  Journa- 
list sehr  gut  bezahlt  sei.  Auch  kann  er,  wenn  er  jeder  Verant- 
wortlichkeit enthoben  ist,  sich  ein  warmes  Ruheplätzchen  bauen 
und   sich  desselben  in  seiner  Rolle  als  gutmütiges  Werkzeug  er- 
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freuen;  für  ihn  gibt  es  kein  Duell,  keinen  Prozeß;  wenn  es  doch 
zur  gerichtlichen  Klage  kommt,  so  steht  die  Zeitung  ein,  bezahlt 
die  Zeitung.  Er  ist  niemand,  er  tritt  nicht  hervor;  aber  ich  wie- 
derhole es,  diese  Unverantwortlichkeit  ist  nicht  die  schöne  Seite 
der  Anonymität,  und  ich  liebe  es  gar  nicht,  daß  der  Mann  der 
Feder  nur  eine  Schreibmaschine  sei,  der  Befehle  eines  Chefs  ge- 
wärtig. Dieser  gutbezahlte  Schriftsteller,  der  gegen  alle  Drohun- 
gen geschützt  ist,  leidet  jedenfalls  im  Gewissen  seines  Talents, 
wenn  er  eines  besitzt,  unter  diesem  aufgedrungenen  Dunkel,  zu 
dem  er  verurteilt  ist.  Er  muß  lange  Jahre  brauchen,  ehe  es  ihm 
unter  solchen  Umständen  gelingt,  seine  Individualität  geltend  zu 
machen.  Wie  viele  mag  es  unter  ihnen  geben,  die  wirkliche  Ori- 
ginalität besitzen  und  deren  Namen  man  niemals  kennen  lernen 
wird.?  Ich  bilde  mir  ein,  daß  ein  wenig  Ruhm  ein  gar  süßer 
Lohn  wäre  für  ein  ganzes  Leben  der  Arbeit.  Und  da  gibt  es 
noch  eine  Frage,  mit  der  ich  mich  nicht  beschäftigen  konnte,  weil 
mir  dazu  das  Material  fehlte,  die  mir  aber  doch  sehr  im  Kopfe 
herumgeht.  Nach  meiner  Ansicht  muß  der  Schriftsteller,  der 
nicht  unterzeichnet,  der  dem  Räderwerke  einer  gewaltigen  Ma- 
schine einverleibt  wird,  am  Erträgnisse  der  Maschine  partizipieren, 
Haben  Sie  Alterspensionen  für  die  arbeitsunfähigen  Journalisten  ? 
Ist  ihnen  nach  den  Jahren,  in  denen  sie  ihre  anonyme  Arbeit  der 
gemeinsamen  Aufgabe  gewidmet  haben,  das  Brot  des  Alters  sicher.? 
Wenn  sie  unterzeichnet  hätten,  mein  Gott,  so  fänden  sie  ihren 
Lohn  auf  andere  Weise ;  sie  hätten  für  sich  gearbeitet ;  wenn  sie 
alles  hergegeben  haben,  sogar  ihren  Ruhm,  so  verlangt  die  nackte 
blanke  Gerechtigkeit,  daß  sie  wie  alte  Diener  behandelt  werden, 
die  ihr  ganzes  Leben  im  Dienste  eines  und  desselben  Hauses  zu-' 
gebracht  haben. 

Was  ist  nun  das  wirkliche  Interesse  der  Zeitungseigen- 
tümer? Würden  sie  verlieren  oder  gewinnen,  wenn  die  Artikel 
unterzeichnet  würden.?  Es  ist  gewiß  süß,  als  unumschränkter 
Herrscher  zu  regieren,  eine  gehorsame  Armee  hochgebildeter 
Geister  zu  besitzen,  die  stets  bereit  sind,  auf  das  geringste  Wort 
hin  in  einer  bestimmten  Richtung  vorwärts  zu  marschieren.  Es 
ist  dies  ohne  allen  Zweifel  eine  Macht,  der  plötzlich  zu  entsagen 
schwer  wäre,  namentlich  wenn  man  sie  lange  ausgeübt  hat.  Auch 
würde  im  Anfang  eine  Menge  Bedenken  laut  werden.  Wenn  der 
Schriftsteller  zeichnen  würde,  so  wäre  er  es,  der  wenigstens  zum 
Teil  aus    seinem  Talent    den  Vorteil  zöge,    und    nicht   mehr    die 
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Zeitung,  welche  heute  ausschließUch  allen  Nutzen  für  sich  nimmt. 
Dann,  sobald  er  einen  Erfolg  hätte  —  würde  der  Schriftsteller 
nicht  das  Gesetz  diktieren,  würde  er  seinen  Erfolg  nicht  zu  einer 
Erhöhung  des  Gehaltes  benützen,  würde  er  nicht  drohen,  zu  einer 
anderen  Zeitung  überzugehen,  welcher  er  seine  Kundschaft  von 
Lesern  zuführte  ?  In  Frankreich  hat  man  Beispiele  erlebt,  daß 
das  Austreten  beim  Publikum  beliebter  Schriftsteller  einer  Zeitung 
den  Garaus  gemacht  hat.  Bei  nicht  unterzeichneten  Artikeln  ist 
eine  Zeitung  weit  weniger  dem  Schwanken  des  Verkaufes  ausge- 
setzt. Das  sind  gewiß  Bedenken  erfahrener  Männer.  Ich  weiß 
nicht,  ob  die  Eigentümer  der  großen  englischen  Zeitungen  den- 
selben Raum  geben.  Nach  meiner  Ansicht  würden  sie  sich  einem 
Irrtume  hingeben,  wenn  sie  vor  allem  ihr  Interesse  darin  suchten, 
die  Individualität  ihrer  Redakteure  auszulöschen;  denn  mir  will 
es  dünken,  daß  das  Leben  einer  Zeitung  in  der  reichen  Mannig- 
faltigkeit besteht,  im  Wetteifer  endlich,  in  der  starken  Verantwort- 
lichkeit, was  allein  lebendige  Werke  zu  schaffen  imstande  ist.  Es 
ist  das  niemals  eine  gute  Berechnung  in  der  Ausbeutung  einer 
Kraft,  wenn  man  sie  von  vornherein  schwächt,  und  man  schwächt 
einen  Schriftsteller,  wenn  man  ihm  seinen  Namen,  die  Identität 
seines  Talentes  nimmt.  Ich  bin  überzeugt,  daß  diese  Notwendig- 
keit sich  durch  die  Bedingungen  einer  guten  Verwaltung  ergeben 
und  daß  alle  Zeitungseigentümer  sich  derselben  fügen  werden. 
Außerdem,  meine  Herren,  habe  ich  es  nur  gewagt,  Ihnen 
meine  Meinung  über  die  Anonymität  auszusprechen,  weil  ich  zu 
wissen  glaube,  daß  sich  in  Ihrer  Presse  in  diesem  Sinne  eine  Ver- 
änderung vollzieht.  Man  hat  mir  berichtet,  daß  die  Anonymität 
bei  Ihnen  nicht  mehr  so  streng  sei,  daß  nach  und  nach  unter  den 
Artikeln  die  Unterschriften  erscheinen.  Die  Reiseberichte,  die 
Fragmente  von  Memoiren,  sogar  die  großen  Nachrichten  werden, 
wann  sie  ein  literarisches  Interesse  bieten,  schon  ohne  Anstoß  zu 
erregen,  unterschrieben.  Neben  Ihren  zahlreichen  Revuen,  in  denen 
man  zu  allen  Zeiten  unterzeichnet  hat,  beginnt  Ihre  große  Presse, 
die  sich  als  eine  große  Presse  der  alleinigen  Information,  also  der 
Unpersönlichkeit,  zu  betrachten  gewohnt  war,  zu  begreifen,  daß 
es  Schriftsteller  gibt,  nicht  nur  in  der  Kritik  eines  Buches, 
sondern  auch  in  der  Berichterstattuns:  über  eine  crroße  Feierlich- 
keit,  und  dann  gebietet  sich  die  Unterschrift  von  selbst.  Es  ist 
dies  eine  Bewegung,  die,  wie  ich  glaube,  bei  Ihnen  wachsen  wird, 
so   wie   sie  bei  uns  entstanden  ist  und  alles  mit  fortgerissen  hat. 
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Sie  sind  eben  am  Anfange.  Nach  und  nach  wird  die  Frage  klarer 
gestellt  werden,  und  die  Leidenschaften  werden  erwachen.  Und 
wenn  Sie  so  klug  sein  werden,  die  Anonymität  im  politischen 
Teile  Ihrer  Presse  zu  erhalten,  so  glaube  ich,  daß  der  literarische 
Teil,  der  von  jetzt  an  individuell  und  verantwortlich  werden  wird, 
Ihrer  Literatur  zu  einer  freien  Entwickelung  verhelfen  dürfte. 

Zum  Schlüsse  sehe  ich  ein  Traumbild,  ein  großartiges  Traum- 
bild, das  ich  Ihnen  mit  Ihrer  Erlaubnis  schildern  werde. 

Sie  sind  eine  schon  mächtige  Vereinigung,  obwohl  noch  so 
neu.  Sie  zählen  mehr  als  dreitausend  Mitglieder,  und  Sie  haben, 
indem  Sie  sich  zusammenschlössen,  den  ausgezeichneten  Gedanken 
gehabt,  die  Würde  des  Standes  der  Journalisten  zu  heben  —  eine 
wirkliche  Körperschaft  zu  gründen,  bei  welcher  keine  Unwürdigen 
zugelassen  werden.  In  diesem  Jahr  ist  Ihnen  dann  der  Gedanke 
gekommen,  zu  Ihrem  Kongreß  Mitglieder  der  ausländischen  Presse 
einzuladen.  Nun  denn !  Stellen  Sie  sich  vor,  daß  in  einer  nahen 
Zukunft  die  Presse  jedes  Landes  Ihrem  Beispiele  folgen  und  eine 
Vereinigung  bilden  wird,  und  daß  auf  diese  Art  ein  nationales 
Corps  von  würdigen  und  fähigen  Journalisten  zusammentritt.  Nun 
denken  Sie  sich  weiter,  daß  internationale  Kongresse  gegründet 
werden,  zu  denen  die  Presse  jedes  Landes  ihre  Vertreter  schicke. 
Erkennen  Sie,  daß  von  diesem  Augenblicke  an  die  Möglichkeit 
für  die  Presse  der  ganzen  Welt  gegeben  sein  wird,  gewisse 
Fragen  von  universellem  Interesse  zu  erörtern .?  Hat  zum  Bei- 
spiel die  parlamentarische  Presse  nicht  einen  unbestrittenen 
Einfluß  auf  die  Parlamente,  und  würden  nicht  in  Fragen,  die  ge- 
meinsam für  alle  Völker  gelten,  die  Parlamente  das  wollen,  was 
die  parlamentarische  Presse  der  ganzen  Welt  will?  Ich  deute 
damit  nur  die  ungeheure  Aktion  an,  welche  ein  Kongreß  aller 
Zeitungen  des  Erdballs  ins  Werk  setzen  könnte.  Wenn  die  Macht- 
haber, die  Könige,  die  Kaiser,  die  Herren  der  Welt  sich  nicht 
verständigen  können,  so  würden  sich  vielleicht  die  freien  Geister, 
die  Intelligenten,  jene,  denen  die  Mission,  zu  urteilen  und  zu 
sprechen,  zukommt,  untereinander  verständigen.  Man  hat  gesagt, 
die  Presse  sei  die  Königin  der  Welt,  und  sie  hat  ohne  allen 
Zweifel  nur  zu  wollen,  um  zu  können.  Es  gäbe  da  feierliche  Ge- 
richtssitzungen, in  denen  Mißverständnisse  zerstreut,  Bündnisse  ge- 
knüpft würden.  Dann  bei  der  Heimkehr  würde  die  allmächtige 
Presse,  welche  die  öffentliche  Meinung  schafft,  handeln.  Es  ist 
das  allerdings  nur  ein  Traum.    Jahre  und  Jahre  werden  vergehen. 

21  * 


3o8 


Karl  Bücher: 


Aber  kann  man  nicht  behaupten,  daß,  indem  Sie,  meine  Herren, 
einige  Ihrer  Kollegen  vom  Kontinent  hierher  einluden,  Sie  den 
ersten  Versuch  zu  einer  internationalen  Erörterung  und  Verstän- 
digung zwischen  den  Zeitungen  der  ganzen  Welt  gemacht  haben? 
Eines  Tages  erblüht  daraus  vielleicht  der  Weltfriede  und  die  Ver- 
brüderung der  Völker.« 

Die  Worte  des  großen  Realisten  sind,  wie  alles  Zeitungsge- 
lichter, rasch  verklungen,  und  darum  schien  es  angezeigt,  sie  der 
Vergessenheit  vergilbten  Holzpapiers  zu  entreißen.  Dem  »Welt- 
frieden« und  der  »Verbrüderung  der  Völker«  hat  der  Internatio- 
nale Journalistenkongreß  ja  nicht  gedient,  und  das  persönliche 
Element  in  der  englischen  Presse  ist  auch  seit  zwei  Jahrzehnten 
nicht  stärker  geworden.  Darin  hat  Zola  geirrt.  Auch  wenn  er 
die  Anonymität  nur  für  den  politischen  Teil  des  Preßinhaltes 
zulassen  will,  macht  er  sich  eines  logischen  Fehlers  schuldig. 
Denn  auf  diesen  trifft  doch,  wie  jetzt  die  Dinge  liegen,  das  meiste 
zu,  was  er  von  den  kritischen  bez.  literarischen  Beiträgen  der 
Zeitung  sagt  und  dessentwillen  er  für  diese  die  Anonymität  aus- 
schließen will.  Freilich  konnte  ihm  das  Schicksal  des  Standard, 
eines  der  angesehensten  englischen  Blätter,  noch  nicht  bekannt 
sein.  Er  ist  zugrunde  gegangen,  als  er  die  persönliche  Note  ver- 
lor, welche  ihm  die  testamentarische  Weisheit  seines  früheren  Be- 
sitzers zu  sichern  versucht  hatte.  Im  Februar  191 6  sollte  er  in 
London  versteigert  werden ;  die  Auktion  mußte  aufgehoben  wer- 
den, weil  kein  einziges  Gebot  abgegeben  wurde. 

Heute  heißt  es  für  diejenigen,  welche  sich  dem  Dienste  der 
Presse  widmen,  fast  immer :  Laßt  alle  Hoffnung  schwinden !  Der 
Eintritt  in  eine  Redaktion  ist  wie  der  Eingang  in  die  Höhle  des 
Löwen:  »viele  Spuren  führen  hinein,  aber  keine  heraus.«  Die 
Befähigung  und  Tüchtigkeit  eines  Redakteurs  lernt  niemand  ken- 
nen als  der  Zeitungsunternehmer,  und  von  diesem  ist  weiterhin 
sein  Berufsschicksal  abhängig.  Er  hat  keine  Gelegenheit  sich 
auszuzeichnen;  Tag  für  Tag  verschwindet  seine  Geistesarbeit  in 
dem  namenlosen  Brei  des  Zeitungsinhalts.  Er  front  mit  der  Feder 
wie  der  Instmann  des  großen  Gutsbesitzers  mit  der  Hacke  oder 
Sense.  Für  ihn  gibt  es  kein  Aufrücken,  und  wenn  er  seine  Stelle 
verliert,  so  wird  er  froh  sein  müssen,  anderswo  wieder  von  vorn 
anfangen  zu  dürfen. 

In  dieser  hoffnungslosen  Abhängigkeit  der  Männer, 
welche  den  höchsten  Interessen  der  Nation  dienen,  liegt  eine  der 
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übelsten  Folgen  der  Anonymität  in  der  Presse.  Würde  der  tüch- 
tige Journalist  dem  Leserkreise  der  Zeitung  namentlich  bekannt, 
so  würde  sich  nicht  bloß  in  der  Presse,  sondern  auch  noch  auf 
manchen  anderen  Gebieten  für  ihn  eine  Laufbahn  eröffnen,  die 
ihn  allmählich  emporführt  und  seine  Kraft  der  Gesellschaft  da 
nutzbar  macht,  wo  sie  am  besten  verwertet  werden  kann.  Der 
eine  würde  vielleicht  in  der  städtischen  Selbstverwaltung  eine  für 
ihn  passende  Stelle  finden ;  auf  den  andern  würde  man  bei  Parla- 
mentswahlen, bei  akademischen  Berufungen,  vielleicht  gar  bei  der 
Besetzung  von  Diplomaten-  oder  Ministerposten  zurückgreifen,  für 
die  es  jetzt  nicht  selten  an  geeigneten  Kräften  fehlt.  Wer  im 
Dienste  der  Oeffentlichkeit  sich  bewährt  hat,  ist  heute  zu  vielen 
Dingen  nütze,  und  eine  Nation  pflegt  nicht  so  reich  an  Talenten 
zu  sein,  daß  sie  auf  die  Ausnutzung  der  vorhandenen  verzichten 
und  Einrichtungen  bestehen  lassen  könnte,  welche  den  Wettbe- 
werb lähmen  und  Privatunternehmern  die  edelste  Geistesarbeit 
zur  Ausbeutung  überlassen. 

Die  Presse  eines  Landes  darf  die  Talente  nicht  zurück- 
schrecken, sondern  muß  sie  anziehen.  Denn  für  ihren  Dienst 
ist  der  Beste  gerade  gut  genug.  Der  Mensch  hat  nun  einmal  das 
Streben  sich  hervorzutun,  sich  persönlich  vor  andern  auszuzeichnen, 
und  wie  man  auch  dieses  Streben,  das  man  beileibe  nicht  mit 
dem  Ehrgeiz  verwechseln  soll,  beurteilen  mag :  es  ist  die  Quelle 
vieler  der  edelsten  Taten  und  die  Wurzel  alles  sozialen  Vorwärts- 
kommens. Selbst  der  Unternehmer,  dessen  rührige  Betätigung 
man  mit  Unrecht  auf  das  ödeste  Plusmachen  hat  zurückführen 
wollen,  findet  in  diesem  Streben  seinen  höhern  Daseinszweck  und 
fügt  sich  durch  dasselbe  in  den  allgemeinen  Zug  des  Fortschritts 
ein,  der  die  Gesellschaft  jung  und  frisch  erhält.  Können,  dürfen 
wir  beim  Journalisten  darauf  verzichten,  eine  Triebfeder  gespannt 
zu  erhalten,  deren  Wirkung  auf  so  vielen  anderen  Berufsgebieten 
von  so  zweifelloser  Bedeutung  ist  ? 

Der  Journalistenberuf  steht  zwischen  der  Tätigkeit 
der  Beamten  und  derjenigen  des  Geschäftsmannes  in  Industrie 
und  Handel.  Mit  dem  Berufe  des  Beamten  teilt  er  die  Notwen- 
digkeit umfassender  Vorbildung,  entbehrt  aber  der  Ehre  der  Stel- 
lung, welche  das  Amt  mit  seinem  Einfluß,  seinem  Titel  und  seiner 
sozialen  Geltung  von  selbst  mit  sich  bringt.  Mit  dem  Geschäfts- 
leben verbindet  ihn  die  Eingliederung  in  eine  kapitalistische  Unter- 
nehmung,   ohne    daß    er  direkt  an  ihrem  Gewinn  und  Erfolg  be- 
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teilio-t  wäre.  Läge  es  da  nicht  nahe,  dem  Beruf  ein  Element  ein- 
zufügen, das  für  die  Titel  und  Würden  des  Amtes  ebenso  ent- 
schädigen könnte  wie  für  die  geschäftlichen  Gewinne? 

Daß  mit  dem  Wegfall  der  Anonymität  der  ganze  Zeitungs- 
inhalt sich  heben  würde,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen 
Es  ist  nur  zu  leicht  erklärlich,  daß  viele  unter  dem  Schutze  der 
Anonymität  weniger  überlegt,  gewissenhaft  und  sorgfältig  schrei- 
ben, als  sie  tun  würden,  wenn  sie  mit  ihrem  Namen  für  ihre  Be- 
hauptungen einzustehen  hätten.  Die  ganze  Flut  des  National- 
hasses, die  in  den  Hetzartikeln  der  Presse  sich  ergossen  und 
an  der  der  gegenwärtige  Weltbrand  sich  entzündet  hat,  ist  namen- 
los, und  man  wird  einst  nicht  wissen,  wen  man  für  all  das  Elend 
verantwortlich  machen  soll,  das  er  über  Europa  gebracht  hat. 
Darüber  aber  wird  kein  Zweifel  sein  können,  daß  ohne  die  Presse 
den  Nationen  Ströme  edeln  Blutes  erspart  worden  wären.  Gewiß 
werden  leichtsinnige,  von  Haß  erfüllte,  phrasenhafte  Artikel  auch 
unter  einem  andern  Regime  nicht  unmöglich  sein.  Aber  sie  wer- 
den bei  weitem  nicht  so  verderblich  wirken,  wenn  man  die  Per- 
sönlichkeiten, von  denen  sie  ausgehen,  nach  ihrem  wahren  Werte 
oder  Unwerte  schätzen  kann. 

Und  damit  kommen  wir  auf  einen  dritten  Punkt,  der  bei  der 
Frage  der  Anonymität  in  der  Presse  mitspricht:  die  Stellung 
des  Publikums  zu  den  Zeitungen  wird  eine  andere. 
Für  viele  hat  das  gedruckte  Wort  an  sich  eine  suggestive  Kraft; 
der  Ungebildete  nimmt  es  wie  eine  Art  höherer  Offenbarung  auf, 
wenn  ihm  die  Presse  als  eine  unpersönliche  Anstalt  entgegentritt. 
Es  ist  nicht  der  Herr  Schulze  oder  Müller,  der  von  seinem  Schreib- 
tische zu  ihm  spricht,  sondern  gleichsam  eine  höhere  Stimme,  die 
aus  den  Wolken  tönt  und  der  niemand  widersprechen  kann. 
Selbst  auf  das  Hirn  der  Gebildeten  legt  sich  das  Gewicht  der 
Zeitungsargumentation  wie  eine  Verstandeslähmung.  Weil  »die 
Zeitung«  etwas  als  selbstverständlich  hinstellt,  kann  sich  ihm  nie- 
mand entziehen ;  regt  sich  im  innersten  Herzen  Widerspruch,  so 
kommt  der  Leser  sich  fast  wie  ein  Sonderling,  ein  anormal  ge- 
arteter Mensch  vor.  Dies  alles,  weil  die  Zeitung  die  Meinung 
des  im  besonderen  Falle  schreibenden  Redakteurs  als  »öffentliche 
Meinung«  erscheinen  läßt  und  den  Glauben  erweckt,  daß  alles, 
was  er  schreibt,  selbstverständlich  sei  und  nur  ein  Idiot  anders 
denken  könne. 

Wie  würde  sich   das   ändern,    wenn  man  wüßte,  wer  durch 
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die  Driickerpresse  zum  Leser  redet!  Das  magische  Gewicht  des 
Gedruckten  würde  auf  einmal  verschwinden ;  jeder  wüßte,  daß  er 
einen  bestimmten  Menschen  vor  sich  hat,  mit  dem  er  sich  in 
einen  Meinungsstreit  einlassen  kann.  Und  es  ist  doch  auch  nicht 
so,  wie  Posse  meint,  daß  das  Publikum  des  Herrn  Schulze  oder 
Müller  in  der  Zeitung  bald  überdrüssig  werden  würde.  Dies  würde 
nur  der  Fall  sein  bei  denjenigen,  die  ihren  Mitbürgern  nichts  Be- 
langreiches zu  sagen  haben  und  darum  besser  täten  zu  schweigen. 
Tüchtige  Redakteure  und  Mitarbeiter  aber  würden  auch  im  Leser- 
kreise zu  persönlichem  Ansehen  gelangen ;  der  Abon- 
nent würde,  wenn  er  den  Namen  eines  solchen  unter  einem  Ar- 
tikel sähe,  gleich  wissen,  was  er  zu  erwarten  habe.  Der  Gedanke 
würde  ihm  gar  nicht  kommen  können,  daß  er  den  Herrn  X.  nun 
auswendig  kenne,  sondern  er  würde  sagen:  »Aha,  da  schreibt 
der  Herr  So  und  So;  das  muß  man  lesen.« 

So  würde  der  Uebergang  vom  anonymen  zum  gezeichneten 
Artikel  gewiß  seine  Vorteile  haben.  Er  würde  Wahrheit  und 
Ehrlichkeit  in  den  wichtigen  Teil  unseres  sozialen  Geistes- 
lebens bringen,  in  dem  seither  das  Versteckspielen,  das  Erregen 
irriger  Meinungen,  die  bloße  Vorspiegelung  gewaltet  haben;  für 
Redakteure  und  Mitarbeiter  wäre  er  ein  Erziehungsmittel, 
das  sie  anspornen  würde,  inhaltlich  und  formal  ihr  Bestes  zu  leisten; 
für  das  zeitungslesende  Publikum  eine  Ernüchterung  und 
ein  Sporn  zum  eigenen  Nachdenken  über  öffentliche 
Dinge.  Wie  sehr  die  Diskussion  über  letztere  an  Fruchtbarkeit 
gewinnen  würde,  wenn  man  die  Stimmen  wägen  und  nicht  bloß 
zählen  könnte,  die  hinter  einer  Meinung  stehen,  braucht  wohl  nur 
angedeutet  zu  werden. 

Die  einzigen,  welche  dabei  zu  verlieren  hätten,  wären  die 
Zeitungsverleger,  die  »Typenbesitzer«,  wie  ein  verstor- 
bener journalistischer  Freund  sie  zu  nennen  pflegte.  Sie  würden 
einen  Teil  der  Macht,  die  sie  seither  über  das  Berufsschicksal 
ihrer  Redakteure  ausgeübt  haben,  verlieren;  diese  würden  auf- 
hören, bloße  »Tintenkuli«  zu  sein  und  an  der  Wertschätzung 
innerhalb  des  Leserkreises  einen  Rückhalt  gewinnen,  welcher  der 
Würde  der  geistigen  Arbeit  entspricht.  Die  Bedeutung  dieses 
Teiles  der  Zeitungsunternehmung  zu  verstärken  und  das  geschäft- 
liche Element  zurückzudrängen,  hat  aber  gewiß  keinerlei  Bedenken. 
Allerdings  haben  jüngst  die  Verleger  in  ihrem  Zentralorgan,  dem 
»Zeitungsverlag«  die  Ve  rantwortlichkeit  in  bezug  auf  den 
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gesamten  Zeitungsinhalt  für  sich  in  Anspruch  genommen^).  Die 
Redaktion  soll  nicht  mehr  durch  ihre  Vertreter  in  der  Hauptstadt 
von  Seiten  der  höchsten  Landesbehörden  Informationen  empfangen, 
sondern  es  sollen  diese  den  Verlegern  allein  zuteil  werden,  welche 
ihre  ausführenden  Journalisten  instruieren  und  nach  ihren  An- 
weisungen arbeiten  lassen.  In  diesem  Verlangen,  das  nur  im  An- 
fang in  den  Kreisen  der  Journalisten  einiges  böses  Blut  gemacht 
hat,  liegt,  wenn  ich  recht  sehe,  doch  das  Anerkenntnis,  daß  un- 
sere Zeitungen  an  einem  inneren  Zwiespalt  leiden  und  die  Unter- 
stellung, daß  dieser  durch  Unterwerfung  des  Ganzen  unter  eine 
einheitliche  Führung  überbrückt  werden  könne.  Die  Frage,  welcher 
Teil  diese  Führung  übernehmen  soll,  der  geschäftliche  oder  der 
redaktionelle,  wird  zugunsten  des  ersteren  entschieden.  Die  Re- 
daktion soll  dienen,  sich  den  Interessen  des  Verlegers  unterordnen. 

Das  stimmt  nun  freilich  wenig  zu  dem  Gesichtspunkte,  unter 
dem  das  Publikum  die  Presse  zu  betrachten  pflegt.  Für  das 
Publikum  ist  der  redaktionelle  Teil  die  Hauptsache;  die  Annoncen 
werden  als  zwar  nicht  unerwünschte,  aber  doch  vom  Abonnenten 
nicht  verlangte  Zugabe  angesehen,  die  man  sich  gefallen  läßt, 
weil  ohne  sie  die  Nachrichten  und  Erörterungen  über  öffent- 
liche Angelegenheiten  nicht  zu  haben  sind.  Auch  die  Redakteure 
pflegen  ihre  Arbeit  als  das  Wesentliche  an  der  Zeitung  zu  be- 
trachten. Sie  werden  sich  darum  kaum  überall  gutwillig  dem 
gegen  sie  herausgekehrten  Herrenstandpunkt  fügen.  Aber  was 
wird  ihnen  anders  übrig  bleiben  ?  ^) 

Seither  hat  man  mit  der  Frage  der  Anonymität  in  diesen 
Kreisen  auf  verschiedene  Weise  sich  abgefunden.  Die  Einen 
stützen  sich  auf  die  Vorstellung,  daß  die  Zeitung  als  ein  u  n- 
persönliches  Institut  der  Oeffentlichkeit  entgegentrete, 
in  dem  nicht  die  Persönlichkeit,  sondern  der  als  geschlossenes 
Ganzes  nach  außen  tretende  Gesamtinhalt  entscheide.  Wir  haben 
bereits  gesehen,  daß  hinter  diesem  doch  die  Menschen  nicht  ver- 
schwinden, welche  die  verschiedenen  Artikel  geschrieben  haben. 
Sie  berühmen  sich  vielleicht  im  Bekanntenkreise  ihrer  Geistes- 
produkte, oder  sie  kommen  sich  gar  ähnlich  vor  wie  ein  kluger 
Arbeiter  in  einer  Fabrik,  für  dessen  Erfindung  der  Unternehmer 
das  Patent  genommen  hat. 

i)  Zeitungs-Verlag  1916  Nr.  2. 

2)  Man. vergleiche  die  Artikel  im  Zeitungs-Verlag  1916  Nr.  4,  5,  6  und 
>Deutsche  Presse«   1916  Nr.  2. 
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Sodann  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß  manche  Artikel 
nicht  alleiniges  Erzeugnis  ihrer  Verfasser  seien. 
Sie  entsprängen  fremder  Anregung,  Rücksprachen  mit  Kollegen, 
Parteigenossen,  Volksvertretern  oder  leitenden  Personen  der  Staats- 
verwaltung; es  widerstreite  aber  dem  Ehrgefühl  des  einzelnen,  der 
fremden  Gedanken  bloß  die  Form  gegeben  habe,  diese  als  sein 
geistiges  Eigentum  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  mag  dahingestellt 
bleiben,  ob  kollaborativen  Arbeiten  dieser  Art  ein  besonderer 
Wert  beizumessen  ist.  Jedenfalls  aber  bilden  sie  im  Getriebe 
einer  Zeitung,  wo  das  Gebot  der  Stunde  herrscht,  nicht  die  Regel, 
sondern  die  Ausnahme.  Und  ist  ein  Artikel,  der  auf  vorausge- 
gangenen Besprechungen  mit  andern  beruht,  nicht  auch  eigne 
Geistesschöpfung  seines  Verfassers,  der  d^s  ihm  an  die  Hand  ge- 
gebene Material  frei  verarbeitet  hat.?  Die  ganze  Gedankenent- 
wicklung, die  Wortfügung,  der  stilistische  Aufbau,  Beweise,  Be- 
legstellen, kurz  die  wirksame  schriftstellerische  Durchführung  ge- 
hören doch  ihm,  wenn  auch  einzelne  Leitsätze  auf  fremde  An- 
regung zurückgehen  mögen.  So  wenig  an  einem  Gemälde  sich 
wird  scheiden  lassen,  was  freie  Geistesschöpfung  seines  Urhebers 
ist  und  was  auf  Unterhaltungen  mit  Bekannten  und  Kunstfreunden 
zurückzuführen  oder  kritischer  Durchsprechung  der  Grundidee  mit 
andern  zu  verdanken  ist,  so  wenig  wird  bei  dem  größten  Teile  des 
Zeitungsinhaltes  eine  Trennung  dessen  angängig  sein,  was  die 
Verfasser  der  einzelnen  Stücke  dem  eigenen  Hirn  entnommen 
haben  und  was  durch  anderer  Einfluß  hinzugekommen  ist.  Das 
ist  bei  keiner  Geistesschöpfung  anders.  Selbst  ein  Buch  bildet 
nur  den  Niederschlag  unseres  gesamten  geistigen  Erlebens ;  auch 
der  größte  Geistesheld  schafft  nicht  in  der  Weise  selbständig, 
daß  er  den  sozialen  Einwirkungen  entrückt  wäre,  die  täglich  und 
stündlich  auf  ihn  eindringen,  auch  wenn  er  sie  nicht  selbst  sucht. 

Führt  uns  so  der  gegen  die  Namensnennung  vorgebrachte 
Grund  auf  das  innerste  Problem  geistigen  Schaffens,  seine  unbe- 
wußte und  unmerkliche  Bedingtheit  durch  die  Gesellschaft,  so 
wird  dieser  Gesichtspunkt  noch  viel  größere  Tragweite  gewinnen 
in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  die  Zeitung  nur  der  Volksstimmung 
und  Volksmeinung  Ausdruck  geben  will  und  sie  zur  »öffentlichen 
Meinung«  zu  machen  bestrebt  ist.  Gerade  darin,  daß  sie  für  das,  was 
Tausende  bewegt,  die  glücklichste  Form  zu  finden  weiß,  daß  sie  aus 
dunkeln  Empfindungen  und  Gefühlsströmen  klare  Urteile  und  be- 
stimmte Forderungen  macht   oder  ihnen  mit  überlegener  Beweis- 
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führung  entgegentritt,  zieht  doch  die  Tagespresse  ihre  Hauptnah- 
run«^  Was  sie  aber  in  dieser  Richtung  schafft,  hat  nichtsdesto- 
weniger individuelles  Gepräge,  und  das  Verdienst  der  Formgebung 
allein  begründet  einen  Anspruch  dessen,  der  als  Wortführer  auf- 
tritt, mit  seinem  Namen  für  das  Gesagte  einzustehen;  ja  es  ist 
seine  Pflicht,  dafür  die  Verantwortung  zu  tragen. 

Damit  gelangen    wir    zu    dem  Hauptgrunde,    der    gegen    die 
Namensnennung  angeführt  zu  werden  pflegt:  demSchutz  gegen 
Verfolgungen,  der  dem  Verfasser  gewährt  wird,  wenn  er  Nach- 
richten verbreitet  oder  Ansichten  ausgesprochen  hat,  welche  den 
Mächtigen  im   Staate    nicht    genehm    sind.     Man   kann   zugeben, 
daß   diese  Rücksicht   in   der  Zeit   des   absoluten  Regiments    eine 
Rolle    spielen    konnte,  das    in    der  Verheimlichung   der  Staatsge- 
schäfte die  Sicherung  seines  Besitzstandes  erblickte  und  Anders- 
denkende mit  niederträchtiger  Grausamkeit  verfolgte.     Aber  seit- 
dem   der    KonstitutionaUsmus   überall  gesiegt   und  die  parlamen- 
tarische Ordnung  Platz  gegriffen  hat,  ist  weitgehende  Oeffentlich- 
keit  geradezu  zum  Lebensprinzip  staatlichen  Beisammenseins  ge- 
worden.    Demgemäß   ist  die  Freiheit    der  öffentlichen  Meinungs- 
äußerung in  der  Presse  allerwärts  durchgedrungen;  die  Gesetzge- 
bung   hat    die    Anonymität    der    Zeitungsäußerungen    durch    die 
Schaffung   des  verantwortUchen  Redakteurs   sicher  zu  stellen  ge- 
sucht,   der   den   Gerichten   gegenüber    als    Verfasser    der   ganzen 
Zeitung  gilt.     Wie  wenig    diese  Annahme  bei  der  heutigen  Aus- 
dehnung des  Preßinhaltes  in  den  meisten  Zeitungen  der  Wirklich- 
keit entspricht,  braucht  nicht  auseinandergesetzt  zu  werden.     Der 
Schriftleiter  würde  auch  beim  besten  Willen  hier  nicht  im  Stande 
sein,  alles  zu  lesen  und  auf  seine  Strafbarkeit  zu  prüfen,  was  er 
dem  Drucker  zu  übergeben  hat.     Nichtsdestoweniger  trifft  ihn  die 
Schärfe    des  Strafgesetzes    für    alles,  was   in    der  Zeitung   gefehlt 
worden  ist.     Mag   das  Gericht   für  den  Abdruck  eines  strafbaren 
Artikels  den  verantwortlichen  Redakteur  in  Anerkennung    dieser 
Umstände  bloß  mit  einer  geringeren  Strafe  in  Anspruch  nehmen 
und  Leichtsinn  oder  Ueberhastung  voraussetzen,  wo  in  Wirklich- 
keit ein  wohlüberlegtes  oder  boshaftes  Vergehen  vorliegt  —  dem 
feinfühligen  Verfasser  muß    es  gegen  Ehre  und  Gewissen  gehen, 
wenn   ein   anderer   für  ihn    leiden  muß.     Und   der  strafrechtliche 
Grundsatz,  daß  der  Täter  leiden  soll   und  nicht  an  seiner  Stelle 
ein  anderer,    wird  doch  durchbrochen.     Um    dem  Widersinn    der 
Gesetzgebung  zu  begegnen,    hat   man   das  Phantom  des  »Redak- 
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tionsgeheimnisses«  konstruiert  und  das  Verschweigen  des  wirklich 
Schuldigen  zur  Ehrensache  für  den  ganzen  Journalistenstand  ge- 
macht. Von  der  anderen  Seite  ist  man  mit  dem  Zeugniszwang 
vorgegangen,  der,  wie  einmal  die  Dinge  liegen,  von  den  Beteiligten 
nicht  mit  Unrecht  als  Zumutung  einer  Unehrenhaftigkeit  aufgefaßt 
wird.  Sicher  ist,  daß  er  nicht  zum  Ziele  führt.  Und  gar  das 
Elend  der  »Sitzredakteure«,  dem  oppositionelle  Blätter  anheim- 
fallen —  ist  es  nicht  eine  tiefe  Schmach  für  die  ganze  Mitarbeiter- 
schaft der  Zeitung  und  der  bitterste  Hohn  gegen  die  wahren  Ab- 
sichten des  Gesetzes.'' 

Zu  helfen  ist  hier  nur  dadurch,  daß  jeder  die  Verantwortung 
übernimmt  für  das,  was  er  mit  der  Feder  verbricht,  und  daß  die 
leidigen  Fiktionen  der  preßgesetzlichen  Praxis  ausgeschaltet  werden. 
Dies  gilt  nicht  bloß  gegenüber  dem  Strafgericht,  sondern  auch 
gegenüber  der  Gesellschaft,  die  gegen  die  Leichtfertigkeiten  der 
Zeitungspresse  ebenso  des  Schutzes  bedarf  wie  gegen  die  Ueber- 
griffe  der  Regierungsgewalt.  Wehe  dem,  der  heute  einem  miß- 
günstigen Urteil  der  Tagespresse  verfällt!  Was  zuerst  bloß  leiser 
Tadel  eines  Einzelnen  war,  vielleicht  von  einer  mißverstandenen 
oder  schief  aufgefaßten  Tatsache  ausgehend,  wälzt  sich  von  Blatt 
zu  Blatt  wie  eine  anerkannte  Wahrheit  fort;  die  ursprüngliche 
Abtönung  verschwindet,  und  es  bleibt  schUeßlich  nichts  als  das 
harte  Urteil,  das  eine  ganze  menschliche  Existenz  vernichtet. 
Was  helfen  da  Berichtigungen  oder  Erklärungen!  Können  sie 
nicht  unter  den  engen  Gesichtskreis  von  §  1 1  des  Pressgesetzes 
gebracht  werden,  so  findet  sich  wohl  kaum  irgendwo  ein  Raum 
für  sie,  und  der  ursprüngliche  Veranlasser  des  ganzen  Hexen- 
sabbats wundert  sich  vielleicht  am  meisten,  wenn  er  eine  Empfin- 
dung dafür  besitzt,  über  das,  was  er  angerichtet  hat.  Hätte  er 
von  vornherein  mit  seinem  Namen  für  seine  Behauptung  einstehen 
müssen,  so  würde  er  sie  vorsichtiger  gefaßt,  tiefer  begründet 
haben,  und  alle  anderen  Blätter,  die  sie  hätten  übernehmen  wollen, 
hätten  sich  auf  die  Aussage  eines  bestimmten  Menschen  beziehen 
müssen,  während  sie  jetzt  nur  das  möglicherweise  nicht  einmal 
angesehene  Preßorgan  zu  zitieren  brauchen,  dem  sie  ihre  Mittei- 
lung entnommen  haben.  Der  geringe  Schutz,  welchen  die  per- 
sönliche Ehre  in  der  Tagespresse  findet,  schreit  nach  Abhilfe. 
Gewiß,  was  sich  unter  den  Beleidigungs-  und  Verleumdungs- 
paragraphen des  Strafgesetzbuches  bringen  läßt,  ist  verboten;  wie 
vieles  aber,  das   hart    an  demselben  vorbeiführt,    bleibt  unfaßbar 
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und  ungesühnt!  Eine  gewissenlose  Demagogie  weiß  nur  zu  gut, 
durch  welche  Mittel  man  die  Schlingen  des  Gesetzes  vermeiden 
kann! 

In  berechtigtem  Unmute  über  diesen  Zustand  sagte  Fürst 
Bismarck  in  einer  Reichstagsrede  am  9.  Februar  1876: 

»Wenn  jemand  beleidigende  anonyme  Briefe  bekommt,  so 
erwartet  und  fordert  man  von  ihm,  daß  er  sie  in  den  Papierkorb 
wirft,  und  jedermann  ist  darüber  einig,  daß  es  ein  ganz  ehrloses 
Gewerbe  ist,  anonyme  Injurien  und  Verleumdungen  zu  schreiben. 
Die  Entrüstung  darüber  wird  noch  etwas  größer,  wenn  die  Tat- 
sache, daß  die  Briefe  metallographiert  sind,  beweist,  daß  sie  an 
mehrere  gerichtet  sind.  Sowie  sie  aber  gedruckt  sind,  ist  es 
etwas  ganz  anderes,  da  ist  es  die  Stimme  der  öffentlichen  Mei- 
nung^ die  man  beantworten  soll,  während  es  doch  dieselbe  ehren- 
rührige anonyme  Verleumdung  ist;  denn  es  ist  selten  der  Redak- 
teur, von  dem  dergleichen  herrührt,  sondern  ein  Korrespondent, 
ein  Ungenannter.  Auch  dagegen  können  wir  mit  einem  entschlos- 
senen sittlichen  Gefühl  viel  tun  —  nicht  gegen  alle  kleinen,  wohl 
aber  doch  gegen  große  Blätter.  Wenn  ein  Blatt  wie  die  Kreuzzeitung, 
die  für  das  Organ  einer  weit  verbreiteten  Partei  gilt,  sich  nicht 
entblödet,  die  schändlichsten  und  lügenhaftesten  Verleumdungen 
über  hochgestellte  Männer  in  die  Welt  zu  bringen,  in  einer  solchen 
Form,  daß  sie  nach  dem  Urteil  der  höchsten  juristischen  Auto- 
ritäten gerichtlich  nicht  zu  fassen  ist,  aber  doch  derjenige,  der 
sie  gelesen  hat,  den  Eindruck  hat:  hier  wird  den  Ministern 
vorgeworfen,  daß  sie  unredlich  gehandelt  haben,  —  wenn  ein 
solches  Blatt  so  handelt  und  in  monatelangem  Stillschweigen 
verharrt,  trotzdem  das  alles  Lügen  sind,  und  nicht  ein  peccavi 
oder  erravi  spricht,  so  ist  das  eine  ehrlose  Verleumdung,  gegen 
die  wir  alle  Front  rnachen  sollten,  und  niemand  sollte  mit  einem 
Abonnement  sich  indirekt  daran  beteiligen.« 

Die  gleichen  Gedanken  hat  der  italienische  Soziologe  Scipio 
Sighele  1898  in  der  römischen  Tageszeitung  »La  Tribuna«  aus- 
gesprochen. Es  lohnt  sich  wohl,  auch  seine  Ausführungen  nicht 
verloren  gehen  zu  lassen,  und  darum  sollen  sie  an  dieser  Stelle 
wiederholt  werden^): 

»Niemand  bestreitet,  daß  der  Beruf  des  Journalisten  in  unse- 
ren Tagen  zu  den  allerwichtigsten  gehört.  Der  Journalist  besitzt 
ein   großes   Suggestionsvermögen    auf    das  Publikum,    und    wenn 

1)  Nach  der  »Tägl.  Rundschau«   1898  Nr.   127  (8.  Juni). 
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die  Aehnlichkeit  nicht  zu  gewagt  erscheint,  würde  ich  sagen,  daß 
er  mit  jenen  Aerzten  vergUchen  werden  kann,  die  hysterischen 
Menschen  ihren  eigenen  Willen  aufzwingen.  Der  Journalist  übt 
tatsächlich  in  der  Gesellschaft  einen  ähnlichen  Zauber  aus,  wie 
ein  Charcot  ihn  bloß  in  der  Klinik  ausüben  konnte.  Selbstver- 
ständlich ist  der  Einfluß  bedeutend  weniger  intensiv,  indessen  ist 
er  bedeutend  ausgedehnter. 

Es  ist  nun  —  wenn  man  theoretische  Erwägungen  anstellt  — 
ein  wenig  seltsam,  daß  der  Staat,  welcher  intellektuelle  und  mo- 
ralische Bürgschaften  fordert,  ehe  er  den  Beruf  eines  Arztes, 
eines  Rechtsanwaltes,  eines  Ingenieurs,  eines  Beamten  auszuüben 
gestattet,  nichts  dergleichen  bei  der  Ausübung  des  journalistischen 
Berufes  begehrt. 

Man  könnte  darauf  sagen  —  ich  bitte  des  Paradoxon  wegen 
um  Entschuldigung  — ,  daß  der  Staat  die  höchsten  und  schwie- 
rigsten Verrichtungen  der  Macht  den  Unzuständigen  überlasse : 
er  überläßt  tatsächUch  den  Geschworenen  (die  nicht  verpflichtet 
sind,  Juristen  oder  Psychologen  zu  sein)  die  Entscheidung  über 
das  Leben  und  die  Ehre  der  einzelnen  Bürger ;  er  überläßt  den 
Abgeordneten  (die  nicht  verpflichtet  sind,  soziologische  Studien 
getrieben  zu  haben)  die  Entscheidung  über  die  Gesamtinteressen 
der  Nation;  er  überläßt  endlich  den  Journalisten  (die  keinerlei 
Prüfung  zu  bestehen  verpflichtet  sind,  noch  die  strafgerichtliche 
Unbescholtenheit  nachzuweisen)  die  furchtbare  Macht,  die  öffent- 
liche Meinung  zu  bilden. 

Ich  beeile  mich,  zu  erklären,  daß  ich  damit  keineswegs  be- 
absichtige, Gesetze  vorzuschlagen,  welche  das  Recht,  Geschwo- 
rener, Abgeordneter  oder  Journalist  zu  werden,  beschränken 
sollen.  Wenn  andere  solche  Gesetze  beantragen  würden,  könnte 
man  darüber  Erörterungen  anstellen;  aber  von  vornherein  erscheinen 
sie  mir  nicht  notwendig. 

Um  auf  dem  Gebiete  der  Journalistik  zu  bleiben,  so  glaube 
ich,  daß  die  Forderung,  daß  jeder  Artikel  den  Namen  des  Ver- 
fassers trage,  eine  Schule  der  Sittlichkeit  und  eine  Bürgschaft 
der  Intelligenz  wäre. 

Wenn  ich  in  Zeitungen  gewisse  heftige  Angriffe  gegen  diese 
oder  jene  Person  oder  irgend  eine  Einrichtung  lese  und  am  Ende 
des  Aufsatzes  keinen  Namen  oder  kein  bekanntes  Pseudonym 
finde,  fühle  ich  mich  infolge  einer  Gedankenverbindung,  die  man 
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sicherlich  für  irrig  halten  wird,  veranlaßt,  an  einen  —  namen- 
losen Brief  zu  denken. 

Ich  weiß:  man  wird  mir  entgegnen,  daß  es  das  Zeitungs- 
organ ist,  das  dafür  die  Verantwortung  trägt,  was  in  den  Spalten 
des  Organs  gedruckt  steht.  Allein  worauf  beschränkt  sich  diese 
Verantwortung.'*  Daß,  wenn  es  zu  einem  Strafverfahren  kommt, 
der  Verleger  verurteilt  wird,  der  niemals  Schuld  trägt,  oder  der 
Herausgeber,  der  möglicherweise  unschuldig  ist  oder  —  der  Ver- 
fasser des  Artikels,  wenn  er  das  Bedürfnis  fühlt,  sich  in  letzter 
Stunde  zu  melden,  indessen  er  sich  aus  Loyalität  zuerst  zeigen 
sollte. 

Erscheint  es  auch  gerecht  —  in  den  unendlich  zahlreicheren 
Fällen,  wo  man  keine  Klage  erheben  will  oder  erheben  kann, 
weil  in  dem  Artikel  die  Merkmale  des  Vergehens  fehlen  — ,  daß 
Lob  und  Tadel  hinausgestreut  werde,  ohne  daß  man  weiß,  wer 
derjenige  ist,  der  lobt  oder  beschimpft.^ 

Ich  wiederhole :  in  diesen  Fällen  kommt  mir  die  Zeitung  wie 
ein  anonymer  Brief  vor,  der,  selbst  wenn  er  Wahrheiten  enthält, 
dennoch  das  Unrecht  begeht,  daß  diese  nicht  durch  eine  Unter- 
schrift beglaubigt  sind,  oder  es  erscheint  mir  diese  Zeitung  wie 
jene  Klatschereien,  welche  in  einem  bestimmten  gesellschaftlichen 
Milieu  die  Runde  machen  und  von  allen  geglaubt  werden,  ob- 
gleich niemand  weiß,  wer  wirklich  darüber  die  Wahrheit  sagen 
könnte.  Die  literarischen  oder  wissenschaftlichen  Polemiken  sind 
im  allgemeinen  loyaler  und  fruchtbringender,  als  gewisse  Anfeh- 
dungen  unter  Tageszeitungen.  Warum .-^  Weil  die  Literatur  oder 
die  Männer  der  Wissenschaft  im  offenen  Sonnenlichte  ihre  eigenen 
Gedanken  verteidigen  oder  die  Anderer  bekämpfen  und  sich  nicht 
verstecken  hinter  der  namenlosen  Gesamt-Verantwortlichkeit  einer 
Zeitschrift  oder  Akademie. 

Entweder  irre  ich  mich,  oder  es  müßte  in  der  Zeitungswelt 
dasselbe  Verfahren  Geltung  haben,  das  in  der  kaufmännischen 
Welt  gilt,  wo  das  erste  Kennzeichen  zur  Beurteilung  der  Güte 
einer  Ware  —  die  Fabrikmarke  ist.  Wenn  alle  ihre  Aufsätze 
unterzeichnen  würden,  wüßte  das  Publikum,  wieviel  Aufrichtigkeit 
und  welche  Selbstlosigkeit  in  den  Gedanken  liegt,  die  vorgetra- 
gen werden,  und  es  könnte  ganz  allein  die  Folgerichtigkeit  und 
die  Unbestechlichkeit  jener  prüfen,  welche  es  durch  Zeitungen 
täglich  zu  ihren  eigenen  Meinungen  zu  bekehren  versuchen. 

Erschiene  dies  nicht  als  ein  wirklicher  Vorteil  ?     Und  glauben 
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nicht  auch  meine  Leser,  daß,  wenn  die  Aufsätze  unterzeichnet 
wären,  mehr  Höflichkeit,  etwas  mehr  Mäßigung  und  ein  wenig 
mehr  Genauigkeit  hinsichtUch  der  Nachrichten  und  der  Kritiken 
der  Zeitungen  vorhanden  wären?« 

Das  PubUkum,  um  dessentwillen  doch  allein  die  Zeitungen 
da  sind,  hat  denn  auch  bereits  in  unzweifelhafter  Weise  kund- 
gegeben, daß  es  der  Presse,  welche  in  namenlosen  Artikeln  der 
Parteipolitik  dient,  müde  geworden  ist.  Ein  Anzeichen  für  diese 
Tatsache  bietet  der  schon  erwähnte  Aufschwung,  den  in  neuerer 
Zeit  die  parteilosen  Zeitungen  (die  »Generalanzeiger-Presse«)  ge- 
nommen haben.  Die  Leser  sagten  sich,  daß,  wenn  nun  einmal 
der  Zeitungsinhalt  nicht  anders  zu  haben  ist  als  mit  Verbergung 
der  Verfassernamen,  man  sich  überhaupt  nicht  der  Beeinflussung 
durch  Artikel  aussetzen  will,  von  denen  man  nicht  weiß,  wer 
hinter  ihnen  steht,  sondern  sich  lieber  damit  begnügt,  den  täg- 
lichen Nachrichtenstoff  und  die  Belehrung  von  Organen  zu  er- 
halten, die  sich  mit  dem  bloßen  Berichten  und  Belehren  begnügen, 
ohne  eine  bestimmte  Tendenz  zu  verfolgen.  Ein  anderer  Beweis 
für  diese  Tatsache  liegt  darin,  daß  ein  kluger  Zeitungsunternehmer 
auf  den  Gedanken  kommen  konnte,  »die  Anonymität  in  der 
Zeitung  zu  beseitigen  und  jeden  Artikel  mit  dem  Namen  des 
Verfassers  zu  zeichnen.«  Bekanntlich  ist  dies  der  Grundsatz, 
unter  welchem  der  »Tag«  von  Schert  ins  Leben  gerufen  wurde. 
In  einem  mir  vorliegenden  Prospekte  dieses  Blattes  wird  Folgen- 
des ausgeführt : 

»Hierbei  läßt  sich  der  »Tag«  von  der  Erwägung  leiten,  daß 
die  wirtschaftlichen,  politischen,  wissenschaftlichen  und  künstleri- 
schen Aufgaben  im  Staate  so  mannigfaltig  und  kompliziert  ge- 
worden sind,  daß  zu  ihrer  Behandlung  die  dauernde  Mitarbeit 
sachkundiger  Autoritäten  nicht  zu  entbehren  ist.  Für  die  Mei- 
nung einer  Autorität,  auch  wenn  sie  eine  aktuelle  Frage  behandelt, 
kann  ein  »verantwortlicher  Redakteur«  nicht  in  dem  Sinne  ein- 
treten, daß  er  den  Autor  von  seiner  öffentlichen  Verantwortlich- 
keit befreit.  Die  Mitarbeiter  des  »Tags«  tragen  selbst  die  volle 
Verantwortung  für  ihren  Standpunkt.  Das  intellektuelle  Niveau 
des  »Tags«  ist  so  hoch,  daß  er  als  Zeitung  eine  Klasse  für  sich 
bildet.  Ueberall,  auch  beim  kleinsten  Artikel,  ist  es  die  indivi- 
duell gestaltete  literarische  Leistung,  die  auf  den  Leser  wirken 
will.     Wieviel    geistige  Kräfte    unserer  Nation    durch  den  »Tag« 
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zum  Dienst  in  der  Oeffentlichkeit  herangezogen  werden,  beweist 
ein  Blick  auf  den  Inhalt  einer  Anzahl  von  Nummern.« 

Daß  diese  Auffassung  vom  Publikum  geteilt  wurde,  beweist 
der  Erfolg,  den  das  Blatt  im  Anfang  wenigstens  hatte.  Wenn 
dieser  Erfolg  ihm,  dem  Anscheine  nach,  nicht  treu  geblieben  ist, 
und  es  keineswegs  eine  neue  Aera  des  Zeitungswesens  bei  uns 
eingeleitet  hat,  so  scheinen  diejenigen  Recht  behalten  zu  haben, 
welche  behaupteten,,  daß  das  Auftreten  von  ^Autoritäten«,  die 
in  einer  Zeitung  mit  ihren  Namen  für  bestimmte  Ansichten  ein- 
stehen, noch  nicht  eine  Art  der  Darstellung  verbürgt,  wie  sie 
gerade  für  die  Tagespresse  paßt.  Die  Journalistik  hat  ihre  be- 
sonderen Stilarten,  und  die  Güte  des  Inhalts  allein  kann  Ver- 
trautheit mit  ihnen  und  Anpassung  an  die  Bedürfnisse  des 
Zeitungslesers  nicht  ersetzen. 

Somit  wird  doch  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  bei  den 
Zeitungsleuten  selbst  mit  der  Reform  zu  beginnen  und  von  dieser 
Stelle  aus  zu  versuchen  allmählich  vorzudringen.  Ganz  leicht 
wird  das  nicht  sein,  nachdem  Redaktionen  und  Publikum  sich 
an  den  seitherigen  Zustand  der  Anonymität  gewöhnt  haben, 
also  für  beide  Teile  eine  Art  Erziehungswerk  einsetzen  muß, 
das  nur  allmählich  zur  Gesundung  führen  kann.  Für  beide  Teile 
wird  aber  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein,  ob  es  gelingt, 
die  Quellen  des  Zeitungsinhalts,  soweit  der  redaktionelle  Teil 
in  Betracht  kommt,  dergestalt  offen  zu  legen,  daß  die  Leser  so 
viel  als  möglich  zum  Nachdenken  und  zur  eigenen  Beurteilung 
der  einzelnen  Nachrichten  und  Beiträge  angeleitet  werden.  Heute 
verschwimmt  in  der  Masse  des  Gebotenen  das  Einzelne.  Alle 
Nachrichten  und  Beiträge  treten  mit  dem  gleichen  Anspruch  auf 
Zuverlässigkeit  und  Glaubwürdigkeit  auf  und  werden  urteilslos 
hingenommen.  Ist  der  Leser  von  Haus  aus  kritisch  angelegt,  so 
bringt  er  allen  das  gleiche  tiefgewurzelte  Mißtrauen  entgegen,  in 
vielen  Fällen  gewiß  mit  Unrecht.  Ist  er  gutgläubiger  Natur,  so  ist 
alles,  was  in  seiner  Zeitung  steht,  für  ihn  ein  Stück  Evangelium,  das 
er  weiter  trägt,  wie  er  es  empfangen  hat.  Der  Redakteur  arbeitet 
berufsmäßig  mit  Kritik.  Ist  er  gewissenhaft,  so  fügt  er  dem, 
was  ihm  nicht  ganz  vertrauenswürdig  scheint,  eine  Verwahrung 
bei.  Aber  wenn  etwas  einmal  in  der  Zeitung  gestanden  hat,  so 
scheint  selbst  ihm  gegenüber  die  suggestive  Macht  des  Gedruckten 
sich  geltend  zu  machen.  Gibt  es  doch  Redaktionen,  welche 
grundsätzlich  niemals  berichtigen,   was  einmal  in  ihrem  Blatt  ge- 
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Standen  hat,  und  würden  ihnen  auch  faustdicke  Irrtümer  nach- 
gewiesen ^). 

Sodann  ist  in  der  Fachpresse  schon  öfters  darüber  geklagt 
worden,  daß  von  den  Redaktionen  die  bei  ihnen  einlaufenden 
Beiträge  nicht  mit  gebührender  Achtung  behandelt  würden. 
Man  hat  dabei  Streichungen  und  Aenderungen  im  Auge,  welche 
an  fremdem  geistigen  Eigentum  vorgenommen  werden,  um  es 
den  Bedürfnissen  des  Leserkreises  oder  den  Raumverhältnissen 
des  Blattes  anzupassen.  Finden  solche  Eingriffe  bei  Berichten 
über  tatsächliche  Vorgänge  statt,  so  beruhigt  sich  der  Verfasser 
viel  eher,  als  wenn  es  sich  um  Erzeugnisse  eignen  journalistischen 
Schaffens  handelt.  Und  in  der  Tat  sollte  vor  diesen  die  redak- 
tionelle Willkür  Halt  machen  und  würde  es  wohl  auch,  wenn  den 
Artikeln  durch  Angabe  des  Verfassernamens  ein  individueller 
Charakter  aufgeprägt  wäre  und  nicht  alles  unterschiedslos  in  den 
Kochtopf  des  namenlosen  Materials  versänke,  aus  dem  die  gei- 
stige Speisung  der  Leser  erfolgt,  sowie  es  das  Ermessen  der 
Schriftleitung  will. 

Wie  kann  nun  der  Grundsatz  möglichst  weitgehender  Offen- 
legung der  Quellen  praktisch  zur  Durchführung  gebracht  werden.? 
Soweit  die  Zeitung  Nachrichten  enthält,  welche  von  Telegraphen- 
agenturen geliefert  wären,  müßten  die  Bureaux,  von  denen  sie 
stammen,  genannt  und  das  Publikum  von  Zeit  zu  Zeit  aufmerk- 
sam gemacht  werden,  von  welchen  Regierungen  sie  abhängig 
sind  und  welches  Maß  der  Glaubwürdigkeit  ihnen  zukommt.  Die 
Artikel,  welche  Korrespondenzen  entnommen  sind,  müßten  durch 

i)  Ich  würde  das  selbst  für  unglaublich  halten,  hätte  ich  nicht  bei  einem  an- 
gesehenen Blatte,  das  ich  lese,  die  Erfahrung  des  Gegenteils  gemacht.  Vor  einigen 
Jahren  brachte  dasselbe  unter  seinen  Telegrammen  aus  Berlin,  Paris  usw.  auch  ein 
solches  aus  Starkenburg.  Die  meisten  Leser  werden  das  für  eine  Stadt  ge- 
halten haben,  deren  Lage  ihnen  nur  bis  dahin  unbekannt  geblieben  sei.  Nun  gibt 
es  bloß  eine  Provinz  St.  im  Großh.  Hessen  und  ein  verfallenes  Bergschloß  dieses 
Namens  bei  Heppenheim  a.  d.  Bergstraße.  Darauf  machte  ich  die  Redaktion  durch 
eine  Karte  aufmerksam,  ohne  dadurch  eine  Berichtigung  erzielen  zu  können.  In 
einem  anderen  Falle  handelte  es  sich  um  eine  Darstellung  des  deutschen  Münz- 
wesens, die  einen  groben  Irrtum  enthielt,  bei  dessen  Verbreitung  das  Publikum  zu 
Schaden  kommen  konnte.  Ich  hielt  es  für  angezeigt,  der  Redaktion  den  einschlägi- 
gen Paragraphen  des  Reichsmünzgesetzes  in  Abschrift  einzusenden  und  um  Be- 
richtigung zu  bitten.  Sie  ist  niemals  erfolgt.  Ich  habe  es  seitdem  aufgegeben,  den 
Meister  Hämmerlein  an  einer  Zeitung  spielen  zu  wollen  und  genieße  nun  mit 
stillem  Lächeln  jede,  auch  die  ärgste  Entgleisung,  die  ich  bemerke.  Aber  wie  oft 
werde  ich  sie  nicht  bemerken  ? 
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deren  Initialen,  wie  vielfach  schon  üblich,  kenntlich  gemacht  wer- 
den. Der  ganze  Nachrichtenstoff,  den  ständige  Berichterstatter 
einsenden,  wäre  mit  Zeichen  zu  versehen.  Es  wird  sich  ja  nicht 
verkennen  lassen,  daß  vielfach  die  Korrespondenten,  welche  eine 
Zeitung  an  fremden  Plätzen  dauernd  unterhält,  auch  Stimmungs- 
berichte und  raisonierende  Ausführungen  über  die  politischen  Vor- 
gänge bringen;  aber  die  originale  Geistesschöpfung  tritt  doch 
hinter  der  Tatsachenmitteilung  so  sehr  zurück,  daß  letzterer  wohl 
die  ausschlaggebende  Bedeutung  zuerkannt  werden  muß.  Natür- 
lich würden  Privattelegramme  der  Berichterstatter  in  der  gleichen 
Weise  bezeichnet  werden  müssen. 

Nachrichten  und  Ausführungen,  deren  Urheber  oder  Vermitt- 
ler berechtigte  Gründe  hätten,  im  Dunkeln  zu  bleiben,  brauchten 
nicht  vollständig  ausgeschlossen  zu  sein.  Sie  würden  unter  Ver- 
antwortlichkeit des  leitenden  Redakteurs  (nicht  etwa  eines  Stroh- 
manns) auch  weiterhin  erscheinen  können;  aber  sie  müßten  auf 
seltene  Ausnahmefälle  beschränkt  bleiben,  in  denen  nachweisbar 
ein  höheres  Interesse  für  die  Veröffentlichung  vorhanden  ist  und 
diese  auf  keine  andere  Weise  erzielt  werden  kann. 

Soweit  würde  die  Anonymität  in  der  Presse  auch  ferner  be- 
stehen bleiben ;  aber  die  Durchführung  der  Quellenangabe 
\vürde  doch  dem  Leser  Mittel  der  Kritik  in  die  Hände  geben, 
deren  er  vielfach  seither  entbehrt.  Die  Verpflichtung  zur  Namens- 
nennung würde  nur  so  weit  gehen,  als  selbstschöpferische  geistige 
Tätigkeit  in  Betracht  kommt.  Ich  denke  mir  aber  nicht,  daß 
ähnlich  wie  s.  Z.  in  Frankreich  gesetzlich  vorgeschrieben  werden 
könnte,  welche  Artikel  den  Namen  ihrer  Verfasser  angeben  müssen. 
Eine  solche  Vorschrift  würde  sich  an  das  Merkmal  des  Inhalts 
halten  müssen  und,  formalistisch  gehandhabt,  gewiß  zu  Umgehungen 
und  Ungerechtigkeiten  führen.  Könnte  man  hoffen,  daß  die  all- 
gemeine Hebung  des  Journalistenstandes  von  selbst  bewirken 
werde,  daß  es  unter  Redakteuren  und  Mitarbeitern,  den  sog.  freien 
Schriftstellern,  zu  einem  unabweisbaren  Gebot  der  Standesehre 
und  Standessitte  würde,  die  Nennung  der  Verfassernamen  zu  ver- 
langen, so  wäre  dies  gewiß  jedem  andern  Auskunftsmittel  vorzu- 
ziehen, zumal  wenn  eine  durchgreifende  Berufsorganisation  unter- 
stützend eingreifen  würde.  Die  Gesetzgebung  könnte  dabei  da- 
durch zu  Hilfe  kommen,  daß  sie  namenlos  erschienenen  Artikeln 
den  Schutz  gegen  Nachdruck  versagte,  der  ihnen  durch  §  i8  des 
Urheberrechtsgesetzes   auch   ohne  Vorbehalt  der  Rechte  gewährt 
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wird,  wenn  es  sich  um  Ausarbeitungen  wissenschaftlichen,  tech- 
nischen oder  unterhaltenden  Inhalts  handelt.  Es  würde  damit  ein 
viel  sicherer  Maßstab  für  diese  Art  der  Privilegierung  gewonnen 
werden,  als  er  jetzt  besteht.  Namenloses  »geistiges  Eigentum« 
zu  schützen  ist  doch  fast  ein  Widerspruch  in  sich. 

Ob  freilich  auf  diesem  Wege  auszukommen  sein  würde,  müßte 
die  Erfahrung  lehren.  Die  Verleger  werden  sich  vermutlich  nach 
Kräften  gegen  die  Einbürgerung  der  vorgeschlagenen  Einrichtung 
sträuben,  da  sie  von  dem  bestehenden  Zustande  Vorteil  haben. 
Wie  mir  einer  von  ihnen  offen  bekannte,  fürchten  sie,  daß  die 
Namensnennung  der  Verfasser  die  Konkurrenten  veranlassen  werde, 
einander  die  talentvollen  Kräfte  abzuspannen.  Darin  aber  liegt 
doch  wieder  gerade  ein  Umstand,  der  diese  letzteren  veranlassen 
müßte,  nichts  ohne  Namensnennung  erscheinen  zu  lassen.  Bei 
der  allgemeinen  Unzulänglichkeit  der  Journalistengehalte  in  Deutsch- 
land kann  es  kaum  etwas  schaden,  wenn  sich  ein  Weg  zu  ihrer 
Erhöhung  auftut. 

Im  ganzen  würde  ein  Zeitungswesen,  in  dem  die  originale 
Geistesschöpfung  von  der  Masse  des  bloß  berichtenden  Lesestoffs 
für  die  Leser  erkennbar  geschieden  wäre,  zur  Reinigung  unseres 
öffentlichen  Lebens  unendlich  viel  beitragen.  Das  Publikum  würde 
von  den  Zeitungen  selbst  dazu  erzogen  werden,  ihren  Inhalt  mit 
Kritik  aufzunehmen,  da  es  imstande  wäre,  alle  einzelnen  Teile 
desselben  auf  ihren  Ursprung  zurückzuführen.  Es  würde  an  die 
unter  bestimmten  Namen  erscheinenden  Artikel  einen  andern  Maß- 
stab anlegen  als  an  die  bloße  Nachrichtenmitteilung.  Vor  allem 
aber  würde  der  Arbeiter  der  Feder  in  der  Achtung  derjenigen, 
welche  die  Früchte  seines  Geistes  konsumieren,  seinen  Lohn  mehr 
suchen  lernen  als  in  dem  Beifalle  des  Unternehmers,  der  von  ihm 
die  Förderung  seiner  Geschäftsinteressen  allein  erwartet,  und  gegen 
etwaige  Willkür  desselben  einen  Rückhalt  gewinnen.  Seine  Stel- 
lung zum  Publikum  würde  eine  ähnliche  werden  wie  diejenige  des 
Verfassers  eines  Buches,  hinter  dessen  Werk  das  Maß  der  von 
ihm  zu  leistenden  geistigen  Arbeit  gewiß  in  vielen  Fällen  nicht 
zurückbleibt.  Haben  wir  wirklich  ein 'Recht,  ein  Mittel  zu  ver- 
schmähen, das  den  Adel  dieser  Arbeitsart  zu  heben  vermag  .f" 

Alles  Gesagte  bezieht  sich  selbstverständlich  nur  auf  den  Teil 
der  Zeitungen,  der  Gegenstand  redaktioneller  Arbeit  ist,  also  die 
Politik,  das  Feuilleton  und  den  sogenannten  Handelsteil.  Nun 
aber  enthält  die  moderne  Tagespresse  außer  diesem  »allgemeinen 
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Teile«  Gewöhnlich  auch  noch  ein  zweites  Element,  das  auf  der 
Benutzung  des  durch  jenen  gewonnenen  Interesses  der  Leser  für 
die  Publikationsbedürfnisse  von  Behörden  und  Privaten  und  für 
Erwerbszwecke  beruht.  Man  pflegt  hier  von  einem  Annoncen- 
teile (Anzeigenteile)  zu  reden,  meist  ohne  zu  beachten,  daß 
in  ihm  zwei  scharf  zu  trennende  Elemente  enthalten  sind :  Be- 
kanntmachungen öffentlicher  und  privater  Natur,  bei  denen  ledig- 
lich Mitteilung  an  möglichst  weite  Kreise  erstrebt  wird  und  Ge- 
schäftsanzeigen, die  auf  Erlangung  irgendeines  Privatvorteils  ab- 
zielen, sei  es  durch  Kauf  oder  Verkauf,  Mietung  oder  Pachtung, 
Stellengesuch,  Arbeitsangebot  usw.  Auf  jeden  Fall  spielt  der 
Anzeigenteil  in  der  Unternehmung  des  Verlegers  eine  ganz  an- 
dere Rolle  als  der  redaktionelle  Teil.  Während  letzterer  ihm 
Auslagen  verursacht,  bringt  jener  ihm  den  Gewinn,  und  wenn 
man  annimmt,  daß  jene  Kosten  nur  des  hier  zu  erzielenden  Ge- 
winnes wegen  aufgewendet  werden,  so  wird  man  in  den  meisten 
Fällen  nicht  fehlgehen.  Der  Verleger  verkauft  den  Leserkreis, 
den  die  Arbeit  seiner  Redaktion  dem  Blatte  gesichert  hat,  an 
jedes  zahlungsfähige  Privatinteresse. 

Daß  dies  in  der  Tat  die  Auffassung  der  Unternehmer  ist, 
zeigt  folgende  Anzeige  eines  Berliner  Blattes,  die  zugleich  als 
Probestück  einer  Reklame  hier  stehen  mag: 

»Im  allgemeinen  schätzt  man  im  Zeitungswesen  den  Wert  eines  Blattes  als 
Ankündigungsmittel  nach  der  Höhe  der  Auflage.  Kenner  wissen  aber,  daß  die 
Auflageziffer  allein  nicht  als  Wertmesser  gelten  kann ;  denn  neben  der  Anzahl  und, 
mehr  als  diese,  kommt  für  den  Inserenten  die  Kaufkraft  der  Leser  einer  Zeitung 
in  Betracht.  Am  günstigsten  aber  für  die  Beurteilung  einer  Zeitung  als  Ankündi- 
gungsorgan liegen  die  Verhältnisse  da,  wo  beide  Wertmesser  einer  Zeitung  —  Höhe 
der  Auflage  und  Kaufkraft  der  Abonnenten  —  zusammentreffen.  Dies  ist  in  idealer 
Weise  beim  »Berliner  Lokal-Anzeiger«  der  Fall.  Daher  ist  es  für  jeden  Inserenten 
von  größter  Bedeutung,  neben  der  Höhe  der  Auflage  der  Zeitung  zu  wissen,  von 
wem  das  Blatt,  dem  er  sein  Interesse  zuwendet,  gelesen  wird ,  d.  h.  aus  welchen 
Kreisen  sich  der  Abonnentenstamm  zusammensetzt,  und  wohin  die  Zeitung  geht. 
Aus  diesem  berechtigten  Interesse  heraus  ist  an  Hand  der  Bestellbücher  festgestellt 
worden,  aus  welchen  Erwerbs-  und  Berufskreisen  sich  die  Abonnenten  des  »Ber- 
liner Lokal- Anzeigers«  zusammensetzen.  Die  nachfolgende  Aufstellung  bringt  das 
Ergebnis  zur  Kenntnis  der  Insefenten.  Die  Bezieher  des  »Berliner  Lokal-Anzei- 
gers« —  des  Zentralorgans  für  die  Reichshauptstadt  —  sind  danach  : 

Eigentümer,  Rentiers,  Pensionäre,  ohne  Berufsangabe 56  597 

Kaufleute 27  461 

Beamte 17  451 

Frauen,  weibliche  Berufe 17  394 

Handwerker 15  582 
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Gastwirte,  Gastwirtsgewerbe,  Fleischer,  Bäcker        13  405 

Akademiker,  Aerzte,  Lehrer,  Lehrerinnen,  Privatbeamte        11  441 

Kleingewerbe 10  940 

Künstler,  Schriftsteller,  Architekten  usw 7  169 

Militär,  Adel,  Landwirte,  Direktoren  usw 6  557 

Juweliere,  Anstalten,  Vereine,  Apotheker,   Dentisten  usw 4  764 

Hausangestellte        4  298 

Arbeiter 2  061 

Auswärtige  Abonnenten,  Bahnhofsbuchhandel,  Straßenverkauf  usw.        .     .  58  648 

Die  Auflage  des  »Berliner  Lokal-Anzeigers«  beträgt  somit  mehr  als  250  000 
Exemplare.  Hiervon  werden  allein  in  Groß-Berlin  über  210  000  Exemplare  abge- 
setzt, die  sich  aus  den  folgenden  Einzelposten  ergeben : 

Stadtkreis  Berlin 122  000  Exemplare 

Vororte  (Charlottenburg,  Wilmersdorf  usw.) 92  000  Exemplare 

Durch  eigene  Agenturen  und  das  Postzeitungsamt  gelangen    .       40  000  Exemplare 

auswärts  zur  Verbreitung  und 4  500  Exemplare 

werden  für  Propagandazwecke  usw.  verwendet.  Die  Abend-Ausgaben  erreichen 
regelmäßig  eine  noch  um  Zehntausende   von  Exemplaren  höhere  Auflage.« 

Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn  man  das,  was  hier  den  In- 

m 

serenten  zu  Gemüte  geführt  wird,  auch  als  Grundlage  für  die  Be- 
stimmung des  Wertes  eines  Blattes  durch  den  Unternehmer  ansieht. 
Darin  wird  auch  schwerlich  in  näherer  Zukunft  eine  Aenderung 
herbeigeführt  werden  können.  Aber  es  liegt  im  allgemeinen  Inter- 
esse, daß  eine  scharfe  Scheidung  eintritt  zwischen  demjenigen 
Teile  einer  Zeitung,  der  öffentlichen  Angelegenheiten  gewidmet 
ist,  und  demjenigen,  in  welchem  es  jedem  Privaten  freisteht,  für 
Geld  die  Aufmerksamkeit  des  Publikums  zu  seinem  Sondervor- 
teile in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  letztere  wird  der  Privatunter- 
nehmung nach  wie  vor  zur  Ausbeutung  überlassen  werden  müssen. 
Daß  seine  Abtrennung  vom  redaktionellen  Teile  geschäftlich  mög- 
lich ist,  zeigen  die  zahlreichen  Pachtblätter,  deren  Anzeigenteil 
an  eine  Annoncenexpedition  überlassen  ist. 

Sodann  sollte  es  Ehrensache  für  Redaktionen  und  Verleger 
werden,  jene  verfängliche  Zwischenrubrik,  die  in  den  meisten 
Zeitungen  den  Uebergang  vom  Annoncenteile  zum  redaktionellen 
Inhalt  bildet  und  den  bezeichnenden  Namen  Reklameteil 
führt,  völlig  zu  beseitigen.  Denn  die  in  dieser  Rubrik  erfolgen- 
den Mitteilungen  gehen  ersichtlich  von  der  Absicht  aus,  den  Leser- 
kreis irrezuführen.  Sie  nehmen  äußerlich  die  Form  redaktioneller 
Verlautbarungen  an  und  wollen  als  im  Gesamtinteresse  liegend 
erscheinen  lassen,  was  durch  private  Erwerbsabsichten  hervorge- 
rufen ist.     Dem  Zeitungsunternehmer  kann  hier  nicht  einmal  der 
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gute  Glaube  zugebilligt  werden:  er  läßt  sich  dafür,  daß  er  zur 
Täuschune  des  Publikums  die  Hand  bietet,  mit  dem  zwei-  bis 
sechsfachen  Preise  der  gewöhnlichen  Annoncen  bezahlen. 

Das  ist  ein  unwürdiger  Zustand,  den  die  Presse  längst  in 
ihrem  eigenen  Interesse  hätte  beseitigen  sollen.  Leider  ergeben 
die  seitherigen  Erfahrungen,  daß  dazu  wenig  Hoffnung  ist,  und  so 
erhebt  sich  von  selbst  die  Frage,  ob  es  nicht  andere  Mittel  gibt, 
welche  zu  diesem  Ziele  führen  können.  Ohne  die  Gesetzgebung 
wird  dabei  nicht  auszukommen  sein.  Sie  hat  in  §  "j^  des  Börsen- 
gesetzes vom  22.  Juni  1896  mit  Gefängnis  und  Geldstrafe  den- 
jenigen bedroht,  der  für  Mitteilungen  in  der  Presse,  durch  welche 
auf  den  Börsenpreis  eingewirkt  werden  soll,  Vorteile  gewährt  oder 
verspricht,  welche  in  auffälligem  Mißverhältnis  zu  der  Leistung 
stehen.  Der  Paragraph  richtet  sich  bekanntlich  gegen  die  sog. 
»Revolverpresse«,  und  es  ist  recht  zweifelhaft,  ob  die  Recht- 
sprechung ihn  auf  den  Reklameteil  anwenden  würde,  der  bekannt- 
lich auch  für  Börsengeschäfte  nur  selten  in  Anspruch  genommen 
wird.  Ein  Mißverhältnis  der  dem  Zeitungsbesitzer  durch  den 
Preis  der  Reklamezeile  gewährten  Vorteile  zu  der  durch  eine  Be- 
kanntmachung an  dieser  Stelle  gewährten  Leistung  dürfte  zudem 
nie  nachzuweisen  sein.  Es  bedürfte  also  einer  allgemeinen  Vor- 
schrift, welche  den  Reklameteil  in  den  Tagesblättern  gänzHch 
würde  verschwinden  lassen. 

Aber  damit  allein  würde  es  nicht  gelingen,  jene  Scheidung 
wirksam  durchzuführen.  Es  müßte  eine  weitere  gesetzliche  Be- 
stimmung hinzutreten,  welche  die  Förderung  von  Geschäft s- 
interessen  im  redaktionellen  Teile  der  Zeitungen 
verbietet,  und  zwar  nicht  bloß  im  Falle  direkter  Bezahlung,  son- 
dern auch  als  verschleierte  Nebenleistung  bei  größeren  Insertions- 
aufträgen.  Die  Zusage,  welche  manche  Annoncenexpeditionen  ihren 
Kunden  in  dieser  letzteren  Richtung  unter  den  »Geschäftsregeln« 
ihrer  Kataloge  machen,  ist  ein  wahrer  Schandfleck  für  die  Presse 
und  kann  nur  verschwinden,  wenn  der  §  ']6  des  Börsengesetzes 
bedeutend  erweitert,  bez.  auf  alle  Fälle  ausgedehnt  wird,  in  denen 
durch  Mitteilungen  im  redaktionellen  Teile  der  Presse  private  Vor- 
teile erstrebt  werden. 

Wie  heute  die  Dinge  liegen,  wird  nur  eine  durchgreifende 
Scheidung  zwischen  öffentlichen  und  privaten  Interessen  in  der 
Presse  zur  Besserung  führen.  Mit  der  Beseitigung  der  Anonymi- 
tät   allein  kann  dieses  Ziel  nicht  erreicht  werden.     Daß  sie  aber 
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in  Gemeinschaft  mit  dem  empfohlenen  Reinigungsprozeß  wesent- 
lich dazu  beitragen  würde,  den  Einfluß  der  Redaktion  zu  stärken 
und  zu  heben  und  der  geistigen  Arbeit  zu  einer  ihrer  würdigen 
Stellung  zu  verhelfen,  ohne  daß  die  berechtigten  Geschäftsinte- 
ressen des  Unternehmers  darunter  zu  leiden  brauchten,  kann 
kaum  einem  Zweifel  unterliegen.  Nach  dem  Kriege  wird  eine 
unserer  Hauptsorgen  darin  bestehen  müssen,  die  Tagespresse 
zu  dem  eines  Kulturvolkes  würdigen  Stande  zu  erheben.  Es 
ziemt  sich,  diese  Arbeit  schon  jetzt  vorzubereiten,  und  darum 
mögen  die  hier  vorgetragenen  Gedanken  der  Aufmerksamkeit 
empfohlen  sein. 
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Von 

ROBERT  LIEFMANN. 
I. 


Wenn  diese  Abhandlung  die  endlose  Zahl  der  Kapitaldefi- 
nitionen  noch  um  eine  weitere  vermehrt,  so  bedarf  das  ohne 
Zweifel  einer  Rechtfertigung.  Eine  solche  glaube  ich  nun  schon 
darin  zu  erblicken,  wenn  ich,  ein  Ergebnis  unsrer  Ausführungen 
vorwegnehmend,  die  Kapitaldefinition,  zu  der  wir  gelangen  werden, 
hier  an  den  Anfang  stelle :  Kapital  ist  die  Geldrech- 
mungsform  der  Kosten  als  Mittel  zur  Feststel- 
lung eines  Geldertrages.  Denn  diese  Definition  ist  so 
völlig  verschieden  von  allen,  mit  denen  man  bisher  in  der  öko- 
nomischen Theorie  das  Kapital  zu  definieren  versuchte,  daß  es 
schon  deswegen  naheliegt,  anzunehmen,  daß  wir  zu  unserer 
Kapitaldefinition  von  einem  ganz  anderen  Ausgangspunkt  aus  ge- 
langt sein  werden.  Das  ist  in  der  Tat  der  Fall  und  es  liegt 
darin  der  Grund,  weshalb  wir  glauben,  diesem  so  viel  behandel- 
ten Thema  noch  ganz  neue  Seiten  abgewinnen  zu  können.  Es 
ist  uns  aber  keineswegs  nur  um  den  Kapita,  Ibegriff  zu  tun, 
sondern  wir  glauben,  mit  den  folgenden  Erörterungen  auch  zeigen 
zu  können,  zu  welchen  Zwecken  der  Kapitalbegriff  im  wirtschaft- 
lichen Leben  aufgekommen  ist,  welche  Rolle  er  dort  spielt  und 
wie  die  Erscheinungen,  die  sich  im  wirtschaftlichen  Leben  an  ihn 
knüpfen,  zu  erklären  sind.  Schließlich  werden  unsere  Unter- 
suchungen Klarheit  darüber  ergeben,  warum  und  in  welchem  Sinne 
man  heute  von  kapitalistischerWirtschaftsordnung 
und  einer  Epoche  des  Kapitalismus  sprechen  kann. 
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Die  folgenden  Ausführungen  sind  gewonnen  aus  der  Beob- 
achtung des  wirtschaftlichen  Lebens,  knüpfen  also  viel  mehr,  als 
das  bisher  in  der  ökonomischen  Theorie  geschehen  ist,  an  den 
Popularbegriff  des  Kapitals  an.  Aber  sie  beruhen  auf 
einem  theoretischen  ökonomischen  System,  das,  ebenfalls  aus  der 
Beobachtung  des  wirtschaftlichen  Lebens  gewonnen,  eine  von  der 
bisherigen  Theorie  völlig  abweichende  Grundlage  hat.  Wir  haben 
die  Grundgedanken  dieses  Systems  bisher  in  einer  Reihe  von 
Aufsätzen  veröffentlicht,  von  denen :  Das  Wesen  der  Wirtschaft 
und  der  Ausgangspunkt  der  Nationalökonomie,  1913,  und  Wirt- 
schaft und  Technik,  1914,  beide  in  den  Jahrbüchern  für  National- 
lökonomie und  Statistik,  die  grundlegenden  sind,  während  die  beiden 
Arbeiten  :  Die  Entstehung  des  Preises  aus  subjektiven  Wertschätz- 
ungen, 191 3,  und  Konkurrenz-  und  Monopoltheorie,  191 5,  im  Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik  erscheinen,  das  Zentral- 
problem der  Wirtschaftstheorie,  die  Preislehre  behandeln^).  Der 
Aufsatz:  Theorie  des  Sparens  und  der  Kapitalbildung  in  Schmol- 
lers Jahrbuch  191 2,  Band  36,  bedeutet  eine  Anwendung  meiner 
theoretischen  Grundgedanken,  die  mit  dem  Inhalt  dieses  Aufsatzes 
in  enger  Beziehung  steht.  Wir  veröffentlichen  aber  die  folgende 
Abhandlung,  weil  wir  der  Meinung  sind,  daß  auch  ganz  unab- 
hängig von  unserem  theoretischen  System  ihre  Ergebnisse  für  die 
W^issenschaft,  nicht  zum  wenigsten  auch  für  die  historische  Be- 
trachtung, von  Interesse  sein  werden.  Immerhin  ist  die  letzte  Be- 
gründung unserer  Auffassung  nur  auf  dem  Boden  unserer  ganzen 
Wirtschaftstheorie  möglich  und  deswegen  sei  für  diejenigen,  die 
sie  noch  nicht  kennen,  hier  auf  ihre  Grundgedanken  mit  ein  paar 
Worten  eingegangen. 

Im  Gegensatz  zu  der  gesamten  bisherigen  Auffassung,  welche 
das  Wirtschaften  ableitet  aus  dem  beschränkten  Vorhan- 
densein von  Gegenständen  der  äußeren  Natur,  es 
daher  in  erster  Linie  mit  der  Sachgüterbeschaffung  verknüpft 
und  so  zu  einer  Verwechslung  von  Technik  und  Wirtschaft  kommt, 

i)  Beide  mit  vielfachem  Eingehen  auf  die  Einkommenslehre,  die  mit 
einer  wirklichen  Preistheorie  sich  von  selbst  ergibt.  Die  ersten  Grundgedanken 
habeich  schon  1907  in  meiner  Schrift:  Ertrag  und  Einkommen  auf  der  Grundlage 
einer  rein  subjektiven  Wertlehre  (Jena,  G.  Fischer)  veröffentlicht.  Ferner  kommt 
jetzt  noch  meine  Geldtheorie  in  Betracht,  die  natürlich  mit  der  Kapitallehre 
in  engster  Beziehung  steht ;  s.  darüber  einstweilen  verschiedene  Aufsätze  im 
Bankarchiv  1916.  Eine  zusammenfassende  Darstellung  wird  unter  dem  Titel : 
Die  Entthronung  des  Goldes  bei  J.  Springer  in  Berlin  erscheinen. 
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ist  Wirtschaften  nach  meiner  Ansicht  etwas  Psychisches, 
eine  besondere  Art  des  Disponierens,  es  ist  N  u  t  z  e  n  u  n  d 
Kosten  vergleichen.  Nutzen  und  Kosten  sind  also  nicht 
Gütermengen,  sondern  Lust-  und  Unlustgefühle,  und  die  wirt- 
schaftliche Aufgabe  ist  nicht  Produktion,  Güterbeschaffung,  son- 
dern die  Erzielung  e  es  Maximums  von  Lustgefühlen  mit  einem 
Minimum  von  Unlus  fühlen.  Die  Unlustgefühle,  Kosten  sind 
eigene  Arbeitsmühe  oi  •♦  Opfer  von  Sachgütern.  Erstere  hat 
der  Wirtschafter  nicht  in  gegebenem  Umfange,  sondern  jede  fol- 
gende Arbeitsanstrengung  wird  stärker  als  Unlustgefühl  empfunden. 
Nicht  die  Güter  der  Außenwelt  sind,  mit  wenigen  Ausnahmen, 
beschränkt  vorhanden,  sondern  nur  die  menschliche  Arbeitsfähig- 
keit ist  beschränkt,  sie  sich  anzueignen.  Und  daher  ist  es  das 
wirtschaftliche  Problem,  wie  auf  an  sich  unbegrenzte 
Bedürfnisse  ihremUmfange  nach  nicht  gegebene 
Kosten,  letzten  Endes  Arbeitsmühe,  aufgewendet  werden. 

Die  schärfste  theoretische  Formulierung  dafür,  wie  der  Wirt- 
schafter diese  Aufgabe  löst,  ist  das  Gesetz  des  Ausgleichs 
der  Grenzerträge:  Kosten  dürfen  nur  soweit  auf  die  Be- 
friedigung jeder  Bedürfnisart  verwendet  werden,  daß  die  Er- 
träge, d.  h.  der  Ueberschuß  von  Nutzen  über  die  Kosten,  die 
mit  der  letzten  aufgewendeten  Kosteneinheit 
erzielt  werden,  für  alle  Bedürfnisse  gleich  groß  sind. 

Dieser  Satz,  der  also  das  wirtschaftliche  Handeln  jedes  ein- 
zelnen Menschen  bestimmt,  gilt  nun  auch  für  den  gesamten 
Tauschverkehr.  Im  Tauschverkehr  zerfällt  das  wirtschaft- 
liche Handeln  eines  Menschen  in  zwei  Teile,  in  seine  Erwerbs- 
tätigkeit,  deren  Ziel  die  Erlangung  eines  Geldertrages, 
eines  Geldüberschusses  über  seine  in  Geld  ausgedrückten  Kosten 
ist ,  und  seine  Konsumwirtschaft,  in  der  das  wirschaft- 
liche  Ziel,  Bedarfsbefriedigung  sich  erst  erfüllt,  und  in  der  der 
Geldertrag  der  Erwerbstätigkeit  bez.  die  zu  seiner  Erzielung  auf- 
gewandten Opfer  an  Sachgütern  und  Arbeitsmühen  den  dadurch 
zu  befriedigenden  Bedürfnissen  gegenübergestellt  werden.  Auch 
für  den  Tauschverkehr  und  die  Preisbildung  dabei,  also  für  die 
Erwerbstätigkeiten,  gilt,  jetzt  in  Geldausdrücken,  das  Gesetz  des 
Ausgleichs  der  Grenzerträge,  d.  h.  es  erklärt  das  Angebot  und 
damit  den  Umfang,  in  dem  die  Nachfrage,  die  auch  hier, 
wie  die  Bedürfnisse,  als  unbegrenzt  anzusehen  ist,  befriedigt  wird. 
Jedem  Erwerbszweig  werden  nur  so  lange  Kapitalien  und  Arbeits- 
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kräfte  zuströmen,  als  die  Erträge  der  teuersten  Anbieter  in  allen 
Erwerbszweigen  ungefähr  gleich  groß  sind.  Wie  es  dabei  zur 
Bildune  eines  einheitlichen  Preises  kommt  und  wie  diese  Erklä- 
rung  der  Preisbildung,  die  weder  eine  gegebene  Angebots-  noch 
eine  gegebene  Nachfragemenge  voraussetzt,  sich  von  der  bis- 
herigen sog.  Preistheorie  unterscheidet,  die  von  jenen  ganz  fal- 
schen Voraussetzungen  ausging,  das  habe  ich  in  vorläufiger  For- 
mulierung in  dem  erwähnten  Aufsatz  über  die  Entstehung  des 
greises  gezeigt. 

Welche  Rolle  nun  in  diesem,  hier  nur  in  den  allgemeinsten 
Grundzügen  ausgeführten  theoretischen  System  der  Kapitalbe- 
griff spielt,  das  zu  erörtern  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein. 
Meine  Legitimation,  an  dieser  Stelle  die  zahllosen  Erörterungen 
über  den  Kapitalbegriff  noch  um  eine  weitere  zu  vermehren,  besteht 
nur  darin,  daß  unser  Kapitalbegriff,  den  wir  hier  entwickeln 
wollen,  auch  außerhalb  unseres  theoretischen  Systems  verstanden 
werden  kann  und  von  Bedeutung  ist  und  daß  Ansätze,  zu  einem 
derartigen  Kapitalbegriff  zu  gelangen,  schon  früher  zu  verzeichnen 
sind.  Alles  drängt  m.  a.  W.  dahin,  hinter  den  Gelderscheinungen 
nicht  mehr  die  technischen  Vorgänge  der  Produktion,  sondern 
psychische  Erwägungen  zu  sehen.  Daher  muß,  was  bisher  voll- 
kommen fehlte,  auch  der  Kapitalbegriff  mit  diesen  letzten  Grund- 
lagen alles  Wirtschaftens  verknüpft  werden,  und  das  geschieht, 
wie  ich  gleich  vorausschicken  will,  indem  Kapital  als  Kosten 
aufgefaßt  werden,  die  in  meiner  Theorie  den  einen  Grundbegriff 
bilden,  und  zwar,  wie  wir  sehen  werden,  als  eine  besondere 
Methode  der  Kostenberechnung.  So,  hoffe  ich,  wird  die  Ein- 
reihung des  Kapitalbegriffs  in  unser  ganzes  theoretisches  System 
verstanden  werden,  auch  ohne  daß  dieses  schon  abgeschlossen 
vorliegt. 

Wir  wollen  nun  zunächst  in  einer  Uebersicht  die  bisherigen 
Kapitalbegriffe  betrachten,  und  zwar  unterscheiden  wir  die  m  a- 
terialistischen  und  die  geldlichen  Kapitalauffassungen, 
obgleich  beide,  wie  wir  sehen  werden,   oft  ineinander  übergehen. 

I.   Die  materialistischen  Kapitalbegriffe. 

Wie  man  auch  den  Kapitalbegriff  gefaßt  hat,  immer  ist 
damit  der  Gedanke  eines  Ertrages,  Einkommens,  eines 
Mehrwertes,  eines  Zuwachses,  oder  wie  man  das  aus- 
gedrückt hat,  verbunden  gewesen.     So  kam  die  bisherige  materia- 
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listische  Theorie,  die  ja  überhaupt  Produktion  und  Wirtschaft  ver- 
wechselt, zum  Gedanken  der  Produktivität  des  Kapitals 
und  auch  die  neuesten  Vertreter  des  »Subjektivismus«  in  der 
ökonomischen  Theorie  sind  auf  jenem  Boden  von  dieser  Auf- 
fassung nicht  losgekommen.  So  beginnt  v.  BoJim-Baiverk  sein 
großes  Werk  Kapital  und  Kapitalzins  mit  den  charakteristischen 
Sätzen:  »Wer  ein  Kapital  besitzt,  ist  in  der  Regel  imstande,  sich 
aus  demselben  ein  dauerndes  reines  Einkommen  zu  verschaffen, 
welches  in  der  Wissenschaft  den  Namen  Kapitalrente  oder  Ka- 
pitalzins im  weiteren  Sinn  des  Wortes  führt.  Dieses  Einkommen 
zeichnet  sich  durch  einige  merkwürdige  Eigenschaften  aus.  Es 
entsteht  unabhängig  von  irgendeiner  persönlichen  Tätigkeit  des 
Kapitalisten ;  es  fließt  ihm  zu,  auch  wenn  er  keine  Hand  zu  seiner 
Entstehung  gerührt  hat,  und  scheint  daher  in  ausgezeichnetem  Sinn 
dem  Kapitale  zu  entspringen,  oder  —  nach  einem  uralten 
Vergleiche  —  von  diesem  gezeugt  zu  werden.  Es  kann  aus 
jedem  Kapital  erlangt  werden,  gleichviel  aus  welchen  Gütersorten 
dieses  besteht :  aus  natürlich  fruchtbaren  Gütern  so  gut  wie  aus 
unfruchtbaren,  aus  verbrauchlichen  so  gut  wie  aus  dauerbaren, 
aus  metallenen  so  gut  wie  aus  nicht  metallenen,  aus  Geld  so  gut 
wie  aus  Waren.  Es  fließt  endlich,  ohne  das  Kapital,  aus  dem  es 
hervorgeht,  jemals  zu  erschöpfen  und  ohne  daher  in  seiner  Dauer 
an  irgendeine  Grenze  gebunden  zu  sein  ....  So  bietet  die 
Zinserscheinung  im  ganzen  das  merkwürdige  Bild  einer  nimmer- 
ruhenden und  unerschöpflichen  Gütererzeugung  des  leblosen  Kapi- 
tals ....  Woher  und  warum  empfängt  der  Kapi- 
talist jenen  end-  und  mühelosen  Güterzufluß? 
Diese  Worte  enthalten  das  theoretische  Problem  des  Kapital- 
zinses.« Es  ist  kein  Zweifel,  daß  B'öhm-Bazverk  dieses  Wunder, 
diesen  »Güterzufluß«  nicht  erklärt  hat,  daß  er  ihn  wegen  seiner 
Verwechslung  von  Güter-  und  Geldzufluß,  d.  h.  auf  Grund  seiner 
materialistisch-technischen  Auffassung  der  Wirtschaft  nicht  er- 
klären konnte.  Er  kann  die  einfache  Tatsache  nicht  erklären, 
warum  man  mit  einem  Miethaus  einen  Zins  erzielt,  und  seine  Er- 
klärung des  Geldleihzinses  ist  die  offensichtlichste  petitio  principii, 
indem  er  mit  seiner  Annahme  von  dem  höheren  Wert  gegen- 
wärtiger Güter  nichts  anderes  behauptet,  als  die  entliehenen 
loo  Mk.  seien  gegenwärtig  schon  104  Mk.  wert! 

Henry  George  hat  gesagt:  Jedermann  weiß,    was   man   unter 
Kapital  versteht,  bis  man  anfängt,   es  zu  definieren.     In  der  Tat, 
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was  als  Kapital  gilt,  das  ist  im  wirschaftlichen  Leben  ziemlich 
genau  bekannt.  Wie  man  sich  aber  in  der  bisherigen  ökono- 
mischen Theorie  mit  diesen  Kapitalerscheinungen  abge- 
funden hat,  das  soll  hier  kurz  dargelegt  werden  unter  besonderer 
Berücksichtigung  des  Kapitalbegriffs  selbst  und  seiner  Stellung 
in  den  bisherigen  theoretischen  Systemen  und  unter  möglichstem 
Verzicht  auf  eine  kritische  Behandlung  der  Probleme  des  Kapital- 
zinses, die,  wie  ich  schon  bei  andern  Gelegenheiten  betont  habe, 
nur  auf  der  Grundlage  der  heutigen  materialistischen  Wirtschafts- 
auffassung Probleme  sind  und  sich  von  selbst  erledigen,  wenn 
man  einmal  erkannt  hat,  daß  die  Erklärung  der  Einkommen  nur 
eine  Frage  der  Preistheorie  ist. 

Es  ist  nun  bemerkenswert,  daß  dem  Kapitalbegriff  und  den 
Kapitalerscheinungen  gegenüber  die  allgemein  vertretene  materia- 
listische Grundlage  der  ökonomischen  Theorie  schon  vor  Jahren 
mehr  oder  weniger  deutlich  als  unzureichend  erkannt  worden  ist. 
Man  hat  sich  niemals  in  der  ökonomischen  Theorie  ganz  davon 
freimachen  können,  daß  der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  den 
Kapitalbegriff  weniger  an  die  Güter  als  an  das  Geld  anknüpft. 
Infolgedessen  wird  in  der  Kapitallehre  an  der  materialistisch- 
technischen Auffassung  —  der  »rein  ökonomischen«,  »volkswirt- 
schaftlichen«, wie  man  sie  immer  nennt  —  nicht  konsequent  fest- 
gehalten, sondern  sie  in  größerem  oder  geringerem  Grade  durch 
eine  geldliche  Auffassung  des  Kapitalbegriffs  —  privat- 
wirtschaftliche nennt  sie  die  bisherige  Theorie  —  ergänzt. 

Aber  es  gibt  Theoretiker,  die  dennoch  auch  in  der  Kapital- 
lehre sich  bemühen,  die  materialistische  Auffassung  durchzuführen, 
es  gibt  andere,  die  für  die  Definition  des  Kapitalbegriffs  (aber 
nicht  für  ihre  sonstige  Theorie)  sich  ganz  von  ihr  abwenden,  und 
es  gibt  endlich  Nationalökonomen,  die  in  verschiedener  Weise, 
meist  ohne  sich  des  mangelnden  logischen  Zusammenhangs  be- 
wußt zu  sein,  beide  Auffassungen  nebeneinander  stellen. 

Wir  wollen  nun  in  diesem  und  dem  folgenden  Kapitel 
in  einer  kurzen  Uebersicht,  die  nur  auf  die  wichtigsten  Anschau- 
ungen eingeht,  kritisch  zu  zeigen  versuchen,  wie  die  bisherige 
Kapitallehre  zwischen  den  beiden  Extremen,  rein  technisch- 
materialistische und  rein  geldliche  Auffassung  sich  hindurchzu- 
winden, bez.  die  unlösbare  Aufgabe  zu  lösen  versucht,  beide 
miteinander  zu  vereinigen.  Dem  unvoreingenommenen  Leser,  der 
sich  gleichzeitig  bemüht,    seine    seither    gewohnten    theoretischen 
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Anschauungen  etwas  auszuschalten,  wird  sich  dadurch  ein  deut- 
licher Einblick  in  den  Grundgedanken  meines  theoretischen 
Systems  eröffnen,  daß  hinter  den  Gelderscheinungen,  die  zu  er- 
klären sind,  nicht  technische  Vorgänge  der  Produktion,  son- 
dern psychische  Vorgänge ,  Nutzen  und  Kostengleichungen 
stehen. 


Die  materialistische  Auffassung  der  Wirtschaft,  die  heute  noch 
die  allgemeine  ist  und  abgesehen  von  Andeutungen  bei  Gossen 
bis  zu  mir  nie  bestritten  wurde,  ist  durch  die  Frage  nach  dem 
Volksreichtum  und  seiner  Förderung  in  die  Welt  gekommen, 
und  auch  der  Streit  um  die  beiden  Kapitalbegriffe,  die  sich  noch 
heute  bekämpfen,  knüpft  an  den  Gegensatz  der  Lehren  an,  die 
sich  darüber  entwickelten,  und  spiegelt  ihn  wider :  besteht  der 
Reichtum  und  besteht  das  Kapital  aus  einer  Geldmenge  oder 
aus  einer  Gütermenge?  Entsprechend  dem  ganzen  Charakter 
der  bisherigen  ökonomischen  Theorie  ist  die  materiali- 
stische Auffassung  des  Kapitalbegriffs  :  Kapital  als  Produk- 
tionsmittel oder  p  r  o  d  u  z  i  e  r  t  e  s  Pr  o  d  uktionsmittel 
die  herrschende.  Sie  ist  entstanden  aus  dem  Widerspruch  gegen 
den  Merkantilismus,  der  der  ersteren  näher  steht.  Man  erkannte, 
daß  für  den  Volksreichtum  nicht  die  Geldsummen,  sondern  nur  die 
Produkte  und  ihre  Produktionsmittel  in  Betracht  kommen  können, 
und  nannte  d  i  e  Produktionsmittel  Kapital,  die  im  Gegensatz 
zum  Boden  selbst  wieder  der  Produktion  ihre  Entstehung  ver- 
danken. So  kam  man  zu  den  drei  Produktionsfaktoren:  Arbeit, 
Boden  und  Kapital,  die  noch  heute  ganz  allgemein  die 
Säulen  der  auf  der  Verwechslung  von  Produktion  und  Wirtschaft 
beruhenden  technisch-materialistischen    Wirtschaftstheorie    bilden. 

Die  materialistische  Kapitalauffassung  hat  insbesondere  durch 
Adam  Smith  und  seinen  Einfluß  Schule  gemacht.  Aber  seine 
Lehre  und  damit  die  heute  noch  herrschende  Kapitalauffassung 
ist  teils  eine  Reaktion  gegen  den  Merkantilismus,  teils  eine  Folge 
davon,  daß  man  sein  Ziel,  Feststellung  und  Betrachtung  des 
Volksreichtums  als  Gegenstand  der  Wissenschaft  beibehielt. 
Auf  dieser  Grundlage  mußte  man  den  geldlichen  Kapital-  und 
ebenso  den  geldlichen  Vermögensbegriff  ablehnen  und  kam  so 
zu  der  Vorstellung  von  Kapital  und  Vermögen  als  Produkten- 
mengen. Daraus,  also  aus  der  Betrachtung  des  Volksreichtums, 
hat   sich    dann    die  ganze  materialistische  Theorie   entwickelt. 
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Dabei  erkannte  schon  Smith,  daß  für  die  Volkswirt- 
schaft —  dieser  rein  wirtschaftlich-  politische  Begriff  wird 
jetzt  Objekt  der  VVirtschaftstheorie  —  ganz  andere  Güter  Kapital  und 
Vermögen  darstellen  als  für  die  einzelne  Wirtschaft.  Die  Ware 
des  Kaufmanns,  ausgeliehene  Genußgüter  wie  ein  Mietshaus  {Lexis)^ 
die  Bücher  einer  Leihbibliothek  [Böhm-Bawerk  s.  unten)  sind 
wohl  für  den  einzelnen  Kapital,  nicht  aber  für  die  Volkswirt- 
schaft, weil  eben  dadurch  der  »Volksreichtum«,  die  Menge  der 
verfügbaren  Produkte,  nicht  vermehrt  wird.  Die  größte  Schwie- 
rigkeit machte  natürlich  das  Geld.  Daß  es  für  den  einzelnen 
unter  Umständen  Kapital  werden  könne,  konnte  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden.  Ungeheurer  Scharfsinn  aber  wurde  auf  die 
Frage  verschwendet,  ob  überhaupt  und  wann  das  Geld  als  Ka- 
pital für  die  Volkswirtschaft,  als  »National-  oder  Sozialkapital«  auf- 
zufassen sei.  Nachdem  einmal  durch  das  Streben  nach  Feststel- 
lung eines  Volksreichtums  die  ganze  ökonomische  Theorie  in  die 
falsche,  materialistische  Lehre  hineingeraten  war,  konnte  man 
eben  nicht  mehr  erkennen,  daß  es  sich  beim  Kapitalproblem  und 
in  der  Preis-  und  Einkommenslehre  überhaupt,  in  denen  alle  ökono- 
mischen Probleme  gipfeln,  um  Gel  de  rscheinungen  handelt  und 
daß  ihre  Erklärung  nur  möglich  war,  wenn  man  hinter  ihnen  nicht 
Produktmengen  und  Vorgänge  der  Produktion,  sondern  psy- 
chische Erwägungen,  erblickte. 

Damit  ist  nun  eigentlich  der  ganzen  heute  üblichen  Unter- 
scheidung von  Privatkapital  und  Sozialkapital,  Kapital  im  privat- 
wirtschaftUchen  und  im  volkswirtschaftlichen  Sinne,  schon  das 
Urteil  gesprochen.  Aber  ich  weiß,  daß  ich  das  noch  loomal 
in  verschiedener  Form  werde  sagen  müssen,  bevor  die  heutigen 
Nationalökonomen  diese  Unterscheidung  aufgeben  und  damit  den 
weiteren  positiven  Schritt  tun,  die  ganze  materialistische  Wirt- 
schaftsordnung über  Bord  zu  werfen  und  durch  die  psychische  zu 
ersetzen,  die  allein  erklären  kann,  wie  die  Bedürfnisse  der  Men- 
schen den  ganzen  Tauschverkehr  organisieren. 

Schon  A.  Sniitli  hatte,  eben  des  Volksreichtums  wegen,  eine 
Unterscheidung  von  Privatkapital  und  Sozialkapital  gemacht. 
»Though  a  house  may  yield  a  revenue  to  its  proprietor  and 
thereby  serve  in  the  function  of  a  capital  t  o  h  i  m ,  it  cannot 
yield  any  to  the  public,  nor  serve  in  the  function  of  a  capital 
to  it,  and  the  revenue  ofthe  whole  body  of  the  public 
can  never  be  in  the  smallest  degree  increased  by  it.     Clothes  and 
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household  furniture,  in  the  same  manner,  sometimes  yield  a 
revenue,  and  thereby  serve  in  the  function  of  a  capital  to 
particular  persons  .  .  .  .  The  revenue,  however,  which 
is  derived  from  such  things,  must  always  be  ultimately  drawn 
from  some  other  source  of  revenae«^).  Dasselbe  wird  dann  noch 
von  einem  Mietshaus  ausgeführt,  das  nicht  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne  Kapital  sein  kann,  »as  the  house  itself  can  produce 
nothing«.  Smith  bleibt  dieser  Auffassung  dann  aber  nicht  treu, 
indem  er  zum  umlaufenden  Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
auch  Genußgüter  in  den  Händen  der  Händler  und  auch  das  Geld 
rechnet,  obwohl  dadurch  die  Menge  der  in  der  Volkswirtschaft 
verfügbaren  Produkte  offenbar  nicht  vermehrt  wird. 

Auf  diesem  Standpunkt  steht  im  wesentlichen  die  ökono- 
mische Theorie  noch  heute.  Auch  B'öhm-Bawerk,  PJiilippovich, 
Wieser,  Lexis  und  zahllose  andere  behaupten  ausdrücklich,  daß 
ein  Mietshaus  kein  Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinn  sei,  und 
alle  andern  Nationalökonomen  haben  dieser  Behauptung  wenigstens 
nicht  widersprochen,  sind  also  an  der  unglaublichen  Verkennung  des 
Geldtausches  und  der  auf  ihm  beruhenden  Organisation  des  heutigen 
Tauschverkehrs  mitschuldig.  Denn  wenn  man  es  auch  niemand  ver- 
wehren kann,  beliebige  Güter  Kapital  zu  nennen  und  Kapital  im 
volkswirtschaftlichen  und  privatwirtschaftlichen  Sinne  zu  unter- 
scheiden, so  leisten  doch  diese  Begriffe  nichts  für  die  Erklärung 
der  Geldeinkommen,  die  mit  Hilfe  von  Kapital  erzielt 
werden,  und  damit  zur  Erklärung  des  tauschwirtschaftlichen 
Mechanismus.  Es  gibt  aber  überhaupt  kein  »revenue  of  the 
hole  body  of  the  public <',  kein  Volkseinkommen,  sondern  Ein- 
kommen erzielt  man  nur  durch  Erwerb,  d.  h.  eben  auf  Grund  von 
Arbeit  oder  Kapitalbesitz  im  Tauschverkehr.  Einkommen  ist, 
wie  Kapital,  ein  rein  geldwirtschaftlicher  Begriff. 
Nicht  daß  Produktionsmittel  Produkte  hervorbringen,  sondern  daß 
man  mit  Aufwendung  von  Arbeit  und  Sachgütern  im  Tausch- 
verkehr Einkommen  erzielt,  ist  in  der  Wirtschaftstheorie  zu 
erklären.  Die  sog.  »Volkswirtschaft«  ist  aber  keine  Erwerbswirt- 
schaft, weil  sie  überhaupt  keine  Wirtschaft  ist.  Ob  ein  Kapital- 
gut Produkte  hervorbringt,  darauf  kommt  es  nicht  an,  denn  das 
mit  Kapital  erzielte  Einkommen  entsteht  niemals  aus  jenem  Pro- 
duktionsmittel, weil  noch  niemand  ein  Produktionsmittel  gesehen 
hat,  das  Geldsummen  —  denn  darin  bestehen  die  Einkommen  — 

i)  Smith,  Wealth  of  nations,  II,  Buch,  Kap.  I. 
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hervorbringt.  Und  deswegen  ist  es  auch  durchaus  falsch,  daß 
das  Einkommen  des  Händlers  aus  einem  andern  Einkommen, 
eines  Produzenten,  stamme.  Denn  kein  Einkommen  stammt  aus 
den  Produktionsmitteln  und  jedes  Einkommen  stammt  aus  andern 
Einkommen,  nämlich  letzten  Endes  aus  den  Einkommensteilen, 
die  die  Konsumwirtschaften  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  ver- 
wenden, also,  wie  ich  schon  in  Ertrag  und  Einkommen  ausein- 
andersetzte, aus  den  Nutzenschätzungen  der  Konsumenten^) 
(s.  darüber  unten). 

Diese  typischen  und  fundamentalen  Irrtümer  der  materia- 
listischen Wirtschaftsauffassung  sind  nun  bis  auf  den  heutigen 
Tag  immer  wieder  und  ohne  jeden  Widerspruch  vertreten  worden, 
und  auch  die  Anhänger  eines  geldlichen  Kapitalbegriffs  haben 
daran  nichts  geändert,  da  sie  diesen  Begriff  niemals  zur  Erklärung 
tauschwirtschattlicher  Erscheinungen  benutzt  haben,  sondern  mit 
ihrem  ganzen  theoretischen  System  durchaus  auf  dem  Boden  der 
materialistischen  Auffassung  stehen. 

Die  Unterscheidung  von  Privat-  und  Sozialkapital  wurde 
dann  wesentlich  von  Rodbertiis  und  A.  Wagner  weitergebildet 
und  hat  durch  sie  auch  in  der  modernen  ökonomischen  Theorie 
noch  den  größten  Einfluß  erlangt.  Rodbertiis  ist  dabei  der  erste 
Begründer  einer  namentlich  von  Stammler ,  Stolzmann,  Diehl  scharf 
vertretenen,  aber  offenbar  noch  von  vielen  unklar  geteilten  Auf- 
fassung, als  ob  die  »Volkswirtschaft«,  die  »Staatswirtschaft«,  wie 
Rodbertus  sagt,  wirklich  eine  einheitliche  Wirtschaft,  ein  geschlos- 
sener wirtschaftlicher  Organismus  mit  eigenem  Zweck  und 
die  Individualwirtschaften  nur  dienende  Glieder,  Organe,  Funk- 
tionäre dieser  »Gesamtwirtschaft«  seien  ^).  Diese  Gedanken  sind 
eine  falsche  Konsequenz  der  technisch-materiahstischen  Auffassung, 
die  an  die  Stelle  des  Tauschverkehrs  und  seiner  Betrachtung  die 
Arbeitsteilung  setzte.  Diese  geht  ja  auch  schon  auf 
Smith  zurück,  aber  Rodbertus  sondert  klarer,    wenn  auch   in  der 


i)  Also  gerade  bei  den  RohstofFproduzenten,  die  mit  Boden  und  Arbeit  Ein- 
kommen erzielen,  ist  das  Einkommen  ein  besonders  »abgeleitetes«,  geht,  von  den 
Konsumenten  der  Genußgüter  stammend,  als  Kosten  durch  die  Wirtschaften  der 
verschiedenen  Weiterverarbeiter  und  Händler  hindurch. 

2)  Zur  Kritik  dieser  für  die  Erklärung  des  heutigen  Zustandes  der  öko- 
nomischen Theorie  höchst  wichtigen  Auffassung  vgl.  meine  beiden  Aufsätze  über 
Objekt,  Wesen  und  Aufgabe  der  Wirtschaftswissenschaft  in  den  Jahrbüchern  für 
Nationalök.  und  Statistik   1916,  III.  Folge,  Bd.  51,  Heft  i   u.  2. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     igi6.    3.  23 
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Grundauffassung  nicht  richtiger,  in  dem  »gemeinschaftUch  herge- 
stellten Nationalprodukt«  Nationalkapital  und  Nationaleinkommen. 
Wir  brauchen  darauf  nicht  näher  einzugehen,  da  für  eine  wirklich 
den  Tauschverkehr  erklärende  Theorie  alle  diese  National-  und 
Sozialbegriffe  falsch  sind.  Für  uns  kommt  es  vor  allem  darauf 
an,  zu  sehen,  wie  die  Ge  1  d  erscheinungen,  hier  also  das  Geld- 
kapital verstanden  werden,  und  hier  macht  Rodbertus  die 
wichtige  Unterscheidung  von  Kapital  als  rein  ökonomische 
Kategorie,  unter  dem,  also  in  Wahrheit  rein  technisch, 
die  Produktionsmittel,  das  Nationalkapital  verstanden 
werden,  und  Kapital  als  historisch-rechtliche  Kate- 
gorie »das  zum  Betriebe  einer  Unternehmung  erforderliche 
Privateigentumslos  am  Nationalprodukt«  ^).  Ersteres  ist 
ein  »ewiger  nationalökonomischer  Begriff«,  >hat  eine  absolute 
Bedeutung,  die  es  aus  der  Natur  und  dem  Fortschritt  der  Pro- 
duktion selbst  zieht*.  Dieses  dagegen  ist  an  die  Rechtsinstitution 
des  Privateigentums  geknüpft,  »es  würde  verschwinden,  wenn  das 
rentierende  Eigentum  verschwände  und  dann  der  reine  Begriff  als 
der  allein  richtige  und  siegende  übrig  bleiben«.  Der  historisch- 
rechtliche Begriff  hat  daher  »nur  durch  die  heutigen  Verhältnisse 

eine relative  Notwendigkeit«,  der  »rein  ökonomische«  aber 

enthält  »das  zur  Produktion  absolut  notwendige  Kapital«  ''^). 

A.  Wagner  hat  diese  Unterscheidung  aufgenommen,  aber  er 
betrachtet  das  Kapital  als  »rein  ökonomische  Kategorie«  noch 
mehr  rein  technisch  als  »Produktionsmittelvorrat«  und  rechnet 
dazu  auch  alle  Unterhaltsmittel  der  im  Produktionsprozeß  tätigen 
Personen  ^).  Letztere  Auffassung  sollte  man  fast  nicht  für  m.ög- 
lich  halten,  aber  sie  ist  eine  Konsequenz  der  Verwechslung  von 
Wirtschaft  und  Technik  und  der  daraus  hervorgehenden  Auffas- 
sung, daß  nur  die  »Gesamtwirtschaft«  eine  Wirtschaft  sei.  Die 
ganze  »Volkswirtschaft«  —  an  allen  diesen  Irrtümern  ist  der 
Ausdruck  Volkswirtschaft  stark  mitschuldig  —  wird  hier  als  ein 
einheitliches  technisches  Zweckgebilde,  ihrem  Zwecke  nach  als  eine 
>Produktionseinrichtung«  aufgefaßt,  ein  deutlicher  Beweis,  wohin 
alle  diese  Irrtümer  führen.  Ueber  den  rein  technischen  Charakter 
der  ganzen  »rein  ökonomischen  Kategorie«,   die  Wagner  auf  alle 

1)  Das  Kapital,   1884,  S.  313.     Herausgegeben  von  Kosak. 

2)  Zur  Erkenntnis  unserer  staatswirtschaftlichen  Zustände,  1842,  S.  23  u.  24. 

3)  Theoretische  Sozialökonomik  Bd.  I,  S.  31  ff.,  ebenso  Marshall,  Principles 
of  Economics,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.   127. 
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möglichen  Begriffe  der  ökonomischen  Theorie  anwendet  und  die 
in  allen  heutigen  Systemen  noch  die  größte  Rolle  spielt,  ist  kein 
Wort  zu  verlieren.  Aber  wenn  auch  neuestens,  neun  Jahre  nach 
meiner  Schrift  Ertrag  und  Einkommen,  manche  allmählich  an- 
fangen, das  zu  erkennen,  so  zieht  doch  noch  niemand  die  Kon- 
sequenz daraus  für  die  Ablehnung  des  ganzen  heutigen  theore- 
tischen Systems  und  für  eine  wirkliche  Abgrenzung  von  Wirt- 
schaft und  Technik. 

Die  Auffassung  des  Kapitals  als  »historisch-rechtliche  Ka- 
tegorie« steht  dann  bei  Rodbertus  und  Wagner  unvermittelt  neben 
den  anderen.  Was  sie  in  dem  ganzen  technisch-materialistischen 
System  soll,  was  mit  ihr  erklärt  wird,  bleibt  unbekannt.  Sie  ist 
aber  ein  Eingeständnis,  daß  man  mit  der  materialistischen  Wirt- 
schaftsauffassung die  Gelderscheinungen  nicht  erklären  kann. 

Immerhin  ist  Wagner  zuzugeben,  daß  er  die  äußerst  unklare 
Auffassung  von  Rodbertus  über  das  Kapital  als  historisch-recht- 
liche Kategorie  deutlicher  bestimmt  hat.  Er  sagt^):  »Kapital  im 
historisch-rechtlichen  Sinne  von  Kapitalbesitz,  Privatkapital,  ist 
derjenige  Teil  des  zunächst  beweglichen  Vermögensbesitzes  einer 
Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  (von  mir  unter- 
strichen !)  zur  Erlangung  eines  Einkommens  aus  ihm  (Rente,  Zins) 
dienen  kann,  also  zu  diesem  Zweck  von  ihm  besessen  und  er- 
strebt wird:  bestimmungsmäßig  ein  Rentenfonds.«  »Die  Voraus- 
setzung solchen  Kapitalbesitzes  ist  mithin  .  .  .  eine  Rechtsord- 
nung, welche  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  und  Renten- 
und  Zinsenbezug  daraus  anerkennt.  In  einem  Verkehrssystem 
auf  dieser  Grundlage  nimmt  das  Kapital  als  ökonomische  Kate- 
gorie oder  als  Produktionsmittelvorrat  dann  überwiegend  die 
Gestalt  des  Kapitalbesitzes  und  zwar  des  Besitzes  der  Privatper- 
sonen an.«  »Die  Kapitalbesitzer  werden  so  zu  Funktionären  der 
Gesamtheit  für  die  Bildung  und  Beschäftigung  des  nationalen 
Produktionsmittelfonds.«  »Dies  Kapital  ist  demnach  in  unseren 
Volkswirtschaften  die  R  e  c  h  t  s  f  o  r  m,  in  welcher  der  größte 
Teil  des  Sozialkapitals  besessen,  gebildet,  verwendet  wird.« 

Diese  Wagnersche  Kapitaltheorie  ist  in  allem  wesentlichen 
noch  heute  die  herrschende,  die  Abänderungen,  die  B'öhni-Bawerk 
u.  a.  daran  vorgenommen  haben,  betreffen  völlig  nebensächliche 
Punkte,  die  den  Kern  der  ganzen  Auffassung  gar  nicht  berühren. 


i)  Grundlegung  I,  3.  Aufl.,  S.   316  flF. 
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Noch  heute  ist  es  als  Folge  der  technisch-materialistischen  Wirt- 
schaftsauffassung  fast  allgemein  anerkannt,  daß  es  ein  »Kapital 
an  sich«,  als  »rein  ökonomische  Kategorie«  gäbe,  »Sozialkapital«, 
Güter,  denen  die  Kapitaleigenschaft  objektiv  anklebt^),  und  daß 
davon  Kapital  im  historisch-rechtlichen  Sinne,  das  es  nur  unter 
der  Herrschaft  des  Privateigentums  gäbe,  wohl  zu  unterscheiden 
sei.  An  diese  Auffassung  knüpft  ja  auch  die  Stammler- Stolzmann- 
Diehlsche  Richtung  an,  die  sich  ein  Wirtschaften  überhaupt  nur 
unter  der  Herrschaft  von  der  öffentlichen  Gewalt  gegebener 
Regeln  denken  kann.  Sind  etwa  —  fragen  diese  Methodologen  — 
Kapital  und  Zins  ohne  das  Privateigentum  denkbar.?  Gewiß 
nicht,  aber  ohne  privaten  Besitz,  tatsächliches  Innehaben  ist  über- 
haupt alles  das  nicht  denkbar,  was  wir  wirtschaften  nennen,  ohne 
die  Tauschvorgänge  gäbe  es  auch  keine  Wirtschaftstheorie,  läge 
gar  keine  Veranlassung  vor,  sich  mit  wirtschaftlichen  Problemen 
wissenschaftlich  zu  beschäftigen.  Daher  kann  das  Kapital  weder 
»als  Produktionsmittelvorrat  die  Gestalt  des  Kapitalbesitzes  an- 
nehmen«-,  noch  wird  ein  Produktionsmittelvorrat  dadurch,  daß 
er  in  Besitz  jemandes  steht,  Kapital.  Sondern  er  wird  Kapital 
dadurch,  daß  sich  an  ihn  gewisse  psychische  Erwägungen  an- 
knüpfen, in  denen  das  Wesen  der  Wirtschaft  besteht  und  durch 
die  aus  einem  rein  technischen  Begriff  Produktionsmittel  und 
einem  rein  rechtlichen  Besitz  davon  erst  eine  wirtschaft- 
liche Erscheinung  wird.  Das  sollten  sich  alle  die  klar  vor 
Augen  führen,  die  das  Wesen  der  Wirtschaft  durch  die  rechtliche 
oder  soziale  Regelung  bestimmen  wollen.  Im  Grunde  sind  das 
für  einen  logisch  denkenden  Menschen  ja  alles  Selbstverständ- 
lichkeiten, aber  sie  sind  eben  bisher  nie  erkannt  worden,  und 
gegenüber  dem  heutigen  Zustand  der  ökonomischen  Theorie  und 
der  methodologischen  Richtungen  in  der  Wissenschaft  bedeuten 
sie  etwas  völlig  Neues. 

Ebensowenig  wird  natürlich  ein  Produktionsmittelvorrat  oder 
ein  Vermögensbesitz  dadurch  Kapital,  daß  die  Rechtsordnung 
ein  Privateigentum  und  Rente-  und  Zinsenbezug  daraus  aner- 
kennt. Einkommen  entstehen  nicht,  weil  die  Rechtsordnung  sie 
anerkennt,  sondern  nur  weil  es  privaten  Besitz  gibt,  gibt  es 
überhaupt  einen  Tauschverkehr  und  bei  Benützung  des  Geldes 
dabei  auch  Rente  und  Zinsen.  Wohl  könnte  der  Staat  allen 
Tauschverkehr  verbieten    und   man   könnte    die   Unterhaltsmittel, 

1)  A.   Wagner,  Theoretische  Sozialökonomik   1907,   S.   137. 
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die  eine  Naturalwirtschaft  gewinnt,  schließlich  auch  Einkommen 
nennen.  Aber  dieser  Begriff  und  die  Probleme,  die  sich  an  ihn 
knüpfen,  sind  nur  aus  dem  Tauschverkehr  entstanden  und  mit 
seiner  Beseitigung  fallen  auch  sie  hinweg.  Nicht  erst  die  recht- 
liche Ordnung,  sondern  schon  bloßes  Innehaben  führt  zum  Tausch 
und  die  Theorie  des  Tausches,  die  ihn  ursächlich  zu  erklären  hat, 
abstrahiert  daher  von  der  rechtlichen  Regelung. 

Es  ist  ein  Irrtum  sondergleichen,  von  einem  »Kapital  an 
sich«,  als  »rein  ökonomische  Kategorie«  zu  reden,  sie  ist  eine 
rein  technische.  Denn  niemals  ist  Produktionsmittel  an  sich  ein 
wirtschaftlicher  Begriff,  weil  eben  wirtschaften  nicht  =:  produ- 
zieren, sondern  dieses  nur  unter  gewissen  Bedingungen,  die  her- 
auszufinden eben  bisher  nicht  gelungen  war,  eine  wirtschaftliche 
Tätigkeit  ist.  Und  da  Produktionsmittel  nicht  unter  allen  Um- 
ständen ein  wirtschaftlicher  Begriff  sind,  sind  sie  auch  nicht  immer 
Kapital,  denn  dieses  ist  immer  ein  wirtschaftlicher  Begriff. 
Natürlich  gibt  es  nur  Kapital  im  Eigentum  jemandes,  aber  des- 
wegen ist  das  Kapital  keine  »Rechtsform«,  sondern  es  ist  ein 
wirtschaftlicher  Begriff,  er  setzt,  wie  alle  wirtschaftlichen  Begriffe 
Innehabung,  um  es  ganz  allgemein  auszudrücken,  seitens  be- 
stimmter Wirtschaftssubjekte  voraus,  weil  eben  Tauschvorgänge 
zu  erklären  sind  und  hiebei  die  Wirtschafter  über  Güter  und 
Leistungen  verfügen. 

Nur  ein  privatwirtschaftlicher  Kapitalbegriff  ist  also  ein 
ökonomischer,  der  sog.  volkswirtschaftliche  Kapitalbegriff  wäre, 
wie  alle  diese  volkswirtschaftlichen  Begriffe,  höchstens  ein  wirt- 
schafts-politischer,  in  dem  die  Wirtschaften  eines  be- 
stimmten Staates  als  eine  Einheit  zusammengefaßt  werden  ^). 
Aber  der  Kapitalbegriff  hat  in  diesem  wirtschaftspolitischen  Sinne 
als  Nationalkapital,  Summe  des  Kapitals  einer  Nation,  keine  prak- 
tische Bedeutung,  jedenfalls  keinerlei  Bedeutung  für  die  Aufgabe 
der  Wirtschaftstheorie,  die  Erklärung  der  tauschwirtschaftlichen 
Vorgänge.  Es  ist  also  ebenso  falsch,  diesen  privatwirtschaftlichen 
Kapitalbegriff  durch  die  rechtliche  Eigenschaft  gewisser  Güter 
bestimmen  zu  wollen  wie  den  sog.  volkswirtschaftlichen  Kapital- 
begriff durch  ihre  technische  Eigenschaft. 

Alle  diese  Irrtümer  hängen  mit  der  technisch-materialistischen 


l)  lieber  die  Bedeutung  solcher  wirtschaftspolitischer  Begriffe  vgl.  meinen 
Aufsatz,  Ueber  Objekt,  Wesen  und  Aufgabe  der  Wirtschaftswissenschaft,  besonders 
den  II.  Teil. 


,^2  Robert  Lief  mann: 

Auffassuno-  der  Wirtschaft  zusammen.  Einkommen  sind  in  der 
Wirtschaftstheorie,  die  Vorgänge  des  Geldtausches  zu  erklären 
hat,  nie  Produkte,  sondern  Geldsummen,  und  Kapital  ist  nie  Pro- 
duktionsmittel, sondern  »Einkommensmittel«.  Wer  Produkte  und 
Geldsummen  gleichzeitig  Einkommen  nennt,  wie  es  die  bisherige 
materialistische  Theorie  tut,  hat  von  dem  Mechanismus  des  heu- 
tigen Tauschverkehrs  gar  keine  Ahnung.  Denn  die  ursächliche 
Entstehung  der  Geldeinkommen  ist  eine  ganz  andere  als  die  Ent- 
stehung der  Produkte  aus  den  Produktionsmitteln,  hat  mit  dieser 
nicht  das  geringste  zu  tun.  Die  Geldeinkommen  aber  sind  zu 
erklären  und  das  geschieht  nicht  dadurch,  daß  man  die  Produkte 
ursächlich  auf  die  Produktionsmittel  zurückführt,  wie  die  Zurech- 
nungslehre das  tut.  Dadurch,  daß  man  Produkte  und  Geld- 
summen unter  den  Begriff  Einkommen  zusammenfaßt,  wird  ein 
Zusammenhang  der  Einkommenslehre  mit  der  sonstigen  materia- 
listischen Theorie  und  die  Erklärung  der  wirklichen  Einkommen, 
der  Geldeinkommen,  eine  der  Hauptaufgaben  der  ökonomischen 
Theorie,  nicht  gegeben.  Diese  ist  nur  durch  die  Preistheorie, 
ebenfalls  eine  Erklärung  von  Gelderscheinungen,  möglich;  daran 
sind  alle  bisherigen  Einkommenslehren  gescheitert.   — 

Ueber  die  Wagnersche  Kapitalauffassung  im  Rahmen  der 
ganzen  bisherigen  ökonomischen  Theorie  ist  man  eigentlich  bis 
heute  nicht  hinausgekommen,  und  man  muß  seine  Ausführungen 
lesen,  um  den  fundamentalen  Unterschied  zu  erfassen,  den 
unser  theoretisches  System  gegenüber  den  bisherigen  bedeutet. 
Wagner  hat  auch  schon  für  das  Kapital  im  privatwirtschaftlichen 
Sinne  den  Ausdruck  »Erwerbsmittel«  angewendet,  und  da 
sich  mit  Worten  trefflich  streiten  läßt,  hat  man  ihn  vielfach  be- 
nutzt, um  in  der  materialistischen  Theorie  die  Gelderscheinungen 
überhaupt  berücksichtigen  zu  können.  So  wird  heute  allgemein 
Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinn  als  pro- 
duziertes Produktionsmittel  und  im  p  r  i  v  a  t  w  i  r  t- 
schaftlichen  Sinne  als  Erwerbsmittel  unterschieden. 
Ob  Erwerbsmittel  dabei  Erzielung  von  Produkten  oder  von 
Geldmengen  bedeutet,  das  geht  bei  den  meisten  Autoren 
durcheinander,  die  ganz  schlauen  lassen  diese  Frage  wohlweis- 
lich offen.  Je  deutlicher  das  letztere  betont  wird,  um  so  mehr 
nähert  sich  der  Autor  für  den  privatwirtschaftlichen  Kapitalbe- 
griff der  zweiten,  geldlichen  Auffassung,    bis  dann  in  deren  Vol- 
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lendung  das  Kapital  selbst  überhaupt  nur  noch  als  Geldausdruck 
aufgefaßt  wird. 

Deshalb  ist  die  Abgrenzung  zwischen  diesem  Kapitel  über 
die  materialistische  Kapitalauffassung  und  dem  folgenden  über 
die  geldliche  Kapitalauffassung  naturgemäß  willkürlich.  Denn  bei 
fast  allen  Autoren  handelt  es  sich  um  eine  Mischung,  ein  mehr 
oder  weniger  von  beiden.  Hier  darf  aber  noch  v.  Böhm-Bazverk 
genannt  werden,  der  sich  bemüht,  auch  den  privatwirtschaftlichen 
Kapitalbegriff  technisch-materialistisch  aufzufassen.  Das  ist  an 
sich  natürlich,  obwohl  falsch,  durchaus  anerkennenswert,  denn  er 
macht  damit  doch  wenigstens  den  Versuch  eines  einheitlichen 
theoretischen  Systems  auf  der  einmal  überlieferten  materiali- 
stischen Grundlage ,  während  .die  neueren  österreichischen 
Theoretiker,  v.  Pliilippovich^  v.  Wüser,  absolut  eklektisch  und  in 
Widerspruch  mit  ihrer  allgemeinen  Grundlage,  also  systemlos, 
beide  Kapitalbegriffe  nebeneinander  stellen. 

Der  grundlegende  Kapitalbegriff  v.  Böhm-Bawerks,  ist  in 
typischer  Weise  technisch-materialistisch.  Inder  »Positiven  Theorie 
des  Kapitals«  (III.  Aufl.  S.  15  ff-)  bringt  er  die  bekannte  Lehre 
von  den  »Produktionsumwegen«  als  das  »Wesen  des  Kapitals« 
ausmachend  uud  bezeichnet  als  »kapitalistische  Produktion«  die- 
jenige, die  solche  Umwege  einschlägt.  »Das  Kapital  aber  — 
definiert  er  dann  —  ist  nichts  anderes  als  der  Inbegriff  der 
Zwischenprodukte,  die  auf  den  einzelnen  Etappen  des  ausholen- 
den Umweges  zur  Entstehung  kommen.  Wir  haben  hiemit  dem 
wichtigsten  Grundbegriff  der  Kapitalstheorie  seine  Deutung  ge- 
geben« usw.  An  einer  andern  Stelle  (Band  I,  S.  7)  definiert  er 
das  Kapital  als  »ein  Komplex  produzierter  Erwerbs- 
mittel), d.  i.  ein  Komplex  von  Gütern,  die  durch  eine  voraus- 
gegangene Produktion  entstanden  und  nicht  zur  unmittelbaren 
Genußkonsumtion,  sondern  zur  Erwerbung  weiterer  Güter  zu 
dienen  bestimmt  sind.  Außerhalb  des  Kapitalbegriffs  stehen 
daher  für  uns  Gegenstände  des  unmittelbaren  Genußgebrauchs 
einerseits  und  des  gesamten  (nicht  produzierten)  Grund  und 
Bodens  andererseits.«  Weiter  heißt  es  dann:  »Innerhalb  des  all- 
gemeinen Kapitalbegriffs  sind  ferner  bekanntlich  zwei  Nuancen 
zu  unterscheiden :  der  volks-(sozial)-wirtschaftliche  Kapitalbegriff, 
der  die  Mittel  zu  volkswirtschaftlichem  Erwerb  (!)  und  nur  diese 
umfaßt;  und  der  individualwirtschaftliche  Kapitalbegriff,  der  die 
Mittel    individualwirtschaftlichen    Erwerbs,    d.    i.    die   Güter   um- 
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schließt,  durch  die  ein  Individuum  Güter  für  sich  erwirbt,  gleich- 
viel ob  die  ersteren  im  Sinne  der  ganzen  Volkswirtschaft  Erwerbs- 
oder Genußmittel,  Produktiv-  oder  Konsumtivgüter  sind.« 

Hier  ist  zu  beachten,  daß  von  der  Erzielung  von  Geldeinkom- 
men überhaupt  nicht  die  Rede  ist.  Erwerb  und  Erwerbskapital 
bedeutet  nicht,  wie  in  unserer  Terminologie  und  mehr  oder  weni- 
ger klar  bei  den  meisten  Nationalökonomen,  die  Erzielung  von 
Geldbeträgen,  sondern  es  bedeutet,  auch  wieder  streng  materia- 
listisch, die  Erzielung  von  Gütermengen.  So  heißt  es  ausdrück- 
lich S.  126:  »Sozial-  und  Privatkapital  stellen  zwei  verschiedene 
naturale  Gütermengen  dar.« 

Natürlich  kann  Böhm-Bawerk  daran  nicht  festhalten,  denn  es 
sind  ja  Geldeinkommen  zu  erklären.  Deswegen  werden  später 
unter  Erwerb  und  Einkommen  Geldsummen  und  naturale  Güter- 
mengen durcheinander  verstanden.  Erklärt  hat  Böhm-Bawerk 
in  seinem  wissenschaftlichen  Hauptwerke  nichts  weiter  als  die 
technische  Tatsache,  daß  man  statt  Bäume  mit  der  Hand  zu 
fällen,  lieber  eine  Axt  anwendet.  Zur  Erklänmg  der  Geldein- 
kommen bedeutet  seine  Theorie,  eben  wegen  ihrer  falschen  Grund- 
lage, nicht  den  minimalsten  Fortschritt.  Ob  es  dennoch  berechtigt 
ist,  B'öJim-Bawerk  als  »einen  der  5  oder  6  ganz  großen  National- 
ökonomen« zu  feiern,  ob  »sein  Werk  am  Leben  sein  wird,  solange 
es  überhaupt  eine  Nationalökonomie  gibt«,  das  können  wir  hier 
auf  sich  beruhen  lassen.  In  ein  bis  zwei  Jahrzehnten  wird  die 
Wissenschaft  einen  Standpunkt  zur  Beurteilung  der  bisherigen 
Theorien  gewonnen  haben,  der  mit  dem  heutigen  nichts  mehr 
gemein  haben  wird. 

Unter  der  Bezeichnung  Erwerbsmittel  sucht  also  Böhm-Bawerk 
das  Kapital  »im  volkswirtschaftlichen«  und  im  »privatwirtschaft- 
Uchen  Sinne«  zusammenzufassen.  Schon  Jacoby,  Der  Streit  um  den 
Kapitalbegriff,  Jena  1908,  hat  mitRecht  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  dieser  »Versuch,  den  Streit  um  den  Kapitalbegrifif  zu  schlich- 
ten, lediglich  auf  eine  Wortspielerei  mit  dem  Worte  Erwerb 
hinausläuft«  und  daß  »er  den  eigentlichen  Kernpunkt  des  Streites 
nur  umgangen  hat«.  In  der  Tat  könnte  man  natürlich  das  Pro- 
duktivkapital ebensogut  Erwerbskapital  nennen,  es  kommt  nur 
darauf  an,  was  man  unter  Erwerb  versteht  und  was  beim  Kapi- 
talbegrifif zu  erklären  ist.  Aber  darüber  hinaus  noch  dient  das 
Wort  Erwerb,  wie  Jacoby^  der  ja  selber  noch  auf  dem  Boden 
der  materialistischen  Auffassung  steht,   nicht  erkennt,  auch  noch 


Kapital  und  Kapitalismus.  245 

dazu,  den  Zwiespalt  zu  verschleiern,  in  den  man  mit  dieser  Auf- 
fassung dem  Geldeinkommen  gegenüber  gerät. 

Der  Begriff:  »Volkswirtschaftlicher  Erwerb«,  von  dem  viele 
Theoretiker  sprechen,  ist  ein  typisches  Erzeugnis  der  materialisti- 
schen Wirtschaftsauffassung.  Er  bedeutet  bei  ihnen  ganz  einfach, 
daß  die  Mengen  der  Produkte  in  der  Volkswirtschaft  vermehrt  wor- 
den sind.  Daß  es  nicht  auf  die  Gütermenge  ankommt,  sondern  dar- 
auf, daß  ein  über  die  Kosten  hinausgehender  Nutzen  erzielt 
werde,  wobei  es  ganz  gleichgültig  ist,  ob  er  mit  Sachgütern  oder 
persönlichen  Leistungen  erzielt  wird,  sehen  diese  Theoretiker  nicht. 

Uebrigens  nähert  sich  BdJim-Bawerk  gelegentlich  auch  der 
neueren  Lehre,  welche  die  wirtschaftlichen  Begriffe  nur  durch  die 
Beziehung  zur  Rechtsordnung  bestimmen  will.  Das  gilt  aber 
bei  ihm  nur  für  den  privat  wirtschaftlichen  Kapitalbe- 
griff, während  jene  Theoretiker  gerade  das  Wesen  der  sozial- 
ökonomischen Begriffe  durch  ihre  Beziehung  zur  Rechts- 
ordnung bestimmt  sehen  wollen.  Diese  Verschiedenheit  ist  auch 
wieder  ein  charakteristischer  Beweis  für  das  Unheil,  das  durch 
die  von  allen  festgehaltene  technisch-materialistische  Wirtschafts- 
auffassung herbeigeführt  worden  ist.  »Das  Sozialkapital  —  sagt 
er  —  (a.  a.  O.  S.  126)  —  ist  eine  von  aller  positiv-rechtlichen 
Norm  unabhängige,  rein  ökonomische  Kategorie,  während  alles 
Kapital  als  Einkommensquelle  einen  Eigner,  also  ein  »historisch- 
rechtlich« begründetes  Eigentumsrecht  voraussetzt.« 

Wir  betonten  schon,  daß  nur  die  völlige  Verwechslung  von 
Wirtschaft  und  Technik  dazu  führen  kann,  von  einem  Kapital  an 
sich,  als  »rein  ökonomische«  Kategorie  zu  sprechen.  Der  Kapi- 
talbegriff hat  nur  Sinn  in  Verbindung  mit  Einkommenser- 
scheinungen, also  mit  Vorgängen  des  Tauschverkehrs  und  hat  in 
der  ökonomischen  Theorie  nur  Bedeutung,  um  solche  erklären  zu 
können.  So  setzt  der  Kapitalbegrifif  unter  allen  Umständen  Eigen- 
turti,  d.  h.  Innehaben  voraus,  weil  eben  der  Tauschverkehr  über- 
haupt ein  solches  voraussetzt.  Und  deswegen  ist  es  so  absolut 
sinnlos,  wie  es  heute  noch  so  vielfach  geschieht  und  auch  von 
B'öJim-Bawerk  in  großem  Umfange  betrieben  wurde,  über  Kapital 
und  Zins,  überhaupt  über  Einkommen  im  Sozialistenstaat 
zu  debattieren.  Solche  Erörterungen  sind  nur  ein  Beweis,  daß  man 
den  Unterschied  beider,  m.  a.  W.  das  Organisationsprinzip  der 
heutigen  »Volkswirtschaft«  gar  nicht  verstanden  hat.  Denn  im 
Soziaüstenstaate  gibt  es  keinen  Tausch,  keine  Bedarfsversorgung 
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auf  Grund  des  individuellen  Ertragsstrebens,  sondern  es  gibt  nur 
eine  »Verteilung«,  von  der  die  heutige  Theorie  auf  Grund  falscher 
Auffassung  der  »Volkswirtschaft»  fälschlich  spricht;  die  Genuß- 
güter werden  zugewiesen,  nicht  durch  Tausch  erworben. 
Wirtschaften  tut  dort  nur  der  Staat,  nur  er  vergleicht  eine 
Gesamtheit  von  zu  erzielendem  Nutzen  mit  den  dafür  aufzuwen- 
denden Kosten,  nur  er  disponiert  über  aufzuwendende  Kosten 
nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels. 

Wenn  es  also  auch  keinen  Tauschverkehr  ohne  Eigentum 
gibt,  so  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  daß  das  Wirtschaften  nicht 
ohne  die  Beziehung  zur  Rechtsordnung  gedacht  werden  könne. 
Vielmehr  ist  Wirtschaften  eine  von  der  rechtlichen  ganz  verschie- 
dene, an  sich  überhaupt  nicht  »soziale«,  aber  noch  weniger  tech- 
nische, sondern  psychische  Kategorie,  und  selbst  für  die 
Verkehrsvorgänge  ist  ein  privates  Innehaben  von  Gütern  zwar  Vor- 
aussetzung, und  auch  die  Tatsache,  daß  die  Rechtsordnung  ein 
solches  anerkennt,  kann  von  der  Wirtschaftstheorie  betont  werden, 
aber  eben  nur  als  Tatsache  und  Voraussetzung,  nicht  als  ein  in 
die  Definition  wirtschaftlicher  Begriffe,  geschweige  denn  der  wirt- 
schaftlichen Kategorie  selbst  aufzunehmendes  Moment. 

Hat  man  das  einmal  erkannt,  hat  man  m.  a.  W.  erkannt,  daß 
Wirtschaften  nicht  Produzieren,  sondern  etwas  Psychisches,  ein 
Disponieren  ist  und  daß  Kapital  eine  Erscheinung  des  Geldtausches 
ist,  so  wäre  es  schließlich  auch  kein  Fehler,  es  im  übertragenen 
Sinne  auch  auf  gewisse  Erscheinungen  der  tauschlosen  Wirtschaft 
anzuwenden  und  etwa  dauerbare  Kostengüter  auch  Kapital  zu 
nennen.  Aber  es  würde  das  zur  Aufhellung  der  Probleme,  die 
sich  an  die  Kapitalerscheinungen  anknüpfen,  gar  nichts  beitragen, 
sondern  im  Gegenteil  weiter  die  Gefahr  vermehren,  die  Erklärung 
der  geldwirtschaftlichen  Probleme,  die  sich  an  den  Kapitalbegriff 
knüpfen,  der  Gelderträge  mit  Kapital,  in  der  technischen  Produk- 
tivität dauerbarer  Kostengüter  zu  suchen. 

Man  kann  schließlich  Kapital  nennen,  was  man  will,  wenn 
man  nur  die  Erscheinungen,  die  sich  an  den  Kapitalbegriff  knüp- 
fen und  die  zweifellos  mit  dem  Geldtausch  zusammenhängen,  da- 
mit erklären  kann.  Das  ist  aber  auf  Grund  der  materialistischen 
Wirtschaftsauffassung  und  eines  darauf  beruhenden  technisch-mate- 
rialistischen theoretischen  Systems  unmöglich,  und  wenn  unsere 
Theoretiker  sich  das  ein  wenig  durchdenken  wollten,  würden  sie 
nicht    nur    zur   Ablehnung    des    materialistischen   Kapitalbegriffs, 
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WOZU  ja  schon  manche  Ansätze  vorhanden  sind,  sondern  der 
ganzen  materiaHstischen  Wirtschaftsauffassung  überhaupt  gelangen. 
Doch  werden  bei  unserer  wissenschaftHchen  Schwerfälligkeit  bis 
dahin  vielleicht  noch  i — 2  Jahrzehnte  vergehen. 

Immerhin  sei  hier  noch  an  dem  Beispiel  BöJini-Bawerks>  selbst 
—  ich  könnte  natürlich  auch  irgendeinen  anderen  Theoretiker 
nehmen^)  —  gezeigt,  wohin  die  materialistische  Auffassung  in  der 
Kapitallehre  und  die  darauf  beruhende  Unterscheidung  von  Privat- 
und  Sozialkapital  führt.  Glücklicherweise  gibt  Bö/wi-Bawerk  selbst 
ein  Beispiel  für  die  oben  zitierte  Unterscheidung.  Er  sagt  (a.  a.  O. 
S.  7) :  *So  werden  z.  B.  die  Bücher  einer  Leihbibliothek  zwar 
unter  den  individualwirtschaftlichen,  nicht  aber  unter  den  volks- 
wirtschaftlichen Kapitalbegrifif  fallen!  Der  Umfang  des  letzteren 
wird  sich  —  wenn  man  von  den  wenigen  ins  Ausland  entgeltlich 
verliehenen  Gegenständen  unmittelbaren  Genußgebrauchs  absieht 
— •  mit  den  produzierten  Produktionsmitteln  eines 
Landes  decken.« 

Also  eine  Leihbibliothek,  die  Pferde,  Fahrräder,  die  verliehen 
werden,  jedenfalls  auch  die  Droschken  eines  Fuhrwerksunterneh- 
mers, ein  Mietshaus  (so  Lexis,  Grundriß  S.  143),  sind  kein  »Kapital 
im  volkswirtschaftlichen  Sinn«!  Aber  sie  sind  es,  wenn  sie  ins 
Ausland  verliehen  werden !  Das  ist  eine  Verquickung  des  tollsten 
Materialismus,  wir  könnten  auch  sagen  Physiokratismus  mit  mer- 
kantilistischen  Ideen !  Nach  der  ersten  Auffassung  sind  die  Güter 
Kapital,  weil  mit  ihnen  andere  Güter  produziert  werden,  nach  der 
zweiten,  weil  dadurch  die  inländische  Geldmenge  vermehrt  wird. 
Lassen  wir  den  letzteren  Lapsus  auf  sich  beruhen,  so  ist  doch 
allein  schon  der  erste  als  Konsequenz  der  materialistischen  Auf- 
fassung eine  Ungeheuerlichkeit.  Eine  Sache  ist  Kapital  im  volks- 
wirtschaftlichen Sinn,  weil  sie  produziert  worden  ist  und  zur  Pro- 
duktion weiterer  Produkte  dient:  produziertes  Produktionsmittel! 
Das  ist  noch  heutzutage  die  herrschende  Auffassung.  Die  Ware 
des  Kaufmanns  ist  also  nicht  Kapital  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne,    denn    sie    war  ja    Kapital    beim  Produzenten    und    durch 


l)  Ich  berücksichtige  hier  natürlich  nur  die  einflußreichsten  Nationalökonomen, 
die  Verfasser  von  ganzen  Systemen.  Die  ungeheure  Zahl  von  kleinen  Monogra- 
phien über  den  Kapitalbegriff  ist  zwar  nicht  falscher  —  denn  falscher  als  Böhm- 
Bawerks  Theorie  kann  überhaupt  nichts  sein  — ,  sie  ist  aber  auch  nicht  richtiger 
und  nicht  so  tief  das,  allerdings  immer  falsch  erkannte  Problem  nach  allen  Seiten 
betrachtend. 
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den  Produzenten!  Geldkapital  ist  kein  Kapital  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne!  Das  sind  die  Grundlagen,  auf  denen  Böhm-Bawerk 
ein  dreibändiges  Werk  aufgebaut  hat,  das  als  die  größte  Leistung 
der  ökonomischen  Theorie  der  letzten  Menschenalter  gilt!  Da 
sieht  man,  zu  was  für  Irrtümern  die  falsche  Auffassung  vom 
Wesen  der  Wirtschaft  führt,  wie  völlige  Unklarheiten  über  volks- 
wirtschaftlichen und  privatwirtschaftlichen  Erwerb  einer  ganzen 
ökonomischen  Theorie  zugrunde  gelegt  werden,  ohne  die  mindeste 
Beobachtung  der  tatsächlichen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  ohne 
das  geringste  Verständnis  für  die  Bedeutung  der  geldwirt- 
schaftlichen Erscheinungen.  Seit  30  Jahren  (schon  in  der  er- 
sten Auflage!)  bilden  diese  Sätze  die  Grundlage  für  die  Unter- 
suchung der  Kapitalerscheinungen,  auch  in  der  neuesten  Auf- 
lage sind  sie  wieder  enthalten.  Wenn  so  »einer  der  5  oder  6 
ganz  großen  Nationalökonomen«  die  wirtschaftlichen  Vorgänge 
verkennt  und  schon  bei  den  Problemstellungen  völlig  in  die  Irre 
geht,  was  soll  man  von  den  übrigen  Vertretern  der  ökonomischen 
Wissenschaft  und  von  deren  Fortschritt  erwarten  !  Eine  Schande 
für  die  ganze  ökonomische  Wissenschaft  bleibt  es  jedenfalls,  daß 
man  alle  diese  Irrtümer  über  das  Kapital  und  die  Fehler  der 
zugrunde  liegenden  materialistischen  Auffassung  nicht  erkannte. 
Man  kann  daraus  auch  ermessen,  welchen  Wert  die  zahllosen 
Schriften  über  den  »Kapitalismus«,  die  auf  diesem  Kapitalbegriff 
aufgebaut  sind,  für  die  Erkenntnis  des  tauschwirtschaftlichen 
Mechanismus  haben.  — 

2.  Die  geldlichen  Kapitalbegriffe. 
Mit  dem  Kapitalbegriff  ist  von  jeher  der  Gedanke  eines  Er- 
trages, materialistisch  ausgedrückt  eines  »Güterzuflusses«,  von 
dem  BöJwi-Bawerk  spricht,  verbunden  gewesen  und  diese  Vor- 
stellung hat  viel  zu  der  Meinung  beigetragen,  mit  der  materia- 
listischen Auffassung  der  Wirtschaft  das  Wesen  des  Tauschver- 
kehrs überhaupt  und  so  auch  des  Kapitals  erfassen  zu  können. 
Aus  dem  Boden  erzielt  man  Produkte,  »Erträge«,  mit  der  Arbeit 
erzielt  man  auch  Produkte,  da  lag  es  nahe,  per  analogiam 
auch  auf  das  Kapital  zu  schließen.  Eigentlich  erzielt  man  zwar 
mit  dem  Kapital  nur  Geldsummen,  Gelderträge,  aber 
diese  sind  eben,  so  wurde  argumentiert,  nur  der  »Wertausdruck« 
für  die  gewonnenen  Produkte.  Und  so  ist  das  Kapital  Produk- 
tionsmittel, so  wurde  es  neben  dem  Boden  und  der  Arbeit 
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der  dritte  >Produktionsfaktor«.  Das  ist  die  konsequente 
Anwendung  der  technisch-materialistischen  Wirtschaftsauffassung 
auf  den  Kapitalbegriff! 

Aber  diese  Auffassung,  die  noch  heute  allen  theoretischen 
Systemen  zugrunde  liegt,  konnte  sich,  wie  ich  oft  gezeigt  habe, 
in  der  Einkommenslehre  schon  längst  nicht  mehr  behaupten. 
Zwar  beim  Boden,  der  Arbeit  und  den  Produktionsmitteln  klappte 
alles  wundervoll.  Hier  konnte  die  technische  Zurechnung  der 
Produkte  wenigstens  so  lange  als  wirtschaftliche  Erklärung  der 
Einkommen  in  der  materialistischen  Theorie  dienen,  als  nicht 
die  2  oder  3  Produktionsfaktoren  zusammenwirkten  und  eine  Zu- 
rechnung des  »Produktionsertrages«  an  die  einzelnen  »Pro- 
duktionsfaktoren« nötig  wurde.  Auch  über  diese  Schwierigkeit 
setzte  sich  die  durch  des  Gedankens  und  der  Logik  Blässe  nicht 
angekränkelte  ökonomische  Wissenschaft  mit  der  Zurech- 
nungslehre noch  kühn  hinweg.  Schließlich  mußte  aber  doch 
die  technisch-materialistische  Auffassung  der  Wirtschaft  in  der 
Kapitallehre  dann  scheitern,  daß  eben  doch  zweifellos  nicht  nur 
Produktionsmittel  bez.  produzierte  Produktionsmittel  Kapital 
sind,  sondern  auch  offenbar  die  Waren  des  Kaufmanns  dazu  ge- 
rechnet werden,  auch  Genußgüter,  die  ausgeliehen  werden  und 
schließlich  auch  die  crux  der  ganzen  materialistischen  Theorie, 
das  Geld,  in  gewissen  Verhältnissen  doch  zweifellos  Kapital- 
eigenschaft hat.  In  allen  diesen  Fällen  konnte  man  das  Geld- 
einkommen unmöglich  als  bloßes  Substitut  für  Produkte  an- 
sehen und  auf  Produktionsmittel  zurückführen.  Hier  hatte  also 
die  technisch-materialistische  Auffassung  der  Wirtschaft,  die 
Lehre  von  den  Produktionsfaktoren,  ein  bedenkliches  Loch. 

Zum  Glücke  gelang  es  geschickten  Dialektikern,  dieses  Loch 
wenigstens  äußerlich  einigermaßen  zuzustopfen  in  einer  Weise, 
daß  die  durch  die  historische  Schule  jeder  theoretischen  Be- 
trachtung entwöhnten  xA.ugen  der  Nationalökonomen  den  Fehler 
lange  Zeit  nicht  bemerkten.  Sie  stopften  das  Loch  nämlich  mit 
einem  Begriffe,  der  farblos  war  und  den  man  so  oder  so,  als  Geld- 
ausdruck oder  als  Produktmenge  auffassen  konnte,  dem  Begriff 
Erwerb.  Das  Kapital  wurde  als  produziertes  Produktions-  und 
Erwerbsmittel  definiert.  Allerdings,  nur  für  die  Augen 
sehr  oberflächlicher  Beobachter  wurde  dieses  Loch  teilweise  ver- 
deckt durch  die  Unbestimmtheit  der  Begriffe  Erwerb  und  Ein- 
kommen, unter  denen  man    teils  die   Erzielung  einer  Produkten-, 
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teils  einer  Geldmenge  verstand.  Wie  auf  Grund  der  materiali- 
stischen Wirtschaftsauffassung  die  beiden  Kapitalbegriffe:  Pro- 
duktions- und  Erwerbskapital,  National-  und  Privatkapital,  der 
materialistische  und  der  geldliche  Kapitalbegriff  völlig  ohne  Ver- 
bindung nebeneinander  stehen,  wie,  sobald  man  die  Geldvorgänge 
nicht  länger  ignorieren  kann,  die  ganze  materialistische  Theorie 
einfach  zusammenbricht,  das  läßt  sich  natürlich  nicht  an  einigen 
wenigen  Zitaten  zeigen;  ich  muß  bitten,  sich  daraufhin  die  heu- 
ticren  theoretischen   »Systeme«   einmal  kritisch  anzusehen. 

Immerhin  seien    hier    einige  Stellen    aus  den  neuesten  Lehr- 
büchern zitiert.     Ueberall    gilt    als    das  eigentliche,  ursprüngliche 
Kapital,    als   »rein  ökonomische  Kategorie«   nur  das  Sachkapital, 
das  Nationalkapital,  Produktivkapital.     Das  Geldkapital  ist   etwas 
Abgeleitetes,  Subsidiäres,  das  durch  das  Nationalkapital  »gedeckt« 
sein  muß.     Dementsprechend  bezeichnen    alle  Nationalökonomen 
das  Sachkapital  allein  als  »Kapital  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne«,  als  »National-  oder  S  o  z  i  a  1  k  ap  i  t  a  1«, 
während   das    Geldkapital    oder    Erwerbs  kapital    nur 
»privatwirtschaftliches  Kapital«   ist.     v.  Philippovich 
sagt  (Grundriß  S.   54):    »Das  Wort    Kapital    im    Sinne    von    Pro- 
duktivkapital knüpft  an  die  technisch-ökonomische  Bedeutung  der 
Produktionsmittel  an  und  hebt  Unterschiede  hervor,  die  auf  jeder 
Stufe  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung    von  Bedeutung  sein 
werden.    Kapital  in  diesem  Sinne  ist  eine  rein  ökonomische  (!) 
Kategorie.     Man    bezeichnet    es    daher    auch  als    Kapital 
im  volkswirtschaftlichen  Sinne,  auch  als  National- 
oder   Sozialkapital,    weil  nicht   seine    Beziehungen   zu   dem 
Kapitalinhaber,    sondern    seine    technischen    und    produktiven 
Funktionen    betrachtet    werden  (!),    die    nicht    an    die  Verfügung 
irgendeines     bestimmten    Besitzers     über    das    Kapital   gebunden 
sind,    mithin  auch  vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  als  Gan- 
zes, vom  Standpunkt  der  Nation  oder  Gesellschaft  aus  angesehen, 
Geltung  behalten.    Das  Produktivkapital  umfaßt  jene  produzierten 
Sachgüter,    durch    deren  Besitz  und  Verwendung  ein  Volk  seine 
Produktion  ertragreicher  zu  machen  vermag.«      »Eine  andere  Be- 
trachtung   geht   vom  Standpunkt    des    im  Verkehr   tätigen   Wirt- 
schaftssubjekts und  seiner  Wirtschaftsführung   aus   und    faßt  jene 
Teile    seines  Vermögens    als   Einheit    zusammen,    welche    es    im 
wirtschaftlichen  Verkehr  verwertet,    um    daraus    einen    Ertrag   zu 
beziehen,   mag  diese  Verwertung    auf  Produktion,    Handel,    Ver- 
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Pachtung,  Darlehensgewährung  oder  was  sonst  immer  beruhen. 
Hier  werden  nicht  Produktionsmittel,  sondern  Erwerbsmittel 
betrachtet.«  Dieses  »Erwerbskapital«  bezeichnet  dann  v.  Phi- 
lippovicJi  als  »eine  soziale  und  dadurch  zugleich  eine  histo- 
rische Kategorie,  d.  h.  es  ist  nicht  schon  durch  die  Natur  und 
Technik  der  Wirtschaft  gegeben  (!),  wie  das  Produktivkapital, 
sondern  entsteht  erst  unter  bestimmten  gesellschaftlichen  Voraus- 
setzuneen«.  Aehnlich  alle  andern  Nationalökonomen,  die  sich 
dann  nur  darüber  streiten,  was  alles  als  Produktivkapital,  was 
als  Erwerbskapital  oder  Kapital  im  privatwirtschaftlichen  Sinne 
zu  zählen  sei,  ob  der  Boden  einzubegreifen  sei,  Vorräte  an  Ge- 
nußgütern usw.  und  insbesondere,  ob  und  wann  »das  Geld«  Ka- 
pital sei.  Es  würde  zu  weit  führen,  die  verschiedenen  Auffas- 
sungen und  ihre  Begründungsversuche  hier  zu  erörtern.  Für  die 
Kapitalauffassung  in  unserem  theoretischen  System  sind  sie  be- 
deutungslos. 

Einig  aber  sind  alle  Nationalökonomen,  daß  das  »Erwerbs- 
kapital«, wie  man  es  auch  auffaßt,  nur  im  Privatwirtschaft- 
lichen  Sinne,  nicht  im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
Kapital  sei.  Es  seien  noch  ein  paar  Sätze  aus  v.  Wieser,  Grund- 
riß der  Sozialökonomie,  Band  I,  angeführt.  Er  sagt  (S.  334) : 
»Die  wissenschaftliche  Anschauung,  wie  sie  insbesondere  von  der 
klassischen  Schule  ausgebildet  wurde,  hat  einen  außerordentlichen 
Fortschritt  in  der  Erkenntnis  gebracht,  indem  sie  die  Natural- 
form  des  Kapitals  entdeckt  hat«.  So  sei  National-.  Pro- 
duktiv- oder  volkswirtschaftliches  Kapital  zu  unterscheiden,  das 
»als  mitwirkender  Produktionsfaktor  den  volkswirtschaftlichen  Er- 
trag vermehrt«,  und  »Erwerbskapital«.  »Den  Gegensatz  des  Er- 
werbskapitals gegenüber  dem  Produktivkapital  findet  man  darin, 
daß  es  dem  Kapitalisten  einen  Zins  gibt,  ohne  den  volkswirt- 
schaftlich verfügbaren  Ertrag  vermehrt  zu  haben.«  Das  Er- 
werbskapital sei  reines  Privatkapital, 

Wenn  v.  Wieser  im  übrigen  für  die  verschiedenen  Formen 
des  Erwerbskapitals  außer  dem  »konsumtiv  verliehenen  Kapital« 
nachzuweisen  versucht,  daß  es  »durch  die  Naturalform  der  Ka- 
pitalgüter« »gedeckt«  sei,  so  genügt  das  natürlich  noch  nicht, 
um  auf  Grund  seiner  Auffassung  der  Kapitalproduktivität  den 
Zinsbezug  des  Gelddarleihers  zu  erklären.  Er  sagt  nur:  »Das 
produktiv  verliehene  Kapital  hilft  den  Produktivertrag  vermehren 
und  ist  durch  die  Naturalform  der  Kapitalgüter  gedeckt,    in    die 
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es  umgesetzt  wird;  während  es  für  den  Gläubiger,  welchem  die 
Forderung  zum  Vermögen  zugehört,  ein  Privatkapital  ist,  tut  es 
in  der  deckenden  Naturalform,  welche  der  Schuldner  zum  Eigen- 
tum hat,  den  Dienst  des  volkswirtschafthchen  Kapitals  und  diese 
Wirkung  strahlt  auch  auf  das  Privatkapital  des  Gläubigers  zurück, 
von  dem  man  daher  nicht  sagen  kann,  daß  es  ein  reines  Privat- 
kapital sei.  Woher  kommt  denn  dieses  »Zurückstrahlen«  ?  Das 
kann  v.  Wieser  mit  der  materialistischen  Wirtschaftstheorie  eben 
nicht  erklären.  Auch  seine  weiteren  Ausführungen  in  §  57:  Der 
Prozeß  der  geldwirtschaftlichen  Kapitalbildung,  über  den  ^>Paral- 
lelismus  zwischen  der  Geldform  des  Kapitals  und  ihrer  naturalen 
Deckung«  zeigen  zwar  in  manchen  Sätzen  —  Bedeutung  des 
Reinertrags,  also  einer  Geldsumme  als  Richtschnur  für  die  Unter- 
nehmertätigkeit —  eine  Bezugnahme  auf  die  in  meinen  theore- 
tischen Arbeiten  vertretenen  Gedanken,  sind  aber  noch  weit  ent- 
fernt, eine  Klarheit  über  die  Funktion  der  Geldeinkommen  und 
des  Kapitals  im  Tauschverkehr  herbeizuführen  und  stehen  in 
Widerspruch ,  bestenfalls  in  keinem  Zusammenhang  mit  der 
in  der  »Theorie  der  einfachen  Wirtschaft«  dargelegten  Auffas- 
sung der  Wirtschaft  im  allgemeinen  und  des  Kapitals  im  be- 
sonderen. 

Daher  hat  es  keinerlei  praktische  Bedeutung  in  dem  in  der 
Grundlage  ganz  materialistischen  System  v.  IViesers,  wenn  er 
schließlich  den  »erweiterten  Schlußbegriff  des  Kapitals  als  die 
Einheit  der  Geldform  und  Naturalform  des  Ka- 
pitals« zusammenfaßt.  Denn  diese  beiden  Formen  bilden  bei 
ihm  ebensowenig  eine  logische  Einheit  wie  Böhm-Bawerk  dadurch 
zu  einer  solchen  gelangt,  daß  er  das  Sozialkapital  und  das  Privat- 
kapital unter  dem  Begriff  produzierter  Erwerbsmittel  zusammen- 
faßt. Naturalform  und  Geldform  des  Kapitals  bilden  deshalb 
bei  V.  Wieser  keine  Einheit,  weil  er  auf  Grund  seiner  materiali- 
stischen Wirtschaftsauffassung,  trotzdem  er  sie  bei  den  Gelder- 
scheinungen zeitweise  ignoriert,  zu  keinem  richtigen  Oberbegriff 
für  sie  gelangt,  was  nur  der  nicht  materialistisch-quantitative 
Kostenbegriff  sein  kann;  weil  er  m.  a.  Worten  nicht  er- 
kennt, daß  hinter  den  Geld-  und  Produktionsvorgängen  psychische 
Erwägungen  stehen,  in  denen  das  Wirtschaften  besteht,  daß  nicht 
Produktionsmittel  und  durch  solche  »gedeckte«  Geldsummen, 
sondern  die  individuelle  Schätzug  von  Produktionsmitteln  und 
Geldsummen    als    Kosten    die    Begriffe    sind,    mit    denen    die 
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Wirtschaftstheorie     den    tauschwirtschaftlichen    Mechanismus    er- 
klären muß. 

Es  dürfte  jetzt  klar  sein,  daß  alle  diese  Erörterungen  auf  der 
Unbestimmtheit  der  Begriffe  Erwerb,  Ertrag  und  Einkommen  be- 
ruhen, die  bald  eine  Gütermenge,  bald  eine  Geldmenge  bezeich- 
nen, bei  dem  »volkswirtschaftlichen«  Kapital  regelmäßig  ersteres, 
bei  dem  »privatwirtschaftlichen«  Kapital  wird  es  möglichst  unklar 
gelassen,  was  gemeint  ist,  weil  eben  die  bisherige  Theorie  ihre 
eigentliche  Aufgabe,  die  Erklärung  der  Geldeinkommen,  nicht 
lösen  konnte. 


Manche  Nationalökonomen  glaubten  nun,  aus  dem  Dilemma 
der  beiden,  in  keiner  logischen  Beziehung  zueinander  stehenden 
Kapitalbegriffe  herauskommen  zu  können,  indem  sie  den  Kapital- 
begriff ganz  auf  Gelderscheinungen  beschränken.  Diese  Verbin- 
dung des  Kapitalbegriffs  mit  dem  G  e  1  d  e  ist  nach  allgemeiner 
Ueberzeugung  der  Popularbegriff  des  Kapitals.  Er  wäre  auch 
höchst  wahrscheinlich  trotz  aller  technisch-materialistischen  Auf- 
fassung der  wirtschaftlichen  Vorgänge  der  alleinige  wissenschaft- 
liche Begriff  geblieben,  wenn  nicht  der  Sprachgebrauch  schließ- 
lich Geld  und  Kapital  oft  überhaupt  verwechselt  hätte.  Jeden- 
falls ist  die  Verbindung  des  Kapitalbegriffs  mit  dem  Gelde  schon 
so  alt  wie  die  Wirtschaftswissenschaft  selbst  und  hat  sich  trotz 
aller  technisch-materialistischen  Theorien  und  Begriffe  niemals 
ganz  verdrängen  lassen.  Dem  ältesten  ökonomischen  System, 
dem  Merkantilismus,  lag  diese  Vorstellung  natürlich  besonders 
nahe,  ihm  sind  Kapital  ausgeliehene  Geldsummen.  Aber  auch 
die  Physiokraten,  vor  allem  Turgot^  legen  einen  geldlichen  Kapital- 
begriff zugrunde.  Er  bezeichnet  das  Kapital  als  valeurs  accu- 
mulees  und  meint,  daß  das  Geld  jede  Art  von  Wert  darstelle, 
ebenso  wie  jede  Art  von  Wert  Geld  darstelle.  Hier  wird  wohl 
zum  erstenmal  durch  den  unklaren  Begriff  Wert  die  Brücke  zwi- 
schen Sachgütern  und  den  Geldsummen  zu  schlagen  versucht 
bez.  mit  diesem  Begriff  der  in  jenem  Gegensatz  liegende  Zwie- 
spalt zu  verdecken  gesucht,  der  bis  auf  den  heutigen  Tag  den 
Hauptinhalt  aller  ökonomischen  Probleme  bildet. 

Bei  den  Nachfolgern  Ttirgots  tritt  dann  die  Verzweigung  der 
Kapitallehre  in  eine  technisch-materialistische  und  eine  geldliche 
deutlicher  zutage.  Während  Sniitit  das  Kapital  als  Produktions- 
mittel in  den  Vordergrund  stellt  und  seine  Nachfolger  mit  wenigen 
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Ausnahmen  noch  ausschließhcher  ins  technisch-materialistische 
Fahrwasser  geraten,  hat  J.  B.  Say  den  geldlichen  Kapitalbegriff 
in  den  Vordergrund  geschoben  und  von  seiner  sachlichen  Unter- 
lage getrennt^).  »Nicht  die  Materie  —  sagt  Say  —  macht  das 
Kapital  aus,  sondern  der  Wert  dieser  Materie,  das  ist  ein  — 
körperloses  Ding«^).  Da  er  aber  gleichzeitig  im  Anschluß  an 
Smith  die  Produktivität  des  Kapitals  hervorhebt,  verfällt  er  schon 
in  den  Widerspruch,  den  alle  späteren  Vertreter  eines  geldlichen 
Kapitalbegriffs  nicht  vermeiden  konnten,  sobald  sie  im  Anschluß 
an  den  Kapitalbegriff  wirtschaftliche  Erscheinungen,  insbesondere 
den  Kapitalgewinn  erklären  wollten.  Denn  in  die  sonstige  ma- 
terialistische Theorie  und  die  darauf  beruhende  Zurückführung 
der  Einkommen  auf  einen  speziellen  »Produktionsfaktor«  paßte 
eben  die  geldliche  Kapitalauffassung  nicht. 

Diesen  Dualismus  des  Kapitalbegriffs  hat  man  in  verschie- 
dener Weise  zu  überwinden  versucht.  Den  ersten  und  vielleicht 
auch  geistreichsten  Versuch  hat  z^. //ifr;;/^«?^  gemacht^).  Er  stellt 
den  schon  von  Smith  betonten  Gedanken  der  Erzielung  eines 
Einkommens  mittelst  des  Kapitals  in  den  Vordergrund  und  unter- 
scheidet daher  dauerbare  und  vergängliche  Güter.  Da  ihm  aber 
die  Beschränkung  des  Kapitalbegrififs  auf  erstere  zu  eng  erschien, 
meint  er,  daß  bei  den  letzteren  »der  Tauschwert  doch  im  Pro- 
dukt fortbestehen  kann«.  So  knüpft  er  also  bei  diesen  Gütern 
den  Kapitalbegrifif  an  den  »Tauschwert«  an  und  kommt  so  zu 
seiner  Kapitaldefinition ^):  »Beständige  oder  dauerbare  Güter  und 
wandelbare,  die  ihren  Wert  im  Wechsel  der  Form  behaupten, 
lassen  sich  damit  unter  einen  und  denselben  Begriff  bringen: 
eine  dauernde  Grundlage  einer  Nutzung  zu  sein,  die  Tauschwert 
hat.     Solche  Güter  nennen  wir  Kapitale.« 

Mit  den  Begriffen  Nutzungen  und  Tauschwerte  ist  hier  ein 
leiser  Versuch  gemacht  (allerdings  ohne  Zusammenhang  mit  der 
sonstigen,  auch  ganz  technisch-materialistischen  Auffassung  Her- 
ma7ins) ,  über  den  materialistischen  Kapitalbegriff  hinaus  zu 
kommen.  Hermann  ist  einer  der  wenigen  Nationalökonomen, 
die  wenigstens  gelegentlich  die  Unmöglichkeit  der  materialistischen 

1)  S.  näheres  bei  Jacoby  a.  a.  O.  S,  2  ff. 

2)  J.  B.  Say,  Darstellung  der  Nationalökonomie,  übersetzt  von  Morstadt, 
Bd.  II,  S.  487,   zitiert  bei  Jacoby. 

3)  Staatswirtschaftliche  Untersuchungen    1832,   2.  Aufl.    1874. 

4)  V.  Hennann,  Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,    2.  Aufl.  1874,  S.  296  flf. 
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Auffassung  der  Wirtschaft  empfunden  haben.  Er  empfindet,  daß 
Kapital  nicht  Sachgüter,  sondern  ein  Geldausdruck  von  Sach- 
gütern, ein  Tauschwert,  wie  die  bisherige  Theorie  sagt,  ist  und 
glaubt,  das  mit  dem  Unterschied  von  Sachgütern  und  Eigentum 
an  Sachgütern  in  Verbindung  bringen  zu  können.  Unter  Nutzung 
versteht  er,  wie  Jacoby  näher  auseinandersetzt  (a.  a.  O.  S.  9  ff.) 
>rechtlich  gesicherte  Nützlichkeit,  die  Tauschwert  hat«.  »Sobald 
und  wo  immer  Eigentum  entsteht,  gewinnt  das  Leben  durch 
dessen  Nutzung  ein  neues,  neben  der  Arbeit  sich  darbietendes 
Substanzmittel,  dessen  temporäre  Gebrauchsüberlassung  an  An- 
dere ebenso  Vergeltung  ansprechen  kann,  wie  die  Hingabe  einer 
Arbeitsleistung«  (a.  a.  O.  S.  296).  »In  Wirklichkeit  ist  daher 
das  Kapital  rechtlich  gesicherter,  ausschließlicher  Gebrauch  von 
äußeren  Gütern  eines  bestimmten  Rechtssubjektes«  (S.  309). 
Man  erkennt,  wie  Hermann  ein  Vorläufer  derjenigen  Theoretiker 
ist,  die  die  Wirtschaft  und  die  wirtschaftlichen  Begriffe,  so  auch 
das  Kapital,  durch  die  Rechtsordnung  bestimmen  wollen  (s.  unten 
Die}il,  Amonn).  Aber  während  jene  die  Rechtsordnung  auf  das 
in  der  üblichen  materialistischen  Weise  verstandene  Wirtschaftliche 
aufpfropfen  und  so  zu  »sozialökonomischen«  Begriffen  gelangen 
v;ollen,  ist  bei  Hermarm  die  Beziehung  seines  Kapitalbegriffs  auf 
das  Eigentum  und  sein  Begriff  der  Nutzung  daraus  entstanden, 
daß  er  Gelderscheinungen  im  Auge  hatte,  sie  aber  nicht  erklären 
konnte.  Er  geht  dadurch  über  die  andern  Theoretiker  hinaus, 
daß  er  eine  dunkle  Vorstellung  davon  gehabt  zu  haben  scheint, 
daß  durch  die  technische  Produktivität  Geldemkommen  nicht  er- 
klärt werden  können.  Statt  aber  auf  psychische  Vorgänge  zu 
kommen,  sucht  er  nach  einer  Trennung  der  rechtlich  gesicherten 
Nutzung  der  Dinge  von  den  Dingen  selbst,  kommt  aber  über  Un- 
klarheiten nicht  hinaus  und  zu  keiner  besseren  Kenntnis  der 
tauschwirtschaftlichen  Vorgänge. 

Garnichts  ist  natürlich  damit  gewonnen,  wenn  man  die  Geld- 
einkommen und  das  Kapital  als  »Wertbeträge«  »definiert«,  wie 
das  seit  Turgot  und  Say  Unzählige  tun,  was  auf  dem  fundamen- 
talen Irrtum  der  bisherigen  Theorien  beruht,  daß  die  Geldpreise 
ein  Ausdruck  des  Güterwertes  seien  und  man  daher  mit  dem 
Wertbegriff  Geld  und  Güter  zu  einer  Einheit  zusammenfassen 
könne.  Und  noch  viel  schlimmer  ist  es,  wenn  man  mit  Philippo- 
vich  (s.  z.  B.  Grundriß,  9.  Aufl.  §  100)  es  dem  Leser  überläßt, 
ob  er  unter  Einkommen    und    daher  auch  unter  Kapital  »Güter- 
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summen  oder  deren  Geldwert«  verstehen  will!  Ein  näheres  Ein- 
o-ehen  auf  derartige  Leistungen  der  heutigen  ökonomischen  Theorie 
ist  überflüssig.  — 

Ei<Tentümlich  ist  die  Stellung  der  Sozialisten  zum  Kapi- 
talbegriff, Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  sie  den  Begriff 
selbst  richtiger  und  unabhängig  von  der  herrschenden  materia- 
listischen Wissenschaft  aufgefaßt  haben,  aber  in  der  Erklärung 
der  Kapitalerscheinungen  stehen  sie  trotzdem  auf  dem  extremen 
technisch-materialistischen  Standpunkt,  der  Wirtschaft  und  Pro- 
duktion verwechselt.  Jedenfalls  haben  die  Sozialisten  prinzipiell, 
wenn  auch,  wie  gesagt,  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  ihren 
sonstigen  systematischen  Darlegungen,  den  Popularbegriff  des 
Kapitals,  der  das  Kapital  mit  dem  Gelde  verknüpft,  scharf  in  den 
Vordergrund  gestellt.  Weil  sie  nicht  von  den  überlieferten  Theo- 
rien vom  Volksreichtum  ausgingen  und  das  tatsächliche  wirt- 
schaftliche Leben  mehr  beobachteten,  haben  sie  die  Rolle  des 
Geldes  doch  zutreffender  aufgefaßt  als  die  sonstigen  National- 
ökonomen, die  die  technischen  Vorgänge  der  Produktion  mit 
Wirtschaft  verwechselten.  Das  gilt  von  Marx  und  für  den  Ka- 
pitalbegriff vor  allem  auch  von  Lassalle.  Dieser  sagt  ganz  deut- 
lich^): »Solange  die  Produkte  den  , Salto  mortale'  ins  Geld  nicht 
gemacht  haben,  für  wen  sollen  sie  dann  Kapital  sein }  Für  ihre 
Besitzer,  in  deren  Verkaufsmagazinen  sie  lagern.?«  »Soll  das 
Produkt  wieder  zu  Kapital  werden,  so  kann  es  dies  nur,  indem 
es  ...  .  von  neuem  in  den  Fluß  der  Produktion  geworfen  wird.« 
»Der  Pulsschlag  des  Kapitals,  der  durch  den  bürgerlichen  Pro- 
duktionsprozeß hindurchgeht,  intermittiert,  und  in  diesen  seinen 
Pausen  heißt  er  Produkt.«  »Es  gibt  nur  ein  einziges  Produkt,  in 
welchem  dieser  Pulsschlag  niemals  intermittiert«,  das  Geld,  »das 
absolute  Kapital«, 

Ebenso  hat  Marx  (Das  Kapital,  Band  I,  2.  Aufl.,  S.  128  ff.) 
betont,  daß  »das  Geld  sich  durch  bestimmte  Prozesse  in  Kapital 
verwandle«.  Das  Geld  wird  im  Tauschverkehr  in  Ware  verwan- 
delt und  kehrt  dann  wieder  mit  einem  Zuschlag:  in  die  Geldform 
zurück:  G  —  W  —  Gj.  »Geld,  das  in  seiner  Bewegung  diese 
letztere  Zirkulation  beschreibt,  verwandelt  sich  in  Kapital,  wird 
Kapital  und  ist  schon  seiner  Bestimmung  nach  Kapital«  2).  Ob 
und  warum  nun  auch  Produktionsmittel,  z.  B.  Fabrikanlagen,  auf 

1)  Kapital  und  Arbeit,   1864,  S.  148. 

2)  A.  a.  O.  S.   129. 
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die  diese  Formel  nicht  paßt,  Kapital  sind,  wird  nicht  erörtert. 
Auch  für  das  Geldleihkapital,  das  nicht  durch  eine  Ware  hin- 
durchgeht, wird  keine  Erklärung  gegeben. 

Alle  diese  Erörterungen  kommen  nicht  über  eine  unklare 
Empfindung  hinaus,  die  sich  aus  dem  Sprachgebrauch  aufdrängt, 
daß  das  Kapital  mehr  mit  dem  Gelde  zu  tun  habe,  als  daß  man 
es  als  »rein  ökonomische  Kategorie«,  in  Wirklichkeit  rein  tech- 
nisch als  produziertes  Produktionsmittel  auffassen  könnte.  Es  ist 
also  zweifellos,  daß  die  Sozialisten,  weil  sie  sich  eben  in  diesem 
Punkte  von  der  überlieferten  »Lehre  vom  Volksreichtum«  etwas 
frei  machten,  zu  einer  richtigeren  Erfassung  des  Kapitalbegriffs 
d.  h.  zu  einer  Annäherung  an  den  Popularbegriff  des  Kapitals 
gekommen  sind.  Aber  da  sie  im  übrigen  ganz  auf  der  materialisti- 
schen Wirtschaftsauffassung  stehen  und  extreme  Vertreter  eines 
quantitativ  aufgefaßten  Kostenwertes  sind,  konnten  sie  mit  dem 
geldlichen  Kapitalbegriff  eigentlich  nichts  anfangen,  sie  konnten 
damit  keine  Kapitaleinkommen  erklären  und  bemühen  sich  daher, 
sie  als  den  Arbeitern  vorenthaltenen  Mehrwert  zu  erweisen. 

Von  dem  illarxschen  Kapitalbegriff  ist  insbesondere  Sombart 
beeinflußt  worden.  Doch  während  Marx,  vom  Handel  aus- 
gehend, vor  allem  das  Geldkapital  im  Auge  hatte,  in  dem  er  mit 
Recht  die  erste  Kapitalerscheinung  erkennt,  geht  Sombart  auf 
dem  Boden  der  technisch-materialistischen  Wirtschaftsauffassung 
von  dem  sachlichen  Kapitalbegriff  aus,  und  es  stellt  sich  schließ- 
lich heraus,  daß  er  Geldkapital  und  Sachkapital  einfach  unter 
dem  letzten  Begriffe  identifiziert.  Er  definiert  (Der  moderne  Ka- 
pitalismus, Band  I,  Kap.  8)  das  Kapital  aus  der  >kapitalistischen 
Unternehmung«.  Das  ist  ihm  »diejenige  Wirtschaftsform,  deren 
Zweck  es  ist,  durch  eine  Summe  von  Vertragsabschlüssen  über 
geldwerte  Leistungen  und  Spezialleistungen  ein  Sachver- 
mögen  zu  verwerten,  d.  h.  mit  einem  Aufschlag  (Profit)  dem 
Eigentümer  zu  reproduzieren.  Ein  Sachvermögen,  das  solcher 
Art  genützt  wird,  heißt  Kapital«  (S.  195).  Erst  später  (S.  207) 
erfährt  man  ganz  nebenbei,  daß  Sombart  zum  Sachvermögen  auch 
einen  Geldbesitz  rechnet!  Daß  eine  Unternehmung  nicht  be- 
deutet, ein  Sachvermögen  reproduzieren  und  daß  dieser  Kapital- 
begriff, die  Verwechslung  von  Sach-  und  Geldbesitz,  nicht  ange- 
tan ist,  die  Kapitalerscheinungen  zu  erklären,  leuchtet  ein.  Auch 
in  seinem  neueren  Aufsatz :  Der  kapitalistische  Unternehmer 
(Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  Band  29,  S.  699 
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und  708)  sieht  Sombart  den  Ausdruck  des  »Kapitalismus«  in  dem 
als  Triebkraft  wirkenden  objektivierten  Verwertungsstreben  des 
der  Produktion  zur  Unterlage  dienenden  Sachgütervorrates,  des 
>Kapitals«.  Dieser  Versuch,  die  Kapitalvorgänge  mit  der  materia- 
listischen Theorie  in  Einklang  zu  bringen,  indem  man  einfach 
Geld  und  Sachgüter  als  Kapital  durcheinander  wirft,  bedarf  um 
so  weniger  einer  Widerlegung,  als  Sombart  irgendwelche  Erklä- 
rung tauschwirtschafthcher  Vorgänge  an  diese  Auffassung  nicht 
geknüpft  hat. 

Eine  eigentliche  geldliche  Auffassung  des  Kapitalbegriffs 
wie  bei  Marx  findet  sich  also  bei   Sovibart  nicht.  — 

Dagegen  ist  das  durchaus  der  Fall  bei  C.  Menger,  dessen 
Auffassung  einen  Fortschritt  in  der  Definition  des  Kapitalbegriffs, 
aber  nicht  auch  in  der  Erklärung  der  Kapitalerscheinungen  be- 
deutet. Menger  hat  besonders  scharf  den  Geld  begriff  des  Ka- 
pitals betont  (Zur  Theorie  des  Kapitals  in  Jahrbücher  für  Natio- 
nalökonomie und  Statistik,  1888,  S.  2  ff.):  »Der  Realbegnff  des 
Kapitals  umfaßt  das  Vermögen  der  Erwerbswirtschaft,  welcher 
technischen  Natur  dasselbe  an  sich  auch  sein  mag,  insofern  sein 
Geldwert  Gegenstand  unseres  ökonomischen  Kalküls  ist  ...  . 
Unter  Kapital  werden  im  gemeinen  Leben  effektive,  der  Erwerbs- 
wirtschaft gewidmete,  oder  durch  der  Erwerbswirtschaft  gewid- 
metes Vermögen  jeder  anderen  Art  dargestellte  ....  Geldbe- 
träge verstanden.« 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  Menger  damit  eine  ziemlich  zutref- 
fende Formulierung  dessen  gegeben  hat,  was  das  »gemeine  Leben« 
unter  Kapital  versteht.  Er  betont  mit  Recht,  was  aber  auch  die 
Sozialisten  schon  deutlich  ausgesprochen  haben,  daß,  um  uns 
der  Ausdrucksweise  der  materialistischen  Oekonomik  zu  bedienen, 
nicht  nur  die  Geldsummen  Güter,  sondern  auch  die  Güter  Geld- 
summen verkörpern,  d.  h.  er  weist  darauf  hin,  daß  das  Vermögen 
einer  Erwerbswirtschaft  »in  unserer  geldwirtschaftlichen  Epoche 
sich  uns  rechnungsmäßig  als  ein  werbender  Geldbetrag  und  zwar 
selbst  dann  darstellt,  wenn  dasselbe  effektiv  nicht  in  Geld,  son- 
dern in  Gütern  anderer  Art  besteht«^).    Wir  werden  unten  daran 

i)  Mevger  ist  der  einzige  Theoretiker  gewesen,  der  gelegentlich  empfunden 
hat,  daß  mit  der  technisch-materialistischen  Wirtschaftsauffassung  die  Gelderschei- 
nungen, insbesondere  die  Gelderträge  nicht  zu  erklären  sind.  In  einer  sehr  interes- 
santen Anmerkung  (S.  42)  macht  er  darauf  aufmerksam,  daß  die  technische  Pro- 
duktivität doch  nur  bei  dauernden  Produktivgütern  (stehendes  Vermögen)  den  Er- 
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anknüpfen.  Hier  sei  über  diese  Versuche,  den  Kapitalbegriff  des 
gewöhnlichen  Sprachgebrauchs  in  die  ökonomische  Theorie  ein- 
zuführen, nur  folgendes  gesagt. 

Die  bisherigen  Theoretiker  haben,  da  sie 
alle  auf  dem  Boden  der  materialistischen  Wirt- 
schaftsauffassung stehen,  eigentlich  gar  nicht 
das  Recht,  das  Kapital  im  Sinne  des  gewöhn- 
lichen Sprachgebrauchs  als  einen  Geldausdruck 
zu  definieren.  Denn  in  dem  materialistischen  System  sind 
mit  dem  Kapitalbegriff  und  aus  ihm  gewisse 
grundlegende  Erscheinungen  des  Wirtschafts- 
lebens, die  Kapitalein  kommen  zu  erklären,  da 
sie  nach  der  bisherigen  Theorie  aus  dem  Kapital  ursächlich  her- 
vorgehen. Das  Kapital  ist  eben  nach  allgemeiner  Anschauung 
einer  der  Produktionsfaktoren,  auf  den  gewisse  Ein- 
kommensteile oder  Einkommensarten  ursächlich  zurückzuführen 
sind.  Daher  können  einzelne  der  heutigen  Theoretiker  nicht 
kommen  und  plötzlich  sagen,  wir  fassen  Kapital  als  einen  bloßen 
Geldausdruck    auf.     Denn    sobald    sie    diese    Auffassung    in    ihr 


trag  erklären  könne,  daß  aber  die  Ertragserzielung  mittelst  Betriebsvermögen  das 
große  ungelöste  Problem  bleibe.  Er  hat  die  Lösung  aber  selbst  nicht  versucht, 
sondern  sagt  nur  (a.  a.  O.  S.  47):  »Eine  Kapitalzinstheorie  im  Sinne  einer  Erklä- 
rung des  Zinses  des  effektiven  Kapitals  (d.  h.  des  Sachkapitals)  ...  ist  für  den 
obigen  Zweck  (d.  h.  »für  die  Theorie  vom  Ertrage  des  werbenden  Vermögens«) 
unzulänglich ,  da  sie  uns  doch  nur  die  Erklärung  des  Ertrages  einer  b  e  s  o  n- 
deren  Kategorie  des  Produktivvermögens  bietet ;  .  .  .  Nicht  der 
Kapitalwert  der  betreffenden  Produktivgüter,  sondern  diese  letzteren  selbst 
sind  nämlich  in  Wahrheit  die  Ertragsquelle.«  Hier  tritt  zunächst  der  alte  Grund- 
fehler infolge  der  materialistischen  Wirtschaftsauffassung  deutlich  hervor,  wonach 
auch  der  wirtschaftliche  Ertrag,  bei  Erwerb&wirtschaften  also  der  Geldertrag, 
ebenso  wie  die  Produkte  ursächlich  auf  die  Produktivgüter  zurückgehen.  Dann 
aber  erkennt  Menger  doch,  daß  man  mit  der  Zurechnungslehre  eine  »Erklärung  der 
Zinsen  des  rechnungsmäßigen  Kapitals  nicht  geben  kann  und  dafür  einer  beson- 
deren Erklärung  des  Vermögensertrags  bedarf«.  Hätte  Mevger  das  etwas  weiter 
durchdacht  und  insbesondere  die  Frage  des  Kausalverhältnisses  beim  Ertrage  ein- 
gehender geprüft,  so  wäre  er  vielleicht  trotz  aller  Irrtümer  über  den  Wert,  die 
auch  in  der  zitierten  Stelle  zutage  treten  (daß  der  Geldausdruck,  den  er  Kapital 
nennen  will,  ein  Wert  sei),  doch  schließlich  zu  der  Erkenntnis  gelangt,  daß  hinter 
den  Gelderscheinungen  nicht  Vorgänge  der  Produktion,  sondern  psychische  Erwä- 
gungen stehen,  die  mit  dem  aus  Nutzen  und  Seltenheit  konstruierten  Wertbegriff 
seiner  Grenznutzenlehre  nicht  erfaßt  werden  können  und  überhaupt  keinen  sach- 
lichen Ausdruck  finden.  Immerhin  zeugt  diese  eine  Stelle  bei  Menger  von  tieferem 
Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  als  das  ganze  Werk  Böhm-Bawerks. 
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ganzes  theoretisches  System  einreihen  wollten,  müßten  sie  es 
doch  als  Produktionsfaktor,  also  technisch  als  Produktionsmittel 
in  irgend  einer  Abgrenzung  auffassen.  Oder  sie  müßten  die 
ganze  Grundlage  ihrer  bisherigen  Theorie  verändern,  d.  h.  das 
Wesen  der  Wirtschaft  ganz  anders  definieren.  In  einem  tech- 
nisch-materialistischen System  können  sie  eben  mit  dem  geldlichen 
Kapitalbegriff  nichts  erklären.  Denn  dort  sind  Einkommen  Güter- 
mengen und  die  gehen  nicht  auf  Geldausdrücke,  sondern  auf 
Produktionsmittel  zurück  und  nur  in  diesem  technischen  Sinne, 
den  man  aber  bis  heute  für  wirtschaftlich  gehalten  hat,  ist  eine 
Zurechnung  möglich. 

Menger  hat  das  offenbar  empfunden  und  deshalb  gefordert, 
daß  der  geldliche  Kapitalbegriff  durch  eine  allgemeine  Ver- 
mögensertragstheorie ergänzt  werde.  Aber  er  hat  doch 
keine  Vorstellung  davon  gehabt,  wie  diese  Theorie  aussehen 
sollte,  noch  weniger  wie  sie  mit  der  sonstigen  technisch-materia- 
listischen verbunden  werden  sollte,  und  am  wenigsten,  daß  eine 
solche  Verbindung  unmöglich  sei,  daß  nicht  manche  Einkommen 
als  Gelderscheinungen,  andere  als  Gütermengen  erklärt  werden 
können  und  daß  man  zu  einer  wirklichen  Erklärung  dieser  grund- 
legenden tauschwirtschaftlichen  Vorgänge  nur  von  einer  völlig 
andern  Auffassung  der  Wirtschaft,  mit  dem  Aufbau  eines  völlig 
neuen  Systems  gelangen  könne.  Menger  war  zu  einseitig  Theo- 
retiker, auch  zu  sehr  im  Bann  der  überlieferten  Anschauungen, 
zu  wenig  selbst  analysierender  Beobachter,  um  das  erkennen  zu 
können.  M.  a.  W.  während  seiner  wissenschaftlichen  Tätigkeit 
war  die  Zeit  für  eine .  völlige  Neugestaltung  der  ökonomischen 
Theorie  eben  noch  nicht  gekommen. 

Es  muß  besonderen  dogmengeschichtlichen  Spezialunter- 
suchungen überlassen  bleiben,  darzustellen,  wie  in  der  heutigen 
ökonomischen  Theorie  der  materialistische  und  der  geldliche 
Kapitalbegriff  nebeneinander  stehen  und  wie  man  versucht  hat, 
beide  im  Rahmen  der  üblichen  materialistischen  Theorie  zu  ver- 
schmelzen. Teils  verwechselt  man  Geldvermögen  und  Sachver- 
mögen {Sombart)  oder  Geldeinkommen  und  Sacheinkommen 
{v.  BöJim-Bawerk)  überhaupt,  gibt  beiden  eine  materialistische 
Deutung;  teils  glaubt  man  damit  etwas  gewonnen  zu  haben, 
wenn  man  Kapital  als  »Wertbegriff«  vom  Kapital  als  Produk- 
tionsmittel unterscheidet,  z.  B.  Clarks  capital-goods  und  capital- 
value,    ohne  daß    doch    der   letztere  Begriff  in  der  ganz  materia- 
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listischen  Theorie  Clark'~>  und  seiner  Anhänger  irgendeine  Rolle 
spielt,  weil  er  eben  auf  dem  alten  Irrtum,  die  Gelderscheinungen 
als  Werte  aufzufassen,  beruht;  teils  begnügt  man  sich  mit  der 
gar  nichts  erklärenden  und  auch  nicht  zutreffenden  Behauptung, 
daß  das  Geldkapital  durch  sachliches  Kapital  »gedeckt«  sei 
iv.  Wiesei-)\  teils  stehen  beide  Kapitalbegriffe  unvermittelt  und 
systemlos  nebeneinander,  wobei  natürlich  auch  eine  Erklärung 
der  Geldeinkommen  unmöglich  ist  (^o.  Philippovich  u.  a.).  Wir 
können  darauf  nicht  näher  eingehen,  es  kam  uns  nur  darauf  an, 
wenigstens  einmal  den  Standpunkt  für  eine  Spezialkritik  fest- 
zulegen, den  auch  dogmengeschichtliche  Untersuchungen  nicht 
entbehren  können,  der  aber  in  der  materialistischen  Theorie  ganz 
fehlte  und  nur  auf  Grund  der  psychischen  Auffassung  der  Wirt- 
schaft gewonnen  wird. 

Alle  diese  Nationalökonomen,  die  einen  geldlichen  Kapital- 
begrifif  aufstellen,  halten  daneben  aber  auch  an  dem  materialisti- 
schen Kapitalbegrifif  fest,  der  das  »eigentliche«,  »effektive«  Kapital 
sei.  Das  ist  eine  Folge  der  materialistischen  Wirtschaftsaufifassung 
und  ist  wie  diese  nie  bestritten  worden.  Man  hat  viel  darüber 
geredet,  wie  sich  capital-goods  zu  capital-value  verhalten.  Die 
meisten  haben,  getreu  der  materialistischen  Wirtschaftsaufifassung, 
betont,  daß  das  Wesen  des  Kapitals  nicht  in  »Wertbeträgen«  an 
sich,  sondern  immer  nur  in  Gütern  bestehen  könne.  Charakteri- 
stisch sagt  z.  B.  Jacoby  und  vertritt  damit  die  herrschende  Mei- 
nung, vor  allem  auch  Böhm-Bazve7'ks\  »Also,  wie  man  sich 
drehen  und  wenden  mag,  das  Eine  ist  klar:  das  Wesen  des 
Kapitals  kann  nicht  in  »W  e  r  t  betragen«  an  sich  —  denn  diese 
sind  ja  ein  wesenloses  Phantom,  ein  Schemen,  der  in  den  Händen 
zerrinnt,  wenn  man  danach  greift  —  sondern  lediglich  in  Wert- 
objekten  bestehen.«  Auf  die  Frage:  warum  besteht  das 
Kapital  aus  bestimmten  Wertbeträgen.?,  müßte  die  Antwort  doch 
unfehlbar  lauten,  weil  es  aus  Objekten  besteht,  die  Wert 
erlangen  können. 

Diese  Auffassung  hat,  irregeführt  durch  die  Wertlehre,  das 
Wesen  der  Geldwirtschaft  vollkommen  verkannt.  Das  Kapital 
braucht  garnicht  in  Objekten  zu  bestehen,  wenn  wir  auch  nicht, 
um  den  zweideutigen  Ausdruck  Wert  zu  vermeiden,  von  Wert- 
beträgen sprechen.  Es  besteht  in  der  Tat  nur  in  unsrer  Ge- 
dankenwelt, ist  ein  für  gewisse  gedankliche  Zwecke  von  uns 
geschaffener  Begriff.     Es  braucht  keineswegs   aus   »Objekten«   zu 
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bestehen.  Das  ist  freilich  eine  allem  bisher  geltenden  widerspre- 
chende Auffassung,  die  wir  unten  zu  beweisen  suchen  werden. 
Sie  ist  nur  möglich,  wenn  man  erkennt,  daß  die  Erträge,  die  mit 
Kapital  erzielt  werden,  niemals  auf  dasselbe,  auch  wenn  es  sich 
in  Produktionsmitteln  verkörpert,  ursächlich  zurückgehen,  daß 
das  Kapital  niemals  Ertragsquelle,  sondern  immer  nur  ein  Ertrags- 
mittel  im  tauschwirtschaftlichen  Prozesse  ist. 

Die  verschiedenen  Kapitaldefinitionen,  die  an  den  Sprach- 
gebrauch anknüpfen  und  den  Kapitalbegriff  in  irgend  eine  enge 
Beziehung  zum  Gelde  bringen,  sind  ohne  Bedeutung  geblieben, 
weil  sie  eben  in  das  Ganze  der  materialistischen  Auffassung  der 
Wirtschaft  nicht  paßten.  Man  konnte  mit  ihnen  im  Rahmen  der 
sonstigen  technisch-materialistischen  Auffassung  der  Einkommens- 
bildung die  Entstehung  eines  Kapitaleinkommens  nicht  erklären. 
Die  Anschauung,  daß  Kapital  nur  ein  Geldausdruck  sei,  so  richtig 
sie  ist,  schwebte  doch  in  der  Luft,  solange  sie  nicht  als  Ergebnis 
eines  allgemein  theoretischen  Systems  gewonnen  wurde ,  das 
hinter  den  Gelderscheinungen  nicht  die  Vorgänge  der  Produktion, 
sondern  psychische  Nutzen-  und  Kostenvergleichungen,  also  Er- 
tragserwägungen, erkannte.  Daran  hat  die  Subjektivisten  aber, 
außer  der  allgemein  überlieferten  technisch-materialistischen  Auf- 
fassung, der  Irrtum  des  Wertgedankens  gehindert,  der  Glaube, 
daß  die  Preise  und  überhaupt  Geidausdrücke  subjektive  Wertaus- 
drücke seien.  Menger  ist  der  einzige  gewesen,  der  gelegentlich 
erkannt  hat,  daß  sein  Begriff  des  Kapitals  als  Geldausdruck  eine 
allgemeine  Vermögensertragstheorie  zur  Voraussetzung  habe. 
Aber  er  hat  sie  nicht  aufgestellt,  und  noch  weniger  ist  das  von 
den  andern  Vertretern  dieses  Kapitalbegriffs  geschehen.  Daher 
konnte  dieser  bei  systematischer  Behandlung  nicht  durchdringen 
und  führt  höchstens  zu  einem  unklaren  Nebeneinander  verschiedener 
Kapitalbegriffe  ohne  Erklärungswert.  — 


In  neuester  Zeit  fängt  man  allmählich  an,  zu  erkennen,  daß 
das  > Kapital  an  sich«,  weit  entfernt,  ein  ökonomischer  Begriff  zu 
sein,  eine  rein  technische  Kategorie  ist.  Man  sieht  ein,  daß 
Geldtauschvorgänge  zu  erklären  sind.  Aber  da  man  an  der  ma- 
terialistischen Auffassung  der  Wirtschaft  festhielt,  suchte  man  durch 
den  Begriff  der  rechtlichen  Regelung  oder  der  »sozialen 
Verkehrsbeziehungen«  ein  engeres  Gebiet  der  »Sozial- 
ökonomik«  abzugrenzen.     Doch  geht  es  natürlich  nicht  an,  nach 
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diesem  Gesichtspunkt  wirtschaftliche  Begriffe  zu  definieren,  im 
übrigen  aber  die  materiahstische  Wirtschaftsauffassung  als  Grund- 
lage beizubehalten.  Es  geht  also  z.  B.  nicht  an,  im  Gegensatz 
zu  BdJun-Baiverk  und  der  bisherigen  Auffassung  einfach  zu  behaup- 
ten, nur  das  Erwerbskapital  sei  Kapital  im  sozialökonomischen 
Sinne,  das  sog.  Sozialkapital  sei  eine  reine  technische  Kategorie. 
Denn  auf  Grund  der  materialistischen  Wirtschaftsauffassung 
kann  man,  ganz  gleichgültig,  was  man  als  Kapital  bezeichnet,  die 
Kapitaleinkommen  —  und  was  darunter  zu  verstehen  ist, 
steht  fest  —  nie  erklären.  Im  Rahmen  eines  sonst  materialistischen 
Systems  hat  also  eine  Behauptung,  nur  das  Erwerbskapital  sei 
Kapital  im  sozialökonomischen  Sinne,  gar  keine  Bedeutung.  Sie 
ist  auf  dieser  Grundlage  ganz  unberechtigt. 

Das  gilt  für  viele  neuere  Theoretiker  bez.  Methodologen,  z.  B. 
ganz  neuestens  für  Ausführungen  von  DieJil,  die  ich  hier  des- 
halb erwähne,  weil  Diehl  im  Gegensatz  zu  vielen  anderen  doch 
das  Bestreben  nach  systematischer  Erfassung  der  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  hat.  Er  sagt  in  seinem  Aufsatz :  Zur  Kritik 
der  Kapitalzinstheorie  von  Böhm-Bawerk,  Jahrbücher  für  National- 
ökonomie, Band  105,  S.  582:  »Das  was  Böhm-Bawerk  erklärt, 
ist  Kapital  in  einem  rein  technischen  Sinne ;  in  volkswirtschaft- 
licher Bedeutung  ist  Kapital  immer  an  die  bestimmte  Eigentums- 
form geknüpft,  in  welcher  die  betreffenden  Gütervorräte  stehen.« 
»In  aller  Schärfe  muß  betont  werden,  daß  das  sog.  Produktiv- 
oder Sozialkapital  in  keiner  Weise  Kapital  in  irgendeinem  volks- 
wirtschaftlich brauchbaren  Sinne  ist.  Der  Name  Sozialkapital  ist 
direkt  irreführend,  denn  es  wird  von  jeder  Art  sozialer  Regelung  ab- 
strahiert. [Worin  besteht  die .?]  Kapital  im  volkswirtschaftlichen 
Sinn  ist  nur  das,  was  Böhm  Erwerbskapital  nennt.«  Warum.? 
Ohne  Begründung  darf  Diehl  diese  Behauptung  nicht  lassen. 
Denn  sie  widerspricht  der  bisherigen  und  auch  von  ihm  vertretenen 
Anschauung,  wonach  z.  B.  eine  ausgeliehene  Geldsumme  kein 
Kapital  »im  volkswirtschaftlichen  Sinn«  ist.  Geht  man,  wie  auch 
Diehl  es  tut,  von  der  »sozialen  Gesamtheit«,  von  der  »Gesamtwirt- 
schaft« u.  dgl.  aus,  so  ist  in  der  Tat  nur  die  materialistische  Auf- 
fassung möglich.  Für  eine  Lehre  vom  »Volksreichtum«  sind  nur 
die  Produktionsmittel,  durch  die  die  Menge  der  in  der 
Volkswirtschaft  verfügbaren  Produkte  vermehrt  wird,  Kapital.  Daß 
Kapitalgüter  im  Eigentum  jemandes  stehen,  ist  richtig,  macht  aber 
Produktionsmittel   nicht  zu  Kapital   und  von   »bestimmten  Eigen- 


304 


Robert  Liefmann : 


tumsformen«,  an  die  das  »Kapital  in  volkswirtschaftlicher  Bedeu- 
tung« geknüpft  sein  soll,  ist  mir  nichtsbekannt.  Die  »Eigentumsform« 
ist  bei  einem  Wohnhaus,  einem  Miethaus,  einem  Fabrikgebäude, 
einem  Geldkapital  genau  die  gleiche.  Mit  der  bloßen  Behaup- 
tung, die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  nur  unter  einer  recht- 
lichen, oder  noch  unklarer  einer  »sozialen  Regelung«  betrachten  zu 
wollen,  ist  für  die  Erklärung  derselben  noch  nichts  gewonnen. 
Auch  hier,  wie  beim  Tausch  überhaupt,  ist  Eigentum  wohl  die  Vor- 
aussetzung wirtschaftlicher  Vorgänge,  aber  nicht  Wesensmerk- 
mal wirtschaftlicher  Begriffe  und  die  tauschwirtschaftlichen 
Vorgänge  sind  aus  dem  individuellen  Gewinnstreben,  bei  den 
Hauswirtschaften  nach  einem  Konsumertrag,  bei  den  Erwerbs- 
wirtschaften nach  einem  Geldertrag,  die  allerdings  privates  Inne- 
haben voraussetzen,  nicht  aber  aus  einer  rechtlichen  oder  so- 
zialen Regelung  zu  erklären.  Wann  werden  unsere  Theoretiker 
diese  Selbstverständlichkeit  einsehen? 

Dielil  fällt  aber  alsbald  wieder  in  die  technische  Auffassung 
zurück,  die  auch  er  immer  vertreten  hat,  wenn  er  sagt  (S.  83): 
»Zur  Klärung  ist,  wie  gesagt,  dringend  erforderlich,  das  Kriterium 
allein  in  der  Art  zu  finden,  ob  Güter  produktiv  oder  konsumtiv 
verwendet  werden.«  Was  heißt  denn  produktiv  und  was  heißt 
»Besitz  von  Erwerbsmitteln«,  der  im  Gegensatz  zu  dem  »Besitz 
von  Genußmitteln«  das  Kapital  kennzeichnen  soll?  Will  Diehl 
jetzt  dazu  übergehen,  nur  die  Sachgüter,  mit  denen  man  ein 
Geld  einkommen  erzielt,  Kapital  zu  nennen,  so  bedeutet  das 
nicht  nur  ein  Abgehen  von  seinen  sozialen  Gesamtbegriffen  — 
für  die  »Volkswirtschaft«  und  den  Volksreichtum  kommen  eben 
nur  die  Produkte  und  ihre  Produktionsmittel  in  Betracht  —  son- 
dern auch  em  Aufgeben  der  ganzen  materialistischen  Auffas- 
sung, und  damit,  wenn  er  etwas  Positives  an  ihre  Stelle  setzen 
will,  eine  gewaltige  Annäherung  an  meine  Lehre,  die  ihn  schließ- 
lich zu  dem  Eingeständnis  zwingen  wird,  daß  hinter  den  Geld- 
erscheinungen nicht  Vorgänge  der  Produktion  sondern  psychische 
Vorgänge  zu  erblicken  und  jene  aus  diesen  zu  erklären  sind.  Noch 
vor  einigen  Jahren  hat  aber  Diehl  in  seiner  Besprechung  meiner 
Schrift  Ertrag  und  Einkommen  (Conrads  Jahrbücher,  1908,  Band  90, 
S.  406)  behauptet:  »Nach  wie  vor  wird  die  Erklärung  des  Kapital- 
zinses nicht  möglich  sein,  ohne  die  technische  Produktivität  des 
Kapitals  heranzuziehen«  ! 

Wohin    man    schließlich    mit    der    soziologischen  Auffassung, 
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welche  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  durch  Bezugnahme  auf 
die  Rechtsordnung  oder  gesellschaftliche  Beziehungen  erklären 
will,  kommt,  das  läßt  sich  gerade  auch  an  dem  Kapitalbegriff 
gut  zeigen.  Einer  der  Hauptvertreter  der  sozialökonomischen 
Betrachtungsweise  ist  Alfj'ed  Ainonn  mit  seinem  Buch  ,  Ob- 
jekt und  Grundbegriffe  der  theoretischen  Nationalökonomie,  1911. 
Ich  habe  seine  Grundgedanken,  die  4  Voraussetzungen,  die  er 
für  das  Vorhandensein  »sozialer  Verkehrsbeziehungen«  macht,  in 
dem  Aufsatz:  »Ueber  Objekt,  Wesen  und  Aufgabe  der  Wirtschafts- 
wissenschaft« kritisiert.  Sie  betreffen  den  Einfluß  der  Rechtsord- 
nung auf  die  wirtschaftlichen  Erscheinungen  und  die  vierte  enthält 
die  übliche,  völlig  falsche  Auffassung  des  Geldes  als  eines  »sozialen 
Wertmaßes«. 

In  der  »kapitalistischen  Gesellschaftsordnung«  —  für  die 
herrschende  Begriffsverwirrung  hinsichtlich  Nationalökonomie  und 
Gesellschaftslehre  ist  sehr  charakteristisch,  daß  Ainonn,  der  sich 
mit  »Objekt  und  Grundbegriffen  der  theoretischen  Nationalöko- 
nomie« beschäftigen  will,  immer  von  »Gesellschaftsordnung«  und 
»sozialen  Erscheinungen«  spricht  —  braucht  er  aber  zu  jenen  vier 
Voraussetzungen  noch  eine  fünfte,  um  wirtschaftliche  Erscheinungen 
zu  »nationalökonomischen  Problemen«  zu  machen:  »Die  Voraus- 
setzung einer  Ungleichheit  individueller  Verfügungsmacht  im  so- 
zialen Verkehr,  also  eine  soziale  Uebermacht  einzelner  Individuen 
gegenüber  anderen«  (a.  a.  O.  S.  387).  In  Verbindung  mit  jenen 
vier  anderen  Voraussetzungen  führt  dieses  soziale  Moment,  wenn 
es  »zu  dem  natürlichen  technischen  Moment  der  Dauerbarkeit  sach- 
licher Verkehrsobjekte  hinzutritt«  (S.  404),  zum  Begriff  des  Kapi- 
tals. Beim  Kapital  handelt  es  sich  also  um  die  Anhäufung 
dauerbarer  sachlicher  Objekte :  »Kapital  ist  solcherart  angehäufte 
konzentrierte  und  abstrakte  individuelle  Verfügungsmacht  im  so- 
zialen Verkehr.«  Mit  der  Dauerbarkeit  ist  zwar  eine  schon  von 
vielen  Nationalökonomen,  insbesondere  Walras  u.  a.  betonte  Eigen- 
schaft der  Kapitalgüter  richtig  erkannt,  und  Ainonn  betont  auch 
zutreffend,  daß  das  nur  eine  technische  Eigenschaft  sei.  Aber 
die  ganze  Widersinnigkeit  des  Grundgedankens  der  soziologischen 
Richtungen,  auf  solche  technische  Erscheinungen  das  Moment 
der  rechtlichen  Regelung  aufzupfropfen  und  damit  zu  »sozial- 
ökonomischen« Begriffen  gelangen  zu  wollen,  zeigt  sich  an  diesem 
Kapitalbegriff.  Denn  was  in  aller  Welt  kann  nun  mit  dem  Begriff 
»Verfügungsmacht  im  sozialen  Verkehr«   in  tauschwirtschaftlichen 
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Vorgängen  erklärt  werden,  was   hat  insbesondere  Amonn  damit 

erklärt? 

Das  ist  vielleicht  eine  philosophische,  aber  keine  wirtschaft- 
liche Definition.  Es  ist  eine  »Definition«,  die  ebenso  gut  auf  die 
Begriffe  Vermögen,  Eigentum,  Besitz,  Reichtum,  Wohlstand,  Ein- 
kommen und  noch  viele  andere  paßt.  Welche  wirtschaftliche 
Erscheinungen  kann  man  denn  mit  dieser  Kapitaldefinition  er- 
klären? 

Belustigend  wirkt  es  dem  gegenüber,  daß  unsere  Soziologen 
sich  dabei  noch  um  die  Priorität  dieser  herrlichen  Kapitaldefini- 
tion streiten.  Mit  Recht  aber  ironisiert  Sombart  in  seiner  Kritik 
des  Aiuonnschen  Buches  (Archiv  für  Sozialwissenschaft  und 
Sozialpolitik,  Band  38,  S.  652)  die  Literaturunkenntnis,  mit 
der  Ainotin  seine  Kapitaldefinition  für  im  wesentlichen  neu  hält 
und  nur  in  der  Anmerkung  darauf  hinweist:  »Der  Gedanke,  daß 
das  Wesen  des  Kapitals  in  einem  sozialen  Machtverhältnis  liege, 
findet  sich  schon  (!)  bei  Komorcinsky,  Die  nationalökonomische 
Lehre  vom  Kredit,  Innsbruck  1903.«  Schon  Marx  und  der  ganze 
Sozialismus  bis  herab  zu  Sombart  selbst  habe  diese  Auffassung 
gehabt.  Schön!  Aber  was  hat  man  damit  von  den  tauschwirtschaft- 
lichen Vorgängen  erklären  können  ?  Verwechselt  doch  noch  Som- 
bart mit  aller  dieser  Erkenntnis  Sachkapital  und  Geldkapital, 
brütet  über  die  Frage:  Wie  ist  Kapitalprofit  möglich?  und  hat 
darüber  die  unglaublichen  Vorstellungen,  die  aus  einer  Mischung 
der  hergebrachten  Zurechnungslehre  mit  der  sozialistischen  Ausbeu- 
tungstheorie entstehen  müssen.  Da  stehen  wir  also  heute :  »Kapi- 
tal ist  angehäufte  konzentrierte  und  abstrakte  individuelle  Ver- 
fügungsmacht im  sozialen  Verkehr«  I  So  tief  ist  unsere  Wissen- 
schaft durch  ihre  Verquickung  mit  der  Soziologie  gesunken,  daß 
man  solche  soziologische  Phrasen  als  ökonomische  Theorie  aus- 
geben darf! 
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WOLLENINDUSTRIE. 
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So  viel  das  wissenschaftliche  Erkennen  den  spekulativen 
Geistern  verdankt,  welche  die  Fülle  konkreter  Erscheinungen  unter 
große  begriffliche  Einheiten  zusammengefaßt  haben,  so  naheliegend 
ist  die  Gefahr  einer  Trübung  objektiven  voraussetzungslosen  Er- 
kennens,  wenn  ein  Forscher  es  unternimmt,  einen  Ausschnitt  aus 
dem  geschichtlichen  Leben  in  die  Kategorien  eines  Systems  hinein- 
zuzwingen.  Insbesondere  gilt  dies  von  denjenigen  Phänomenen, 
die  als  Uebergangserscheinungen  die  Merkmale  verschiedener 
Kategorien  an  sich  tragen.  Gar  zu  groß  ist  dann  für  den  Forscher 
die  Versuchung,  in  einseitiger  Betonung  bestimmter  Tatsachen 
ein  einseitiges  Bild  der  Wirklichkeit  zu  entwerfen;  ja,  bei  mangeln- 
der Selbstkritik  gleitet  er  wohl,  ihm  selber  unbewußt,  aus  dem 
Gebiet  beglaubigter  Tatsachen  in  das  geistvoller  Kombinationen 
hinüber,  die  mit  der  Wirklichkeit  nicht  mehr  in  Einklang  stehen. 

Wie  kaum  eine  andere  Theorie  hat  diejenige  von  der  kapita- 
listisch geordneten  Produktion  der  Gegenwart  dazu  beigetragen, 
Nebel  anstatt  Klarheit  zu  verbreiten,  und  die  nüchtern-objektive 
Erfassung  von  Uebergangsformen  zu  erschweren,  anstatt  zu  för- 
dern. Inwieweit  dies  bei  einer  besonders  markanten  Erscheinung 
an  der  Wende  zweier  Zeitalter,  bei  der  Florentiner  Wollenindustrie 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  der  Fall  ist,  will  die  nachstehende 
Untersuchung  prüfen. 

Die  Florentiner  Wollenindustrie  ist  von  der  modernen  Forschung 
zum    Typus    einer    frühkapitalistischen    Großindustrie    gestempelt 
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worden.  Schon  Poehlma7in  ^)  behandelt  sie  als  solche,  A.  Doren  2), 
der  beste  Kenner  der  Florentiner  Wollenindustrie,  hat  sie  ein- 
gehend als  Typus  des  »ausgereiften«  Kapitalismus  geschildert,  ihm 
folgend ,  nimmt  Sombart  ^)  sie  als  Beispiel  des  urwüchsigen 
Kapitalismus  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  in  Anspruch,  und 
die  Kritik  hat,  soweit  ich  sehe,  diese  Auffassung  von  dem  groß- 
kapitalistischen Charakter  der  Industrie  nicht  wesentlich  ange- 
fochten. Sieveking^)  hat  zwar  die  Parallelsetzung  der  Florentiner 
Wollenindustrie  mit  dem  heutigen  Kapitalismus  kritisiert,  ohne 
jedoch  die  materiellen  Angaben  Dorens  über  den  Umfang  der 
Industrie,  die  Größe  der  Betriebe  und  Unternehmungen,  den  so- 
zialen Aufbau  des  Gewerbes  in  Zweifel  zu  ziehen,  und  v.  Beloiu  ^) 
hat  die  Behauptung,  daß  die  Unternehmer  der  Florentiner  Indu- 
strie Großindustrielle  gewesen  seien,  mit  einem  kleinen  Fragezei- 
chen versehen.  Aber  im  übrigen  hat  die  Kennzeichnung  der 
Florentiner  Wollenindustrie  als  einer  großkapitalistischen 
Industrie  keinen  Widerspruch  erfahren. 

Nur  gering  ist  das  Material,  mit  Hilfe  dessen  sich  die  über- 
lieferte Auffassung  von  der  Florentiner  Wollenindustrie  nachprüfen 
läßt,  da  die  große  Masse  der  einschlägigen  vorhandenen  Urkunden 
noch  ungedruckt,  ja  noch  nicht  einmal  gesichtet  ist.  Aber  die 
wenigen  publizierten  Quellen  genügen  doch,  um  an  wesentlichen 
Punkten  mit  der  Kritik  einzusetzen. 

Die  notwendigen  begrifflichen  Formulierungen  als  Grundlage 
der  Untersuchung  müssen  sich  naturgemäß  auf  ein  Mindestmaß 
beschränken.  Im  Rahmen  einer  kleinen  Spezialarbeit  kann  nicht 
das  Wesen  des  Kapitalismus  erschöpfend  umschrieben  werden. 
Für  den  vorliegenden  Fall  genügt  aber  auch  die  Feststellung 
einiger  wesentlicher  Merkmale  des  Begriffes: 

I.  Es  darf  als  anerkannt  gelten,  daß  man  einen  gewissen 
Gesamtumfang  der  Industrie,  eine  Großindustrie,  voraussetzt,  wenn 
man  von  vollentwickelter  kapitalistischer  Wirtschaftsform  spricht. 
Eine  feste  Grenze  läßt  sich  —  wie  so  oft  bei  begrifflicher 
Trennung   zweier   mit  Zahlen    meßbarer  Größen  —  nicht  ziehen, 


1)  Poehlmann,  Die  Wirtschaftspolitik  der  Florentiner  Renaissance. 

2)  Alfred  Doren,  Die  Florentiner  Wollenindustrie  vom   14. — 16.  Jahrhundert. 
Fortan  zitiert  als  Doren  I. 

3)  Alfred  Doren,  Das  Florentiner  Zunftwesen.     Fortan  zitiert  als  Doren  II. 

4)  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  usw.    N.  F.  25. 

5)  Conrads  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  u.  Statistik  Bd.  79. 
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aber  den  Begriff  des  ausgereiften  Kapitalismus  wird  man  nur  dort 
anwenden  wollen,  wo  es  sich  um  eine  Industrie  handelt,  deren 
Ausmaße  von  denen  des  Handwerks  wesentlich  verschieden  sind. 

2.  In  höherem  Grade  als  von  der  Größe  der  Gesamtindustrie 
gilt  dies  von  der  Größe  der  einzelnen  Unternehmungen  und  ihrer 
Betriebe.  Als  Erscheinung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsform 
ist  eine  Industrie  nur  dann  anzusprechen,  wenn  der  Unternehmer 
entweder  als  Fabrikant  einen  großen  gewerblichen  Eigenbetrieb, 
oder  als  Verleger  einen  großen  kaufmännischen  Betrieb  hat  und 
in  beiden  F"ällen  als  Inhaber  umfangreicher  sachlicher  Produktions- 
mittel einen  Produktionsprozeß  von  großen  Dimensionen  einheit- 
lich leitet.  Auch  hier  versagt  naturgemäß  die  zahlenmäßige 
Festlegung.  Nur  von  Fall  zu  Fall  kann  auf  Grund  des  Ver- 
gleichs mit  analogen  Erscheinungen  ein  Maßstab  gewonnen 
werden. 

3.  Man  verbindet  ferner  mit  dem  Begriff  Kapitalismus  die 
Vorstellung  von  starken  sozialen  Gegensätzen.  Wenn  ein  Meister 
den  anderen  verlegt,  wie  dies  bei  den  mittelalterlichen  Textil- 
gewerben sehr  häufig  der  Fall  war,  so  wird  man  bei  sonst  gleicher 
sozialer  Position  beider  hierin  zwar  einen  Ansatz  zu  kapitalisti- 
scher Entwicklung  erblicken  können,  aber  auch  nicht  mehr.  Zu 
dem  Begriff  des  entwickelten  Kapitalismus  gehört  der  Gegensatz 
zwischen  einem  Besitzer  umfangreichen  Kapitals  und  einer  zahl- 
reichen kapitallosen  Arbeiterschaft. 

So  wenig  mit  diesen  Feststellungen  der  Kapitalismus  voll 
gekennzeichnet  ist,  so  durchaus  genügen  sie  als  Kriterien,  wenn 
es  gilt,  einer  Industrie  ihren  Platz  im  System  anzuweisen.  Ver- 
sagt in  den  3  Punkten  der  kapitalistische  Charakter,  so  wird  man 
auf  Grund  sonstiger  Erscheinungen  vielleicht  eine  Auflösung 
älterer  Wirtschaftsformen,  einen  Ansatz  zu  kapitalistischen  Bil- 
dungen feststellen  können,  aber  von  einem  voll  entfalteten  Kapi- 
talismus kann  dann  nicht  die  Rede  sein. 

Die  folgende  Untersuchung  wird  sich  daher  auf  diese  3  Punkte 
beschränken. 


I.  Der  Umfang  des  Gewerbes.  Die  Vorstellungen  von  dem 
Umfange  der  Florentiner  Wollenindustrie  gründen  sich  auf  Gio- 
vanni Villani   und  seine  bekannte  Statistik   der  Florentiner  Ver- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1916.     3.  25 
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hältnisse  ^).  Man  hat  ihm  als  angesehenem  Kaufmann  und  Beamten 
ein  sicheres  Urteil  über  den  Umfang  der  Wollenindustrie  seiner 
Vaterstadt  zugetraut,  und  so  sind  seine  Angaben  von  den  deut- 
schen Historikern  nicht  nur  übernommen,  sondern  von  dem  besten 
Kenner  der  Florentiner  Wollenindustrie  ausdrücklich  als  glaub- 
würdig verteidigt  2).  So  viel  ich  sehe,  hat  rmv  Sc /mite '^)  den  An- 
gaben des  Florentiners  keinen  Glauben  geschenkt.  Nach  der 
Statistik  Villanis  fertigte  die  Florentiner  Wollenindustrie  im  An- 
fang des  14.  Jahrhunderts  jährlich  ca.  looooo  Stücke  Tuch,  und 
30  Jahre  später,  als  Villani  schrieb,  70—80000  Stücke.  Gegen 
die  Angabe,  daß  30000  Menschen  in  dieser  Industrie  beschäftigt 
gewesen  seien  ,  hat  man  wohl  einige  Bedenken  erhoben  '^), 
ohne  jedoch  daraus  weitere  Schlussfolgerungen  zu  ziehen.  Die 
Angaben  Villanis  fanden  ihre  Ergänzug  in  der  Aussage  des  Dogen 
Tonimaso  Mocenigo,  nach  der  Florenz  in  der  ersten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  allein  über  Venedig  16000  Stücke  Tuche  expor- 
tiert habe  ^).  Gestützt  auf  diese  Angaben  und  die  allgemeinen 
Eindrücke  über  den  Umfang  der  Industrie,  wie  sie  aus  den 
Quellen  sich  ergaben,  hat  man  die  Florentiner  Industrie  wieder 
und  wieder  als  Großindustrie,  sogar  als  Riesenindustrie  gekenn- 
zeichnet *').  Was  sagen  die  Urkunden  zu  solcher  Charakteristik.?* 
Aus  dem  Jahre  1381  liegt  eine  Taxe  der  Wollenzunft  ')  vor,  die 
zum  Zwecke  der  Besteuerung  angelegt  wurde  und  für  jeden 
Unternehmer  die  Stückzahl  der  für  die  nächsten  zwei  Jahre  zu 
fertigenden  Tuche  festlegte.  Die  Gesamtproduktion  der  Industrie 
wurde  auf  19474  Stück  veranschlagt;  es  scheint,  daß  damit  die 
Jahresquote  gemeint  ist  ^).     Die  Lage  der  Industrie  war  in  jenen 

1)  Giovanni   Villani,  Istorie  Florentine,   üb.  XI  cap.  93 — 94. 

2)  Doren  I  405. 

3)  Aloys  Schulte,  in  der  Kritik  des  Dorenschtn  Buches,  Deutsche  Literatur- 
zeitung 1901. 

4)  Poehlmann  zitiert  sie  ohne  Kritili  S.  58.  Doren  II  227  bezeichnet  sie  als 
>stark  übertreibend«, 

5)  Doreti  I  124, 

6)  Vgl.  Poehlmann  a.  a.  O.  und  Doren  I  249. 

7)  Doren  I   526. 

8)  Der  Wortlaut  bei  Dorcji  läßt  auch  die  Möglichkeit  offen,  daß  nicht  in  je 
einem  Jahr,  sondern  in  den  beiden  Jahren  zusammengenommen  19  474  Stück  her- 
gestellt werden  sollten.  Um  der  Möglichkeit  einer  Unterschätzung  vorzubeugen, 
nehme  ich  19474  Stück  als  Jahresquote  an,  worauf  auch  die  letzte  Rubrik  der 
Statistik:  201 — 220  Stück  schließen  läßt.  220  Stück  wird  auch  an  einer  anderen 
Stelle  als  Maximum  der  Jahresproduktion  eines  Tuchers  genannt.     Doren  I  336  Anm. 
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Jahren  infolge  des  Ciompoaufstandes  eine  bedrängte ;  immerhin 
bedeutete  die  Zeit  von  1380 — 1390  dort  schon  wieder  eine  Pe- 
riode des  Aufschwungs^).  19000  (10 000?)  Stücke  stellen  dem- 
nach den  Umfang  dessen  dar,  was  die  Industrie  unter  den  Nach- 
wirkungen einer  Krise ,  aber  bei  aufsteigender  Konjunktur  zu 
*  leisten  vermochte.  Man  wird  diese  Zahl  nicht  ohne  w'eiteres 
verallgemeinern  wollen. 

Die  Ziffer  der  Taxe  findet  ihr  Gegenstück  in  einer  Nachricht 
aus  den  Zeiten  des  Aufstandes  selbst").  Als  zu  Beginn  des  Auf- 
standes die  gemäßigten  Elemente  noch  die  Oberhand  hatten, 
wurde  eine  Petition  aufgesetzt,  die  sich  durch  die  Besonnenheit 
ihrer  Forderungen  auszeichnete.  In  dieser  Petition  verlangten 
die  Aufständischen,  daß  die  Unternehmer,  um  den  Lebensunter- 
halt der  in  der  Industrie  beschäftigten  Personen  sicher  zu  stellen, 
auf  die  Herstellung  von  24000  Stücke  Tuch  jährlich  verpflichtet 
werden  sollten,  eine  Zahl,  die  also  in  den  Augen  der  sachkun- 
digen und  besonnen  Bittsteller  eine  erstrebenswerte  Leistung  dar- 
stellte. Wie  wäre  diese  Forderung  denkbar  bei  einer  Industrie 
von  70 — ICO 000  Stücke  normaler  Jahresleistung  .^  Sollte  doch  ge- 
rade eine  hohe  durchschnittliche  Jahresproduktion  durch  Er- 
füllung dieser  Petition  gewährleistet  werden.  Wohl  aber  fügt  sich 
die  Forderung  von  24000  Stücken  vortrefflich  mit  den  Angaben 
der  Taxe  zusammen:  19000  (loooo?)  Stücke  eine  Leistung  in 
ungünstigen  Zeiten,  24000  Stücke  eine  hohe  Normalleistung,  die 
vernünftige  Leute  fordern  konnten. 

Aus  derselben  Periode  gewährt  eine  dritte  überlieferte  Mit- 
teilung Aufschluß.  Im  Jahre  1372,  also  zur  Zeit  einer  gedeih- 
lichen Entwicklung  der  Industrie  vor  dem  Ciompoaufstand  wurde 
bestimmt,  daß  die  Konsuln  während  ihrer  Amtszeit  looo  Krüge 
Oel  aufzukaufen  hätten  ^).  Damit  war  vielleicht  nicht  der  gesamte 
Bedarf  der  Zunft  an  Oel  gedeckt,  da  auch  der  private  Ankauf 
von  Oel  in  kleineren  Quantitäten  stattfand,  aber  das  meiste  Oel 
wurde  den  Tuchmachern  durch  die  Zunft  geliefert  *).  Die  Amts- 
zeit der  Konsuln  betrug  4  Monate  °),  der  regelmäßige  jährliche 
Bedarf  der  Zunft   also    ca.  3000  Krüge   (ä  85  Pfund  florent.  Ge- 


i)  Doren  I  410. 

2)  Doren  I  242  u.  467. 

3)  Doren  I  532  Reg.  34. 

4)  Doren  I  378  Anm. 

5)  Doren  II  249, 
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wicht) ').     Dieser  Zahl  entsprechen  auch  die    sonstigen  Angaben 
der  Urkunden  über  Aufträge  für  Oelankäufe  2) : 

1374  Dezember  1000  Krüge 

1375  Januar  looo  » 
1375  Februar  looo  » 
1375  Juni  1000  » 
1380  Juni  1000        » 

1380  September   1300 — 1400  > 

1381  Dezember^)  2600 — 2800  » 

1381  Januar       2000        » 

1382  Oktober     1300 — 1400  »  usw. 

Nur  einmal  wurden  bei  anscheinend  großem  Mangel  über 
7000  Krüge  eingekauft,  die  dann  die  Zunft  nicht  voll  verwerten 
konnte'').  Von  den  ca.  3000  Krügen  (=  255000  florentinische 
Pfund)  regelmäßigen  jährlichen  Bezugs  ging  der  Bedarf  der 
Seifensieder  ab,  der  sich  annähernd  berechnen  läßt,  da  aus  einer 
Nachricht  vom  Jahre  1360  hervorgeht,  daß  die  Zunft  jährlich  ca. 
240000  Pfd.  Seife  brauchte  (siehe  unten  S.  374  f.).  Rechnet  man 
zur  Herstellung  dieser  Quantität  Seife  die  sicher  nicht  zu  hoch 
gegriffene  Menge  von  100  000  Pfd.  Oel,  so  bleiben  für  den  Be- 
darf der  Tuchmacher  noch  155000  Pfd.  oder  1823  Krüge  Oel 
übrig.  Nun  ist  aus  einer  Urkunde  der  Wollenzunft  vom  Jahre 
1414  der  Bedarf  an  Oel  pro  Stück  Tuch  ersichtlich^).  Er  beträgt 
für  100  Tuche  aus  englischer  Wolle  10  Krüge,  für  lOO  andere 
Tuche  7  Krüge.  Das  Verhältnis  der  jährlich  hergestellten  Tuche 
aus  englischer  Wolle  zu  den  andern  darf  man  nach  Angaben 
bei  Doren  S.  89  und  527  {Oltrarno  und  .S.  Martina  einerseits, 
Scheradio  und  Pancrazio  andrerseits;  Taxe  von  1381/82)  etwa 
wie  2  :  I  einschätzen,  gewiß  nur  eine  rohe  Schätzung,  aber  für 
das  Gesamtergebnis  auch  nicht  von  entscheidender  Bedeutung. 
Berechnet  man  nach  diesem  Maßstab,  wie  viele  Stücke  Tuch  mit 
einem  Vorrat  von  1823  Krügen  Oel  jährlich  hergestellt  werden 
konnten,  so  ergeben  sich  13  500  Stücke  Tuch  aus  englischer 
Wolle  und  6750  Stücke  aus  anderer  Wolle,  insgesamt  20250  Stück. 
Das  privat  bezogene  Oel  mochte  dann  noch  zu  einigen  Tausend 
Stücken    Tuch    ausreichen.      Sicherlich    ist    diesen   Zahlen   keine 


1)  Doren  I  530  Reg.   14. 

2)  Doren  I  534  ff.     Zu  beachten  ist,  daß  es  sich  um  Aufträge  handelt,  nicht 
um  Ankäufe. 

3)  Muß  heißen   1380. 

4)  Doren  I  529  Reg.    11;   530  Reg.   14. 

5)  Doren  I  549  Reg.   113. 
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durchschlagende  Beweiskraft  zuzuschreiben  —  das  Vorhandensein 
von  mancherlei  Fehlerquellen  liegt  zu  nahe  — ,  als  Ergänzung 
aber  der  bereits  gewonnenen  Ergebnisse  haben  sie  doch  Wert. 
Einige  20000  Stücke  Tuch  in  den  günstigen  Jahren  vor  dem 
Ciompoaufstand,  das  stimmt  vortrefflich  zu  den  24000  Stücken 
Tuch  jährlich,  die  die  Aufständischen  1378  forderten,  und  den 
19000  Stücken  der  Taxe  von  1381/82.  Auf  alle  Fälle  aber  be- 
weist auch  die  Menge  des  jährlich  anzukaufenden  Oels,  daß  eine 
Erzeugung  von  100  000  Stücken  jährlich  nicht  in  Frage  kommen 
kann. 

Ein  Jahrhundert  später  hatte  die  Florentiner  Wollenindustrie 
ihren  Höhepunkt  bereits  überschritten,  doch  befand  sie  sich  immer- 
hin nach  dem  Urteil  Dorens,  noch  in  einer  Periode  äußerer  Blüte  ^), 
Zwei  Urkunden  aus  dieser  Zeit  geben  über  ihren  damaligen  Um- 
fang Aufschluß.  Um  die  sinkende  Produktion  zu  haken,  war 
man  bestrebt,  neue  Stoffe  aufzunehmen,  insbesondere  suchte  man 
die  Weberei  von  Perpignaner  Stoffen  in  Florenz  einzubürgern. 
Nach  mehreren  vorbereitenden  Maßnahmen  bestimmte  die  Zunft 
im  Jahre  1473,  daß  jeder  Unternehmer  pro  10  Stück  Tuch  seine 
Taxe,  je  zwei  verschiedenartige  Stücke  Perpignaner  Gewebe  her- 
stellen sollte.  Man  wollte  auf  diese  Weise  die  Herstellung  von 
2000  Stück  Perpignaner  Stoffen  erzielen  ~).  Demnach  schätzte  die 
Zunftbehörde  die  Gesamtproduktion  der  Florentiner  Industrie  da- 
mals auf  ca.   loooo  Stück  ein. 

Um  dieselbe  Zeit  gelangte  Florenz  durch  den  Krieg  mit 
Volterra  in  den  Besitz  der  dortigen  Alaungruben  ^).  Sie  wurden 
der  Wollenzunft  überwiesen,  und  diese  hoffte,  aus  den  neuge- 
wonnenen Bergwerken  fortan  den  gesamten  Bedarf  der  Industrie 
an  Alaun  decken  zu  können.  Sie  setzte  daher  durch,  daß  die 
Zufuhr  von  Alaun  mit  einem  Zoll  belegt  wurde,  der  prohibitiv 
wirken  mußte,  und  verpflichtete  sich  ferner  kontraktlich  dem 
Pächter  gegenüber,  kein  Alaun  anders  als  von  den  verpachteten 
Gruben  zu  beziehen.  Die  Florentiner  Wollenindustrie  sollte  dem- 
nach ausschließlich  auf  den  Ertrag  der  eigenen  Alaungruben  an- 
gewiesen sein.    Der  Pächter  verpflichtete  sich,  jährlich  wenigstens 


i)  Dore7i  I  416,  während  Poehlmann  der  Ansicht  ist,    daß    sie    im   15.  Jahr- 
hundert ihren  Höhepunkt  schon  hinter  sich  hatte. 

2)  Doren  I  567  Reg.   177b. 

3)  Doren  I  372  ff. 
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150000  Pfd.  Alaun  zu  liefern^).  Nach  einem  uns  erhaltenen 
Färbertarif  aus  derselben  Zeit  (1463) -),  verwandte  der  Färber  für 
ein  Stück  Tuch  8 — 25  Pfd.  Alaun.  Nimmt  man  als  Durchschnitt 
15  Pfd.,  so  gestattete  die  Lieferung  von  150  000  Pfd.  Alaun  jähr- 
lich die  Herstellung  von  10  000  Stücke  Tuch.  Es  mögen  auch 
vielleicht  bei  einem  Durchschnitt  von  nur  10  Pfd.  Alaun  pro 
Tuch  15000  Stücke  gewesen  sein,  jedenfalls  ist  außer  Zweifel, 
daß  der  Alaunbedarf  der  Industrie  durchaus  dem  Umfang  ent- 
sprach, der  aus  den  bisherigen  Quellenangaben  zu  entnehmen  war. 

Für  die  erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  liegen  leider  keine 
Nachrichten  vor,  aus  denen  sich  sichere  Rückschlüsse  über 
den  Umfang  der  Produktion  machen  lassen.  Mehrere  Angaben 
von  Steuerergebnissen  aus  den  Jahren  1429  und  1452^)  wären 
zu  Berechnungen  sehr  geeignet.  Da  aber  jede  nähere  Bezeich- 
nung der  genannten  Münzeinheiten  in  den  uns  mitgeteilten  Nach- 
richten fehlt,  —  ob  sie  in  den  Quellen  auch  fehlen,  muß  dahin 
gestellt  bleiben  — -  so  kann  bei  dem  überaus  komplizierten  System 
der  Florentiner  Währung  keine  einigermaßen  sichere  Berechnung 
daraus  abgeleitet  werden  ^).  Eine  sorgfältige  Quellenpublikation 
würde  hier  vielleicht  Licht  schaffen. 

Zu  den  vorstehenden  Produktionsberechnungen  gesellen  sich 
andere  Angaben  der  Quellen,  die  zwar  keine  Zahlenergebnisse 
zeitigen,  aber  doch  geeignet  sind,  Maßstäbe  für  den  Umfang  der 
Florentiner  Wollenindustrie  abzugeben.  Der  Bedarf  der  Zunft  an 
Seife  wurde  durch  je  eine  Seifensiederei  in  jedem  der  4  Zunft- 
quartiere gedeckt^).  Eine  von  ihnen  wird  1360  verpflichtet,  min- 
destens 60000  florentiner  Pfd.  Seife  herzustellen  *^)  nach  unserem 
Gewicht  ca.  400  Zenter.  Leider  ist  nicht  überliefert,  in  welchem 
Zunftquartier  die  Siederei  lag;  nehmen  wir,  um  vor  Uebertrei- 
bungen   zugunsten    unserer    Auffassung  sicher    zu  sein,    eines  der 

i)  Doren  I  568  Reg.  179  d.  Regesten  und  Text  (S.  375)  stimmen  nicht 
überein.  Im  Text  pachtet  Andrea  di  Giugni  die  Gruben  im  Jahre  1472,  nach  den 
Regesten  pachten  Antonius  und  Bartolomeus  di  Giugni  im  Jahre  1476.  Sind  das 
zwei  verschiedene  Verträge  ?     Der  Text  nimmt  doch  auf  die  Regesten  Bezug  I 

2)  Doren  I  513. 

3)  Doren  I  332  Anm.  2  u.  344.  Ders.  I  337  Anm.  i.  Ders.  I  387  Anm. 
u.  563  Reg.   163. 

4)  Davidsohn,  Forschungen  zur  Geschichte  von  Florenz  IV,  322  und  Nagl, 
Die  Goldwährung  und  die  landesmäßige  Geldrechnung  im  Mittelalter.  Wiener 
numismatische  Zeitschrift  26. 

5)  Doren  I  378.  6)  Boren  I  531   Reg.  23. 
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kleinen  (Scheradio)  mit  ca.  60  Unternehmern  von  270  der  Ge- 
samtindustrie, so  fiel  auf  jeden  von  diesen  jährlich  ein  Quantum 
Seife  von  10  Zentnern  florentinisches  Gewicht  —  ca.  6^/3  Ztr. 
deutsches  Gewicht,  —  eine  so  überaus  geringe  Menge,  daß  Vor- 
stellungen von  einer  Industrie  gewaltiger  Dimensionen  schon  durch 
diese  eine  Zahl  hinfällig  werden. 

Die  Einfuhrziffern  der  Rohwolle,  die  unter  allen  Angaben 
über  die  Rohstoffe  den  sichersten  Maßstab  für  den  Umfang  der 
Industrie  geben  würden,  sind  leider  nicht  bekannt.  Ein  Finger- 
zeig, um  was  für  Größen  es  sich  bei  dem  Wollimport  handelte, 
gewinnt  man  aus  der  Nachricht,  daß  zwar  um  das  Jahr  1340 
die  Zunft  2  Schiffe  für  den  Transport  von  Rohwolle  ankaufte  ^) 
—  eine  Tatsache,  auf  die  man  wieder  und  wieder  verwiesen  haf 
als  Zeichen  ihrer  weltumspannenden  Wirksamkeit  — ,  daß  man 
aber  von  jedem  dieser  Schiffe  nur  einen  Transport  bis  zu  150 
Sack  erwartete^).  Ein  Sack  enthielt  2  Ballen  (i  Ballen  =  250 Pfd. 
flor.  Gewicht)  ^)  und  aus  l  Ballen  stellte  man  ca.  372  Tuche  her^). 
Jedes  Schiff  brachte  also  höchstens  das  Rohmaterial  für  ca.  1050 
Stücke  Tuch  nach  Florenz. 

Charakteristisch  für  die  Ausmaße  des  Wollhandels  ist  ferner 
die  nachstehende  Zusammenstellung  aus  den  Regesten  in  David- 
sohns Forschungen  Bd.  III.  Sie  bringt  in  chronologischer  Folge 
die  Wollmengen  aus  allen  dort  aufgeführten  Handelsgeschäften, 
außerdem  eine  Angabe  von  Doreii. 


Reg. 

Jahr 

427 

1302 

190 

Wollvliesse 

für 

die 

Bardi 

691 

1317 

82 

Wollballen 

773      . 

1322 

3 

Bündel  Wollvliesse 

773 

1322 

114 

Sack  Wolle 

für 

die 

Peruzzi 

841 

1325 

200 

Bündel  Wollvliesse 

944 

1329 

130 

Last  (salme)   Wolle 

977 

1322 

15 

Ballen  Wolle 

für 

die 

Bardi 

> 

1322 

70 

»            » 

> 

1323 

40 

»            » 

» 

> 

> 

> 

> 

43 

»            » 

» 

» 

» 

> 

» 

60 

»            » 

> 

> 

44 

»            » 

» 

» 

Peruzzi 

> 

1324 

24  V2 

»            » 

» 

> 

> 

1324 

i67j 

»            » 

> 

1325 

30 

Last  (cargarum)  Wolle 

» 

> 

03  ;3 

>              >              » 

für 

die 

Peruzzi 

> 

> 

66 

»              »              > 

» 

» 

» 

Boren  I   205 

1414 

27 

Ballen        •>              > 

i)  Doren  sagt:   »charterte«;  in  der  Quelle  handelt  es  sich  um  Kauf. 

2)  Doren  I  559   Reg.   147. 

3)  Doren  I   iio.  4)  Doren  I  492. 
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Die  vorstehende  Tabelle  aller  ^)  bei  DavidsoJm  aufgeführten 
Wollgeschäfte  gibt  von  dem  Umfang  der  Posten  doch  ein  an- 
schauliches Bild.  Ein  Beweis  von  zwingender  Kraft  ist  sie  nicht, 
aber  soll  man  angesichts  dieser  Warenposten,  mit  denen  die  er- 
sten Florentiner  Häuser  handelten,  wirklich  glauben,  daß  Florenz 
jährlich  zur  Herstellung  von  ca.  lOOOOO  Stücken  Tuch  30000 
Ballen  Wolle  eingeführt  habe.? 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  zusammen.  So  wenig  eine  ein- 
zelne der  obigen  Angaben  genügen  würde,  um  sichere  Schluß- 
folgerungen daraus  zu  ziehen,  so  bündig  ist  der  Beweis,  den  sie 
in  ihrer  Gesamtheit  liefern.  Man  erkennt  eine  Industrie,  die  in 
den  aufsteigenden  Zeiten  ca.  20000  Stücke  Tuch  und  darüber 
jährlich  herstellte,  die  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüte  vielleicht  auf 
25  000  gekommen  sein  mag,  die  aber  bereits  in  der  zweiten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  noch  vor  der  Periode  ihres  Verfalles  auf 
10  000 — 15  000  Stücke  herabgekommen  war.  Die  vertiefte  Quellen- 
forschung mag  einzelne  der  gewonnenen  Resultate  modifizieren, 
aber  an  dem  Gesamtergebnis  wird  sie  schwerlich  etwas  ändern. 
Villani  erweist  sich  als  ein  ebenso  großer  Phantast,  wäe  der  Doge 
von  Venedig,  und  die  deutsche  Wissenschaft  wird  ihre  bisherigen 
Vorstellungen  von  dem  Umfang  der  Florentiner  Wollenindustrie 
gleichfalls  mit  4 — 5  dividieren  müssen. 

Erst  der  Vergleich  mit  andern  Wollenindustrien  gibt  eine 
Anschauung  davon,  was  eine  jährliche  Erzeugung  von  ca.  20  bis 
25000  Stücken  Tuch  bedeutete.  Ehe  ein  Vergleich  gezogen  sei, 
mag  vorausgeschickt  werden,  daß  ein  Stück  Tuch  selbstverständ- 
lich zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  verschiedenen  Ländern  nicht 
die  gleiche  Größe  bedeutet.  Ohne  im  Rahmen  dieser  Untersuchung 
auf  die  verschiedene  Länge,  Breite,  Schwere  und  Dichte  der  ver- 
schiedenen Tuche  eingehen  zu  können,  möchte  ich  mich  nur  kurz 
dahin  zusammenfassen,  daß  im  Laufe  der  Zeit  die  Tücher  durch- 
weg an  Umfang  zugenommen  haben,  so  daß  ein  Vergleich  mit 
späteren  Industrien  die  Florentiner  Produktion  als  zu  hoch  er- 
scheinen läßt,  während  ein  Vergleich  mit  deutschen  Industrien  zu 
Ausgang  des  Mittelalters  zwar  auch  manche  Unzuträglichkeit  hat, 
aber  wenigstens  doch  einander  ähnliche  Größen  gegenüberstellt. 
Dabei  muß  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Florentiner  Erzeugnisse 
>Tuche«  im  engeren  Sinne,  also  gewalkte  Streichgarnstoffe  waren. 
Jedenfalls  war  es  breite  schwere,  gewalkte  Ware. 

i)  Laut  Uebersicht,  Stichwort  »Wollec 
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Ich  sehe  von  einem  Vergleich  mit  den  flandrischen  Städten 
ab,  um  nicht  eine  unbestimmte  Größe  an  der  anderen  zu  messen. 
Straßburg  i.  Eis.,  eine  deutsche  Tucherstadt  3. — 4.  Ranges,  stellte 
gegen  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts,  als  die  Industrie  ihren  Höhe- 
punkt bereits  überschritten  hatte,  1800 — 2000  Stücke  Tuch  jährlich 
her  ^).  Die  Jahreserzeugung  des  Frankfurter  Handwerks  für  die 
Messen  wurde  im  Jahre  1432  durch  den  Rat  auf  3360  Stück  festge- 
setzt -).  Für  die  blühende  Tuchindustrie  des  Niederrheins  gibt  es 
einen  Maßstab,  wenn  nach  der  Berechnung  eines  guten  Kenners 
der  Verhältnisse  das  kleine  Städtchen  Goch  im  Jahre  1428  zur 
Zeit  seiner  höchsten  Blüte  5140  halbe  und  ganze  Stücke  lieferte  ^). 
Köln,  zweifellos  die  größte  Stadt  der  deutschen  Wollenindustrie  im 
14.  und  15.  Jahrhundert,  stellte  nach  einer  Berechnung  aus  der 
Akzise  vor  dem  Aufstand  von  1372  jährlich  ca.  12  000  Stücke 
Tuch  her^).  Diese  letztere  Zahl  ist  als  Maximalzahl  für  die 
deutsche  Industrie  zum  Vergleich  mit  F'lorenz  besonders  geeignet. 
Demnach  war  die  Florentiner  Industrie  etwa  doppelt  so  groß,  wie 
die  der  größten  deutschen  Stadt. 

Was  die  französische  Tuchindustrie  anbetrifft,  so  teilt  Fag- 
nies^^  die  Zahl  der  jährlich  hergestellten  Stücke  für  Beauvais 
nach  den  von  ihm  eingesehenen  Parlamentspapieren  mit.  Sie  be- 
trug Ende  des  15.  Jahrhunderts  jährlich  über  5000  Stücke.  Die 
Produktion  von  Paris  erreicht  nicht  die  gleiche  Höhe  '^).  Ueber 
die  englische  Industrie  des  Mittelalters  liegen  keine  gesicherten 
Zahlen  vor. 

Wie  verhalten  sich  nun  diese  mittelalterlichen  Größen  zu 
denen  der  frühkapitalistischen  Erscheinungen  im  Zeitalter  des 
Merkantilismus?  Die  größte  deutsche  Wollweberstadt  der  aus- 
gehenden merkantilen  Wirtschaftsperiode  war  ohne  Zweifel  Berlin. 
Der  gut  unterrichtete  Nicolai"'^  erzählt,  daß  im  Jahre  1782  336 
Berliner  Unternehmer  auf  3097  Stühlen  113  104  Stücke  schwerer 
und  leichter  Wollstoffe  herstellten.  Seine  Angaben  verdienen  vollen 


1)  Schmoller,  Straßburger  Tucher  und  Weberzunft  502. 

2)  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  S.   31. 

3)  Bergrath,  Das  Wüllenamt  zu  Goch  S.    122.     Sotnhart,  Kapitalismus    I  141 
schreibt  diese  5140  Stück   irrtümlich  Wesel  zu. 

4)  Eniien,  Geschichte  der  Stadt  Köln  II  682. 

5)  Fagniez,  Etudes  sur  l'histoire  de  la  classe  industrielle  ä  Paris,  219. 

6)  Ebenda. 

7)  Fr.  Nicolai,    Beschreibung  der  Residentzien  Berlin    und    Potsdam.     Ausg. 
V.   1786,  II  508. 
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Glauben,  da  ihm  das  amtliche  Material  der  preußischen  Gewerbe- 
zähluno-en  zu  Gebote  stand.  In  demselben  Zeitalter  hatte  die 
englische  Wollenindustrie  ihr  bedeutendstes  Zentrum  bereits  in 
dem  westlichen  Gebiet  der  Grafschaft  York,  wenn  auch  keines- 
wegs West-Riding  damals  schon  eine  so  dominierende  Stellung 
in  der  Wollenindustrie  des  Königreichs  einnahm,  wie  gegenwärtig. 
Die  Produktion  des  Distrikts  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre 
i'j'jj — 1783  jährlich  2 10 500  Stücke  schmaler  und  breiter  Woll- 
stoffe, beide  etwa  zu  gleichen  Teilen^). 

Also  schon  die  Maßstäbe  des  18.  Jahrhunderts  sind  für  das 
Florentiner  Wollengewerbe  viel  zu  groß,  und  Sievekings  Annahme, 
daß  die  Florentiner  Industrie  etwa  den  Großindustrien  des  Mer- 
kantilismus entspräche,  läßt  sich  nicht  halten  ^). 

Und  nun  gar  die  Maße  der  Gegenwart.  Der  Umfang  der 
Florentiner  Wollenindustrie  wurde  von  mehreren  der  kleinen 
niederlausitzer  Landstädtchen  schon  in  den  zwanziger  bis  vierziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  noch  vor  der  Einführung  des  mechani- 
schen Stuhles  erreicht  ^).  In  dem  gleichen  Zeitalter  war  die 
niederrheinische  Tuchindustrie  bereits  weit  über  diese  Maße 
hinausgewachsen.  Aachen  und  Burtscheid  fertigen  zusammen  im 
Jahre  1833  nach  Angaben  der  Aachener  Flandelskamrner  80000 
Stücke  Tuch  *).  Die  Gesamtproduktion  des  preußischen  Staates 
wurde  damals  (1827)  von  einem  der  besten  Kenner  seiner  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  auf  Grund  amtlicher  Quellen  auf  543  300 
Stücke  angegeben  ^).  In  demselben  Jahre  führte  Großbritannien 
nahezu  2  Millionen  Stücke  (i  851  945)  verschiedenartiger  Woll- 
stoffe außer  Landes  ^). 

Gegenwärtig  endlich  beträgt  die  Jahresproduktion  der  Stadt 
Kottbus  nach  einer  Schätzung  der  Handelskammer  vom  Jahre  191 2 
230000  Stücke,  die  der  östlichen  Niederlausitz  (Forst  und  Sorau) 
665000  Stücke,  die  der  gesamten  Niederlausitz   i  113COO  Stücke. 


i)  Moreau  ^    Ueber    Wollhandel    und    Wollmanufakturen    in    Großbritannien. 
Deutsche  Ausgabe    1829,  S.  40. 

2)  Sieveking,  SchmolUri,  Jahrbuch    1901. 

3)  Quandt,    Die    Niederlausitzer    Schafwollindustrie.     Schmollers  Forschungen 
Bd.   13,   S.  27  u.  45. 

4)  Thmt,  Die  Industrie  des  Niederrheins  I.     Schmollers  Forsch.  Bd.  2,  S.  18. 

5)  Ferber,  Beiträge  zur  Kenntnis    des    gewerblichen    und    kommerziellen  Zu- 
standes  der  preuß.   Monarchie    1829  I. 

6)  Porter,  The  Progress  of  the  Nation,  S.   170. 
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Man  verstehe  mich  recht :  Nicht  ist  der  Zweck  dieser  Zahlen 
der,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
an  denen  des  19.  Jahrhunderts  zu  messen,  sondern  umgekehrt 
die  Unvergleichbarkeit  Beider  darzutun  und  damit  jener  Methode 
zu  begegnen,  welche  die  Größen  einer  so  fernen  Vergangenheit 
mit  den  Maßstäben  der  Gegenwart  mißt,  um  dann  von  »mo- 
dernem« Kapitalismus  zu  sprechen.  Für  mittelalterliche  Vorstel- 
lungen war  die  Florentiner  Wollenindustrie  ein  gewaltiges  Ge- 
werbe ;  mit  dem  Ausmaß  einer  modernen,  kapitalistisch  organi- 
sierten Industrie   aber  hat  sie  nichts  gemein. 


Der  Umfang  der  Unternehmungen  und  Betriebe.  »Groß- 
artige Fabrikbetriebe«  ^),  »Riesenateliers«-),  »Große,  fabrikähn- 
ähnliche  Etablissements«  ^),  »Großindustrielle  Betriebe«  *),  »Große 
Manufakturen«  ^),  mit  diesen  Begriffen  haben  Poehlmann  und 
Doren  geglaubt,  die  Betriebe  der  Florentiner  Wollenindustrie  kenn- 
zeichnen zu  sollen.  Vorsichtiger  hat  sich  Davidsohn  ausgedrückt^): 
»Innerhalb  der  Wollenzunft  bestand  Großbetrieb  und  Verleger- 
tum  neben  dem  in  bescheidenem  Umfang  arbeitenden  Hand- 
werk.« Wenn  Davidsohn  mit  den  Großbetrieben  die  großen 
gewerblichen  Anstalten  meint,  wie  einzelne  Florentiner  Handels- 
häuser sie  besaßen,  um  die  Veredlung  fremder  Tuche  in  Florenz 
vornehmen  zu  lassen  ^),  so  darf  man  ihm  nicht  widersprechen, 
aber  ebensowenig  kommen  seine  Angaben  dann  für  die  vor- 
liegende Untersuchung  in  Betracht,  denn  diese  befaßt  sich  nur 
mit  der  Florentiner  Wollweberei  und  ihren  Nebengewerben,  nicht 
aber  mit  der  umfangreichen  Veredlungsindustrie,  wie  der  Floren- 
tiner Handel  mit  fremder  Ware  sie  ins  Leben  gerufen  hatte. 

Zur  Untersuchung  über  den  Umfang  der  Unternehmungen 
und  Betriebe  sei  vorausgeschickt,  daß  die  Florentiner  Wollen- 
industrie zur  Zeit  ihrer  Blüte  im  Verlagssystem  organisiert  war. 
Die  Verleger  (lanaioli)  —  nennen  wir  sie  Tucher  —  ließen  in 
eigenen  Werkstätten  nur  die  vorbereitenden  Arbeiten  des  Schia- 
gens, Kämmens  und  Krämpelns  ausführen ;  zu  der  übrigen  Arbeit 


1)  Poehbnann  a.  a.   O.    137. 

2)  Doren  I  25.  3)  Doren  I  447. 
4)  Doren  II  240.                                     5)  Doren  II  327. 

6)  Davidsohn,  Geschichte  von  Florenz  II,  2,  421. 

7)  Davidsohn  a.  a.  O.  420. 
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gaben  sie  das  Material  aus  dem  Hause.  Mehrfach  kam  das  halb- 
fertige Erzeugnis  zur  Kontrolle  und  weiteren  Ausgabe  in  das 
Haus  des  Tuchers  zurück,  bis  endlich  das  fertige  Stück  wiederum 
von  seinem  Betriebe  aus  den  Weg  in  die  weite  Welt  antrat. 
Wir  müssen  daher  im  folgenden  Unternehmungen  und  Betriebe 
auseinanderhalten,  scheiden  die  Frage  nach  dem  Umfang  der 
hausindustriellen  Betriebe  als  an  dieser  Stelle  unwesentlich  aus 
und  wenden  uns  zunächst  der  Frage  nach  dem  Umfang  der  Unter- 
nehmungen zu. 

Um  unser  Augenmaß  von  vornherein  auf  die  richtigen  Di- 
mensionen einzustellen,  sei  daraufhingewiesen,  daß  die  Forderung: 
ein  Tucher  müsse  mindestens  loo  Stücke  Tuch  jährlich  herstellen, 
um  die  Wählbarkeit  für  das  Konsulat  zu  erlangen,  nicht  aufrecht 
erhalten  werden  konnte  ^).  Also  die  obersten  Zunftbeamten,  die 
angesehensten  Männer  der  Industrie,  hatten  keineswegs  immer 
ein  Unternehmen  von  einem  Umfang,  der  die  Herstellung  von 
2  Stücken  Tuch  pro  Woche  gewährleistete.  Aber  das  ist  eine 
Einzelheit;  sie  wirft  nur  ein  Streiflicht,  ohne  das  Dunkel  wirklich 
zu  erhellen.  Um  so  genaueren  Aufschluß  gibt  die  Taxe  aus  den 
Jahren  1381/82.  Man  wird  sich  entsinnen,  daß  nach  allen  an- 
dern Nachrichten  ihre  Angaben  nicht  einen  Ausnahmezustand 
kennzeichneten,  sondern  die  Verhältnisse  zweier  Jahre  wieder- 
gaben, in  denen  die  Industrie  nach  schweren  Erschütterungen 
wieder  ins  Gleichgewicht  kam.  Das  Gesamtergebnis  von  rund 
19  000  Tuchen  stellte  einen  etwas  herabgedrückten  Jahresdurch- 
schnitt dar.  So  darf  denn  auch  ihren  Angaben  über  den  Um- 
fang der  Unternehmungen  allgemeine  Gültigkeit  beigemessen 
werden  mit  dem  Vorbehalt,  daß  in  günstigen  Jahren  die  Ziffern 
um  einiges  überholt  wurden  ^). 

(Siehe  Tabelle  S.  381.) 

Von  Interesse  ist  nicht  nur  die  absolute  Höhe  der  einzelnen 
Unternehmungen,  die  jeder  aus  der  Tabelle  entnehmen  kann, 
ohne    daß    es  der  Worte  darüber  bedürfte,    sondern  zugleich  der 

1)  Doren  II  283/284.     Undatiert. 

2)  Sollte  die  Taxe  nicht  die  Produktion  für  je  ein  Jahr,  sondern  für  2  Jahre 
zusammengenommen  festlegen,  so  mindert  das  nicht  ihre  Brauchbarkeit  für  den 
vorliegenden  Zweck.  Denn  dann  würde,  gemessen  an  den  anderen  Nachrichten 
über  den  Umfang  der  Industrie,  die  Produktion  von  9000  Stück  eine  so  herabge- 
drückte Jahresquote  darstellen,  daß  ihre  Zahlen  ca.  mit  2  zu  multiplizieren  wären, 
um  den  normalen  Stand  des  Gewerbes  zu  kennzeichnen.  Das  Ergebnis  wäre  also 
das  gleiche. 
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Die    Florentiner    Tuchergeschäfte    nach    der  Taxe    von   1381/82  i). 


Klasse 

Zahld 

ier  Tucher 

Jahresproduktion 
des  einzelnen  Tuchers 

Stücke 

Jahresproduktion 
der  Klasse 

Stücke 

I 

18 

0 —  20 

180 

2 

56 

21 —  40 

1680 

3 

62 

41 —  60 

3100 

4 

47 

61—   80 

3290 

5 

50 

81  —  IOC 

4500 

6 

22 

loi  — 120 

2420 

7 

19 

121  —  140 

1470 

8 

I 

141  —  160 

i5o 

9 

3 

161  — 180 

510 

10 

0 

181—200 

— 

II 

I 

201 — 220 

210 

279  17  510 

Gesamtaufbau  der  Unternehmerklasse,  wie  er  aus  der  Aufstellung 
deutlich  wird.  Das  Unternehmertum  charakterisiert  sich  als  eine 
Gruppe  weniger  ganz  kleiner,  weniger  großer  Existenzen,  während 
die  große  Masse  der  Unternehmer  einen  mittleren  Durchschnitt 
darstellt.  215  von  279  Tuchern  bewegen  sich  mit  ihrer  Jahres- 
produktion zwischen  21  und  100  Stück.  Es  ist  ferner  charak- 
teristisch für  den  Gesamtaufbau  der  Industrie,  daß  die  größeren 
Unternehmer  nicht  in  weitem  Abstand  über  die  andern  sich  er- 
heben. 41  Tucher  stehen  mit  einer  Jahresproduktion  von  100 
bis  140  Tuchen  dem  breiten  Durchschnitt  noch  ganz  nahe,  und 
auch  die  fünf  großen  Herren  der  Zunft  sind  nicht  durch  eine 
weite  Kluft  von  den  übrigen  getrennt,  oder  überragen  die  andern 
in  dem  Maße,  daß  ihre  Erzeugung  etwa  die  große  Masse  der 
Gesamtproduktion  ausmachte.  Für  die  fünf  größten  Firmen  ergibt 
sich  eine  Jahresproduktion  von  insgesamt  870  Stücken  gegenüber 
einer  Gesamtproduktion  der  Industrie  von  17  510  und  einer  Jahres- 
produktion der  Mittelklasse  (21  — 100  Stück)  von  14990  Stücken. 
Die  Industrie  zerfiel  also  nicht  in  einige  große  Unternehmungen, 
welche  die  Masse  der  Produkte  erzeugten,  und  eine  Anzahl 
kleinerer  ohne  Bedeutung  für  die  Gesamtheit,  sondern  die  breite 
Schicht     der     mittleren    Unternehmungen     gab    den    Ausschlag. 


i)  Doren  I  526.  Die  letzte  Kolonne  der  Tabelle  ist  nicht  den  Quellen  ent- 
nommen, sondern  durch  Berechnung  gewonnen.  Bei  der  Berechnung  ist  das  Mittel 
aus  den  beiden  Grenzzahlen  zugrunde  gelegt.  Wie  das  Ergebnis  von  17  510  Tu- 
chen zeigt,  ist  dieser  Maßstab  etwas  zu  klein,  denn  die  Gesamtzahl  betrug  in 
Wirklichkeit,  wie  bekannt,   19474. 
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Unter  diesen  Gesichtspunkten  ist  der  Durchschnitt  von  70  Tuchen 
als  Jahresproduktion  eines  Florentiner  Tuchers  zu  werten. 

Eine  Reihe  kleinerer  Notizen  treten  der  Taxe  ergänzend  zur 
Seite.     Im    Jahre    1437    werden    bei    einer    Taxe    die  Tucher    in 
2  Gruppen  geschieden  ^) :  wer  weniger  als  70  Tuche  jährUch  an- 
fertigt, soll  e  i  n  Perpignaner  Tuch  weben ;  wer  mehr  als  70  Tuche 
jährlich  anfertigt,  soll  deren  2  weben.     Die  Bestimmung  hat  nur 
Sinn    für    ein  Gewerbe    von    dem    oben    skizzierten  Aufbau,    bei 
dem    70    Tuche    die    mittlere    Linie    der    Jahresproduktion    eines 
Tuchers    bezeichnen,    nicht    aber    für  ein  Gewerbe,    in  dem  eine 
Anzahl    kleiner    Existenzen    neben    wenigen    großen  Fabrikanten 
von  Tausenden  von  Stücken  verschwinden.    1386  werden  50  Tuche 
als  Mindestmaß  der  Jahresproduktion  für  den  verlangt,  der  außerhalb 
der  4  Tucherquartiere  bestimmte  Arbeiten  verrichten  lassen  will "). 
138 1  wird  die  Herstellung  von  mindestens  25  Tuchen  jährlich  von 
denjenigen   Unternehmern  —   »Großindustriellen«    sagt   Doren  — 
gefordert,  denen  ein  Woll-  und  Garnhandel  mit  den  Garnhändlern 
gestattet    wird  ^).     Alle    Mitglieder    der    Zunft,    die    nicht    selber 
Tuche    tabrizieren,    sollen   zu  einer  Steuer  herangezogen  werden, 
die  einer  Produktion    von  25  Tuchen  jährlich  entspricht*).     Wer 
einen  Laden    neu  eröffnet,    darf    auf    höchstens   50  Tuche  einge- 
schätzt   werden  ^).      50  Stücke    werden   1483  als  Maßstab  für  die 
Anfertigung     neu    einzuführender    Tuche     angenommen  •*).       Die 
Höchstzahl,    die  mir  in  solchem  Zusammenhang  begegnet  ist,  ist 
die  von   100  Tuchen    jährlich.     Sie  wurde   1438  als  Steuereinheit 
angenommen,    aber  mit  der  Bestimmung,  daß  jeder  Tucher  dem 
Umfang    seiner    Taxe    entsprechend    nach    diesem    Maßstab    be- 
steuert   werden    sollte.     Größere    Zahlen    als    Maßstäbe    für    die 
Produktion  habe  ich  in  den  publizierten  Quellen  nicht  gefunden. 
Gewiß    ist  das  alles  kein  Beweis,    daß  nicht  Unternehmer  mit 
einer  Jahresproduktion    von  Tausenden    von  Stücken    vorhanden 
gewesen   wären;    wenn  aber  alle  Maßstäbe,    die  sich  nachweisen 
lassen,    so    durchaus    übereinstimmend    auf  Unternehmungen  von 
einer  beschränkten  Jahresproduktion  hinweisen,    so  hat  man,  ge- 
stützt auf  die  Taxe  von   1481/82,    das  Recht,  so  lange  den  oben 
bezeichneten  Durchschnittsumfang  von  ca.  70  Stücken  pro  Tucher 
als  maßgebend  anzunehmen,    bis  aus  den   Quellen  das  Gegenteil 


i)  Doren  I  557  Reg.    141c.  2)  Doreti  I  88  Anm. 

3)  Doreti  I  149  Anm.  4)  Doren  11  355. 

5)  Doren  I  336  Anm,  6)  Doren  I  572  Reg.   187. 


Der  Kapitalismus  in  der  Florentiner  Wollenindustrie.  28"^ 

erwiesen  worden  ist.  Nur  im  Ciampoaufstand ,  in  den  letzten 
Tagen  des  August  1372,  als  die  rohe  Gewalt  der  untersten  Volks- 
schichten sich  Bahn  brach  und  die  besonneneren  Elemente,  deren 
Forderung  wir  kennen  gelernt  haben,  beiseite  schob,  wurde  ein 
Florentiner  aus  dem  Gefängnis  befreit  mit  dem  Verlangen,  er  solle 
hinfort  3000  Stücke  jährlich  fertigen;  er  versprach  sofort  6000^). 
Man  wird  diesen  Zahlen  keine  Bedeutung  beimessen  wollen. 


*.-. 


Neben  der  Menge  der  hergestellten  Ware  ist  die  Zahl  der 
beschäftigten  Personen  für  den  Umfang  einer  Unternehmung  be- 
zeichnend. Für  sie  bieten  zunächst  die  gev/onnenen  Resultate 
einen  Maßstab.  Nach  den  obigen  Ausführungen  kann  die  Erzeu- 
gung von  200 — 250  Stücken  Tuch  jährlich  als  Durchschnitt  der 
größten  Florentiner  Unternehmungen  gelten.  Aus  einer  Be- 
rechnung vom  Jahre  1768  ist  ersichtlich,  wie  viele  Personen  zur 
Herstellung  einer  derartigen  Warenmenge  etwa  erforderlich  waren  -). 
Und  zwar  handelt  es  sich  nicht  um  eine  vage  Einschätzung,  wie  sie 
in  der  volkswirtschaftlichen  Literatur  häufig  vorkommen,  so  in 
den  Werken  von  j.  J.  BecJier,  Fr.  v.  Schröder  u.  a.^  sondern  um 
eine  außerordentlich  exakte  Aufstellung  für  eine  preußische  Be- 
hörde. Die  Heranziehung  einer  Urkunde  aus  so  andersartigen 
Verhältnissen  könnte  Bedenken  erregen.  Ich  halte  sie  nicht  für 
berechtigt.  Denn  die  Technik  der  Tuchmacherei  war  im  18.  Jahr- 
hundert von  der  des  15.  Jahrhunderts  keine  wesentlich  verschie- 
dene. Man  braucht  nur  den  Trattato  dell'  Arte  della  Lana  ^)  mit 
den  Angaben  in  Jakobsohns,  technologischem  Wörterbuch  zu  ver- 
gleichen, um  sich  zu  überzeugen,  daß  die  Technik  nur  wenig 
durchgreifende  Veränderungen  erfahren  hatte  ■^).  Die  vorbereiten- 
den Arbeiten  des  Kämm.ens  und  Krämpelns  sind  im  18.  Jahr- 
hundert sorgfältiger  und  daher  umfangreicher,  andererseits  wird 
ein  erhebliches  Maß  von  Arbeit  dadurch  gespart,  daß  zum  Wolle- 
schlagen der  Wolf  benutzt,  und  außerdem  das  gesamte  Garn  auf 
dem  Rade    gesponnen    wird,    während    in  Florenz    nur    der  Ein- 


1)  Doren  I  46S  Anm. 

2)  V.  Schroetter,  Die  schlesische  Wollenindustrie  im  18.  Jahrhundert.  For- 
schungen zur  Brand.  Preuß.  Geschichte  II,  179.  Schroetter?.  Angabe,  daß  der 
Bericht  von  dem  Fabrikenkommissar  Hartmann  stammt,  steht  mit  den  einleitenden 
Worten  in  Widerspruch,  nach  denen  der  Bericht  an  Hartmanu  ergangen  ist. 

3)  Doren  I  484. 

4)  Die  Schnellschütze  war  um  1768  in  Preußen  noch  nicht  in  Gebrauch. 
Karmarsch,  Geschichte  der  Technologie,  667. 
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schlag  aus  Radgarn,  die  Kette  dagegen  aus  Handgarn  bestand  ^). 
Ferner  handelt  es  sich  bei  der  preußischen  Manufaktur  um  fest 
beschäftigte  Berufsarbeiter,  in  Florenz  dagegen  bei  vielen  Ar- 
beiten wie  Spinnen,  Weben  u.  a.  häufig  nur  um  eine  Beschäftigung 
als  Nebenerwerb  für  Frauen.  Dagegen  scheint  ein  Stück  Tuch 
hier  wie  dort  von  annähernd  gleichem  Umfang  gewesen  zu  sein; 
die  größten  Florentiner  Tuche  wogen  60  flor.  Pfd.  (allerdings 
erst  1524)^),  die  preußischen  40  pr.  Pfd.,  also  etwa  ebensoviel. 
Es  wird  demnach  aus  dem  preußischen  Aktenstück  für  die  Per- 
sonenzahl der  PTorentiner  Unternehmungen  ein  Anhalt  zu  ge- 
winnen sein,  freilich  auch  nicht  mehr. 

Der  preußische  Beamte  rechnet  zur  Herstellung  von  200  Tu-  v 
chen  pro  Jahr  50  Berufsarbeiter  ohne  die  Wollwäscher  und  die 
Personen  der  Veredlungsindustrien:  Färber,  Walker,  Scherer, 
Appreteure.  Die  Gruppe  der  Veredlungsgewerbe  war  relativ  an 
der  Zahl  der  Personen  nicht  groß  im  Vergleich  zu  der  Gruppe 
der  Vorarbeiter :  Schläger,  Kämmer,  Spinner.  Man  greift  daher 
kaum  fehl  mit  der  Annahme,  daß  die  jährliche  Herstellung  von 
200  Tuchen,  also  die  Durchschnittsleistung  der  größten  Florentiner 
Unternehmungen  höchstens  100  Personen  in  Anspruch  nehmen 
konnte,  eine  einigermaßen  regelmäßige  Beschäftigung  der  einzelnen 
vorausgesetzt.  Keinesfalls  ist  die  Zahl  zu  hoch  gegriffen;  wahr- 
scheinlich war  sie  geringer  ^). 

Diesem  Umfang  der  Unternehmungen  entspricht  der  uns 
überlieferte  Umfang  der  Unternehmerbetriebe.  Wie  schon  er- 
wähnt, waren  nur  die  Schläger,  Krämpler  und  Wollkämmer  in 
der  Werkstatt  des  Unternehmers  beschäftigt  —  übrigens  auch 
nicht  durchweg.  Als  die  Pest  vom  Jahre  1348  die  Zahl  der 
verfügbaren  Hände  stark  verringert  hatte,  erließ  die  Zunft  ein 
Gesetz,  um  dem  Arbeitermangel  der  kleinen  Unternehmer  abzu- 
helfen. Jeder  Tucher,  der  weniger  als  4  Schläger,  4  Krämpler 
und  4  Kämmer  beschäftigte,  durfte  von  dem,  der  mehr  Arbeiter 
hatte,  soviel  Arbeiter  nehmen,  wie  er  brauchte,  um  diese  Zahl  zu 
erreichen*).     Und    zwar    geht    aus    der  Quelle  hervor,    daß  man 

1)  Trattato  dell  Arte  della  Lana,  bei  Doren  I  487,  488. 

2)  Doren  I  87  Anm. 

3)  /•  /•  Becher,  Politischer  Diskurs  472  rechnet  60  Personen  auf  200  Stücke 
jährlich. 

4)  Doren  I  229  Anm.  Als  Maximalzahl  kann  ich  die  Zahl  12  mit  Doren  I 
338  nicht  werten,  sondern  als  Durchschnittszahl,  die  nur  dann  überschritten  werden 
durfte,  wenn  die  übrigen  Zunftgenossen  hinreichend  versorgt  waren. 
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damit  einen  einigermaßen  gleichen  Umfang  der  Unternehmer- 
werkstätten sicherstellen  wollte.  »Et,  volentes  quod  inter  arti- 
fices  predictos  omnes  equalitas  observetur,  providerunt.   .  .  .« 

12  Werkstattarbeiter  galt  damals  demnach  als  der  normale 
Umfang  einer  Tucherwerkstatt.  Die  Zahl  fügt  sich  trefflich  ein 
in  die  Gesamtzahl  von  etwa  40  Personen,  die  der  obigen  Be- 
rechnung zufolge  von  einem  mittleren  Unternehmer  beschäftigt 
wurden.  Nun  hat  man  freilich  die  allgemeine  Gültigkeit  des  Ge- 
setzes von  1352  in  Frage  gestellt,  weil  nach  der  Pest  anormale 
Zustände  geherrscht  hätten  ^).  Aber  es  liegt  kein  Grund  zu  der 
Annahme  vor,  daß  noch  im  Jahre  1352  das  Gewerbe  sich  in 
einem  Zustand  der  Auflösung  befand,  denn  eben  damals  wird 
auch  die  Maximalzahl  von  220  Stück  pro  Tucher  festgelegt,  die 
sich  1381/82  wieder  findet,  und  die  als  Norm  für  die  größten 
Unternehmungen  anzunehmen  wir  alle  Ursachen  hatten.  Doren 
selbst  gibt  zu,  daß  seines  Wissens  das  Gesetz  niemals  aufge- 
hoben sei  ^).  Sicherlich  hat  in  Zeiten  guter  Konjunktur  ein  an- 
gesehener Tucher  auch  erheblich  mehr  Personen  in  seine  Werk- 
statt eingestellt;  als  Durchschnittszahl  aber  erscheint  die  Zahl 
von   12  Personen    sehr    glaubhaft. 

In  der  nachstehenden  Uebersicht  ist  das  Ergebnis  der  Unter- 
suchungen über  Umfang  der  Unternehmungen  und  Betriebe  zu- 
sammengefaßt. Es  sind  darin  die  mancherlei  Spezialarbeiter  wie 
Spuler,  Nopper  usw.  sowie  die  Aufseher  nicht  alle  einzeln  auf- 
geführt ;  sie  sind  den  großen  Gruppen  zuzuzählen.  Die  den 
Quellen  unmittelbar  entnommenen  Zahlen    sind   kursiv   gedruckt. 

Große   Unternehmen 

200 
100 

30 

45—55 

IG — 12 

6—8 

4—5 
5-6 

i)  Doren  I  228  flf.  2)  Doren  I  229. 

3)  Wenn  Doren  I  46  die  Karder  für  die  zahlreichste  Arbeitergruppe  hält,  so 
vergißt  er  die  auf  dem  Lande  wohnenden  Spinner. 

4)  Doren  I  217. 

5)  Man  arbeitete  in  Florenz  auf  2  männigen  Stühlen. 

Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissensch.     1916.     3.  26 


■  Unternehmen' 

\ 

mittlerer 

Größe 

Zahl  der  jährlich  fertiggestellten  Stücke 

70 

Gesamtzahl  der  von  einem  Tucher  gewerb- 

lich beschäftigten  Personen 

40 

Darunter  Vorarbeiter   in  der  Werkstatt  des 

Tuchers 

12 

Spinner  ^) 

16—20 

Weber 

4 

Fertigsteller 

4 

Kaufmännisches  Personal  *) 

2 

Webstühle  ^) 

2 
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Wieviel  Kapital  war  erforderlich,  um  Unternehmungen  von 
derartigem  Umfange  zu  betreiben? 

Für  das  umlaufende  Kapital  gewährt  der  Preis  der  Tuche 
einen  Anhalt.  Er  betrug  z.  Z.  Vivianis  15 — 17V2  Gulden  i). 
Ein  mittlerer  Tucher  setzte  demnach  jährlich  ca.  1120  Gulden 
um;  ein  großer  3200.  Ein  Konsul  war  nicht  immer  in  der  Lage, 
ca.  1600  Gulden  im  Jahr  umzusetzen.  Nach  heutigem  Werte 
waren  das  nicht  ganz  1 1  200  Mk.,  32000  Mk.,  16000  Mk.  2). 
Ob  der  Tucher  sein  Kapital  mehrmals  im  Laufe  eines  Jahres 
umsetzte  und  demnach  sein  umlaufendes  Kapital  erheblich  ge- 
ringer war  als  der  Jahresumsatz,  muß  dahingestellt  bleiben. 
Kleiner  war  das  stehende  Kapital,  denn  die  Tucherwerkstatt 
nebst  den  Vorratsräumen  für  Rohmaterial,  halbfertige  und  fertige 
Erzeugnisse  beanspruchte  keinen  großen  Umfang  ^),  und  außer- 
halb des  eignen  Ladens  hatte  der  Tucher  fast  gar  kein  Kapital 
investiert:  Einige  Webstühle  —  doch  nicht  immer  — ,  mitunter 
auch  Kämme  und  Karden  für  auswärts  tätige  Vorarbeiter.  Es 
fehlen  die  Unterlagen,  um  den  Wert  dieses  Kapitals  zu  schätzen. 
Im  ganzen  wird  man  sagen  können,  daß  die  Tucher  für  Floren- 
tiner Begriffe  ihrem  Geschäftsumfang  nach  zum  angesehenen 
Mittelstande  gehörten.  Mit  den  reichen  Florentiner  Handelshäusern 
konnten  sie  sich  nicht  messen*). 

Um  zur  Beurteilung  der  obigen  Ergebnisse  über  den  Um- 
fang der  Unternehmungen  und  Betriebe  einen  Maßstab  zu  ge- 
winnen, seien  auch  hier  wieder  auswärtige  Verhältnisse  zum  Ver- 
gleich herangezogen.  Für  das  deutsche  Mittelalter  muß  ich  mich 
freilich  auf  die  Zahl  der  Tuche  beschränken,  da  ich  sichere  An- 
gaben über  die  Personen  nicht  nachweisen  kann.  In  Frank- 
furt a.  M.  wurde  im  Jahre  1432  festgelegt,  wieviel  Tuche  jeder 
Meister  zur  Messe  fertigen  dürfe  °).     Da  Frankfurt  damals  jährlich 

i)  Es  bedarf  wohl  nicht  der  Begründung,  daß  ich  Villanis  Angaben  in  diesem 
Fall  für  glaubwürdig  halte. 

2)  Nach  den  Reduktionszahlen  bei  Schaube,  Handelsgeschichte  der  romani- 
schen Völker,  S.  812. 

3)  Wenn  heute  in  Florenz  noch  große  Gebäude  mit  dem  Zeichen  der  Tucher- 
zunft  vorhanden  sind,  so  ist  das  kein  Gegenbeweis ;  sie  konnten  auch  den  Händlern 
mit  Wollen  und  Tuchen  gehören,  von  denen  unten  die  Rede  sein  wird. 

4)  Das  Haus  der  Scali  fallierte  1326  mit  Passiven  im  Betrage  von  400000 
Gulden  (4  Millionen  Mark),  von  denen  immerhin  441/6  Proz.  gedeckt  wurden. 
Davidsohn,  Geschichte  III  779. 

5)  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a,  M.,   S.  91. 
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2  Messen  hatte,  darf  man  das  Doppelte  der  genannten  Zahlen 
als  Jahresproduktion  eines  Handwerkers  für  den  Handel  und 
zwar  überwiegend  für  den  auswärtigen,  ansehen.  Wieviel  da- 
neben noch  für  den  Bedarf  der  Frankfurter  Bürger  geliefert  wurde, 
muß  dahingestellt  bleiben.  Die  Jahreserzeugung  der  Frankfurter 
Webermeister  für  die  Messen  gestaltete  sich  folgendermaßen: 


II   Meister 

mit 

je 

72 

Stück 

= 
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Insgesamt   133  Meister  mit  einer  Jahrespr.  von  3360  Stück 

Man  sieht,  in  Frankfurt  hatte  noch  der  Kleinmeister  die 
Oberhand,  und  der  Geschäftsumfang  der  1 1  bedeutendsten  Frank- 
furter Handwerksunternehmungen  erreichte  ^/s  dessen,  was  für 
die  größten  Florentiner  Unternehmen  festzustellen  war. 

In  Iglau  ^),  einer  bedeutenden  Tucherstadt,  wurden  in  der 
2ten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  die  Meister  zum  Zweck  der 
Kontingentierung  der  Produktion  in  drei  Gruppen  geteilt.  Die 
größten  durften  90  Stücke  Tuch  jährlich  herstellen,  die  nächsten 
80  Stücke,  und  die  3.  Gruppe  70  Stücke. 

Den  Tuchmachern  zu  Plauen  wurden  1577  als  Maximallei- 
stung eines  Meisters  46 — 54  Tuche  jährlich  gestattet^). 

Das  Kölner  Gewerbe  wird  durch  folgende  Zahlen  charakteri- 
siert. Vor  dem  Weberaufstand  von  1372  ist  die  Durchschnitts- 
zahl der  jährlichen  Produktion  für  einen  Meister  etwa  40  Stück, 
nach  dem  Aufstande  etwa  35  Stück").  Also  auch  in  dem  Um- 
fang der  Unternehmungen  hatte  die  italienische  Stadt  die  be- 
deutendsten deutschen  Wollenhandwerke  um  ein  gut  Stück  über- 
holt. Ihre  Unternehmungen  übertrafen  an  Umfang  die  der  größten 
deutschen  Tucherstadt  durchschnittlich  etwa  um  das  Doppelte, 
und  so  waren  in  der  Tat  für  mittelalterliche  Begriffe  die  anee- 
scheusten  unter  den  Florentiner  Tuchern  große  Fabrikanten. 
Immerhin  waren  auch  in  Deutschland  die  Kapitalien  des  Handels 
denjenigen  der  Florentiner  Tucher  weit  überlegen  "*). 

i)    Werner,  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacherzunft,  50. 

2)  Bern,  Die  Industrie  des  sächsischen  Vogtlandes  II  497, 

3)  Schmoller  a.  a.  O.  435. 

4)  Zum  Vergleich  mit  den  deutschen  Handelskapitalien  sei  verwiesen  auf  die 
Schriften  von  Härtung  in  Bd.  19   von  .S^Z/wöZ/^rs  Jahrbuch ;  Sch'önberg,  Die  Finanz- 
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Gertrud  Hermes ; 


lieber  die  Größenverhältnisse  einiger  deutscher  Wollwaren- 
manufakturen aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert  liegen  genauere 
Nachrichten  vor.  Der  niederrheinische  Tuchverleger  von  Cler- 
mont  beschäftigte  zu  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  in  Voels- 
Aachen  und  Burtscheid  160  Weber  i),  also  etwa  15  mal  so  viel 
wie  die  größten  Florentiner  Tucher.  Die  Berliner  Manufakturen 
des  18.  Jahrhunderts  waren  ähnlich  organisiert,  wie  die  Floren- 
tiner Tuchergeschäfte.  Die  vorbereitenden  Arbeiten  geschahen 
in  den  Werkstätten  des  Unternehmers,  alle  ülbrigen  vollzogen  sich 
außerhalb.  Nur  das  Lagerhaus  hatte  für  die  besten  zweimännigen 
spanischen  Militärtuche  in  den  80er  Jahren  84  Stühle  in  der  Manu- 
faktur selbst  aufgestellt.  Schon  in  den  Jahren  1734 — 1741  lieferte 
das  Lagerhaus  jährlich  72  il  Stücke  Tuch  ^).  Ausführlicher  be- 
richtet Nicolai^):  »Im  Jahre  1785  haben  sich  auf  221  Tuch-  und 
Zeugstühlen  339  Weber  für  das  Lagerhaus  beschäftigt  und  haben 
9280  Stücke  an  Tuchen  und  Zeugen  verfertigt  im  Werte  von 
474  300  Rthl.  Die  Anzahl  der  Schrobbler,  Kämmer,  Plüser, 
Nopper  und  Spinner  usw.  beträgt  wohl  einige  tausend  Personen.« 
Die  bedeutendsten  Berliner  Privatunternehmungen  standen  hinter 
dem  Lagerhaus  nicht  zurück.  Die  Firma  George  Wegeli  u.  Söhne 
ließ  im  Jahre  1782  durch  360  Weber  9630  Stücke  herstellen,  die 
Firma  Paul   und  Cornelius  Hesse  auf  407  Stühlen  1 1  350  Stücke  *). 

Im  Jahre  1765  wurde  in  Calw  durch  die  Calwer  Zeughand- 
lungskompagnie eine  »Fabrik«  zur  Herstellung  von  Kammgarn- 
stoffen ins  Leben  gerufen,  ähnlich  organisiert  wie  die  Berliner 
Manufakturen.  Sie  beschäftigte  im  Jahre  1787  700  Spinner  und 
105  Weber  ^). 

Anders  organisiert  und  darum  zum  Vergleich  mit  Florenz 
nicht  so  unmittelbar  geeignet  war  das  Handelsunternehmen  von 
Hans  Stockelmann  und  Paul  Fehre  in  Gera  ^).  Die  Firma  kaufte 
überwiegend    nicht  Rohwolle,    sondern    fertiges  Kammgarn,    ließ 


Verhältnisse    der  Stadt  Basel    und    insbesondere:    Strieder,    Zur  Genesis  des  Kapi- 
talismus. 

1)  Thun,  Die  Industrie  am  Niederrhein  I,  i8  (6V//;«ö//^/-s  Forschungen,  Bd.  II). 

2)  Schmoller,    Die  russische  Kompagnie,    in  »Umrisse    und  Untersuchungen«, 

s.  515. 

3)  Nicolai  a.  a.  O.  II. 

4)  Nicolai  a.  a.  O. 

5)  W.   Troeltsch,  Die  Calwer  Zeughandlungskompagnie,  S.   170/71, 

6)  K.  Finkenwirth,  Die  Gera-Greizer  Textilindustrie,   S.  46  ff. 
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dieses  verweben  und  den  Stoff  in  Lohnanstalten  färben  und  be- 
reiten. Das  Unternehmen  wurde  im  Jahre  1640  mit  einem  Kapital 
von  16000  Rthl.  gegründet,  ließ  in  den  Jahren  1641  —  52  durch- 
schnittlich jährlich  Rohmaterial  im  Werte  von  25  460  Thl.  ver- 
arbeiten und  setzte  in  demselben  Zeitraum  durchschnittlich  jähr- 
lich 14535  Stücke  Zeug  um^).  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  die 
Kammgarnstoffe  auch  damals  sehr  viel  schmaler  gewebt  wurden, 
als  die  Tuche,  und  im  Werte  ganz  außerordentlich  verschieden 
waren-).  Gera  stellte  Stoffe  besserer  Qualität  her.  Das  größte 
deutsche  Unternehmen  der  Kammgarnindustrie  scheint  im  18.  Jahr- 
hundert die  Linzer  Fabrik  gewesen  zu  sein  ^).  Sie  wurde  1672 
gegründet,  1722  von  der  bedeutendsten  österreichischen  Handels- 
gesellschaft, der  orientalischen  Kompagnie,  übernommen  und  in 
großartigem  Stile  ausgebaut  und  weitergeführt  unter  dem  Schutze 
weitgehender  Privilegien.  Keine  ähnliche  Fabrik  für  »harassene« 
Zeuge  (von  Arras,  Rasch)  durfte  in  Ober-,  Unter-  und  Inner- 
österreich errichtet  werden ;  ausländische  Fabrikate  dieser  Art 
durften  nur  dann  ausgeführt  werden,  wenn  die  Kompagnie  den 
Bedarf  nicht  deckte.  Im  Jahre  1725  teilte  die  Kompagnie  der 
Regierung  mit,  daß  die  Fabrik  —  offenbar  wiederum  ein  Unter- 
nehmen teils  im  geschlossenen  eigenen  Betriebe,  teils  im  Verlags- 
system arbeitend  —  gegenwärtig  4415  Personen  beschäftige, 
darunter  4000  Spinnerinnen  und  160  Weber.  Ihren  Höhepunkt 
erreichte  die  Fabrik  erst  im  weiteren  Verlaufe  des  18.  Jahr- 
hunderts, ohne  daß  für  diese  spätere  Periode  einigermaßen  ge- 
sicherte Zahlen  nachzuweisen  sind. 

Um  diesen  Angaben  über  die  größten  deutschen  Manufak- 
turen der  Merkantilperiode  noch  die  über  einige  kleinere  Unter- 
nehmen hinzuzufügen,  sei  darauf  hingewiesen,  daß  im  Jahr  1804 
die  Tuchmanufaktur  von  Müller  in  ZüUichau  bei  30  Stühlen  431 
Arbeiter    beschäftigte    und    für    102  600  Rthl.  Ware  fabrizierte^), 


i)  Die  Ellenzahl  bei  Finkenwirth  S.  49  scheint  eine  Null  zuviel  zu  haben: 
174  222  Stücke  zu  37  457  730  Ellen  würde  eine  durchschnittliche  Stücklänge  von 
210  Ellen  ergeben.      21   Ellen   erscheint  glaubhaft. 

2)  Schröder,  Fürstliche  Schatz-  und  Rentkammer  führt  zwei  verschiedene 
Kammgarnstoffe  an,  von  denen  er  den  einen,  Kronrasch,  zu  42  Fl.,  den  anderen, 
Cadis,  zu  7  Fl.  ansetzt  (Ausgabe  von   1744,  S.  261). 

3)  F.  M^  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  Industrie  in  Oester- 
reich,  S.  48  ff. 

4)  Bratring,  Beschreibung  der  gesamten  Mark  Brandenburg  III  58. 


5QQ  Gertrud  Hermes: 

während  die  Firma  Diesing  in  Magdeburg  im  Jahre  1746  lOO  Stühle 
und  600  Arbeiter  beschäftigte  ^). 

Es  bedarf  nach  diesen  Zahlen  über  die  Möglichkeit  einer 
Parallele  zwischen  den  Florentiner  »Manufakturen«  und  denen 
einer  crroßen  Industriestadt  des  18.  Jahrhunderts  keiner  Worte 
mehr.  Was  endlich  den  Vergleich  der  Florentiner  Unternehmungen 
mit  denen  der  heutigen  deutschen  Industrie  anbetrifft,  so  genügt, 
um  die  völlige  Unvergleichbarkeit  der  Verhältnisse  zu  erweisen, 
der  Hinweis,  daß  gegenwärtig  ein  großer  Aachener  Fabrikant 
im  Laufe  eines  Jahres  mehr  Tücher  herstellt,  als  alle  Florentiner 
Unternehmer  zusammengenommen.  Das  in  Gebäuden  und  Ma- 
schinen investierte  Kapital  stellt  mehrere  Millionen  Mark  dar. 
Die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  ist  dagegen  infolge  der 
großen  technischen  Umwälzungen  relativ  geringer.  looo  Personen 
ist  auch  für  die  größten  deutschen  Tuchfabriken  der  Gegenwart 
eine  Maximalzahl. 


Der  soziale  Aufbau  des  Gewerbes,  a)  DieUnterneh- 
m  e  r.  Ueber  ihre  ökonomische  Lage  bedarf  es  nach  den  vorigen 
Untersuchungen  nur  weniger  Worte.  Wendungen  wie  »große 
Fabrikanten«  -),  »große  Kapitalisten«  ^),  »Großkapital«  ^),  »die 
Zunft  der  Großindustriellen  xat'  iqoyJiv«^),  »Industriemagnaten«  "), 
»gewaltige  Anhäufung  von  Kapital  in  den  Händen  einzelner«  ^), 
»ungeheure  wirtschaftliche  Machtmittel  der  Unternehmer«  ®)  wird 
man  in  Zukunft  auf  die  Florentiner  Tucher  um  so  weniger  an- 
wenden wollen,  als  die  Fundierung  der  einzelnen  Unternehmung 
sehr  häufig  nur  durch  den  Zusammenschluß  der  ökonomischen 
Mittel  mehrerer  Teilhaber  ermöglicht  wurde  ^). 

Eingehendere  Prüfung  dagegen  bedarf  die  Schilderung  des 
Florentiner  Tuchers  als  Leiters  eines  weltumspannenden  Geschäfts- 
betriebes, als  eines  Export-Kaufmannes,  der  häufig  selbst  oder 
durch  Agenten  seine  Ware  ins  Ausland  brachte  ^°).    Während  die 


1)  Schfnoller,    Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  des  Großen, 
Jahrbuch  N.  F.   11.  S.  59. 

2)  Poehlmann  a.  a.  O.  58.  3)  Poehlniann  a.  a.  O.  64. 
4)  Doren  I  202.  5)  Doren  II  505  und  560. 
6)  Dorm  II  721.  7)  Doren  I  400, 

8)  Doren  I  469.  9)  Doren  I  216. 
10)  Doren  I   164. 
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älteren  Teilhaber  im  Florentiner  Geschäft  als  Leiter  arbeiteten, 
»waren  die  jüngeren«  —  so  erzählt  Doren^)  —  »auf  Reisen  in  der 
Welt  verstreut  zu  An-  und  Verkauf,  oder  auch  als  Leiter  einer 
der  Filialen  und  Agenturen,  welche  die  großen  Firmen  an  den 
meisten  Haupthandelsplätzen  Europas  und  der  anderen  Länder 
um  das  Mittelmeerbecken  unterhielten.  Dort  erwarben  sie  jene 
reiche  Welt-  und  Menschenkenntnis,  die  sie  später  nicht  nur  zur 
Leitung  eines  weltumspannenden  Geschäftsbetriebes ,  sondern 
ebenso  zur  führenden  Rolle  in  ihren  Gemeinden  befähigte,  jene 
Klugheit,  die  sie  zu  den  gewiegtesten  und  gefürchtetsten  Diplo- 
maten der  damaligen  Welt  machte.«  Doren  verweist  zur  Be- 
gründung dieser  Schilderung  auf  das  Kataster  und  bringt  im 
Anhang  einen  Auszug  daraus,  der  alle  im  Kataster  von  1431/32 
genannten  Firmen  wiedergibt,  sofern  sie  Filialen  außerhalb  von 
Florenz  besaßen  ').  Es  ist  schwer  verständlich,  wie  Doren  sich 
auf  diese  Urkunde  beziehen  konnte,  denn  unter  den  aufgeführten 
Firmen  ist  nach  seiner  eigenen  Angabe  kein  einziger  Tuchfabri- 
kant. Der  Zusammenhang  zwischen  der  Quelle  und  der  Dar- 
stellung ist  nicht  zu  ersehen.  Wohl  aber  scheint  die  entgegen- 
gesetzte Schlußfolgerung  aus  dem  Kataster  nahe  zu  liegen.  Wenn 
unter  einer  großen  Anzahl,  vielleicht  unter  allen  Florentiner  Häu- 
sern, die  im  Auslande  Filialen  unterhielten,  kein  einziger  Tucher 
war,  so  läßt  dies  darauf  schließen,  daß  die  Tucher  keine  Filialen 
im  Ausland  besaßen. 

Ein  Kataster  aus  dem  Jahre  1322  stützt  das  gewonnene 
Resultat  ^).  Es  wurde  angefertigt,  um  einer  Besteurung  des  Im- 
port- und  Exporthandels  als  Unterlage  zu  dienen,  und  stellt  da- 
her ein  Verzeichnis  der  gesamten  am  Welthandel  beteiligten 
Florentiner  Häuser  dar.  Auch  Handwerker  und  kleine  Händler 
kommen  neben  den  großen  bekannten  Handelsfirmen  vor.  Unter 
den  zahlreichen  Berufsarten,  die  Davidsohn  nach  dem  Kataster 
als  am  auswärtigen  Handel  beteiligt  aufführt,  sind  die  lanaioli 
nicht  genannt.  Also  auch  dies  Kataster  weist  auf  eine  rein  oder 
ganz  überwiegend  gewerbliche  Tätigkeit  der  Tucher  hin.  Sollten, 
was  nach  der  Wiedergabe  der  Quellen  nicht  völlig  ausgeschlossen 
ist,  doch  Tucher  im  Kataster  genannt  sein,  so  können  es  nur 
einzelne    gewesen    sein ,    denn    die  Gesamtzahl   aller  aufgeführten 

1)  Doren  I  217. 

2)  Doren  I  497  ff. 

3)  Davidsohn,  Forschungen  III   159.   Reg.  774. 
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Exportfirmen  beträgt  nur  270,  darin  sind  die  Florentiner  Handels- 
häuser und  außerdem  viele  kleine  Händler  enthalten.  Um  Aus- 
nahmen aber  wollen  wir  nicht  rechten.  Es  liegen  ferner  in  den 
von  Davidsohn  veröffentlichten  Regesten  zahlreiche  Nachrichten 
über  Woll-  und  Tuchhandel  vor.  Soweit  ersichtlich  sind  es  stets 
Handelsfirmen,  die  hier  als  Träger  dieses  Handels  auftreten  ^). 
Auch  in  Davidso/ma  zusammenfassenden  Angaben  über  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  in  Florenz  zu  Ausgang  des  13.  Jahr- 
hunderts erscheinen  die  großen  Kaufmannsfamilien,  nicht  die 
Tucher  als  Träger  des  Woll-  und  Tuchhandels.  Wir  hören  ferner, 
daß  das  kaufmännische  Personal  des  Tuchers  aus  einem  Kassierer 
und  einem  oder  mehreren  Buchhaltern  bestand  ^).  Wie  sollte  man 
damit  einen  »weltumspannenden  Geschäftsbetrieb«  führen .M  Der 
Wirkungskreis  der  Wollenzunft  endlich  beschränkt  sich  durchaus 
auf  das  Gebiet  von  Florenz  im  Gegensatz  zur  Calimalazunft,  der 
Vereinigung  von  Florentiner  Kaufleuten,  die  den  Verkehr  der 
Zunftmitglieder  in  der  Fremde  bis  ins  kleinste  hinein  regelt  ^). 
Von  zwei  Ausnahmen  abgesehen,  »ist  kein  Beispiel  dafür  gefunden, 
daß  die  Zunft  ihren  Wirkungskreis  über  die  Grenzen  des  Floren- 
tiner Staates  hinausgedehnt  habe«.  Das  deutet  nicht  auf  welt- 
umspannende Geschäftsbetriebe  ihrer  Mitglieder.  Freilich  bestand 
in  Bologna,  dem  nächsten,  von  den  Florentinern  besonders  bevor- 
zugten Messort  ^),  eine  Vereinigung  von  Florentiner  Tuchmachern  ^). 
Wohl,  auch  die  Kölner  Handwerker  bezogen  regelmäßig  die 
Frankfurter  Messen  und  hatten  in  Frankfurt  ihre  beiden  Häuser. 
So  ergibt  sich  denn  aus  den  publizierten  Quellen  ein  durchaus 
anderes  Bild  des  Florentiner  Tuchers,  als  man  es  sich  bisher  vor- 
gestellt hat®).    Er  war  ein  kleiner  Fabrikant,  wie  sie  etwa  in  den 

i)  Ein  absolutes  Urteil  kann  ich  nicht  abgeben,  da  ich  nicht  die  Namen 
aller  Firmen  kenne.  Die  bei  Davidsohn,  Forschungen  zur  Geschichte  von  Florenz 
3,  S.  167,  Reg.  817  mitgeteilte  Urkunde  über  die  Gründung  einer  Kaufmann- 
sozietät  »in  arte  et  ministerio  pannorum  Francigenorum,  cambii,  lane,  artis  lane 
et  aliorum  mercimoniorum  et  mercantiarum«  halte  ich  für  keinen  Gegenbeweis. 
Artis  lane  kann  sich  sehr  gut  auf  den  Tuch  h  a  n  d  e  1  beziehen ,  worauf  der  Pa- 
rallelismus von  ars  et  ministerium  pannorum  francigenorum  mit  ars  lane  ausdrück- 
lich hinweist. 

2)  Doren  I  217. 

3)  Doren  I  135  f. 

4)  Doren  I    106. 

5)  Sckaube,  Handelsgeschichte  der  romanischen  Völker,   S.  716. 

6)  Ich  komme  mit  den  obigen  Ausführungen  freilich  auch  nicht  mit  David- 
sokns    auf    umfassendem    Quellenstudium    beruhender    Auffassung    in  Widerspruch. 
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Landstädtchen  der  Lausitz  in  den  20er  bis  40er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts, als  die  Zunftverfassung  in  der  Auflösung  begriffen  war, 
zu  Dutzenden  vorhanden  waren,  durch  die  Leitung  der  Produktion 
vollauf  in  Anspruch  genommen.  Und  diese  Leitung  war  keine 
kleine  Aufgabe.  Sie  erforderte  nicht  nur  die  subtile  Kenntnis 
aller  Rohstoffe,  sondern  ebenso  die  nur  durch  jahrelange  P>fah- 
rung  zu  gewinnende  Fähigkeit  der  Kontrolle  über  jeden  einzelnen 
in  der  langen  Kette  der  Teilprozesse  aus  dem  Herstellungsver- 
fahren. Mit  diesen  Aufgaben  waren  dann  noch  die  mannig- 
fachen Vorschriften  der  Zunftbehörde  in  Einklang  zu  bringen. 
Mußte  doch  jede  Kette  für  den  Hausweber  in  Gegenwart  des 
Meisters  oder  seines  Stellvertreters,  sowie  des  Webers,  der  sie 
in  Empfang  nehmen  sollte ,  aufgewickelt  werden  ;  mußte  doch 
jeden  Montag  der  Zunft  schriftlich  Rechnung  gelegt  werden 
über  etwaige  Vorschüsse  an  die  Weber  ^),  ganz  abgesehen  von 
den  zahlreichen  Vorschriften  der  Zunft  über  Verwendung  der 
Rohstoffe,  Länge  und  Breite  der  Tücher  u.  a.,  die  es  zu  be- 
achten galt.  Das  waren  insgesamt  Aufgaben,  welche  die  ganze 
Kraft  eines  Mannes  beanspruchten  und  zur  Leitung  eines  Ueber- 
seeexportgeschäftes  damals  —  wie  heute  —  keine  Möglichkeit 
ließen.  Nur  die  nächsten  Meßorte  bezog  der  Meister  wohl  selbst, 
im  wesentlichen  aber  überließ  er  den  Einkauf  der  Wolle  und  den 
Vertrieb  der  fertigen  Ware  den  großen  Florentiner  Handels- 
häusern ;  ja,  nicht  einmal  den  Detailabsatz  am  Ort  hatte  er  be- 
haupten   können.     Er    war    den    Florentiner    Gewandschneidern 


>Warenhandel  jeder  Art,  auch  Tuchfabrikation ,  oder  doch  der  Warenverlag, 
genug  der  Betrieb  der  ars  lane  war  mit  allen  anderen  kaufmännischen  Funk- 
tionen eng  verbunden  s,  sagt  Davidsohn  im  Anschluß  an  die  zitierte  Urkunde. 
Vielleicht  werde  ich  seiner  Auffassung  gerecht  mit  der  Deutung,  daß  die  großen 
Handelshäuser,  die  mit  Wolle  und  Tuch  zugleich  handelten,  gelegentlich  den 
Tucher  verlegt  haben,  d.  h.  ihm  das  fertige  Produkt  als  Kaufpreis  für  die  ihm 
gelieferte  Wolle  abgenommen  haben,  oder  auch  mit  Kapitalien  sich  an  seinem 
Geschäft  beteiligt  haben,  wie  denn  Doren  S.  2i6  versichert,  daß  alle  großen  und 
reichsten  Florentiner  Geschlechter  an  der  Tuchfabrikation  mit  bedeutenden  Kapi- 
talien beteiligt  waren.  Damit  war  der  Tucher  noch  kein  Medici,  sondern  ein 
Fabrikant,  der  sich  von  den  großen  Kapitalisten  seiner  Vaterstadt  in  erheblicher 
Abhängigkeit  befand.  Es  ist  ferner  zu  beachten,  daß  meine  Ausführungen  sich  auf 
die  Tuchfabrikation  beziehen,  nicht  auf  die  V  e  r  e  d  1  u  n  g  s  Industrien, 
wie  der  Handel  mit  fremden  Tuchen  sie  geschaffen  hatte.  Daß  Florentiner  Handels- 
häuser große  gewerbliche  Anlagen  der  Veredlungsindustrie  besaßen,  ist  erwiesen. 
Davidsohn,   Geschichte  II.   2,   420. 

i)  Doren  I  261   und  274  Anm. 
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vorenthalten.  Dem  widerspricht  es  nicht,  wenn  Florentiner  Han- 
delsfirmen sich  in  die  Wollenzunft  einschreiben  ließen ;  sie  ge- 
wannen damit  Einfluß  auf  die  große  Exportindustrie  ihrer  Vater- 
stadt; sie  mögen  auch  mit  ihren  Mitteln  gelegentlich  ein  Tucher- 
unternehmen  fundiert  haben. 

b)Die  übrigen  Personen  der  Industrie.  Sind 
die  bisherigen  Untersuchungen  richtig,  so  fallen  die  Darstellungen 
der  Florentiner  Industrie  als  einer  Industrie  schroffster  sozialer 
Gegensätze  in  sich  zusammen.  Von  »ungeheuren  Arbeitermassen«  ^) 
und  der  souveränen  Macht  einzelner  über  sie  ^),  kann  nicht  die 
Rede  sein.  Die  Gesamtzahl  der  im  Florentiner  Wollengewerbe 
beschäftigten  Personen  ist  nach  dem  früher  gewonnenen  Maßstab 
(loo  Personen  auf  200  Stück)  für  normale  Zeiten  auf  ca.  loooo 
Personen  zu  schätzen.  Damit  stimmt  eine  Nachricht  aus  dem 
Jahre  1378  überein  ^) ,  welche  die  Personen  der  Wollen-  und 
Seidenindustrie  (mit  Ausnahme  der  Fabrikanten)  und  ihrer  Hilfs- 
handwerker: Seifensieder,  Kammacher  u.  a.,  sowie  die  Angehöri- 
gen verwandter  Berufe  (Schneider,  Westennäher,  Hutmacher  u.  a.) 
auf  13000  Personen  einschätzt.  Von  den  ca.  10  000  Personen 
der  Wollenzunft  wohnte  die  weitaus  zahlreichste  Klasse  ,  die 
Spinner,  zum  großen  Teil  auf  dem  Lande,  desgleichen  die  Walker. 
Die  Darstellung  der  sozialen  Stellung  dieser  zahlreichen 
Hilfshandwerker  und  Arbeiter,  speziell  ihrer  Stellung  zum  Unter- 
nehmertum bei  Doren  ist  ein  besonders  markantes  Beispiel, 
wie  leicht  der  Blick  für  die  Wirklichkeit  sich  trübt,  sobald  der 
Forscher  die  Tatsachen  unter  dem  Gesichtswinkel  der  Theorie 
betrachtet.  Doren  schildert  im  5.  Kapitel  seines  Buches*) 
aufs  anschaulichste,  wie  mannigfach  die  zahlreichen  Berufe  der 
Florentiner  Wollenindustrie  sich  gliederten :  obenan  die  Tucher, 
als  die  wirtschaftlich  stärksten,  die  Leiter  der  Zunft,  die  politisch 
mächtigsten,  —  dann  eine  zahlreiche  Klasse  mittlerer  Existenzen, 
überwiegend  den  Veredlungsindustrien  angehörig,  wirtschaftlich 
zum  Teil  den  Tuchern  nicht  fern  stehend,  so  insbesondere  die 
Färber,  in  der  Zunft  zwar  minderen  Rechtes  doch  nicht  rechtlos, 
vielmehr  zu  den  Zunftämtern  mit  Ausnahme  des  Konsulats  be- 
rechtigt (selbst  dies  oberste  Zunftamt  war  den  Färbern  zeit- 
weilig offen),  politisch  ebenfalls  2.  Ranges,  aber  nicht  ohne  Ein- 

1)  Doren  I  43.  2)  Doren  I  76. 

3)  Doren  II  232. 

4)  Vgl.  auch  Doren  I  452  ff. 
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fluß,  in  dem  Kampf  um  die  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen 
Lage  gehemmt  durch  das  Verbot,  außerhalb  der  Zunft  selbständige 
Verbände  zu  gründen,  —  und  endlich  unterhalb  dieser  Mittelklasse 
eine  breite  Schicht  von  Lohnarbeitern,  politisch  rechtlos,  wirt- 
schaftlich von  ihren  Arbeitgebern  vollkommen  abhängig.  So  er- 
scheint die  Florentiner  Wollenindustrie  als  eine  überaus  reich  ge- 
gliederte Industrie,  die  zu  sozialem  Aufstieg  allenthalben  Raum 
bot.  Trotz  alledem  kennzeichnet  Doreii  die  Angehörigen  all  dieser 
mannigfachen  Berufsarten  wieder  und  wieder  als  unterschiedlose, 
abhängige  Masse.  Selbständige  Unternehmer,  wie  die  Färber, 
werden  nicht  nur  immer  wieder  als  Arbeiter  bezeichnet,  sondern 
gar  als  Parias  aus  der  Handwerker-  und  Kleinhandelsschicht  ^), 
als  Arbeiterproletariat"),  und  die  VVollenzunft  wird  charakterisiert 
als  zerspalten  in  leitende  und  genießende  Kapitalisten  einerseits, 
und  handarbeitende  kapitallose  Proletarier  andrerseits  ^),  als  eine 
Industrie  des  ausgereiften  brutalen  Kapitalismus  mit  all  seinen 
Folgen,  dem  schrankenlosen  Klassenegoismus,  der  sich  ohne  alle 
Skrupel  der  Politik  zur  Erreichung  seiner  wirtschaftlichen  Zwecke 
bedient,  der  Vergewaltigung  rechtloser  Arbeiter,  denen  jede  Waffe 
im  Lohnkampf  genommen  oder  wenigstens  abgestumpft  war*). 
Doren  begründet  seine   Auffassung  folgendermaßen  ^) : 

»So  reich  gegliedert  nun  der  Aufbau  der  Florentiner  Arbeiter- 
schaft uns  entgegentritt,  so  sehr  wir  im  vorhergehenden  die  diffe- 
renzierenden Momente  betont  haben,  die  dieselbe  in  verschiedene 
Klassen  auseinander  spalteten,  so  sehr  müssen  wir  jetzt  auf  der 
andern  Seite  alle  jene  Punkte  hervorheben,  die  sie  zu  einer  großen 
einheitlichen  Masse  verschmolzen,  die  ihnen  ihren  sozialen  Cha- 
rakter im  großen  Zusammenhang  entwicklungsgeschichtlicher  Be- 
trachtung verleihen.  Was  sie  zusammenbringt,  das  ist  ihre  bei 
aller  Differenzierung  im  einzelnen  dennoch  ihrem  innersten  Wesen 
nach  gleichartige  Stellung  zum  Unternehmertum :  alle  vom  reich- 
sten Färber  herab  bis  zum  ärmsten  verkommensten  Werkstatt- 
arbeiter und  Tagelöhner,  ob  im  eigenen  Hause,  ob  in  eigener 
Werkstatt  oder  in  der  großen  Zentralwerkstätte  beschäftigt  — 
gleichmäßig  sind  sie  alle  in  eine  mehr  oder  minder  scharf  aus- 
geprägte Abhängigkeit  vom  kapitalbesitzenden,  kaufmännisch  ge- 
schulten,   den  Weltmarkt    überblickenden  Verleger  geraten;    und 

i)  Doren  I  466.  2)  Doren  II  228. 

3)  Doren  II  222.  4)  Doren  I  481. 

5)  Doren  I  457. 
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wenn  eine  Berührung  mit  dem  Markte,  mit  dem  Publikum  auch 
noch  an  einigen  Punkten  stattfindet,  so  ist  sie  dennoch  ohne 
großen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  jenes  wirtschaftlichen  Ab- 
hängigkeitsverhältnisses, hat  kaum  irgendwo  eine  wesentliche  Ab-, 
milderung  desselben  zur  Folge  gehabt.  Diese  Abhängigkeit  hat 
ihren  charakteristischsten  Ausdruck  in  der  allen  gemeinsamen 
Form  des  Lohnarbeitertums  gefunden :  mögen  die  Arbeiter  im 
Tage-,  Wochen-  oder  Monatslohn  stehen,  mögen  sie  im  Stücklohn 
bezahlt  werden,  mag  Dauerkontrakt  mit  langer  Kündigungsfrist 
oder  kurzes  Vertrags  Verhältnis  die  Regel  sein,  immer  werden  sie 
vom  Verleger  entlohnt ,  und  das  Publikum  hat  an  ihrer 
Bezahlung  keinen  direkten  Anteil;  in  der  Regel  ist  es  ihnen 
verboten,  für  Nichtzunftmitglieder  zu  arbeiten,  und,  soweit  dies 
nicht  der  Fall  ist,  geht  ihre  Bezahlung  durch  das  Medium  des 
Unternehmers,  der  stets  als  der  eigentliche  Auftraggeber  er- 
scheint.« 

Wohl  selten  hat  die  Theorie  einen  Forscher  so  arg  in  die 
Irre  geführt.  Weil  alle  die  genannten  Erwerbsstände  gegen 
Lohn  für  den  Inhaber  das  Arbeitsmaterial  arbeiten  und  vom 
Verkehr  mit  dem  Publikum  abgeschnitten  sind,  deshalb  sind 
sie  in  ökonomischer  Abhängigkeit  vom  Verleger }  Das  weit- 
aus größte  Unternehmen  der  heutigen  deutschen  Wollen- 
industrie ist  die  Norddeutsche  Wollkämmerei  und  Kammgarn- 
spinnerei, mit  einem  Aktienkapital  von  22  Millionen  Mark.  Sie 
betreibt  überwiegend  Lohnarbeit  für  Wollhändler ,  Kammzug- 
händler und  Spinnereien.  Reine  Lohnanstalten  sind  die  großen 
Färbereien  von  Sachsen-Thüringen  und  anderen  Zentren  der 
deutschen  Wollenindustrie.  Sie  sind  an  Größe  den  Wollwebereien 
gleich,  ja  überlegen,  und  die  sächsisch-thüringischen  Wollfabri- 
kanten wissen  nur  zu  gut,  wie  gering  die  Abhängigkeit  dieser 
Lohnfärbereien  von  ihren  Auftraggebern  ist.  Zieht  man  aber  die 
mittelalterliche  Tuchindustrie  zum  Vergleich  heran,  so  hat  nach 
der  Dorenschen  Theorie  in  ungezählten  Städten  des  Mittelalters 
der  Kapitalismus  geherrscht.  Denn  es  lag  in  dem  Wesen  der 
Wollweberei,  daß  nicht  ein  einzelner  Handwerker  mit  seinen 
Gesellen  die  mannigfachen  Arbeitsprozesse  allein  verrichten  konnte. 
Vielmehr  fand  allenthalben  eine  weitgehende  Arbeitsteilung  und 
eine  entsprechende  Gliederung  in  zahlreiche  Berufsarten  statt, 
deren  eine  im  Besitze  des  Arbeitsmaterials  war.  In  Straßburg 
waren    die    ehemaligen    Wollschläger,    die   Tucher,    Inhaber    des 
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Arbeitsmaterials  und  Leiter  der  Produktion  *),  in  Speyer  gleich- 
falls die  Tucher  -),  in  Köln  ^)  und  vielen  anderen  deutschen  Städten 
die  Weber.  Ebenso  lagen  die  Dinge  in  englischen  und  französi- 
schen Städten.  In  Provins  arbeiteten  schon  zu  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  die  Weber  und  die  andern  Handwerker  für 
die  Fullones  und  Lanatores,  in  Amiens  für  den  Drapier^),  in 
Paris  für  die  grands  maitres,  d.  h.  für  die  reicheren  unter  den 
Webern  ^),  in  London  für  den  Draper  ^).  Alle  diese  Unternehmer 
kauften  genau  wie  der  Florentiner  Tucher  den  Rohstoff  ein, 
ließen  einige  wenige  Arbeitsprozesse  in  eigener  Werkstatt  ver- 
richten, während  sie  zu  zahlreichen  anderen  das  Arbeitsmaterial 
aus  dem  Hause  gaben  in  die  verschiedensten  Hände  "). 

Daß  solche  Lohnarbeit  im  Prinzip  eine  Auflösung  mittel- 
alterlichen Handwerks  bedeutet  —  wer  wollte  das  bezweifeln.? 
Ein  anderes  aber  ist  es,  diese  Verfassung  des  Gewerbes  zum 
Anlaß  zu  nehmen,  um  alle  die  für  den  Unternehmer  tätigen  Per- 
sonen zu  einer  großen  unterschiedslosen  Masse  abhängiger  Prole- 
tarier zu  stempeln. 

An  diesem  Sachverhalt  wird  nichts  geändert  durch  die  Tat- 
sache, daß  in  P'lorenz  die  Färber,  Walker  usw.  politisch  minderen 
Rechtes  waren,  daß  ihnen  der  Kampf  um  Verbesserung  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  durch  das  Verbot,  Sonderzünfte  zu  gründen, 
erschwert  wurde.  Eine  umfassende  Untersuchung  würde  zweifel- 
los auch  hierfür  in  Deutschland  zahlreiche  Parallelen  nachweisen 
können.  Welche  politischen  und  wirtschaftlichen  Machtmittel 
hatten  denn  in  Deutschland  die  Spinnerinnen  im  Kampf  gegen 
ihre  Arbeitgeber  aufzuweisen  ?  Die  Zunftstatuten  gedenken  ihrer, 
von  technischen  Bestimmungen  abgesehen,  in  der  Regel  nur  dann, 

i)  Schmoller  a.  a.  O.  418  ff. 

2)  Motte,  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrheins   17,   58. 

3)  v.  Loesck,  Die  Kölner  Zunfturkunden;  siehe  bes,  Bd.  II,  S.  481:  »und 
haben  wir  ihnen  erlaubt  da  ihr  Amt  mannigfaltig  ist  und  sie  ihre  Tücher,  ihr 
Garn  und  ihre  Wolle  oft  mislichen  geben  müssen«  .  .  . 

4)  Schmoller  a.  a.  O.  411, 

5)  Fagniez  a.  a.  O.  226. 

6)  Ashley,  History  of  Woollen  Industry  II  233  ff. 

7)  Wenn  Doren  I  171  und  480  die  deutschen  Gewandschneider  als  die  Ver- 
leger bezeichnet,  so  ist  er  im  Irrtum,  wie  neben  zahlreichen  Spezialbelegen  (vgl. 
Schmoller,  Riedel  usw.)  der  Streit  der  Gewandschneider  mit  den  Webern  um  den 
Einzelausschnitt  der  von  den  Webern  gefertigten  Tuche  beweist.  Die  Weber 
konnten  nur  dann  auf  dem  Recht  des  Kleinverkaufs  bestehen,  wenn  ihnen  das 
Tuch  gehörte.     Ausnahmen  sind  zuzugeben. 
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wenn  es  gilt,  ihnen  Maximallöhne  zu  setzen.  Wer  schützte  in 
Köln  die  Kratzer  und  Kämmer  gegen  ihre  Brotherrn  ?  Die  Zunft- 
statuten berichten  nur  von  harten  Strafen  für  die  Kemberschen, 
wenn  sie  Wolle  unterschlugen  ^) ;  von  den  Rechten  dieser  haus- 
industriellen Arbeiterschaft  melden  sie  nichts.  War  doch  in  Köln 
noch  im  15.  Jahrhundert  den  Spannern  und  Walkern  jede  Ver- 
einigung untersagt  ^),  während  die  der  Scherer  dem  Wollenamt 
unterstellt  war  ^). 

Aber  das  alles  soll  hier  nicht  betont  werden,  und  man  mag 
annehmen,  daß  die  deutschen  Hilfshandwerker  vielfach  eine 
relativ  bessere  soziale  und  politische  Stellung  einnahmen,  als  ihre 
Kameraden  in  Florenz ;  —  an  der  prinzipiellen  Frage  ihrer  Lohn- 
abhängigkeit vom  Kapitalisten  wird  dadurch  nichts  geändert. 

So  ero-ibt  sich  denn  für  die  soziale  Struktur  des  Gewerbes 
dasselbe  Resultat  wie  für  seinen  Umfang  und  den  seiner  Unter- 
nehmungen: Die  Verhältnisse  gleichartiger  mittelalterlicher  Ge- 
werbe sind  nun  ein  gut  Stück  überholt,  aber  die  Vorstellungen 
von  einer  Zersetzung  des  Gewerbes  in  Kapitalisten  und  Prole- 
tarier müssen  abgelehnt  werden. 

Wo  hat  man  nach  alledem  der  Florentiner  Wollenindustrie 
ihren  Platz  anzuweisen  f  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  sie  ihren 
Dimensionen  wie  ihrem  inneren  Wesen  nach  dem  Mittelalter  sehr 
viel  näher  steht,  als  der  Neuzeit.  Schon  der  Vergleich  mit  den 
Industrien  der  Merkantilperiode  machte  deutlich,  wie  wenig  man 
sie  auch  nur  den  Vorläufern  des  modernen  Kapitalismus  gleich- 
stellen kann.  Mit  den  Bildungen  des  heutigen  Kapitalismus  hat 
sie  kaum  etwas  gemein,  und  die  Begriffe  wie  die  Terminologie 
der  Lehre  vom  modernen  Kapitalismus  dürfen  nicht  auf  sie  an- 
gewandt werden.  Man  wird  daher  weder,  wie  Doren  meint*), 
auf  Grund  der  neueren  Studien  über  die  Florentiner  Wollen- 
industrie »die  Manufakturperiode  weiter  zurückdatieren  wollen«, 
noch  gar  »die  Geschichte  des  modernen  Kapitalismus  als  einer 
in  sich  geschlossenen  einheitlichen  Wirtschaftsperiode  viel  weiter 

1)2/.  Loesch  a.  a.  O.  II  492. 

2)  Ibid.  II  503  u.  524.  Die  Zeuwer  sind  die  Spanner,  nicht  wie  v.  Loesch 
meint,  Spanner  und  Walker.  Sie  werden  (ibid.  II  503)  von  den  Walkern  unter- 
schieden, und  es  wird  ihnen  verboten  (ibid.  II  495),  eigenmächtig  Tuche  zur  Walke 
zu  schicken.  Ihr  Name  erklärt  sich  wohl  daher,  daß  sie  die  Tuche  »zogen«, 
=  reckten,  spannten. 

3)  V.  Loesch  a.  a.  O.  II  457. 

4)  Doren  I  479/480. 
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zurück  in  das  Mittelalter  greifen«  lassen.  Auch  darin  wird  man 
Doreii  nicht  folgen  wollen,  daß  man  die  Linie  der  allgemeinen 
wirtschaftsgeschichtlichen  Entwicklung  anders  verlaufen  läßt,  als 
die  ältere  Forschung  sie  gezogen  hat,  und  ihre  aufsteigende  Rich- 
tung wegen  des  Verfalls  der  Florentiner  Wollenindustrie  gegen 
1500  durch  eine  rückläufige  Kurve  unterbricht.  Denn  die  Floren- 
tiner VVoUenindustrie  des  15.  Jahrhunderts  wurde  unmittelbar  ab- 
gelöst durch  die  englische  Wollenindustrie  des  16.  Jahrhunderts, 
die  schon  damals  in  ihrem  Gesamtumfang,  dem  Umfang  ihrer 
Unternehmungen  und  Betriebe  und  der  Auflösung  mittelalterlicher 
Handwerksformen  über  Florenz  weit  hinausging,  selbst  wenn  Jack 
of  Newbury  nur  den  3.  Teil  der  ihm  zugeschriebenen  Weber  be- 
schäftigt hat. 

Auf  der  anderen  Seite  hebt  sich  die  Florentiner  Wollen- 
industrie von  der  großen  Masse  des  mittelalterlichen  Handwerks 
deutlich  ab  und  bildet  mit  einer  Anzahl  anderer  Industrien  des 
ausgehenden  Mittelalters,  der  Seidenindustrie  von  Genua,  Venedig, 
Granada,  der  Ulmer  und  Augsburger  Baumwollweberei,  der 
Wollenindustrie  von  Flandern  und  Brabant  eine  besondere 
Gruppe.  Es  ist  kein  Zweifel ,  daß  die  Formen  des  Hand- 
werks an  vielen  Stellen  durchlöchert  sind,  daß  im  Prinzip  ein 
kapitalistisches  Element  in  die  Industrie  eingedrungen  ist,  —  was 
freilich  im  Wesen  der  Wollweberei  liegt  und  darum  auch  unter 
der  Hülle  handwerksmäßiger  Formen  sich  findet,  —  daß  ihrem 
Ausmaß  nach  die  Florentiner  Wollweberei  die  meisten  zeitge- 
nössischen Wollenindustrien  um  Haupteslänge  überragt,  und  daß 
ihre  Jahresproduktion  größer,  ihre  Unternehmungen  und  Betriebe 
umfangreicher,  ihr  Proletariat  zahlreicher  sind.  Von  einem  An- 
satz zu  kapitalistischer  Entwicklung  in  der  Florentiner  Wollen- 
industrie wird  man  daher  mit  Recht  sprechen  können.  Freilich 
ist  dieses  Ergebnis  nicht  eben  neu,  sondern  bestätigt  nur  die 
Auffassung  von  dem  Charakter  dieser  Uebergangsbildungen,  die 
zahlreiche  ältere  Forscher  vertreten  haben. 

Ein  Vorbehalt  muß  zu  obigen  Ausführungen  gemacht  wer- 
den :  Sie  fußen  auf  den  wenigen  publizierten  Quellen ;  ob  eines 
Tages  die  noch  unp-edruckten  Ouellen  die  obigen  Ergebnisse 
wesentlich  anders  gestalten  werden,  muß  dahingestellt  bleiben. 
Im  Anschluß  daran  sei  eine  kritische  Bemerkung  zu  Umfang  und 
Art  der  Quellenpublikation  in  Dorens  Florentiner  Wollentuch- 
industrie    gestattet.      Was    zunächst    den    Umtang    anbetrifft,    so 
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bleibt  es  sehr  zu  bedauern,  daß  so  umfassende  Studien  nur  so 
geringe  Quellenpublikationen  gezeitigt  haben.  483  Seiten  Text, 
wenn  auch  mit  zahheichen  Zitaten  aus  den  Urkunden  versetzt, 
und  89  Seiten  Urkunden  —  das  bleibt  ein  Mißverhältnis,  zumal 
wenn  ein  Autor  durch  die  subjektive  Art  seines  Arbeitens  den 
kritischen  Leser  zu  äußerster  Skepsis  herausfordert.  Und  ferner 
muß  die  Methode  beanstandet  werden,  im  Text  zahllose  kleine 
und  größere  Zitate  aus  den  Urkunden  zu  bringen,  aus  dem  Zu- 
sammenhang gerissen,  oft,  man  möchte  sagen,  wie  ein  Strauß 
aus  Blümchen  am  Wege  zusammengestellt  ^).  Der  Abdruck 
einiger  weniger  Zunftstatuten  im  Zusammenhang  hätte  das  wissen- 
schaftliche Erkennen  ungleich  besser  gefördert.  37  Jahre  nach 
dem  Erscheinen  von  Schmollers,  Straßburger  Tucher-  und  Weber- 
zunft sollten  solche  kritischen  Bemerkungen  überflüssig  sein. 


i)  Um  nur  ein  Beispiel  anzuführen:  Doren  bringt  i)  S.  526  die  mehrfach 
zitierte  Taxe  für  die  Jahre  I  3  8  I  /  8  2,  Lana  46  fol.  114  f.  2)  S.  339  Anm.  ein 
Aktenstück  vom  November  1380,  betr.  die  Taxierung,  Lana  46  fol.  112.  Ver- 
mutlich bezieht  es  sich  auf  die  ad  i  genannte  Taxe,  aber  es  wäre  doch  von 
größtem  Interesse,  das  zu  w  i  s  s  e  n.  3)  S.  341  Anm.  ebenfalls  einen  Auszug  aus 
einem  Aktenstück  über  eine  Taxe,  Lana  45  fol.  114.  Doren  fügt  hinzu  aus  »dem 
oft  erwähnten  industriellen  und  kommerziellen  Ausnahmejahr  von  1371  —  1372 
vgl.  vorige  Anmerkung«.  Die  »vorige  Anmerkung«  ist  die  hier  unter  2)  zitierte 
mit  dem  Aktenstück  aus  dem  Jahre  1380.  Das  heißt  denn  doch,  den  Leser  Rätsel 
raten  lassen. 
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II.   MISZELLEN. 


Die  Herkunft  der  Bankbeamten. 

Von 

Dr.   Oskar   Stillich. 
Dozent  an  der  Humboldt-Akademie  in  Berlin. 

Eine  der  schwierigsten  Fragen  der  Bankbeamtenenquete  ^)  war  die 
nach  dem  Beruf  des  Vaters.  Nicht  deshalb,  weil  ihre  Beantwor- 
tung scharfes  Nachdenken  voraussetzt,  denn  was  die  Eltern  im  Beruf 
sind,  weiß  eigentlich  jeder  oder  sollte  es  doch  wissen. 

Die  Schwierigkeit  liegt  nicht  in  der  Unkenntnis  über  den  Beruf 
des  Vaters,  sondern  in  der  Bezeichnung  der  Stellung  im  Berufe,  deren 
Bedeutung  viele  nicht  erkannt  haben.  Sie  antworten  auf  die  Frage 
nach  dem  Beruf  ihres  Vaters  »Landwirt«,  »Kaufmann«,  »Industrieller«, 
»Beamter«  oder  »Arbeiter«.  Dabei  handelt  es  sich  keineswegs  um 
solche,  bei  denen  eine  ungenügende  Vorbildung  von  vornherein  eine 
brauchbare  Antwort  ausschlösse,  sondern  vielmehr  um  ehemalige  Be- 
sucher humanistischer  und  realer  Bildungsanstalten,  deren  Unterschei- 
dungsvermögen hier  versagte.  Landwirt  ist  eine  allgemeine  Berufs- 
bezeichnung, in  der  die  sozial  recht  verschiedenen  Stellungen  des  In- 
spektors, Gutsverwalters,  Gutsbesitzers,  Kleinbauern,  Taglöhners  Platz 
haben.  Die  Bezeichnung  »Kaufmann«  sagt  weder  etwas  über  die 
Stellung  im  Beruf  (ob  Agent,  Reisender,  Buchhalter,  Kassierer, 
Verkäufer  usw.)  noch  über  das  Objekt  der  kaufmännischen 
Tätigkeit,  (ob  Kolonialwarenhändler,  Bankier,  Getreidehändler,  Buch- 
händler usw.)  Nicht  weniger  als  84  Bankbeamte  nennen  als  Beruf  ihres 
Vaters  »Rentier«.  Auch  diese  Bezeichnung  stellt  gewiß  keinen  Beruf 
dar,  sondern  das  Gegenteil  dessen,  was  man  darunter  versteht. 

Bei  45  von  1508  Befragten  fehlte  die  Antwort  entweder  ganz  oder 
sie  war  doch  so  unvollkommen,  daß  man  mit  ihr  nichts  anfangen  konnte. 
Vielfach   wird   nur   angegeben,   daß    die   Eltern  verstorben    sind.     Die 


i)  Vgl.  Stillich,  Die  Schulbildung  der  Bankbeamten  in  Heft  I    1916,    S.  103. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     3.  27 
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Motive  dieser  Diskretion  können  hier  gleichgültig  sein.  Bei  der  kleinen 
Zahl  derjenigen,  die  den  Beruf  des  Vaters  verschweigen,  spielen  sie 
schwerlich  eine  Rolle. 

Die  Frage  nach  dem  Beruf  des  Vaters,  deren  Beantwortung  vielen 
solche  Schwierigkeiten  gemacht  hat,  könnte  auf  den  ersten  Blick  gleich- 
gültig erscheinen.  Aber  sie  ist  aus  verschiedenen  Gründen  wichtig. 
Die  Abstammung  zeigt,  aus  welchen  Berufs  abteilungen  bez. 
-Stellungen,  und  wenn  eine  genaue  Beantwortung  stattgefunden 
hätte,  auch  aus  welchen  sozialen  Schichten  die  Beamten  her- 
kommen, speziell  ob  der  eigene  Beruf  dabei  eine  wesentliche  Rolle 
spielt.  Diese  Tatsache  ist  mitbestimmend  für  Art  und  ]\Iaß  der 
Bildung,  soweit  der  Schulbesuch  durch  die  gesellschaftliche  Stellung 
der  Eltern  bestimmt  wird ;  weiter  aber  auch  für  die  ökonomische 
Lage,  allerdings  nicht  in  dem  Sinne,  daß  mit  der  Feststellung  der 
sozialen  Herkunft  eine  exakte  Trennung  der  Besitzenden  und  Nicht- 
besitzenden möglich  wäre.  Auch  die  gelehrten  Berufe  werden  von  dieser 
Klassenscheidung  durchzogen. 

Darüber  hinaus  aber  bildet  die  Frage  nach  dem  Grunde  der 
verschiedenartigen  Beteiligung  verschiedener  Berufsgruppen 
am  Bankbeamtenstande  einen  Gegenstand  des  Interesses.  Würden  die 
Berufe  sich  rein  mechanisch  proportional  der  Zahl  der  Angehörigen 
der  einzelnen  Abteilungen  beteiligen,  dann  wäre  die  folgende  Unter- 
suchung überflüssig.  Denn  dann  würden  wir  wissen,  daß  die  numerisch 
an  erster  Stelle  kommenden  Berufskategorien  auch  die  meisten  Bank- 
beamten stellen.  In  Wirklichkeit  aber  gibt  es  eine  solche  Mechanik 
der  Berufsbewegung  nicht.  So  stellen,  wie  wir  sehen  werden,  das 
staatliche  Beamtentum  und  die  freien  Berufe  weit  mehr  Bankbeamte 
als  die  zahlenmäßig  viel  stärker  erscheinende  Landwirtschaft,  diese 
aber  wieder  viel  weniger  als  die  mit  vielen  Millionen  schwächer  be- 
setzte Berufsabteilung   »Handel  und  Verkehr«. 

Daraus  ergibt  sich  aber,  daß  die  Untersuchung  der  Gesichtspunkte, 
welche  mitbestimmend  für  die  Beteiligung  bestimmter  Berufsgruppen 
bei  der  Rekrutierung  des  Bankbeamtenstandes  sind,  andere  Wege  ein- 
schlagen muß.  Es  bestehen  soziologische  Tatsachen,  die  die  psycho- 
logischen und  intellektuellen  Vorbedingungen  schaffen  und  so  den  An- 
laß geben,  daß  aus  manchen  Familien  und  Berufen  mehr,  aus  anderen 
weniger  Söhne  sich  dem  Bankfach  zuwenden. 

Die  Berufsgruppierung  wird  zu  einem  guten  Teil  mitbestimmt 
durch  das  kollektive  Denken  der  Kreise,  aus  denen  der  Bankbeamte 
stammt,  auch  wenn  es  ihm  selbst  persönlich  nicht  immer  bewußt  ist.  Die 
Abstammung  bestimmt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Denkrichtung. 
Auf  dem  Wege  der  Konstruktion  kann  man  dem  Zusammenhang  nach- 
spüren, der  zwischen  dem  Milieu  besteht,  in  welchem  der  Bankbeamte 
seine  erste  Jugend  verlebt  und  dem,  in  welches  er  dann  versetzt  wird. 
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Die  verschiedenen  Berufe  der  Väter  schließen  mehr  oder  weniger  ge- 
eignete Anpassungselemente  in  sich.  Entstammt  der  Bankbeamte  z.  B. 
kaufmännischen  Kreisen,  so  wird  es  ihm  viel  leichter  sein,  sich  in  den 
Bankbetrieb  einzuarbeiten  und  sich  ihm  anzupassen,  als  es  beispielsweise 
bei  dem  Sohn  eines  Offiziers  der  Fall  sein  dürfte. 

Schließlich  kommen  auch  ökonomische,  durch  die  berufliche  Situa- 
tion der  Eltern  gegebene  Vorbedingungen  in  Betracht.  Haben  diese 
nicht  die  ]\Iittel,  die  Ausbildung  der  Söhne  bis  zur  Reife  fürs  Bank- 
fach durchzuführen,  dann  ist  den  letzteren  der  Eintritt  in  dasselbe 
versperrt  oder  doch  nur  für  gewisse  Stellen  ermöglicht. 


Uebersicht  über  das  soziale  Herkommen  der  an  der  Enquete  beteiligten 

Bankbeamten. 


Gelernte 

Ungelernte 

Proz. 

Sa. 

Handel,  Industrie  u.  Verkehr 
davon  Banken  u.  Bankiers 

424 

63 

12,94 

487 

43 

Beamte 
Handwerker 

242 
164 

50 
40 

17,12 
19,61 

292 
204 

Freie   Berufe 

123 

17 

12,14 

140 

davon  Lehrer 

— 

84 

Landwirtschaft 

99 

22 

18,18 

121 

Arbeiter 
Gastwirtschaft 

53 
41 

29 
6 

35.37 
12,77 

82 
47 

Rentiers 

Andere  (Militärs) 

Vacant 

73 
4 

37 

II 

2 
8 

13.10 

84 
6 

45 

I. 

An  der  Spitze  derjenigen  Berufsabteilungen,  die  vornehmlich  die 
Banken  mit  Angestellten  versorgen,  stehen  Handel,  Industrie  und  Be- 
amtentum. 

397  Bankbeamte  gaben  an,  daß  ihre  Väter  »Kaufleute«  seien. 
Von  diesen  bezeichnen  viele  die  besondere  Stellung  als  Handlungs- 
gehilfe, Buchhalter,  Bürovorsteher,  Kassierer,  Sekretär,  Bücherrevisor, 
die  der  Vater  im  Rahmen  der  reichgegliederten  Privatbeamtenschaft 
einnimmt.  Dazu  kommt  dann  eine  Reihe  Angaben,  die  auf  eine  selb- 
ständige Position  schließen  lassen,  wie  Mehl-  und  Getreidehändler, 
Buchhändler,  Viehhändler,  Hopfenhändler,  Zigarrenhändler,  Fellhändler, 
Posamentenhändler  usw.  In  der  tabellarischen  Zusammenstellung  sind 
mit  dem  Handel  auch  Industrie  und  Verkehr  angeführt.  Es  war  aus 
den  erhaltenen  Antworten  nicht  möglich,  eine  Trennung,  die  auf  Rich- 
tigkeit Anspruch  hat,  vorzunehmen.  Alle  industriellen  Angestellten 
soweit  sie  nicht  Arbeiter  und  Techniker  sind,  haben  sich  als  Kauf- 
leute  bezeichnet.     Unter  Industrie   aber   sind   nur  diejenigen  genannt 
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worden,  die  selbständige  Industrielle  sind,  unter  Handel  diejenigen,  die 
kaufmännische  Dienste  leisten,  auch  wenn  sie  in  industriellen  Betrieben 
tätig  sind.  Daraus  rechtfertigt  sich  die  Zusammenfassung  der  drei 
genannten  Gruppen. 

Die  starke  Besetzung  dieser  kombinierten  Berufsabteilung  läßt  eine 
große  Beteiligung  bei  der  Rekrutierung  des  Bankbeamtentums  nicht 
weiter  verwunderlich  erscheinen.  Sie  beruht  auf  Gründen  äußerer  und 
innerer  Natur.  Die  ersteren  liegen  darin,  daß  Handel  und  Industrie 
in  Deutschland  durchweg  in  Beziehung  zu  den  Banken  stehen.  Auch 
kleinere  Geschäftsleute  unterhalten  mit  ihnen  Geschäftsverbindung. 
Die  größeren  haben  durchweg  Kontokorrente,  genießen  Akzeptkredit 
usw.  Durch  diesen  Verkehr  bilden  sich  persönliche  Beziehungen  her- 
aus. Diese  Beziehungen  sind  in  ihrem  Einfluß  auf  die  Berufswahl  an 
anderer  Stelle  dargestellt. 

Aber  auch  innere  Gründe  sprechen  mit.  Sie  sind  psycholo- 
gischer Natur.  Der  Kaufmann  steht  seelisch  als  Vertreter  eines 
rationalistisch  entwickelten  Gewerbezweiges,  den  der  Handel  in  seinen 
verschiedenen  Formen  darstellt,  ohnehin  dem  Bankwesen  nahe.  Dieses 
ist  nur  eine  Anwendung  kaufmännischer  Grundsätze  auf  einen  speziellen 
Fall.  Ob  das  Handelsobjekt  in  Geld  oder  Wertpapieren  oder  in  Kaffee 
oder  Petroleum  besteht,  ist  für  das  mit  der  kaufmännischen  Tätigkeit 
verbundene  Ziel  gleichgültig.  Unterschiede,  die  sich  aus  der  Beschaffen- 
heit des  Objekts  und  seiner  Verteilung  ergeben,  sind  zwar  vorhanden, 
aber  sie  projizieren  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  Geistigen,  so  daß  man 
eine  Discrepanz  in  dieser  Richtung  zwischen  den  Vertretern  des  Geld- 
und  des  Warenhandels  kaum  antreffen  wird. 

Auch  die  Industrie  hat  zum  Bankwesen  innere  Beziehungen, 
die  in  der  Eigenart  der  industriellen  Tätigkeit  begründet  liegen.  Dieser 
Konnex  wird  durch  die  Mannigfaltigkeit  industrieller  Tätigkeit  kaum 
berührt.  In  der  Enquete  waren  es  vornehmlich  Fabrikbesitzer,  Fabrik- 
direktoren und  Fabrikanten,  also  selbständige  Erwerbstätige,  die  ihre 
Söhne  ins  Bankfach  schickten.  Im  einzelnen  werden  vornehmlich  fol- 
gende Berufe  angegeben:  Brauereibesitzer,  Färberei  und  Spinnerei, 
Bergwerksbesitzer,  Möbelfabrikant,  Apotheker,  Ziegeleibesitzer,  Kalk- 
werksbesitzer, Juwelier,  Molkereibesitzer,  Chemiker,  Ingenieur  usw.  Wenn 
man  vielleicht  von  den  letztgenannten  Berufen  absieht,  so  handelt  es 
sich  doch  bei  allen  anderen  um  Warenerzeugung.  Ihre  technische  Be- 
herrschung und  wirtschaftliche  Verwertung  bildet  die  Aufgabe  der  In- 
dustrie. Dazu  kommt,  daß  mit  jeder  industriellen  Tätigkeit  auch  eine 
kommerzielle  verbunden  ist,  der  Fabrikant  gleichzeitig  Kaufmann  sein 
muß.  Diese  Aufgabe  aber  läßt  sich  nur  lösen  mit  Hilfe  des  Kapi- 
tals. Der  kapitalistische  Geist  verbindet  Banken  und  Industrie.  Häufig 
kommt  es  auch  vor,  daß  Industrielle  ihre  Söhne  ins  Bankfach  schicken, 
zur  Vorbereitung  auf  eine  spätere  Zeit,  in  der  sie  die  Fabrik  des  Vaters 
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Übernehmen  sollen.  Nirgends  läßt  sich  besser  als  in  solchem  Falle 
erkennen,  wie  stark  verwandt  der  beide  beherrschende  Geist  ist.  So 
ist  es  auch  innerlich  motiviert,  warum  ein  so  großer  Teil  aus  diesen 
Berufsabteilungen  sich  dem  Bankfach  zuwendet. 

Verhältnismäßig  gering  ist^  wie  es  nach  dem  Ergebnis  der  Erhebung 
den  Anschein  hat,  der  Anteil,  den  die  Bankbeamten  und  Bankiers 
selbst  an  der  Rekrutierung  ihres  Berufs  haben.  In  der  Enquete  gaben 
nur  43  Bankbeamte  an,  daß  ihre  Väter  selbst  diesen  Beruf  oder  einem 
ähnlichen  angehören.  Trotzdem  die  große  soziale  Distanz,  die  vom 
Kassenboten  und  Expedienten  bis  zum  Direktor  vorhanden  ist,  nur 
schwer  eine  Zusammenfassung  zuläßt,  sind  doch  auch  die  in  verwand- 
ten Geschäften  Tätigen  hier  mitgezählt,  als  da  sind:  Makler  an  der 
Börse,  Beamte  von  Vorschuß-  und  Kreditvereinen  (z.  B.  Rendanten) 
Inhaber  von  Immobiliengeschäften,  usw.  Man  mag  das  tadeln,  aber  es 
handelt  sich  hier  um  eine  einheitliche  Erfassung  aller  derjenigen,  die 
in  irgend  einer  Tätigkeitsbeziehung  zum  Geld  und  Bankwesen  über- 
haupt stehen,  gleichgültig,  welchen  Wert  die  spezielle  Funktion  hat, 
die  sie  ausüben. 

Die  weitherzige  Zusammenfassung  aber,  rückt  die  verwunderliche 
Erscheinung  nur  um  so  schärfer  in  den  Vordergrund,  daß  offenbar 
nur  noch  in  einer  kleinen  Zahl  von  Fällen  im  Bankwesen  der  Beruf 
des  Sohnes  in  Abhängigkeit  vom  Beruf  des  Vaters  steht. 

Die  Gründe,  warum  die  Söhne  von  Bankbeamten  und  Bankiers  in 
der  Regel  nicht  wieder  Bankbeamte  werden,  liegen  zunächst  darin,  daß 
der  Bankbeamtenberuf  keine  Tradition  hat  wie  andere  Berufe.  Der 
Geistliche,  der  Gelehrte,  der  Handwerker  haben  ihre  berufliche  Ueber- 
lieferung.  Der  Sohn  eines  Bauern  wird  wieder  Bauer.  Dadurch  ent- 
steht eine  Berufskontinuität,  die  das  Denken  der  älteren  Generation 
unmittelbar  an  das  der  jüngeren  anschließt.  Ein  direkter  Austausch 
von  Erfahrungen  ist  die  unmittelbare  Folge  dieses  Berufszusammen- 
hangs. 

Im  Bankwesen  fehlt  die  Kontinuität,  die  die  Berufe  mit  alten 
Standeskulturen  aufweisen.  Es  fehlt  daher  auch  die  berufliche  Seelen- 
stimmung der  letzteren.  Der  Hauptgrund  dieser  Erscheinung  liegt 
offenbar  darin,  daß  der  Bankbeamtenberuf  ein  neuer  und  junger  Beruf 
ist.  Zwar  hat  es  immer  Privatbankiers  gegeben,  die  Angestellte  be- 
schäftigt haben,  aber  ein  großer  und  breiter  Stand  von  Bankbeamten 
entstand  doch  erst  mit  den  Großbanken.  Diese  jedoch  sind  durchweg 
Kinder  der  allerneusten  Zeit.  1853  wurde  die  Bank  für  Handel  und 
Industrie  in  Darmstadt  ins  Leben  gerufen.  In  das  Jahr  1856  fällt  die 
Entstehung  dreier  Großbanken:  der  Berliner  Handelsgesellschaft,  der 
Diskonto-Gesellschaft  und  der  Mitteldeutschen  Kreditbank.  Viel  später 
erst,  I870  wurde  die  Deutsche  Bank  in  Berlin  und  die  Kommerz-  und 
Diskontobank   in   Hamburg   gegründet;    1372    die    Dresdner  Bank  und 
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1881  begann  die  Nationalbank  für  Deutschland  ihre  Tätigkeit.  Erst 
in  diesen  Großbanken  finden  wir  die  Konzentration  riesiger  Angestellten- 
massen.    Mit  ihrer  Entstehung  beginnt  eine  neue  Aera. 

Daß  sich  in  der  kurzen  Zeit  des  Bestehens  dieser  Großbanken  eine 
Berufstradition  hätte  herausbilden  können,  ist  nicht  anzunehmen.  Ebenso- 
wenig die  Vererbung  von  Anlagen.  Dies  ist  eben  nur  möglich,  wenn 
ein  Beruf  Generationen  hindurch  in  einer  Familie  sich  forterbt.  Ueb- 
rigens  ist  unsere  ganze  Zeit,  die  die  alten  Standeskulturen  immer  mehr 
vernichtet,  nicht  dazu  angetan,  eine  Berufskultur  zu  erzeugen.  Infolge 
der  wachsenden  Industrialisierung  Deutschlands,  die  die  Zahl  der  Ab- 
hängigen, der  Angestellten,  ungeheuer  vermehrt,  ist  dies  immer  seltener 
geworden.  Ein  Geschäft  kann  man  vererben,  aber  nicht  eine  Stellung. 
Die  Inhaber  eines  Bankhauses  wie  die  Rothschilds  können  ihre  Firma 
an  ihre  Söhne  übertragen,  aber  der  Prokurist  einer  Aktienbank  kann 
seine  Stellung  nicht  seinem  Sohn  erblich  hinterlassen. 

Nun  kommt  es,  wie  wir  sahen,  freilich  vor,  daß  der  Beruf  des 
Vaters  im  Bankfach  auch  bestimmend  auf  den  des  Sohnes  wirkt.  Aber 
das  gehört  zu  den  Ausnahmen.  Wird  der  Sohn  auch  Bankbeamter, 
dann  sinü  es  meist  nur  äußere  Umstände,  die  dazu  führten,  nicht  aber 
berufliche  Tradition  in  dem  vorher  erwähnten  Sinne.  So  gibt  ein  jetzt 
als  Stellvertreter  eines  Kursmaklers  tätiger  früherer  Bankbeamter,  der 
Sohn  eines  jetzt  als  Rentier  lebenden,  früheren  Bankprokuristen  als 
Grund  seines  Eintritts  ins  Bankfach  an:  »Weil  es  meinem  Vater  dort 
stets  sehr  gut  ergangen  war.« 

Schließlich  aber  hat  es  den  Anschein,  als  ob  auch  die  soziale  Lage 
in   den  Großbanken  selbst  einem  Berufszusammenhancr  zwischen  Eltern 
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und  Söhnen  entgegenwirkt,  so  daß  die  Rekrutierung  des  Bankbeamten- 
berufs aus  sich  selbst  heraus  in  Zukunft  keine  Vermehrung  erfahren 
wird.  Um  das  restlos  zu  begreifen,  müßte  ich  das  ganze  Material,  das 
die  von  mir  veranstaltete  Enquete  ergeben  hat,  hier  vorwegnehmen, 
was,  wie  man  zugeben  wird,  nicht  möglich  ist.  Es  sollen  daher  im 
folgenden  nur  einige  Belege  für  die  Stimmung  angeführt  werden,  die 
zeigen,  daß  unter  den  Bankbeamten  keine  Neigung  besteht,  ihre  Kinder 
wieder  diesem  Beruf  zuzuwenden. 

Die  im  folgenden  mitgeteilten  Aeußerungen  sind  Antworten  ohne 
Frage.  Sie  sind  völlig  ursprünglich,  ohne  die  suggestive  Wirkung,  die 
jede  Frage  in  dieser  Beziehung  ausüben  würde,  mitgeteilt.  Das  aber 
verleiht  ihnen  symptomatische  Bedeutung. 

Der  Sohn  eines  Tischlermeisters,  der  sich  1899  verheiratete  und 
jetzt  zwei  Kinder  im.  Alter  von  10  und  13  Jahren  hat,  schreibt:  »Ich 
werde  meine  beiden  Söhne  niemals  Bankbeamte  werden  lassen,  weil  ich 
ihnen  ein  besseres  Los  wünsche.«  —  Der  Sohn  eines  Uhrmachers  und 
Hauseigentümers,  seit  1906  verheiratet  und  Vater  zweier  Töchter,  urteilt 
in  gleicherweise:   >Die  soziale  Lage  der  Bankbeamten  ist  derart,  daß 
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man  keiner  Familie  raten  darf,  ihre  Jungen  unter  die  Bankbeamten 
gehen  zu  lassen.«  —  Ein  Bankbeamter,  der  einen  6jährigen  Jungen 
hat,  bemerkt:  »Der  verheiratete  Durchschnittsbeamte  kann  unmöglich 
mit  seinem  jetzigen  Einkommen  zurechtkommen.  Ich  werde  z.  B.  meinen 
Sohn  nicht  Bankbeamter  werden  lassen.«  —  Ein  Revisor,  der  4  Kinder 
hat,  schreibt:  »Ich  lasse  meine  Jungen  lieber  ein  Handwerk  lernen.«  — 
Ein  Effekten-Skontrist  mit  zwei  Kindern:  »Von  meinen  beiden  Jungens 
wird,  was  ich  verhindern  kann,  keiner  Bankbeamter  —  besser  Arbeiter.« 

Der  gleiche  Gedanke  liegt  auch  folgenden  Aussagen  von  Angestell- 
ten der  Großbanken  zugrunde,  die  alle  in  verschiedener  Form  mehr 
oder  weniger  drastisch  den  Unwillen  zeigen,  der  aus  der  Unzufrieden- 
heit mit  ihrem  Beruf  entspringt.  »Ich  für  meine  Person  würde  heute 
nie  und  nimmer  wieder  ins  Bankfach  gehen,  ebenso  werde  ich  dafür 
besorgt  bleiben,  daß  einer  meiner  Buben  nicht  Bankbeamter  wird.  Denn 
die  Verhältnisse  im  Bankfach  sind  während  meiner  Dienstzeit  13  Jahre 
nicht  besser,  sondern  bedeutend  schlechter  geworden.«  —  »Der  Bank- 
beamte, der  nicht  von  Hause  vermögend  ist,  kann  erst  Mitte  der  30  er 
heiraten,  wenn  er  sich  nur  halbwegs  anständig  mit  Frau  und  Kindern 
durchs  Leben  schlagen  will.  Sollte  ich  mal  einen  Sohn  haben,  so 
könnte  er  werden,  was  er  wollte,  nur  kein  Bankmensch.«  — -  »Jeden- 
falls werde  ich  mich  bemühen,  meinen  Jungen  etwas  anderes  werden 
zu  lassen.«  —  »Meine  Auffassung  ist,  daß  die  Eltern,  deren  Kinder 
das  Bankfach  erlernen  wollen,  von  diesem  Fache  ihre  Angehörigen 
fernhalten,  da  der  Standesdünkel  bei  den  Bankbeamten  mit  der  Ent- 
lohnung (beim  größten  Teil)  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist.«  — 
»Falls  mein  Sohn  die  Absicht  haben  sollte,  das  Bankfach  zu  erlernen, 
gibt  es  ein  Unglück.  Das  ist  meine  Antwort  auf  unsere  soziale 
Lage.«  —  »Meine  persönliche  Auffassung  ist  die,  daß  sich  Eltern 
strafbar  machen,  welche  ihre  Kinder  in  den  Beruf  des  Bankbeamten 
drängen.« 

Nach  diesen  Aussagen  gewinnt  es  den  Anschein,  daß  die  soziale 
Lage  der  Rekrutierung  des  Berufs  aus  sich  selbst  heraus  hindernd  im 
Wege  steht.  Der  Nachwuchs  wendet  sich  anderen  Lebens-  und  Arbeits- 
gebieten zu  und  der  Beruf  verarmt  an  innerer,  auf  Tradition  beruhen- 
der Erfahrung  —  das   Schicksal   der   meisten   Berufe   in   unserer  Zeit. 

IL 

Es  ist  nun  aber  keineswegs  die  kommerzielle  und  industrielle  Klasse 
allein,  die  das  Hauptkontingent  an  Bankbeamten  stellt,  wenigstens  nicht 
in  unserer  Untersuchung.  Stark  beteiligt  ist  auch  die  Bürokratie. 
Von  1508  Befragten  gaben  292  als  Beruf  des  Vaters  entweder  schlecht- 
hin Beamter  an,  was  dahin  zu  deuten  ist,  daß  es  sich  meistens  um  Sub- 
alternbeamte handelt,  oder  sie  spezialisierten  ihn  genauer  nach  dem 
Ressort  der  Verwaltung,  in  welchem  er  tätig  war,  als  Eisenbahnbeam- 
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ter,  Postbeamter,  Polizeibeamter,  Gerichtsbeamter,  Zollbeamter  usw. 
Wie  läßt  sich  dieser  Zug  der  Bürokratie,  ihre  Söhne  in  den  Bankbeamten- 
beruf zu  schicken,  erklären? 

Die  Gründe  sind  natürlich  nicht  in  der  Enquete  angegeben.  Nir- 
gends findet  sich  auch  nur  die  leiseste  Andeutung.  Sie  können  daher 
nur  theoretisch  konstruiert  werden.  Aber  dies  bietet  ebenso  wie  bei 
der  vorigen  Gruppe  kaum  Schwierigkeiten. 

Bekanntlich  ist  in  einem  Lande  wie  Deutschland,  dessen  Selbst- 
verwaltung doch  immerhin  verhältnismäßig  gering  entwickelt  ist,  das 
staatliche  Beamtentum  stark  ausgebildet.  Aber  numerisch  fällt  es  doch 
verglichen  z.  B.  mit  der  Industrie  nicht  in  der  gleichen  Weise  in  die 
Wagschale.  In  der  Industrie  allein  waren  1907  26,4  Millionen  Personen 
berufstätig  (Erwerbstätige,  Dienende,  Angehörige),  während  die  Zahl 
der  Beamten  und  der  in  freien  Berufen  Tätigen  sich  nur  auf  2,6  Mil- 
lionen belief,  d.  h.  nur  auf  den  zehnten  Teil.  Hieraus  geht  hervor, 
daß  die  Größe  der  Beteiligung  dieser  Berufskategorie  nicht  bedingt 
wird  durch  ihre  zahlenmäßige  Besetzung.  Diese  Tatsache  gilt,  wie 
schon  einleitend  bemerkt,  ganz  generell.  Das  numerische  Verhältnis 
der  Berufsabteilung  entscheidet  nicht  absolut  über  den  Anteil  an  Men- 
schen, den  sie  an  das  Bankgewerbe  abgeben. 

Aber  etwas  anderes  ist  von  weittragender  Bedeutung:  nämlich  die 
innere  Verwandtschaft  zwischen  Staats-  und  Bankbeamtentum. 
Die  gemeinsame  Wurzel  liegt  in  der  bürokratischen  Organisation  der 
staatlichen  Verwaltung  auf  der  einen,  der  Großbanken  auf  der  anderen 
Seite. 

Das  Wesen  jeder  Bürokratie  dokumentiert  sich  in  der  Abhängig- 
keit ihres  Denkens  und  Handelns  von  formalen  Vorschriften.  Es  gibt 
keine  Bürokratie,  welche  in  ihrer  Arbeit  nach  freiem  Ermessen  ver- 
fahren könnte.  Der  Begriff  würde  in  diesem  Falle  sich  selbst  aufheben. 
Allerdings  ist  der  Grad  der  Abhängigkeit  verschieden.  Er  steigt  nach 
unten  und  sinkt  nach  oben.  Es  gibt  keinen  Zweig  der  Staatsverwal- 
tung, sei  es  die  Justiz  oder  das  Militär,  sei  es  das  Steuer-  oder  Eisen- 
bahnwesen, wo  nicht  durch  eine  Summe  von  Gesetzen,  Verordnungen 
und  Verfügungen  alles  bis  ins  kleinste  hinein  geregelt  wäre,  so  daß 
dem  freien  Ermessen,  wenn  man  vielleicht  von  den  höchsten  Stellen 
absieht,  kaum  noch  irgendwelcher  Spielraum  übrig  bleibt.  Es  liegt 
in  der  Natur  jedes  Großbetriebes  und  infolgedessen  auch  der  Groß- 
banken, in  ihrer  Struktur  und  ihren  Funktionen  bürokratisch  zu 
werden.  Jeder  Bankbeamte  im  Großbetrieb  unterliegt  einer  Reihe  von 
Vorschriften,  an  deren  Innehaltung  er  bei  der  Ausführung  seiner  Ar- 
beiten gebunden  ist.  Das  Schrifttum  reguliert  immer  mehr  auch  sein 
berufliches  Leben.  Damit  wächst  die  Schematisierung  seiner  Arbeit. 
Zu  dieser  objektiven  Uebereinstimmung  gesellt  sich  weiter  eine  subjek- 
tive :  auch  Lebensstil  und  Lebenshaltung  bekommen  gewisse  Aehnlich- 
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keiten.  Im  einzelnen  ist  das  hier  nicht  zu  untersuchen.  Ganz  wie  beim 
staatlichen  Beamtentum  stellt  sich  eine  Normierung  des  Denkens  ein, 
die  für  jede  Art  von  Bürokratie   charakteristisch  ist. 

Diese  innere  Verwandtschaft  führt  nun  dazu,  daß  die  Söhne  von 
Beamten,  die  an  und  für  sich  die  bürokratische  Seelenkonstitution  durch 
Vererbung  besitzen  oder  durch  Erziehung  erworben  haben,  nach  den- 
jenigen Zweigen  des  Kaufmannstandes  gravitieren,  die  dieser  psycho- 
logischen Eigentümlichkeit  am  meisten  entgegenkommen.  Hierher  gehören 
aber  die  Großbanken. 

Besonders  reizend  für  die  Bürokratie  dürfte  aber  auch  wiederum 
das  soziale  Moment  der  Berufschance,  das  dem  Bankbeamtenberuf  inne- 
wohnt, sein.  Während  in  der  Staatsverwaltung  der  kleinere  und  mitt- 
lere Beamte  —  von  seltenen  Ausnahmen  abgesehen  —  niemals  in  höhere 
Regionen  aufrückt,  hat  der  Bankbeamte  die  hypothetische  Möglichkeit, 
einmal  in  leitende  Stellung  zu  gelangen.  Jeder  trägt  den  Marschall- 
stab im  Tornister.  Diese  soziale  Chance  gewährt  seinem  Beruf  in  den 
Augen  vieler,  die  ihm  fernstehen,  einen  besonderen  Vorzug.  Nament- 
lich in  den  Kreisen  der  untern  Beamten  scheint  die  Realisierung  des 
Wunsches,  den  Sohn  in  einer  höheren  sozialen  Stellung  zu  sehen,  als 
diejenige  ist,  in  welcher  sich  die  Eltern  befinden,  durch  den  Bank- 
beamtenberuf mehr  begünstigt,  als  es  in  der  Hierarchie  des  Staats- 
beamtentums möglich  wäre. 

in. 

Aber  nicht  nur  aus  den  Kreisen  des  Handels,  der  Industrie  und 
des  Beamtentums  stammen  die  Bankbeamten :  nicht  weniger  als  204 
an  der  Enquete  Beteiligte  gaben  an,  daß  ihre  Väter  Handwerker 
seien.  Nur  8  wählen  diese  allgemeine  Bezeichnung,  alle  übrigen  nennen 
das  Handwerk  beim  Namen.  In  diesen  Angaben  ist  nun  folgendes 
charakteristisch:  Ins  Bankfach  überwiegt  der  Zustrom  aus  denjenigen 
Kreisen  des  Handwerks,  die  von  den  eigentlichen  Leiden  des  letzteren 
am  wenigsten  berührt  werden.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  die  ökonomische 
Situation  der  Handwerker  sich  scharf  abstuft.  Wir  können  4  Klassen 
unterscheiden:  i.  gedeihende,  2.  stillstehende,  3.  zurückgehende,  4.  unter- 
gehende. 

Durch  die  große  Handwerkerenquete  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
ist  hinreichend  Material  zusammengetragen,  um  die  Lage  jedes  Hand- 
werks zu  beurteilen  und  die  Richtigkeit  der  Platzanweisung  in  eine  der 
4  Gruppen  außer  Zweifel  zu  stellen.  Aus  unserer  Enquete  ergibt  sich 
nun,  daß  die  beiden  ersten  Gruppen,  denen  es  verhältnismäßig  am 
besten  geht,  aus  sämtlichen  Handwerkerfamilien  die  meisten  Söhne  ins 
Bankfach  schicken.  Es  sind  dies  in  erster  Linie  die  Bäcker  und 
Fleischer.  Sie  sind  Vertreter  der  florierenden  Handwerke,  die 
unter    der    Konkurrenz    der   Fabrik    nicht   zu   leiden   haben  und  deren 
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Geschäftseinnahmen  es  gestatten,  ihren  Söhnen  eine  gute  Schulbildung 
zuteil  werden  zu  lassen.  Auch  die  Schneider  stellen  ein  sehr  ansehn- 
liches Kontingent.  Ihr-  Handwerk  gehört  bereits  zu  den  stillstehenden, 
aber  immerhin  ökonomisch  nicht  ungünstig  situierten.  Allerdings  finden 
sich  auch  Bankbeamte  in  größerer  Zahl,  deren  Väter  Schlosser  und 
INIonteure,  Schuster  und  Tischler  sind.  Wenn  es  sich  hier 
nicht  um  Angestellte  im  Großbetrieb  handelt,  sondern  um  selbständige 
Handwerker,  so  würde  dies  beweisen,  daß  auch  aus  den  gefährdeteren 
Positionen  des  Handwerks,  aus  den  zurückgehenden  Berufen  die  Banken 
ihren  Zustrom  erhalten,  ja  auch  in  einzelnen  Fällen  aus  den  unter- 
gehenden Berufen  (Müller,  Glaser  u.  a.)  Vielleicht  ist  diese  Erschei- 
nung dann  so  zu  erklären,  daß  die  Handwerker,  denen  es  schlecht 
geht,  danach  streben,  ihre  Söhne  einem  Beruf,  dessen  Schattenseiten 
sie  besonders  fühlbar  am  eigenen  Leibe  empfinden,  fernzuhalten  und 
sie  in  eine  sozial  und  ökonomisch  begehrenswertere  Stellung  zu  bringen. 
Der  Handwerkerstand  als  solcher  verfügt  als  soziale  Einheit  be- 
trachtet über  ein  Menschenmaterial,  das  durchaus  geeignet  erscheint, 
auch  im  Geld-  und  Kreditgeschäft  seinen  Platz  zu  finden.  Die  aus  den 
Familien  von  Handwerkern  stammenden  Bankbeamten  aber  tragen  einen 
anderen  Charakter  als  die  aus  dem  Kaufmannstande  hervorgegangenen. 
Sie  sind  nicht  wie  diese  mit  kapitalistischem,  sondern  mit  mittelstän- 
dischem Geist  getränkt.  Sie  empfinden  im  Grunde  ihrer  Seele  klein- 
bürgerlich. Das  Handwerk  ist  seinem  ganzen  Wesen  nach  antikapitali- 
stisch. Dieser  Einschlag  bestimmt  natürlich  auch  das  Denken  der 
Bankbeamten,  die  aus  dem  handwerkerlichen  Milieu  in  die  Bank  ein- 
treten. Die  mittelständische  Lebensauffassung,  die  wir  bei  zahlreichen 
Bankbeamten  treffen,  gipfelt  in  der  Forderung  der  Sicherung  und  Er- 
haltung standesgemäßer  Existenz.  Es  ist  die  gleiche  Forderung,  die 
große  Privatbeamtenorganisationen  wie  der  Deutsche  Bankbeamten- 
verein auf  ihre  Fahne  geschrieben  haben,  welche  letzten  Endes  durch 
die  Zusammensetzung  der  Bankbeamtenschaft,  genauer  gesagt,  durch 
ihre  Herkunft  mitbestimmt  werden,  in  der  gleichen  Weise,  wie  es  bei 
den  aus  der  Landwirtschaft  stammenden  Bankbeamten  der  Fall  ist. 

IV. 

Ein  sehr  heterogenes  Gebiet,  aus  dem  weiter  eine  nicht  unbedeu- 
tende Anzahl  von  Bankbeamten  herkommen,  ist  das  der  freien  Be- 
rufe. Die  amtliche  Statistik  versteht  darunter  die  im  Bildungswesen 
Erziehung  und  Unterricht,  Bibliotheken,  wissenschaftlichen  und  Kunst- 
sammlungen, in  Gesundheitspflege  und  Krankendienst  beruflich  Tätigen, 
ferner  Privatgelehrte,  Schriftsteller,  Journalisten,  Stenographen,  Privat- 
sekretäre, Rechnungsführer,  Rechner,  Schreiber  usw.,  schließlich  Musiker, 
Schauspieler  aller  Art  u.  dergl.  Ueberblickt  man  diese  Berufe,  so  er- 
kennt   man   sofort,   daß  hier  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen,  sowie 
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der  Standeszusammenhänge  fehlt,  die  wir  bei  den  vorigen  Gruppen, 
wenn  auch  viehach  differenziert  antreffen.  Entscheidend  für  die  Zu- 
sammenfassung ist  allein  die  Art  der  Arbeit.  Es  ergeben  sich  infolge- 
dessen auch  keinerlei  gemeinsame  Gesichtspunkte,  die  eine  besondere 
Motivierung  für  das  Abströmen  von  Einzelnen  aus  diesem  sozialen 
Konglomerat  enthalten.  Warum  aus  den  Familien  von  Aerzten,  Rechts- 
anwälten, Architekten  und  Baumeistern  junge  Leute  sich  dem  Bankfach 
zuwenden,  ist  keine  aus  dem  Gesamtzusammenhang  dieser  Berufe  gene- 
rell zu  erklärende  Erscheinung. 

Auffällig  ist  allerdings  die  starke  Beteiligung,  die  die  Söhne  von 
Lehrern  am  Bankfach  haben.  Nicht  weniger  als  84  Lehrerssöhne 
von  insgesamt  140  Angehörigen  der  freien  Berufe  wenden  sich  dem 
Bankfach  zu.  Worin  liegt  dieser  starke  Anteil  begründet  ?  Der  Lehrer 
ist  sozial  ein  Mittelglied  zwischen  dem  Beamten-  und  freien  Beruf. 
In  seiner  Eigenschaft  als  Staats-  und  Kommunalbeamter  ist  er  ver- 
pflichtet, sich  genau  an  das  für  den  Unterricht  Vorgeschriebene  zu  halten. 
Es  wird  ihm  vorgeschrieben,  wie  er  sich  seinen  Schülern  gegenüber  zu 
benehmen  hat,  welche  Lehrpläne  er  beobachten ,  welche  Pensen  er 
durchnehmen  muß,  welche  von  der  Behörde  approbierten  Lehrbücher 
und  Formulierungen  dabei  zugrunde  zu  legen  sind,  in  welcher  Zeit  und 
in  welchem  Tempo  das  alles  geschehen  muß  usw.  Er  hat  nicht  das 
Recht,  von  dem  schriftlich  Festgesetzten  abzuweichen.  Das  Schrifttum 
beherrscht  die  Schule  und  den  Lehrer  in  der  gleichen  Weise,  wie  es 
jede  große  Verwaltung  und  die  darin  tätigen  Beamten  beherrscht,  damit 
die  Aufrechterhaltung  einer  gewißen  Gleichmäßigkeit  ermöglicht  wird. 
Diese  Zugehörigkeit  und  Abhängigkeit  von  der  Bürokratie  verleiht  dem 
Lehrer  mehr  oder  minder  eine  Seelenkonstitution,  die  wir  bereits  bei 
Besprechung  der  Beziehungen  zwischen  Beamtentum  und  Bankangehö- 
rigen präzisiert  haben.  Der  bürokratische  Zug  ist  bei  ihm  stark  aus- 
geprägt. Aber  er  ist  nicht  allein  herrschend.  Die  mechanische  Willens- 
festlegung widerspricht  im  letzten  Grunde  aller  Pädagogik.  Das  ist  es, 
was  den  Lehrer  über  die  eigentliche  Bürokratie  hinaushebt  in  die  Region 
der  freien  Berufe.  »Man  braucht  nur«,  sagt  Berthold  Otlo'^),  »bei 
irgend  einem  Lehrerkollegium  nachzufragen,  wie  sie  über  die  Anzahl 
der  Verfügungen  denken,  die  ihnen  auch  nur  im  letzten  Jahre  zur 
Kenntnis  und  Nachachtnng  mitgeteilt  worden  sind,  so  wird  man  in 
weit  mehr  als  60  Proz.  der  Fälle  Aeußerungen  hören,  die  von  Zu- 
friedenheit mit  diesen  Einrichtungen  weit  entfernt  sind,  und  in  weitaus 
der  INIehrzahl  der  Fälle  wird  man  die  feste  Ueberzeugung  heraushören, 
daß  dieses  ganze  Verfügungswesen  vollkommen  unnütz  und  überflüssig 
wäre.« 


i)  Berthold  Otto,   Volksorganische  Einrichtungen  der  Zukunftsschule.     Berlin- 
Lichterfelde   1914.     S.   2)61:^^. 
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Dazu  kommt,  daß  in  dem  materiell  nicht  sehr  günstig  gestellten 
Lehrerstande  der  Wunsch  mitspricht,  den  Sohn  in  eine  sozial  und  finan- 
ziell bessere  Stellung  zu  bringen  als  die  eigene  ist  und  da  scheint  unter 
den  kaufmännischen  Stellungen  die  des  Bankbeamten  den  sozialen  Ehr- 
geiz am  meisten  zu  befriedigen. 

Der  Grund,  warum  eine  so  große  Zahl  von  Bankbeamten  gerade 
diesen  Kreisen  entspringt,  liegt  aber  schließlich  nicht  ausschließlich 
und  nicht  einmal  vorwiegend  in  der  eben  gekennzeichneten  Mittel- 
stellung und  Hinneigung  des  Lehrers  zur  Bürokratie,  auch  nicht  allein 
in  den  materiellen  Chancen,  sondern  vielmehr  und  hauptsächlich  darin, 
daß  die  Innern  Beziehungen  beider  Berufe  auf  rationalistischer  Grund- 
lage beruhen.  Der  Beruf  des  Lehrers  ist  ohne  starke  verstandesmäßige 
Betonung  der  im  Unterricht  zur  Geltung  kommenden  Aufgaben  nicht 
denkbar  und  auch  das  Bankwesen  als  solches  verlangt  in  letzter  Linie 
durch  den  Intellekt  bestimmte  Funktionen,  deren  ausführende  Organe 
die  Bankbeamten  sind.  Es  spielt  bei  der  Wirkung  dieses  Zusammen- 
hangs auf  das  Bewußtsein  der  Beteiligten  vorläufig  die  Tatsache  noch 
keine  Rolle,  daß  der  Bankbeamte  nur  ein  Rädchen  in  der  großen 
Maschine  sein  wird;  denn  die  außerhalb  dieses  Fachs  Stehenden  ken- 
nen das  Getriebe  der  Großbanken  nicht.  Sie  fühlen  nur,  soweit  sie 
im  Lehrberufe  stehen  oder  unter  der  Einwirkung  dieses  Milieus  auf- 
wachsen, instinktiv,  daß  sie  in  der  neuen  Lebenssphäre,  die  von  dem 
Zählen  des  Geldes,  von  der  Arithmetik  der  Buchführung  und  der  Be- 
rechnung von  Kursen  und  Zinsen  erfüllt  ist,  gewisse  geistige  Elemente 
finden,  die  sie,  wenn  auch  in  anderer  Form  und  Verbindung,  bereits 
zu  Hause  kennen  gelernt  hatten.  Das  aber  lenkt  den  Berufswillen  in 
der  schon  vorhandenen  Richtung  weiter  bis  zum  neuen  Ziel. 

V. 

Daß  sich  auch  aus  der  Landwirtschaft  eine  Rekrutierung  des 
Beamtenmaterials  unserer  Großbanken  vollzieht,  wird  man  auf  den  ersten 
Blick  hin  schwerlich  glauben.  Denn  hier  liegen  so  viele  Verschieden- 
heiten und  Schwierigkeiten  der  seelischen  Disposition  vor,  daß  man 
einen  Uebertritt  von  Angehörigen  aus  der  grundbesitzenden  Schicht  in 
die  Sphäre  des  großen  und  mobilen  Kapitals  kaum  für  wahrscheinlich 
halten  sollte.  Rein  theoretisch  betrachtet  spricht  so  gut  wie  alles  da- 
gegen :  Auf  dem  Lande  gibt  es  keine  Banken.  Die  Grundbesitzer 
sind  gewöhnlich  nicht  wie  die  Industriellen  an  den  Bankverkehr  an- 
geschlossen, sie  haben  keine  Kontokorrente  und  kommen  überhaupt 
mit  den  Banken  nur  wenig  in  Berührung.  Allerdings  haben  die  Banken 
der  kleineren  Städte  Landkundschaft,  aber  für  den  Hauptsitz  der 
Großbanken,  Berlin,  kommt  diese  kaum  in  Betracht.  Es  soll  auch  nicht 
geleugnet  werden,  daß  überall  da,  wo  der  kapitalistische  Umbildungs- 
prozeß auch  die  Landwirtschaft  mit  in  seinen  Strudel  gerissen  hat,  wie 
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in  den  großen  Zuckerrüben  bauenden  Distrikten,  zwischen  Banken  und 
Landwirten  intensive  Beziehungen  besteben.  Man  kann  z.  B.  bei  der 
Magdeburger  Privatbank  A.  G.  beobachten,  wie  diese  große  Provinz- 
bank es  verstanden  hat  nicht  nur  mit  den  Zuckerfabriken,  sondern 
auch  mit  den  Rüben  bauenden  Landwirten  dauernde  Beziehungen  an- 
zuknüpfen, indem  sie  die  Ernte  bevorschußt.  Aber  all  das  ändert 
nichts  an  der  Tatsache,  daß  die  meisten  Landwirte  mit  den  Banken 
nichts  zu  tun  haben  und  nichts  zu  tun  haben  wollen.  Und  auch  für 
die  Banken  erscheint  die  nur  durch  einen  einzigen  Umschlag  im  ganzen 
Jahre  charakterisierte  Landwirtschaft  kein  geeignetes  Objekt  zum  Auf- 
bau von  Geld-  und  Kreditgeschäften.  Die  Landwirte  sind  ihrer  ganzen 
Denkweise  nach  ebenso  wie  die  Handwerker  antikapitalistisch.  Ja  sie 
bekämpfen  die  Großbanken  in  der  gleichen  Weise  wie  die  Börse,  und 
die  agrarische  Presse  sorgt  für  die  Erkenntnis,  daß  ein  wesentlicher 
Unterschied  besteht  zwischen  dem  Werte  der  schaffenden,  produktiven 
Arbeit  auf  dem  Lande  und  der  rein  spekulativen,  unfruchtbaren  und 
das  Publikum  ausbeutenden  in  den  Banken  und  Börsen.  Dazu  kommt, 
daß  unter  den  besitzenden  Klassen  die  das  Ganze  überschauende  Bil- 
dung auf  dem  platten  Lande  wohl  am  geringsten  entwickelt  ist.  Hier 
herrscht  die  reine  Empirie.  Der  dümmste  Bauer  hat  die  größten  Kar- 
toffeln. Dieses  Sprichwort  ist  für  den  geistigen  Zustand  des  platten 
Landes  bezeichnend.  Alle  diese  Momente  wirken  zusammen,  um  theo- 
retisch die  Annahme  zu  rechtfertigen,  daß  die  Landwirtschaft  an  die 
Großbanken  kein  Menschenmaterial  abgibt. 

Und  doch  ist  dem  nicht  so.  In  allen  Großbanken  findet  sich  eine 
Anzahl  Söhne  von  Landwirten. 

Wie  ist  das  zu  erklären?  Man  kann  annehmen,  daß  diese  Tat- 
sache zunächst  zusammenhängt  mit  dem  Erbrecht  in  der  Landwirt- 
schaft. Die  beiden  Systeme:  das  feudale  Anerbenrecht,  das  heute  in 
einem  Teile  Deutschlands  die  Regel  bildet  und  das  demokratische  der 
freien  Teilbarkeit,  wie  es  im  Südwesten  besteht,  wirken  verschieden. 
Wo  die  Güter  sich  im  allgemeinen  nur  in  einer  Hand  vererben  und 
die  pekuniäre  Möglichkeit,  den  anderen  Söhnen  auch  wieder  Grund- 
besitz zu  verschaffen,  infolge  des  Monopolcharakters  des  Grund  und 
Bodens  und  aus  anderen  Gründen  gering  ist,  ergibt  sich  für  die  Söhne 
die  Notwendigkeit,  sich  nach  anderen  Berufen  umzusehen. 

Das  Anerbenrecht  dürfte  in  letzter  Linie  der  Grund  sein,  warum 
dauernd  auch  agrarische  Elemente  in  die  Hochburgen  des  mobilen  Kapi- 
tals eindringen,    die   im    Grunde   genommen    ihrem  Wesen  fremd  sind. 

Zu  dieser  Tatsache  kommt  eine  weitere,  die  in  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  agrarischen  Bevölkerung  ihren  Grund  hat.  Seit  dem  Ende 
der  I870  er  Jahre  brach  über  die  deutsche  Landwirtschaft  eine  fast 
bis  zur  Jahrhundertwende  anhaltende  heftige  Krise  herein,  deren  Ur- 
sachen ein  phänomenaler  Preisfall  des  Getreides  und  anderer  landwirt- 
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schaftlicher  Produkte  war.  Diese  Agrarkrise  ist  zwar  heute  überwunden, 
aber  sie  hat  doch  wesentlich  zu  der  starken  Verminderung  der  in  der 
Landwirtschaft  tätigen  Bevölkerung  beigetragen.    Die  letztere  belief  sich 

Millionen         Proz.  der  Gesamtbevölkerung 

1882  auf         19,2  42,5 

1897  auf  18,5  35,8 

1907  auf  17,7  28,6 

Dieser  Abnahme  steht  eine  stark  wachsende  Gesamtbevölkerung 
gegenüber.  Zweifellos  hat  die  ökonomisch  ungünstige  Situation  in  der 
Urproduktion  viele  Landwirte  veranlaßt,  ihren  Nachwuchs  in  wirtschaft- 
lich besser  gestellte  Berufskategorien  zu  schieben.  Die  bessere  Kon- 
junktur in  der  Industrie  und  im  Großhandel,  vor  allem  im  Großbank- 
gewerbe boten  dazu  Gelegenheit.  Freilich  wissen  wir  nicht,  wie  groß 
dieser  Teil  ist,  aber  hier  genügt  die  Feststellung,  daß  überhaupt  konkrete 
Fälle  vorliegen. 

Psychologisch  dürften  diese  Fälle  alle  sehr  interessant  sein.  Land- 
wirtschaft und  Bankgewerbe  weisen  viel  innere  Gegensätze  auf,  so  daß 
hier  die  Anpassung  der  aus  dem  Agrarmilieu  Kommenden  besonders 
schwierig  und  der  seelische  Umwandlungsprozeß  besonders  einschnei- 
dend sein  muß,  es  sei  denn,  daß  die  das  Wesen  bestimmenden  An- 
schauungselemente der  Uebertretenden  durch  die  Säure  des  kapitali- 
stischen Erzeugungs-  und  Verteilungsprozeßes  mehr  äußerlich  berührt 
als  innerlich  umgewandelt  werden. 

VI. 

Die  Bankbeamtenschaft  enthält  aber  schließlich  auch  Descendenten 
der  Schichten,  die  die  besitzlose  Klasse  bilden.  Das  lehrt  die  Tat- 
sache, daß  in  der  Enquete  82  Bankbeamte  angaben,  daß  ihre  Väter 
Arbeiter  seien.  Es  handelt  sich  hier  meist  um  Arbeiter  in  ge- 
hobenen Stellungen :  Werkmeister,  Maschinenmeister,  Braumeister,  Mate- 
rialverwalter, Magazinverwalter,  Bodenmeister,  Lademeister,  Schicht- 
meister, Fabrikmeister,  Aufseher,  Revisoren  (Tischlerei),  Faktoren 
(d.  h.  Zwischenmeister  in  der  Hausindustrie),  Steiger  u.  a. ;  außerdem 
aber  auch  um  eine  ganze  Reihe  aus  den  verschiedensten  Tätigkeits- 
zweigen stammender  Arbeiter  als  da  sind:  Mechaniker,  Maschinen- 
bauer, Steinsetzer,  Modelleure,  Strumpfappreteure,  Dekorateure,  Kor- 
rektoren, Eisengießer,  Kernmacher,  Laboranten  u.  a.  Auch  eine  An- 
zahl Diener  sind  hier  mitgezählt. 

Charakteristisch  ist  die  relativ  hohe  Zahl  der  ungelernten  Bank- 
beamten, die  aus  der  Arbeiterklasse  hervorgehen.  Sie  beläuft  sich  auf 
35  Proz.  Dieser  hohe  Prozentsatz  erklärt  sich  ohne  Zwang  daraus, 
daß  der  Sohn  des  Arbeiters  möglichst  bald  nach  der  Schulzeit  erwer- 
bend auftreten  muß  und  nicht  imstande  ist,  eine  elterliche  Zuschüsse 
erfordernde  dreijährige  Lehre  durchzumachen. 
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Durch  das  Eindringen  von  jungen  Leuten,  die  aus  Arbeiterfami- 
lien stammen,  deren  ganze  Lebenshaltung  auf  das  Notwendigste  zu- 
geschnitten ist,  werden  soziale  und  wirtschaftliche  Wirkungen  hervor- 
gerufen. Auf  der  einen  Seite  vollzieht  sich  hier  ein  Aufstieg  aus  der 
Schicht  der  Handarbeitenden  in  die  mit  der  Feder  Arbeitenden,  der 
für  das  ganze  Kolorit  der  Beamtenschaft  nicht  ohne  Bedeutung  ist. 
Die  Arbeitersühne  werden  freilich  in  der  von  großem  Standesdünkel 
erfüllten  Atmosphäre  der  Großbanken  vielfach  über  die  Schulter  an- 
gesehen. Aber  eine  solche  soziale  Wertung  entspringt  mehr  den  herr- 
schenden Vorurteilen  als  der  beruflichen  Stellung  und  der  in  derselben 
geleisteten  Arbeit.  So  schreibt  z.  B.  ein  bei  einem  Privatbankier  tätiger, 
aus  einer  »Bankfamilie«  stammender  Beamter:   »Ich  bedaure,  daß  unser 

Stand durch  das  Zuströmen  kleiner  und  kleinster  Kreise  so  sehr 

viel  von  seinem  guten  Ruf  als  Elite  der  Bankbeamtenschaft  und  des 
Handelsstandes  verloren  hat.«  Viel  wichtiger  aber  erscheint  mir  ein 
mit  dem  Eindringen  von  Arbeitersöhnen  in  die  Großbanken  verbundenes 
ökonomisches  Moment,  zu  dessen  näherer  Entwicklung  leider  das  vor- 
handene Material  nicht  ausreicht.  Es  fragt  sich  nämlich,  ob  die  Be- 
strebungen der  Bankbeamten  auf  Verbesserung  ihrer  Lage  durch  einen 
größeren  Zusatz  aus  den  untersten  Schichten  nicht  eine  gewisse  Hem- 
mung erfahren.  Diese  Gefahr  liegt  aus  einem  doppelten  Grunde  nahe. 
Einmal  zahlen, die  Großbanken  an  LTngelernte  niedrigere  Gehälter,  dann 
aber  pflegt  der  Wunsch,  sich  erheblich  zu  verbessern,  bei  solchen 
Bankbeamten,  die  aus  sehr  bescheidenen  und  einfachen  Verhältnissen 
stammen,  sich  in  der  Regel  weniger  geltend  zu  machen,  als  bei  den- 
jenigen, deren  Ansprüche  an  das  Leben  bereits  durch  ihre  soziale  Her- 
kunft wesentlich  größer  sind. 

Aber  das  sind  nur  Vermutungen.  Die  ganze  Frage  nach  dem 
Einfluß  der  Abstammung  auf  das  Berufsleben  ist  ja  wissenschaftlich 
überhaupt  noch  nicht  untersucht.  Was  im  Vorhergehenden  gegeben 
wurde,  ist  nur  die  erste  Furche  auf  einem  bisher  nicht  beackerten 
Boden.  Aber  man  kann  aus  ihr  bereits  deutlich  erkennen,  wie  wertvoll 
für  die  sozialwissenschaftliche  Erkenntnis  diese  Beziehungen  sind. 


Essener  Börse   1865 — 1915. 

Am  21.  Dezember  v.  J.  blickte  die  Essener  Börse  auf  ein  50  jähriges 
Bestehen  zurück.  Aus  diesem  Anlaß  gibt  der  Börsenvorstand  in  einem 
Bericht  einen  kurzen  Rückblick  auf  ihre  geschichtliche  Entwicklung 
Dem  Bericht  ist  u.  a.  zu  entnehmen: 

Bei  dem  lebhaften  Handel  in  Rohmaterialien  und  Industrieerzeug- 
nissen wie  in  Wertpapieren  in  ihrem  Bezirk  beschloß  die  Handels- 
kammer  Essen   im   Oktober  1865    die   Errichtung  einer  Börse  für  das 
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Industriegebiet  mit  dem  Sitz  in  Essen.  Namentlich  wollte  sie  die  durch 
das  neue  Berggesetz  bedingte  freie  Uebertragbarkeit  der  Kuxe  regeln. 
Die  Börse  erwies  sich  auch  als  notwendig  für  die  Feststellung  der 
Kohlenpreise.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  Essen  inmitten  des  bedeu- 
tendsten Bergbaubezirks  liegt,  erschien  es  für  die  Börse,  die  vornehm- 
lich der  Montanindustrie  dienen  sollte,  als  besonders  geeigneter  Platz. 
Nach  Annahme  eines  Statuts  und  Einsetzung  einer  Kommission  wurde 
die  erste  Börsenversammlung  am  21.  Dezember  1865  mit  mehr  als 
200  Mitgliedern  abgehalten.  In  die  ersten  20  Jahre  ihres  Bestehens 
fielen  die  Kriege  von  1866  und  1870/71,  sodann  die  Gründerperiode 
mit  ihrer  ungewöhnlichen  Kurssteigerung  und  die  nachfolgende  Zeit 
des  wirtschaftlichen  Rückganges  mit  einer  solchen  Geschäftsstockung, 
daß  die  Veröffentlichung  von  Kurszetteln  zeitweilig  eingestellt  wurde. 
Erst  unter  dem  Einfluß  der  Bismarckschen  Schutzzollpolitik  sowie  der 
späteren  Verbandsbildung  in  Kohle  und  Eisen  mit  ihrer  maßvollen 
Preispolitik  trat  allmählich  eine  ebenmäßige  Wertnotierung  ein.  Be- 
merkenswerte Börseninsolvenzen  sind  in  diesem  Zeitraum  wie  auch 
späterhin  nicht  zu  verzeichnen.  Die  Börsenversammlungen,  die  anfäng- 
lich alle  4  Wochen  abgehalten  wurden,  mußten  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
mehrt werden;  seit  1908  finden  sie  zwei-  bez.  dreimal  wöchentlich  statt. 
Durch  die  am  21.  Mai  1S80  erfolgte  Genehmigung  der  Börsenordnung 
seitens  des  Handelsministers  erhielten  ihre  Notierungen  amtlichen 
Charakter. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Essener  Börse  ist  u.  a.  erkenn- 
bar aus  der  Steigerung  der  Zahl  und  des  Kapitalwertes  der  an  ihr  zur 
Notierung  zugelassenen  Wertpapiere.  Der  erste  Kurszettel  vom  21.  De- 
zember 1865  umfaßte  je  14  Notierungen  fijr  Kuxe  bez.  für  Aktien  und 
Prioritäten  von  Bergbau-  und  Hüttengesellschaften  mit  einem  Kapital- 
wert von  26  bez.  38  Millionen  Mark.  Demgegenüber  wurden  Ende  1900 
137  Wertpapiere  mit  1194  Millionen  Mark  und  am  23.  Juli  1914  164 
Effekten  mit  2398  Millionen  Mark  Kurswert  notiert.  Darunter 
fallen  26  verschiedene  Kohlenkuxe  mit  361  Millionen  Mark  und  16  Kali- 
kuxe mit  132  Millionen  Mark;  ferner  29  Aktien  von  Bergwerks-  und 
andern  Gesellschaften  mit  1595  Millionen  Mark  und  93  Anleihen  mit 
312  INIillionen  Mark. 

Wie  der  Bericht  zum  Schlüsse  bemerkt,  ist  bei  Kriegsausbruch  an 
der  Essener  Börse  im  Gegensatz  zu  den  großen  Fondsbörsen  in  Kohlen- 
kuxen keine  sonderlich  starke  Kursentwertung  eingetreten.  Sie  hat  wie 
in  den  Krisen  der  letzten  Jahrzehnte  eine  verhältnismäßig  große  Wider- 
standsfähigkeit bewiesen.  Mit  Befriedigung  darf  die  Börse  auf  die  ver- 
gangenen 50  Jahre  zurückblicken.  Sie  hat  ihre  Nützlichkeit  für  das 
heimische  Wirtschaftsleben  dargetan  und  dank  ihrer  selbständigen  Stel- 
lung unter  den  deutschen  Börsen  alle  Krisen  glücklich  überwunden, 
wesentlich  gefördert  durch  die  ihr  nahestehenden  Zweige  der  Industrie. 
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Angesichts  der  militärischen  und  wirtschaftlichen  Kraft,  die  es  unserm 
Vaterlande  ermöglicht,  sich  gegen  eine  Welt  von  Feinden,  die  seine 
Vernichtung  erzwingen  wollen,  ruhmvoll  zu  behaupten,  sieht  auch  die 
Essener  Börse  voll  Vertrauen  den  weiteren  Ereignissen  entgegen  und 
hofft  zuversichtlich,  ihre  friedliche  Tätigkeit  in  einem  größeren  und 
stärkeren  Deutschland  erfolgreich  wieder  aufnehmen  zu  können. 


Vom  Bergbau  in  Südwestafrika. 

Mitgeteilt  von 
Bruno  Simmersbach. 

Die  Bedeutung  von  Deutsch-Südwestafrika  als  Bergbaugebict  hängt 
in  erster  Linie  von  den  dort  entdeckten  Diamantfeldern  ab  und  gerade 
hierin  hat  sich  diese  deutsche  Kolonie  in  den  wenigen  Jahren  seit  1908,  • 
wo  die  Diamanten  zuerst  gewonnen  wurden,  bereits  eine  sehr  beach- 
tenswerte Stellung  auf  dem  Weltdiamantenmarkte  gesichert.  Um  diese 
Position  recht  zu  würdigen,  sei  hier  kurz  folgendes  mitgeteilt.  Einen 
Ueberblick  über  die  Diamantenproduktion  der  Welt,  seit  den  Tagen, 
da  man  den  Diamanten  als  Edelstein  schätzen  lernte,  gewährt  de  Launay 
in  einer  kürzlich  veröffentlichten  Abhandlung  über  Metallogenie.  Alle 
alten  Diamanten  kamen  aus  Indien.  Aber  die  dortigen  Diamantgruben 
sind  völlig  erschöpft;  genaue  Angaben  über  die  Höhe  ihrer  Produk- 
tion sind  nicht  mehr  aufzustellen.  Indessen  weisen  verschiedene  An- 
haltspunkte darauf  hin,  daß  man  den  Gesamtertrag  dieser  indischen 
Diamantgruben  auf  etwa  2000  Kilogramm  schätzen  darf.  Im  Jahre 
1723  wurden  dann  die  Diamantlager  Brasiliens  aufgefunden;  sie  liefer- 
ten im  Laufe  der  Jahre  rund  2500  kg  Diamanten,  die  einen  Bruttowert 
von  etwa  400  Millionen  Mark  darstellen. 

Aber  auch  diese  Diamantlager  sind  so  gut  wie  erschöpft  und  seit 
einigen  Jahren  ist  ihr  Erträgnis  auf  350  Karat  oder  70  Gramm  ge- 
sunken. Der  größte  Teil  des  heutigen  Diamantbedarfs  der  Erde  wird 
durch  die  1870  entdeckten  Diamantgruben  in  Kapland  gedeckt.  Die 
Produktion  erreichte  1887  und  1898  ihren  Höhepunkt,  seitdem  hat  das 
Diamantensyndikat  die  Schürfungen  eingeschränkt,  um  die  Anhäufung 
großer  Vorräte  von  Diamanten  zu  vermeiden.  Im  Jahre  1909  verteilte 
sich  die  Weltproduktion  an  Diamanten  wie  folgt:  Kapland  (de  Beers- 
Gesellschaft)  1860000  Karat;  Transvaal  1929492  Karat;  Oranjefrei- 
staat  656319  Karat;  Deutsch-Südwestafrika  (im  zweiten  Bergbaujahr!) 
400000  Karat;  Englisch-Guinea  5546  Karat  und  Neu-Südwales  2205 
Karat.  Der  Wert  der  Steine  ist  je  nach  ihrer  Herkunft  sehr  verschieden. 
Für  den  rohen  Kapdiamanten  zahlt  man  durchschnittlich  32  Mk.  für 
das  Karat;    während   der  Transvaaldiamant  nur  12  bis  13  Mk.  für  das 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.    3.  28 
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Karat  erbringt.  Der  Karatwert  der  Diamanten  aus  Deutsch-Südwest- 
afrika wird  von  der  Diamantenregie  zu  46  Mk.  bemessen.  Nach  den 
Forschungen  de  Launays  ist  die  Gesamtproduktion  der  Welt  seit  den 
ersten  größeren  Diamantschürfungen  wie  folgt  zu  bewerten:  Indien 
lieferte  ungefähr  10  Millionen  Karat  im  Werte  von  etwa  340  Millionen 
Mk.,  Brasilien  (1723  bis  1910)  12  Millionen  Karat  im  Werte  von 
400  Millionen  Mk.  und  Südafrika  (1867  bis  1910)  120  Millionen  Karat 
im  Werte  von  3120  Millionen  Mk.  Diese  Gesamtzahl  von  142  Mil- 
lionen Karat  entspricht  einem  Gewichte  von  28,4  t  oder  einem  Raum- 
inhalt von  etwa  8  cbm  bei  einem  Bruttowerte  von  etwa  4  Milliarden  Mk. 
Das  Schleifen  verringert  den  Umfang  um  die  Hälfte,  verfünffacht  aber 
den  Wert.  Nach  dieser  Berechnung  würde  der  Gesamtbesitz  der  Welt 
an  Diamanten  etwa  4  cbm  betragen  und  nicht  ganz  20  Milliarden  Mk. 
wert  sein.  Trotzdem  nimmt  der  Welthandel  heute  jährlich  gegen 
HO  Millionen  J\Ik.  an  Rohdiamanten  auf,  die  geschliffen  einen  Verkaufs- 
wer't  von  nahezu  500  Millionen  Mk.  darstellen. 

Betrachten  wir  nunmehr  Deutsch-Südwestafrika.  Im  Jahre  1912 
weist  der  Handel  dieser  Kolonie  zum  ersten  Male  eine  aktive  Handels- 
bilanz auf.  Für  das  Jahr  1912  übersteigt  nämlich  die  Ausfuhr  der 
Kolonie  infolge  der  vermehrten  Diamantförderung  die  Einfuhr  um  rund 
6,5  Millionen  Mk.  Für  die  letzten  Jahre  zeigt  der  Handel  Deutsch- 
Südwestafrikas  folgendes  Bild  in  je  looo  Mk. : 

Einfuhr  Ausfuhr  Zusammen 


1909 

34713 

22  070 

56783 

I9I0 

44  344 

34691 

79035 

I9II 

45301 

28573 

73874 

I9I2 

32498 

39053 

71  551 

Die  vermehrte  Ausfuhr  im  letzten  Jahre  ist  in  erster  Linie  auf  die 
gestiegene  Diamantenausfuhr  zurückzuführen.  Es  gelangten  202  633  g 
(i.  V.  153  571  g)  im  Werte  von  30414078  Mk.  im  Jahre  1912  zur  Aus- 
fuhr (i.V.  23034146  Mk.).  Daneben  hat  der  Kupferbergbau  einen  nicht 
unwesentlichen  Anteil  an  der  gesteigerten  Ausfuhr.  Es  wurden  191 2 
rohe  Kupfererze  im  Werte  von  6  293  408  Mk.  verschifft,  gegen  3  428  703  Mk. 
im  Jahre  191 1.  Dagegen  zeigte  sich  bei  aufbereiteten  Kupfererzen 
(229550  Mk.)   und   bei   Bleierzen    (228127  Mk.)   gegenüber  dem  Jahre 

191 1  ein  Rückgang  in  der  Ausfuhr  um  je  100  000  Mk.  Von  den  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  verdient  besonders  hervorgehoben  zu  wer- 
den die  Ausfuhr  von  Wolle,  die  191 1  noch  74172  Mk.  betrug,  aber  für 

1912  schon  149658  Mk.  erreichte. 

Im  Rechnungsjahre  191 2  sind  nach  dem  »deutschen  Kolonialblatt« 
seitens  der  Diamantenregie  an  Diamanten  aus  Deutsch-Südwestafrika 
von  den  Regiestellen  in  Lüderitzbucht  und  Swakopmund  folgende  Mengen 
an  rohen  Diamanten  entnommen  worden  und  an  die  Regie  in  Berlin 
versandt : 
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Lüderitzbucht  Swakopmund 

I.  Viertel   1912              41  920,0490  Gramm  59>I950  Gramm 

II.        >          >                  47391,2890         >  —              » 

III.  »          >                  72997,2460         »  526,6740         » 

IV.  »          »                  75465,3770         »  412,4880 
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Zusammen  237  773,9610  Gramm  998,3570  Gramm 

Die  Gesamtlieferung  sonach:  237773,9610  Gramm 

+  998,3570 


also  etwas  über    238 '''/4  Kilogramm. 


238772,3180  Gramm 


Die  Diamantförderung  der  Kolonie  belief  sich  im  ersten  Halb- 
jahr 1913  auf  760000  Karat.  Davon  entfallen  auf  die  Pomona-Gesell- 
schaft  316  423  Karat,  auf  die  koloniale  Bergbaugesellschaft  178  233  Karat 
und  79  197  Karat  auf  die  Diamantenpachtgesellschaft,  Bei  Zugrunde- 
legung des  der  Diamantenregie  gebotenen  Preises  von  46  Mk.  pro  Karat 
stellt  sich  der  Wert  der  im  ersten  Halbjahr  geförderten  Diamanten  auf 
rund  35  Millionen  Mk.  In  dem  vollen  Geschäftsjahr  191 2  wurden  von 
der  Regie  902000  Karat  im  Werte  von  26,5  Millionen  Mk.  verkauft. 
Der  Gesamterlös  der  von  1909  bis  1912  verkauften  3078000  Karat 
aus  Deutsch-Südwestafrika  stellt  sich  auf  85,5  Millionen  Mk. 

Ueber  den  Diamantenbergbau  von  Deutsch-Südwestafrika  besagt 
der  vom  Reichskolonialamt  pro  1912/1913  herausgegebene  amtliche 
Jahresbericht,  daß  im  Diamantengebiete  nur  noch  einige  neuere  Schürf- 
felder belegt  wurden.  Da  der  ganze  südliche  Teil  des  Diamantgebietes 
außer  dem  Bahnstreifen  zugunsten  des  Fiskus  gesperrt  ist  und  die 
geringen  Aussichten  des  nördlichen  Teils  nicht  zu  weiteren  Belegungen 
reizen,  so  wird  die  freie  Schürfbetätigung  auf  Diamanten 
wohl  im  wesentlichen  beendet  sein.  Eine  große  Zahl  von  Schürffeldern 
wurde  in  Bergbaufelder  umgewandelt ,  und  zwar  fast  ausschließlich 
solche  der  deutschen  Diamantengesellschaft  und  die  sogenannten  Bahn- 
felder. Auch  wurden  viele  Felder  wieder  aufgegeben,  teils  weil  wert- 
los, teils  weil  bereits  abgebaut.  Die  Feldsteuer  wurde  für  alle  Felder 
mit  rückwirkender  Kraft  auf  1,50  Mk.  ermäßigt.  Die  am  30.  Dezem- 
ber 1912  eingeführte  progressive  Besteuerung  des  Reingewinns  an  Stelle 
des  bisherigen  Bruttozolles  war  für  die  gesunde  Weiterentwicklung  des 
südafrikanischen  Diamantbergbaus  von  weittragender  Bedeutung.  Kleine 
Betriebe  wurden  wieder  aufgenommen.  Planmäßige  Schürfarbeiten 
besonders  von  der  deutschen  Diamantengesellschaft  ausgeführt.  Die 
koloniale  Bergbaugesellschaft  begann  neuerdings  wieder,  die  verkitteten 
Sande  und  Kiese,  die  in  großer  Ausdehnung  unter  den  losen  Sanden 
auftreten,  durch  tiefe  Gräben  und  Schächte  in  regelmäßigen  Abständen 
eingehend  zu  untersuchen.  Auch  die  Kolmanskop  Ltd.  veranlaßte  um- 
fangreiche Schürfarbeiten.  So  wurden  denn  stellenweise  diamantfüh- 
rende Kiese   und    Sandschichten  von  6  Meter  Mächtigkeit  festgestellt. 
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Die  Diamantengewinnung  nahm  191 3  einen  starken  Aufschwung. 
Die  jNIonatsförderung  stieg  zu  Beginn  des  zweiten  Halbjahres  von  durch- 
schnittUch  13000  Gramm  in  wenigen  Monaten  auf  25— 27  000  Gramm. 
Die  Gesamtproduktion  beträgt  für  1912/13  242641  g  gegen  156000  g 
im  Vorjahre.  Die  Gesamtzahl  der  geförderten  Steine  betrug  6  687  070 
Stück,  so  daß  bei  etwa  27,56  Steine  auf  das  Gramm  entfallen.  242  641  g 
entsprechen  i  183615  Karat  (ä  0,205  g),  so  daß  etwa  5,65  Steine  auf 
das  Karat  gehen  (6,48  Steine  im  Vorjahr).  Die  Durchschnittsgröße  der 
Steine  ist  demnach  trotz  der  erhöhten  Verwendung  maschineller  An- 
lagen, die  auch  kleinere  Steine  ausbringen,  nicht  unerheblich  gestiegen. 
In  den  letzten  Jahren  hat  sich  überhaupt  die  Diamantenförderung  an- 
dauernd gehoben  und  jetzt  eine  Höhe  erreicht,  die  wohl  kaum  in  Zu- 
kunft noch  wesentlich  übertrofifen  werden  wird,  man  hat  hier  anschei- 
nend den  Höhepunkt  erreicht.  In  den  letzten  Kalenderjahren,  nicht 
Fiskaljahren, 

1910  betrug  die  Ausbeute  ca.     800000  Karat  für  etwa  22     Mill.  Mk, 


1911 


8 1 6  000       »        »        »21 


1912  >    »     1.     »   902000   s.   »   »   261/2  *   * 

1913  »    »     »     »I  500000   »   »   »60    »   » 

Die  überaus  große  Produktionssteigerung  verdanken  wir  in  erster 
Linie  den  Ergebnissen  der  PomonageseJlschaft. 

lieber  den  Absatz  der  Diamanten  berichtet  die  Diamantenregie 
des  südwestafrikanischen  Schutzgebietes.  Der  Ende  Mai  19 14  veröffent- 
lichte Geschäftsbericht  für  1913/14  führt  aus,  daß  aus  Lüderitz- 
bucht  und  Swakopmund  20  (w.  i.  V.)  Diamantensendungen  eingetroffen 
sind,  von  welchen  128472778  (902175^/16)  Karat  verkauft  und  ab- 
gerechnet sind.  Der  erzielte  Erlös  stellte  sich  auf  53974399  Mk. 
(26490007  Mk.),  ergab  mithin  einen  Durchschnittspreis  von  42  012  Mk. 
(29  362  Mk.)  für  das  Karat.  Es  wurden  also  im  Durchschnitt  gegen 
das  Vorjahr  12.65  Mk.  für  das  Karat  mehr  erzielt.  Der  Mehrerlös 
erklärt  sich  zum  Teil  durch  den  günstigeren  Verkauf,  zum  Teil  durch 
die  bessere  Qualität,  die  besonders  auf  die  Förderung  der  Pomona- 
Diamanten-Gesellschaft  zurückzuführen  ist.  Die  Durchschnittsgröße  der 
Steine  hat  sich  durch  das  Hinzukommen  der  Pomona-Steine  von  6,09^ 
Steine  auf  das  Karat  im  Vorjahr  auf  4,97-  Steine  auf  das  Karat  ge- 
steigert. Es  entfallen  auf:  Stones  44  Proz.,  Macles  und  cleavages 
53  Proz.  und  Rejections  und  Board  3  Proz.  Von  denverkauften  i  284  l-l'^h 
Karat  gingen  nach  Antwerpen  97,49  Proz.  (97,46  Proz.),  während  in 
Deutschland  2,51  Proz.  (2,54  Proz.)  verblieben,  von  welchen  in  Deutsch- 
land 23400  Karat  (19  600  Karat)  geschliffen  worden  sind.  Außerdem 
sind  durch  die  Mitglieder  des  Syndicat  Anversois  de  Diamants  Ant- 
werpen den  deutschen  Schleifern  größere  Mengen  deutscher  Rohdia- 
manten zum   Schleifen   in  Kommission   gegeben  worden.     An  der  ge- 
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samten   Förderung  waren  diesmal   24  Einlieferer  beteiligt,  es  cntfallea 
auf  die  6  größten  95,32  Proz. 

Der  geologische  Ursprung  der  Diamanten  in  Deutsch-Südwestafrika 
steht  selbst  heute  noch  längst  nicht  endgültig  erklärt  da.  Denkbar 
sind  verschiedene  Möglichkeiten.  Auch  der  beispiellose  Reichtum  des 
Pomonagebietes  und  die  Funde  auffallend  großer  Diamanten  auf  den 
südlich  an  das  Pomonagebiet  angrenzenden  Lüderitzfcldern  haben  eine 
Erklärung  noch  nicht  gefunden.  Man  hat  hier  Steine  bis  zu  33^/4  Karat 
aufgelesen.  Die  Steine  können  aus  Blaugrundstellen  stammen,  die  sich 
unentdeckt  in  der  Nähe  der  Fundstelle  befinden  oder  aus  entfernteren 
Blaugrundstellen,  aus  denen  sie  nach  Verwitterung  des  Muttergesteins  durch 
Sandstürme  angeweht  sind.  So  hat  man  neuerdings  im  Bersebaland 
am  Großen  Bruckaros  einige  Edelmineralschürffelder  auf  Blaugrund 
belegt  und  auch  vermessen,  doch  wurden  1913  noch  kerne  größeren 
Untersuchungsarbeiten,  die  geologisch  Aufklärung  zu  bringen  vermöch- 
ten, dort  ausgeführt.  Die  Diamanten  können  aber  auch  aus  anderem 
Muttergestein  als  Blaugrund  stammen.  Bisher  hat  man  eben  nur  Dia- 
manten gefunden,  die,  losgelöst  von  jeglichem  Muttergestein  im  Sande 
lagen.  Die  Steine  sind  meist  nicht  groß,  etwa  wie  eine  halbe  Erbse, 
aber  sie  sind  meistens  wertvoll,  hell  und  oftmals  von  guter  Oktaeder- 
form. Etwa  70  Proz.  der  anderwärts  gefundenen  Diamanten  bewegen 
sich  übrigens  in  den  gleichen  Größenverhältnissen.  Ein  großer  Vorzug 
ist  die  Geringfügigkeit  ihrer  Gewinnungskosten;  insofern  sind  die 
Diamantfelder  von  Deutsch-Südwestafrika  erheblich  besser  daran,  als  die 
Blaugrundgebiete  von  Britisch-Südwestafrika,  wo  der  härtere  Blaugrund 
durch  maschinelle  Einrichtungen  zerkleinert  und  der  Schwere  nach 
sortiert  werden  muß,  bis  nach  einem  sehr  komplizierten  Verfahren  eine 
Konzentration  der  diamantführenden  Masse  eingetreten  ist. 

Schon  lange  vor  der  Diamantengewinnung  in  Deutsch-Südwest- 
afrika fand  im  Lande  ein  Bergbau  auf  Kupfererze  statt,  die  vorüber- 
gehend schon  vor  der  deutschen  Schutzherrschaft  in  allen  Teilen  des 
Landes  abgebaut  wurden.  Viele  sind  wieder  eingegangen.  Die  wert- 
vollste Kupfererzlagerstätte  befindet  sich  bei  Tsumeb,  von  wo  aus  am 
Ig.  Juni  1907  der  erste  Kupfererzversand  erfolgte.  Die  Lagerstätte  in 
Tsumeb  tritt  in  einem  aus  dunklem,  grauem  bis  schwarzem  Kalkstein 
bestehenden  Hügel  zutage  in  der  Gestalt  eines  168  Meter  langen  und 
bis  zu  20  Meter  breiten,  steil  nach  Süden  einfallenden  Erzkörpers,  der 
in  der  Mitte  eine  starke  Einschnürung  aufweist. 

Dem  Geschäftsberichte  für  das  vom  i.  April  191 2  bis  31.  März 
1913  laufende  13.  Geschäftsjahr  der  Otavi-Minen-  und  Eisenbahngesell- 
schaft sei  hier  das  folgende  bergbaulich  wichtige  entnommen.  Die 
bergbaulichen  x\rbeiten  in  Tsumeb  haben  durchweg  gute  Resultate  er- 
geben; es  gelang  neben  der  wesentlich  vergrößerten  Förderung  auch 
noch  umfangreiche  Aufschlußarbeiten  vorzunehmen.     Die  Erzförderung 
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der  im  Betrieb  stehenden  Gruben  betrug  54  loo  t  gegen  38  200  t  Kupfer- 
erze im  Vorjahre.  Hiervon  entfielen  auf  Tsumeb  52200  t  und  zwar  im 
Tagebau  ii  200  t  und  im  Tiefbau  41  000  t;  auf  die  Gruben  im  Otavi- 
tal:  Asis,  Guchab  und  Groß-Otavi  1900  t.  Zur  Verschiffung  gelangten 
insc^esamt  44500  t  Erz  mit  durchschnittlich  13  Proz.  Kupfer,  25  Proz. 
Blei  und  230  g  Silber  pro  t.  Die  Erzvorkommen  im  Otavitale  haben 
auch  diesmal  keine  höhere  Produktion  erbracht,  aber  es  scheint  doch 
berechtigte  Hoffnung  vorhanden  zu  sein,  daß  bei  größerer  Tiefe  abbau- 
würdige Erze  angetroffen  werden. 

Das  Otavi  Exploring  Syndicate,  bei  welchem  die  Otavi-Gesell- 
schaft  beteiligt  ist,  brachte  in  1912/1913  zum  erstenmal  etwa  500  t 
Kupfer-  und  Bleierze,  sowie  etwa  35  t  hochhaltige  Zinnerze  zum  Ver- 
sand. Die  Hütte  war  dabei  nur  112  Tage  im  Betrieb  und  produzierte: 
655  t  Kupferstein  mit  durchschnittlich  45  Proz.  Kupfer,  25  Proz.  Blei 
und  440  g  Silber  pro  t.  Nach  dem  amtlichen  Berichte  der  Kolonial- 
verwaltung für  191 2/ 13  hat  das  Otavi  Exploring  Syndicate  die  Kupfer- 
glanzvorkommen zwischen  Guchab  und  Asis  mit  wenig  Erfolg  abgeschürft. 
In  der  Nähe  von  Groß-Otavi  wurde  Erz  gewonnen,  ebenso  in  der  Nach- 
barschaft, wobei  139  t  20  Proz.  Kupfererz  gefördert  wurde.  Die  Erz- 
aufschlüsse auf  der  Khan  grübe  erbrachten  1000  t  Förderung.  Der 
durchschnittliche  Metallgehalt  im  Südfeld  und  im  Nordfeld  ist  6  bis 
6'/2  Proz.  Cu.  Man  hat  hier  mit  dem  Bau  einer  Aufbereitungsanlage 
begonnen.  Die  Arbeiten  des  Otjozongati-Bergbau-Syndikats  waren 
lediglich  aufschließender  Art.  Man  förderte  1912/13  im  ganzen  411  t 
Kupfererze  mit  einem  Gehalte  von  32 — 34  Proz.  Im  Bezirke  Omaruru 
wurde  im  gleichen  Etatsjahre  ein  Kupfererzvorkommen  an  den  Ombo- 
rokobergen  belegt;  diese  Schürffelder  nahm  die  Otavigesellschaft  in 
Option.  Das  Vorkommen  scheint  aussichtsreich  zu  sein.  Die  Unter- 
suchungen auf  dem  Kupfererzfelde  von  Kunjas  sowie  auf  dem  alt- 
bekannten Kupfervorkommen  der  Sinclair-Grube,  wo  die  koloniale  Berg- 
baugesellschaft mit  Schürfarbeiten  begann,  geben  zu  erwähnenswerten 
Berichten  noch  keinen  Anlaß.  Ueber  die  beiden  Kupfererzvorkommen 
von  Otjozongati  und  Khan  möge  noch  folgende  Notiz  hier  Platz  finden. 
Die  Kupfererzlagerstätten  in  der  Gegend  von  Otjozongati  oder  auch 
Otjisongati  an  den  nördlichen  Ausläufern  der  Onjatiberge  sind  schon 
früher  mehrfach  Gegenstand  ernster  bergbaulicher  Erforschung  gewesen, 
insbesonderen  durch  die  Otjisongati  Kupferminen-Gesellschaft  (gegründet 
19.  Dez.  1906  in  Berlin)  und  durch  das  oben  genannte  Otjozongati 
Bergbausyndikat  (gegründet  9.  Okt.  1907  in  Windhuk). 

Man  hat  1907/08  auch  mehrere  hundert  Tonnen  Kupfererz  mit  einem 
durchschnittlichen  Kupfergehalte  von  18  Proz.  zum  Versand  gebracht, 
aber  doch  im  April  1908  die  Arbeiten  wieder  aufgegeben.  —  Im  Khan- 
gebirge hatte  nahe  bei  der  Eisenbahnstation  Khan  im  Gebiete  der 
Kolonialgesellschaft   die   Kapstädter  Firma  Spilhaus  Schürfarbeiten  auf 
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Kupfer  betrieben.  Das  Ergebnis  bcwog  die  Firma  C.  Heckmann, 
Kupfer-  und  IMessingvvcrke  zu  Berlin,  zu  weiteren  Versuchsarbeiten, 
die  auch  ein  wider  Erwarten  reiches  Erz  von  anscheinend  nicht  unbe- 
deutender Ausdehnung  feststellten.  Die  neuesten  Aufschlüsse  hier  haben 
somit  die  ersten  Funde  bestätigt. 

Die  Eröffnung  eines  umfangreichen  Kupferbergbaus  auch  in  anderen 
Teilen  des  Landes  als  in  der  Otavigegend  liegt  somit  durchaus  nicht 
außerhalb  des  Bereichs  der  Möglichkeit,  wenn  auch  vielfach  die  von  Zeit 
zu  Zeit  neu  aufgestellten  Kupfererzvorkommen  erst  auf  ihre  Abbauwür- 
digkeit des  näheren  sachgemäß  untersucht  werden  müssen.  So  liegt 
ein  bereits  mehrfach  »gegründetes«  Kupfererzvorkommen  bei  Gorob, 
etwa  100  km  westlich  der  Küste  im  südlichen  Bogen  des  Kuiseb.  Die 
Mächtigkeit  ist  eine  sehr  regelmäßige  von  1,2  bis  1,5  m.  Der  Cu-Gchalt 
der  analysierten  Proben  betrug  zwischen  31  und  35  Proz.,  der  Fe-Gehalt 
18 — 19  Proz.  An  Gold  führte  eine  Probe  3  g,  an  Silber  350  g,  auf  die 
Tonne  berechnet.  Aufschlußarbeiten  wurden  hier  in  größerem  Um- 
fange wohl  zuerst  im  Jahre  1907  durchgeführt. 

Von  großer  Bedeutung  für  Deutsch-Südwestafrika  würde  die  Auf- 
findung guter  Steinkohle  sein.  Man  hat  auch  bereits  bei  Keetmans- 
hoop  im  Süden  des  Schutzgebiets,  bei  einem  Brunnenbau  in  Auros 
Kohle  gefunden,  es  soll  Magerkohle  sein.  Das  Gutachten  des  Regie- 
rungsgeologen vom  Jahre  1909  soll  günstig  lauten. 

Marmor  steht  in  der  Nähe  der  Staatsbahnstrecke  Swakopmund- 
Karibib  bei  Kubas,  Etusis,  Abbabis  und  Karibib  an.  Dieser  Marmor 
ist  oft  rein  weiß;  westlich  von  Etusis  ist  er  schwarz  gefärbt.  Der 
chemischen  Zusammensetzung  nach,  liegt  ein  harter  Dolomitmiarmor 
vor.  Da  seine  einzelnen  Körner  eine  glatte  und  nicht  eine  zackige 
Abgrenzungsfläche  haben,  so  ist  ihr  Zusammenhang  kein  so  inniger, 
wie  es  für  die  Verwendung  im  Freien  erforderlich  ist.  Dieser  Marmor 
kann  daher  nur  für  Innenarchitektur  Verwendung  finden,  wozu  ihn  die 
weiße  Farbe  und  die  schwarze  Aederung  nebst  der  hohen  Politur- 
fahigkeit  sehr  gut  eignen. 

Ein  neues  Marmorvorkommen  wurde  von  der  deutschen  Kolonial- 
Gesellschaft  an  der  Küste  bei  den  Osterklippen  ausfindig  gemacht. 
Durch  amtliche  Untersuchung  ist  das  Vorhandensein  eines  mächtigen 
Marmorgebirges  bestätigt.  Der  Ausbeutung  stehen  jedoch  große 
Transport-  und  Landungsschwierigkeiten  entgegen. 

Bleierzvorkommen  wurden  bei  Huns,  Gamasis  und  Auchas  und  im 
Gebiete  der  South-African-Territories-Gesellschaft  bei  Kanebis  und  Aiais 
belegt,  ohne  jedoch  vorläufig  zu  ernstlichen  Schürfarbeiten  Veranlassung 
zu  geben. 

Die  Ostafrikanische  Bergwerks-  und  Plantagen-Aktiengesellschaft, 
Berlin  berichtet  über  ihr  zweites  Geschäftsjahr,  i.  Juli  191 1  bis  30.  Juni 
191 2,  daß  der  Glimmerbergbau  Kibuku-Tschenzema  das  ganze  Jahr  hin- 
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durch  in  Betrieb  stand,  trotz  zeitweilig  recht  störenden  Regens.  Der 
Gesamtversand  an  Glimmer  brachte  einen  Erlös  von  Mk.  330  000.  Man 
hofft  für  später  die  Glimmerproduktion  um  etwa  25  Proz.  steigern  zu 
können,  zumal  verschiedene  neue  Glimmervorkommen  belegt  und  in 
Bearbeitung  genommen  sind.  Der  Glimmerbergbau  Morogoro  beschränkte 
sich  zumeist  noch  auf  Vorarbeiten,  die  ausgeführt  wurden,  um  an  den 
Glimmer  heranzukommen.  Man  ist  dabei  auf  reichere  Lager  vom 
Glimmer  gestoßen  und  die  Betriebsleitung  rechnet  vorläufig  mit  einer 
Ber<nverksförderung  von  etwa  1200  kg  monatlich.  — 

Zeitweise  herrschte  in  den  beiden  letzten  Jahren  ein  sehr  reger 
Schürfbetrieb  auf  den  ausgedehnten  Quarzgängen  der  Farm  Kunjas, 
die  110  km  nördlich  vom  Aus  liegen.  Diese  Quarze  führen  Gold  und  Silber; 
es  wurden  206  Edelmineralschürffelder  belegt.  Bei  Swartmodder  hat  die 
deutsche  Kolonialgesellschaft  mit  Aufschlußarbeiten  auf  Gold  begonnen. 

Man  hat  auch  in  Deutsch-Südwestafrika  Zinnerzlager  aufgefunden. 
So  hat  die  South-West-Africa-Co.  zwölf  Zinnerzschürffelder  in  Besitz, 
die  auf  der  Farm  Kohero-Ost  bei  Okambahe  liegen  und  von  der  Anglo- 
German-Tin-Co.  in  Option  genommen  wurden.  Ebenso  erwarb  die 
Hanseatische  Bergbaugesellschaft  eine  Anzahl  Schürf-  und  Bergbaufelder 
im  Zinnerzgebiete,  die  sie  von  dem  Otavi  Exploring  Syndicate  Ltd. 
untersuchen  läßt.  Bei  dieser  letztgenannten  Gesellschaft  betrug  1912/13 
die  Gesamtförderung  75494  kg  Zinnstein,  von  welchem  40000  kg  ver- 
schifft wurden.  Auf  der  Farm  Kohero-Ost  förderte  die  Anglo-German- 
Tin-Co.  51  t  Zinnerz.  Die  deutsche  Kolonialgesellschaft  förderte  auf 
ihren  Zinnfeldern  bei  Otjmbojo  21  V2  t  Zinnerz.  Man  hat  außerdem 
in  der  Kolonie  noch  verschiedene  Zinnerzfelder  belegt  und  untersucht, 
doch  läßt  sich  zur  Zeit  noch  kein  genauer  Bericht  über  die  gewonnenen 
Ergebnisse  erstatten. 

Wolframitvorkommen  hat  man  bei  Kleinkarras  auf  dem  Gebiete 
der  South-African-Territories  bei  Nakeis  durch  Schürfarbeiten  erschlossen. 
Auch  in  der  Nähe  hiervon  wurden  verschiedene  neue  Wolframitvorkom- 
men belegt.     Kapitalmangel  scheint  hier  hindernd  zu  wirken. 

Die  deutsche  Kolonialgesellschaft  fördert  auf  ihrem  Edelmineral- 
bergbaufelde  bei  Rössing  Aquamarine,  besonders  die  weingelbe  Abart 
Heliodor,  die  auf  dem  Edelsteinmarkte  schnell  recht  beliebt  wurde. 

Kohle  hat  man  bei  Berseba  aufgefunden,  wo  20  gemeine  Schürf- 
felder belegt  worden  sind. 

Tropenpflanzer,  Jahrg.  1913. 

Kölnische  und  Frankfurter  Zeitung. 

Dr.  JV.  Külz,  Deutsch-Südafrika  im  25.  Jahre  deutscher  Schutzherrschaft 
Berlin  1909,     Wilh.   Süsserot. 

Amtliche  Berichte  der  Kolonialverwaltung  und  der  Diamantenregie,  u.  a.  Reichs- 
kolonialamt. 
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III.  LITERATUR. 


Bnrckhardt,  Prof.  Dr.  W.,  Kotmnentar  der  schweizerischen  Bundesver- 
fassung vom  2g.  Mai  18^4.  Zweite,  vollständig  durchgesehene  Auf- 
lage.    Bern,  Stämpfli  &  Cie.     191 6. 

In  den  Kreisen,  die  sich  mit  schweizerischem  Staatsrecht  zu  be- 
fassen haben  —  theoretisch  oder  praktisch  —  erwartete  man  die  neue 
Auflage  dieses  Werkes  mit  Spannung  und  Ungeduld.  Schon  die  erste 
Auflage  hat  sich  in  den  zehn  Jahren  seit  ihrem  Erscheinen  einer  so 
allgemeinen  Verbreitung  und  Anerkennung  erfreut  und  sich  als  Berater 
und  Führer  auf  dem  oft  dornenvollen  Weg  staatsrechtlicher  Fragen  so 
gut  bewährt,  daß  man  auf  seine  Hilfe  nicht  leicht  verzichten  könnte. 
Ist  doch  dieser  Kommentar  wohl  die  einzige  wissenschaftliche  Bearbei- 
tung des  schweizerischen  Staatsrechts.  Die  streng  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Stoffes,  die  vorzügliche  Methode  in  der  Darstellung 
und  die  Zuverlässigkeit  und  Sicherheit  des  Urteils  sind  Vorzüge,  die 
dieses  Werk  weit  hervorragen  lassen  über  die  bisherige  Literatur,  die, 
teils  veraltet,  sich  vielfach  nur  auf  historische  Darstellungen  beschränkt, 
ohne  tiefer  in  den  Stoff  einzudringen.  Dank  dieser  und  anderer  Vor- 
züge nimmt  dieser  Kommentar  denn  auch  —  wie  bereits  erwähnt  — 
im  schweizerischen  Staatsrecht  nicht  nur  eine  beratende,  sondern  eine 
führende  Stellung  ein.  So  ist  er  oft  für  die  Stellungnahme  des  Bundes- 
gerichtes in  wichtigen  Fragen  wegleitend  gewesen,  und  oft  hat  dieses 
sich  veranlaßt  gesehen,  seine  Praxis  im  Sinne  Burckhardts  zu  ändern. 
Wir  erinnern  beispielsweise  an  die  sehr  komplexen  Fragen  der  Doppel- 
besteuerung (BV.  Art.  46.     Kommentar  S.  426  ff.,  437  ff.). 

Die  neue  Auflage  bietet  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  mehr 
und  noch  Besseres  als  die  frühere,  hier  eine  Ergänzung,  dort  eine 
schärfere  Abgrenzung  und  mitunter  auch  eine  Korrektur. 

Die  Anlage  des  Ganzen  ist  sich  gleich  geblieben.  In  der  Einlei- 
tung werden  drei  grundlegende  Fragen  festgelegt:  die  Natur  der  Ver- 
fassung und  deren  Revisionsbestimmungen,  der  Bundesstaat  (nament- 
lich die  Teilung  der  Souveränität  zwischen  Bund  und  Kantonen)  und 
die  verfassungsmäßig  garantierten  Individualrechte.    Auf  diesem  soliden 
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Literatur. 


Fundament  baut  sich  die  Kommentierung  der  einzelnen  Verfassungs- 
artikel auf.  Voraus  geht  jeweils  eine  geschichtliche  Darstellung  der 
Entstehung  des  Artikels.     Dann  folgt  die  Auslegung. 

Dao-ewen  ist  inhaltlich  manches  neu.  Es  kann  als  selbstverständ- 
lich gelten,  daß  der  Verfasser  mit  gewohnter  Gründlichkeit  die  Praxis 
und  Literatur  berücksichtigt  und  verarbeitet  hat.  Dies  ist  aber  nichts 
Gerino-es  bei  der  großen  Ausdehnung,  welche  die  Rechtsprechung  auf 
diesem  Gebiete  in  den  letzten  Jahren  angenommen  hat.  Diese  Dar- 
stellung der  neuesten  Literatur  und  Praxis  ist  es  namentlich,  was  der 
zweiten  Auflage  gegenüber  der  ersten  einen  höhern  Wert  verleiht.  Die 
neuen  Entscheide  namentlich  bringen  stets,  auch  wenn  der  Kommen- 
tator ihnen  nicht  zustimmt,  neue  Gesichtspunkte,  welche  die  Auffassung 
zu  vertiefen  geeignet  sind.  Li  erhöhtem  Maße  gilt  dies  aber  da,  wo 
solche  Urteile  einheitlich  und  kritisch  betrachtet  und  dargestellt  werden. 
Es  braucht  wohl  kaum  erwähnt  zu  werden,  daß  der  Verfasser  auch 
dieser  neuen  Literatur  und  Judikatur  gegenüber  jene  selbständige  Stel- 
lung einnimmt,  die  es  ihm  ermöglicht,  den  Faden  wieder  aufzunehmen, 
wenn  die  Praxis  ihn  hie  und  da  verlor.  In  der  Menge  des  Materials 
sich  nicht  zu  verlieren,  sondern  die  Uebersicht  über  das  Ganze  auch 
in  der  Darstellung  stets  zur  Geltung  kommen  zu  lassen,  ist  ein  Vorzug, 
der  die  zweite  Auflage  vielleicht  noch  mehr  als  die  erste  auszeichnet. 

Neu  ist  sodann  die  Auslegung  der  seit  1905  erst  entstandenen  oder 
revidierten  Verfassungsartikel.  Interessant  ist  namentlich  die  Abgren- 
zung der  Kompetenzen  von  Bund  und  Kantonen  bezüglich  der  Nutz- 
barmachung der  Wasserkräfte  (Art.  24  bis)  und  die  Umschreibung  des 
Begriffes  »Gewerbewesen«  (Art.  34ter). 

Ferner  zeigt  die  neue  Auflage  eine  Reihe  sehr  vorteilhafter  Aende- 
rungen.  Diese  betreffen  zum  Teil  nur  die  Darstellung.  Sie  sind  dik- 
tiert teils  vom  Bestreben  nach  möglichster  Kürze,  teils  von  der  Ab- 
sicht, hie  und  da  einen  Gedanken  besser  herauszuarbeiten.  So  hat  bei- 
spielsweise die  Einleitung  verschiedene  Kürzungen  erfahren,  ebenso  die 
Ausführungen  über  die  zivilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
(Art.  46),  die  durch  das  ZGB.  zum  größten  Teil  gegenstandslos  ge- 
worden sind.  Anderseits  finden  sich  erweiterte  Ausführungen  z.  B.  in 
Art.  85  Ziff.  10  betr.  das  Budget  und  in  Art.  113  betr.  die  Eigentums- 
garantie (S.  7q8  ff.). 

Andere  Aenderungen  gehen  auch  den  Inhalt  an.  Burckhardt  scheut 
sich  nicht,  sich  zu  korrigieren,  hie  und  da  eine  frühere  Ansicht  umzu- 
stoßen, einer  bessern  Einsicht  folgend.  Es  würde  zu  weit  führen,  auf 
einzelne  Aenderungen  hier  einzutreten.  Wir  müssen  uns  damit  begnü- 
gen, auf  eine  derselben,  die  uns  besonders  gefreut  hat,  hinzuweisen. 
Sie  findet  sich  in  der  Einleitung  (S.  8),  wo  ein  Einwand  Labands  be- 
rücksichtigt wird.  Während  in  der  ersten  Auflage  für  die  Revisions- 
bestimmungen   der  Verfassung   vom  Standpunkt    dessen    aus,    der    die 
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Verfassung  abändern  will,  überhaupt  jede  Geltung  abgelehnt  wird,  er- 
kennt Burckhardt  in  der  neuen  Auflage  an,  daß  z.  B.  Straf bestimmungen 
der  Verfassung,  die  gegen  die  irreguläre  Abänderung  der  Verfassung 
gerichtet  sind,  auch  gegenüber  demjenigen  anwendbar  sind,  der  sich 
nicht  auf  den  Boden  des  geltenden,  sondern  des  richtigen  Rechtes 
stellt  und  die  Verfassung  nicht  anerkennt. 

Auch  an  unverändert  gebliebene  Teile  des  Werkes,  die  man  mit 
besonderem  Gewinn  liest,  darf  wenigstens  erinnert  werden.  Dahin  ge- 
hören die  sehr  lesenswerten  Ausführungen  in  der  Einleitung,  wo  der 
Verfasser  durchaus  eigene  Wege  geht,  Ausführungen  von  ganz  allge- 
meiner staatsrechtlicher  Bedeutung;  ferner  die  Interpretation  des  Art.  4 
über  formelle  und  materielle  Rechtsgleichheit,  Art.  89  über  Bundes- 
gesetz und  Bundesbeschluß  und  namentlich  Art.  113  über  die  Kom- 
petenz des  Bundesgerichts.  Die  Abgrenzung  der  Kompetenzen  zwischen 
Zentralstaat  und  Gliedstaaten,  die  in  einem  Bundesstaate  stets  große 
Schwierigkeiten  bereitet,  hat  sich  der  Verfasser  überhaupt  sehr  ange- 
legen sein  lassen,  »weil  nichts  dem  Ansehen  der  Verfassung  mehr  schadet 
als  die  willkürliche  Entscheidung  von  Kompetenzfragen«.  Die  richtige 
Ausscheidung  der  Kompetenzen  und  möglichste  Klarheit  in  diesen 
Fragen  ist  auch  eine  gute  Garantie  gegen  die  vielgefürchtete  zu  weit 
gehende  Zentralisierung  unseres  Bundesstaates. 

Näher  kann  hier  auf  dieses  Buch,  das  der  Verfasser  seinem  Kol- 
legen und  ehemaligen  Lehrer  Eugen  Huber  widmet,  nicht  eingegangen 
werden.  Wir  wünschen  ihm  eine  recht  große  Verbreituns:  und  ein- 
gehendes  Studium.     Namentlich   die  Praxis  wird  davon  viel  gewinnen. 

Bern,  September  1916.  Dr.  Emil  Beck. 


Berger ,  Dr.  jur.,  K.,  Die  Lage  des  Haus-  und  Grundbesitzes  in  einem 
sächsischen  Großstadtvororte  nach  Grundbuch  und  Gnmdsteuerkataster. 
Zugleich  ein  Beispiel  für  die  Bedeutung  dieses  Materials  für  national- 
ökonomische Untersuchungen.  München,  Duncker  &  Humblot,  1914, 
93  S.  8  0. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  auf  das  in  den  Grund- 
büchern enthaltene  Material  als  Grundlage  für  Untersuchungen  städti- 
schen Grundeigentums  hinzuweisen;  die  Bedeutung  solcher  Forschungen 
sucht  der  Verfasser  an  einer  Untersuchung  eines  sächsischen  Groß- 
stadtvorortes darzulegen;  den  Namen  der  Stadt,  der  übrigens  leicht 
festzustellen  ist,  durfte  er  wegen  Verwendung  amtlichen  Materials  nicht 
nennen.  Mit  anerkennenswertem  Fleiß  und  der  notwendigen  Vorsicht 
hat  der  Verfasser  so  ziemlich  alles  aus  dem  Grundbuche  und  aus  dem 
Grundsteuerkataster  herausgeholt,  was  herauszuholen  war.  So  verdienst- 
voll eine  solche  Untersuchung  an  sich  ist,  so  ist  sie  doch  von  be- 
schränktem Werte,   wenn   nicht   noch   weiteres  Material   mitverwendet 
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wird;  dazu  gehört  vor  allem  die  Kenntnis  der  Ein-  und  Verkaufspreise 
der  Grundstijcke  und  der  Häuser,  die  Höhe  der  Mieten,  die  Größe 
der  Häuser  und  Anzahl  der  Wohnungen,  die  Zahl  der  Zimmer  der 
Wohnungen,  die  Höhe  der  Steuern  und  Abgaben,  die  alljährlichen  Auf- 
wendungen usw.  Eine  solche  mühselige  Untersuchung  hätte  jedoch 
nur  einen  für  weitere  Forschungen  größeren  Wert,  wenn  sie  an  vielen 
Städten  zugleich  vorgenommen  würde,  um  daraus  allgemein  gültige 
Folgerungen  ziehen  zu  können.  Das  zeigt  schon  die  Untersuchung 
Berger?,,  der  selbst  wiederholt  darauf  hindeutet,  daß  gewisse  Ergebnisse 
seiner  Arbeit  nur  für  den  untersuchten  Vorort  zutreffen,  nicht  aber  für 
andere  Vororte,  noch  weniger  für  die  betreffende  Großstadt  selbst,  ge- 
schweige denn  für  alle  Städte  Sachsens  oder  gar  Deutschlands.  So 
berichtet  Berger,  daß  nur  59  Hypothekendarlehen  auf  Häuser  des  Vor- 
ortes gegeben  wurden,  davon  die  Hälfte  auf  großgewerblichen  Zwecken 
dienende  Grundstücke,  während  die  Sparkasse  der  Großstadt  58  und 
auswärtige,  meist  kleine  Sparkassen  fast  500  Hypothekardarlehen  ge- 
währt hatten.     Daraus  läßt  sich  für  andere  Städte  wenig  folgern. 

So  viel  Bemerkenswertes  die  Untersuchung  bietet,  so  wird  rnan 
doch  nicht  mit  allen  Behauptungen  des  Verf.  ohne  weiteres  einver- 
standen sein  können.  Unrichtig  ist  (S.  9),  daß  in  Süddeutschland  nicht 
die  Amtsgerichte,  sondern  die  Gemeindebehörden  die  Grundbuchämter 
seien ;  in  Bayern  sind  es  ausschließlich  die  Amtsgerichte.  Wider- 
spruch dürfte  auch  der  Satz  (S.  29)  finden,  daß  gerade  die  Inhaber 
gutgehender  Einzelgeschäfte  besonders  gerne  im  Mietpreise  gesteigert 
werden.  Keinem  Hauseigentümer  wird  es  gelingen,  seine  Mieter  nach 
der  Höhe  ihrer  Einkommen  zu  belasten.  Der  Verfasser  sucht  die  Ver- 
langsamung des  Besitzwechsels  in  der  Gartenstadtbewegung  und  der 
Verlegung  der  Großindustrie  auf  das  platte  Land;  die  Besitzwechsel- 
abgaben und  die  Wertzuwachssteuern  sollen  daran  nur  unwesentlich 
beteiligt  sein  (S.  71).  Das  mag  zufällig  für  den  untersuchten  Vorort 
zutreffen,  im  allgemeinen  ist  der  Stillstand  auf  dem  Grundstücksmarkt, 
abgesehen  von  der  seit  vielen  Jahren  ungünstigen  Wirtschaftslage,  so- 
gar in  hohem  Maße  auf  die  Wertzuwachssteuer  zurückzuführen,  die 
oft  sehr  groß  ist  und  alsbald  bezahlt  werden  muß,  auch  wenn  der 
Verkäufer  nur  eine  kleine  Anzahlung  beim  Verkaufe  erhält ;  die  Kenner 
dieser  Verhältnisse,  insbesondere  die  Notare  sind  sich  darüber  ziem- 
lich einig.  —  Die  Zwangsversteigerungen  in  dem  Vororte  betrugen 
1904  noch  47,  sanken  allmählich  auf  8  (1912);  man  darf  aber  daraus 
keineswegs  auf  eine  günstigere  Lage  der  Haus-  und  Grundeigentümer 
schließen.  Der  Verfasser  will  die  Zvvangsversteigerungen  in  Parallele 
bringen  mit  der  Zahl  der  leerstehenden  Wohnungen ;  1904  standen  10,4 
V.  H.  aller  Wohnungen  leer.  1912  nur  1,03;  aber  im  Jahre  1891  waren 
8,05  v.  H.  leer,  und  doch  erfolgten  insgesamt  nur  2  Zwangsversteige- 
rungen von  Häusern.     Um  ein  richtiges  Bild  zu  erhalten,   müßte  man 
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die  Zahl  der  Zwangsverwaltungen,  der  Privatvervvaltungen,  der  lang- 
dauernden Mietzinsbeschlagnahmen  und  -Verpfändungen,  der  Stundungen 
und  Teilzahlungen  kennen,  die  alle  in  den  letzten  Jahren  vor  dem 
Kriege  eine  weit  größere  Rolle  spielten  als  früher;  aber  diese  gehen 
mit  Ausnahme  der  Zwangsverwaltungen  nicht  aus  dem  Grundbuche 
hervor  und  sind  für  die  Wissenschaft  kaum  faßbar.  —  S.  93  spricht 
der  Verfasser  vom  Lückenbau  nach  der  Theorie  Eberstadts,  wofür  er 
gerade  in  dem  Vororte  zahlreiche  ausgezeichnete  Beispiele  gefunden 
zu  haben  glaubt.  Die  Theorie  vom  Lückenbau  ist  aber  nicht  haltbar 
(vgl.  Pesl,  Der  städtische  Grund  und  Boden,  S.  lOi).  Ebenso  über- 
schätzt der  Verfasser  (S.  83)  die  Gewinne  der  Urbesitzer.  Wenn  auch 
einzelne  von  diesen  große  Gewinne  machten,  so  ist  doch  der  Gesamt- 
gewinn aller  jener,  durch  deren  Hände  die  Grundstücke  wanderten,  bis 
sie  bebaut  wurden,  im  allgemeinen  wesentlich  größer.  Die  Urbesitzer, 
meist  Bauern,  pflegen  ihre  Güter  im  ganzen  an  Spekulanten  zu  ver- 
kaufen, die  durch  Parzellierung  und  Verkauf  oft  an  wenigen  Parzellen 
mehr  gewinnen,  als  der  Urbesitzer  an  dem  ganzen  Gut  gewann;  der 
Verfasser  erkennt  übrigens  mit  Recht  die  planmäßige  Erschließungs- 
tätigkeit vieler  Spekulanten  an. 

Gut  ist  der  Abschnitt  über  die  Vorteile  der  Tilgungshypotheken 
(S.  62  ff.),  wie  die  ganze  Untersuchung  im  einzelnen  manches  Zutreffende 
und  Interessante  enthält. 

Der  Verfasser  hat  aber  aus  seinen  Untersuchungen  keine  allge- 
meinen Ergebnisse  gefolgert,  was  allerdings  auch  nicht  seine  Absicht 
war,  da  er  selbst  im  Schlußwort  von  den  Aufgaben  spricht,  die  einer 
Statistik  gestellt  sind;  er  erklärt  ferner,  daß  er  mit  der  Arbeit  zu- 
gleich die  Hauptgrundsätze  für  seine  künftige  Bearbeitung  zur  Unter- 
suchung städtischen  Grundeigentums  aufstellen  wolle;  dieser  Bearbei- 
tung dürfen  wir  mit  Interesse  entgegensehen.  P  e  s  1. 


Zur  Erschließung  des  deutschen  Heidelandes.    Weckrufe  in  der  Kriegsnot. 
Gesammelt,  eingeleitet  und  herausgegeben  von  Dr.  Benno  Jaros- 
law.     Mit  21  Abbildungen.     Berlin,  P.  Parey,  1915.     218  S.  8". 
Trotz  der  großen  Literatur,  welche  seit  Jahrzehnten  über  die  Ur- 
barmachung  und  Besiedelung  unserer  Moore   und  Oedländereien  sich 
verbreitet   hat,    greift   man  gern  nach  einer  neuen  zusammenfassenden 
Darstellung  des  ganzen  Problems,  das  durch  den  Krieg  besonders  dring- 
lich  geworden   ist.     Freilich  überzeugt   man  sich  bald,    daß  man  vom 
Verfasser   bez.  Herausgeber    keine   wissenschaftlich    erschöpfende   und 
systematisch  geordnete  Behandlung  zu  erwarten  hat.    Er  arbeitet  reich- 
lich mit  fremdem  Material,  selbst  im  ersten  etwa  3  Bogen  umfassenden 
Teile  seines  Buches,  der  eine  Uebersicht  über  die  ganze  Frage  geben 
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soll,  und  es  gelingt  ihm  nicht  immer,  diese  Lesefrüchte  so  in  inneren 
Zusammenhang  zu  bringen,  daß  der  Leser  den  Eindruck  einer  ziel- 
sicheren Darstellung  erhält.  Dabei  will  er  sich  auf  die  Heide  des  nord- 
westlichen Deutschlands  beschränken  und  definiert  Heide  mit  Rammen 
als  »Formationen  feuchter  Gebiete  der  gemäßigten  Zone,  bedeckt  von 
zwerghaften  Sträuchern,  Halbsträuchern,  Gräsern,  Moosen  und  Flechten, 
ohne  geschlossenen  Hochwald,  auf  nährstoffarmen,  sauer  reagierenden 
Boden«.  Er  zeigt  weiterhin  die  Ausdehnung  dieser  Gebiete  und  er- 
örtert die  Möglichkeit  ihrer  Kultivierung,  um  dann  den  Widerständen 
bei  der  Verwirklichung  derselben  sich  zuzuwenden.  Als  solche  be- 
zeichnet er  die  Leutenot,  den  Mangel  an  Verkehrswegen  und  Eisen- 
bahnen, Kreditschwicrigkeiten  sowie  den  Konservativismus  der  bäuer- 
lichen Besitzer  und  ihre  Abneigung  gegen  den  Abverkauf  selbst  völlig 
ertragloser  Flächen  von  den  ererbten  Anwesen.  Das  letztgenannte  so- 
ziale Moment  scheint  ihm  so  bedeutsam,  daß  er  zu  seiner  Ueberwin- 
dung  selbst  gesetzgeberische  Maßnahmen  für  zulässig  hält.  Es  soll  die 
Anwendung  des  Enteignungsverfahrens  für  solche  Oedländereien  er- 
möglicht werden,  die  nach  Aussage  von  Sachverständigen  und  vorauf- 
gehender Untersuchung  der  Boden-  und  Betriebsverhältnisse  der  Kulti- 
vierung würdig  sind,  deren  Besitzer  aber  trotz  Aufforderung  diese  inner- 
halb eines  nicht  zu  lang  bemessenen  Zeitraumes  ablehnen.  Man  wird 
sich  der  Begründung  dieser  Forderung,  die  übrigens  in  der  früheren 
Agrargesetzgebung  jener  Gegenden  Vorläufer  finden  würde,  kaum  ent- 
ziehen können.  Zum  Ueberflusse  sucht  der  Verfasser  die  Bedenken 
gegen  dieselbe  noch  ausführlicher  zu  widerlegen.  Am  Schluß  dieses 
Teiles  wird  ein  ausführliches  Literaturverzeichnis  gegeben. 

Den  zweiten  Teil  des  Buches  bildet  der  Abdruck  von  39  Aufsätzen 
hervorragender  Praktiker  und  auch  einzelner  Theoretiker  der  Land- 
wirtschaft, in  denen  die  Frage  der  Oedlandkultivierung  nach  den  ver- 
schiedensten Gesichtspunkten  besprochen  ist.  Es  sind  vortreffliche 
Arbeiten  darunter;  namentlich  diejenigen,  deren  Verfasser  die  Ergeb- 
nisse eigner  Anbauversuche  schildern,  wird  man  mit  Nutzen  lesen,  wenn 
man  auch  den  gegen  das  Ende  zahlreich  auftretenden  Zeitungsartikeln 
des  Herausgebers  keine  besondere  Bedeutung  beimessen  kann. 

Angehängt  sind  drei  Abschnitte,  von  denen  der  erste  die  Kriegs- 
verordnungen zur  Förderung  der  Oedlandkultur,  der  zweite  eine  Zu- 
sammenstellung der  während  des  Krieges  zur  Ausführung  gelangenden 
Moor-  und  Oedlandsprojekte  enthält,  während  der  letzte  eine  Statistik 
derjenigen  Kreise  Preußens  bietet,  die  mindestens  3000  ha  Oedland 
enthalten.  Damit  wird  in  etwas  die  Beschränkung,  die  sich  der  Ver- 
fasser im  Eingange  des  Buches  selbst  aufzuerlegen  erklärt  hat,  durch- 
brochen. Aber  als  Kriegsschrift  mag  dasselbe  immerhin,  trotz  mancher 
formalen  Schwächen  wegen  der  Wichtigkeit  der  in  ihm  behandelten 
Frage  dankbar  hingenommen   werden.     Besonderes  Interesse  wird  die 
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Beschäftigung  von  Kriegsgefangenen  (vorzugsweise  Russen)  zur  Ocd- 
landkultivierung  erwecken.  Die  Abbildungen  bieten  an  Ort  und  Stelle 
aufgenommene  Photographien,  die  den  Text  angenehm  ergänzen,     -r. 


Diener,  Richard,  Das  Problem  der  Arbeitspreisstatistik  und  seine  Lö- 
suns  mit  Hilfe  von  Berufssterblichkeits-  und  Lohnstatistik.  Eine 
methodologisch-kritische  Studie.  (Staats-  und  sozialwissenschaftliche 
Forschungen,  hrsg.  von  Schmoller  und  Sering,  Heft  184).  München, 
Duncker  &  Humblot,  1915.     89  S.  s  "• 

Die  Aufgabe,  zu  deren  Lösung  der  Verfasser  Richtlinien  geben 
will,  lautet  nach  seinen  eigenen  Worten :  Inwieweit  findet  der  Mehr- 
oder Minderverbrauch  an  Menschenkraft  in  den  einzelnen  Berufen  sei- 
nen materiellen  Ausgleich?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  haben  zwei 
Grüßen  zu  erbringen :  die  Zahl  der  produktiven  Lebensjahre  und  der 
durchschnittliche  Verdienst  in  den  einzelnen  Berufen.  Danach  gliedert 
sich  seine  Arbeit  von  selbst  in  zwei  Teile,  in  deren  erstem  er  die  Be- 
rufssterblichkeits- und  Krankheitsstatistik  und  in  deren  zweiten  Teil  er 
die  Lohnstatistik  behandelt.  Beide  Male  unterzieht  er  die  bisherigen 
Versuche,  Leistungen  und  Vorschläge  einer  Kritik  und  gibt  dann  selbst 
Winke,  nach  welcher  Seite  hin  Abänderungen  und  Verbesserungen  bei 
künftiger  Aufmachung  und  Verwertung  solcher  Statistiken  zu  treffen  sind. 
Im  ersten  Teile  bemängelt  er  zunächst  die  Grundlagen  aller  Stati- 
stiken zur  Ermittlung  der  Berufskrankheit  und  -Sterblichkeit.  Die  beste 
unter  ihnen  ist  bis  jetzt  noch  die  von  der  Ortskrankenkasse  Leipzig 
und  Umgegend  gelieferte.  Aber  auch  sie  leidet  unter  dem  Uebelstande, 
daß  sie  nur  die  erwerbsunfähig  geschriebenen  »Kranken«  umfaßt,  nicht 
auch  die,  die  trotz  eines  Leidens  ihre  Arbeit  noch  verrichten  können. 
Dazu  kommt,  daß  die  Krankenkassen  ihre  Mitglieder  nach  einer  be- 
stimmten Krankheitsdauer  an  die  Invalidenversicherung  übergehen  sehen 
und  ein  volles  Bild  von  dem  endgültigen  Verlauf  der  Krankheit  nicht 
bieten  können.  Ferner  umfassen  sie  auch  nicht  alle,  die  wegen  körper- 
licher Mißbildungen  oder  ungenügender  Ernährung  eigentlich  als  Kranke 
zu  bezeichnen  sind,  wie  umgekehrt  nicht  bloß  die  bei  militärischen 
Ausmusterungen  als  tauglich  erkannten  allein  gesunde  Menschen  sind. 
Der  Verfasser  erörtert  weiter  die  Fehler,  die  u.  a.  englischen  und 
schweizerischen  Sterblichkeitsstatistiken  anhaften,  und  gibt  dann,  was 
er  für  den  besten  Weg  zur  Lösung  hält.  Nach  ihm  müßte  den  Kranken- 
kassen der  Ausbau  der  Sterblichkeitsstatistik  anvertraut  und  die  Füh- 
rung von  Individualkarten  der  Versicherten  auferlegt  werden,  die  im 
Falle  des  Uebertritts  in  andere  Berufe  oder  Kassen  weitergegeben 
würden  und  schließlich  den  ganzen  Verlauf  der  Krankheit  mit  Ent- 
stehungsursachen und  Todesursachen  enthielten.  Das  so  entstehende 
Material  müßte  zwecks  Bearbeitung  nach  gewissen  wirtschaftlichen  statt 
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nach  politischen  Gebieten  abgezweigt  werden,  etwa  Erzgebirge  statt 
Königreich  Sachsen;  es  dürfte  nicht  nach  Berufsbezeichnungen,  sondern 
wirklich  ausgeübten  Tätigkeiten  gegliedert,  und  müßte  nicht  bloß  nach 
Berufszweigen  sondern  auch  Betriebsgrößen  behandelt  werden.  Zu  be- 
rücksichtigen wären  endlich  bei  einer  Verwertung  nach  Alter,  Geschlecht, 
auch  etwaiger  Nebenberuf  und  überhaupt  die  körperliche  Beschaffenheit, 
namentlich  das  Vorhandensein  von  Mißbildungen,  die  an  sich  nicht 
immer  gesundheitliche  Fehler  sind,  in  gewissen  Berufen  aber  einen 
rascheren  Kräfteverbrauch  herbeiführen. 

In  dem  zweiten  Teile  der  Arbeit  bespricht  der  Verfasser  die  bis- 
herigen theoretischen  und  praktischen  Versuche  von  Lohnstatistiken, 
die  seitens  des  Staates,  einzelner  Städte,  Gewerkschaften,  Unternehmer- 
verbände veranstalteten  Erhebungen,  die  Grundlagen,  auf  denen  sie 
sich  aufbauen,  ihre  Zuverlässigkeit  und  die  wissenschaftliche  Verwertung, 
die  sie  erfahren  haben.  Er  setzt  sich  mit  den  beiden  Richtungen  im 
Methodenstreit  auseinander.  Eine  ältere,  besonders  von  Böhmert  ver- 
tretene sieht  ja  den  Zweck  einer  Lohnstatistik  darin,  »eine  Schilderung 
der  sozialen  Lage  und  einen  Ueberblick  über  die  Daseinsbedingungen 
einer  bestimmten  Klasse  von  Arbeitern  an  einem  bestimmten  Orte  zu 
geben«,  eine  neuere,  deren  Vertreter  Eulenburg  und  Leo  sind,  be- 
zeichnet »die  P'rage  des  Lohnes  als  nicht  identisch  mit  der  Frage  nach 
der  Gesamtlage  des  Arbeiters«  und  das  Problem  als  das  der  Lohnver- 
hältnisse selbst.  Er  schließt  sich,  und  offenbar  mit  Recht,  der  älteren 
Richtung  an.  Er  tritt  für  eine  Feststellung  des  individuellen  Verdienstes 
und  zwar  des  individuellen  Jahresverdienstes  der  Arbeiter  ein  und  emp- 
fiehlt bei  der  Bearbeitung  gewonnenen  Materials  zur  Berücksichtigung 
dieselben  Gesichtspunkte,  die  er  schon  im  ersten  Teile  erwähnt.  — 
Eine  Art  Anhang  bilden  die  im  dritten  Teil  vorgetragenen  kurzen  Be- 
trachtungen über  das  Problem  der  Lohnarbeit  überhaupt. 

Die  ganze  Arbeit  ist  als  wertvoller  methodologischer  Beitrag  über 
den  heutigen  Stand  der  Arbeitspreisstatistik  zu  bezeichnen  und  enthält 
manche  recht  beachtenswerte  Forderungen  für  ihren  weiteren  Ausbau. 

Benno  Schmidt. 


Ott,  Fritz  ^Rechtsanwalt  in  ZürichJ,  Die  Vermögens-  und  Einkommens- 
steuer in  der  Schweiz.  Orientierung  für  Steuerpflichtige.  Zürich,  Inst. 
Orell  Füßli,  1914.     279  S.  g"- 

Schon  der  Titel  dieses  Buches  ist  falsch.  Zu  den  Vermögens- 
und  Ein"kommensteuern  der  Schweiz  gehört  auch  der  eidgenössi- 
sche Militärpflichtersatz.  Dieser  fehlt  aber;  das  Buch  beschränkt  sich 
durchaus  auf  die  einschlägige  Gesetzgebung  der  Kantone,  die  in  recht 
willkürlicher  Aufeinanderfolge  sämtlich  abgehandelt  werden,  auch  wenn 
sie  wie  Appenzell  I.-Rh.  die  behandelten  Steuern  gar  nicht  besitzen.    Aber 
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die  Kantone  beziehen  doch  auch  die  Hälfte  des  eidgenössischen  Mili- 
tärpflichtersatzes und  wenden  bei  seiner  Veranlagung  die  Einschätzung 
zu  ihren  eigenen  Einkommens-  und  Vermögenssteuern  an.  Also  gehört 
er  doch  auch  insoweit  zu  ihren  eigenen  Steuern. 

Ueberhaupt  darf  man  sich  fragen,  was  mit  dem  Buche  bezweckt 
wird.  Eine  Darstellung  des  kantonalen  Steuerwesens  in  seiner  Gesamt- 
heit liegt  ihm  fern;  ebenso  aber  auch  ein  vergleichender  Ueberblick 
über  die  Grundgedanken  der  schweizerischen  Einkommens-  und  Ver- 
mügensbesteuerung,  aus  dem  sich  finanzwissenschaftlich  interessante 
Ergebnisse  würden  ziehen  lassen.  Den  augenblicklichen  Zustand  der 
Steuergesetzgebung  darzustellen,  wäre  bei  der  Lebhaftigkeit  »revisio- 
nistischer« Politik,  die  in  vielen  Kantonen  herrscht,  vielleicht  nahe- 
liegend gewesen.  Seit  dem  Erscheinen  des  bekannten  Schanzschen 
Buches  über  die  Steuern  der  Schweiz  ist  nun  ein  halbes  Menschen- 
alter verflossen,  in  dem  sich  manches  geändert  haben  wird.  Aber  auch 
ein  derartiger  Gedanke  hat  dem  Verfasser  fern  gelegen.  Er  will  die 
kantonale  Gesetzgebung  über  die  beiden  Steuern  summarisch  behandeln, 
indem  er  nicht  die  Gesetze  selbst,  sondern  einen  systematisch  sein 
sollenden  Auszug  über  die  Hauptpunkte  (Einsteuerungsverfahren,  Grund- 
sätze des  materiellen  Steuerrechtes,  Berechnung  der  Steuern  usw.) 
wiedergibt.  Wem  diese  Angaben  nützen  sollen,  weiß  man  nicht.  Der 
Verfasser  sagt  selbst  in  der  Vorrede,  daß  das  Buch  den  Beistand  eines 
gewandten  Sachkundigen  nicht  entbehrlich  mache.  Also  wird  sich  doch 
die  Notwendigkeit  nicht  umgehen  lassen,  die  Gesetze  selbst  zu  be- 
nutzen. Die  Fälle  mehrfacher  Steuerpflicht  werden  verhältnismäßig 
selten  sein  und  sich  dann  auf  recht  wenige  Kantone  beschränken.  Wem 
soll  es  nützen,  alle  übrigen  damit  vergleichen  zu  können?  Zwischen 
die  Auszüge  aus  der  Gesetzgebung  sind  allerlei  statistische  Angaben 
eingestreut,  so  wie  sie  dem  Verfasser  gerade  erlangbar  waren,  alles  ohne 
Plan  und  Ziel  und  oft  ohne  die  nötigsten  Erläuterungen.  Im  Eingange 
des  Buches  wird  das  Bundesrecht  über  Doppelbesteuerung  auf  8  Seiten 
recht  ungenügend  behandelt ;  am  Schlufi  sollen  ein  paar  gemeinsame 
Punkte,  wie  Vollstreckung  der  Steueransprüche  und  Berechnung  der 
Progression  erörtert  und  vergleichende  Betrachtungen  geboten  werden 
—  alles  dürftig  und  oberflächlich.  Wie  wenig  dem  Verfasser  selbst  die 
gewöhnlichsten  Kategorien  der  Finanzwissenschaft  geläufig  sind,  zeigt 
der  Gebrauch  der  Ausdrücke  direkte  und  indirekte  Steuern.  Im 
ganzen  also  ein  recht  überflüssiges  und  unerfreuliches  Buch.  -r. 


Fränkel,    Franz,    Die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung.     Eine 
volkswirtschaftliche  Studie.    Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1915.  293  S.  80. 
Der  Verfasser   nennt    im   Untertitel    seine   Arbeit    eine    volkswirt- 
schaftliche Studie,    er  bietet   aber   dem  Juristen,    besonders  im  ersten 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     3.  2Q 
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Teile,  in  der  Einleitung  und  dann  gegen  den  Schluß  hin  eine  ebenso 
reiche  Ausbeute  wie  dem  Nationalökonomen.  Man  kann  fast  streiten, 
wer  von  beiden  beim  Lesen  mehr  auf  seine  Kosten  kommt,  so  reich- 
haltig und  vielseitig  wird  der  Gegenstand  hier  abgehandelt.  Das  Buch 
darf  eine  erschöpfende  Darstellung  der  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  genannt  werden;  der  Leser  empfindet  bald,  daß  die  Schriften 
des  umfangreichen  vorgesetzten  Literaturverzeichnisses  nicht  bloß  an- 
geführt, sondern  auch  ausgiebig  benützt  worden  sind. 

In  der  Einleitung  findet  man  zunächst  einen  Ueberblick  über  die 
Entstehungsgeschichte  der  G.  m.  b.  H.,  die  zu  den  jüngsten  unserer 
Gesellschaftsunternehmungsformen  gehört ;  hier  wie  im  ganzen  weiteren 
Buche  wird  immer  der  entsprechende  Entwicklungsvorgang  in  unserem 
Nachbarlande  Oesterreich  gestreift.  Die  Forderung,  das  deutsche  Ge- 
sellschaftsrecht durch  Einführung  einer  neuen  Gesellschaftsform  zu  er- 
weitern, tauchte  schon  in  den  siebenziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts auf,  man  vermißte  eine  Unternehmungsform,  bei  der  die  Unter- 
nehmung eine  eigene  juristische  Person  darstellte,  ohne  das  Gewand 
einer  Aktiengesellschaft  mit  all  ihren  strengen  Bestimmungen  über  Auf- 
sichtsrat, Veröffentlichung  der  Bilanzen  usw.  anlegen  zu  müssen.  Eine 
praktische  Bedeutung  erlangten  die  Erörterungen  darüber,  als  sich  das 
Deutsche  Reich  1884  entschloß,  Kolonialunternehmungen  und  die  von 
ihnen  erworbenen  Gebiete  unter  den  Schutz  des  Reichs  zu  stellen. 
Die  Bestimmungen  über  die  Aktiengesellschaft  ließen  sich  auf  die  Ko- 
lonialgesellschaften nicht  anwenden,  und  es  wurde  ihnen  deshalb 
bei  dem  Mangel  an  anderen  Gesellschaftsunternehmungsformen,  die 
Eigenschaft  von  Korporationen  im  Sinne  des  allgemeinen  Landrechts 
verliehen.  Dieser  rechtliche  Zustand  konnte  aber  nur  als  Notbehelf 
angesehen  werden,  er  wurde  1888  durch  das  Schutzgebietsgesetz  in 
einen  neuen  dauernden  übergeführt.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  die 
Frage  des  Bedürfnisses  nach  einer  neuen  Unternehmungsform  neben 
oß"enen  Handelsgesellschaften,  Aktiengesellschaften  und  Gewerkschaften 
wieder  zur  Sprache  mit  dem  Erfolge,  daß  am  19.  Mai  1892  ein  Gesetz 
über  die  G.  m.  b.  H.  in  Kraft  trat.  Es  war  zustande  gekommen,  obwohl 
die  Meinungen  über  seine  Notwendigkeit,  über  Einzelheiten  seiner  Fas- 
sung, über  seinen  Wert  für  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  unter 
den  Interessenten,  den  Juristen,  Handelskammern  usw.  recht  verschie- 
den gelautet  hatten. 

In  den  ersten  Jahren  nach  Erlaß  des  Gesetzes  wurde  von  der 
neuen  Unternehmungsform  wenig  Gebrauch  gemacht ;  dann  aber  begann 
ein  schnelles  Wachstum,  während  sich  (besonders  in  den  letzten  Jahren) 
gleichzeitig  die  Vermehrung  der  Aktiengesellschaften  verlangsamte.  Ende 
1914  erreichten  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  die  Zahl  von  27012  gegen- 
über 5505  Aktiengesellschaften,  wiesen  aber  ein  Kapital  von  nur  4899 
Millionen  M.  gegenüber  den  1 7  837  Millionen  der  Aktiengesellschaften  auf. 
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Die  meisten  Gesellschaften  m.  b.  H.  gehören  dem  Uandclsgewerbe  an, 
das  mehr  als  ein  Drittel  der  Gesamtzahl  und  fast  ein  Viertel  des  ganzen 
Stammkapitals  umfaßt.  Ihm  folgen  unter  den  Gewerbegruppen  die  In- 
dustrie der  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate,  die  Industrie  der 
Nahrungs-  und  Genußmittcl,  die  Industrie  der  Steine  und  Erden,  end- 
lich die  Textilindustrie.  Alle  übrigen  Gewerbegruppen  enthalten  we- 
niger als  5  V.  H.  der  gesamten  Zahl  und  des  Stammkapitals  der 
G.  m.  b.  H.  Das  durchschnittliche  Kapital  der  G.  m.  b.  H.  ist  von 
504100  M.  im  Jahre  1395  auf  86300  im  Jahre  1913  gesunken,  obwohl 
seit  1907  ständig  mehr  Kapital  in  Gesellschaften  m.  b.  H.  als  in  Aktien- 
gesellschaften angelegt  worden  ist.  Doch  läßt  sich  nicht  erweisen, 
daß  die  G.  m.  b.  H.  der  Aktiengesellschaft  das  Wasser  abgräbt. 

Die  Zahl  der  Gründungen  von  Gesellschaften  m.  b.  H.  darf  nicht 
als  gleichbedeutend  mit  neuen  Unternehmungen  betrachtet  werden. 
Denn  ein  großer  Teil  von  ihnen  geht  aus  der  Umwandlung  bereits 
vorhandener  Unternehmungen  hervor.  Zum  Unterschied  von  der  Aktien- 
gesellschaft gibt  es  keinen  Gründerbericht,  keine  Gründungsrevision 
und  keine  Gründerverantwortlichkeit.  Das  Gesetz  verpflichtet  auch  die 
Gesellschafter  nicht,  bei  der  Festsetzung  des  Geldwertes,  für  den  eine 
Sacheinlage  angenommen  wird,  den  Verkehrswert  nicht  zu  überschreiten. 
Diese  Freiheit  wird  von  den  Gründern  häufig  in  gewissenlosester  Weise 
ausgenützt.  Der  Verfasser  gibt  in  seinem  Buche  eine  Blütenlese  solcher 
Gründungen,  deren  Lektüre  mit  zu  dem  interessantesten  Teile  des  In- 
halts gehört. 

Unter  Beifügung  ausführlicher  Tabellen  behandelt  das  Buch  dann  die 
Größenverhältnisse  der  G.  m.  b.  H.  u.  a.  den  Aktiengesellschaften  gegen- 
über und  stellt  überall  in  Vergleich  dazu  die  Verhältnisse  in  Oesterreich. 
Es  zeigt  sich,  daß  es  1909  nicht  weniger  als  306  Gesellschaften  m.  b.  H. 
gab,  die  ein  Aktienkapital  von  i  Million  und  darüber  aufwiesen.  Einige 
der  größten  sind  Familienunternehmungen  wie  die  Wertheim  Grund- 
stücksgesellschaft mit  4,2  Millionen  und  die  Gesellschaft  A.  Wertheim 
mit  5  Millionen  Mark  Stammvermögen.  Noch  größer  sind  die  Leder- 
fabrik Karl  Freudenberg  in  Weinheim,  die  12  Millionen  Mark  auf- 
weist, die  Firma  Gebrüder  Stumm  in  Neunkirchen,  die  mit  21,6  Mil- 
lionen Mark,  und  die  Röchlingsche  Eisen-  und  Stahlwerke  in  Völklingen, 
die  mit  20  Millionen  Mark  gegründet  wurden.  Darüber  hinaus  reichen 
noch  einige  Gesellschaften  m.  b.  H.,  die  nur  wenigen  Personen  gehören, 
wie  die  Gräflich  Schaffgotschen  Werke  in  Beuthen  mit  über  50  Mil- 
lionen Stammkapital.  Wenigen  Teilnehmern,  nämlich  Gemeinden,  ge- 
hört auch  eine  ganze  Reihe  von  Elektrizitäts-  und  Wasserwerken,  die 
in  den  letzten  Jahren  stark  in  Aufnahme  gekommen  sind ;  ebenso  viele 
Kriegsgesellschaften,  die  zur  Sicherung  bestimmter  Bedürfnisse  auf 
Anregung  oder  unter  Mitwirkung  der  Behörden  zustande  kamen.     Be- 
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liebt  ist  die  Form  der  G.  m.  b.  H.  auch  zur  Bewerkstelligung  von  Fu- 
sionen, für  die  in  dem  Buche  eine  Reihe  von  Beispielen  gegeben  wird, 
und  als  Rechtsform  von  Kartellen.  Unter  den  3S5  in  der  deutschen 
Denkschrift  1905  aufgeführten  Kartellen  bestanden  nur  13  in  der  Form 
der  Aktiengesellschaft,  dagegen  166  in  der  der  G.  m.  b.  H. 

Je  ein  besonderes  Kapitel  widmet  der  Verfasser  den  im  Grund- 
stückshandel und  als  Banken  tätigen  Gesellschaften  m.  b.  H.  Denn 
unter  ihnen  finden  sich  die  meisten,  die  der  Oeffentlichkeit  Anlaß  zur 
Kritik  geben.  Manche  von  ihnen  sind  nur  Scheingesellschaften  und 
wurden  gegründet,  um  Abgaben,  besonders  Besitzwechselabgaben  zu 
umgehen;  das  Stammkapital  steht  zum  Anlagekapital  oft  in  schreiend- 
stem Mißverhältnis  und  der  fehlende  Zwang  zur  Veröffentlichung  des 
Vermögensstandes  läßt  das  Publikum  keinen  genügend  klaren  Einblick 
in  ihre  Geschäfte  tun,  dafür  aber  oft  genug  den  Schaden  tragen,  wenn 
die  Dinge  schief  gehen.  Im  weiteren  Verlaufe  seines  Buches  behandelt 
der  Verfasser  die  Zahl  und  Art  der  Unternehmer,  ihren  schnellen 
Wechsel  als  Teilhaber  einer  G.  m.  b.  H.  und  den  Handel  mit  Anteilen. 
Dieser  letztere  Abschnitt,  in  dem  die  Art  der  KapitalbeschaÖung  ge- 
schildert wird,  verdient  besondere  Beachtung,  denn  das  Spekulations- 
geschäft mit  all  seinen  üblen  Wirkungen  wird  anschaulich  dargestellt. 
Es  kann  aber  hier  nicht  näher  darauf  eingegangen  werden,  weil  erst 
die  Anführung  vieler  der  vom  Verfasser  beigebrachten  Einzelheiten 
eine  Mitteilung  des  Kapitelinhalts  wirksam  macht.  Ebenso  kann  ein 
Eingehen  auf  die  beiden  Kapitel,  in  denen  Kredit  und  Kreditfähigkeit 
der  G.  m.  b.  H.  behandelt  und  Vorschläge  für  eine  Reform  der  G.  m.  b.  H. 
gemacht  werden,  unterbleiben,  weil  rechtliche  Fragen  in  ihnen  im  Vor- 
dergrunde stehen. 

Dem  Buche  muß,  soweit  die  wirtschaftliche  Seite  in  Betracht  ge- 
zogen wird,  vorbehaltlos  die  vollste  Anerkennung  ausgesprochen  werden. 

Benno  Schmidt. 


Kriegstaschenbuch.  Ein  Handlexikon  über  den  Weltkrieg.  Hrsg.  von 
Ulrich  Steindorff.  Mit  5  Karten.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  191 6. 
346  S.  8«.   geb.  M.  3.50. 

Man  kann  es  bedauern,  daß  ein  derartiges  lexikographisches  Hilfs- 
mittel erscheinen  mußte ;  seine  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  ist  nicht 
zu  bestreiten.  Sowohl  der  Krieger  im  Felde  als  auch  jeder,  der  zu 
Hause  den  Ereignissen  folgt,  wird  mancherlei  Veranlassung  haben,  es 
nachzuschlagen,  insbesondere  bei  der  großen  Anzahl  der  Lebensgebiete, 
welche  durch  den  Krieg  in  Mitleidenschaft  gezogen  sind.  Freilich 
ändert  sich  das  Bild  alle  Tage ;  aber  bei  der  langen  Dauer  der  Feind- 
seligkeiten hat  sich  doch  mit  der  Zeit  eine  große  Anzahl  von  Dingen 
ergeben,  über  welche  man  in  den  in  Friedenszeiten  erschienenen  Nach- 
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schlagewerken  keinen  Aufschluß  findet,   dieser  aber  um  so  dringender 
bedarf,  je  leichter  die  Berichte  der  Presse  in  unserem  Gedächtnis  ver- 
schwinden und  je  ferner  der  Gegenstand  unseren  gewöhnlichen  Lebens- 
interessen liegt.    So  kann  das  vorliegende  »Taschenbuch«,  das  in  knapp- 
ster Form  Aufschluß  gibt   über   alle   politischen  und  militärischen  Er- 
eignisse  des  Krieges,    über    alle  Personen   und  Oertlichkeiten,    die    in 
ihm  hervorgetreten  sind,  Ernährungsmaßnahmen  u.  dgl.,  nur  willkommen 
geheißen  werden.     Wir  empfinden   es   auch  angenehm,   wenn  über  die 
Kräfteverhältnisse    der    INIächte,    Größe,    Bevölkerung,    Heere,    Flotte, 
Wirtschaft,  Steuerwesen,  Handelsverkehr  usw.  Aufschluß  gegeben  wird, 
und    wenn    bisweilen    ein  Artikel    auftaucht,    dessen  Zugehörigkeit   zur 
Sache   uns    nicht    sofort   einleuchtet,    so  nehmen  wir  ihn  lieber  mit  in 
den  Kauf,    als    wenn    wir    über  Wichtiges  im  Stiche  gelassen   würden. 
Freilich   bei    dem    alle  Tage  wechselnden  Zustande  der  Kriegslage  ist 
ein    solches  Buch   schon    im  Augenblicke   seines  Erscheinens   veraltet. 
So  müssen  wir  uns  in  betreff  Rumäniens,   dessen  Eintreten  auf  Seiten 
der  Entente  ganz  neue  Ereignisse,  Orte,  Personen  in  den  Vordergrund 
des  Interesses  gerückt    hat,    mit    einem    allgemeinen  Artikel   über   das 
Land  und  seine  Politik  begnügen;  Stichworte  wie  Tutrachan,  Silistria, 
Bukarest  sind  überhaupt  nicht  vorhanden.    Aber  derartige  Mängel  lassen 
sich    bei    einer    raschen  Folge  der  Auflagen  leicht    ausgleichen.     Auch 
sonstige  wünschenswerte  Ergänzungen  werden  beschafft  werden  können, 
wenn  jeder  Benutzer  die  Fülle,  in  denen  ihn  das  Buch  im  Stiche  gelassen 
hat,    der  Verlagshandlung  namhaft    macht.     Erst   durch    die  Mitarbeit 
Vieler  kann   ein    solches  Hilfsmittel  auf   die  Höhe  seiner  Aufgabe  ge- 
bracht werden,  und  darum  sei  hier  erwähnt,  daß  man  unter  dem  Artikel 
Presse  vergebens  nach  Aufschluß  über  die  durch  den  Krieg  hervorge- 
rufenen Veränderungen  der  Zeitungen  sucht  und  daß  zwar  eine  Reihe 
anderer  Staaten  erwähnt  sind,  daß  aber  das  Deutsche  Reich,  Oesterreich- 
Ungarn,  Japan  fehlen.    Die  Artikel  erfreuen  sich  durchweg  voller  Sach- 
lichkeit;  die  der  Raumersparnis  wegen  gebrauchten  Abkürzungen  sind 
leicht  verständlich ;  die  beigegebenen  Karten  genügen  bescheidenen  An- 
forderungen, -r. 


PI  enge,  Johannes ,  Wirtschaftsstufen  und  Wirtschaftsentwicklung. 
Sonderabdruck  aus  den  Annalen  für  soziale  Politik  und  Gesetz- 
gebung.    IV.  Band,  Heft  5.    Berlin,  Verlag  von  Julius  Springer,  1916. 

35  S.     8  0. 

Auf  der  Rückseite  des  Titels  dieses  Sonderdrucks  steht  zu  lesen: 
»Vor  Erscheinen  des  5.  Heftes  des  IV.  Bandes  der  Annalen  f.  soz. 
Politik  und  Gesetzgebung  als  Handschrift  gedruckt«,  und  es  wird  da- 
mit bewiesen,  wie  eilig  es  der  Verfasser  hatte,  sein  Pamphlet  unter 
die  Leute  zu  bringen.   Tatsächlich  scheint  es  auch  reichlich  verschickt 
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worden  zu  sein,  sogar  an  solche,  auf  welche  es  einen  dem  erwarteten 
entgegengesetzten  Eindruck  gemacht  hat;  denn  es  wurden  mir  alsbald 
entrüstete  Drucksachen  zugesandt,  in  denen  ich  gegen  die  Anwürfe  der 
Schrift  in  Schutz  genommen  war.  Trotzdem  habe  ich  mich  lange 
nicht  entschließen  können,  die  Zusendung  zu  lesen,  da  sie  auf  der 
ersten  Seite  den  Stempel  trug:  »Vom  Verfasser  überreicht«,  und  ich 
seit  dem  Januar  191 3  wußte,  was  mir  von  dieser  Seite  drohte.  Der 
Mann,  der  sich  früher  laut  und  in  hohen  Tönen  als  meinen  Schüler 
berühmte  (man  vergleiche  nur  die  Einleitung  seiner  1903  erschienenen 
Schrift:  »Das  System  der  Verkehrswirtschaft«)  und  mir  eine  Reihe  von 
Jahren  die  zärtlichste  Freundschaft  entgegengebracht  hatte,  war  seit 
Neujahr  19 13  als  mein  erbitterter  Feind  aufgetreten.  Wie  das  so  ge- 
kommen war,  will  ich  hier  nicht  auseinandersetzen;  es  könnte  daraus 
am  Ende  ein  Beitrag  zur  psychischen  Pathologie  einer  Spielart  aka- 
demischer Dozenten  werden;  nur  das  eine  sei  hier  gesagt,  daß  die 
langen  Schriftstücke,  welche  mir  im  Januar  19 13  durch  die  Post  zuge- 
stellt worden  waren,  mich  veranlaßt  hatten,  im  Interesse  meiner  Ge- 
sundheit die  weitere  Annahme  von  Zusendungen  Fienges  abzulehnen 
und  daß  in  Kenntnis  dieser  Anordnung  mir  die  in  der  Ueberschrift 
bezeichnete  Drucksache  mit  einer  von  fremder  Hand  herrührenden 
Aufschrift  auf  den  Tisch  geschmuggelt  worden  war,  nachdem  mir  durch 
einen  Artikel  der  »Deutschen  volkwirtschaftlichen  Korrespondenz«  vom 
14.  September  1915  ein  neuer  Racheakt  angedroht  worden  war. 

Diesen  sollte  ich  dadurch  verdient  haben,  daß  mir  ein  Artikel 
zugeschrieben  wurde,  durch  welchen  das  sozialdemokratische  Haupt- 
blätt  gegen  eine  mit  Unterstützung  von  Unternehmern  an  der  Universi- 
tät Münster  zu  gründende  »Unterrichtsanstalt  zur  Ausbildung  prakti- 
scher Volkswirte«  sich  ausgesprochen  hatte  ^).  Größenwahn  und  Ver- 
folgungswahn ersinnen  ja  manches,  wovon  ein  gesundes  Hirn  sich  nichts 
träumen  läßt,  und  warum  sollte  mir,  der  jeder  Niederträchtigkeit  fähig 
sein  sollte,  nicht  auch  Derartiges  zuzutrauen  sein?  Zu  einer  Erklä- 
rung, in  welcher  ich  die  Verfasserschaft  ablehnte,  konnte  ich  mich 
nicht  verstehen.  Sie  wäre  wohl  auch  nicht  geglaubt  worden.  Auch 
darauf  durfte  ich  mich  nicht  verlassen,  daß  ein  Mann,  dessen  Pflicht 
die  Ergründung  der  Wahrheit  ist,  von  der  Redaktion  leicht  die  Aus- 
sage erlangen  könnte,  daß  eine  bestimmte  Persönlichkeit  nicht  der 
Verfasser  sei.  So  ist  die  Sache  im  Dunkeln  geblieben,  und  auf  mich 
ist   der  Sturzregen   des    oben    bezeichneten  Pamphlets  herabgegangen. 

Wie  weit  dasselbe  unter  Fachgenossen  verbreitet  worden  ist,  weiß 
ich   nicht,    darf    aber    annehmen,    daß    die    beabsichtigte  Vernichtung 


i)  Nachträglich  finde  ich  noch  einen  längeren  Wutausbruch  mit  der  gleichen 
Verdächtigung  in  Plenges,  Schrift:  »Aus  dem  Leben  einer  Idee«  S.  124  fF.,  auf  die 
hier  noch  gebührend  aufmerksam  gemacht  sei. 
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gründlich  besorgt  sein  wird.  Da  die  Arbeit  überdies  jetzt  auch  in  den 
»Annalen  für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung«  publici  juris  geworden 
ist,  so  darf  ich  der  Zuschrift  eines  Kollegen,  die  mich  zu  einer  öffent- 
lichen Erklärung  veranlassen  will,  nicht  weiter  mit  der  Entschuldigung 
ausweichen,  daß  ich  Nützlicheres  zu  tun  habe,  als  mich  mit  Herrn 
Plenge  zu  befassen.  Ich  fühle  selbst,  daß  mein  Ruhe-  und  Reinlich- 
keitsbedürfnis nicht  mitsprechen  darf,  wo  ich  in  meiner  wissenschaft- 
lichen Ehre  angegriffen  bin.  Aber  ich  will  mich  von  vornherein  gegen 
jede  Abschweifung  auf  naheliegende  Gebiete  dadurch  sichern,  daß  ich 
die  Form  einer  gewöhnlichen  Buchbesprechung  wähle. 

Die  Schrift  beginnt  mit  einer  Wiederholung  des  Glaubenssatzes 
ihres  Verfassers,  daß  mit  dem  Jahre  1914  eine  neue  Wirtschafts-Epoche 
beginne ;  daraus  soll  sich  die  Aufgabe  ergeben,  die  gangbare  Theorie 
der  Wirtschaftsstufen  in  die  Zukunft  hinein  fortzusetzen.  Das  soll  durch 
eine  Reihe  von  acht  Aufsätzen  geschehen,  deren  Gegenstände  mitge- 
teilt werden.  Vorher  aber  »muß  der  zu  Unrecht  gewährte 
Ruhm  zerstört  werden,  der  einen  falschen  Namen 
mit  der  geltenden  Theorie  von  den  Wirtschaftsstufen 
als  den  ihres  Begründers  verbindet«.  Das  soll  heißen, 
daß  ich  die  zuerst  1893  in  meiner  »Entstehung  der  Volkswirtschaft« 
vorgetragene  Stufentheorie  nicht  selbst  erdacht,  sondern  dem  verstor- 
benen Gustav  Schönberg  abgestohlen  habe,  ohne  ihn  zu  nennen,  also 
die  Urheberschaft  dieser  Theorie  zu  Unrecht  in  Anspruch  nehme. 
Dies  soll  durch  Abdruck  von  Stellen  aus  den  1867  von  Schönberg  ver- 
öffentlichten Aufsätzen  »Zur  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  deutschen 
Zunftwesens  im  Mittelalter«,  die  sich  über  1^2  Bogen  hinziehen,  be- 
wiesen werden. 

Schon  von  anderer  Seite  ist  Plenge  gesagt  worden,  daß  auch  Schön- 
berg nicht  der  erste  ist,  der  die  von  ihm  a.  a.  O.  über  das  Mittelalter 
vorgetragenen  Gedanken  ausgesprochen  hat.  Aber  das  ist  hier  bedeu- 
tungslos und  soll  darum  nicht  weiter  untersucht  werden.  Was  aber 
nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  werden  kann,  ist  das:  Plenge  stand 
im  Jahre  1893  in  solchen  Beziehungen  zu  mir,  daß  er  die  Verhältnisse, 
auf  Grund  deren  mein  Buch  entstanden  ist,  genau  kennen  mußte. 
Hielt  er  mich  für  einen  Plagiator,  so  hätte  er  der  Wissenschaft 
einen  Dienst  geleistet,  wenn  er  dies  öffentlich  ausgesprochen  hätte. 
Statt  dessen  hat  er  zweiundzwanzig  Jahre  das  große  Geheimnis  für  sich 
behalten,  um  im  dreiundzwanzigsten  es  der  staunenden  Mitwelt  zu  ver- 
künden. Und  weiter!  So  ungern  man  auch  in  meiner  Lage  persön- 
lichen Erinnerungen  nachgeht,  so  muß  ich  doch  wohl  sagen,  daß  ich 
den  Leitern  der  Vorkurse  in  meinem  Seminar,  zu  denen  früher  auch 
Herr  Johann  Plenge  gehörte,  die  Abhandlungen  von  Schönberg  über  das 
mittelalterliche  Zunftwesen  immer  unter  denjenigen  Schriften  genannt 
habe,  von  denen  ich  wünschte,  daß  sie  von  den  Studierenden  gelesen 
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würden.  Zum  Ucberfluß  hat  dies  ein  ehemaliges  Seminarmitglied, 
dessen  Namen  mir  leider  unbekannt  geblieben  ist,  gleich  nach  dem 
Erscheinen  des  Plengesch&n  Pamphlets  öffentlich  bezeugt.  Sieht  das 
etwa  nach  Schuldbewußtsein  aus?  Und  noch  ein  Stück  weiter  muß 
ich  gehen.  Würde  Herr  Plenge  selbst  die  Schöiibergsch^n  Aufsätze  in 
Band  IX  der  Hildebrandschen  Jahrbücher  jemals  zur  Hand  genommen 
haben,  wenn  er  nicht  von  mir  auf  sie  aufmerksam  gemacht  worden  wäre  ? 

Daß  ich  niemals  irgendwelche  Erfinderehren  in  Anspruch  genom- 
men habe,  verschweigt  er.  Und  doch  konnte  er  aus  meinen  Vorle- 
sungen oder  Uebungen  meine  Ansicht  über  das  Wesen  aufbauender 
wissenschaftlicher  Arbeit  kennen.  Jede  allgemeine  Wahrheit  macht 
eine  gewisse  Inkubationsdauer  durch,  in  der  ihre  Teile  stückweise  in 
einzelnen  aufdämmern.  Wenn  aber  die  Zeit  ihrer  Reife  gekommen  ist, 
dann  muß  sie  ausgesprochen  werden,  einerlei  wer  es  tut.  Der  die 
disjecta  membra  zu  einem  planvollen  Ganzen  vereinigt,  mag  außer 
einiger  Kombinationsgabe  wenig  Verdienst  haben.  Hindern  wird  er 
nicht  können,  daß  er  für  die  Theorie  in  Anspruch  genommen,  daß  sie 
nach  ihm  benannt  wird.  Und  er  darf  das  »Verdienst«,  das  ihm 
von  den  Fachgenossen  zuerkannt  wird,  sich  ruhig  gefallen  lassen.  Der 
Menschen  sind  nicht  viele,  die  große  Zusammenhänge  durchzudenken 
und  wirkungsvoll  darzustellen  wissen. 

So  ist  es  auch  mit  der  Lehre  von  den  Wirtschaftsstufen.  Hätte 
ich  sie  nicht  1893  vorgetragen,  so  wäre  sie  sicher  inzwischen  von 
anderer  Seite  aufgestellt  worden.     Sie  lag  in  der  Luft. 

Zu  allem  Ueberflusse  habe  ich  mein  Verhältnis  zur  Sache  schon 
1893  in  einem  Schreiben  an  den  Herausgeber  des  »Jahrbuchs  für  Ge- 
setzgebung, Verwaltung  und  Volkswirtschaft«  öffentlich  ausgesprochen. 
Es  ist  im  Jahrg.  XVIII  der  genannten  Zeitschrift,  S.  319  f.  abgedruckt 
und  soll  hier  in  den  Hauptstellen  wiederholt  werden,  weil  es  doch 
nicht  genügend  beachtet  zu  sein  scheint.     Es  lautet: 

Hochverehrter  Herr  Kollege  !  In  der  Besprechung  meiner  »Entstehung  der 
Volkswirtschaft«,  welche  Sie  im  letzten  Hefte  Ihres  Jahrbuchs  veröffentlicht  haben, 
machten  Sie  mir  den  Vorwurf,  daß  ich  im  ersten  meiner  Vorträge  Ihren  Versuch 
der  Aufstellung  wirtschaftlicher  Entwickelungsstufen  nicht  erwähnt  habe,  obwohl 
mein  eigner  Versuch  in  den  Namen  teilweise  mit  dem  Ihrigen  übereinstimmt.  Sie 
suchten  Ihr  geistiges  Eigentum  an  der  »Klassifikationsreihe:  Dorfwirtschaft,  Stadt- 
wirtschaft, Territorialwirtschaft,  Volkswirtschaft«  durch- Erwähnung  der  Stellen,  an 
denen  Sie  dieselbe  zuerst  vorgetragen  haben,  zu  wahren  und  müssen  dadurch  in 
dem  Leser  den  Glauben  erwecken,  daß  meine  eigne  Entwicklungsreihe :  Hauswirt- 
schaft, Stadtwirtschaft,  Volkswirtschaft  der  Ihrigen  entlehnt  ist  und  besten  Falls, 
wie  Sie  das  selbst  nennen,  bloß  als  eine  »Verbesserung  Ihrer  Theorie«  bezeichnet 
werden  können. 

Ich  bezweifle  keinen  Augenblick,  daß  Sie  Ihre  Prioritätsansprüche  optima  fide 
erheben.     Allein  ich  kann    nicht    zugeben,    daß  Sie  darin  im  Rechte  sind.     Meine 
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AufFassung  der  Wirtschaft  der  antiken  Vüllcer  als  eines  Aggregats  »geschlos- 
sener H  au  swirtschaften«  habe  ich  bereits  1874  in  den  »Aufständen  der 
unfreien  Arbeiter«  S.  13  entwickelt.  Ueber  die  Stadtwirtschaft  habe  ich 
zwei  Jahre  später  in  einem  Aufsatz  gehandelt,  der  in  den  Nummern  50  und  51 
des  Jahrgangs  1876  der  damals  von  Guido  Weiss  herausgegebenen  Wochenschrift 
»Die  Wage«  unter  meinem  Namen  veröffentlicht  ist.  Ich  habe  dort  S.  787  zur 
Charakterisierung  der  »Stadtwirtschaft«  ganz  ähnliche  Ausdrücke  gebraucht,  wie 
1S74  zur  Charakterisierung  der  »geschlossenen  Hauswirtschaft«,  um  auch  äußerlich 
zu  erkennen  zu  geben,  daß  es  sich  um  eine  Entvvicklungs  reihe  handle.  Die 
weiteren  Glieder  dieser  Reihe  sind  ebenfalls  an  der  bezeichneten  Stelle  deutlich 
angegeben :  vor  der  Stadtwirtschaft  die  Wirtschaft  der  Dorfgenos- 
senschaft oder  Mark  gemeinde,  nach  ihr  die  moderne  Volks- 
wirtschaft. 

Sie  werden  daraus  erkennen,  daß  ich  bereits  1876,  also  drei  Jahre  vor  dem 
Erscheinen  Ihres  »Tucherbuches«,  in  dem  Sie  nach  Ihrer  eignen  Angabe,  die 
ersten  Andeutungen  über  Ihre  Auffassung  machten,  mir  die  Entwicklungsstufen- 
reihe: Hauswirtschaft —  Dorfwirtschaft —  Stadtwirtschaft  —  Volkswirtschaft  kom- 
biniert hatte,  eine  Reihe,  die  mit  der  von  Ihnen  später  vorgetragenen  noch  ein 
Glied  mehr  gemeinsam  hat,  als  diejenige,  welche  ich  heute  vertrete.  Sie  werden 
auch  leicht  sich  überzeugen  können,  daß  der  Sinn,  den  ich  damals  mit  den  ge- 
nannten Ausdrücken  verband,  Ihrer  Auffassung  noch  weit  näher  stand,  als  es  mit 
der  Darstellung  in  meiner   »Entstehung  der  Volkswirtschaft«   der  Fall  ist. 

Die  17  bez.  19  Jahre,  welche  von  der  ersten  Aussprache  meiner  Ansicht  bis 
zum  Erscheinen  meines  letzten  Buches  verflossen  sind,  habe  ich  an  dem  Gegen- 
stande natürlich  weitergearbeitet.  Meine  jetzige  Auffassung  habe  ich  schon  an 
verschiedenen  Stellen  meiner  »Bevölkerung  von  Frankfurt«  (z.  B.  I,  S.  499)  ver- 
treten, und  so  lange  ich  akademischer  Lehrer  bin,  habe  ich  in  der  Einleitung  meiner 
Vorlesung  über  allgemeine  Volkswirtschaftslehre  eine  Darstellung  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Entwicklung  gegeben,  die  sich  an  die  Kategorien  Haus-,  Stadt-  und 
Volkswirtschaft  anschloß.  Es  ist  mir  aber  niemals  in  den  Sinn  gekommen,  mich 
für  den  ersten  Urheber  dieser  Begriffe,  bez.  Kunstausdrücke  zu  halten  oder  aus- 
zugeben. 

Wollen  Sie  sich  die  Mühe  nehmen,  die  oben  angeführte  Stelle  meiner  volks- 
wirtschaftlichen Erstlingsschrift  aufzuschlagen,  so  werden  Sie  bemerken,  daß  ich 
die  Worte  »geschlossene  Hauswirtschaft«  zwischen  Anführungszeichen  habe  drucken 
lassen,  um  zu  zeigen,  daß  es  sich  um  einen  bereits  rezipierten  terminus  technicus 
handelte.  Ich  hatte  ihn  in  der  jetzt  wohl  vergessenen  Schrift  von  Ernst  Becher, 
»Die  Arbeiterfrage«,  S.  1 1  gefunden,  und  er  hatte  mir  besser  gefallen  als  das  von 
Rodbertus  gebrauchte  »Oikenwirtschaft«.  Ebenso  war  Wort  und  Begriff  der  »S  tad  t- 
wirtschaft«  längst  vorhanden,  ehe  Einer  von  uns  darüber  schrieb.  G.  Schönberg 
hatte  in  Hildebrands  Jahrbüchern,  Bd.  IX,  S.  14  schon  1867  die  Stadtwirtschaft 
der  Volkswirtschaft  gegenübergestellt  und  das  W^esen  der  ersteren  als  einer  öko- 
nomischen Entwicklungsstufe  vortrefflich  dargelegt,  und  ich  hatte  mich  1876  in 
der  »Wage«  pflichtschuldig  auf  ihn  bezogen. 

Sie  sehen,  hochverehrter  Herr  Kollege,  in  einem  etwaigen  Prioritätsstreite 
würden  unsere  beiderseitigen  Ansprüche  auf  die  Glieder  der  Stufenreihe,  in  denen 
wir  übereinstimmen,  von  dem  unparteiischen  Richter  abgewiesen  werden  müssen. 
Wir  haben  beide  kein  Recht  daran  und    sind    vor  unserem    wissenschaftlichen  Ge- 
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wissen  verpflichtet,  anderen  die  Erfinderehre  zu  lassen ,  was  ich  meinerseits  mit 
frohem  Herzen  tue.  Auf  den  Begriff  der  »Dorfwirtschaft«  hätte  ich  eigentlich, 
wie  oben  gezeigt,  ein  älteres  Recht;  aber  ich  verzichte  gern  darauf,  weil  ich 
diesen  Begriff  jetzt  für  falsch  konstruiert  und  für  wissenschaftlich  bedeutungslos 
halte.  Der  Begriff  der  »Territorialwirtschaft«  ist  Ihr  unbestrittenes  Eigentum,  und 
ich  habe  das  Neue,  das  Sie  darüber  vorgetragen,  rückhaltlos  durch  das  Zitat  auf 
S.  70  meiner  Schrift  anerkannt,  obwohl  ich  über  diesen  Begriff  sonst  ähnlich  ur- 
teile, wie  über  den  der  »Dorfwirtschaft«.  Ebenso  habe  ich  bezüglich  der  »Haus- 
wirtschaft« die  Verdienste  von  Rodbertus  nach  Gebühr  gewürdigt,  und  wenn  sich 
jemand  über  mich  zu  beklagen  hätte,  so  wäre  es  vielleicht  Kollege  Schönberg,  den 
ich  in  der  »Entstehung«  nicht  mehr  genannt  habe. 

Schließlich  kann  ich  nicht  umhin,  daran  zu  erinnern,  daß  die  Namen  Haus-, 
Stadt-  und  Volkswirtschaft  für  meine  Stufentheorie  völlig  belanglos  sind  und  daß 
dies  durch  den  Vorschlag  zweier  anderer  Reihen  von  Benennungen:  i)  Eigenpro- 
duktion —  Kundenproduktion  —  Warenproduktion ;  2)  tauschlose  Wirtschaft  — 
Wirtschaft  mit  direktem  Austausch  —  Wirtschaft  mit  Güterumlauf   angedeutet  ist, 

Leipzig,  den  4.  November  1893. 

K.  Bücher. 

Auch  dieses  Schreiben  war  Herrn  Plenge  bekannt,  wie  aus  S.  528 
seiner  Abhandlung  aufs  klarste  hervorgeht.  Trotzdem  sucht  er  den 
Anschein  zu  erwecken,  als  ob  meine  Aufstellungen  in  der  »Entstehung 
der  Volkswirtschaft«  dem  Schö'nbergschen  Aufsatze  von  1867  entnommen 
seien.  Zu  dem  Ende  sucht  er  aus  Schönbergs  Aufsatze  alle  Stellen  zu- 
sammen, in  welchen  über  die  Wirtschaftsverhältnisse  des  Altertums, 
des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  gehandelt  wird,  läßt  sie  in  der  Reihen- 
folge: Hauswirtschaft,  Stadtwirtschaft,  Volkswirtschaft  nach  einander 
drucken  und  macht  dadurch  den  Leser  glauben,  daß  Schönberg  bereits 
eine  der  meinen  analoge  Stufentheorie  gehabt  habe.  Ich  soll  diese 
»in  keinem  wesentlichen  Punkte  geändert  und  nichts  für  die  Theorie 
als  solche  Wesentliches  hinzugebracht«  haben.  -»Schönberg  hat  die 
eigentlichen  Gedanken  gehabt,  und  Schönberg  hat  die  Ueberlegenheit 
des  scharfen  eindringenden  Theoretikers.«  »Daß  Bücher  Schönberg 
kennt,  ist  zweifellos.  Ebenso  zweifellos  ist,  daß  er  das  Vorbild  Schön- 
bergs niemals  deutlich  hervorgehoben  hat.« 

Der  letzte  Satz,  der  mir  ein  bewußtes  Verschweigen  von  Schönbergs 
Verdiensten  andichtet,  enthält,  wie  das  oben  aus  Schmollers  Jahrbuch 
abgedruckte  Schreiben  zeigt,  eine  Unwahrheit.  Allerdings  spricht  das- 
selbe nur  von  der  Stadt  Wirtschaft  als  Schönbergs  Eigentum; 
seine  Ansichten  über  die  Hauswirtschaft  hatte  dieser  ja  selbst  Rod- 
bertus entnommen.  Und  was  die  Hauptsache  ist :  Schönberg  war  sich 
gar  nicht  bewußt,  die  Glieder  einer  zusammenhängenden  Stufenreihe 
in  der  Hand  zu  haben;  er  hatte  nur  Zustandsschilderungen  geben 
wollen,  die  zu  einander  in  Gegensatz  gebracht  werden  konnten.  Daß 
er  sich  später,   als  er  in  seinem  Handbuche  über  Wirtschaftsstufen  zu 
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reden  hatte,  an  Friedr.  List  anschloß  und  neben  andern  auch  die  von 
mir  vertretene  Stufentheorie  nannte,  ist  nicht  so  zu  erklären,  daß  er 
sich  seiner  eignen  Jugendtheorie  nicht  mehr  erinnerte.  Er  hatte  eine 
solche  überhaupt  niemals  besessen. 

Darum  bleibt  ihm  doch  das  Verdienst,  den  Erscheinungskreis  der 
mittelalterlichen  Stad  t  wir  tscha  ft  als  einen  eigenartigen  erkannt 
und  klar  herausgearbeitet  zu  haben.  Aber  wem  wäre  dieser  je  entgangen, 
der  sich  einmal  ernstlich  mit  mittelalterlicher  Wirtschaft  beschäftigt  hat? 
Als  ich  meine  »Entstehung  der  Volkswirtschaft«  schrieb,  waren  diese 
Gedanken  so  sehr  Gemeingut  aller  Wirtschaftsforscher,  daß  ich  sie 
einfach  hinstellte,  ohne  daran  zu  denken,  daß  Aehnliches  einmal  auch 
von  Schönberg  ausgesprochen  worden  war,  dessen  Aufsätze  ich  kurz 
nach  ihrem  Erscheinen,  und  zwar  mit  großer  Anregung,  gelesen  und 
bereits  in  einer  Abhandlung  aus  dem  Jahre  1876  zitiert  hatte.  Wenn  jetzt 
Plenge  die  Sache  so  darstellt,  als  ob  Schmoller  und  ich  uns  bloß  der 
»herrenlos  gewordenen«  Theorie  Schönberg?,  bemächtigt  hätten,  um  da- 
mit unseren  eignen  »Ruhm«  zu  nähren,  so  ist  das  eine  schwere  Ehren- 
kränkung, die  weder  der  Verfasser  der  »Straßburger  Tucherzunft«  noch 
derjenige  der  »Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  XIV.  und  XV.  Jahr- 
hundert« sich  sollten  gefallen  lassen  müssen.  Hat  sich  denn  der 
Pamphletist  niemals  die  Frage  gestellt,  wie  es  kommt,  daß  in  einer 
Zeit,  wo  alles  nach  Zusammenfassung  hungerte,  nach  einem  Wege,  der 
durch  den  wilden  Urwald  disparater  Einzelerscheinungen  hindurch- 
führte, nach  wirklicher  Beherrschung  der  wirtschaftsgeschichtlichen 
Stoffmassen,  eine  Stufentheorie,  wie  er  sie  Schönberg  zuschreibt,  platt 
zu  Boden  fallen,  spurlos  verpuffen  konnte.  Nicht  daß  ihr  vermeint- 
licher Urheber  sie  vergessen  hatte,  wäre  das  Merkwürdige ;  ein  viel 
größeres  Rätsel  bliebe  es,  daß  das  Heer  emsiger  Arbeiter,  welches  die 
historische  Nationalökonomie  in  dem  auf  1867  folgenden  Menschen- 
alter gezüchtet  hat,  achtlos  die  Perle  auf  der  Straße  liegen  lassen 
konnte.  Freilich  wer  die  künstlich  von  Plenge  zusammengruppierten 
Sätze  aus  Schönbergs.  Abhandlungen  liest,  dem  wird  das  Rätsel  alsbald 
enthüllt.  Schönberg  hatte  nur  für  die  mittelalterliche  Stadtwirtschaft 
die  Höhe  klarer  Erkenntnis  gewonnen ;  was  er  über  die  beiden  andern 
Wirtschaftsstufen  gesagt  hatte,  war  im  Zwielicht  nebelhafter  Unbe- 
stimmtheit geblieben  und  konnte  darum  auch  kein  Leben  gewinnen. 
Mumie  bleibt  Mumie,  mag  sie  in  50  oder  3000  Jahren  ausgegraben 
werden.  Wäre  mir  aber  1893  gelungen,  dieses  Leben  zu  wecken,  so 
wäre  das  an  sich  schon  eine  Leistung,  deren   ich   mich  freuen  dürfte. 

Gewiß  ist  nicht  gesagt,  daß  ich  Schönberg  abgeschrieben  habe. 
Das  wäre  ja  auch  für  die  Fachgenossen,  welche  die  beiderseitigen  Dar- 
stellungen vergleichen  können,  einfach  lächerlich  gewesen.  Am  Schlüsse 
wird  mir  sogar  »ein  Fall  unbewußter  Rückerinnerung«  zugebilligt.  Aber 
vorher  ist  gesagt,  ich  hätte  >> Schönberg  in  keinem  wesentlichen  Punkte 
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geändert«,  nichts  »für  die  Theorie  als  solche  Wesentliches  hinzu- 
gebracht«; Schönberg  habe  die  »eigentlichen  Gedanken«  gehabt. 
Auch  Schmoller  wird  eine  »Wiederaufnahme  der  Schönberg%c\^&ci 
Theorie«  nachgesagt,  die  er  bloß  »äußerlich  verändert«  habe 
(S.  529).  Darin  liegt  doch  die  Unterstellung,  daß  wir  fremdes  geistiges 
Eigentum  uns  angeeignet  hätten  unter  teilweiser  Verwischung  der 
Spuren,  kurz  eine  Verdächtigung,  die  auf  eine  verwerfliche  Gesinnungs- 
und Handlungsweise  hindeutet.  Es  soll  Schönberg  das  zugesetzt  werden, 
was  uns  genommen  wird,  nachgewiesen  werden,  daß  wir  es  zu  Unrecht 
besitzen.  Ja  mir  selbst  wird  nachgesagt,  daß  ich  mit  den  Schönberg- 
schen  Ideen  wie  ein  Stümper  hantiert  habe.  Schönberg  habe  die  Stufen- 
theorie »mit  größerer  Klarheit  ausgesprochen«  (S.  502),  wobei  es  dann 
seltsam  anmutet,  einige  Zeilen  weiter  zu  lesen,  ein  »Gedankenkeim« 
Schönbergs  habe  sich  bei  mir  »weiter  entwickelt«.  Während  ich  also 
auf  der  einen  Seite  Schönberg  nicht  habe  erreichen  können,  soll  ich 
auf  der  anderen  über  ihn  hinausgekommen,  auf  jeden  Fall  aber  von 
ihm  abhängig  sein. 

Die  Schrift  schließt  mit  den  Worten:  »Es  bleibt  auf  jeden  Fall 
ein  psychologisch  merkwürdiges  Kapitel  aus  der  Geschichte  der  Wis- 
senschaft, wie  eine  Theorie  von  so  grundlegender  Bedeutung  auftau- 
chen und  wieder  verschwinden  konnte  und  wie  sie  zu  Lebzeiten  des 
Entdeckers,  ohne  daß  er  sich  rührte,  als  selbständige  Theorie  bei  zwei 
Männern  wieder  auftauchen  konnte,  die  beide  infolge  der  besonderen 
Richtung  ihrer  Studien  auf  die  mittelalterliche  Gewerbegeschichte  die 
erste  Fassung  der  Theorie  einmal  besonders  eingehend  durchgearbeitet 
haben  müssen.«  Sollte  sich  dieses  vermeintliche  »Rätsel«  nicht  anders 
lösen  lassen,  als  durch  den  Hinweis  auf  die  zu  frühe  Berufung  Schön- 
bergs auf  einen  Lehrstuhl  und  die  verflachende  Wirkung  eines  ausge- 
dehnten Lehrbetriebs?  Genug,  daß  Schönberg  selbst  an  einer  Stelle 
Schnioller  und  mich  zitiert,  wo  von  den  Wirtschaftsstufen  die  Rede  war, 
ohne  sich  des  Gedankendiebstahls  bewußt  zu  werden,  den  wir  doch  in 
den  von  ihm  zitierten  Arbeiten  an  ihm  müßten  begangen  haben,  wenn 
das  Flengesche  Pamphlet  Recht  hätte.  Lebte  er  noch,  so  würde  er 
wohl  über  die  ihm  von  Münster  aus  zuteil  gewordene  »Ehrenrettung« 
recht  erstaunt  sein. 

Die  Schrift  Plenges  schließt  merkwürdig  kleinlaut.  Nachdem  in 
ihrem  Eingang  als  ihr  Zweck  bezeichnet  worden  war,  »den  zu  Un- 
recht gewährten  Ruhm  zu  zerstören«,  der  Theorie  von  den 
Wirtschaftsstufen  den  »falschen  Namen«,  unter  dem  manche  sie 
benennen,  von  der  Stirne  zu  reißen,  nachdem  für  die  Behauptung  des 
Plagiats  der  Beweis  durch  eine  künstliche  Gruppierung  Schönbergschev 
Aussprüche  zu  erschleichen  versucht  und  nachdem  über  viele  Seiten 
durch  zweideutige  und  unzweideutige  Wendungen  die  Unterstellung  der 
dolosen   Aneignung    fremden    Eigentums    aufrechterhalten    worden    ist. 
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mutet  CS  seltsam  an,  am  Schlüsse  die  Möglichkeit  einer  »unbewuß- 
ten Rückerinnerung«  zugegeben  zu  finden.  Aber  auch  dieses 
verspätete  Zugeständnis  wird  gleich  darauf  wieder  teilweise  zurückge- 
nommen durch  den  Hinweis  auf  Schfnoller<,  und  meine  Studienrichtung, 
vermöge  deren  wir  beide  Schönberg?,  »erste  Fassung  der  Theorie  ein- 
mal besonders  eingehend  durchgearbeitet  haben  müßten«. 

Wer  selbst  keine  eignen  Gedanken  hat,  mag  ja  wohl  auf  die  Vor- 
stellung kommen,  daß  in  der  Wissenschaft  immer  einer  vom  andern 
abschreibt  oder,  wie  jener  alte  Frankfurter  Bibliothekar  mir  einmal  vor 
langen  Jahren  sagte,  aus  zehn  Büchern  ein  elftes  macht.  Daß  mehrere, 
die  sich  ernstlich  mit  dem  gleichen  Gegenstande  beschäftigen,  auch 
auf  dieselben  Wahrheiten  stoßen  müssen,  ist  einem  solchen  Manne 
nicht  begreiflich  zu  machen.  Wenn  es  ihm  nach  ginge,  wäre  es  ver- 
boten, dieselben  Gedanken  zu  haben  oder  drucken  zu  lassen,  die  andere 
schon  einmal  gehabt  haben.  Als  ich  meine  »Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft« niederschrieb,  habe  ich  mir  nicht  viel  Sorge  gemacht  um 
die  Art,  wie  meine  Erkenntnisse  gewonnen  worden  waren.  Ich  habe 
einfach  schriftlich  wiedergegeben,  was  ich  seit  Jahren  in  meinen  Basler 
Vorlesungen  gelehrt  hatte.  Als  dann  Schmoller  Prioritätsansprüche  er- 
hob, habe  ich  in  meinem  Gedächtnisse  nach  Autoren  gekramt,  bei 
denen  ich  früher  einmal  Aehnliches  gelesen  hatte  und  diese  in  einer 
öffentlichen  Erklärung  genannt,  ohne  nachzuforschen,  ob  sie  gerade 
die  ersten  gewesen  waren,  welche  dergleichen  gesagt  hatten.  Den  Be- 
griff der  Hauswirtschaft  hatte  ich  bei  Becher  gefunden,  nicht  bei  Rod- 
bertns,  den  ich  noch  recht  wenig  kannte ,  den  Begriff  der  Stadtwirt- 
schaft bei  Schönberg,  den  ich  früher  einmal  dafür  zitiert  hatte.  Das 
waren  wichtige  Stücke  meiner  Theorie,  die  man  schon  in  der  Hand 
gehabt  hatte.  »Fehlte  leider  nur  das  geistige  Band.«  Aber  ich  durfte 
doch.  Schmoller  sagen:  »In  einem  Prioritätsstreit  würden  unsere  beider- 
seitigen Ansprüche  auf  die  Glieder  der  Stufenreihe,  in  denen  wir  über- 
einstimmen, von  dem  unparteiischen  Richter  abgewiesen  werden  müssen. 
Wir  haben  beide  kein  Recht  daran  und  sind  in  unserem 
wissenschaftlichen  Gewissen  verpflichtet,  anderen 
die  Erfinderehren  zu  lassen«  (Jahrbuch,  S.  319).  Und  dem 
hatte  auch  Schmoller  in  seinem  Nachworte  zu  meiner  Erklärung  im 
ganzen  zugestimmt. 

Nun  kommt  in  dieser  schweren  Kriegszeit,  die  schon  so  manchen 
zur  inneren  Einkehr  gebracht  hat,  ein  Mann,  der  eingestandenermaßen 
diese  Erklärung  kannte,  um  mir  zu  nehmen,  worauf  ich  niemals  einen 
Anspruch  erhoben  habe  und  was  ich  nie  habe  besitzen  wollen.  Da 
fällt  es  schwer,  noch  guten  Glauben  anzunehmen,  und  das  ist  das 
Traurige  an  der  Sache.  Ja  noch  mehr!  Ich  erinnere  mich  deutlich, 
Plenge  einst  gesagt  zu  haben,  wie  schade  es  sei,  daß  Schönberg  in  seiner 
späteren  Entwicklung   nicht  gehalten   habe,    was    er    in    seiner  Jugend 
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versprochen  habe.  Seine  erste  Schrift  sei  seine  beste  geblieben.  Das 
muß  ich  nun  fast  wörtlich  in  der  hier  zu  besprechenden  Schrift  lesen, 
gleich  als  ob  es  dem  Verfasser  auf  eignem  Grunde  gewachsen  wäre. 
Aber  das  ist  wohl  schon  manchem  passiert,  daß  er  mit  seinem  eignen 
Oele  beträufelt  worden  ist.  Wozu  treibt  nicht  ein  ungezügeltes  Na- 
turell die  Menschen,  die  immer  neidvoll  den  Blick  auf  das  gerichtet 
halten,  was  andere  vermeintlich  besitzen  und  es  ihnen  nehmen  zu 
müssen  glauben,  anstatt  selbst  zu  leisten,  wozu  ihre  Kräfte  sie  be- 
fähigen und  selbstlos  den  Worten  des  alten  Matthias  Claudius  zu 
folffen,  der  an  seinen  Sohn  schrieb:  »Tue  was  des  Lohnes  wert  ist 
.und  begehre  keinen.«  Die  Bibel  sagt,  daß  sie  ihren  Lohn  dahin  haben, 
und  an  einer  anderen  Stelle  steht  in  ihr  zu  lesen:  »Niemand  kann 
seiner  Größe  eine  Elle  zusetzen.«  Persönliche  Anfechtungen  kann  ich 
still  ertragen;  sie  gehen  keinen  Dritten  an.  Wer  aber  in  der  Wissen- 
schaft meinen  guten  Namen  antastet,  gegen  den  muß  ich  mich  zur 
Wehre  setzen.  Und  wenn  der  Mann  Lehrer  der  Jugend  an  einer 
deutschen  Universität  ist,  so  darf  ich  erst  recht  keine  Rücksichten 
kennen. 

Leipzig,  im  November  1916. 

Karl   Bücher. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Vier kandt,  Prof.  ür.  Alfred,  Staat  und  Gesellschaft  in  der 
Gegenwart.  Eine  Einführung  in  das  staatsbürgerliche  Denken  und  die 
politische  Bewegung  unserer  Zeit.  Leipzig,  Quelle  &  Meyer,  1916. 
162  S.     8".     geb.    M.   1.25.     (»Wissenschaft    und    Bildung«,    Bd.  132.) 

Bauch,  Prof.  Dr.  Bruno,  Vom  Begriff  der  Nation.  Ein  Ka- 
pitel zur  Geschichtsphilosophie.  Vortrag.  Berlin,  Reuther  &  Reichard, 
1916.     39  S.     8». 

G  ie,  Dr.  S.  F.  N.,  Die  Kandidatur  Ludwigs  XIV.  bei  der  Kaiser- 
wahl  vom  Jahre  16^8  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Vorge- 
schichte. Berlin,  Dr.  Walther  Rothschild,  1916.  108  S.  8".  M.  3.20, 
Subskriptionspreis  M.  2.60.  (Abhandlungen  aus  der  mittleren  und 
neueren  Geschichte,  hrsg.  von  Below,  Finke,  Meinecke,   Heft  61.) 

Mayer,  Dr.  Edtiard  Wilhelm,  Das  Retablissement  Ost-  ^md 
Westpreußens  unter  der  Mitwirkttng  und  Leitung  Theodor  von  Schöns. 
Jena,  G,  Fischer,  igi6.  124  S.  8°.  M.  3.60.  (Schriften  des  Instituts 
für  ostdeutsche  Wirtschaft  in  Königsberg  i.  Pr.,  Heft  i.) 

Recht,  Verwaltung  und  Politik  im  Neuen  Deutschland,  hrsg.  von 
Dr.  A.  Bozi  und  Dr.  Hugo  lieinemann.  Stuttgart,  Ferd.  Enke, 
19 16.    403  S.    80.     M.  6.—,  kart.  M.  6.50. 

Fried,  Dr.  Alfred  H.,  Die  Grundlagen  des  ursächlichen  Pazi- 
fismus. 2.,  vermehrte  Auflage.  Zürich,  Inst.  Orell  Füßli,  1916.  64  S. 
8".     Fr.  1.20. 

Giese,  Dr.  Fritz,  Jugendhandbuch  der  Menschenkunde.  Langen- 
salza, Wendt  &  Klauwell,  191 6.    95  S.    8°.     M.  2. — . 

S  c  hwink  ow  s  ki ,  W.,  Die  Reichsmi'mzreformbestrebungen  in  den 
Jahren  i6Ö^ — löyo  und  der  Vertrag  von  Zinna.  Mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  obersächsischen  Münz-  und  Geldgeschichte.  Stutt- 
gart, W.  Kohlhammer,  1916.     87  S.     8°.     M.  2.20. 

Kai n dl,  Dv.  P.  F.,  Polen.  Mit  einem  geschichtlichen  Ueberblick 
über  die  polnisch-ruthenische  Frage.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1916. 
109  S.     kl.  8^     geb.  M.  1.25.     (»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  547.) 
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Krattse,  Patil  R.,  Die  Türkei.  Mit  2  Karten.  Leipzig,  B.  G. 
Teubner,  1916.  136  S.  8^.  geb.  M.  1.25.  (»Aus  Natur  und  Geistes- 
welt« 469.) 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Triepel,  Prof.  Dr.,  Die  Zukunft  des  Völkerrechts.  Vortrag.  Leipzig, 
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ENGLANDS   KRIEGSERKLÄRUNG   UND    DER 
WIRTSCHAFTSKRIEG. 

Von 

H.  F.  CROHN. 

Nachdem  der  Kampf,  den  unsere  Waffen  aiisfechten,  nun- 
mehr zwei  Jahre  gedauert  hat,  müssen  wir  imstande  sein,  den 
richtigen  Gesichtswinkel  zu  finden  für  die  wichtigsten  der  durch 
ihn  ausgelösten  Probleme,  besonders  aber  auch  für  die  Fragen 
realpolitischer  Natur,  deren  Lösung  die  Geschichte  von  uns  in 
kürzester  Zeit  fordern  wird. 

Der  Einfluß,  der  die  stärkste  Wirkung  auf  die  Gestaltung 
der  Zukunft  Deutschlands  ausüben  wird,  ist  unser  Verhältnis  zu 
England.  In  diesem  Reiche  verkörpert  sich  die  Stärke  der  gegen 
uns  verbündeten  Koalition;  ihm  haben  es  unsere  Feinde  zu  danken, 
daß  aus  ihren  anfangs  ohne  Zusammenhang  kämpfenden  Heeres- 
massen eine  festgefügte  Einheit  wurde,  die  an  physischer  Stärke 
der  unseren  gleichwertig  ist,  wenn  auch  unebenbürtig  an  Kraft 
der  Idee.  Aber  von  noch  größerer  Bedeutung  für  uns  wird  der 
englische  Einfluß  nach  dem  Kriege  sein;  er  wird  die  wesentlichste 
Rolle  in  allen  Erwägungen  und  Handlungen  des  Deutschen  Reiches 
spielen.  Die  Stärke  Englands  werden  wir  als  Maßstab  anlegen, 
um  die  Höhe  der  eigenen  Stärke  zu  bestimmen ;  seine  äußere 
Politik  wird  entscheidend  für  die  Wege  sein,  die  unsere  Diplo- 
maten gehen  werden.  Wollen  wir  Anteil  nehmen  an  der  Lösung 
der  Aufgaben,  die  uns  durch  diese  Konstellation  erwachsen  wer- 
den, so  müssen  wir  als  erste  Pflicht  einen  ernsten  Versuch  machen, 
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ZU  einer  richtigen  Beurteilung  unseres  Gegners  zu  gelangen.  Vor 
allem  aber  wollen  wir  zu  erkennen  suchen,  inwieweit  seine  inner- 
politische und  wirtschaftliche  Aktivität  vor  dem  Kriege  von  un- 
mittelbarem oder  mittelbarem  Einfluß  auf  seine  Beziehungen  zu 
uns  war  und  in  Zukunft  sein  wird.  Unsere  Aufgabe  ist  also  eine 
zweifache ;  erstens  haben  wir  zu  untersuchen ,  welches  der 
Grund  war,  der  England  bewog,  sich  dem  Kriege  gegen  uns  an- 
zuschließen ;  zweitens  werden  wir  uns  ein  Bild  zu  machen  haben, 
wie  das  Staatswesen  gestaltet  sein  wird,  mit  dem  wir  nach  dem 
Kriegfe  in  solch  hohem  Maße  zu  rechnen  haben  werden. 

Wenn  sich  eine  große,  ihrer  geschichtlichen  Verantwortlich- 
keit sich  bewußte  Nation  dazu  entschließt,  in  einen  Krieg  einzu- 
treten, so  werden  es  mancherlei  Gründe  und  Erwägungen  sein, 
die  sie  zu  ihrem  Entschluß  führen.  Man  darf  aber  w^ohl  anneh- 
men, daß  ein  Hauptmotiv  ihre  Entschließungen  lenken  und  als 
ausschlaggebender  Faktor  in  Erscheinung  treten  wird. 

Wir  kennen  die  wichtige  Rolle,  die  nationale  Aspirationen 
und  persönlicher  politischer  Ehrgeiz  in  Frankreich  und  Rußland 
gespielt  haben.  Im  Falle  von  England  aber  ist  man  bisher  bei 
uns  zu  einer  einheitlichen  Beurteilung  nicht  gelangt.  Jede  ein- 
zelne Partei  hat  je  nach  ihrer  eigenen  politischen  Auffassung  die 
Frage  der  Beweggründe  Englands  in  ihrer  eigenen  Weise  zu  deu- 
ten gesucht,  und  das  Gesamturteil  der  öffentlichen  Meinung  hat 
während  der  Dauer  des  Krieges  mancherlei  Aenderung  erfahren. 

Es  soll  daher  unsere  Aufgabe  sein  hierin  mit  kühler  Ruhe 
wägend  zur  Klarheit  zu  gelangen.  War  die  Vernichtung  des 
deutschen  Handels  das  Ziel  Englands.?  Sah  man  an  der  Themse 
in  dem  steten  Anwachsen  des  deutschen  Handels  eine  Gefahr  für 
die  eigene  kommerzielle  Vormachtstellung  und  glaubte  man  zum 
Kriege  greifen  zu  müssen,  um  durch  ihn  unsern  Welthandel  für 
lange  Zeit,  wenn  nicht  für  immer  zu  vernichten,  da  man  sich 
uns  im  wirtschaftlichen  Wettbewerb  nicht  mehr  gewachsen  fühlte  ? 
Diese  Behauptung  ist  so  vielfach  aufgestellt  worden,  daß  dar- 
über ganz  das  Bild  verloren  gegangen  ist,  das  man  sich  doch 
sonst  so  gern  vom  Engländer  macht,  nämlich  das  eines  gefühl- 
losen kalten,  aber  doch  sachlich-klugen  Rechners. 

Gewiß,  man  hat  drüben  unserem"  kommerziellen  Streben 
nie  die  gleiche  faire  Beurteilung  zuteil  werden  lassen  wie  sie 
unsererseits  dem  britischen  Handel  gegenüber  geübt  wurde.  Aber 
es  ist  eine  Verkennung  der  Tatsachen,  wenn  wir  beim,  Engländer 
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ein  Gefühl  des  Hasses  oder  der  Furcht  v^or  der  deutschen  Han- 
delsentwickelung voraussetzen. 

Bei  der  engen  Verflechtung  der  gegenseitigen  Handelsbe- 
ziehungen war  man  sich  einer  gewissen  Gemeinsamkeit  der  Inter- 
essen bewußt.  Es  war  ferner  klar,  daß  große  blühende  Export- 
industrien gänzlich  auf  den  Bezug  deutscher  Roh-  oder  Halb- 
fabrikate eingestellt  und  auf  ihn  angewiesen  waren.  Der  englische 
Zwischenhandel  machte  jahraus  jahrein  gewaltige  Verdienste  mit 
deutschen  Fabrikaten;  er  vermochte  durch  seine  vorbildliche 
Organisation  dem  englischen  Wirtschaftsleben  einen  dem  Sinne 
nach  größeren  Gewinn  aus  der  deutschen  Industrieentfaltung  zu- 
zuführen als  die  deutsche  Volkswirtschaft  aus  der  Tätigkeit  der 
eigenen  Exporthäuser  zog;  darüber  hinaus  aber  hat  der  Englän- 
der schon  seit  geraumer  Zeit  erkannt  und  es  häufig  zum  Ausdruck 
gebracht,  daß  die  Zeiten  vorüber  seien,  in  denen  eine  Nation  die 
Handelsgeschäfte  der  Erde  besorgen  könne ;  er  hat  auch  die  Grenzen 
erkannt,  die  der  Ausbreitung  des  deutschen  Handels  gezogen  waren, 
und  die  sich  in  der  Hauptsache  aus  folgenden  Momenten  ergaben : 
Dem  politischen  Einfluß  Englands  —  von  besonderer  Geltung  in 
den  Kolonien  (Lieferungen  für  Behörden),  den  Kronländern  und 
den  der  britischen  Sphäre  angegliederten  Staaten  wie  Aegypten, 
das  Hinterland  der  Straits-Settlement  usw. ;  den  britischen  Kapi- 
talsinvestierungen, z.  B.  in  Argentinien,  Brasilien,  Portugal ;  und 
schließlich  der  festgefügten  Stellung  und  Geschäftserfahrung  der 
englischen  Exporteure  und  Einkaufshäuser. 

Auch  hat  die  Handelsbewegung  der  letzten  drei  Jahre  dem 
Engländer  einen  weiteren  fast  endgültigen  Beweis  seiner  Stärke 
geliefert.  Denn  während  die  seit  dem  Jahre  1910  niedergehende 
Konjunktur  die  Widerstandskraft  der  deutschen  Industrie  bis  fast 
zur  letzten  Dehnungsfähigkeit  anspannte,  zeigte  die  englische 
Handelsstatistik  bei  bis  dahin  stetig  aufsteigender  Linie  im  Jahre 
19 13  die  höchsten  jemals  erreichten  Ziffern  und  erst  die  letzten 
Friedensmonate  des  Jahres  1914  ließen  die  Anzeichen  eines  kom- 
menden Abflauens  erkennen.  Es  ist  doch  auch  in  Deutschland 
bekannt,  daß  man  sich  dieser  Stärke  an  allen  maßgebenden  Stellen 
drüben  wohl  bewußt  war;  zahllose  Reden  von  Ministern,  Groß- 
industriellen und  Finanzmännern  weisen  auf  sie  hin  und  sind  die 
Ursache  dafür,  daß  der  Pessimismus,  mit  dem  man  früher  auf  die 
deutsche  Industrieentfaltung  als  eine  stetig  wachsende  Gefahr  für 
die  englische  Welthandelsstellung  hinsah,  allmählich  gänzlich  ver- 
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schwand  oder  nur  noch  von  politischen  Hetzern  der  ausgespro- 
chensten chauvinistischen  Richtung  künstUch  und  kümmerUch  ge- 
nährt wurde. 

Läßt  man  aber  auch  die  vorstehenden  Argumente  und  Tat- 
sachen noch  nicht  gelten,  so  darf  darauf  hingewiesen  werden, 
daß,  falls  England  tatsächlich  in  der  deutschen  Handelsausbreitung 
eine  Gefährdung  seiner  eigenen  wirtschaftlichen  Stellung  erblickt 
hätte,  es  doch  wohl  zunächst  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
friedlichen  Handhaben  zur  Abwehr  der  deutschen  Konkurrenz 
versucht  haben  würde,  ehe  es  zum  äußersten  Mittel,  zum  Kriege, 
griff,  der,  w'ie  er  auch  immer  ausgehen  möge,  die  schwersten  öko- 
nomischen und  menschlichen  Opfer  erfordern  würde.  Eine  solche 
friedliche,  natürliche  Handhabe  wäre  die  Errichtung  von  Schutz- 
zöllen gewesen ;  wir  wissen  aber,  daß  nicht  einmal  hierzu  eine 
durch  die  handelswirtschaftliche  Lage  gegebene  Notwendigkeit 
vorlag,  daß  vielmehr  die  zollgegnerische  Politik  des  Kabinetts  in 
drei  aufeinanderfolgenden  Generalwahlen  von  der  Nation  gutge- 
heißen wurde. 

So  dürfen  wir  denn  wohl  mit  Recht  behaupten,  daß  nicht 
das  Ziel  der  Vernichtung  des  deutschen  Handels  die  englischen 
Staatsmänner  dazu  bewog,  sich  der  Koalition  unsrer  Feinde  an- 
zuschließen. 

Auch  kann  es  nicht  der  Wunsch  gewesen  sein,  die  äußere 
Macht  der  britischen  Krone  zu  mehren.  Denn  es  lag  und  liegt 
auch  heute  noch  im  Bereiche  der  größten  Wahrscheinlichkeit, 
daß  ein  Sieg  der  Koalition  über  Deutschland  eine  Reihe  von 
Folgeerscheinungen  zeitigen  würde,  die  den  politischen  Interessen 
der  britischen  Monarchie  zuwiderlaufen. 

Die  Festigung  der  russischen  Monarchie  mit  ihren  stets  wachen 
Gelüsten  nach  Konstantinopel  und  Indien;  die  wahrscheinliche 
Vormachtstellung  Rußlands  auf  dem  Kontinent;  die  Ablösung 
der  Republik  in  Frankreich  durch  eine  Militärdynastie ;  das  Herein- 
ziehen Japans  in  eine  europäische  Frage  und  die  daraus  sich 
folgernde  Gleichberechtigungserklärung  der  gelben  und  schwarzen 
mit  der  weiften  Rasse,  die  das  Grundprinzip  der  Kolonialverwal- 
tung des  Britentums  für  alle  Zukunft  in  Frage  stellt;  die  Gefahr 
der  islamischen  Bewegung  —  trotzdem  Kitchener  in  lojähriger 
Arbeit  in  Indien  und  Aegypten  dafür  gesorgt  hatte,  daß  sie  ohne 
nachteiligen  l"2influß  in  militärisch-politischem  Sinne  sehi  würde; 
dies  sind  nur  in  rohesten  Umrissen  Probleme  der  äußeren  Politik, 
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die  das  eni^lische  Kabinet  berücksichtigen  mußte  und  die  weit 
eher  gegen  eine  Teilnahme  am  Kriege  als  für  sie  ins  Gewicht 
fielen. 

Auch  die  sehr  häufig  geäußerte  Ansicht,  daß  das  Kabinett 
sich  dem  Kriege  gegen  Deutschland  anschloß,  um  die  durch  die 
irische  Frage  angehäufte  Spannung  abzulenken  und  dem  sonst 
unvermeidlichen  Bürgerkrieg  zu  entgehen,  kann  als  imbegründet 
bezeichnet  werden. 

Die  Regierung  hatte  beiden  Parteien  in  h'land,  sowohl  den 
Ulsterleuten  wie  den  Homerulern,  fast  unerhörte  Freiheiten  erlaubt. 
Sie  hörte  die  zum  Hochverrat  aufreizenden  Reden  des  Mitglieds 
des  geheimen  Kronrats  Sir  F^dward  Carson  mit  der  gleichen 
Ruhe  an,  mit  der  sie  —  sagen  wir  —  einem  Mr.  Larkin  Freiheit 
der  Rede  gestattete.  Sie  sah  beide  Parteien  Amateurheere  auf- 
stellen und  ausbilden  mit  der  ausgesprochenen  Absicht  die  eigene 
politische  Meinung  der  Gegenpartei  gegenüber  mit  den  Waffen 
in  der  Hand  durchzusetzen  und  sie  ließ  es  ruhig  geschehen. 
Diese  Reglosigkeit  war  kein  Eingeständnis  der  Schwäche,  sondern 
die  Aeußerung  bewußter  und  berechtigter  Stärke ;  denn  das  Ka- 
binet wußte  sich  eins  mit  der  entschiedenen  Mehrheit  des  Volkes 
in  der  Erkenntnis,  daß  man  den  Iren  die  so  lange  geforderte 
Selbstverwaltung  nicht  mehr  vorenthalten  könne  und  seine  Hal- 
tung wurde,  wäre  es  nötig  gewesen,  noch  gestärkt  durch  die  fast 
einheitliche  Zustimmung  der  selbstverwaltenden  Kolonien  zur 
homerule  bill. 

Mit  diesen  starken  Stützen  im  Rücken  also  konnte  das  Mini- 
sterium dem  von  der  konservativen  Partei  angedrohten  bewaff- 
neten Widerstand  gegen  die  homerule  bill  mit  Ruhe  entgegen- 
sehen. Es  wußte  doch,  daß  bei  ernstlicher  Entfaltung  der  Staats- 
gewalt die  angedrohte,  auf  Zeitungspapier  und  Druckerschwärze 
eher  als  auf  wirklichen  Machtmitteln  aufgebaute  Revolte  der 
Ulsterleute  binnen  weniger  Tage  in  sich  selbst  zusammenfallen 
mußte.  Ja,  eine  physische  Auflehnung  der  Ulsterprovinzen  im 
Jahre  1914  hätte  noch  weniger  nachhaltige  Folgen  gezeitigt  wie 
der  Aufstand  der  Sinn  F'einer  im  F^rühjahr  dieses  Jahres,  den  die 
Regierung  —  an  heutigen  militärischen  Machtmitteln  gemessen  — 
mit  einem  ganz  geringen  Kraftaufgebot  unterdrückte.  Heute  aber 
sind  in  dem  stark  erregbaren,  tief  katholischen  Volke  der  Iren 
neue  Märtyrer  geschaffen  worden  und  das  Gedächtnis  ihrer  Tage 
wird  den  britischen  Staatsmännern  noch  manche  schwere  Stunde 
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schaffen.  Hätten  aber  die  Ulsterleute  zu  den  Waffen  gegriffen, 
um  sich  gegen  ein  vom  Parlament  geschaffenes  und  vom  König 
unterzeichnetes  Gesetz  aufzulehnen,  so  hätte  es  sich  v^ohl  ereignet, 
daß  der  konservative  Geist  des  englischen  Volkes  sich  von  den 
Aufrührern  abgewandt  hätte. 

Auch  die  irische  Frage  also  konnte  für  das  Kabinett  kein 
Grund  sein  sich  dem  Kriege  anzuschUeßen ;  mit  mehr  Berechti- 
gung könnte  man  behaupten,  daß  sie  als  ein  Hemmschuh  hätte 
wirken  müssen. 

Vielleicht  aber  bestanden  bindende  Verpflichtungen,  Verträge 
mit  Frankreich  und  Rußland,  die  den  englischen  Ministern  keine 
andere  Wahl  ließen,  als  gegen  uns  die  Waffen  zu  erheben.?  Wir 
gedenken  der  Geburtstage  der  entente  cordiale,  der  immer  stärker 
sich  betonenden  Freundschaft  zwischen  England  und  Frankreich, 
der  Zusammenkunft  in  Reval,  kurz  der  äußeren  Ausdrucksmittel 
des  Systems,  das  wir  unter  dem  Begriff  der  Einkreisungspolitik 
zusammenfassen.  Wir  ziehen  auch  ferner  in  Erwägung  die  ver- 
schiedenen Dokumente  militärischer  Natur,  die  seit  der  deutschen 
Okkupation  in  Brüssel  aufgefunden  und  durch  unsre  Regierung 
veröffentlicht  worden  sind.  Wir  sind  wie  von  einer  selbstver- 
ständlichen Tatsache  davon  überzeugt,  daß  der  englische  General- 
stab im  Einvernehmen  mit  den  jetzigen  Verbündeten  bereits  alle 
Pläne  ausgearbeitet  hatte  für  den  Fall,  daß  England  sich  tätig 
an  einem  Kriege  gegen  Deutschland  beteiligen  würde.  Im  gleichen 
Maße  aber  erscheint  es  uns  sicher,  daß  endgültige  und  bindende 
Verpflichtungen  hierfür  nicht  bestanden.  Wir  wissen,  daß  die 
Mitglieder  des  Kabinetts  dies  mit  allem  Nachdruck  behauptet 
haben,  vor  allen  Sir  Edward  Grey.  Und  wenn  wir  auch  nicht 
verpflichtet  sind  seinen  Worten  Glauben  zu  schenken,  so  wohnte 
ihnen  doch  ein  Ton  großer  Ueberzeugungsstärke  inne.  Aber 
auch  die  geschichtlichen  Tatsachen  sprechen  in  diesem  Sinne,  vor 
allem  die  Haltung  der  ministeriellen  Partei  und  Presse.  Wäre  die 
englische  Regierung  Frankreich  und  Rußland  gegenüber  in  bin- 
dender Form  zu  militärischer  Hilfe  verpflichtet  gewesen,  hätte 
sie  sich  also  von  Anfang  an  gleichsam  als  dritten  Bundesgenossen 
betrachtet,  so  hätte  sie  es  nicht  unterlassen,  ihrer  Presse  und  den 
Mitgliedern  der  Fraktion  eine  gewisse  Direktive,  eine  Marschroute, 
zu  geben,  damit  in  öffentlichen  Aeußerungen  einem  solchen  Ver- 
tragsverhältnis Rechnung  getragen  würde.  Daß  eine  solche  Maß- 
regel seitens  der  Regierung  nicht  getroften  wurde,  wird  durch  die 
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Stellungnahme  der  Presse  bewiesen.  Ihre  Sympathien  waren  nach 
dem  Attentat  in  Serajewo  unverhohlen  und  ijanz  ausdrücklich 
auf  Seite  Oestcrreichs  und  änderten  sich  auch  kaum,  als  unsere 
Bundesgenossen  Serbien  den  Krieg  erklärten.  Als  die  Gefahr 
eines  europäischen  Konfliktes  drohender  wurde,  verlangten  die 
liberalen  Blätter,  daß  England  sich  von  jeder  Einmischung  fern 
halten  solle.  Erst  am  i.  August,  als  die  Entscheidung  des  Mini- 
steriums bereits  gefallen  sein  mußte  und  zweifellos  nunmehr  unter 
einem  von  ihm  ausgehenden  Drucke,  lenkte  die  liberale  Presse 
plötzlich  der  Kriegspartei  gegenüber  ein.  Aber  noch  am  2.  Au- 
gust veröffentlichte  die  Westminster  Gazette,  das  Organ  des 
Kabinetts,  Briefe  mehrerer  liberaler  Abgeordneter,  die  unbedingte 
Neutralität  verlangten.  In  einem  dieser  Briefe  hieß  es  :  das  Land 
sei  gegen  den  Krieg ;  neun  Zehntel  der  liberalen  Fraktion  sei 
gegen  den  Krieg;  der  Minister,  der  die  Nation  in  den  Krieg 
führe,  könne  in  Zukunft  nicht  mehr  Führer  der  liberalen  Partei  sein. 

Man  vergleiche  dagegen,  welche  Einheitlichkeit  und  Einigkeit 
in  der  Auffassung  der  Lage  die  Presse  der  deutsch-österreichischen 
und  französisch-russischen  Bündnissphäre  während  jeder  Phase 
der  Krise  zum  Ausdruck  brachte. 

Während  das  Verhalten  der  englischen  Presse  einen  indirekten 
Beweis  dafür  liefert,  daß  das  Londoner  Kabinett  durch  keine  bin- 
denden Verpflichtungen  gegenüber  Frankreich  und  Rußland  ge- 
fesselt war,  so  liefert  der  bekannte,  von  Deutschland  aufgefangene 
Brief  des  belgischen  Gesandten  am  russischen  Hof,  einen  unmittel- 
baren direkten  Beweis  hierfür,  der  umso  unumstößlicher  ist,  als 
er  aus  dem  Lager  des  Feindes  kommt.  In  diesem  Briefe  hieß 
es,  wie  man  sich  erinnert,  daß  England  sich  zu  Beginn  der  durch 
den  Fürstenmord  verursachten  politischen  Spannung  äußerst  kühl 
und  zurückhaltend  gegenüber  Rußland  gezeigt  hätte,  daß  es  aber 
während  der  letzten  14  Tage  seine  Haltung  geändert  und  zu  er- 
kennen gegeben  habe,  daß  man  es  im  Falle  eines  Krieges  auf 
Seiten  von  Rußland  finden  würde,  daß  diese  Erkenntnis  Wasser 
auf  die  Mühle  der  Kriegspartei  gewesen  sei,  die  dadurch  die 
Oberhand  gewonnen  habe.  Der  von  uns  vertretenen  Ansicht 
wird  hier  also  mit  klaren  Worten  Bestätigung  gegeben ;  das  bri- 
tische Kabinett  war  bis  zum  letzten  Augenblick  frei  sich  zu  ent- 
scheiden, ob  es  am  Kriege  teilnehmen  oder  neutral  bleiben  wolle. 

Hat  also  weder  die  Zuspitzung  des  wirtschaftlichen  Konkur- 
renzkampfes, noch  der  Wunsch  nach  Mehrung  der  äußeren  Macht, 


464 


H.  F.  Crohn: 


noch  die  irischen  Verwickelungen,  noch  bestehende  Bündnisver- 
pflichtungen die  Wage  zugunsten  des  Krieges  gesenkt,  so  bleibt  die 
Möglichkeit,  daß  im  Leben  der  Nation  weit  über  politische  Tages- 
fragen herausragende  Probleme  sich  gebildet  hatten,  die  zu  lösen 
das  Kabinett  sich  berufen  fand  und  denen  gegenüber  es  den 
Krieg  als  den  Schmied  eines  neuen  Glückes  erwählte.  Wir  glau- 
ben, daß  es  letzten  Endes  Gründe  innerpolitischer  sozialer  Natur 
waren,  die  das  Kabinett  zur  Teilnahme  am  Kriege  bewogen.  Um 
dieses  zu  beweisen,  müssen  wir  uns  die  politische  Entwickelung 
des  letzten  Jahrzehnts  vergegenwärtigen. 

Als  die  liberale  Partei  im  Jahre  1906  ans  Ruder  kam,  harrte 
ihrer  eine  Riesenarbeit  auf  dem  Gebiete  der  sozialen  Reform. 
Das  vorausgegangene  konservative  Ministerium  hatte  sein  Haupt- 
augenmerk auf  die  äußere  und  imperialistische  Politik  gerichtet.  Wie 
natürlich,  hatte  dies  eine  starke  Reaktion  unter  den  Massen  des 
Volkes  hervorgerufen,  die  ungeduldig  erwarteten,  daß  die  bren- 
nenden Fragen  der  inneren  Reform  ihre  Lösung  fänden.  Die 
liberale  Partei  hatte  sich  bei  den  Generalwahlen  mit  der  Arbeiter- 
partei verbündet,  und  somit  die  Arbeiterbewegung  zum  erstenmal 
in  der  politischen  Geschichte  des  Reiches  als  einen  selbständigen 
von  den  bestehenden  beiden  großen  Parteien  getrennten  Faktor 
anerkannt.  Sie  hatte  nicht  nur  ihren  eigenen  Wählern  und  Bun- 
desgenossen gegenüber  ein  bindendes  Parteiprogramm  aufgestellt. 
Nein,  ihre  führenden  Männer  waren  auch  ehrlich  davon  überzeugt, 
daß  nur  durch  die  Schaffung  weitausholender  sozialer  Maßnahmen 
die  in  den  unteren  Schichten  des  Volkes  herrschende  Gährung 
ausgelöst  werden  könnte. 

Politische  Bewegungen  finden  in  P2ngland  weit  mehr  als  an- 
derswo ihren  Ausdruck  in  den  Perönlichkeiten  der  Männer,  die 
an  ihrer  Spitze  stehen  und  sie  leiten.  Von  den  Politikern  der 
neuen  liberalen  Aera  sind  zwei  in  den  Vordergrund  getreten  als 
die  Verkörperung  ihrer  Klasse,  als  Verfechter  für  die  Aspirationen 
der  breiteren  Schichten  des  Volkes ;  sie  heben  sich  scharf  wie  mit 
Diamanten  geschnitten  von  ihrem  Hintergrunde  ab:  John  Burns 
und  Lloyd  George. 

John  Burns,  der  frühere  Mechaniker,  Aufrührer,  Sozialist,  hat 
sich  in  2  Ressorts  als  ein  eminent  tüchtiger,  schwer  arbeitender, 
den  Dingen  auf  den  äußersten  Grund  gehender,  stark  autokratisch 
veranlagter  Minister  erwiesen.  Er  ist  das  Vorbild  des  technisch 
gebildeten,    englischen    Arbeiters,    welcher    den   Sozialismus    von 
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seiner  wissenschaftlichen  Seite  hin  geprüft,  ihn  weniger  als  Pro- 
test gegen  das  Bestehende  wie  als  den  Ausdruck  seiner  Lebens- 
anschaiiung  stark  und  loyal  vertritt,  und  ruhig  und  ohne  Hast 
seinen  Zielen  entgegenzumarschieren  strebt ;  Nihilistisches  oder 
Revolutionäres  liegt  seiner  Art  fern. 

Als  Minister  war  John  Burns  weniger  als  früher  vor  die 
Oeffentlichkeit  getreten,  ohne  dadurch  aber  seinen  Halt  bei  der 
Arbeiterschaft  zu  verlieren. 

Er  ist  ein  mittelgroßer  Mann  mit  mildem,  aber  stark  ge- 
schnittenem, ausdrucksvollem  Gesicht  und  macht  den  Eindruck 
eines  freundlichen  Familienvaters. 

Zum  Kabinettsmitglied  ernannt,  lebte  er  noch  lange  in  einem 
kleinen  Häuschen  in  einer  der  Arbeitervorstädte  Londons.  Zu 
dem  entscheidenden  Ministerrat  am  2.  August  19 14  kam  er  in 
einem  Motoromnibus,  von  der  versammelten  Menge,  die  die  fa- 
miliären Züge  sofort  erkannte,  lebhaft  begrüßt. 

Der  andere,  Lloyd  George,  ist  ein  Mann  vielseitigster  Mög- 
lichkeiten. Von  den  Einen  als  Volksretter  geehrt  und  vergöttert, 
von  den  Andren  als  Erzfeind  gehaßt  und  befehdet.  Km  Waliser, 
der  Ausdruck  alles  Temperamentes,  alles  Gährenden,  alles  Stür- 
menden. Er  war  derjenige  unter  den  Staatsmännern  seiner  Zeit, 
der  es  unternahm  in  prägnanter  Weise  zum  Ausdruck  zu  bringen 
und  als  Endziel  seiner  politischen  Tätigkeit  hinzurammen  alles  das, 
was  vor  ihm  in  der  Masse  der  vom  Schicksal  weniger  Begünstig- 
ten bewußt  und  unbewußt  als  Wunsch  oder  Hoffnung  schlummerte 
oder  gärte,  was  ohne  ihn  früher  oder  später  sich  hätte  äußern 
müssen  in  einer  ungeheueren  Revolution. 

Er  ist  ein  kühler  Rechner,  ein  schlauer  Geschäftsmann,  der 
in  der  Beurteilung  finanzieller  und  ökonomischer  Verhältnisse 
meist  eine  erstaunliche  Treffsicherheit  gezeigt  hat.  Man  hat  ihm 
nie  ganz  getraut  und  es  wurde  häufig  behauptet,  daß  er  allerlei 
eigene  Pläne  verfolge,  mit  denen  er  nach  gänzlicher  Erledigung 
der  Homerulefrage  vor  das  Land  treten  würde.  Er  ist  ehi 
kleiner  Mann  mit  großem  massivem  Kopf,  langem  zurückgekämm- 
tem Haar,  und  einem  Gesichtsausdruck,  der  etwas  Fuchsartiges 
enthält. 

Diese  beiden  Männer  also  sind  die  Repräsentanten  der  Kräfte, 
die  die  politische  Bewegung  des  letzten  Jahrzehnts  verursacht 
und  geleitet  haben ;  wir  wollen  nunmehr  untersuchen,  was  die 
liberale  Regierung  getan  hat,  um  dieser  Bewegung  Herr  zu  blei- 
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ben  und  um  ihre  Verpflichtungen  gegenüber  ihren  Parteigenossen 
und  Wählern  zu  erfüllen.  Die  folgenden  sind  die  drei  wichtigsten 
Ergebnisse  ihrer  gesetzgeberischen  Tätigkeit:  die  Parlamentakte, 
die  Alters-  und  Krankenversicherung  und  das  irische  Selbstver- 
waltungsgesetz (home-rule). 

Die  Schaffung  der  Parlamentakte  oder  der  Kampf  gegen  das 
Oberhaus  wurde  eingeleitet  durch  das  die  Grundbesitzerklasse 
stark  belastende  Budget  von  1909,  dessen  Ablehnung  seitens  des 
House  of  Lords  dem  radikalen  Flügel  des  Kabinetts  die  er- 
wünschte Gelegenheit  gab,  den  Kampf  auf  konstitutionellen  Boden 
zu  verlegen.  Er  endigte  nach  unerhört  bitteren  Angriffen  von 
beiden  Seiten  mit  dem  Siege  der  Demokraten,  d.h.  mit  der  Schaf- 
fung des  Parlamentakt,  durch  das  dem  Oberhause  das  unbedingte 
Veto  genommen  wurde.  Vielmehr  wird  jetzt  eine  Regierungs- 
vorlage auch  trotz  der  Ablehnung  seitens  des  Oberhauses  zum 
Gesetz,  sobald  sie  vom  Unterhaus  in  drei  aufeinanderfolgenden 
Sitzungsperioden  angenommen  und  vom  König  vollzogen  worden 
ist.  Diese  Regelung  der  Machtverhältnisse  sollte  keine  endgültige 
sein,  sondern  später  noch  im  demokratischen  Sinne  ausgebaut 
werden.  Die  erste  Phase  des  Verfassungskampfes  endigte  also 
bereits  mit  einer  starken  Schmälerung  der  Macht  der  aristokrati- 
schen und  bodenbesitzenden  Klasse  zugunsten  des  Volkes  als 
durch  seine  gewählten  Vertreter  im  Unterhaus  verkörpert.  Es 
war  also  im  Sinne  der  demokratischen  Bewegung  etwas  Positives 
erreicht  worden. 

An  zweiter  Stelle  erwähnten  wir  die  Schaffung  der  Alters- 
und Krankenversicherung.  Daß  diese  in  Deutschland  und  ande- 
ren Ländern  des  Kontinents  schon  seit  langem  bestehenden  Ein- 
richtungen in  England  erst  in  allerneuester  Zeit  geschaffen  wur- 
den, wird  niemanden  verwundern,  der  die  Psychologie  des  eng- 
lischen Volkes  und  die  sich  daraus  für  den  Parteipolitiker  ergeben- 
den Tatsachen  kennt.  Der  Engländer  besitzt  nämlich  trotz  viel- 
seitiger Durchbildung  des  einzelnen  eine  unglaubliche  Rückstän- 
digkeit, die  sich  besonders  in  halsstarrigem  Festhalten  an  vor 
Generationen  gebildeten  Begriffen  äußert.  So  besteht  bei  ihm 
eine  starke  Abneigung  gegen  ein  Eingreifen  der  Behörden  in 
Fällen  von  Krankheit  und  Not.  Die  öffentliche  Fürsorge  über- 
ließ man  vielmehr  bisher  nicht-staatlichen  Organisationen,  wie 
z.  B.  den  beruflichen  Zweckverbänden  sowie  einer  sehr  ausge- 
dehnten und  in  gewisser  Hinsicht  auch  durch  die  Oeffentlichkeit 
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beeinflußten  privaten  Wohltätigkeit.  Die  herrschenden  Kreise 
haben  nun  in  der  Vergangenheit  der  erwähnten  Volkseigenart 
Rechnung-  getragen  und  sich  von  vielen  sozialpolitischen  Maß- 
nahmen ferngehalten,  deren  Schaffung  der  Gesetzgeber  auf  dem 
Festlande  schon  lange  als  seine  Pflicht  dem  Staat  gegenüber  er- 
kannt hatte. 

Im  gleichen  Zusammenhange  finden  wir  wohl  auch  die  Er- 
klärung für  den  großen  Reichtum  des  einen  Teils  und  der  äußer- 
sten Armut  des  anderen  Teils  der  Bevölkerung.  Der  seit  Erschaf- 
fung ihres  Welthandels  aus  allen  Erdteilen  und  besonders  auch 
aus  ihren  Kolonien  stetig  hereinströmende  Reichtum  gab  den 
führenden  Klassen  und  allen  lebensstarken  Existenzen  jede  Mög- 
lichkeit, sich  große  Wohlhabenheit  zu  erschaffen ;  es  wurden  auch 
wohl  die  Arbeitgeber  in  die  Lage  versetzt,  ihren  Arbeitern  höhere 
Löhne  zu  zahlen,  als  es  auf  dem  ärmeren  Kontinent  möglich 
war.  Wer  aber  in  diesem  materiellen  Kampfe  zurückblieb,  der 
war  bald  gänzlich  verlassen,  verfiel  in  desto  größere  Armut,  und 
es  genügten  zwei  bis  drei  Generationen  geringster  Lebensbeding- 
ungen, um  den  in  Deutschland  unbekannten,  durch  Armut  und 
Krankheit  gänzlich  degenerierten  Typ  der  Unemployables  zu 
schaffen,  welchen  man  auf  allen  Straßen  in  den  Großstädten  Eng- 
lands finden  kann. 

Die  liberale  Partei  nun  nahm  die  Schaffung  einer  staatlichen 
Alters-  und  Krankenversicherung  in  ihr  politisches  Programm  auf 
und  führte  sie  trotz  großer  Schwierigkeiten  durch.  Zunächst 
machte  sie  den  Anfang  mit  der  Altersversorgung,  im  nächsten 
Jahre  folgte  dann  die  Krankenversicherung.  Besondere  Berück- 
sichtigung hat  man  hierbei  dem  Problem  der  Bekämpfung  der 
Tuberkulose  gegeben. 

Wir  sehen  also  auch  hier  eine  endgültige  sozialpolitische  Er- 
rungenschaft, die  berufen  ist,  fördernd  und  hebend  auf  das  körper- 
liche Wohl  der  unteren  Schichten  einzuwirken  und  die  somit  eine 
der  wichtigsten  Forderungen  der  Demokratie  erfüllt. 

Auch  die  letzte,  die  Homerule-Bill,  mag  als  eine  Angelegen- 
heit angesehen  werden,  die  nicht  nur  die  Iren,  sondern  die  ge- 
samte Demokratie  Großbritanniens  betrifft.  Die  Schaffung  des 
irischen  Parlaments  sollte  nämlich  nur  der  erste  Schritt  zu  einer 
groß  angelegten  Neuformung  sein,  durch  die  England,  Schottland 
und  Wales  und  vielleicht  auch  noch  einige  geringere  Teile  des 
Inselreiches  in  selbständige  Staatskörper  abgegrenzt  und  mit  eige- 
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nen  Parlamenten  ausgestattet  werden  sollten,  die  notwendiger- 
weise auf  breitester,  demokratischer  Grundlage  angelegt  werden 
würden.  Zu  gleicher  Zeit  sollte  das  Oberhaus  eine  Umgestaltung 
erfahren;  dadurch,  daß  die  Mehrzahl  seiner  Mitglieder  durch 
öffentliche  Wahl  bestimmt  würde,  statt  wie  bisher  durch  Erb- 
lichkeit. 

Da  danach  auch  die  gegenwärtig  völlig  unter  aristokratisch- 
plutokratischem  Einfluß  stehende  Erste  Kammer  den  breiteren 
Volksschichten  zugänglich  gemacht  werden  würde,  so  ist  erwiesen, 
daß  durch  das  irische  Homerulegesetz  ein  Stützpunkt  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  für  demokratische  Entwickelung  ge- 
schaffen wurde. 

Es  würde  zu  weit  und  aus  dem  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus- 
führen, die  erwähnten  Gesetze  in  Einzelheiten  zu  beschreiben, 
um  so  mehr  als  angenommen  werden  darf,  daß  unsere  Leser  mit 
dem  Gang  der  parlamentarischen  Angelegenheiten  in  England 
vertraut  sind.  Es  sei  ihnen  indes  ins  Gedächtnis  zurückgerufen, 
welch  unendliche  Schwierigkeiten  das  liberale  Kabinett  zu  über- 
winden hatte,  um  diese  Gesetze  unter  Dach  und  Fach  zu  bringen ; 
daß  es  den  Kampf  aufzunehmen  und  zu  bestehen  hatte  gegen 
alles,  was  in  der  Politik  Macht  verleiht,  gegen  Tradition  und  so- 
zialen Einfluß,  Adel  und  Grundbesitz;  daß  die  Klasse,  gegen 
die  sich  dieser  Feldzug  der  Demokratie  richtete,  mit  allen  Mitteln 
und  bis  zum  Aeußersten  sich  wehrte  und  heftige  Gegenangriffe 
führte.  Die  Frage  ist  hier  nicht,  ob  die  Stärkung  der  Demo- 
kratie in  England  oder  anderswo  etwas  Wünschenswertes  ist. 
Lediglich  als  Tatsachen  müssen  wir  uns  die  Schwere  der  Aufgabe 
vergegenwärtigen,  wenn  wir  das  Erreichte  nach  seiner  wirklichen 
Tragweite  beurteilen  wollen.  Wir  werden  dann,  wenn  wir  das 
Gesamtergebnis  ihrer  innerpolitischen  Tätigkeit  ziehen,  ohne  Ein- 
schränkung feststellen  dürfen,  daß  die  liberalen  Staatsmänner  den 
unzweideutigen  Willen  zu  kräftiger  Vorwärtsbewegung  nach  demo- 
kratischen Endzielen  bewiesen  und  eine  Reihe  wichtiger  Erfolge 
darin  erzielt  haben. 

Die  Regierung  hätte  nun  mit  Recht  erwarten  dürfen,  daß 
sie  sich  dadurch  die  Sympathien  der  unteren  Klassen  gesichert 
habe  und  auf  eine  dauernde  LTnterstützung  seitens  der  Arbeiter- 
partei zur  Fortsetzung  und  Durchführung  ihres  politischen  Pro- 
gramms rechnen  könne. 

Ganz  im  Gegenteil  aber  finden  wir,  wohin  wir  auch  blicken, 
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eine  erbitterte  Gegnerschaft.  Während  bei  ihrem  ersten  Auftreten 
im  Parlament  die  Labour  party  ein  Bundesgenosse  der  Liberalen 
war,  geriet  sie  allmählich  m  fast  uneingeschränkte  Opposition  zur 
Regierung  in  allen  die  unteren  Klassen  betreffenden  Fragen,  trotz- 
dem sie  im  Unterhause  aus  taktischen  Gründen  noch  mit  den 
Liberalen  stimmte.  Auch  war  es  bereits  offensichtlich,  daß  die 
Gegensätze  sich  in  Zukunft  noch  verschärfen  mußten,  da  die  Ar- 
beiterschaft im  Lande  mehr  und  mehr  unter  den  P2influß  extremer 
Agitatoren  mit  teilweise  republikanischen  Zielen  geriet,  wodurch 
die  Stellung  der  Fraktionsmitglieder  und  besonders  der  Führer 
eine  immer  schwierigere  wurde. 

Das  Abrücken  der  unteren  Schichten  von  der  liberalen  Partei 
kam  im  wesentlichen  in  zwei  Richtungen  zum  Ausdruck,  und  zwar 
äußerte  es  sich  in  der  politischen  und  in  der  wirtschaftlichen 
Sphäre.  In  der  Politik  ging  die  Labour  party  dazu  über,  bei  den 
Nachwahlen  eigene  Parlamentskandidaten  aufzustellen,  während 
es  früher  als  selbstverständlich  gegolten  hatte,  daß  sie  bei  Vor- 
handensein eines  starken  konservativen  P^lements  ihre  Stimmen 
dem  Anhänger  der  Regierung  gäben.  Da  es  in  England  bekannt- 
lich keine  Stichwahlen  gibt,  sondern  gewählt  ist,  wer  von  den 
abgegebenen  Stimmen  die  höchste  Zahl  auf  seine  Person  ver- 
einigt, so  bedeuteten  die  sogenannten  three  cornered  tests  den 
Verlust  zahlreicher  Mandate  für  die  Regierung.  Was  die  letztere 
um  so  ärger  verdrießen  mußte,  als  nur  in  den  wenigsten  Fällen 
überhaupt  eine  Aussicht  für  die  Arbeiterpartei  bestand  die  Wahl 
zu  gewinnen,  in  der  Regel  vielmehr  lediglich  eine  Teilung 
der  demokratischen  Stimmen  und  damit  der  Verlust  des  Wahl- 
kreises an  die  Konservativen  erzielt  wurde.  Während  diese  Son- 
derkandidaturen zuerst  nur  vereinzelt  aufgestellt  wurden,  waren 
sie  in  den  letzten  P'riedensjahren  fast  zur  steten  Regel  geworden 
und  bildeten  im  Hinblick  auf  die  im  Jahre  1915  verfassungsmäßig 
vorzunehmenden  Generalwahlen  eine  der  schwierigsten  Fragen 
für  die  Parteitaktiker  des  Kabinetts.  Die  Minister,  und  ganz  be- 
sonders Lloyd  George,  haben  denn  auch  unausgesetzt  versucht 
eine  Einigung  zu  erzielen,  jedoch  ohne  Ertolg. 

Auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiet  äußerte  sich  die  zunehmende 
Abgliederung  der  Arbeiterschaft  in  an  Zahl  und  Hartnäckigkeit 
wachsenden  industriellen  Unruhen.  Man  erinnert  sich  des  zähen 
Streiks  der  Hafenarbeiter  *  im  Jab'e  191 1,  des  Ausstandes  der 
Kohlenarbeiter  im  folgenden  Jah.e,  der  dem  Lande  SoMillionenS 
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gekostet  hat  und  der  nur  durch  teilweise  Mobilisierung  des  Heeres 
beigelegt  wurde.  Auch  die  Haltung  der  Eisenbahnarbeiter  muß 
an  dieser  Stelle  erwähnt  werden.  Wie  erinnerlich,  wurde  der 
große  Ausstand  des  Jahres  1908  durch  besondere  Gesetzgebung 
zeitlich  beigelegt.  Die  Löhne  der  Arbeiter  und  ihr  Verhältnis  zu 
den  Arbeitgebern,  den  Eisenbahngesellschaften,  wurde  in  großen 
Zügen  geregelt.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  hatten  jedoch 
nur  für  eine  beschränkte  Reihe  von  Jahren  Geltung.  Sie  be- 
deuteten für  beide  Teile  nur  einen  Versuch.  Sie  erwiesen  sich 
nicht  als  werktüchtig  und  beide  Parteien  waren  schon  nach  weni- 
gen Jahren  mit  ihnen  unzufrieden.  Seit  dieser  Zeit  ist  das  Gefühl 
der  Unsicherheit,  der  Krise,  nicht  aus  der  railway-world  ge- 
schwunden. Die  Arbeiter  benutzten  jeden,  auch  den  geringsten 
Vorwand,  um  eine  Reibung  zu  schaffen,  die  Eisenbahnverwal- 
tungen aber  sahen  ihre  Hauptaufgabe  darin,  Abwehrmaßregeln 
gegen  einen  neuen  Streik  vorzubereiten,  der  in  jedem  Augenblick 
ohne  vorherige  Warnung  ausbrechen  konnte  und  der  dann  die 
sämtlichen  in  der  Zwischenzeit  vereinigten  Transportarbeiter  Eng- 
lands in  einer  gewaltigen  Bewegung  vereinigt  hätte  und  den  Staat 
bis  an  seine  Wurzeln  hätte  erschüttern  müssen. 

Während  nun  in  den  ersten  Jahren  der  Einfluß,  den  das 
liberale  Ministerium  als  Vertreter  der  verbündeten  und  wohlwol- 
lend befreundeten  Partei  auf  die  Arbeiterschaft  ausübte,  ihm  in 
seiner  Eigenschaft  als  oberste  Behörde  bei  der  Beilegung  der 
wirtschaftlichen  Kämpfe  zugute  kam,  ging  ihm  dieser  Vorteil 
selbstverständlich  im  Laufe  der  geschilderten  politischen  Entwick- 
lung verloren.  Schließlich  erschien  das  Kabinett  im  wesentlichen 
lediglich  als  der  einseitige  Beschützer  des  Besitzes  gegenüber  den 
Forderungen  der  Arbeit. 

Zum  besseren  Verständnis  dieser  Entwickelung  vergegen- 
wärtige man  sich  die  Grundlagen  des  Parteiwesens  in  England. 
In  der  konservativen  und  in  der  liberalen  Parteiorganisation  ver- 
körpert sich  fast  die  gesamte  Summe  politischer  Macht.  Jede 
politische  Betätigung  in  einem  der  beiden  Lager  dient  dem  un- 
mittelbaren Zweck,  der  eigenen  Partei  die  Regierungsgewalt  zu 
sichern  bez.  zu  erkämpfen.  Die  f  arteimaschine  erfordert  dauernd 
großen  Aufwand  an  Geldmitteln.  Die  konservative  Partei  zieht 
ihre  Einkünfte  aus  der  umfangreichen  Klasse  der  —  in  England 
in  überwiegendem  Maße  sehr  begüterten  —  Aristokratie,  des 
Landbesitzes  und  der  wohlhabenden  oberen  Mittelklassenschicht. 
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Bei  der  libet-alen  Partei  werden  die  Hauptlasten  von  einer  der 
Zahl  nach  mehr  begrenzten  Gruppe  von  Großindustriellen  und 
Finanzherren  getragen,  die  infolgedessen  leichten  Zutritt  zu  den 
Ministerien  haben  und  deren  Einfluß  in  Fragen  der  inneren  Poli- 
tik gewichtig  ist.  Da  die  Arbeiter  das  Machtmittel  der  Streiks 
mit  im  Laufe  der  Jahre  stetig  wachsender  Rücksichtslosigkeit 
eegen  das  Unternehmertum  ins  Feld  führten  und  in  seiner  fast 
leichtfertigen  Handhabung  jegliche  staatsmännische  Erwägung  der 
berechtigten  Interessen  des  Kapitals  abzulehnen  schienen,  war  es 
natürlich,  daß  Männer  wie  Lord  Cowdry  (Sir  Wheatman  Pearson) 
Schuster,  Lever,  Mond,  Fay,  sich  allmählich  in  die  Notwendigkeit 
versetzt  sahen,  an  den  Schutz  der  wirtschaftlichen  Interessen  ihrer 
Klasse  zu  denken,  und  daß  sie  ihren  Einfluß  beim  Kabinett  in 
diesem  Sinne  geltend  machten. 

Was  ferner  die  Lage  der  Regierung  beeinflußte,  war  die 
Tatsache,  daß  der  innere  Zusammenhang  ihrer  Partei  sich 
allmählich  stark  gelockert  hatte  und  daß  vielfache  Zersetzungs- 
Keimheerde  in  ihr  vorhanden  waren.  Der  Grund  hierfür  ist  in  der 
Verschiedenarticrkeit  der    in    ihr   wirkenden  Elemente  zu   suchen. 

o 

Der  gemäßigte  Flügel  der  Partei  wurde  gebildet  aus  Vertretern 
der  Aristokratie  und  des  Landbesitzes,  Männer  der  klassischen 
Whigtype,  sowie  Großindustriellen  und  Bankherren,  kurz  aus 
Persönlichkeiten,  die  entweder  infolge  von  Familientradition  (ein 
in  England  sehr  mitsprechendes  Moment)  oder  aus  wirtschaft- 
lich-politischen Gründen  in  einem  Gegensatz  zur  konservativen 
Partei  standen.  Die  Mitte  bildeten  die  Vertreter  der  Bourgeoisie, 
der  »Non  Conformists«,  vielfach  Männer  aus  der  Provinz,  aus 
Schottland  und  Wales.  Neben  ihnen  aber  finden  sich  Persönlich- 
keiten äußerst  radikaler  Gemütsverfassung  mit  stark  ausgeprägten 
sozialen  P'orderungen,  die  eigentlich  nur  die  Abneigung  vor  dem 
unverhüllten  Begriff  des  Sozialismus  von  der  Arbeiterpartei  trennte. 
Die  Parteileiter  sahen  sich  seit  Jahren  verpflichtet  zwischen  diesen 
Gruppen  und  ihren  vielfachen  Gegensätzen  zu  vermitteln  und  zu 
versöhnen. 

Fassen  wir  mit  wenigen  Worten  das  Gesamtergebnis  unsrer 
bisherigen  Betrachtung  zusammen ;  wir  erhalten  zugleich  ein  Bild 
der  politischen  Lage  während  der  letzten  Friedensip.onate.  Wir 
sahen,  daß  die  Liberalen  in  achtjähriger  harter  Arbeit  und  in  stetem 
Kampfe  gegen  die  gewichtigsten  Widerstände  die  Grundlage  zu 
einer    wirkungsvollen   Demokratisierung   des  Staatswesens   gelegt 
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hatten.  Nichtsdestoweniger  mußten  sie  mit  Enttäuschung  wahr- 
nehmen, daß  die  ihnen  früher  verbündeten  unteren  Schichten  des 
Volkes  sich  von  ihnen  abgewendet  hatten  und  ein  völUger  Bruch 
nur  noch  eine  Frage  der  nächsten  Zukunft  sein  konnte.  Der 
Verband  der  eigenen  Partei  war  gelockert.  Die  Generalwahlen 
des  nächsten  Jahres  würden  als  Folge  der  Spaltung  mit  der  Ar- 
beiterpartei aller  Berechnung  nach  eine  weitere  Schwächung 
bringen.  Besaß  unter  diesen  Umständen  die  liberale  Partei  noch 
die  Stoßkraft,  die  Widerstandsfähigkeit  zu  positiver  neu  schaffen- 
der Tätigkeit .' 

Sicherlich  ist  diese  Frage  im  Kreise  der  Staatslenker  häufig 
erwogen  worden.  Mehrten  sich  doch  täglich  die  Fälle,  daß  be- 
deutende und  gewichtige  Liberale  in  das  Lager  der  Opposition 
übergingen,  indem  sie  öffentlich  bekannten,  daß  sie  den  Glauben 
an  ihre  Partei  verloren  hätten.  Und  es  ist  wahrscheinlich,  daß 
die  Minister  allmählich  zu  der  Ueberzeugung  gelangt  waren,  daß 
die  der  liberalen  Partei  innewohnenden  Kräfte  und  die  in  ihr  ver- 
körperte Weltanschauung  nicht  fähig  seien  zur  Lösung  der  so- 
zialen Fragen  in  ihrer  derzeitigen  Gestaltung  und  zur  Erfüllung 
des  immer  rücksichtsloser  sich  äußernden  Wunsches  der  Massen 
nach  einer  uneingeschränkt  zum  Ausdruck  kommenden  Demo- 
kratie. 

Daß  im  Kabinett  zwei  grundsätzlich  verschiedene  Anschau- 
ungen sich  durchzusetzen  begonnen  hatten,  wird  klar  ersichtlich, 
wenn  man  mit  Aufmerksamkeit  die  Berichte  über  die  Minister- 
beratungen vor  Ausbruch  des  Krieges  liest.  Auch  sei  hier  die 
Aeußerung  eines  Ministers  wiedergegeben,  die  wie  ein  Streiflicht 
diese  Sachlage  offenbart  und  die  ungefähr  vier  Wochen  vor  dem 
serbischen  Mordakt  getan  wurde ;  man  sprach  über  die  Einigkeit 
des  Kabinetts.  Die  Aeußerung  lautete:  »Nur  die  Homerulefrage 
hält  uns  zusammen.« 

Unter  solchen  Umständen  wäre  es  von  den  liberalen  Führern 
staatsmännisch  gewesen,  die  eigene  Partei  nicht  durch  einen  Klein- 
kampf für  Programmpunkte  oder  Theorien  sich  nutzlos  aufreiben 
zu  lassen,  wodurch  sie  dem  Lande  allmählich  als  einer  der  maß- 
gebenden Faktoren  im  öffentlichen  Leben  verloren  gegangen  wäre, 
sondern  ihr  ferneres  Wirken  der  einmal  erkannten  Notwendigkeit 
anzupassen  und  sie  in  neue  Bahnen  zu  führen.  Hierin  waren  zwei 
Wege  offen :  man  konnte  den  demokratischen  Strömungen  bis 
in   ihre   letzten  sozialistischen  Folgerungen  nachgeben   oder  man 
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mußte    der    konservativ-imperialistischen    Idee    neuen    Spielraum 
schaffen. 

Zieht  man  die  Persönlichkeiten  der  Minister  und  ihrer  einfluß- 
reichsten Fraktionsgenossen  in  Erwägung,  so  ist  nicht  anzunehmen, 
daß  die  liberale  Partei  noch  radikalere  Wege  in  ihren  demokra- 
tischen Bestrebungen  eingeschlagen  hätte,  die  schließlich  zu  un- 
eingeschränktem hemmungslosem  Sozialismus  hätte  führen  müssen. 
Es  blieb  also  nur  die  andere  Möglichkeit, 

Wir  wollen  uns  nunmehr  vergegenwärtigen,  welchen  Platz 
die  konservative,  oder  wie  sie  sich  seit  mehreren  Jahren  nannte, 
die  unionistische  Partei  in  dem  politischen  Gesamtbilde  einnahm. 

Sie  hatte  sich  der  liberalen  Gesetzgebung  mit  aller  ihr  zu 
Gebote  stehenden  Macht  und  Kraft  entgegengestellt  und  war  doch 
nicht  imstande  gewesen,  dem  Laufe  der  Dinge  ein  Stillstand  ge- 
bietendes Hindernis  in  den  Weg  zu  setzen. 

Ihre  mental  attitude,  ihr  geistiger  Gesichtswinkel  —  losge- 
löst von  aller  umkleidenden  Parteimache  —  war  den  hauptsäch- 
lichsten Tagesfragen  gegenüber  dabei  ein  unterschiedlicher  ge- 
wesen. Gegen  die  Alters-  und  Invalidenversorgung  war  ihre 
Stellungnahme  im  wesentlichen  taktische  Parteiopposition,  sie 
selbst  hätte,  wäre  sie  im  Amte  gev/esen,  schließlich  der  Zeit- 
strömung Rechnung  getragen  und  ähnliche  soziale  Reform  durch- 
geführt. 

Viel  näher  ging  ihr  und  ganz  von  Herzen  kam  ihr  ihre  Oppo- 
sition gegen  die  Parlamentsakte.  Hier  stritt  konservative  Welt- 
anschauung, Ueberzeugung  und  Tradition,  Stellung  und  Macht 
für  ihre  ererbten  und  in  verdienstvoller  Vergangenheit  erworbenen 
Rechte.  Aber  die  Wahlen  hatten  gezeigt,  daß  das  Oberhaus 
seinen  überkommenen  Platz  im  Herzen  der  Nation,  seinen  Halt 
über  das  Volk  verloren  hatte.  So  waren  dann  schließlich  auch 
einsichtsvollere  Konservative  zu  der  Ueberzeugung  gekommen, 
daß  ein  Zugeständnis  den  Forderungen  der  Demokratie  gegen- 
über unvermeidlich  sei.  In  diesem  Sinne  äußerte  sich  auch  der 
Führer  der  Konservativen,  Lord  Lansdowne,  in  einer  seiner  Pro- 
grammreden im  Oberhaus.  Er  sagte,  daß  es  zwecklos  sei,  sich 
dem  Lauf  der  Zeit  entgegenzustellen,  daß  die  Zusammensetzung 
des  Hauses  eine  Aenderung  erfahren  müsse.  Die  »Die-hards« 
blieben  in  der  Minderheit,  die  Partei  hatte  sich  in  das  Unver- 
meidliche gefügt. 
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Unnachsichtlich  aber  und  ohne  Zugeständnis  war  ihr  Kampt 
gegen  das  Homerulegesetz.  Hier  handelte  es  sich  nicht  nur  um 
eine  Opposition  der  Opposition  wegen,  auch  nicht  um  das  Inter- 
esse oder  das  Recht  einer  Klasse.  Hier  wurde  der  Grundpfeiler 
berührt,  auf  den  sich  die  Partei  stützte.  Denn  aus  der  streng 
konservativen  Partei  der  Tories  war  seit  dem  Eintritt  Joe  Cham- 
berlains  eine  unionistische,  imperialistische  geworden.  Die  Gegner- 
schaft gegen  irische  Selbstregierung  hatte  Chamberlain  von  der 
Seite  Gladstones  in  das  Lager  der  konservativen  Partei  geführt. 
Er  war  ihr  geistiger  Mittelpunkt,  der  Schöpfer  ihrer  neuen  Seele 
geworden.  Diese  Seele  war  imperialistisch.  Vom  rein  taktischen 
Standpunkt  hätte  man  vielleicht  eine  Einigung  mit  den  Iren  gern 
erzielt;  ein  konservatives  Prinzip  wäre  hierdurch  nicht  verletzt 
worden.  Aber  man  traute  als  Engländer,  als  Brite  dem  Iren 
nicht.  Man  glaubte,  er  würde  —  wenn  erst  Herr  auf  der  eigenen 
Erde  —  sich  als  ein  Feind  des  Mutterlandes  erweisen,  als  eine 
Gefahr  für  die  Sicherheit  Großbritanniens,  ein  Hindernis  für  die 
freie  Entfaltung  des  Weltreiches.  Darum  mußten  die  Konserva- 
tiven das  Homerulegesetz  rücksichtslos  und  ohne  Zugeständnis 
bekämpfen,  wollten  sie  nicht  selbst  an  den  Grundlagen  zweifeln, 
auf  denen  sich  ihre  Partei  aufbaute. 

Unsere  bisherigen  Betrachtungen  haben  uns  die  Konservativen 
nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  oppositionelle  Partei  gezeigt,  nur 
ihren  Widerstand  gegen  die  liberale  Regierung  geschildert.  W^ir 
haben  daher  jetzt  zu  untersuchen,  worin  das  Positive  ihrer  Politik 
bestand,  welches  Parteiprogramm  sie  dem  liberalen  Programm 
entgegensetzten,  welche  politischen  Ziele  sie  zu  verwirklichen  be- 
strebt waren.  Wir  lassen  hierbei  die  P^age  der  Agrarreform  außer- 
halb unsrer  Betrachtung,  da  beide  Parteien  sich  grundsätzlich 
zu  einer  Neuregelung  der  bestehenden  Verhältnisse  bereit  erklärt 
hatten,  es  übrigens  beiden  Parteien  in  gleicher  Weise  wohl  haupt- 
sächlich darauf  ankam,  sich  die  Stimmen  der  Landbevölkerung 
zu  sichern. 

Das  Programm  der  konservativen  Partei  war  ein  kurzes,  es 
bestand  eigentlich  nur  aus  einer  Maßnahme :  der  Verwirklichung 
der  Tarifreform,  das  heißt  der  Vereinigung  von  Mutterland  und 
Kolonien  zu  einem  allbritischen  Zollverband.  Diese  Bewegung, 
>the  first  plank  of  their  platform«,  war  durch  Mr.  Chamberlain 
in  den  Mittelpunkt  des  politischen  Lebens  gerückt  worden.  Eigen- 
tümlich war,  daß  —  obgleich  die  ganze  werbende  Tätigkeit  der 
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Partei  sich  auf  diese  Maßnahme  beschränkte,  die  sie  als  das  Allheil- 
mittel oder  wenigstens  als  den  Ausgangspunkt  für  jede  vernünf- 
tige soziale  Reform  hinstellte  —  von  keiner  autoritativen  Seite  ein 
endgültiger  oder  auch  nur  ein  in  Umrissen  gezeichneter  Entwurf 
den  Wählern  vorgelegt  wurde,  wie  man  sich  die  praktische  Durch- 
führung der  Vorschläge  dächte. 

Neben  dem  öffentlich  ausgegebenen  schwebte  den  Führern 
der  Partei,  oder  wenigstens  dem  eigentlich  einflußreichen  Kern 
der  sie  leitenden  Staatsmänner  noch  ein  zweites  Ziel  vor,  und 
man  wußte,  daß  hinter  verschlossenen  Türen  eifrig  an  seiner  Ver- 
wirklichung gearbeitet  wurde.  Dieses  war  die  Einführung  der 
Wehrpflicht.  Wie  weit  jene  Kreise  in  ihren  Forderungen  zu 
gehen  beabsichtigten,  entzieht  sich  unsrer  Kenntnis.  Die  weni- 
gen Blätter,  die  sich  bereits  öfl'entlich  als  Anhänger  der  allge- 
meinen Wehrpflicht  bekannten,  betonten  dabei  meist,  daß  ein  ge- 
mäßigtes Milizsystem  den  l^edürfnissen  des  Staates  entsprechen 
würde.  Bekannt  ist  ferner,  daß  eine  Abordnung  maßgebender 
Persönlichkeiten  vor  mehreren  Jahren  in  der  Schweiz  das  dortige 
Milizwesen  studierte.  Man  darf  daher  annehmen,  daß  auch  für 
England  nur  die  Einführung  einer  beschränkten  Dienstpflicht  ge- 
plant wurde. 

Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hätten  die  Konservativen,  wären 
sie  bei  den  bevorstehenden  Wahlen  zur  Regierung  gelangt,  zu- 
nächst die  Schaff^ung  von  Schutzzöllen  für  Großbritannien  und 
Irland  durchgeführt,  zu  gleicher  Zeit  hätten  sie  mit  allen  zu  Ge- 
bote stehenden  Mitteln  in  den  Kolonien  den  Boden  zur  Gründung 
der  eigentlichen  Zollunion  bearbeitet  und  wären  dann  für  die 
neuen  Wahlen  mit  einem  Wehrpflichtgesetz  vor  das  Land  ge- 
treten. Zollverband  und  Wehrpflicht  waren  in  tieferem  Sinne 
untrennbar  voneinander,  beide  waren  der  Ausfluß  konservativer, 
imperialistischer  Tendenz.  Seit  langem  war  in  weite  Schichten 
der  Gesellschaft  die  Erkenntnis  gedrungen,  daß  die  reichsbildende, 
reichserhaltende  Disziplin,  das  Verständnis  für  das  allgemeine 
Wohl,  den  Massen  des  Volkes  in  erschreckendem  Maße  abhan- 
den gekommen  sei.  Die  viel  gerühmte  Freiheit  des  Individuums 
in  England  hatte  mit  Meißelkraft  die  Uebel  ihres  Wesens  in  den 
Volkscharakter  gegraben.  Wie  oft  hörte  man  in  den  besseren 
Kreisen  die  Worte:  »We  are  too  free«.  —  Die  Arbeit  wieder 
als  bitteren  Ernst  zu  erkennen,  die  Fähigkeit  sich  unterzuordnen, 
den  Sinn  für  Achtung  und  Autorität  wieder  zu  wecken,  das  waren. 
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die  Ziele,  die  durch  die  Wehrpflicht  verwirklicht  werden  sollten. 
—  Der  Zollverband  aber  würde  den  unter  dem  Union  Jack  ver- 
einigten Nationen  ein  gemeinschaftliches,  auf  wirtschaftlichen 
Grundlagen  ruhendes  Interesse  geben  und  den  Reichsgedanken, 
den  Willen  zur  Weltmachtstellung,  neu  beleben. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Liberalen  trotz  eines  im  allge- 
meinen nicht  unpopulären  Parteiprogramms  ständig  an  Boden  ver- 
loren. Man  könnte  nun  annehmen,  daß  in  gleichem  Verhältnis 
die  Zustimmung  zu  den  konservativen  Zielen  gewachsen  wäre, 
daß  der  Verlust  der  Einen  der  Gewinn  der  Anderen  gewesen 
wäre.  Dies  aber  war  nicht  der  Fall.  Im  Gegenteil  waren  die 
Aussichten  der  Konservativen,  auf  Grund  ihres  Parteiprogramms 
zur  Herrschaft  zu  gelangen,  recht  ungünstig.  Das  Volk  hatte  in 
drei  aufeinander  folgenden  Wahlen  ihre  Zollvorschläge  abgelehnt 
und  die  Liberalen  gewählt.  Nie  vorher  war  eine  Partei  dreimal 
hintereinander  siegreich  gewesen ;  mit  Recht  durften  daher  die 
Liberalen  von  sich  behaupten :  we  have  smashed  the  pendulum. 
Der  Mittelpunkt  der  Industrie,  die  Sphäre  von  Manchester,  hatte 
trotz  aller  Bemühungen  der  Unionisten  fest  zur  Politik  des  Frei- 
handels gestanden.  Ja,  die  konservative  Partei  hatte  selbst  ein- 
gesehen, daß  Tarifreform  für  sie  das  größte  Hindernis  zur  Er- 
langung der  Regierungsgewalt  bedeute;  sie  hatte  daher  versucht 
gewisse,  allerdings  stark  verklausulierte  Zugeständnisse  hinsichtlich 
der  Zölle  auf  Brotgetreide  zu  machen;  aber  auch  dies  war  von 
keinem  Erfolg  begleitet.  —  Waren  die  Aussichten  der  Tarifrefor- 
mer im  Mutterlande  denkbar  schlecht,  so  konnten  sie  kaum  weni- 
ger ungünstig  in  den  Kolonien  genannt  werden.  In  Kanada 
forderte  eine  machtvolle  Minderheit  den  wirtschaftlichen  Anschluß 
an  die  Vereinigten  Staaten ;  und  wenn  Sir  Wilfried  Laurier  auch 
stürzte,  als  er  versuchte  dieser  Politik  praktische  Wirkung  zu  ver- 
leihen, so  bedeutete  sein  Sturz  in  keiner  Weise  einen  Sieg  der 
Zollverbandbestrebungen.  Denn  sowohl  Kanada  wie  auch  Austra- 
lien und  Südafrika  hatten  eigene  industrielle  und  kommerzielle 
Ziele  abseits  von  denen  des  Mutterlandes.  Es  bestand  —  und 
wahrscheinlich  besteht  auch  noch  —  bei  ihnen  der  Wunsch,  die 
großen  natürlichen  Reichtümer  ihrer  Länder  durch  Schaffung 
einer  einheimischen  Großindustrie  zum  eigenen  Vorteil  auszubeuten 
anstatt  wie  bisher  den  Fabrikanten-  und  Zwischenhandelverdienst 
dem  Mutterlande  zu  überlassen.  Diese  sehr  natürlichen  Bestre- 
bungen sind  schon  während  der  letzten  Jahre  recht  offensichtlich 
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im  Handelsverkehr  zum  Ausdruck  gekommen.  —  Daß  Kanada 
Eisenbahnschienen  ausführt  und  daß  australische  Pumpen  in  den 
Zinngruben  von  Wales  arbeiten,  ist  bekannt.  Noch  ausdrucks- 
voller aber  ist  die  Tatsache,  daß  die  Staatseisenbahnen  des  welt- 
entlegenen Westaustraliens  nicht  mehr  fertige  Eisenbahnwaggons 
aus  England  beziehen,  sondern  nur  noch  die  maschinell  hoch- 
wertigen Teile  dazu,  während  der  Verdienst  aus  der  Herstellung 
der  geringerwertigen  Teile  und  die  Löhne  für  das  Zusammenbauen 
der  Wagen  der  einheimischen  Arbeit  zugute  kommen. 

Eine  starke  einheimisch-koloniale  Industrie  bedeutet  nun  not- 
wendigerweise nicht  nur  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  englischer 
Eabrikate  in  die  Kolonien  sondern  sogar  wachsende  Konkurrenz 
der  Kolonien  gegen  das  Mutterland  auf  dem  Weltmarkte.  Es 
war  also  ein  starker  wirtschaftlicher  Gegensatz  vorhanden,  wäh- 
rend Tarifreform  Gleichheit  der  Interessen  zur  Voraussetzung  hat. 

Die  Probleme,  die  zu  lösen  waren,  bevor  die  Zollunion  ins 
Leben  gerufen  werden  konnte,  waren,  wie  wir  gesehen  haben, 
mannigfach  und  verzweigt;  das  Volk  und  die  Kolonien  standen 
der  Bewegung  ablehnend  gegenüber;  die  Aussichten  der  konser- 
vativen Partei,  ihren  Plan  durchzusetzen,  waren  also  recht  un- 
günstige. Noch  bei  weitem  hoffnungsloser  waren  die  Voraus- 
setzungen für  Durchführung  einer  Wehrpflichtvorlage.  Das  eng- 
lische Volk  ist,  wie  wir  alle  wissen,  durchaus  nicht  unmilitärisch. 
In  der  besseren  Gesellschaft  gehörte  es  zum  guten  Ton  in  der 
Armee  als  Offizier  gedient  zu  haben.  Die  besseren  Elemente  der 
breiteren  Schichten  beteiligten  sich  zahlreich  am  Territorialdienst. 
Aber  wenn  sich  der  Engländer  schlechthin  gegen  alles  auflehnte, 
was  offen  als  Zwang  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  so  erschien 
dem  Mann  aus  dem  Volke  die  Wehrpflicht  als  der  Höhepunkt 
allen  Zwanges.  Es  hätte  unabsehbarer  Werbearbeit  bedurft,  um 
das  Volk  von  der  Notwendigkeit  des  Zwangsdienstes  zu  über- 
zeugen. P'ür  die  Sicherheit  des  Landes  war  niemand  ernstlich 
besorgt,  man  vertraute  der  insularen  Lage  und  der  Flotte.  Als 
die  Konservativen  bei  den  Wahlen  im  Jahre  1910  die  Furcht  vor 
der  deutschen  Invasion  zu  einem  »election  cry«  machten,  erlitten 
sie  damit  einen  völligen  Mißerfolg.  Und  als  Lord  Haidane  die 
Reorganisation  der  Armee  durchführte,  fand  er  bekanntlich  nur 
eine  sehr  laue  Unterstützung  aus  der  Mitte  seiner  Fraktion ;  ein 
Teil  seiner  Ministerkollegen  zog  sich  sogar  ofTensichtlich  von  ihm 
zurück,  weil  sie  eine  nachteilige  Rückwirkung  auf  die  Parteiinter- 
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essen  von  seiner  :» militaristischen  <;  Tätigkeit  fürchteten.  Man 
sieht  hieraus,  daß  die  Vorbedingungen,  die  die  Durchführung 
einer  Wehrpflichtvorlage  ermöglichen  könnten,  eigentlich  von 
Grund  auf  erst  geschaffen  werden  mußten. 

Solches  also  war  die  Lage  der  Dinge  in  England.  In  un- 
gelöstem und  scheinbar  unlösbarem  Widerspruch  standen  sich  die 
Parteien  gegenüber.  Nirgends  verspürte  man  eine  Tendenz,  die 
vermittelnd  hätte  wirken  mögen.  W^ären  die  sozialistisch-demo- 
kratischen Neigungen  der  Massen  zur  Verwirklichung  gelangt,  so 
hätten  sie  das  Ende  des  Weltreiches  bedeutet.  Auch  schienen 
die  mächtigen  bestehenden  Strömungen  in  ihrer  Bewegung  das 
Staatsschiff  nicht  vorwärts  zu  führen,  nicht  eine  Evolution  zu 
bewirken.  Sie  schienen  vielmehr  strahlenförmig  aus  verschiedenen 
Richtungen  alle  auf  einen  und  denselben  Punkt  zu  führen,  wo 
sie  sich  trafen  und  sich  gegenseitig  unwirksam  machten. 

Sei  es  das  plötzliche  Hereinbrechen  sozialistischer  Gewalten 
auf  das  konservative  Staatsgebilde,  sei  es  die  hundertjährige  Vor- 
machtstellung Englands  in  der  Welt  und  das  sich  daraus  er- 
gebende Wohlleben,  sei  es  die  Uebertreibung  parlamentarischen 
Kults  und  aller  darin  zur  Aeußerung  kommenden  Formen  und  Gebär- 
den auf  Kosten  harter,  schwer  ringender  politischer  Arbeit :  die  eng- 
lische Nation  war  in  ihrer  Entwickelung  auf  dem  toten  Punkt 
angelangt,  als  das  Attentat  von  Serajewo  ihre  Staatsmänner  und 
Führer  vor  eine  plötzlich  geänderte  weltpolitische  Lage  stellte. 
Hier  nun  hatte  das  Ministerium  zu  wählen  zwischen  Krieg  und 
Frieden.  Wir  haben  uns  davon  überzeugt,  daß  kein  vorgefaßter 
Entschluß  vorgelegen  hat,  daß  glie  Frage  nicht  von  vornherein 
feststand,  auf  welcher  Seite  man  England  finden  würde.  Aus  den 
Presseberichten  jener  Wochen  kann  man  im  Gegenteil  deutlich 
erkennen,  wie  schwer  es  den  Ministern  gefallen  ist,  einen  einheit- 
lichen Standpunkt  zu  gewinnen.  Wir  haben  gesehen,  wie  schwierig 
die  Entscheidung  gewesen  sein  muß,  welch  gewichtige  Gründe 
gegen  den  Krieg  und  für  eine  abwartende,  wenn  auch  Frankreich 
freundliche,  Neutralität  sprachen.  Wenn  sich  die  Minister  trotz- 
dem für  den  Krieg  entschieden,  so  taten  sie  es,  weil  sie  selbst 
die  Unmöglichkeit  eingesehen  hatten,  das  Land  weiterhin  nach 
den  durch  die  liberale  Partei  vertretenen  Grundsätzen  zu  leiten. 
Denn  zum  Unterschied  von  unsren  übrigen  Feinden,  bei  denen 
der  Krieg  eine  Stärkung  der  demokratischen  und  radikalen  Ele- 
mente bedeutet,  mußte  er  in  England  eine  Wiederbelebung  kon- 
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servativer  Ueberzeugungen  zur  Folge  haben.  Wir  haben  gezeigt, 
daß  der  Gang  der  inneren  politischen  Entwickeliing  dieses  Ziel 
den  Ministern  als  wünschenswert  erscheinen  lassen  mußte.  Wir 
wollen  nunmehr  beweisen,  daß  sie  den  Krieg  tatsächlich  als  Mittel 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  erwählten. 

Wir  haben  bereits  erwähnt,  daß  die  Liberalen  in  ihrer  Mehr- 
zahl für  Wahrung  der  Neutralität  eintraten.  Wußten  sie  doch, 
daß  die  Beteiligung  am  Kriege  gleichbedeutend  sei  mit  der  Preis- 
gabe fast  aller  ihrer  öffentlich  vertretenen  Anschauungen  und  Be- 
strebungen. Denn  darüber  waren  sich  alle  Einsichtigen  völlig 
klar,  daß  der  Krieg  notwendigerweise  die  allgemeine  Wehrpflicht 
und  die  Zollunion  nach  sich  ziehen  würde.  Diese  Erkenntnis 
war  gleichsam  Allgemeingut.  So  heißt  es  bereits  im  Jahrbuch 
der  Daily  News  für  1913 1):  Unsere  auswärtige  Politik  beruht  auf 
Geheimhaltung.  Ihre  fixe  Idee  ist  eine  tiefgehende  Rivalität  mit 
IDeutschland,  ihre  logischeFolge  ist  die  allgemeine 
W  e  h  r  p  f  i  c  h  t ,  ihr  P^nde,  wenn  sie  von  einem  Torykabinett 
weiter  geführt  wird,  muß  notwendigerweise  der  Krieg  sein.« 

Logik  also  sagt  uns  Folgendes :  Als  die  Minister  ohne  zwingen- 
den äußeren  Grund  sich  für  den  Krieg  entschieden,  in  dem  vollen 
Bewußtsein,  daß  dieser  Schritt  notwendigerweise  die  Schaffung 
der  Wehrpflicht  und  der  Zollunion  nach  sich  ziehen  würde,  lag 
ihrer  Handlungsweise  der  Wunsch  zugrunde,  die  konservativ-im- 
perialistische und  antidemokratische  Bewegung  im  Lande  neu  zu 
stärken. 

Diese  Behauptung  findet  ihre  vollkommene  Bestätigung  in 
der  Richtung,  die  die  gesamte  innere  Politik  Englands  mit  dem 
Ausbruch  des  Krieges  eingeschlagen  hat  und  die  bei  jedem  neuen 
Schritt  den  ihr  unterliegenden  Grundgedanken  erkennen  läßt. 
Wir  beschränken  uns  in  unsrer  Beweisführung  jedoch  auf  eine 
Betrachtung  der  beiden  wichtigsten  innerpolitischen  Ereignisse, 
die   wir  auf  ihre  wahre  Bedeutung  zerlegen  wollen.     Dies  waren 

1.  die  Gründung  der  Party  of  Demokratie  Control, 

2.  die  Bildung  des  Koalitionsministeriums  im  Mai   1915- 
Die    beiden  Handlungen   sind    ihrem  Charakter  nach    gegen- 
sätzlich,   denn  sie  entsprangen  der  Initiative  zweier  einander  be- 
kämpfenden Richtungen.    Beide  aber  sind,  wie  gesagt,  die  Folge 
der  gleichen  Vorbedingung. 


i)  Frankf.  Zeitung   i.  Dez.   1914. 
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Die  Gründung  der  Party  of  Demokratie  Control  erfolgte  nicht 
lange  nach  Ausbruch  des  Krieges.  Der  Name  der  neuen  Partei 
gibt  uns  Aufschluß  über  das  Ziel,  das  ihre  Gründer  verfolgten; 
es  lautete:  Democratic  Control,  auf  deutsch:  die  Ueberwachung 
der  Staatsgeschäfte  durch  die  Demokratie.  Dies  zeigt  uns  weiter, 
welcher  Gedankengang  notwendigerweise  vorgelegen  haben  muß 
und  in  seiner  Verdichtung  zur  Tat  die  Gründung  der  neuen  Partei 
verursachte.  Es  war  entweder  eine  Befürchtung :  der  bislang  von 
der  Demokratie  geübte  Einfluß  auf  die  Staatsgeschäfte  steht  in 
Gefahr  geschmälert  zu  werden,  oder  ein  neues  Ziel:  der  bisher 
von  der  Demokratie  geübte  Einfluß  soll  erweitert  werden.  Die 
letztere  der  beiden  Alternativen  hat  wenig  Wahrscheinlichkeit  für 
sich.  Das  Parlament  hatte  soeben  der  Regierung  die  weitesten, 
über  die  Verfassung  hinausgehenden  Machtvollkommenheiten  ein- 
geräumt. Durch  die  Zensur  war  ein  Hindernis  gegen  die  Ver- 
breitung jeglicher  der  Regierung  unwillkommener  Meinungsäuße- 
rung geschaff'en;  die  Einschränkung  des  öffentlichen  Lebens 
machte  es  dem  Einzelnen  unmöglich  für  individuelle  politische 
Anschauungen  eine  rücksichtslose  Werbetätigkeit  auszuüben.  An 
einem  solchen  Zeitpunkte  die  Erweiterung  des  Einflusses  der  Demo- 
kratie auf  die  Staatsgeschäfte  zu  fordern,  und  diese  F"orderung 
zum  Ausgangspunkt  einer  politischen  Bewegung  zu  machen,  wäre 
ein  fast  utopisches  Beginnen,  das  dem  taktischen  Empfinden  eines 
jeden  Durchschnittspolitikers  widersprechen  würde. 

Wir  dürfen  daher  diese  Erwägung  als  unwahrscheinlich  aus- 
schalten. Es  bleibt  also  nur  noch  die  Möglichkeit,  daß  die  neue 
Partei  mit  dem  Ziele  gegründet  wurde,  die  politischen  Rechte 
der  Massen  gegen  eine  sie  bedrohende  Schmälerung  zu  schützen, 
als  Abwehr  gegen  eine  Politik,  von  der  man  wußte,  daß  sie  be- 
schlossen sei  und  kommen  werde.  Die  Frage,  ob  denn  die  Män- 
ner, die  diese  neue  Opposition  ins  Leben  riefen,  in  der  Lage 
waren,  die  letzten  Entschließungen  und  Endziele  der  Minister  zu 
kennen,  darf  bejaht  werden.  Mr.  Trevylyan,  das  Haupt  der  neuen 
Partei,  war  bis  zur  Kriegserklärung  Englands  ünterstaatssekretär 
und  trat  zusammen  mit  Lord  Morley  und  Mr.  John  Burns  von 
seinem  Posten  zurück.  Wenn  er  auch  nicht  zum  »inner  ring« 
des  Kabinetts  gehört  haben  mag,  so  war  er  über  dessen  Absichten 
und  Endzwecke  doch  zweifellos  unterrichtet.  Auch  ist  der  gemein- 
same Rücktritt  der  drei  Minister  ein  sicherer  Beweis  für  die 
Gleichheit  ihrer  politischen  Anschauungen.    Sie  legten  ihre  hohen 
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Aemter  nicht  nieder  aus  mißverstandener  Humanität  oder  Friedens- 
liebe, nicht  weil  sie  sich  zu  schwach  lühlten,  die  Verantwortung 
für  die  Greuel  des  Krieges  zu  teilen.  John  Burns  war  einer  der 
stärksten  Charaktere  des  Kabinetts,  Lord  Morley  eines  seiner 
einflußreichsten  Mitglieder.  Seit  Jahren  waren  die  drei  mitver- 
antwortlich für  die  gegen  Deutschland  sich  richtende  äußere  Poli- 
tik, für  die  b'lottenvermehrung  und  Rüstungsausgaben.  Wäre  der 
Krieg  gewählt  worden  als  Mittel  zur  Vernichtung  eines  wirtschaft- 
lich gefährlichen  Gegners,  zur  Mehrung  der  äußeren  Macht  ihres 
Landes,  sie  hätten  sich  der  Mitverantwortung  nicht  entzogen. 
Allen  dreien  aber  war  tiefstes  politisches  Bekenntnis  der  Glaube 
an  die  demokratische  Regierungsform,  deren  Erweiterung  und  Ver- 
tiefung im  Heimatlande  sie  sich  zur  Lebensaufgabe  gemacht 
hatten.  Das  Bewußtsein,  daß  die  Politik  des  Kabinetts  ihre 
Spitze  gegen  die  demokratische  Gesamtbewegung  richtete,  war 
es,  was  sie  zur  Resignation  bewog. 

Auch  die  andern  Männer,  die  die  Party  of  Democratic  Con- 
trol  gründeten,  fügen  sich  durch  ihr  politisches  Wirken  und  ihre 
Stellung  konsequent  in  unser  Gesamtbild  ein,  insbesondere  Mr. 
Norman  Angel. 

Kann  die  Tatsache,  daß  sich  eine  Gegenpartei  bildete,  nur 
als  ein  indirekter  Beweis  in  unserem  Sinne  gelten,  so  wird  ein 
unmittelbarer  und  offensichtlicher  Beweis  uns  durch  die  Minister 
selbst  geliefert.  Wir  meinen,  wie  bereits  gesagt,  die  Bildung  des 
Koalitionsministeriums  im  Monat  Mai   191 5. 

Man  wird  einwenden  können,  daß  in  allen  vom  Kriege  be- 
troffenen Staaten  ein  Burgfriede  geschlossen  wurde,  daß  auch  in 
Frankreich  und  Italien  die  Kabinette  durch  Heranziehung  einfluß- 
reicher außenstehender  Persönlichkeiten  verstärkt  wurden,  daß 
schließlich  Mr.  Asquith  und  seine  Kollegen  sich  nicht  mehr  sicher 
genug  fühlten,  um  ohne  Mitwirkung  der  konservativen  Partei  die 
Geschäfte  weiter  zu  führen.  Wenn  auch  all  diesen  Gründen  eine 
gewisse  äußere  Wahrscheinlichkeit  anhaften  mag,  so  werden  sie 
doch  bei  näherer  Betrachtung  gegenstandslos  oder  unwesentlich 
und  geben  keine  Erklärung  für  den  in  seiner  Art  beispiellosen 
Schritt.  Der  stete  Kampf  der  beiden  großen  Parteien  gegen- 
einander bildete  die  Grundlage  des  politischen  Lebens  in  England. 
Trotz  seiner  augenscheinlichen  Schwächen  hat  sich  dieses  System 
durch  alle  äußeren  und  inneren  Krisen  der  Nation  bewährt,  um- 
somehr    als    die    äußere  Politik  des  Landes  dadurch  nicht  beein- 
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flußt  wurde.  Der  Krieg  mit  all  seinen  VVechselfällen  hatte  einen 
Grund  zur  Aenderung  dieser  fundamentalen  Voraussetzungen, 
eine  innere  Schwäche  der  Nation  nicht  enthüllt.  Halten  wir  uns 
an  Tatsachen.  Die  konservativen  Führer  hatten  sich  mit  Ein- 
willigung ihrer  Partei  vom  ersten  Tage  ab  der  Regierung  zur 
Verfügung  gestellt.  Das  Inkrafttreten  des  Homerulegesetzes  und 
alle  übrigen  brennenden  Fragen  der  inneren  Politik  wurden  bis 
nach  dem  Kriege  vertagt.  Jegliche  die  Führung  der  Geschäfte 
behindernde  oder  beeinflussende  Opposition  war  verstummt  oder 
gänzlich  machtlos.  Ja,  es  erhoben  sich  sogar  aus  der  Mitte  bei- 
der Parteien  Stimmen,  die  darauf  hinwiesen,  daß  die  durch  die 
Koalierung  geschaffenen  Bedingungen  einer  tatkräftigen  Leitung 
der  Staatsgeschäfte  entgegenwirken  mußten.  Auch  lag  für  das 
in  achtjähriger  aufreibender  Tätigkeit  erprobte  Kabinett  kein  Grund 
vor,  sich  einen  Zuw-achs  von  geschäftsgewandten  Mitgliedern  zu 
wünschen,  noch  befanden  sich  unter  den  konservativen  Front- 
benchers  Persönlichkeiten  mit  die  ihrige  überragender  politischer 
Erfahrung.  Die  Ursache  für  die  Bildung  der  Koalitionsregierung 
ist  vielmehr  in  ganz  anderer  Richtung"  zu  suchen. 

Wenn  es  der  Fall  ist,  daß  in  England,  weit  mehr  als  dem 
Deutschen  geläufig  sein  kann ,  politische  Bewegungen  sich  in 
ihren  Führern  widerspiegeln  und  durch  sie  zum  Ausdruck  ge- 
bracht werden,  so  wollen  wir  als  Sinnbild  des  durch  die  Koa- 
lition zum  Ausdruck  gebrachten  Gedankens  nicht  den  weltweisen 
aber  stark  gealterten  Mr.  Balfour,  noch  Mr.  Bonar  Law  oder 
Austen  Chamberlain  hinstellen,  denen  die  Originalität,  Ursprüng- 
lichkeit und  Kraft  der  Weltauffassung  mangelt,  um  Radikales  zu 
schaffen.  Zwei  Männer  sind  dagegen  durch  die  Teilnahme  der 
konservativen  Partei  an  der  Regierung  zu  ausübender  Macht  ge- 
langt, deren  Stärke,  den  innerpolitischen  Dingen  eine  neue  Wen- 
dung zu  geben,  unzweifelhaft  ist,  nämhch  Lord  Derby  und  Lord 
Robert  Cecil.  Beide  aus  prinzlichem  Geschlecht,  die  politischen 
Dinge  aus  demselben  Gesichtswinkel  schauend  wie  die  französi- 
schen Nobeln  des  i8.  Jahrhunderts,  vereinigen  sie  mit  der  Stärke 
der  Persönlichkeit ,  die  exklusive  Geburt  und  aristokratische 
Lebensauffassung  dem  Individuum  verleiht,  die  einzigartige  P"ähig- 
keit  des  englischen  Hochadels,  sich  zu  Führern  einer  jeglichen 
Volksströmung  zu  machen  und  die  darin  zur  Auslösung  kom- 
mende Kraft  in  Bahnen  zu  lenken,  die  ihren  eigenen  Wünschen 
entsprechen.     Die  Kreise  von  und  um  Lord  Robert  Cecil  waren 
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es,  die  sich  seit  Jahren  für  die  Einführung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht einsetzten  ;  um  sie  herum  kristallisierten  sich  alle  aristo- 
kratischen Strömungen  und  imperialistischen  Bestrebungen,  deren 
treibende  Mitte  sie  waren  und  denen  sie  moralische  Kraft  ver- 
liehen. Lord  Robert  Cecil  und  Lord  Derby  sind  die  reinsten  und 
konsequentesten  Vertreter  ihrer  Klasse.  Daß  diesen  Männern, 
den  unnachsichtigsten  Feinden  des  Liberalismus,  zu  einer  Zeit 
weltgeschichtlicher  Entwickelungen  im  Aeußern  und  angesichts 
schicksalsschwerer  und  ihrer  Lösung  harrender  Probleme  im 
Innern  von  einem  liberalen  Kabinett  positive  Regierungsmacht 
eingeräumt  worden  ist,  darin  liegt  die  wirkliche  Bedeutung  des 
Koalitionsministeriums.  Als  sie  ihre  erbittertsten,  tiefsten  politi- 
schen Feinde  an  ihre  Seite  riefen,  um  mit  ihnen  die  Macht  des 
Reiches  zu  teilen,  erhoben  die  liberalen  Führer  zum  erstenmale 
öffentlich  den  Arm  gegen  ihre  eigene  Partei,  deren  Unzulänglich- 
keit sie  erkannt  hatten.  Wer  es  versteht,  aus  den  Aeußerungen 
britischer  Staatsmänner  die  sie  bewegenden  Grundgedanken  zu 
lesen,  der  begriff,  daß,  als  Mr.  Asquith  mit  dem  x\usdruck  tiefsten 
persönlichen  Bedauerns  diesen  Schritt  als  eine  Folge  eiserner 
Notwendigkeit  hinstellte,  seine  Worte  den  Schwanengesang  der 
liberalen  Partei  bedeuteten. 

Wenn  wir  die  letzten  politischen  Geschehnisse  in  England 
unter  dem  Gesichtswinkel  unserer  bisherigen  Betrachtungen  an- 
schauen, so  werden  wir  erkennen,  daß  nichts,  was  geschehen  ist, 
sich  hart  und  unvermutet  in  den  Weg  der  Staatsleiter  drängte, 
sich  ihnen  aufzwang.  Vielmehr  sind  alle  ihre  Maßnahmen  die 
logische  Folge  ihrer  grundlegenden  Entschlüsse,  ein  von  ihnen 
bewußt  erstrebtes  Ziel. 

Die  allgemeine  Wehrpflicht,  die  die  Grundlagen  des  bürger- 
lichen Lebens  der  Engländer  in  tiefeinschneidender  Weise  ver- 
ändert und  die,  wie  wir  gesehen  haben,  noch  vor  wenig  Jahren 
außerhalb  des  Bereichs  praktischer  Tagespolitik  erschien,  ist  durch 
fast  einstimmigen  Willen  der  Nation  zum  Gesetz  geworden.  Die 
Zusage  des  Premierministers,  daß  die  Maßnahme  nur  für  die 
Dauer  dieses  Krieges  beabsichtigt  sei,  wird  selbst  von  seinen 
Landsleuten  nicht  ernst  genommen.  Solche  Versprechen  gehören 
zu  den  bekannten  Mitteln  der  englischen  Minister,  um  einer  an 
sich  unerwünschten  Maßnahme  die  Schärfe  der  Unerbittlichkeit 
zu  nehmen.  Einen  praktischen  W^ert  mißt  man  ihnen  aber  jen- 
seits des  Kanals  nicht  bei.   Wenn  auch  die  Wehrpflicht  nach  dem 
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Kriege  wohl  eine  engere  Begrenzung  erfahren  wird,  so  ist  es  nicht 
wahrscheinlich,  daß  in  dem  Kabinett,  welches  nach  den  nächsten 
Wahlen  die  Geschicke  Englands  lenken  dürfte,  sich  auch  nur  eine 
Stimme  zu  ihrer  völligen  Wiederabschaffung  erheben  wird. 

Ihr  wichtigstes,  am  meisten  erwünschtes  Ziel  hat  die  imperia- 
listische Richtung  also  bereits  endgültig  erreicht.  Die  allgemeine 
Wehrpflicht  ist  eingeführt  und  als  eine  dauernde,  grundlegende 
Einrichtung  dem  englischen  Staatsleben  hinzugefügt  worden.  Wir 
wollen  jetzt  untersuchen,  wie  weit  sie  in  der  Verwirklichung  ihres 
zweiten  Zieles,  der  Schaffung  des  großbritischen  Zollverbandes, 
geschritten  ist. 

Wir  haben  bereits  dargetan,  daß  vor  Ausbruch  des  Krieges 
ein  Haß  gegen  unsere  wirtschaftliche  Entfaltung  in  England  nicht 
bestand.  Die  Regierung  hat  sich  daher  auch  in  weiser  Mäßi- 
gung zunächst  von  jeglicher  Kundgebung  ferngehalten,  die  die 
Vernichtung  unseres  Handels  zu  einem  der  Kriegsziele  stempelte. 
Erst  als  während  des  Krieges  der  allmählich  geschürte  Haß  gegen 
Deutschland  eine  Stimmung  erzeugt  hatte,  die  den  Boden  des 
Realen  bereits  verließ,  hat  sie  die  möglichst  vollständige  Ab- 
schnürung unserer  wirtschaftlichen  Entfaltung  als  wünschenswert 
proklamiert.  Sie  hat  die  hierfür  einsetzende  Bewegung  mit  solch 
feiner  Berechnung  des  richtigen  psychologischen  Momentes  ein- 
geleitet, daß  ein  voller  Erfolg  bei  ihren  Landsleuten  erzielt  wurde. 
Wie  durchgreifend  dieser  Erfolg  ist,  erhellt  aus  der  Tatsache, 
daß  heute  selbst  in  Manchester  Schutzzölle  als  Abwehr  gegen 
den  deutschen  Handel  gefordert  werden,  demselben  Manchester, 
das  bisher  als  die  Hochburg  des  Freihandels  angesehen  wurde 
imd  an  dessen  starkem  Widerstand  alle  früheren  Bemühungen  der 
Tarifreformer  gescheitert  sind.  Und  nicht  nur  in  Großbritannien 
ist  heute  der  Boden  reif  für  den  Zolltarif,  auch  aus  den  Kolonien 
kommt  der  fast  einstimmige  Ruf  nach  engerem  wirtschaftlichen 
Zusammenschluß  mit  dem  Mutterland.  Kurz,  es  ist  eine  Bewe- 
gung innerhalb  des  Weltreichs  hergestellt,  die  es  dem  Staats- 
manne  ermöglicht,  die  kleinen  persönlichen  Interessen  der  Einzel- 
staaten und  Einzelverbände  beiseite  zu  schieben,  um  das  große 
Ganze  zu  verwirklichen.  Wahrscheinlich  bestehen  bereits  Geheim- 
abkommen zwischen  London  und  den  wichtigsten  selbstverwal- 
tenden Kolonien.  Hierdurch  würde  auch  eine  Erklärung  für  die 
völlig  neue  und  überaus  wichtige  Tatsache  gefunden  werden,  daß 
sich  ein  australischer  und  ein  kanadischer  Minister  als  Beauftragte 
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des  englischen  Kabinetts  an  den  Pariser  Verhandlungen  beteilig- 
ten. Würden  heute  Mr.  Asquith  und  seine  Kollefren  vor  das 
Land  und  die  Kolonien  mit  dem  Vorschlage  zur  Schaffung  eines 
großbritischen  ZoUvcrbandes  treten,  so  würden  sie  keinen  größeren 
Widerstand  zu  überwinden  haben,  als  bei  der  FJinführung  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht,  die  ebenfalls  keine  ernstliche  Opposition  fand. 

Aber  ich  glaube  nicht,  daß  diese  Absicht  im  Sinne  der  bri- 
tischen Staatsmänner  liegt.  Denn  es  ist  nicht  möglich,  einen 
Zollverband  zu  schaffen,  der  eine  wirtschaftliche  Schädigung  von 
Deutschland  allein  bedeutet,  ohne  zugleich,  wenrt  auch  vielleicht 
in  abgeschwächtem  Maße,  die  Bundesfreunde  und  Waffengenossen 
Englands  zu  treffen.  Nicht  nur  den  deutschen  Falnikaten  würde 
der  Zutritt  zu  den  englischen  Märkten  verwehrt  oder  erschwert 
werden ;  auch  den  Produkten  von  Frankreich  und  Rußland,  Japan 
und  Amerika  würden  durch  die  Schutzzölle  Eintrittsschranken  er- 
richtet werden.  Solange  also  die  Waffen  sprechen,  kann  der 
Zoll  verband  nicht  ins  Leben  treten.  Darum  haben  die  englischen 
Minister  eine  neue  Bewegung  organisiert,  die  zu  den  bekannten 
Pariser  Zusammenkünften  führte.  Die  Pariser  interparlamentari- 
schen und  wirtschaftlichen  Konferenzen  sollen  den  dauernden 
politischen  und  wirtschaftlichen  Zusammenhalt  der  Alliierten  vor- 
bereiten. 

Ist  es  aber  den  Engländern  hiermit  wirklich  Ernst.-  Ist  an- 
zunehmen, daß  die  kühlen  Londoner  Rechner  sich  für  ihre  zu- 
künftige Handelspolitik  Schranken  auflegen  lassen  werden,  zu 
einer  Zeit,  in  der  es  auch  dem  Weitsichtigsten  unmöglich  ist 
vorauszuschauen,  welche  Bahnen  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
der  Staaten  Europas  und  der  übrigen  Erdteile  im  nächsten  Men- 
schenalter nehmen  wird.?  Ich  glaube  nicht!  Ich  bin  der  Ansicht, 
daß,  während  noch  die  Waffen  sprechen,  das  britische  Kabinett 
keinerlei  Verpflichtungen  eingehen  wird,  die  imstande  sind,  die 
Handels-  und  wirtschaftliche  Politik  des  Landes  in  dauernder 
Weise  wirksam  zu  beeinflussen.  Denn  die  Männer,  die  die 
Pariser  Konferenz  und  die  darin  zum  Ausdruck  kommende  Be- 
wegung ins  Leben  riefen,  verfolgten  damit  einen  ganz  andern 
Zweck.  Ihre  Absicht  war  eine  zweifache.  Sie  wollten  den  in 
Waffen  Verbündeten  die  Aufrichtigkeit  ihrer  Politik  beweisen  und 
sie  erreichten,  daß  das  wirtschaftlich  von  uns  ins  Hintertreffen 
gedrückte  Frankreich  und  das  kommerziell  von  uns  stark  beein- 
flußte   Rußland    in    Erwartung    einer    weltwirtschaftlichen    Groß- 
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Expansion,  die  sich  auf  Kosten  Deutschlands  vollziehen  soll,  leben. 
Wichtiger  war  ihnen  aber  noch  die  Wirkung,  die  auf  die  eigenen 
Landsleute  erzielt  wurde.  Denn  es  ist  erreicht  worden,  daß  die 
einmal  geschaffene  imperialistische  Stimmung  im  britischen  Reich 
wach  und  scharf  erhalten  bleibt.  Diese  Bewegung  wird  auch 
nicht  durch  einen  Mißerfolg  auf  dem  Schlachtfeld  mehr  zum  Um- 
schlag gebracht  oder  durch  die  weitere  Entwickelung  des  Krieges 
beeinflußt  werden.  Sie  wird  erst  nach  Beendigung  des  Krieges 
ihre  eigentliche  Ausnutzung  finden,  wenn  Großbritannien  mit 
seinen  Kolonien  den  so  lange  beharrlich  erstrebten  Zollverband 
schließt,  der  die  jetzt  lose  zusammenhängenden  Teile  des  briti- 
schen Weltreiches  zu  einem  fest  zusammengeschlossenen,  einheit- 
lichen Ganzen  vereinigen  wird. 

So  sehen  wir,  daß  die  Männer,  die  die  Geschicke  Englands 
leiten,  ihre  nach  großen  Zwecken  strebenden  Pläne  verwirklicht 
haben.  Unter  ihrer  Führung  hat  die  Nation  den  kritischen  Punkt, 
auf  dem  sie  in  ihrer  inneren  Entwickelung  angelangt  war,  über- 
wunden ;  sie  stellt  sich  uns  heute  entgegen  als  ein  in  sich  fest 
gefügter  einheitlicher  Organismus.  Gewiß,  der  Kampf  der  beiden 
Klassen  gegen  einander  im  Innern  wird  nach  dem  Kriege  mit 
-erneuter  Schärfe  einsetzen,  die  Stärke  der  Nation  nach  außen 
hin  wird  dadurch  aber  nicht   in  Mitleidenschaft  gezogen  werden. 

Ich  habe  in  vorstehender  Arbeit  versucht,  dem  Leser  die 
Politik  Englands  aus  ihrem  inneren  Zusammenhange  heraus  zu  er- 
klären. Als  das  Ergebnis  unsrer  Betrachtungen  verzeichnen  wir 
die  Erkenntnis,  daß  diese  Politik  ein  einheitliches  System  dar- 
stellt, eine  einzige  große  Aktion,  deren  einzelne  Handlungen  in 
innerster  Beziehung  zueinander  stehen,  sich  architektonisch  auf- 
einander aufbauen.  Keiner  der  wesentlichen  Beschlüsse  des  eng- 
lischen Ministeriums,  von  der  Kriegserklärung  an,  verdankt  sein 
Entstehen  der  Notwendigkeit  oder  der  Begehrlichkeit  des  Augen- 
blickes, vielmehr  sind  sie  alle  die  konsequente  Aeußerung  des 
«inen,  gleichen  Grundgedankens.  Dieser  Grundgedanke,  in  Form 
•eines  Satzes  ausgedrückt,  lautet:  Die  konservative  Idee  als  die 
Grundlage  des  englischen  Staatswesens  darf  nicht  erschüttert 
werden;  ihren  praktischen  Ausdruck  findet  im  gegenwärtigen 
England  die  konservative  Idee  in  imperialistischer  Politik. 

Denselben  Gedanken  sprach  Mr.  Balfour  aus,  als  er  vor 
lo  Jahren  angesichts  der  völligen  Niederlage  seiner  Partei  bei 
^Jen  Wahlen  und  eine  Viertelstunde  nach  Verlust  seines  eigenen 
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Wahlkreises  die  Worte  äußerte:  >0b  im  Amt  oder  in  der  Oppo- 
sition, die  große  konservative  Partei  darf  nie  aufhören,  die  Ge- 
schicke Englands  zu  bestimmen.« 

Diese  Treue  zur  konservativen  Idee  ist  ein  Beweis  großer 
Stärke  ;  der  Ausdruck  einer  Kraft,  die  jedem  Gegner  gefährlich 
werden  muß,  der  nicht  ein  Gleiches  ihr  entgegenzusetzen  hat. 
Aber  der  Deutsche  stellt  englischer  Kraft  getrost  die  seine  ent- 
gegen. Auch  wir  sind  ein  bis  ins  Innerste  konservatives  Volk. 
Unser  politisches  Streben  im  weitesten  Sinne  gipfelt  in  einem  be- 
wußten Willen    zum    Deutschen. 

Wie  sich  dieser  Wille  zum  Deutschen  nun  in  die  Tat  um- 
setzt, ist  eine  Frage  erst  von  zweiter  Bedeutung,  Wahrscheinlich 
ist  —  während  des  kommenden  Geschichtsabschnitts  —  seine 
äußere  Verkündung  durch  Imperialismus  und  Weltmachtbestreben. 
In  keinem  Falle  aber  darf  die  uns  mit  ihm  verliehene  Kraft  durch 
Einwirkungen  geschmälert  werden,  die  aus  der  eigenen  Mitte 
kommen  und  die  unschädlich  zu  machen  in  unsrer  Macht  liegt. 
So  ist  es  denn  schon  heute  unsre  Pflicht,  dafür  einzutreten,  daß 
auch  wir  nach  dem  Kriege  eine  völlig  geschlossene  Einheit  nach 
außen  hin  darstellen,  daß  unsre  Front  gegen  die  anderen  Na- 
tionen eine  undurchdringliche  sei.  Dies  wird  die  oberste  Forde- 
rung der  Stunde  sein.  Denn  nur  diese  Geschlossenheit  wird  uns 
zu  einem  ebenbürtigen  Gegner  Englands  machen  in  dem  großen 
wirtschaftlichen  Kampf,  der  sich  als  eine  natürliche  Fortsetzung 
des  gegenwärtigen  Krieges  entspinnen  wird,  und  über  den  ich 
als  Abschluß  meiner  Abhandlung  jetzt  einige  Worte  sagen  möchte. 

Den  Handelskampf  zwischen  Deutschland  und  England  muß 
man  schon  heute  als  eine  Realität  betrachten.  Er  ist  nicht  die 
Folge  "eines  durch  den  Krieg  ausgelösten  Hasses,  der  nach  Be- 
tätigung sucht,  nachdem  der  Kampf  mit  den  Waffen  eine  Ent- 
scheidung nicht  gezeitigt  hat.  Selbst  wenn  einer  der  beiden 
Gegner  völlig  besiegt  werden  würde,  müßte  nach  wenig  Jahren  der 
Handelskrieg  doch  einsetzen,  und  ebenso  notwendig  wäre  sein 
Kommen,  wenn  der  Friedensschluß  das  Ende  aller  Spannung 
zwischen  den  Gegnern  bedeuten  w-ürde.  Er  war  in  dem  Augen- 
blicke eine  Notwendigkeit  geworden,  in  dem  sich  England  zum 
Krieee  entschloß.  Als  solche  wurde  er  von  vielen  erkannt,  nicht 
zuletzt  vom  englischen  Kabinett  selbst.  Viele  ^^laßnahmen  unserer 
Feinde  werden  erst  richtig  verständlich,  wenn  man  sie  in  diesem 
Zusammenhange  betrachtet,  nämlich  als  eine  bewußte  systemati- 
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sehe  Vorbereitung,  als  die  Schaffung  einer  Bereitschaft  zum  kom- 
menden Handeiskrieg. 

Auch  hier,  wie  im  Kriege  mit  den  Waffen,  wurden  die  Maß- 
nahmen der  Engländer  vom  Grunde  aus  aufgebaut,  waren  sie  in 
ihrer  Wirkung  sich  stetig  steigernde.  Der  erste  Schritt  war  das 
Zusammentragen  und  die  Errichtung  einer  Sammlung  von  Mustern 
deutscher  Industrie-Erzeugnisse,  die  auf  dem  Weltmarkt  beson- 
dern Erfolg  gezeitigt  hatten ;  diese  Muster  wurden  der  englischen 
Industrie  zur  Verfügung  gestellt  mit  der  Aufforderung,  während 
unsrer  zeitlichen  Abschließung  vom  Weltmarkt  durch  Nachah- 
mung unserer  Fabrikate  mühelos  unsere  ausländische  Kundschaft 
zu  sich  herüberzuziehen.  War  hierdurch  nur  ein  Anfang  gemacht, 
so  war  der  nächste  größere  Schlag  gegen  uns  von  ungleich 
größerer  Wirkung.  Sein  Ziel  war  die  völlige  Entwurzelung  des 
deutschen  Elementes  in  England  und  den  Kolonien.  Sie  wurde 
erreicht  durch  Auflösung  der  deutschen  Handelsfirmen  und  Ent- 
eignung des  deutschen  Besitzes.  Nicht  nur  wurden  die  Handels- 
unternehmungen geschlossen,  sondern  man  verbrannte  ihre  sämt- 
lichen Bücher  und  Dokumente,  damit  auch  späterhin  kein  Deut- 
scher in  irgendeiner  Form  aus  ihnen  Nutzen  ziehen  könne.  Noch 
radikaler  als  in  England  ging  man  in  den  Kolonien  zu  Werke, 
wo  man  den  deutschen  Bürger  in  jeder  Weise  wirtschaftlich  und 
politisch  entrechtete.  Hierbei  muß  gesagt  werden,  daß  das  Mut- 
terland immerhin  sich  insofern  innerhalb  seines  Rechts  befand,  als 
sich  seine  Maßnahmen  gegen  fremde  Nichtbürger  richteten ;  für 
die  Handlungsweise  der  Kolonien  aber  gibt  es  einen  solchen  Ein- 
wand nicht.  Denn  ihre  Staaten  waren  den  Einwanderern  sämt- 
licher Nationalitäten  offen  und  jeder  war  in  der  Lage  sich  volles 
Bürgerrecht  zu  erwerben,  und  sich  nicht  nur  wirtschaftlich,  son- 
dern auch  politisch  in  voller  Freiheit  zu  betätigen.  Die  Deutschen 
waren  hier  also  vollberechtigte  Staatsbürger  wie  jeder  british 
born;  sie  hatten  im  Gegensatz  zu  dem  deutschen  Element  in 
England  besonders  in  Australien  und  Südafrika  großen  Wirtschaft- , 
liehen  und  politischen  Einfluß  gewonnen.  Daß  sich  nun  diesen 
ihren  Vollbürgern  gegenüber  die  Kolonien  plötzlich  in  solch  radi- 
kaler Weise  ihrer  Zugehörigkeit  zum  britischen  Staatenverband 
erinnerten,  bedeutet  einen  einzig  dastehenden  Treubruch  gegen 
Männer,  deren  Regsamkeit  auf  allen  Gebieten  einen  wesentlichen 
Anteil  an  dem  Gedeihen  der  jungen  Staaten  hat. 

Aber  vernichtete  Handelsniederlassungen   kann  man  wieder- 
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herstellen,  verlorene  Kundschaft  wiedergewinnen.  Auch  werden 
Zwangsmaßregeln,  Zerstörungsakte,  immer  nur  für  einen  begrenzten 
Zeitraum  ihre  Wirkung  behalten,  aber  gegen  wirkliche  Kraft  sich 
auf  die  Dauer  nicht  behaupten;  und  schließlich  erstreckten  sie 
sich  ja  nur  über  einen  begrenzten  Teil  des  Weltmarktes,  nur 
über  England  und  die  Kolonien,  während  die  Schlachtfelder  des 
kommenden  Wirtschaftskampfes  die  Handelszentren  der  ganzen 
Welt  sein  werden.  Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  hat  die  eng- 
lische Regierung  zu  gleicher  Zeit  versucht,  aufbauend,  in  posi- 
tiver Weise  tätig  zu  sein,  und  zwar  in  zwei  Richtungen.  Erstens 
hat  sie  die  heimische  Industrie  zu  höherer  Leistungsfähigkeit  ge- 
bracht. Dann  aber  hat  sie  es  sich  angelegen  sein  lassen,  uns  die 
Sympathien  der  handeltreibenden  Nationen,  unserer  Kunden,  zu 
entziehen. 

Die  englischen  industriellen  Anlagen  wurden  neu  aufgebaut 
unter  der  Parole  der  Munitionserzeugung.  Es  ist  mit  Recht  be- 
hauptet worden,  daß  der  Munitionsmangel  der  Verbündeten  nie- 
mals so  schwerwiegend  war,  wie  er  von  Lloyd  George  hingestellt 
wurde ;  denn  die  Munitionserzeugung  von  England  und  Frank- 
reich war  schon  im  Frieden  eine  gewaltige  und  deckte  die  Be- 
dürfnisse des  weitaus  größten  Teils  der  Erde.  Dazu  gesellte  sich 
vom  ersten  Tage  des  Krieges  an  die  Hilfe  der  amerikanischen 
und  japanischen  Werke.  Unsere  Heeresleitung  dagegen  war 
ausschließlich  auf  die  Produktion  des  eigenen  Landes  angewiesen, 
die  außerdem  noch  einen  nicht  imerheblichen  Teil  des  Bedarfs 
unserer  Verbündeten  decken  mußte. 

Es  ist  demnach  offensichtlich,  daß  die  von  Lloyd  George 
mit  vielem  Getöse  durchgeführte  Propaganda  noch  eine  andere 
Absicht  verfolgte  als  lediglich  die  Erhöhung  der  Munitionserzeu- 
gung. Wirklich  war  eines  ihrer  wesentlichen  Ziele  neben  ge- 
wissen persönlichen  Zwecken  des  Ministers  die  technische  Ver- 
vollkommnung der  englischen  Werke  im  Hinblick  auf  den  kom- 
menden industriellen  Kampf.  Diese  Erklärung  mag  etwas  ge- 
zwungen erscheinen,  sie  bewegt  sich  aber  auf  dem  Boden  der 
Tatsachen.  Ein  großer  Teil  der  englischen  Werke,  besonders  die 
sogenannten  Spezialfabriken,  waren  nämlich,  wie  auch  in  Deutsch- 
land in  den  weitesten  Kreisen  bekannt  ist,  technisch  stark  ver- 
altet. Daß  sie  dennoch  im  Wettbewerb  gegen  moderne  Werke 
anderer  Staaten  bestehen  konnten,  lag  einmal  in  dem  Ruf,  den 
ihre  Fabrikate  von    alters  her  in   der  Welt    genossen;    ferner    in 
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der  allgemeinen  Stärke  der  britischen  Welthandelsbeziehungen; 
und  schließlich  in  dem  Freihandelsystem,  das  der  englischen  In- 
dustrie die  Möglichkeit  des  Bezuges  billiger  Halbfabrikate  aus 
anderen  Ländern  gab.  Gewiß,  wenn  die  erwähnten  Momente  im 
Laufe  der  Jahre  ihre  Wirkungskraft  verloren  hätten,  würde  die 
englische  Industrie  dieser  Entwickelung  durch  Modernisierung 
ihrer  Werkanlagen  Rechnung  getragen  haben.  Lloyd  George 
aber  erkannte,  daß  schnelles  Handeln  notwendig  geworden  sei, 
nachdem  die  Kriegserklärung  am  4.  August  1914  den  Wirtschafts- 
kampf unvermeidlich  gemacht  hatte.  Ja,  er  maß  der  Frage  eine 
solche  Wichtigkeit  bei  —  und  nicht  mit  Unrecht  — ,  daß  er  ein 
neues  Ministerium  schuf  und  seine  ganze  Arbeitskraft  für  eine 
rasche  Lösung  einsetzte. 

Das  ganze  Raffinement  ihrer  diplomatischen  Schulung  aber 
kommt  zur  Geltung  in  der  Art  und  Weise,  in  der  die  Engländer 
von  Anfang  an  versuchten,  uns  in  der  Welt  des  Handels  zu  iso- 
lieren. Wir  müssen  uns  gestehen,  daß  Deutschland  gegenwärtig 
ziemlich  freundlos  dasteht.  Wir  wollen  gänzlich  von  den  Ver- 
einigten Staaten  absehen,  denn  die  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Bande,  die  die  herrschenden  Klassen  dort  mit  den  oberen  Schich- 
ten Englands  verbinden,  sind  zu  stark  und  mannigfach,  als  daß 
wir  auf  Unparteilichkeit  von  dieser  Seite  rechnen  könnten. 

Wie  aber  erklären  wir  uns  die  fast  mürrische  Neutralität  fast 
der  gesamten  Handelsnationen  der  Erde  uns  gegenüber,  wie  das 
völlige  Verschwinden  des  starken  deutschen  Einflusses  in  Argen- 
tinien, Brasilien,  Chile  und  nicht  zuletzt  in  Südafrika  f  Die  Er- 
scheinung ist  so  gleichartig,  daß  wir  es  zweifellos  in  allen  Fällen 
mit  einem  gleichen  Grundprinzip  zutun  haben.  Ich  denke,  daß 
die  Erklärung  hierfür  nicht  schwer  zu  finden  ist.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Dinge,  daß  den  handelstreibenden  Ständen  in  allen 
Ländern  der  Begriff  der  Autokratie  oder  gar  des  Absolutismus 
etwas  Verhaßtes  ist.  Das  ist  eben  der  grundsätzliche  Unterschied 
zwischen  dem  Aristokraten  und  dem  Bourgeois.  England  hat  sich 
diese  Erkenntnis  seit  langem  zunutze  gemacht.  Es  hat  die  dünne 
Schicht  demokratischer  Institutionen,  die  wie  eine  Außenhülle  den 
englischen  Staatsorganismus  umgibt,  ohne  indessen  in  sein  Inneres 
einzudringen,  wie  ein  Aushängeschild  dazu  benutzt,  um  die  han- 
delstreibenden Nationen  der  Erde  zu  sich  hinzuziehen.  Wenige 
Deutsche  wissen,  mit  welchen  Gefühlen  der  Freude  und  des  per- 
sönlichen Wohlbehagens  die  Menschen,  seien  sie  —  wie  der  Eng- 
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länder  charakteristisch  für  seine  Nation  unterscheidet  —  Colonials, 
Americans  oder  foreigners,  kurz  aus  allen  Teilen  der  Erde,  nach 
England  kommen,  wo  sie  glauben,  sich  in  gänzlich  freier  Atmo- 
sphäre zu  Hause  zu  fühlen.  Mit  diesen  Empfindungen  rechneten 
die  englischen  Staatsmänner,  als  sie  mit  kalt  lächelndem  Cynis- 
mus  verkündeten,  daß  ihre  Kriegserklärung  nicht  dem  deutschen 
Volke  als  solches  gelte,  sondern  seinem  autokratischen  Regime. 
Die  Folgezeit  hat  bewiesen,  daß  ihre  Berechnung  richtig  war ; 
die  Sympathien  des  Bourgeois  überall  neigten  sich  auf  die  Seite 
Englands ;  auf  diese  Weise  können  wir  es  uns  erklären,  daß  nicht 
nur  die  Republiken  der  Erde  gegen  uns  Stellung  nahmen,  sondern 
daß  auch  in  den  neutralen  Königreichen  der  MitteLstand,  die 
handeltreibenden  Klassen,  englandfreundlich  gesinnt  sind. 

Dieses  waren  die  Vorbereitungen  Englands  für  den  kommen- 
den Wirtschaftskrieg.  Wir  wissen  schon  heute,  daß  die  äußerste 
Kräfteanspannung  von  uns  verlangt  werden  wird,  um  auch  diesen 
Kampf  siegreich  zu  bestehen.  Wir  müssen  es  schon  jetzt  klar 
erkennen  und  es  uns  mit  aller  Schärfe  zum  Bewußtsein  bringen, 
daß  es  ein  Ausruhen  für  uns  nicht  gibt,  bis  wir  unsere  wirtschaft- 
liche Stellung  England  gegenüber  gänzlich  unangreifbar  und  sicher 
gestellt  haben.  —  Unsere  Generation  ist  dazu  vorbestimmt,  die 
ganze  Härte  und  Unbarmherzigkeit  des  gegenwärtigen  und  des 
kommenden  Kampfes  zu  tragen.  Jedes  Individuum  wird  seine 
Rückwirkungen  spüren;  die  wirtschaftliche  Existenz  der  Meisten 
wird  manch  harte  Probe  zu  bestehen  haben.  Wir  werden  uns  in 
Manchem  den  Dingen  anzupassen  haben. 

Ich  sehe  vor  allem  eine  physische  Notwendigkeit  darin,  daß 
sich  der  Deutsche,  die  Kraft  seines  Wesens  fest  aus  dem  heimat- 
lichen Boden  saugend,  in  gesteigertem  Maße  zum  Weltenbürger 
entwickelt. 

Keine  Erwägung  aber,  sei  sie  psychischer  oder  wirtschaft- 
licher Natur,  gibt  Grund  zu  der  Befürchtung,  daß  wir  den  kom- 
menden Kampf  nicht  mit  Ehren  bestehen  werden. 

Die  wirtschaftliche  Kraft  Deutschlands ,  seine  natürlichen 
Hilfsquellen,  die  Organisationsfähigkeit  und  Schmiegsamkeit  seiner 
Industrie  und  der  übrigen  Erwerbszweige  haben  sich  als  stärker 
erwiesen,  als  selbst  die  Mutigsten  von  uns  es  vor  dem  Kriege  zu 
hoffen  gewagt  hätten.  Die  moralischen  Eigenschaften,  die  sich 
aufs  neue  offenbart  haben,  halten  gleichen  Stand.  Zwei  Millionen 
Freiwillige  meldeten  sich  während  der  ersten  Monate  des  Krieges 
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ZU  den  Waffen.  Das  Uebergewicht  der  geistigen  Kraft,  die  Ini- 
tiative, die  Ursprünglichkeit  der  Ideen,  war  während  des  ganzen 
Krieges  auf  der  Seite  der  Deutschen.  Was  an  strategischem 
Vollbringen,  an  Neuerfindung  und  Ausgestaltung  der  technischen 
Kampfmittel,  an  Organisation  der  Kriegswirtschaft  im  Lande 
seit  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  von  den  Nationen  geleistet 
worden  ist,  verdankt  seinen  Ursprung  deutschem  Geiste.  Und 
sollten  später  die  verschärften  Lebensbedingungen,  die  größere 
Intensität  des  wirtschaftlichen  Existenzkampfes,  erhöhte  Regsam- 
keit seitens  der  Staatsleitung  auf  dem  Gebiete  sozialer  Gesetz- 
gebung notwendig  machen,  so  sehen  wir  auch  hierin  im  Rück- 
blick auf  das  früher  Geleistete  mit  Vertrauen  der  Zukunft  ent- 
gegen. Soweit  der  demokratische  Gedanke  eine  Berechtigung 
haben  mag,  insofern  nämlich  seine  Tendenz  darin  besteht,  einer 
möglichst  großen  Zahl  des  Volkes  die  erreichbar  besten  Lebens- 
bedingungen zu  schaffen,  hat  unsre  Nation  seit  langem  allen 
anderen  als  Vorbild  gegolten.  Als  in  England  vor  einigen  Jahren 
die  Kranken-  und  Altersversicherung  geschaffen  wurde,  da  nahm 
man  bei  jeder  einzelnen  Bestimmung  die  deutsche  Institution  zum 
Maßstab.  Ja,  ich  bezweifle,  ob  die  in  ihren  eigenen  Bahnen  und 
in  einer  streng  begrenzten  Ideenwelt  sich  bewegende  Begabung 
des  englischen  Staatsmannes  ihn  überhaupt  dazu  befähigt,  aus 
eigenem  Können  heraus  und  ohne  Anlehnung  an  fremde  Vor- 
bilder eine  große  sozialpolitische  Schöpfung  zu  erdenken  und  aus- 
zugestalten. Männer  wie  Adolf  Wagner,  Graf  Posadowsky  und 
Delbrück  wird  nur  der  deutsche  Boden  erzeugen  und  nur  in 
der  Atmosphäre  unseres  Vaterlandes  werden  sie  eine  freie 
Bahn  für  ihr  Schaffen  finden. 

Wir  sehen  dem  kommenden  Wirtschaftskampf  mit  Ruhe  ent- 
gegen. Ein  jeder  wird  an  der  allgemeinen  Aufgabe  mitzuwirken 
haben.  Aber  das  Bewußtsein,  Anteil  zu  haben  an  dem  Streben 
nach  einem  großen  Ziel,  sei  dieser  Anteil  bedeutend  oder  gering, 
bewußt  oder  nur  von  unvermeidlicher  Beziehung,  hat  nichts 
Niederdrückendes,  sondern  ist  der  Anreiz  zu  stärkster  Kräfteent- 
faltung. 
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EIN    AUSSCHNITT    AUS    DER    ENTWICKLUNGSGESCHICHTE 
DER  GRUNDSÄTZE  INNERER  VERWALTUNG  IM  MODERNEN 

STAAT. 

Von 

KURT  WOLZENDORFF. 


Gegenüber  dem  Anspruch  der  Franzosen,  mit  den  >  Grands 
Prinzipes  de  1789«  dem  modernen  öffentlichen  Leben  und  Denken 
das  Gepräge  gegeben  zu  haben,  ist  vielfach  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  in  Deutschland  diese  Neuprägung  aus  einer  ganz 
anderen,  selbständig  neben  und  z.  T.  vor  der  französischen  her- 
gehenden, Revolution  hervorgegangen  ist,  aus  der  Revolution  der 
Geister,  die  sich  in  dem  sinkenden  18.  Jahrhundert  aus  der  Auf- 
klärung entwickelte.  Das  ist  richtig,  aber  der  Unterschied  der  deut- 
schen und  der  französischen  Revolution  ist  doch  nicht  ohne  Bedeu- 
tung. Denn  die  einfache  Methode  der  französischen  Revolution,  die 
mit  der  orthopädischen  Maschine  des  Dr.  Guillotin,  wie  Heine  sagte, 
»die  dummen  Köpfe  von  den  bösen  Herzen«  des  ancien  regime 
trennte,  stand  der  deutschen  nicht  zur  Verfügung.  Ihre  kompli- 
ziertere Methode  geistigen  Wirkens  konnte  auch  nur  kompliziertere 
Ergebnisse  zeitigen.  Diese  Kompliziertheit  des  Ergebnisses  der 
deutschen  Revolution  gegen  das  ancien  regime  hat  naturgemäß 
die  ganze  folgende  Entwicklung  beeinflußt  und  noch  unseren 
Tagen  ihre  Spuren  hinterlassen  in  einer  gewissen  Undurchsichtig- 
keit  mancher  politischer  Institutionen  und  Ideen. 

Eine  solche  mangelnde  Durchsichtigkeit  als  Folge  der  Eigen- 
artigkeit der  deutschen  Revolution  haftet  noch  heute  in  Praxis 
und  Theorie  den  politischen  Grundsätzen  an,  nach  denen  wir  die 
Möglichkeit  und  Nützlichkeit  der  Zwangsanwendung  in  der  Rege- 
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lung  des  bürgerlichen  Lebens  durch  die  staatliche  Verwaltung, 
also  der  Anwendung  der  Polizeigewalt,  bestimmen.  Daß  die  Ent- 
wickelung  dieser  Grundsätze,  die  ich  zusammenfassend  als  den 
Polizeigedanken ^)  bezeichnen  möchte,  von  vorneherein  sehr  kom- 
pliziert war,  lag,  wie  ich  in  folgendem  zu  zeigen  gedenke,  daran, 
daß  das  treibende  Element  der  Entwicklung,  die  Aufklärung, 
noch  ganz  unter  dem  geistigen  Einflüsse  des  Polizeistaats  stand, 
gegen  den  sie  sich  richten  mußte. 

Es  handelt  sich  in  jenem  Verhältnis  der  Aufklärung  zum 
Polizeistaat  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  »Polizeigedankens« 
nur  um  die  besondere  Erscheinungsform  eines  ganz  allgemeinen 
staatswissenschaftlichen  Problems :  die  Schwierigkeit,  die  sich  dem 
Werden  jeder  neuen  Epoche  des  politischen  Lebens  daraus  ent- 
gegenstellt, daß  die  vorv;ärtsstrebenden  Kräfte  für  den  Abbruch 
des  Alten  und  Aufbau  des  Neuen  angewiesen  sind  auf  das  gei- 
stige Rüstzeug  aus  dem  Arsenal  eben  jener  Ordnung,  deren  Un- 
zulänglichkeiten und  Schäden  es  zu  überwinden  gilt;  daß  das 
Aufstrebende  aus  der  Atmosphäre  heraus  muß,  aus  der  und  in  der 
sein  Leben  entstanden  ist.  Wenn  es  richtig  ist,  daß  wir  heute 
an  der  Schwelle  einer  neuen  Epoche  des  öffentlichen  Lebens 
stehen,  daß  dieser  Weltkrieg  eine  ähnliche  Neuordnung  der  Dinge 
einleiten  wird,  wie  die  politischen  und  geistigen  Revolutionen 
des  ausgehenden  i8.  Jahrhunderts,  daß  aber  doch  der  Ertrag, 
den  das  deutsche  Volk  aus  dieser  Epoche  lösen  kann,  ganz  und 
gar  abhängig  ist  von  den  politischen  Fähigkeiten  und  Kräften, 
die  es  selbst  aufzubringen  vermag^)  —  so  ist  jenes  Problem  von 
mehr  als  akademischer  Bedeutung.  Und  der  Gewinn  aus  seiner 
Betrachtung  an  unserem  Beispiel  ist  dann  auf  weiteren  Gebieten 
zu  suchen  als  dem  der  Verwaltungslehre,  zu  der  einen  Beitrag 
zu  liefern  die  Aufgabe  der  folgenden  Studie  ist. 


1)  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  den  staatstheoretischen  Begriff  der  Po- 
lizei und  seine  Dogmengeschichte,  sondern  um  Grundsätze,  die  die  Entwicklung 
des  staatlichen  Lebens  selbst  gezeitigt  hat,  wie  ich  sie  gerade  in  dieser  Zeit- 
schrift schon  früher  (LXVII,  i — 26,  218 — 266)  an  dem  besonderen  Beispiel  der 
polizeilichen  Behandlung  der  Prostitution  darzulegen  versucht  habe.  Näheres  siehe 
in  der  Einleitung  meiner  demnächst  erscheinenden  Abhandlung  >Der  Polizeigedanke 
des  modernen  Staats«. 

2)  //.  Preuss,  Das  deutsche  Volk  und  die  Politik. 
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Wenn  wir  das  Verhältnis  der  Aufklärung  zum  Polizeistaat 
in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Polizeigedankens  ermitteln 
wollen,  müssen  wir  ausgehen  von  dessen  Status  am  Ende  des 
Polizeistaats.  Denn  nur  aus  diesem  sind  die  Probleme  zu  er- 
kennen, vor  denen  die  Aufklärung  stand.  Ermöglicht  doch  erst 
die  Kenntnis  dieser  Probleme  ein  Urteil  darüber,  wie  die  Auf- 
klärung ihrer  politischen  Aufgabe  auf  diesem  Gebiet  sich  entledigt 
hat.  Das  Denken  der  Aufklärung  trat  nun  aber  nicht  unmittelbar 
den  Problemen  gegenüber,  sondern  empfing  die  Problemstellung 
aus  der  bestehenden  Tradition  der  Staatstheorie.  Wie  weit  sie 
dabei  den  Erfordernissen  kritischer  Behandlung  gerecht  geworden 
ist,  kann  sich  erst  aus  näherer  Betrachtung  ergeben.  Es  ist 
anderseits  gedanklich  die  erste  und  logisch  grundlegende  Frage 
für  uns.  Denn  erst  die  Kenntnis  von  der  Stellungnahme  der 
Aufklärung  zum  Problem  ermöglicht  die  Untersuchung,  welche 
Rolle  darin  kritisch  unhaltbare  politische  und  geistige  Elemente 
bilden,  und  diese  wieder  erst  das  Urteil,  ob  und  wieweit  solche 
Elemente  auf  das  Denken  oder  Wirken  des  Polizeistaats  zurück- 
zuführen sind.  Wollten  wir  in  der  Darstellung  diesem  logischen 
Zusammenhang  folgen,  so  müßten  wir  also  die  gegenständlich 
zusammengehörenden  Glieder  der  Gedankenkette,  die  Charakte- 
ristik der  Staatstheorie  des  Polizeistaats  einerseits  und  der  Auf- 
klärung anderseits,  voneinander  trennen.  Wir  müßten  dadurch 
unweigerlich  zwischen  die  Szylla  und  Charybdis  entweder  er- 
müdender Wiederholungen  oder  verwirrender  Unübersichtlichkeit 
geraten.  Es  schien  daher  der  Weg  rein  historischer  Darstellung 
geboten,  die  die  Zusammenhänge  in  ihrer  tatsächlichen  Folge  so, 
wie  ich  sie  glaubte  erkennen  zu  können,  aufzurollen  versucht. 

Das  Wesen  des  Polizeigedankens  ist  das  Prinzip  der  Wah- 
rung staatlicher  Autorität  gegenüber  den  Aeußerungen  des  bürger- 
lichen Lebens.  Im  Polizeistaat  hat  dies  Wesen  seine  besondere 
Charakteristik  dadurch  erhalten,  daß  das  an  sich  nur  der  Idee 
der  inneren  Sicherung  der  modernen  Staatsordnung  dienende 
Autoritätsprinzip  allmählich  immer  mehr  zu  einem  selbstzweck- 
lichen wurde  und  alle  anderen  sozialen  Kräfte,  Werte  und  Ideen 
lediglich  unter  dem  Gesichtspunkte  ihrer  Nützlichkeit  für  seine 
Zwecke  sich  dienstbar  machte.  Der  vollständig  amoralische  und 
im  einzelnen  aufs  äußerste  politisch  zielsichere  Realismus  in  der 
Auswahl  seiner  Mittel,  besonders  der  psychologischen,  mußte  sich  in- 
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folge  der  Selbstzwecklichkeit  des  allein  leitenden  Autoritäts- 
prinzips naturgemäß  zu  einem  Skeptizismus  und  schließlich 
zu  einer  Frivolität  steigern,  die  zur  völligen  Ueb  e  rbildung 
und  damit  zur  Entartung  des  Polizeigedankens  des  ancien  re- 
gime führten.  Dadurch  mußte  er  dann  letzten  Endes,  trotz  aller 
Zielsicherheit  im  einzelnen,  als  Ganzes  sich  seines  psychologischen 
Haltes  und  damit  seiner  Lebensfähigkeit  berauben^). 

Gerade  und  nur  die  konsequente  Ausbildung  des  Polizei- 
gedankens des  ancien  regime  hat  seine  schließliche  Unhaltbarkeit 
herbeigeführt.  Deshalb  dürfen  wir  nicht  außer  Augen  lassen,  daß 
seine  Wirkung  —  auf  die  es  uns  allein  ankommt  —  ihn  lange 
Zeit  hindurch  dem  allgemeinen  Empfinden  wie  dem  wissenschaft- 
lichen Denken  nicht  in  irgend  erheblicher  Weise  als  Last  erschei- 
nen ließ.  Im  Gegenteil,  wir  werden  vielleicht  sagen  müssen: 
er  wurde  im  großen  Ganzen  nicht  nur  nicht  als  lästig,  sondern 
sogar  als  wohltuend  empfunden.  Das  schöngeistige  Schrifttum' 
des  i8.  Jahrhunderts,  das  dem  Zustand  der  Polizei  in  Städten 
und  Ländern  mit  Vorliebe  seine  Beobachtung  widmet,  wendet 
diese  nur  unter  dem  Gesichtspunkte  an,  ob  die  polizeiliche  Ob- 
sorge recht  erschöpfend  ist.  Je  weiter  sie  geht,  desto  mehr  wird 
sie  gelobt;  je  mehr  sie  der  freien  Betätigung  des  bürgerlichen 
Lebens  Raum  läßt,  desto  schärfer  ist  der  Tadel  für  solche  Lücken 
ihres  Wirkens.  Ob  nicht  daneben  her  —  genau  so  wie  der  Spieß- 
bürger unserer  Tage  beides  zu  vereinigen  vermag  —  gelegentlich 
ein  Schimpfen  ging  über  allzu  viele  polizeiliche  Beschränkung, 
kann  ich  mangels  genügender  Unterlagen  nicht  entscheiden.  Doch 
glaube  ich  soviel  sagen  zu  können,  daß  das  Schwergewicht  in  dem 
Wohlgefallen  an  einer  möglichst  weitgehenden  polizeilichen  Ob- 
sorge lag.  Hinsichtlich  des  Ur-  und  Vorbildes  aller  polizeistaat- 
lichen Verwaltung,  der  Pariser  Polizei,  haben  wir  eine  Fülle 
aktenmäßiger  Belege  für  die  Dankbarkeit,  mit  der  das  weitgehende 
Eingreifen  der  obrigkeitlichen  Fürsorge  als  Wohltat  für  das  bürger- 
liche Leben  empfunden  wurde. 

Daß  im  Polizeistaat  die  so  tief  in  das  bürgerliche  Leben 
einschneidende  Fürsorge  der  Polizei  lange  Zeit  hindurch  nicht  als 
eine  Qual,  sondern  als  eine  Wohltat  empfunden  wurde,  hatte 
seinen  ganz  natürlichen  Grund  in  der  geschichtlichen  Entwicklung 
des  staatlichen  Lebens.     Denn  dies  Regime  des  Polizeistaats  war 

i)  Für  alles  nähere  muß  ich  auf  meine  Darstellung  in  >Der  Polizeigedanke« 
Kap.  I  verweisen. 
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es  ja  doch  gewesen,  das  zuerst  —  abgesehen  von  der  Ordnung 
der  deutschen  Städte  des  Mittelalters  —  dem  bürgerlichen  Leben 
das  köstliche  Gut  der  Sicherheit  gegeben  hatte.  Nicht  nur  der 
Sicherheit  vor  verbrecherischen  Angriffen  auf  Leben  und  Eigen- 
tum, sondern  auch  vor  den  in  alten  Privilegien  gegründeten  Ein- 
griffen obrigkeitsartiger  Gewalten,  deren  Gerechtsame  die  sinnlosen 
Ueberbleibsel  längst  verschwundener  sozialer  Organisation  waren. 
Das  zeigt  uns  auch  wieder  am  deutlichsten  die  Geschichte  der 
französischen  Polizei.  Auf  der  einen  Seite  waren  Raubgesindel, 
Seuchen  und  Schmutz,  die  dem  Stadtbild  von  Paris  vorher  das 
Gepräge  gegeben  hatten,  von  der  lieutenance  generale  mit  un- 
widerstehlicher Energie  bis  in  die  entferntesten  Winkel  verfolgt 
worden.  Auf  der  anderen  Seite  waren  durch  ihre  Zuständigkeit 
die  Reste  feudaler  Gerichtsbarkeit  beseitigt  worden,  die  in  den 
»enclos«,  den  Höfen  der  Feudalherren,  wie  berichtet  wird,  allen 
Schädlingen  des  öffentlichen  Lebens  eine  Zuflucht  gewährten,  die 
gefährlicher  war  für  die  öffentliche  Sicherheit  als  die  cours  des 
miracles  des  Verbrechertums.  Die  neu  geschaffene  Organisation 
der  Polizei  war  die  erste  Kraft  gewiesen,  die  prinzipiell  dem  Bür- 
gertum handgreiflichen  Schutz  gewährte  gegen  seine  beiden  Wi- 
dersacher :  die  asozialen  Mächte  des  Verbrechertums  und  der 
feudalen  Willkür.  Und  ihre  Leistungen  waren  für  damalige  Be- 
griffe so  fabelhaft,  daß  die  Pariser  Polizei  für  eines  der  7  Welt- 
wunder galt.  Dabei  war  ihre  Hilfsbereitschaft  für  jeden  einzelnen 
bedrängten  Bürger  genau  so  beharrlich  und  wirkungsvoll,  wie  ihre 
großen  allgemeinen  Unternehmungen  es  waren,  und  die  Akten 
sind  voll  der  rührendsten  Geschichten,  wie  die  Bürger  in  allen 
ihren  Nöten,  selbst  den  delikatesten  Familienangelegenheiten,  ver- 
trauensvoll zum  lieutenant  general  de  police  kamen  und  stets 
väterlichen  Rat  und  zuverlässige  Hilfe  fanden^). 

Diese  Beziehungen  der  Polizeigewalt  zum  bürgerlichen  Leben 
entsprechen  durchaus  der  Formel,  die  die  Staatslehre  jener  Zeit 
unter  dem  Einfluß  der  Naturrechtslehre  geprägt  hat :  Amt  der 
Polizei  ist  die  Sorge  für  das  allgemeine  Wohl.  Dieser  We- 
senszug der  Polizei,  die  Sorge  für  die  Allgemeinheit  als  die  Grund- 
lage des  Staates,  für  das  interesse  Status  publici  im  Gegensatz 
zu    den    Einzelinteressen    der    Untergewalten    des    zersplitterten 

i)  Zahlreiche  Beispiele,  besonders  bei  Chassaigne,  La  lieutenance  generale 
de  police  1906,  loi  ff.,  143  ff.,  190  ff. ;  vgl.  auch  die  Ausführungen  im  ersten  Ka- 
pitel meiner  oben  erwähnten  Arbeit  über  den  Polizeigedanken  des  modernen  Staats. 


498 


Kurt  Wolzendorff : 


Staatswesens  der  ständischen  und  der  feudalen  Epoche,  gibt  aber 
immerhin  nur  eine  Seite  ihres  Charakters.  Die  andere  Seite  lag 
darin,  daß  dieser  Status  publici  doch  noch  nicht  zu  eigenem 
juristischen  und  politischen  Wesen  erwachsen  war,  sondern  noch 
untrennbar  verbunden  war  mit  der  Person  des  Fürsten  ^).  An 
dem  lieutenant  general  de  poIice  in  Paris  ist  auch  dies  wieder 
am  deutlichsten  zu  erkennen.  Auf  der  einen  Seite  war  er  der 
gerechte,  zugleich  strenge  und  wohlwollende  Hüter  des  Volks- 
wohls, auf  der  anderen  Seite  war  er  der  skeptische  frivole  Hof- 
mann, dessen  Aufgabe  z.  B.  darin  bestand,  dem  Könige  oder  der 
jeweiligen  maitresse  en  titre  jeden  Morgen  eine  elegante,  prickelnde 
Darstellung  der  chronique  scandaleuse  zu  unterbreiten.  So  war 
es  eine  seiner  Hauptobliegenheiten,  durch  ein  zahlloses  Heer  von 
Spitzeln  das  galante  Treiben  der  vornehmen  Welt  ununterbrochen 
zu  beobachten ;  jedoch  nur  für  pikante  Berichte  an  den  Hof, 
keineswegs,  um,  wie  gegenüber  dem  Volke,  mit  strenger  Hand 
der  Entsittlichung  Einhalt  zu  tun.  Versuchte  er  das  einmal  — 
1714  geschah  dies  in  Sachen  der  Luxuspolizei  —  so  kam  er  übel 
an,  und  sein  Erfolg  war  günstigenfalls  die  Heiterkeit  des  Hof- 
adels. So  mußte  der  lieutenant  general  de  police  im  Interesse 
der  Erhaltung  seines  Amtes  mit  der  Zeit  immer  mehr  dahin 
gelangen,  dessen  höfische  Seite  zum  Schaden  der  volkstüm- 
lichen zu  pflegen,  bis  schließlich  diese  ganz  verschwunden  war  ^). 
Das  war  zwar  eine  Entartung  des  Polizeigedankens,  aber  doch 
eine  solche,  die  in  seinem  Wesen  begründet  war.  Denn  das 
»interesse  Status  publici«  war  eben  —  tout  l'etat  est  dans  la  per- 
sonne du  prince  ^)  —  nicht  nur  und  an  sich  die  >salus  publica« 
als  »Salus  populi«,  sondern  diese  durch  die  Vermittlung  des  fürst- 
lichen Souveränitätsinteresses.  Darin  lag  der  tiefere  Grund  für 
die  Hemmungslosigkeit  des  selbstzwecklichen  Autoritätsprinzips, 
das  das  zersetzende  Element  des  polizeistaatlichen  Polizeige- 
dankens bildete.  Dies  Element  aber  hatte  schlechterdings  keine 
Statt  in  der  naturrechtlich-staatstheoretischen  Formulierung  dieses 
Polizeigedankens    durch    die    damalige    Wissenschaft.     Und  doch 


1)  Polizeigedanke  Kap,  I. 

2)  Paisant,  La  police  au  XVIIIe  siecle  II,  24  ;  Fleury,  Droit  public  de  France 
(Ouvrage  posthume  public  par  J.  B.  Daragon  1769),  I,  212;  auch  Chassaigne  54; 
sehr  lehrreich  in  dieser  Hinsicht  sind  besonders  die  von  Cottin  1891  herausge- 
gebenen Rapports  inedits  du  lieutenant  de  police  Rene  d'Argenson. 

3)  Bossuet,  Politique  tiree  des    propres   paroles    de  l'Ecriture  sainte  VI,   l,  I. 


Aufklärung  und  Polizeistaat.  ,  499 

war  seine  Erkenntnis  Vorbedingung,  um  eine  Gesundung  des 
entartenden  Polizeigedankens  herbeizuführen  und  auf  Grund  seiner 
gesunden  Elemente  eine  organische  Weiterbildung  seines  Gehalts 
in  Theorie  und  Praxis  einzuleiten,  wie  sie  eine  Notwendigkeit 
war  aus  dem  Gesetze  seiner  bisherigen  Entwicklung. 

Unter  der  Formel  der  salus  publica  war  der  Polizeigedanke 
des  Polizeistaates  ins  Leben  getreten.  Er  war  es,  der  die  Viel- 
heit der  rechtlichen  Beziehungen  des  älteren  Staates  zwischen  In- 
habern und  Unterworfenen  der  Staatsgewalt  in  der  Praxis  zur 
Einheit  der  Untertanenschaft  umwandelte,  indem  er  die  Rechts- 
und Lebenssphäre  des  Einzelnen  nur  an  dem  einheitlichen  Staats- 
interesse maß.  So  mußte  er  tatsächlich  dahin  wirken,  jene  engere 
Zusammengehörigkeit  zwischen  dem  Staat  und  seinen  Angehöri- 
gen, die  diese  zu  Bürgern  macht,  im  Volksbewußtsein  zur  Ent- 
stehung kommen  zu  lassen.  Und  es  ist  kein  Zufall,  daß  die 
Pariser  Polizei  in  der  zweiten  Hälfte  des  l8.  Jahrhunderts  bewußt 
diese  Tendenz  förderte,  sich  als  »citoyenne«  bezeichnete  und 
aufzuführen  suchte  ^).  Tatsächlich  mußte  der  Polizeigedanke  in 
seiner  formellen  Bedeutung  der  Wahrung  des  einheitlichen  »In- 
teresse Status  publici«  den  Gedanken  der  einheitlichen  Zugehö- 
rigkeit der  Untertanen  als  solcher  zum  Staat  erzeugen  und 
stärken.  Ebenso  mußte  andererseits  der  materielle  Gedanke, 
dessen  er  sich  in  Theorie  und  Praxis  als  Aushängeschild  be- 
diente, der  der  P'örderung  des  Einzelwohls  in  und  mit  dem  Ge- 
samtwohl, dem  allgemeinen  Denken  den  seit  dem  Mittelalter  ent- 
schwundenen Staatsgedanken  wieder  menschlich  näher  bringen. 
Der  Gedanke  der  Ueberordnung  des  Gemeinwohles  über  das 
Einzelwohl  wurde  in  dem  polizeilichen  Wirken  vermittelt  durch 
die  Anschauung,  daß  das  Zusammenwirken  der  Einzelkräfte  zu 
einem  soUdarischen  Endziele  in  der  Förderung  dieses  solidarischen 
Interesses  zugleich  einer  nur  auf  diesem  Wege  zu  erreichenden 
Förderung  der  Individualinteressen  dient.  Theorie  und  Praxis 
des  Polizeigedankens  mußten  also  dahin  wirken,  die  ersten  An- 
fänge eines  Bürgersinnes  des  modernen  Staates  zu  wecken. 

Der  entstehende  Bürgersinn  wurde  nun  aber  durch  die  Praxis 
des  Polizeigedankens  von  vornherein  in  eine  einseitige  Richtung 
gedrängt.  Das  bürgerliche  Interesse  am  Staat  konnte  unter  dem 
System  des  ancien  regime  sich  naturgemäß  zunächst  weniger  auf 


l)   Chassaigne  72;  vgl.  auch  >Polizeigedanke«  Kap.  I. 
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eine  aktive  Teilnahme  am  Staat  richten,  wie  das  an  sich  eine  Folge 
des  entstehenden  Bewußtseins  der  Verkettung  der  Einzelinteressen 
mit  dem  Gemeininteresse  hätte  sein  müssen.  Vielmehr  mußte 
zunächst  das  Interesse  an  einer  gev^rissen  Freiheit  vom  Staate 
ganz  im  Vordergrund  stehen.  Denn  in  dem  Maße,  als  durch  die 
Gewöhnung  der  Kern  des  polizeilichen  Wirkens,  die  Ordnung  im 
Staat  und  die  Sicherheit  vor  asozialer  Vergewaltigung,  dem  er- 
wachenden Bürgersinne  mehr  und  mehr  als  selbstverständliches 
Element  des  staatlichen  Lebens  erscheinen  mußte,  mußten  die 
nur  historisch  zu  erkennenden  Vorteile,  die  der  Polizeigedanke 
durch  seine  organisierte  Anwendung  gebracht  hatte,  dem  Blicke 
immer  mehr  entschwinden  und  dieser  mußte  so  mit  wachsender 
Aufmerksamkeit  einzig  auf  den  lästigen  Beschränkungen  der  in- 
dividuellen Bewegungsfreiheit  hängen  bleiben,  die  jener  verur- 
sacht hatte. 

Je  mehr  aber  der  Polizeigedanke  in  der  Praxis  durch  seine 
Entartung  von  der  Theorie  der  salus  ptihlica  sich  entfernte,  desto 
mehr  mußte  im  bürgerlichen  Empfinden  jene  Auffassung  des 
polizeilichen  Wirkens  als  einer  Belästigung  und  Bedrückung  sich 
verstärken.  So  mußte  es  schließlich  dahin  kommen,  daß,  wie 
der  Polizeigedanke  die  kleinsten  Kleinlichkeiten  des  bürgerlichen 
Lebens  nur  noch  unter  dem  Gesichtspunkte  des  abstrakten  Au- 
toritätsprinzips zu  sehen  und  daher  gar  keinen  Unterschied  mehr 
zwischen  an  sich  staatlich  wichtigen  und  unwichtigen  Gegenstän- 
den zu  machen  vermochte,  so  auch  das  bürgerliche  Denken 
gegenüber  polizeilichen  Vorschriften  über  die  allergleichgültigsten 
Dinge  mit  größter  Sorgfalt  nur  mehr  auf  die  formale  Tatsache 
der  Beschränkung  achtete.  »Wo  der  Bürger  —  so  sagte  Weck- 
herlin  —  nicht  ungekränkt  ein  Glas  Wein  trinken,  wo  er,  ohne 
den  Hut  abzunehmen ,  nicht  vor  dem  Senator  vorbeigehen 
kann  .  .  .,  da  ist  keine  Freiheit.«  Das  war  der  Bürgersinn,  den 
das  entartete  polizeistaatliche  Regierungssystem  erzeugt  hatte. 
Er  mag  uns  heute  kleinlich  erscheinen.  Das  wäre  dann  aber 
nur  die  natürliche  Folge  der  Kleinlichkeit  des  Polizeigedankens, 
von  dem  er  hervorgebracht  war  und  gegen  den  er  sich  wandte. 
War  es  doch  das  Wesen  des  Polizeistaats,  »in  allem  Kleinen 
groß,  in  allem  Großen  klein«  zu  sein  {L.  v.  Stein).  Aber  wir 
werden  auch  nicht  an  dem  Aeußerlichen  des  Gegenstandes  bür- 
gerHchen  Denkens  dessen  politischen  Charakter  allein  messen 
dürfen.     Denn  dieses  selbst  zeigt  sich  uns   hier   bestimmt   durch 
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das  Ehrgefühl,  für  das  es  im  Grunde,  wie  für  das  Rechtsgefühl, 
die  Frage  des  sachlich,  d.  h.  nützlich,  wichtigen  nicht  gibt.  Und 
dies  Ehrgefühl  ist  nicht  nur  an  sich  der  Beweis  eines  erwachen- 
den bürgerlichen  Selbstbewußtseins,  des  Bewußtseins  der  Selbst- 
berechtigung der  Persönlichkeit  im  Staat,  sondern  gerade  in 
seiner  Reizbarkeit  gegenüber  Kleinlichkeiten  ist  es  ein  Symptom 
für  die  Intensität  jenes  bürgerlichen  Selbstbewußtseins.  Weiter 
waren  aber  jene  Aeußerungen  des  bürgerlichen  Selbstbewußtseins, 
mögen  sie  kleinlich  gewesen  sein  oder  nicht,  politisch  richtig  ge- 
dacht und  das  allein  ist  entscheidend.  Die  Kleinlichkeiten,  die 
sich  die  Opposition  des  Bürgersinnes  zum  Gegenstand  suchte, 
waren  nur  Symptome  der  Entartung  des  Polizeigedankens,  Sym- 
ptome seiner  Hohlheit  und  Amoral.  So  sind  sie  selbst  in  all' 
ihrer  eigenen  Kleinlichkeit  doch  nur  Symptome  eines  Größeren. 
Wenn  der  deutsche  Bürger  Weckherlins ,  seiner  Tüchtigkeit 
bewußt ,  das  ihm  angelegte  polizeiliche  Gängelband  und  die 
Voi-rechte  höherer  Stände  mit  Entrüstung  als  Ausflüsse  der 
staatlichen  Minderbewertung  seiner  Persönlichkeit  empfand,  und 
wenn  Beaumarchais'  »Figaro«,  pochend  auf  die  geistige  Freiheit 
seiner  Persönlichkeit,  gegen  den  Mißbrauch  sozialen  Ueberge- 
wichtes  zu  keckem  Intriguenspiel  antrat,  so  sind  das  beides  nur 
—  vielleicht  national  bestimmte  —  verschiedene  Formen  für  die- 
selbe Sache:  das  Sichauflehnen  des  Bürgertums  gegen  die  er- 
kannte Entartung  des  Polizeigedankens.  Daß  der  Staat  lediglich 
aus  dem  Prinzip  der  Autorität  mit  völliger  moralischer  Gleich- 
gültigkeit soziale  Einrichtungen  hielt ,  die  nicht  nur  selbst 
sozial  sich  längst  überlebt  hatten,  sondern  auch  seinem  inneren 
Wesen  nicht  entsprachen ;  daß  er  innerlich  unhaltbare  Institutionen 
stützte,  nur  um  selbst  an  ihrer  Form  eine  Stütze  zu  haben  — 
die  Empfindung  dieser  Unwahrheit  des  Polizeigedankens  war  es, 
die  jene  scheinbar  kleinliche  Opposition  des  Bürgersinnes  geweckt 
und    so    zäh    gemacht    hatte  ^).     In   dieser  Unmittelbarkeit    ihrer 

i)  Für  diesen  Gedanken  kann  nichts  interessanter  sein  als  das  zu  den  geist- 
reichsten Stellen  aus  der  Weltliteratur  gehörende  Vorwort,  das  Beaumarchais  nach- 
träglich zu  seinem  »Figaro«  geschrieben  hat.  Nach  der  Feststellung  »on  n'attaque 
point  les  etats,  mais  les  abus  de  chaque  etat«  setzt  er  dort  mit  tödlicher  Ironie 
auseinander,  daß  die  gegeißelten  Mißstände  in  der  bestehenden  staatlichen  Ordnung 
weder  Grund  noch  Existenz  haben:  >La  Folie  Journee  explique  donc  comment, 
dans  un  temps  prospere,  sous  un  Roi  juste  et  des  Ministres  moderes,  l'Ecrivain 
peut  tonner  sur  les  oppresseurs  sans  craindre  de  blesser  personne.  C'est  pendant 
le  legne  d'un  bon  Prince  qu'on  ecrit   sans    danger    l'histoire    des    mechants  Rois  ; 
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Kausalität  lag  ihre  politische  Richtigkeit  und  damit  ihre  Stärke, 
die  zur  politischen  Vernichtung  des  PoHzeigedankens  des  ancien 
regime  führen  mußte.  Mochte  der  Weg  zu  diesem  Ziel  noch  so 
verschieden  laufen;  mochte  das  französische  Volk  weiter  den 
Weg  Figaros  gehen:  »Qu'on  l'opprime,  il  peste,  il  crie;  II  s'agite 
an  Cent  fagons:  Tout  finit  par  des  chansons«  —  bis  die  Lieder  in 
dem  pz  ira  des  Guillotinenmarsches  ausklangen ;  mochte  der 
deutsche  Bürger  in  innerer  Opposition  gegen  das  Bestehende  ge- 
duldig der  politischen  Erlösung  harren;  das  Ziel  selbst  stand 
fest :  der  Polizeigedanke  mußte  dem  Bürgergedanken  Raum  geben, 
mit  ihm  zu  einem  Ausgleich  gelangen,  wenn  der  Staatsgedanke 
erhalten  bleiben  sollte. 

Allen  diesen  Dingen  stand  die  Staatstheorie  jener  Zeit  hilflos 
gegenüber.  Jene  Konsequenzen,  die  sich  aus  den  Wirkungen 
des  alten  Polizeigedankens  ergaben,  sah  sie  nicht  und  konnte  sie 
nicht  sehen,  da  sie  sein  Wesen  selbst  nie  erkannt  hatte,  son- 
dern mit  ihrem  Urteil  stets  an  den  Aeußerlichkeiten  seiner 
Formel  hängen  geblieben  war.  Das  war  aber  nur  die  notwendige 
Folge  ihres  ganzen  Systems  gewesen,  der  naturrechtlichen  Staats- 
lehre, und  ihrer  Methode,  des  Rationalismus.  Diese  allein  hatten 
die  Möglichkeit  gegeben,  das  eigentliche  Wesen  der  polizeistaat- 
lichen Prinzipien  so  völlig,  wie  das  geschah,  zu  verkennen.  Denn 
jene  alle  hatten  ihre  Berechtigung  nur  in  Entwicklungsnotwendig- 
keiten, die  sich  abstrakt  rationaler  Ewigkeitswertung  völlig  ent- 
zogen. Die  oberste  dieser  Entwicklungsnotwendigkeiten  war  die 
Herstellung  staatlicher  Macht  auf  Grund  einer  Organisation  der 
Volkskräfte.  Ihr  Zweck  war  nur  die  endgültige  Verwirklichung 
jener  Tendenzen,  die  normalerweise  zum  Nationalstaat  führen 
mußten  und  außerhalb  Deutschlands  auch  geführt  haben:  Zusam- 
menfassung der  staatlichen  Kräfte,  daher  Unterdrückung  aller 
Untergewalten  feudalen  Ursprungs  und  Ersetzung  durch  eigene 
staatliche  Organisation ;  energische  Verteidigung  des  Staates  nach 
außen,  daher  stehendes  Heer ;  Sicherung  der  nötigen  Mittel  zu 
dieser  inneren  und  äußeren  Organisation  einerseits  durch  Befreiung 

et,  plus  le  Gouvernement  est  sage,  est  eclaire,  moins  la  liberte  de  dire  est  en 
presse;  chacun  y  faisant  son  devoir,  on  n'y  craint  pas  les  allusions.<  —  Ludwig XVI. 
hatte  nicht  so  unrecht,  als  er  ursprünglich  entschied:  »il  faudrait  detruire  la  Ba- 
stille pour  que  la  represantation  de  cette  piece  ne  füt  pas  une  inconsequence  dan- 
gereuse.«  Wie  groß  die  Inkonsequenz  war,  die  er  dann  doch  beging,  hat  Napoleon 
später  mit  dem  einen  Wort  gekennzeichnet:  »Le  »Figaro«,  c'etait  la  revolution 
en  action.« 
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der  Finanzverwaltung  von  ständischer  Abhängigkeit,  andererseits 
durch  Hebung  der  Volkswirtschaft.  Wie  letztere  von  einem, 
staatlichen  Denkens  durch  jahrhundertelange  Zersplitterung  des 
staatlichen  Lebens  entwöhnten,  Volke  aus  eigener  Kraft  nicht  zu 
erwarten  war,  und  daher  die  staatliche  Reglementierung  des  Mer- 
kantilsystems zunächst  nicht  entbehren  konnte,  so  galt  dies  von 
allen  anderen  Zweigen  des  bürgerlichen  Lebens.  Der  entstehende 
moderne  Staat  war  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  eine  künst- 
liche Schöpfung  des  Fürstentums,  das,  wie  es  dabei  nach  der 
negativen  Seite  zur  Stabilisierung  seiner  Souveränität  manche 
Reste  der  überkommenen  Staatsordnung  durch  gewaltsamen  Ein- 
griff beseitigen  mußte,  ebenso  auch  die  positiven  Existenzbe- 
dingungen seiner  Neubildung  des  Staatswesens  durch  autoritative 
Aenderungen  des  bestehenden  öffentlichen  Lebens  erst  schaffen 
mußte.  Wenn  der  Polizeistaat  alles  Denken  von  oben  her  regeln 
zu  müssen  glaubte,  so  hatte  das  seine  historische  Berechtigung 
darin,  daß  er  zunächst  erst  einmal  den  Staatsgedanken  selbst  in 
die  Köpfe  der  Untertanen  pflanzen  mußte.  Und  wenn  er,  wie 
die  geistige,  so  auch  die  wirtschaftliche  und  alle  andere  Lebens- 
betätigung der  Untertanen  vorschreiben  zu  müssen  glaubte,  so 
war  das  ebenfalls  daraus  berechtigt,  daß  er  ein  bürgerliches  Leben 
im  heutigen  Sinne  erst  hat  schaffen  müssen. 

Die  Berechtigung  des  Polizeistaats  war  eine  historische  und 
daher  eine  historisch  bedingte,  mit  der  Erfüllung  seiner  Aufgaben 
beendete.  Diese  Aufgabe  war  eine  wesentlich  vorbereitende,  die 
Schöpfung  der  Existenzbedingungen  für  den  modernen  Staat : 
einheitliche  Staatsgewalt  auf  einem  zu  solcher  Vereinigung  ge- 
eigneten Gebiet  (daher  auch  Normaltypus  der  Nationalstaat)  und 
über  einem  sie  geistig  tragenden  Volk.  Diese  Heranbildung  eines 
einheitlichen  Staatsvolkes  aber  war  die  wichtigste  Aufgabe  des 
Polizeistaats.  Sie  war  eine  erzieherische  Aufgabe,  die  daher  mit 
der  Reife  des  Zöglings  aufhören  mußte.  Das  Uebersehen  der 
soziologischen  Existenz-  und  Zweckbedingtheit  des  Polizeige- 
dankens des  Polizeistaates  war  der  wesentlichste  Fehler  der  da- 
maligen Staatstheorie  und  die  einfache  Folge  ihrer  naturrecht- 
lichen, rein  rationalen  Orientierung.  Wie  die  Staatstheorie  des 
Polizeistaats  den  Fehler  machte,  das  als  pädagogische  ökonomisch- 
politische Maßregel  höchst  wertvolle  Schutzzollsystem  zu  einem 
stets  und  allgemein  gültigen  Prinzip  zu  erheben,  so  hat  sie  es 
mit  allen  Prinzipien    des    Polizeistaats    gemacht.     Der  Fehler  lag 
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in  ihrem  System,  in  der  Vorstellung  von  der  Möglichkeit,  für  alle 
Zeiten  und  Länder  geltende  allgemeine  Axiome  des  staatlichen 
Lebens  abzuleiten. 

Diese  naturrechtliche,  rein  rationale  Orientierung  der  Staats- 
lehre des  achtzehnten  Jahrhunderts  hatte  ♦  allein  die  Möglichkeit 
gegeben,  in  der  Gründung  des  Polizeigedankens  auf  den  Staats- 
vertrag die  rein  historische  Bedeutung  des  polizeistaatlichen  Prin- 
zips und  damit  auch  dessen  eigentliches  Wesen  zu  übersehen. 
Denn  gerade  indem  der  naturrechtliche  Rationalismus  die  Staats- 
theorie auf  die  vage  und  jedes  irgendwie  faßbaren  und  anwend- 
baren Gehalts  entbehrende  Formel  der  saliis  publica  hinführte, 
wurde  jene  Verschleierung  des  tatsächlich  geltenden  Polizeige- 
dankens ermöglicht,  unter  der  dessen  eigentlicher  Kern,  das 
staatlich-fürstliche  Souveränitäts-  und  Autoritätsprinzip,  völlig  ver- 
steckt blieb,  so  daß  die  Entartungsquelle  des  Polizeigedankens 
künstlich  unsichtbar  und  ihre  Verstopfung  unmöglich  gemacht 
wurde.  Die  Existenz  sowohl  wie  die  bedingte  Berechtigung  dieses 
Prinzips  und  damit  auch  die  Möglichkeiten  seiner  Umgestaltung 
in  der  notwendigen  Reform  des  Polizeigedankens  blieben  dank 
des  naturrechtlichen  Systems  der  Staatstheorie  unaufgeklärt.  Das 
waren  aber  alles  doch  nur  Mittel  und  Möglichkeiten  der  verderb- 
lichen Unklarheit,  nicht  ihre  Ursachen.  Diese  lagen  nicht  in  der 
Staatslehre,  sondern  im  Staatsleben. 

Die  naturrechtliche  eudämonistische  Polizeitheorie  ist  nicht 
sowohl  nur  eine  Begleiterscheinung,  als  vielmehr  ein  Produkt  des 
Regierungsprinzips  des  Polizeistaats,  im  guten  wie  im  bösen.  Hat 
doch  die  Blüte  der  Polizeiwissenschaft  erst  nach  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  begonnen,  als  der  Polizeistaat  bereits  von  der 
Reife  zur  Fäule  überging.  So  war  sie  nicht  schöpferisch,  sondern 
nur  widerspiegelnd.  Sie  spiegelte  das  humanistische  Element 
wieder,  das  in  der  Wirkung  des  Polizeigedankens  der  Aushöhlung 
aller  nichtstaatlichen  Autoritäten  lag,  sie  spiegelte  aber  auch  die 
innere  Unwahrheit  jenes  Polizeigedankens  wieder,  der  seine  Zwecke 
stets  unter  falscher  Flagge  verfolgte.  Sie  rechtfertigte  alle  dessen 
Lebensäußerungen  mit  all'  jenen  Gründen,  die  er  selbst  nur  als 
psychologische  Mittel  zu  seinem  eigenen  Dienste  heranzogt).  So 
sicher  war  dieses  System  gefügt,  daß  es  auch  die  ganze  Wissen- 
schaft in  seinen  Dienst  zwang   und    sie    zur  Verteidigerin    seiner 


1)  Die  Einzelheiten  dazu  wieder  in  meinem  >Polizeigedanke«  Kap.  I. 
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eigenen  Unwahrheit  machte.  Ob  das  nun  die  Wirkung  der  Ziel- 
sicherheit dieses  Systems  war,  indem  jene  psychologischen  Mittel 
auch  die  Wissenschaft  völUg  in  Bann  hielten,  oder  die  Wirkung 
seines  innersten  Wesens  völlig  amoralischer  Zweckverfolgung,  in- 
dem schon  die  geistige  Beschäftigung  mit  ihm  jeden  Wahrheits- 
sinn ertötete  —  das  sind  Fragen,  über  die,  so  interessant  sie 
menschlich  sein  mögen,  jede  Kombination  müßig  ist.  Uns  ge- 
nügt die  Tatsache,  daß  eine  an  sich  höchst  ideale  Staatstheorie, 
deren  faszinierendem  Einfluß  noch  der  heutige  Leser  leicht  er- 
liegt ^),  dazu  verwandt  wurde,  ein  staatliches  Verhalten  zu  recht- 
fertigen, das,  wie  wir  wissen,  in  Wirklichkeit  großenteils  Zwecke 
verfolgte,  die  nicht  nur  ganz  andere,  als  die  ihm  zugeteilten, 
sondern  auch  jener  Theorie  durchaus  wesensfremd  waren.  Und 
diese  Tatsache  der  inneren  Unwahrheit  des  Denkens  in  staatlichen 
Dingen  ist  jedenfalls  ein  Produkt  des  Geistes  des  Polizeistaats, 
mag  es  nun  auf  dem  einen  oder  dem  anderen  der  angegebenen 
beiden  Wege  entstanden  sein,  durch  unmittelbare  Wirkung  oder 
durch  die  Zwischenwirkung  der  unbedenklicken  Ausnutzung  aller 
psychologischen  Hilfsmittel.  Beides  dürfte  zusammengewirkt  haben, 
und  ein  drittes  kam  hinzu :  durch  das  Wesen  des  polizeistaat- 
lichen Regimes  war  es  bedingt,  daß  alle  Staatstheorie  eines  ge- 
sicherten Einflusses  entbehrte,  ein  Bewußtsein  ^von  Verantwort- 
lichkeit  daher  nicht  aufkommen  lassen  konnte,  deshalb  also  mehr 
oder  weniger  sich  selbst  als  geistigen  Luxus  empfinden  mußte. 
Die  Atmosphäre  des  polizeistaatlichen  Regimes  war  eben  auch 
die  der  sie  begleitenden  Staatslehre,  beherrscht  von  dem  Instinkt 
der  Nützlichkeit  und  gekennzeichnet  durch  alle  Folgen,  die  sich 
aus  dem  Herrschen  dieses  Instinktes  und  Unterordnung  aller 
geistigen    Kräfte    unter    ihn    ergaben :    das    Fehlen    des    letzten 


l)  Vgl,  z,  B.  Lorenz  v.  Stein,  Verwaltungslehre  1866,  2.  T.  S.  12  :  »eine  der 
hochachtbarsten  Erscheinungen  in  der  Geschichte  des  geistigen  und  konkreten  (?) 
Staatslebens«,  »eine  spezifisch  deutsche  Auffassung  des  Staats,  und  wir  stehen 
keinen  Augenblick  an,  zu  behaupten,  daß  dieselbe  unter  allem,  was  Deutschland 
geleistet  hat,  dem  deutschen  Geiste  mit  am  meisten  zur  Ehre  gereicht.  <  —  Mar- 
ihet  251 :  »eine  achtenswerte,  historisch  vollberechtigte,  logische  und  fast  möchten 
wir  sagen  liebenswürdige  Erscheinung.«  Das  ist  alles  von  der  reinen  Idee 
des  eudämonistischen  Staates  richtig,  freilich  auch  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
{vgl.  G.  yellinek,  AUg.  Staatslehre  2.  Aufl.  herausg.  von  W.  Jellinek  19 14,  243  f.), 
paßt  jedoch  nicht  auf  die  angewandte  Idee,  und  es  ist  die  Frage,  ob  eine 
Staatstheorie  überhaupt  in  Abstraktion  von  der  Anwendung  gedacht  werden  kann, 
oder  nicht  vielmehr  überhaupt  in  ihr  immer  ihr  wesentliches  Kriterium  hat. 
Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.     1916.     4.  34 
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Willens  zur  Wahrheit  und  damit  bei  allen  denen,  deren  Interessen 
mit  denjenigen  des  polizeistaatlichen  Autoritätsprinzips  nicht  un- 
vereinbar waren,    gänzlicher  Mangel  eines  politischen  Verantwor- 
tungsgefühls.    Johann  Jakob  Moser  setzt  einmal  ausführlich  und 
eindringlich  die  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit    der  Zensur  aus- 
einander,   erörtert   die  Bedenklichkeit  des  Erteilens    von  Dispen- 
sationen und  fügt  am  Ende  einfach  und  selbstverständlich  hinzu  : 
> dergleichen  Dispensation  ich  mir  ausgebeten  und  erhalten  habe, 
ehe  ich  nach  Hanau  gezogen   bin«  ^).     Und  Johann  Jakob  Moser 
war  ein  Gelehrter  von  über  allen  Zweifel  erhabener  Ehrenhaftig- 
keit,   eine    der    prächtigsten   Erscheinungen    aus    der  Geschichte 
unserer  Wissenschaft,   ein  Mann,    dessen  Ueberzeugungstreue   die 
härtesten  Proben  bestanden  hat,  und  ein  frommer  Christ.    Wenn 
ein  solcher  Mann  so    in    der  naiven  Amoral  staatlichen  Denkens 
befangen  war,  wie  sie  den  Geist  des  Polizeistaats  darstellt,  kann 
man  diese  Befangenheit  bei  weniger  starken  Gemütern  gar  nicht 
zu  stark  einschätzen.    Dieser  Geist  der  Naivität  vermeintlich  staats- 
dienlicher Unwahrheit,  der  das  ureigenste  Erzeugnis   des    polizei- 
staatlichen Regimes  war,  ist  die  Ursache  der  Blindheit  der  Staats- 
theorie des   i8.  Jahrhunderts  für  den  Zwiespalt  zwischen  der  Idee 
des  Eudämonismus  und  dem,    was  daraus  abgeleitet  wurde.     Er 
und  letzten  Endes  somit  der  Polizeistaat  selbst  sind  die  Ursachen, 
daß    der  Polizeigedanke    des    ancien    regime    von    der    damaligen 
Wissenschaft  nie  zu  klarer  Erkenntnis  gebracht  wurde,   daß  also 
seine  Mängel  und  die  Mittel  zu  ihrer  Verbesserung  nicht  von  ihr 
gefunden  werden  konnten. 

Mußte  nun  nicht  die  Aufklärung  ihrem  Wesen  nach  eine 
Reinigung  dieser  dumpfen  Atmosphäre  staatlichen  Denkens 
bringen.^  Wenn  man  an  ihr  Ziel  denkt,  könnte  darüber  kein 
Zweifel  bestehen,  daß  sich  mit  ihr  von  Grund  auf  alles  hätte 
wandeln  müssen.  Daß  das  mit  nichten  der  Fall  war,  auch  ihrem 
wirklichen  Wesen  nach  gar  nicht  der  Fall  sein  konnte,  erklärt 
sich  nur  aus  dem  Zusammenhang  all'  der  Dinge,  deren  Entwick- 
lung wir  bis  jetzt  zu  verfolgen  versucht  haben,  aus  den  geistigen 
Wirkungen  des  Polizeistaats.     Denn    diese    waren    es,    die    allen 


i)  Moser,  V.  d.  Landeshoheit  in  Polizeysachen,  68.  —  Auf  ähnlicher  Ge- 
mütsverfassung (quod  licet  Jovi,  non  licet  bovi)  beruht  die  Bemerkung  von  ^usd 
II>  57  •  >Der  Hunger,  die  Frechheit  und  die  Schwärmerey  der  Schriftsteller  .... 
kann  sehr  gefährliche  und  schädliche  Schriften  hervorbringen.«  Der  »Simplizissi- 
mus«  von  heute  hätte  das  nicht  besser  formulieren  können. 


Aufklärung  und  Polizeistaat.  co7 

Früchten  der  Aufklärung  im  politischen  Leben  und  staatstheo- 
retischen Denken  von  vornherein  das,  unter  dem  Scheine  blühender 
Lebensfrische  versteckte,  widerstandslose  und  unfruchtbare  Wesen 
der  einseitig  entwickelten  Treibhauspflanze  gaben. 

Wenn  wir  die  Bedeutung  der  Aufklärung  würdigen  wollen 
im  Rahmen  des  Gesamtbildes  der  Entwicklung  staatlicher  Pro- 
bleme, muß  zunächst  eine  Erscheinung  als  besonders  charakte- 
ristisch in  die  Augen  fallen:  ehe  die  Aufklärung  —  wenigstens 
in  Deutschland  —  zur  Ausgestaltung  eines  besonderen  staats- 
theoretischen Systems  in  der  Wissenschaft  gelangte,  war  sie  schon 
in  der  Wirklichkeit  des  Staatslebens  zur  Unterlage  eines  ausge- 
bildeten innerpolitischen  Regimes  geworden.  Der  Proklamierung 
der  Aufklärung  in  der  Staatsphilosophie  durch  Kant  ging  ihre 
Anwendung  in  der  Politik  voraus.  Das  war  die  Zeit,  in  der 
Diderot  (1766)  keinen  Fürsten  zu  sehen  vermochte,  der  nicht 
Philosoph  wäre,  in  der  Gustav  III.  seinem  Volk,  Katharina  II.  der 
französischen  Philosophie  Rechenschaftsberichte  über  ihre  Regie- 
rung abstatteten  und  letztere  der  Gesetzgebungskommission  von 
1767  eine  Instruktion  erteilte,  die  so  liberalen  Inhalts  war,  daß 
die  französische  Polizei  ihren  Druck  nicht  erlaubte.  Die  geistes- 
und  kulturgeschichtlich  höchst  interessanten  programmatischen 
Grundideen  dieser  politischen  Mode,  die  man  herkömmlich  als 
den  aufgeklärten  Absolutismus  bezeichnet,  sind  hinlänglich  be- 
kannt ^).  Mit  ihrer  Feststellung  ist  aber  vom  Standpunkte  unserer 
Betrachtung  aus  w'enig  gewonnen.  Denn  für  uns  kommt  es  nicht 
auf  die  Programme  an,  zu  denen  sich  ein  Friedrich  II.  und  Jo- 
seph IL,  ein  Pombal  und  Aranda  bekannten,  sondern  auf  die 
Wirkungen,  die  diese  Programme  in  dem  tatsächlich  von  ihrer 
Regierungspolitik  befolgten  Polizeigedanken  gezeitigt  haben.  Dieses 
Verhältnis  zwischen  der  Aufklärung  und  dem  praktisch  geltenden 
Polizeigedanken  jenes  Regimes  ist  keineswegs  so  einfach,  als  es 
mit  der  Firma  des  »aufgeklärten  Absolutismus«,  zwar  nicht  ganz 
unrichtig,  aber  auch  nicht  anschaulich  und  nicht  erschöpfend,  ge- 
kennzeichnet wird. 

Schon  an  sich  ist  diese  erste  Wirkung  der  Aufklärung  ein 
Symptom  für  die  ihr  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  staat- 
lichen Probleme   zukommende  Rolle :    die  Staatsautorität  war  es, 

l)  Vgl.  dazu  besonders  R.  Koser ^  Die  Epochen  der  absoluten  Monarchie  in 
der  neueren  Geschichte,  Hist.  Zeitschr.  LXI,  284  flf. 
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die  ihr  zuerst  ihre  Rolle  zuwies.  Sie  verdankt  also  ihr  erstes 
Auftreten  dem  Polizeistaatsprinzip  und  seiner  gedanklichen  Grund- 
lage, dem  Naturrecht.  Nur  das  naturrechtliche  System,  der  Glaube 
an  die  Möglichkeit  der  Regelung  sozialer  Fragen  nach  rationellen 
Grundsätzen,  und  das  Prinzip  des  Polizeistaats,  die  Vorstellung 
von  der  Möglichkeit  und  Nützlichkeit  autoritärer  Verwirklichung 
solcher  Grundsätze,  sind  die  Grundlage  für  dieses  erste  Auftreten 
der  Aufklärung  auf  der  Bühne  der  Politik.  Daß  aber  der  Poli- 
zeigedanke des  Polizeistaats  selbst  die  Aufklärung  zuerst  zur  Gel- 
tung gebracht  hat,  muß  schon  auf  den  Gedanken  führen,  daß 
jene  ihm  innerlich  nicht  so  wesensfremd  war,  als  daß  sie  zur  Ueber- 
windung  der  in  seinem  innersten  Wesen  begründeten  Schädlich- 
keiten geeignet  sein  konnte.  Tatsächlich  waren  die  Wirkungen 
des  Aufklärungs-Regimes  äußerlich  von  denen  des  ursprünglichen, 
eigentlichen  Polizeistaats  wenig  verschieden.  Wichtiger  aber  als 
das  ist  es,  daß  auch  ihr  innerer  Charakter  derselbe  war ;  die  eu- 
dämonistische  Firma  des  Polizeigedankens  ist  nur  durch  eine 
andere  ersetzt  worden,  deren  wesentlichstes  aber  ist  gleich  ge- 
blieben :  ihre  innere  Unwahrheit.  Die  äußerlichen  Wirkungen  des 
»aufgeklärten  Absolutismus«  sind  im  einzelnen  und  im  ganzen 
genügend  bekannt.  Ihre  innerliche  Charakteristik  bedarf  einer 
kurzen  Erläuterung. 

Das  wesentlich  neue  an  dem  Dogma  des  »aufgeklärten« 
Polizeigedankens,  den  Friedrich  d.  Gr.  geschaffen  und  Jo- 
seph II.  dann  übernommen  und  weiter  ausgebildet  hat,  wird 
wohl  immer  noch  am  besten  mit  der  —  in  der  Abgeschliffenheit 
durch  ewige  lehrhafte  Wiederholung  unserem  Denken  leider  kaum 
noch  faßbaren  —  friderizianischen  Formel  zu  kennzeichnen  sein, 
daß  >jeder  nach  seiner  P'agon  selig  werden«  solle,  also  in  einer 
prinzipiellen  Ablehnung  des  Bevormundungsgedankens.  In  der 
Anwendung  entsprach  aber  dieser  neuere  Polizeigedanke  jener 
Formel  ebensowenig,  wie  der  ältere  derjenigen  der  »salus  publica«-. 
Und  zwar  waren  die  Gründe  dafür  noch  wesentlich  die  gleichen. 
Zunächst  auf  allen  Gebieten,  auf  denen  wirtschaftliche  Fragen 
eine  Rolle  spielten,  waren  nach  wie  vor  entscheidend  die  Grund- 
sätze des  Merkantilismus.  Wie  weit  diese  ökonomisch-politisch 
für  die  damaligen  Verhältnisse  richtig  waren,  ist  hier  nicht  zu 
untersuchen.  Für  den  Polizeigedanken  Friedrichs  muß  es  an 
sich  als  ein  Wertfaktor  gelten,  daß  er  nicht  rein  rationalistisch 
aus    allgemeinen    staatsphilosophischen    Grundsätzen    alle   Folge- 
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rungen  ableitete,  sondern  in  wirtschaftlichen  Fragen  lediglich  den, 
ihn  zum  Merkantilismus  führenden  ^),  praktischen  Erwägungen 
folgte :  nur  die  durch  Erfahrung  gewonnene  Ueberzeugung  war 
es,  von  der  sich  Friedrich ,  wie  er  oft  betonte,  leiten  ließ  ^). 
Aber  diese  einmal  eingeschlagene  merkantilistische  Politik  mußte 
die  ganze  Polizeigewaltübung  notwendig  in  eine  Richtung  bringen, 
die  der  typischen  des  älteren  Staats  entsprach^)  und  so  die 
eigenen  allgemeinen  Grundsätze  des  friderizianischen  Grundge- 
dankens unterhöhlen  mußte.  Ich  brauche  hier  nur  daran  zu  er- 
innern, daß  aus  den  merkantilistischen  Grundsätzen  heraus  gerade 
Friedrich  zu  einer  JudenpoHzei  gelangte,  die  alles  bisherige 
an  Bedrückung  übertraf*)  und  geradezu  ein  Hohn  auf  das  »nach 
jeder  Fagon  selig  werden«  war.  Dieser  Polizeigedanke  war  also 
hier  derselben  Unwahrhaftigkeit  und  daher  letzten  Endes  der 
psychologischen  Haltlosigkeit  verfallen,  wie  derjenige  des  echten 
Polizeistaats.  Es  läßt  sich  in  ihm  ganz  wie  in  jenem  der  gefähr- 
liche Uebergang  vom  Realismus  über  den  Skeptizismus  zur  Fri- 
volität erkennen,  die  in  unvereinbarem  Gegensatze  zu  der  idealen 
Forderung  des  Programms  stand ;  nur  daß  die  letzte  Stufe,  die 
der  Frivolität,  selten  erreicht  wurde. 

Realismus  war  es  noch,  wenn  B^iedrich  nicht  physiokrati- 
schen  Grundsätzen  seine,  die  merkantilistischen  Ideen  bestätigenden, 
Erfahrungen  opferte  oder  die  josephinische  Politik  jene  mit  diesen 
nach  ihrem  Zweckmäßigkeitsurteil  durchsetzte^).  Ein  schwerer, 
bis  an  die  Grenze  der  Frivolität  gehender,  Skeptizismus  lag  in  der 
Judenpolizei  Friedrichs.  Derselbe  Skeptizismus  lag  in  dem  ganzen 
System  der  geheimen  Polizei,  das  von  Friedrich  in  wenigen  festen 
Zügen  vorgezeichnet,  von  Joseph  II.  weiter  ausgebildet,  in  Oester- 
reich  unmittelbar  an  die  trübsten  Traditionen  des  älteren  Polizei- 


1)  Für  alle  Einzelheiten  muß  hier  auf  die  Darstellungen  der  ökonomischen 
Politik  und  der  preußischen  Geschichte  verwiesen  werden.  Von  letzterer  vgl.  be- 
sonders /i.  Koser,  Geschichte  Friedrichs  des  Großen,  4./5,  Aufl.    1913,   III,    235  flF. 

2)  Koser  259. 

3)  Dazu  »Polizeigedanke*  Kap.   I. 

4)  y.  Freund,  Die  Emanzipation  der  Juden  in  Preußen  1912  I,  14  ff.;  dazu 
meine  Ausführungen    Arch.  f.  öff.  Recht  XXXIII,  289  ff. 

5)  Auch  für  die  josephinische  Wirtschaftspolitik  muß  auf  die  allgemeinen 
nationalökonomischen  und  geschichtlichen  Darstellungen  verwiesen  werden ;  vgl. 
jedoch  besonders  Marchet,  Studien  über  die  Entwicklung  der  Verwaltungslehre  in 
Deutschland    1885,  und  P.  v.  Mitrofanov  a.  a.  O.   428  ff. 
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Staats  anknüpfen  konnte  ').  An  sich  ist  die  Notwendigkeit  ge- 
heimer Ueberwachung  staatsgefährlicher  Faktoren  nur  die  Forde- 
rung eines  gesunden  Realismus.  Indem  sich  aber  Friedrich  z.  B. 
des  Mittels  einer  Beobachtungs-  und  Denunziationspflicht  der  Gast- 
wirte gegenüber  den  privaten  Gesprächen  und  Korrespondenzen 
ihrer  Gäste  bediente  2),  war  mit  der  darin  liegenden  Erziehung 
des  bürgerlichen  Handelns  und  Denkens  zu  ehrlosem  Vertrauens- 
bruch der  Schritt  zu  jenem  staatlichen  Skeptizismus  vollzogen, 
der,  ohne  Rücksicht  auf  weitere  und  tiefere  Schäden,  nur  die 
sichere  Erreichung  seines  unmittelbaren  Zieles  verfolgt.  Die  ganze 
Bedeutung  dieses  Schrittes  zeigt  sich  noch  klarer,  wenn  man  die 
lediglich  in  der  Konsequenz  der  Idee  der  geheimen  Polizei  liegende 
Ausbildung  betrachtet,  die  dieses  Institut  unter  Joseph  II.  mit 
dem  ganzen  Apparat  der  Denunzianten-Prämien  des  »Vertrauten«- 
Systems,  des  »Interzeptenverfahrens«  ^)  usw.  erfahren  hat,  das  schließ- 
lich den  völligen  moralischen  Indifferentismus  des  älteren  Polizei- 
staats fortleben  lassen  mußte ;  das  damit  aber  auch  in  der  voll- 
ständigen Zersetzung  staatsbürgerlichen  Denkens  in  allen  Betei- 
ligten wieder  zur  gleichen  Unterhöhlung  der  staatlichen  Autorität 
führen  mußte,  die  es  doch  um  jeden  Preis  schützen  wollte.  Das 
alles  war  jedoch  zugleich  vom  Grundgedanken  der  Aufklärung 
aus,  dem  der  sittlichen  Anerkennung  des  Individuums,  eine  un- 
geheure Unwahrheit.  Dieser,  vor  der  inneren  Unwahrheit  in  keiner 
Weise  zurückschreckende,  politische  Skeptizismus  muß  aber  doch 
als  sehr  nahe  die  Grenzen  der  Frivolität  berührend  angesehen 
werden,  wenn  man  bedenkt,  daß  praktisch  ein  so  ausgedehntes 
System  geheimer  politischer  Polizei  schließlich  immer  mehr  oder 
weniger  zur  Gesinnungsschnüffelei  führen  mußte,  die  doch  den 
absolutesten  begrifflichen  Gegensatz  zur  Idee  geistiger  Freiheit, 
der  »Aufklärung«,  bildet. 

Nun  bleiben  allerdings  noch  die  Prunkstücke  der  saufge- 
klärten« Polizei,  die  der  gedruckten  Meinungsäußerung  und  der 
Glaubensübung  gewährte  Freiheit.  War  hier  nicht  wenigstens 
völlige  innere  Wahrheit  und  Konsequenz  ?     Ich  glaube  nicht.    Für 


i)  Näheres  dazu  siehe:  A.  Fournier,  Die  Geheimpolizei  auf  dem  Wiener 
Kongreß   19 13,   i  ff.;  Mitrofanov  271  ff. 

2)  Fournier  9. 

3)  Fournier  2  ff.  und  Mitrofanov  272  ff.  —  Einen  interessanten  Einblick  in 
die  Bedeutung  und  Wirkung  dieses  Systems  gibt  besonders  die  Korrespondenz  des 
Gesandten  Cobenzl  in  Brunner,  Humor  in  der  Diplomatie  des   18.  Jahrhunderts. 
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die  Behandlung  der  Presse  kommt  da  zunächst  die  Tatsache  in 
Betracht,  daß  jene  Freiheit  keineswegs  so  ganz  unbeschränkt  war, 
daß  z.  B.  unter  Joseph  11.  zu  den  von  der  Zensur  zu  prüfenden 
Eigenschaften  der  Druckschriften  noch  alle  gehörten,  die  schon 
der  eigentliche  Polizeistaat  geprüft  hatte  ;  und  nur  ein  Erforder- 
nis, das  der  Uebereinstimmung  mit  der  >gesunden  Vernunit«,  hin- 
zugekommen war  ^).  Wichtiger  aber  noch  erscheint  mir  die  eigen- 
tümliche psychologische  Nuance,  die  dem  Gedanken,  daß  »Ga- 
zetten nicht  genieret  werden  sollen«,  innewohnte.  Das  berühmte 
*Niedriger  Hängen«  Friedrichs  d.  Gr.  war  nicht  nur  die  schöne 
Geste  eines  gewandten  Geistes,  sondern  auch  der  wahrhafte  Aus- 
druck einer  hohen  Gesinnung.  Dennoch  aber  war  diese  Gesin- 
nung nicht  einfach  nur  die  eines  edlen  Menschen,  der  andere 
gelten  lassen  will,  sondern  daneben  auch  die  eines  großen  Men- 
schen, der  die  anderen  verachtete.  Und  was  bei  Friedrich  das 
Produkt  eines  menschlich  traurigen  Lebensschicksals  und  der  Ein- 
samkeit des  Genies  war,  das  war  bei  Joseph  die  dem  größeren 
Vorbild  abgelernte  Verachtung  vor  der  öffentlichen  Meinung.  Es 
entsprach  dazu  zunächst  dem  allgemein  aristokratisch -legeren 
Charakterzug  der  Aufklärung,  dessen  Aeußerung  wir  schon  in  dem 
Urteil  jf.  y.  Mosers,  ^)  zu  dieser  Materie  begegnet  sind  und  dessen 
Konsequenz  in  der  Praxis  wir  in  den  österreichischen  Zensur- 
grundsätzen finden  in  der  unterschiedlichen  Behandlung  der  für 
»Pöbel  und  Hohlköpfe«  und  der  für  »gebildete  Leute <-  bestimmten 
Literatur^).     Es  liegt    aber   doch    noch    ein    anderes  Moment    in 


i)  »Jedes  mehr  oder  weniger  bedeutende  Werk,  das  auf  die  Wissenschaft, 
Erziehung  oder  Religion  Einfluß  haben  könnte,  muß,  nachdem  die  Lokalbehörde 
sich  überzeugt  hat,  daß  nichts  gegen  die  Religion,  die  guten  Sitten  und  die  Auf- 
gaben des  Staates  darin  vorkommt  und  daß  es  der  gesunden  Vernunft  entspricht, 
mit  Attesten  versehen,  nach  Wien  geschickt  werden.«  Für  die  Wiener  Zensur  galt 
dann  der  Grundsatz:  »Man  muß  Strenge  gegen  alle  Geistesprodukte  walten  lassen, 
die  sittenlose  oder  unvernünfiige  Angriffe  enthalten«  .  .  .  »Schriften,  die  die  ka- 
tholische und  manchmal  überhaupt  die  christliche  Religion  kategorisch  verwerfen, 
dürfen  nicht  geduldet  werden,  ebensowenig  wie  solche,  die  den  heiligen  Glauben 
öffentlich  verspotten  und  dadurch  dem  Unglauben  freie  Bahn  schaffen,  oder  die 
durch  abergläubische  Entstellung  der  göttlichen  Eigenschaften  und  lügenhafte,  fan- 
tastische Gotteslästerung  dazu  veranlassen,  die  Kirche  zu  verachten.«  Ver.  v. 
II.  7.    1781.     (^Mitrofatiov  829.) 

2)  Vgl.  oben  S.   506. 

3)  »Man  muß  Strenge  walten  lassen  gegen  ....  Bücher,  die  nichts  zur  Be- 
förderung der  Wissenschaft  und  Aufklärung  beitragen.  Umso  nachsichtiger  sollen 
dagegen  Arbeiten  beurteilt  werden,  die  Gelehrsamkeit,  Kenntnisse  und  richtige  Be- 
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jenem  Polizeigedanken.  Ein  mit  den  höfischen  Verhältnissen  seiner 
Zeit  sehr  vertrauter,  kluger  Mann  i),  der  von  Friedrichs  Größe  die 
höchste  Meinung  hegte,  hat  schon  die  Beobachtung  gemacht,  daß 
skeptische  Erwägung  krasser  NützHchkeit  den  König  zu  seiner 
freiheitlichen  Haltung  der  Presse  geführt  habe :  die  Erwägung, 
daß  das  Volk  genau  so  befriedigt  sei,  wenn  es  »räsonnieren« 
dürfe  über  Mängel,  als  wenn  es  diese  beseitigt  sehe.  Ein  kluger 
Gedanke,  den  die  Polizei  aller  Zeiten  beherzigen  sollte,  wenn  sie 
dabei  nicht  vergißt,  gegenüber  nicht  nur  vermeintlichen  Mängeln 
andere  Wege  einzuschlagen ;  aber  doch  —  und  in  beiderlei  Hin- 
sicht gilt  von  der  differenzierten  Behandlung  der  Druckerzeugnisse 
dasselbe  —  ein  Gedanke,  den  in  das  Gewand  des  abstrakten  und 
idealistischen  Prinzips  geistiger  PYeiheit  zu  kleiden,  eine  —  mehr 
oder  weniger  frivole  —  innere  Unwahrheit  ist  und  daher  ein  po- 
litischer Fehler,  denn  er  muß  auf  die  Dauer  der  staatlichen  Au- 
torität ihren  psychologischen  Halt  nehmen. 

Nicht  viel  anders  war  es  mit  der  Praxis  des  Prinzips  der 
Denkfreiheit  auf  dessen  eigenstem  Gebiet,  dem  der  Religions- 
politik. Mit  dem  Schlagwort  »Josephinismus«  sind  wir  schon  im 
Bilde  ^).  Wir  können  uns  daher  mit  dem  Hinweis  auf  einige  be- 
sonders charakteristische  Züge  begnügen.  »Das  josephinische 
Regiment  war  weit  entfernt,  den  wahren  Liberalismus  der  Auf- 
klärung zu  befördern,  es  hat  eben  nur  den  täuschenden  Schein 
einer  einseitigen  philosophischen  und  moralischen  Doktrin  als  zu- 
fälliges Aushängeschild  gebraucht  und  war  im  Wesen  nicht  we- 
niger bevormundend,  als  das  spanische  System  Philipps  II.«  Zu 
diesem  treffenden  Urteil  gelangt  0.  Lorettz  mit  seiner  geistvollen 
Studie  über  »Joseph  II.  und  die  belgische  Revolution«  ^).  Das 
für  uns  Wichtige  daran  ist  nicht  nur,  daß  in  der  Wirkung  der 
josephinische  Polizeigedanke  rein  polizeistaatlich  war,  sondern  auch 


griffe  verbreiten,  umsomehr,  als  die  Werke  der  ersten  Gattung  mehr  oder  weniger 
bloß  vom  Pöbel  und  von  Hohlköpfen  gelesen  werden,  während  die  anderen  Werke 
gebildeten  Leuten,  die  feste  Grundsätze  besitzen,  in  die  Hände  fallen.«  Mitro- 
fanov  829. 

1)  F.  C.  V.  Moser;  aber  auch  Kant  hat  denselben  Grund  angenommen,  nur 
hat  er  ihn  anders  bewertet,  vgl.  unten  S.  516  f. 

2)  Für  alles  Nähere  vgl,  die  Darstellungen  zur  Kirchenrechtsgeschichte,  z,  B. 
Friedberg,  Lehrbuch  des  kath.  und  evang,  K.-R.,  6.  Aufl.  1906,  72  ff.,  und  zur 
österreichischen  Geschichte  z.  B.  Mitrofanov  666  ff.,  aber  auch  in  der  folgenden 
Anmerkung  die  angeführte  Schrift  von  0.  Lorenz. 

3)  O.  Lorenz,  Joseph  H.  und  die  belgische  Revolution  1862,  S.  62. 
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seinem  innern  Charakter  nach  in  der  skeptischen  Ausnutzung 
ideeller  Iviomente  zur  Erreichung  der  rein  praktischen  Ziele  des 
fürstlichen  Autoritäts-  und  Souveränitätsinteresses  ^).  Wenn  wir 
nun  noch  dazu  nehmen,  daß  dabei  das  ideelle  Moment  des  Ge- 
dankens geistiger  Freiheit  erniedrigt  wurde  zum  psychologischen 
Zweckmittel  der  Durchführbarkeit  von  Maßregeln  zur  Unter- 
drückung katholischer  Glaubensbetätigung,  dann  werden  wir  auch 
hier  die  Grenze  zur  Frivolität  nur  schwer  ziehen  können.  Die- 
selbe innerlich  unwahre  Ausnutzung  religiöser  Momente  für  staat- 
liche Machtzwecke  unter  gleichzeitiger  Bedrängung  der  Gewissens- 
freiheit finden  wir  sogar  in  der  in  diesem  Punkte  sonst  viel  rein- 
licheren Politik  Friedrich  IL,  wenn  er  von  den  schlesischen  Geist- 
lichen beim  Treueid  das  Bekenntnis  verlangt,  sie  wollten  mit 
einem  Verstoß  gegen  diesen  Eid  Vergebung  in  diesem  wie  in 
jenem  Leben  verwirkt  haben  ^).  Am  schlimmsten  offenbart  sich 
aber  die  völlige  moralische  Gleichgültigkeit  dieses  Systems  darin, 
daß  die  VVillkürlichkeit  einer  rein  utilitaristischen  Zielsetzung  auch 
vor  dem  offenbarsten  Widerspruch  zu  dem  angeblich  leitenden 
Prinzip  nicht  zurückschreckte :  so,  wenn  Joseph  II.  allen  Dissi- 
denten die  Ausübung  ihres  Glaubens  unter  Strafe  verbot  und  sie 
zwangsweise  zu  Katholiken  machte  ^),  oder  wenn  P'riedrich  d.  Gr. 
nach  1770  im  Gegensatz  zum  verfassungsmäßigen  Willen  der 
Kirche  die  Jesuiten  schützte  ^),  beides  Maßregeln,  die  in  doppelter 
Richtung,  gleichmäßig  gegenüber  den  Ungläubigen  und  der  Or- 
ganisation der  Gläubigen,  die  Prinzipien  der  Aufklärung  verletzten. 
Es  war  gar  nicht  so  ohne,  wenn  die  Zeitgenossen  zuweilen  den 
von  uns  sogenannten  aufgeklärten  Absolutismus  als  »sublimierten 
Despotismus«  bezeichneten. 

1)  Das  wird  anschaulich  durch  die  von  Mitrofanov  298  hervorgehobene  Ironie 
des  Schicksals,  die  darin  lag,  »daß  die  kirchenfeindlichen  Josephiner,  die  die  Klöster 
sperrten  und  die  Geistlichkeit  dem  Staate  Untertan  machten,  sich  auf  das  göttliche 
Recht  berufen  mußten,  um  die  aufrührerischen  Belgier  zum  Gehorsam  zu  zwingen. 
Die  Opposition  hingegen  hatte  alle  Ultramontanen  auf  ihrer  Seite  und  stützte  sich 
doch  auf  die  „Philosophie  des    18.  Jahrhunderts"«. 

2)  Koser  III,  420. 

3)  Erlaß  vom  31.  Jänner  1782:  »Es  darf  jeder  sich  nur  zu  einer  der  drei 
geduldeten  Religionen  feierlich  bekennen ;  den  anderen  wird  kein  Gottesdienst  ge- 
stattet und  sobald  sie  ihn  üben,  werden  sie  der  Uebertretung  gegen  die  öfTentliche 
Ruhe  und  Ordnung  angeklagt  und  dementsprechend  bestraft;  sie  sind  als  Katho- 
liken zu  betrachten  und  der  katholischen  Disziplin  zu  unterwerfen,  indem  man  sie 
nicht  zur  Beichte  und  zum  heiligen  Abendmahl  zuläßt.«     Mitrofanov  725. 

4)  Koser  III,  423  ff. 


rj^  Kurt  WolzendorfF: 

In  der  Eigentümlichkeit  des  friderizianischen  und  josephini- 
schen  Polizeigedankens,  daß  er  bei  allem  Idealismus  der  dogma- 
tischen Formel  doch  rein  utilitaristisch  und  daher  innerlich  unwahr 
ist,  liegt  der  Grund  für  seine  Unfähigkeit,  eine  Reform  des  Poli- 
zeigedankens herbeizuführen.  Denn  dessen  wesentlichster  Mangel, 
seine  innere  Aushöhlung  durch  seine  Unwahrheit,  war  geblieben. 
Kluge  Zeitgenossen  erkannten  auch,  daß  in  dem  dichten  Phrasen- 
netz, durch  das  sich  der  Polizeigedanke  nach  wie  vor  absichtlich 
und  künstlich  unkenntlich  machte,  die  eigentliche  Schwierigkeit 
lag.  Ein  so  angesehener  Publizist  wie  Friedrich  Carl  v.  Moser 
z.  B.  hatte  mit  aller  nur  wünschenswerten  Klarheit  das  Problem 
bloßgelegt.  Er  hatte  das  selbstzweckliche  Autoritätsprinzip  als 
den  Leitgedanken  des  Polizeistaats  aufgezeigt  ^) ,  hatte  darauf 
hingewiesen,  wie  es  dessen  Wesen  entsprach,  die  rationalistischen 
Formeln  der  naturrechtlichen  Staatslehre  einfach  als  Zweckmittel 
seinen  besondern  Zielen  dienstbar  zu  machen  —  z.  B.  »der  Sitz 
der  Toleranz  war  auf  der  Mauth«  ^)  — ,  und  hatte  die  innere  Unwahr- 
heit dieses  ganzen  Systems  hervorgehoben,  die  z.  B.  von  reinem 
Souveränitätsinteresse  diktierte  wirtschaftspolizeiliche  Maßnahmen 


1)  Friedrich   Carl  Frhr.  v.  Moser,  Politische  Wahrheilen   1796,  II,   35  ff. 

2)  A.  a.  O.  I,  175:  »Dieser  mystischen  Person  (seil.  »Staat«)  mußten  denn 
auch  Rechte,  Forderungen,  Bedürfnisse  beygelegt  werden ;  sie  mußte  ihr  eigenes 
Vermögen,  und  zu  desselben  Leitung,  Verwahiung  und  Verwendung  ihren  eigenen 
Verwalter  haben,  welches  nach  dem  natürlichen  Gange  der  Dinge  niemand  anders, 
als  die  erste  Person  in  diesem  Staat,  der  sonst  sog.  Landesherr,  seyn  konnte. 
Dieser  Staats-Verwalter  betrug  sich  in  dem  sich  beygelegten  neuen  Amt  so,  daß 
e.\  zwar  sich  selbst  im  Wohlsland  befand,  dem  Staat  aber  eine  immer  strengere 
Diät  verordnete,  ein  immer  unbediiigierer  Gehorsam  von  ihm  gefordert  ward.«  — 
A.  a.  O.  II,  109:  »Ein  Fürst  wird  zuweilen  wegen  Gesetzen,  Landesanstalten  und 
Verordnungen  gelobt  und  ihnen  Gründe  der  Weisheit,  Billigkeit,  Einsicht,  Menschen- 
und  Volksliebe  unterlegt,  woran  kein  wahres  Wort  ist,  und  die  weder  der  Fürst 
selbst,  noch  seine  Ministers,  sondern  nur  die  Thoren  glauben.  In  dieser  Kunst, 
das  Volk  zu  betrügen,  waren  die  Franzosen  in  den  Prologen  ihrer  Finanz-Edikten 
vorlängst  Meister.  Was  für  ein  Freuden-Geschrey  erschallte  nicht  durch  ganz 
Deutschland  über  K.  Josephs  Toleranz-Anstalten,  wodurch  so  viele  Leichtgläubige 
betrogen  und  die  täglich  von  den  eigenen  Länderstellen  eingeschränkt  und  nach 
Möglichkeit  untergraben  wurden.  Der  Sitz  der  Toleranz  war  auf  der  Mauth.  So 
weit  und  so  tief  sahen  aber  die  Wenigsten.  Ebenso  machte  es  K.  Friedrich  mit 
dem  den  Jesuiten  vergönnten  Schutz  und  der  allgemeinen  kirchlichen  Freiheit  .... 
Eigennutz  wars,  sonst  nichts ;  denn  was  fragen  die  Könige  und  Fürsten  nach  der 
Religion,  wenn  sie  ihnen  nichts  einträgt?« 
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in  das  eudämonistische  Gewand  der  Sittenpolizei  kleiden  i).  Er 
hatte  klar  ausgesprochen,  daß  dieses  amoralische,  rein  selbst- 
zweckliche Autoritätsprinzip  die  Unwahrhaftigkeit  des  Polizeige- 
dankens sich  immer  steigern  lassen  mußte,  so  daß  schließlich  in 
den  Regierungsprinzipien  die  amoralische  Kälte  des  praktischen 
Zwecks  in  umgekehrtem  Verhältnis  zu  der  ethischen  Wärme  der 
ihre  Anwendung  umkleidenden  eudämonistischen  Formeln  stan- 
den 2) ;  und  er  hatte  erkannt,  daß  diese  innere  Unwahrheit  dem  äl- 
teren Polizeigedanken  schließlich  gerade  seines  eigentlichen  Wertes, 
seiner  erstaunlichen  politischen  Zielsicherheit  berauben  mußte : 
»sie  glauben  zuletzt  ihre  eigenen  Lügen«  ^).  Es  hätte  nur  der 
Folgeziehung  aus  solcher  Erkenntnis,  die  sicher  von  manchen, 
klaren,  einsichtigen  Köpfen  geteilt  wurde,  bedurft,  um  den  PoHzei- 
gedanken  der  erkannten  Entartung  zu  entziehen  und  in  einer  den 
veränderten  Verhältnissen  entsprechenden  Weise  zu  reformieren. 
Daß  das  staatstheoretische  Denken  der  Aufklärung  zu  einer 
klaren  kritischen  Wesenserkenntnis  des  polizeistaatlichen  Regimes 
nicht  gelangen  konnte,  ist  nur  aus  demselben  Grunde  zu  erklären, 
aus  dem  im  Staatsleben  es  jenem  Regime  möglich  gewesen  war, 
unbeschadet  seines  eigenen  Charakters  sich  das  Dogma  der  Auf- 
klärung dienstbar  zu  machen.  Der  Grund  ist  die  nahe  geistige 
Verwandtschaft  zwischen    der  Aufklärung   und    dem  Polizeistaat. 


i)  Ibid.  265  :  »Wohl  darf  der  Unterthan  sein  ganzes  Haus  mit  Seide  über- 
ziehen, wenn  er  nur  die  Stoffe  in  den  einheimischen  Fabriken  nimmt ;  er  darf  die 
Kutschen- Riemen  mit  goldenen  Tressen  besetzen;  er  dürfte  die  Pferde  mit  lauter 
Zucker  füttern  und  die  Gänse  aus  Porcelain  tränken,  wenn  nur  das  theuere  Geld 
dafür  vor  innländische  Waare  bezahlt  vvirdc  .  .  .  Vgl.  auch  die  in  der  vorigen  An- 
merkung wiedergegebene  Stelle  S.    109. 

2)  Ibid.  192  f.:  »Die  Herren  glauben  an  ihre  Größe  und  Macht,  aber  auch 
an  die  Gutherzigkeit  und  Geistesschwäche  der  Menschen. <  —  »Wo  also  bloßer 
Befehl,  Zwang,  Macht  und  Gewalt  nicht  hinreichen,  oder  wo  man  diese  lieber  mit 
guten  Worten  übertünchen  .  .  .  will,  da  nimmt  man  die  politischen  Zauber-Formeln 
von  Staat,  Besstem  und  Wohlfahrt  des  Staats,  Bedürfnisse  und  Noth  des  Staats, 
Ehre  des  Reichs,  der  Crone,  des  Staats  etc.  zu  Hilfe.«  —  »Je  unreiner  die  Ab- 
sichten eines  Regenten  sind,  je  ungewisser  ihre  Erfüllung  und  je  größer  die  Be- 
sorgniß  von  Widerspruch  und  Widerstand  auf  der  Seite  ihrer  Reichs-  oder  Land- 
Stände  und  Unterthanen,  je  freygebiger  sind  sie  mit  Anpreisung  ihrer  landesväter- 
lichen Sorgfalt  um  das  Wohl  ihrer  lieben  und  getreuen  Unterthanen,  als  des  einigen 
Beweggrunds  dieser,  so  wie  aller  ihrer  Handlungen.  Wann  dieser  Kunstgriff,  wie 
eine  Arzney,  wie  ein  Hausmittel,  sparsam  gebraucht  wird,  so  hilft  es  zuweilen ; 
bey  zu  öfterm  Gebrauch  aber  verliert  es  seine  Kraft,  macht  sich  lächerlich  und 
den  Herrn  selbst  verächtlich  in  den  Augen  seines  Volks.« 

3)  Ibid.   194. 
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Die  völlige  Unfruchtbarkeit  der  Aufklärung  in  schöpferischer  Hin- 
sicht und  ihre  im  Verhältnis  zu  ihren  geistigen  Kräften  geringe 
Ertragsfähigkeit  haben  ihre  Ursache  in  den  drei  Grundzügen  ihres 
Wesens^):  -> durchaus  nichts  als  seiend  und  bindend  gelten  zu 
lassen,  was  man  nicht  verstehe  und  klärlich  begreife,  während  es 
doch  darauf  ankommt,  zu  begreifen,  was  ist« ;  »den  Einzelnen  nur 
als  Einzelnen,  nicht  auch  als  Glied  höherer  Einheiten  anzuer- 
kennen« (»Bedürfnis  der  Unabhängigkeit«  G  oethe);  »das  Wesen 
der  seienden  Dinge  in  ihrer  Nützlichkeit  zu  suchen,  sie  also  nicht 
als  auch  an  sich,  sondern  nur  als  für  andere  seiend  aufzufassen«. 
Die  innere  Maßlosigkeit  dieser  Ideen,  die  den  in  ihnen  ebenso 
wie  im  Eudämonismus  enthaltenen  gesunden  Kern  von  Humanis- 
mus ebensowenig  wie  dort  zu  gedeihlicher  Entwicklung  kommen 
ließ,  war  selbst  nur  ein  Produkt  des  vom  Polizeistaat  erzeugten 
Geistes.  Denn  das,  was  den  Polizeistaat  auszeichnete,  worin  er 
lebte  und  was  er  um  sich  verbreitete,  war  der  Instinkt  der  Nütz- 
lichkeit und  seine  Folgen :  das  Fehlen  eines  äußersten  Wahr- 
heitswillens, der  Mangel  an  Verantwortungsgefühl  und  die  daraus 
entspringende  Neigung  zu  oberflächlicher,  dialektisch-spielerischer 
Behandlung  staatlicher  Fragen. 

Der  größte  und  ernsteste  Denker  der  Aufklärung  hat  einmal 
in  einer  prinzipiellen  politischen  Frage  eine  Deduktion  angestellt, 
die  mit  einem  Schlage  die  polilische  Mentalität  der  Aufklärung 
in  so  absoluter  Klarheit  enthüllt,  daß  wir  daraus  mehr  als  aus  der 
gründlichsten  Zergliederung  und  aus  den  zahlreichsten  Beispielen 
entnehmen  können.  In  seiner  Abhandlung  »Was  ist  Aufklärung« 
sieht  Kant  den  Triumph  der  Aufklärung  darin,  daß  Friedrichs  IL 
Grundsatz:  »Raisonniert,  soviel  ihr  wollt  und  worüber  ihr  wollt, 
nur  gehorcht«  politisch  balanciert  sei  durch  die  Handhabe  eines 
wohldisziplinierten  Heeres    als    Bürgen    der    öffentlichen  Ruhe  ^). 


i)  Eine  Erörterung  des  geistigen  Wesens  der  Aufklärung  kann  nicht  in  den 
Rahmen  unserer  Untersuchung  gehören,  für  die  die  Staatstheorien  nur  soweit  in 
Betracht  kommen,  als  sie  für  die  Entwicklung  der  praktisch  geltenden  Prinzipien 
von  Bedeutung  waren.  Ich  habe  mich  daher  oben  darauf  beschränkt,  das  immer 
noch  klassische  Urteil  von  Cl.  Tk.  Perthes,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Re- 
volution,  1845,  252  ff.  in   Erinnerung  zu  rufen. 

2)  >Aber  auch  nur  derjenige,  der,  selbst  aufgeklärt,  sich  nicht  vor  Schatten 
fürchtet,  zugleich  aber  ein  wohldisciplinirtes  zahlreiches  Heer  zum  Bürgen  der  öf- 
fentlichen Ruhe  zur  Hand  hat,  —  kann  das  sagen,  was  ein  Freistaat  nicht  wagen 
darf:  räsonnirt,  so  viel  ihr  wollt,  und  worüber  ihr  wollt;  nur  gehorcht!«  {Ed. 
artenstein  [,    118). 


Aufklärung  und  Polizeistaat.  517 

Das  heißt  nichts  anderes  als :  die  Prinzipien  der  Aufklärung  gelten 
ihrem  Wesen  nach  nur,  soweit  sie  unschädlich  sind,  sie  werden 
also  gegebenen  Falles  durch  sich  selbst  aufgehoben.  Da  aber 
die  Prinzipien  der  Aufklärung  nicht  —  im  modernen  Sinne  — 
politische  Regeln,  sondern  sittliche  Ideen  zum  Inhalt  haben  {Kattt: 
die  Forderung  nach  dem  »Ausgang  des  Menschen  aus  seiner 
selbstverschuldeten  Unmündigkeit«),  so  liegt  in  dem  Utilitarismus 
der  dialektischen  Verkehrung  ihres  Inhalts  in  der  Anwendung  auf 
staatliche  Fragen  für  unser  heutiges  Empfinden  eine  solche  Miß- 
achtung des  sittlichen  Wesens  des  Staats,  wie  sie  mit  sitt- 
lichem Wahrheitswillen  und  staatlichem  Verantwortungsbewußtsein 
schlechterdings  unvereinbar  ist.  Es  ist  eben  jene  sittliche  Skepsis 
in  staatlichen  Dingen,  von  der  uns  heute  eine  Welt  trennt;  jene 
Skepsis,  die  die  Atmosphäre  des  Polizeistaats  war.  Sie  ist  aber 
zugleich  damit  die  Atmosphäre  des  in  der  Praxis  angewandten 
> aufgeklärten«  Polizeigedankens.  Die  Denkweise  der  Aufklärung 
ist  daher  insoweit  völlig  homogen  der  des  ancien  regime  sowohl 
in  seiner  alten  als  in  seiner  neuen  > aufgeklärten«  Form.  Damit 
ist  schon  restlos  die  Tatsache  erklärt,  daß  die  Staatstheorie  der 
Aufklärung  zu  einer  Kritik  jenes  Regimes  schlechterdings  un- 
fähig war;  vielleicht  aber  noch  manche  spätere  Erscheinung  des 
öffentlichen  Lebens^). 

Jene  geistige  Homogenität  zwischen  der  Aufklärung  und  dem 
ancien  regime,  die  ihre  kritische  Unfähigkeit  diesem  gegenüber 
erklärt,  bestand  aber  noch  in  einem  andern  Punkte,  nämlich 
in  jener  aristokratischen  Denkweise,  der  wir  schon  bei  den  Theo- 
retikern des  alten  Polizeistaats  begegnet  sind  —  seine  Praxis 
hatte  einen  ganz  anderen  Charakter  ^)  —    und    die    wir    in    dem 

1)  Ich  denke  hier  an  jenes  selbstgenügsame  Spielen  mit  unfruchtbarer  poli- 
tischer Krittelei,  das  für  die  mitteleuropäischen  Metropolen  charakteristisch  zu  sein 
scheint.  Das  Wiener  Raunzertum  steht  anerkanntermaßen  im  Zusammenhang  mit 
dem  österreichischen  System  der  politischen  Polizei,  insbesondere  der  Methode 
Josephs  II.  Die  Berliner  Schnoddrigkeit  in  politischen  Dingen  (man  denke  nur  an 
die  Scherze  über  Friedrich  Wilhelm  IV.)  dürfte  zum  großen  Teil  durch  den  Krück- 
stock in  Verbindung  mit  dem  >Raisonnierenlassen<  Friedrichs  d.  Gr.  gezüchtet  sein. 
In  Paris  endlich  hat  die  Polizei  von  altersher  das  System  ausgebildet,  nach  der 
alten  römischen  Methode  der  »circenses«  Unzufriedenheitsregungen  eine  Ablenkung 
zu  geben.  Diese  polizeiliche  Tradition  ist  so  wohl  bewahrt,  daß  man  auch  jetzt 
im  Kriege  wieder  zu  dem  alten  Guignol  (Kasperletheater)  gegriffen  hat,  um  durch 
die  Darstellung  einiger  Verprügelungen  unseres  Kronprinzen  usw.  das  Bedürfnis 
nach  Prügelknaben  für  die  politischen  Sünden  der  Regierenden  abzulenken. 

2)  Siehe   »Polizeigedanke«  Kap.  I ;  vgl.  aber  auch  oben  S.  497. 
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praktisch  geltenden  »aufgeklärten«  Polizeigedanken  wiederfanden 
in  jener  Vorstellung,  daß  Freiheit,  insbesondere  Denkfreiheit,  nur 
eine  Sache  für  die  geistige  Elite  ist.  Auch  diese  Vorstellung 
beruht  geistig  auf  dem  soeben  erörterten  Utilitarismus ,  der  ein 
Prinzip  nur  soweit  gelten  läßt,  als  es  seinem  Bannerträger  nütz- 
lich ist.  Psychologisch  aber  ist  dieses  Nicht-Ernstnehmen  der 
eigenen  Grundsätze  in  staatlichen  Fragen  auch  wieder  nur  jene 
oben  schon  angedeutete  Wirkung  des  Polizeistaats,  die  aus  dem 
Bewußtsein  der  Unerheblichkeit  des  staatsbürgerlichen  Urteils 
entspringenden  legeren  Behandlung  staatlicher  Fragen. 

Diese  unernste  Denkweise  erhielt  noch  eine  verderbliche 
Steigerung  durch  eine  ebenfalls  vom  Polizeistaat  erzeugte  Nei- 
gung, die  in  dem  obrigkeitlich  eng  umschriebenen  niederen  Kreise 
bürgerlicher  Betätigungsmöglichkeit  nicht  verwertbare  Kraft  in 
hohen,  aber  auch  ungestümen  geistigen  Schwung  ^)  und  freie 
ästhetische  Form  umzusetzen.  Dieses  wesentlich  gefühlsmäßige, 
instinktiv  allem  positiven  feindliche  Streben  der  Aufklärung  um- 
gab sich  so  mit  einer  faszinierenden,  flimmernden  Luft  edler  Be- 
geisterung und  künstlerischer  Schönheit,  die  dem  Einfluß  sachlich 
nüchterner  Kritik,  wie  sie  ein  F.  C.  v.  Moser  zu  bieten  hatte, 
schlechterdings  unzugänglich  sein  mußte.  Und  dieser  selbst  wieder 
war  viel  zu  sehr  ein  Kind  des  Polizeistaats  und  der  Aufklärung, 
um  die  demokratisch  werbende  Kraft  und  die  Einseitigkeit  eines 
Führers  aufbringen  zu  können.  Die  geistvolle  Vielseitigkeit  des 
begabten  Epigonen  ließ  ihn  die  Schattenseiten  auch  der  gegen 
das  Bestehende  gerichteten  Strebungen  zu  deutlich  sehen  und  die 
Meinungen  des  Tages  zu  aristokratisch  verachten,  um  dem  Erfolg 
zuliebe  Konzessionen  zu  machen.  Denn  das  Verständnis  dafür, 
daß  es  sich  nicht  um  literarischen  Erfolg,  sondern  um  Fragen 
der  staatlichen  und  volklichen  Existenz  handelte,  fehlte  auch  ihm 
und  seinen  Geistesgefährten.  So  war  es  letzten  Endes  doch  nach 
allen  Seiten  hin  nur  das  Fehlen  des  staatsbürgerlichen  Verant- 
wortungs-  und  Tatwillens,  also  die  ureigenste  Wirkung  des  poli- 


i)  Schon  Brandes  hat  (1808)  diesen  Zusammenhang  erkannt:  gerade  weil  der 
alles  maschinenmäßig  regulirende  »Staat  einer  freyen  Wirksamkeit  der  Gesamtheit 
Einzelner«  unter  »liberaler  Oberaufsicht«  keinen  Raum  gegeben  habe,  »wo  die 
Wirksamkeit  an  der  rechten  Stelle  war,  und  der  Bürgerberuf  dazu  anwies«,  sei 
jener  Geist  der  Unruhe  entstanden,  der  in  dem  »Geschrey  von  einer  gemeinnützigen 
Thätigkeit«  Befriedigung  suchte  und  fand.  {E.  Brandes,  Betrachtungen  über  den 
Zeitgeist  in  Deutschland   1808,    169  f.) 
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zeistaatlichen  Regimes,  die  seiner  geistigen  Ueberwindung  im 
Wege  stand. 

Dabei  ist  es  nun  für  diese  ganzen  geistigen  Verhältnisse  sehr 
interessant,  daß  weder  die  Praxis  noch  die  Theorie  des  »aufge- 
klärten« Polizeigedankens  in  Deutschland  —  vielleicht  gerade  in- 
folge ihres  ehrlichen  Einschlags  von  Idealismus  —  imstande 
war,  den  Punkt  zu  erkennen,  an  dem  dieser  alte  Polizeigedanke 
tödlich  verwundbar  war,  während  in  Frankreich  das  ancien  regime 
selbst  in  seiner  größeren  Skepsis  die  Klarheit  zu  solcher  Erkennt- 
nis fand.  Das,  wodurch  der  alte  Polizeigedanke  praktisch  ver- 
nichtet wurde,  in  Frankreich  1789,  in  Deutschland  1848,  war  der 
Gedanke  der  Teilhaftigkeit  des  Untertanen  am  Staate,  des  Staats- 
bürgertums. Die  Idee  des  citoyen  war  das  politische  Zentrum 
der  Ideen  der  Revolution.  Das  ancien  regime  hatte  das  in  seiner 
kühlen  Skepsis  in  letzter  Stunde  erkannt  und  mit  —  wenn  auch 
heuchlerischen  —  kleinen  Konzessionen  die  I-'orderungen  der  Zeit 
zu  beschwichtigen  versucht*).  Die  Revolution  hat  diese  F'orde- 
rungen  erfüllt  und  das  in  und  am  Staat  berechtigte  Bürgertum 
geschaffen.  Die  Staatstheorie  der  deutschen  Aufklärung  hat 
diese  Bedeutung  des  Staatsbürgergedankens  für  das  Problem  des 
Polizeigedankens  weder  vor  noch  nach  der  französischen  Revo- 
lution erkannt.     Darin  lag  ihr  größter  Fehler, 

Gerade  der  naturrechtlichen  Betrachtungsweise,  der  sich  die 
Aufklärung  bediente,  hätte  die  Bedeutung  des  Staatsbürgerge- 
dankens nicht  entgehen  können,  wenn  sie  nicht  so  rationalistisch 
entartet  gewesen  wäre.  Handelt  es  sich  doch  in  den  beiden  Ele- 
menten des  Staatsbürgergedankens,  dem  der  Anteilnahme  an  der 
Bildung  des  Staatswillens  und  dem  der  Berechtigung  (Freiheit) 
gegenüber  der  Staatsgewalt,  nur  um  Dinge,  die  seit  Jahrhunderten 
zu  den  Grundfragen  der  naturrechtlichen  Staatslehre  gehört  hatten. 
Nur  darauf  kam  es  an,  die  aktuelle  politische  Bedeutung  dieser 
Probleme  und  ihren  Zusammenhang  mit  demjenigen  des  Polizei- 
gedankens zu  erkennen. 

Die  entwicklungsgeschichtliche  Aufgabe  des  Polizeigedankens 
hatte  wesentlich  darin  bestanden,  dem  staatlichen  Herrschaftsver- 
hältnis das  seinem  Wesen  entsprechende  rechtliche  Aussehen  zu 
geben,  indem  er  es  der  für   den  älteren  Staat    charakteristischen 


i)  In  den  70er  Jahren  ging  die  Pariser  Polizei  bewußt  und  konsequent  dar- 
auf aus,  durch  ihre  Fürsorge  gerade  für  den  kleinen  Mann  sich  das  Ansehen  einer 
»police  citoyenne«   zu  geben.     Vgl.  »Polizeigedanke«   I  und  oben  S.  499. 
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zivilrechtlichen  Färbung  entkleidete  und  ihm  den  Stempel  des 
interesse  Status  piiblici  aufdrückte.  Jene  zivilrechtliche  Färbung, 
die  alle  staatlichen  Beziehungen  nur  als  Rechtsverhältnisse  zwi- 
schen einzelnen  subjektiv  Berechtigten  erscheinen  ließ,  gab  der 
staatlichen  Ordnung  nur  die  Bedeutung  eines  rein  mechanischen 
Mit-  und  Gegeneinanderwirkens  unendlich  vieler  einzelner  Ge- 
rechtsame, Privilegien,  Freiheiten  und  wie  diese  »wohlerwor- 
benen« subjektiven  Berechtigungen  alle  genannt  wurden,  die 
ebenso  viele  Hemmnisse  jeder  dem  allgemeinen  Interesse  dienenden 
Weiterentwicklung  waren.  Indem  nun  der  Polizeigedanke  in  dem 
interesse  Status  publici  einen  einheitlichen  logischen  Maßstab  für 
alle  Wirkungen  des  staatlichen  Herrschaftsverhältnisses  schaffte, 
brachte  er  dieses  selbst  erst  in  seiner  öffentlich-rechtlichen  Eigen- 
art zur  Geltung:  in  dem  Uebergewicht  des  Gemeininteresses  ge- 
genüber dem  Einzelinteresse.  Die  Formel  dafür  war  die  natur- 
rechtlich aus  dem  Staatsvertrag  abgeleitete  Berechtigung  und 
Verpflichtung  des  Fürsten,  für  die  salus  publica  zu  sorgen.  Diese 
rein  naturrechtliche  Fundierung  des  Polizeigedankens  nun  war  der 
Grund,  daß  er  den  in  der  älteren  Staatsauffassung  liegenden  be- 
rechtigten Kern,  den  Schutz  des  individuellen  Rechts  ganz  unbe- 
achtet Heß  und  daher  auch  übersah,  daß  dieser  Gedanke  gerade 
erst  gegenüber  dem  neuen  Prinzip  des  Vorranges  des  Gemein- 
interesses vor  dem  Individualinteresse  seine  volle  Berechtigung 
erlangte.  Denn  die  schließliche  zivilrechtliche  Färbung  dieses 
Gedankens  im  ständischen  Staate  hatte  nur  seine  Entartung  be- 
deutet. Sein  ursprünglich  gesunder  Sinn  beruhte  auf  der  in  der 
Anschaulichkeit  des  germanischen  Rechtsdenkens  begründeten 
Vorstellung,  daß  alles  objektive  Recht  in  seiner  Wirkung  auf  das 
Individuum  ein  Rechtsgut  desselben  bildet,  das  unmittelbar  in- 
folge seiner  Zugehörigkeit  zu  der,  die  Rechtsgemeinschaft  bilden- 
den, Volksgenossenschaft  ein  adJiaerens  seiner  Rechtspersönlich- 
keit ist.  Auf  diese  Vorstellung  brauchte  man  nur  zurückzugreifen, 
als  die  psychologische  Abnützung  des  Polizeistaatsprinzips  das 
Streben  nach  Schaffung  einer  rechtlich  geschützten  Freiheits- 
sphäre immer  stärker  hervortreten  ließ. 

An  diese  Vorstellung  hat  auch  tatsächlich  die  Verfassungs- 
geschichte angeknüpft,  als  im  modernen  Staatsleben  zum  ersten 
Male  eine  rechtsinstitutionelle  Verwirklichung  des  der  Aufklärung 
entsprechenden  Prinzips  der  Anerkennung  des  Rechtes  des  Indi- 
viduums unternommen  wurde:    die  Aufstellung   unveräußerlicher 
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subjektiver  Individualrechte  in  den  Erklärungen  der  Menschen- 
und  Bürgerrechte  der  nordamerikanischen  Verfassungen  der  70er 
und  80er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  und  der  ihr  hierin  folgenden 
französischen  »Erklärung«  von  1789  bedeutet  nur  die  Wiederauf- 
nahme jenes  deutschrechtlichen  Gedankens  des  ererbten  Rechtes^), 

i)  Diese  Wiederaufnahme  ist  zwar  im  europäischen  Staatsrecht  ohne  Bewußt- 
sein ihrer  ganzen  rechtsgeschichtlichen  Bedeutung  geschehen.  Sie  ist  aber  doch 
nur  die  Folge  einer  Behandlungsweise  staatlicher  Probleme,  die  bewußt  an  ent- 
wicklungsgeschichtliche Vorbilder  des  staatlichen  Lebens  anknüpfte,  also  sich  nicht 
dem  reinen  Rationalismus  des  Naturrechts  hingab.  Und  darauf  allein  kommt  es 
für  uns  an.  Der  Verlauf  dieser  ganzen  Entwicklung  kann  hier  nur  in  großen  Um- 
rissen angedeutet  werden. 

Wie  es  ganz  natürlich  ist,  hatte  sich  das  als  Reaktion  gegen  das  Polizei- 
staatsprinzip entstandene  Streben  nach  Freiheit  im  bürgerlichen  Leben  zuerst  und 
am  stärksten  gezeigt  auf  demjenigen  Gebiet,  auf  dem  die  Nachteile  der  Bedrückung 
auch  dem  noch  schwach  entwickelten  Bürgersinn  deutlich  empfindbar  waren :  auf 
wirtschaftlichem  Gebiet.  Es  entstand  das  Bewußtsein  von  der  Schädlichkeit  des 
polizeistaatlichen  Merkantilsystems  und  verdichtete  sich  in  der  wissenschaftlichen 
Arbeit  zum  physiokratischen  Prinzip.  Die  staatstheoretische  Ausprägung  dieses,  von 
einem  staatswissenschaftlichen  Außenseiter  erfundenen  Prinzips,  erkannte  sofort,  daß 
dessen  an  sich  rein  ökonomisch-politisch  fundierte  Leitgedanken  in  den  Rahmen 
allgemeiner  staatstheoretischer  Gedanken  gehörten,  die  in  der  Geschichte  der  natur- 
rechtlichen Staatslehre  schon  aufgetreten  waren  und  in  dieser  daher  bereits  fertige 
Formeln  zur  Verfügung  fanden.  Es  war  dies  die  Lehre,  daß  Leben,  Freiheit  und 
Eigentum  des  Einzelnen  für  die  staatliche  Einwirkung  umfriedete  Gebiete  seien ; 
jene  Lehre,  die  in  England  von  Locke,  in  Frankreich  schon  vorher  von  Jurieu 
aufgestellt,  deren  Quelle  aber  das  englische  Staatsrecht  war.  Sie  enthielt  in  nuce 
nichts  anderes  als  jene  Grundsätze  der  englischen  Verfassung,  die  vom  englischen 
Recht  in  Erhaltung  alter  germanischer  Denkweise  zugleich  als  Persönlichkeitszube- 
hör  jedes  einzelnen  Volksgliedes,  sein  angeborenes  und  ererbtes  Recht  (birthright, 
inheritance)  angesehen  wurden. 

Diese,  an  die  im  englischen  Staatsrecht  besonders  klar  ausgeprägten  Grund- 
sätze des  älteren,  ständischen  Staatsrechts  über  yurieu  und  Locke,  anknüpfende 
Lehre  der  Physiokraten  von  der  Unveräußerlichkeit  von  Leben,  Freiheit  und  Eigen- 
tum war  es  nun,  die  durch  die  Verbreitung  der  Vorstellung  von  einer  der  staat- 
lichen Einwirkung  entzogenen  Freiheitssphäre  des  Individuums  staatstheoretisch  den 
Boden  für  die  den  Polizeistaat  verneinenden  >Ideen  von  1789*  bereitet  hat. 
Denn  jene  entstammten,  ihrem  politisch-  und  rechtsinstitulionellen  Wesen  nach, 
der  gleichen  Quelle  wie  sie.  Der  Gedanke  rechtlicher  Sicherung  der  individuellen 
Freiheitssphäre  durch  Aufstellung  eines  Katalogs  unveräußerlicher  Menschen-  und 
Bürgerrechte  ist  unmittelbar  entnommen  dem  Vorbild  der  Declarations  of  Rights 
in  den  Verfassungen  der  nordamerikanischen  Einzelstaaten.  Diese  ihrerseits  waren 
beeinflußt  unmittelbar  teils  von  der,  selbst  nur  die  Grundgedanken  der  englischen 
Verfassung  vom  birthright  des  Einzelnen  fortpflanzenden ,  englischen  und  ameri- 
kanischen Natur-  und  Staatsrechtslehre,  teils  von  dem  Vorbild  der  Pflanzungsver- 
iräge  des  17.  Jahrhunderts,  die,  —  zuerst  in  Rhode-Island  —  die  ganze  Staats- 
Zeitschritt  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.    4.  '  35 
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der  selbst  erst  durch  den  Polizeigedanken  ausgeschaltet  war.  Sie 
bedeutet  aber  zugleich  die  Schaffung  jener  prinzipiellen  Grund- 
lage für  die  —  durch  gesetzliche  Einzelregelung  vorzunehmende 
—  Lösung  des  gesetzgeberischen  Problems  eines  Schutzes  des 
bürgerlichen  Freiheitsbedürfnisses  gegen  den  Expansionsdrang 
des  Polizeigedankens,  die  zu  einem  typischen  Bestandteil  der  mo- 
dernen konstitutionellen  Verfassung  geworden  ist.  Diese  Tat- 
sache beweist,  daß  in  der  Natur  der  Dinge  das  notwendige  Kor- 
rektiv des  Polizeigedankens  gegeben  war,  und  es  nur  ihrer  klaren 
entwicklungsgeschichtlichen  Beobachtung  bedurft  hätte,  um  das 
Korrektiv  zu  finden.  Nicht  auf  die  Formel  der  »Freiheitsrechte« 
kommt  es  selbstverständlich  dabei  an  —  wir  wissen  heute  längst, 
daß  damit  rechtlich  noch  gar  nichts  gewonnen  ist^j  — ,  sondern 
nur  auf  die  politisch-  und  rechtsinsiitutionelle  Ausbildung  des 
Prinzips,  das  damit  ausgedrückt  sein  sollte,  und  dessen  Bedeu- 
tung gerade  die  Naturrechtslehre  nie  ganz  aus  den  Augen  ver- 
loren hatte. 

Ganz  analog  lagen  die  Entwicklungsprobleme  für  den  andern 
Bestandteil  des  Staatsbürgergedankens,  den  Gedanken  der  aktiv 
berechtigten  Anteilnahme  des  Bürgers  am  Staate.  Nur  wegen 
seiner  Entartung  in  eine  asoziale  Interessenvertretung  hatte  das 
Institut   der   landständischen   Beteiligung   an    der  Ausübung    der 

Ordnung  auf  die  gesetzgeberische  Garantie  einer  Reihe  von  Freiheitsrechten  auf- 
bauend, auch  selbst  wieder  nur,  in  praktischer  Verwirklichung,  bewußt  an  denselben 
alten  Gedanken  von  dem  birthright  des  Engländers  angeknüpft  hatten.  Dieser  alte 
Gedanke  ist  also  überall  die,  mehr  oder  weniger  mittelbare,  Grundlage  der  Idee 
der  Freiheitsrechle,  wie  sie  in  der  französischen  Revolution  zur  Anwendung  kam. 
Er  ist  aber  selbst  nichts  anderes  als  ein  ganz  allgemeiner,  rechtsinstitutioneller 
Gedanke  des  älteren,  ständischen  Staatsrechts,  hervorgegangen  aus  der  oben  ange- 
deuteten germanischen  Auffassung  vom  Wesen  des  objektiven  Rechts  als  eines 
Persönlichkeitszubehörs  des  Einzelnen,  wie  er  im  Staatsrecht  der  deutschen  Terri- 
torien fortlebte  in  den  »Landesfreiheiten«  und  dem  »guten,  alten  Recht«.  So  war 
also  das  staatstheoretische  Mittel,  mit  dem  die  französische  Revolution  das  gesetz- 
geberische Problem  eines  Schutzes  des  bürgerlichen  Freiheitsbedürfnisses  gegen  die 
Expansionstendenz  des  Polizeigedankens  zu  lösen  versuchte,  nur  die  Wiederauf- 
nahme eines  politisch-  und  rechtsinstitutionellen  Gedankens,  der  selbst  erst  durch 
den  Polizeigedanken  ausgeschaltet  war.  Für  alle  Einzelheiten  der  hier  angedeuteten 
Zusammenhänge  muß  verwiesen  werden  auf  meine  Ausführungen  in  »Staatsrecht 
und  Naturrecht  in  der  Lehre  vom  Widerstandsrecht«  (Heft  126  der  Untersuchungen 
zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  herausgeg.  von  O.  v,  Gierke)  19 16, 
381  flf.,  295  ff. 

l)  Vgl.  dazu  besonders  meine  Studie  über  »Die  Grenzen  der  Polizeigewalt 
im  französischen  Rechu    Arch.   f.   off.   Recht  XXIV,   325-393. 
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Staatsgewalt  dem  Interesse  Status  publici  im  Wege  gestanden  und 
daher  dem  Polizeigedanken  weichen  müssen.  Der  naturrechtiiche 
Gedanke  einer  Beschränkung  der  Herrschergewalt,  der  mit  der 
einseitig  entarteten  Ueberbildung  des  Polizeigedankens  immer 
mehr  an  Bedeutung  gewinnen  mußte,  hätte  daher  mit  Notwendig- 
keit dazu  führen  müssen,  in  einer  neuen  verbesserten  Einrichtung 
einer  Volksvertretung  das  historisch  gegebene  Korrektiv  gegen 
jene  zu  suchen.  Denn  wir  dürfen  nie  vergessen,  daß  der  begriff- 
liche Gegensatz  zwischen  landständischer  und  konstitutioneller 
Repräsentativverfassung  erst  die  Entdeckung  der  späteren  Staats- 
lehre ist^).  Wie  die  politische  Bewertung  der  gesetzgebenden 
Gewalt  durch  Montesquieu  aus  England  entlehnt  war,  dessen  Par- 
lament nichts  anderes  war  und  als  nichts  anderes  aufgefaßt  wurde, 
denn  die  Fortsetzung  der  alten  Stände,  so  war  in  der  deutschen 
Staatslehre  die  Vorstellung  »der  beschränkten  Monarchie«  stets 
und  selbstverständlich  mit  der  der  Stände  verbunden,  und  neuere 
Forschungen  haben  sogar  nachgewiesen,  daß  für  die  Vorbera- 
tungen der  Verfassungsbildungen  der  Revolution  ältere  französi- 
sche ständische  Einrichtungen  den  Ausgangspunkt  bildeten  2). 
War  demnach  dem  staatstheoretischen  Denken  in  der  Zeit  der 
Aufklärung  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Beschränkung  der 
Regierungsgewalt  ganz  geläufig,  so  hätte  aber  auch  der  Gegen- 
satz einer  solchen  Institution  zu  einer  schrankenlosen  Polizeige- 
waltsübung, selbst  wenn  seine  entwicklungsgeschichtliche  Bedeu- 
tung nicht  erkannt  wurde,  ganz  klar  sein  müssen.  Die  Arbeiten 
J.  y.  Moser?,  allein  hätten  schon  genügt,  diese  Klarheit  zu  ver- 
schaffen ;  von  denen  seines  Sohnes  und  Schlözers  gar  nicht  zu 
reden. 

Und  mehr  noch :  die  politische  Geschichte  des  ausgehenden 
18.  Jahrhunderts  selbst  ließ  es  nicht  an  Beispielen  fehlen,  die 
jenen  Gegensatz  als  aktuelles  Problem  unmittelbar  zur  Anschau- 
ung brachten.  Ich  brauche  hier  nur  an  die  eine,  von  Ottokar 
Lorenz  klargelegte  Tatsache  zu  erinnern,  daß  es  sich  in  dem 
Kampfe  Josephs  IL  gegen  die  belgische  Revolution  nur  um  den 
Gegensatz  handelte  zwischen  dem  bevormundenden  Polizeige- 
danken und  dem  in  den  Institutionen  des  älteren  Staatsrechts- 
lebens fortlebenden  gesunden  Kern  staatlicher  Werte,  von  denen 


1)  Vgl.  dazu  meine  Ausführungen    Arch.  f.  öfF.  Recht  XXXIV,  206. 

2)  W.  Rees,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte  von   1789    (Bei- 
träge zur  Kultur-  und  Universalgeschichte,  herausg.  von  K.  Lamprecht  XVII)  1912. 
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wir  soeben  gesprochen  haben  ^).  Denn  es  waren  nur  die  beiden 
Seiten  des  Bürgergedankens,  die  individuelle  Freiheit  und  akt^ive, 
subjektive  Berechtigung  im  Staat,  die  die  Belgier  in  ihrer  alt^n 
ständischen  Verfassungsurkunde  verteidigten  ^) :  was  die  Joyeuse 
Entree  in  den  Formen  des  ständischen  Staatsrechtes  zu  sichern  ge- 
sucht hatte,  war  ja  tatsächlich  nichts  anderes,  als  der  Gedanke  des 
citoyen:  unantastbare  Freiheitssphäre  und  Mitwirkung  einer  Volks- 
vertretung bei  der  Bildung  des  Staatswillens  ^).  Und  das  Beispiel 
dieses  Kampfes  hatte  gezeigt,  daß  jene  Institutionen  der  älteren 
Staatsordnung  an  sich  —  d.  h.  von  den  ihnen  sonst  anhaftenden 
Schlacken  der  Entartung  befreit  *)  —  auch  in  ihrer  alten  Form 
noch  ihre  Lebensberechtigung  zu  beweisen  vermochten  gegenüber 
der  Einseitigkeit  des  überbildeten  bevormundenden  Polizeige- 
dankens, selbst  in  seiner  neuen  »aufgeklärten«  Form.  So  war 
denn  auch  diese  symptomatische  Bedeutung  des  belgischen  Kon- 
flikts politisch  tiefer  blickenden  Zeitgenossen,  wie  Schl'özer  und 
Spittler,  nicht  verborgen  geblieben  ^). 


1)  O.  Lorenz  hat  sich  in  seiner  bereits  erwähnten  hochinteressanten  Studie 
über  »Joseph  II.  und  die  belgische  Revolution«,  in  der  er  die  Politik  Josephs  II. 
durch  Vergleichung  mit  derjenigen  Philipps  II.  beleuchtet,  nur  mit  der  einen  Seite 
der  Frage,  dem  politischen  Werte  des  josephinischen  Polizeigedankens,  beschäftigt. 
Gerade  unter  dem  Gesichtspunkt  jener  Parallele  aber  erscheint  mir  die  Vergleichung 
des  politisch-gedanklichen  Standpunkts  der  anderen  Partei  1787  mit  derjenigen  von 
1581  von  größter  Bedeutung.  Im  Rahmen  unserer  Gesamtaufgabe  waren  für  uns 
natürlich  nur  Andeutungen  möglich. 

2)  Ueber  die  juristisch-diplomatische  Verwertung  der  foyeuse  Entree  durch 
die  Belgier  vgl.  Lorenz,  passim,  sowie  die  Arbeiten  über  die  Geschichte  dieser 
Reclttsurkunde  von  Rapsaet  (Oeuvres  I,  123  if.)  und  Poullet  (Memoires  couronnees 
par  l'academie  royale  de  Belgique,  T«  XXXI). 

3)  Dazu  meine  Ausführungen  in  »Staatsrecht  und  Naturrecht«  56  if.,  76  ff. 
(Gegenstand  des  Rechtsschutzes),  80  if.  (Volksvertretung),  370 — 389  (rechtsinstitu- 
tioneller  Zusammenhang),  528  ff.  (Einheit  des  politischen  Gedankens). 

4)  Darüber,  daß  die  ständischen  Institutionen  in  Belgien  Fortschritten  keines- 
wegs im  Wege  standen,  vgl.  Lorenz   1 1  ff . 

5)  Schl'özer  wies  am  13,  Dezember  1788  darauf  hin,  daß  hier  in  dem  Prinzip 
der  rechtlichen  Beschränkung  der  Herrschergewalt  durch  die  Volksrechte  und  deren 
Vertretung  [»Volks-Repräsentanten«  (Land-  und  Reichs-Stände)]  die  überlebenden 
gesunden  Reste  der  älteren  Staatsordnung  gegenüber  der  Entartung  der  neueren 
ganz  allgemein  auf  den  Plan  traten  :  »In  unseren  Tagen  haben  die  mutigen  Bra- 
banter  ihre  Stände  und  Rechte  mit  Macht  gerettet.  Ihre  Mitbürger  in  Oesterreich 
scheinen  ....  auch  etwas  tun  zu  wollen.  Und  in  Frankreich  wachen  die  Reichs- 
Stände,  nach  einem  erquickenden  Schlafe  von  175  Jaren,  der  der  eigentlichen  Nation 
(dem  Tiers  Etat)  Geist  und  Herz  gestärket  hat,  wieder  auf«  (Stats-Anzeigen  XII, 
369).     Bedeutsamer  noch  ist  die  prächtige  Schrift,  die  Spittler  eigens  der  belgischen 
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Trotz  alledem  werden  wir  in  dem  staatlichen  Denken  der 
Aufklärung  nach  der  Erkenntnis  des  Zusammenhangs  zwischen 
dem  Verfassungsproblem  und  dem  des  Polizeigedankens,  oder 
zum  mindesten  nach  dem  Wirken  einer  solchen  ICrkenntnis  ver- 
gebens suchen. 

Die  wissenschaftliche  Stellungnahme  der  Aufklärung  zum 
Polizeigedanken  war  eine  unendlich  einfache.  Ihre  Staatstheorie 
sah  weder  die  entwicklungsgeschichtliche  Rolle  des  abstrakten 
Polizeigedankens  noch  die  Korrektur,  deren  er  nach  der  Erledi- 
gung jener  durch  die  zunächst  gänzlich  zurückgedrängten,  aber 
doch  nur  in  ihrer  Entartung  schädlichen,  Gedanken  der  älteren 
Staatsordnung  im  Ausgleich  mit  diesen  bedurfte.  Sondern  sie 
sah  nur  in  echt  dilettantischer  Weise  das  ganz  an  der  Ober- 
fläche liegende,  daß  mit  der  Formel  von  der  salus  publica  nichts 
anzufangen  war.  Der  Ursache  dieser  Erfahrung  auf  den  Grund 
zu  gehen,  fand  sie  weder  Bedürfnis  noch  Fähigkeit.  Und  hier 
nun  wieder  war  es  —  ganz  in  der  gleichen  Weise,  wie  wir  das 
oben  von  der  polizeistaatlichen  Wissenschaft  gesehen  haben  — 
die  rationalistische  Methode  des  Naturrechts,  die  den  Boden 
bildete,  auf  dem  das  nicht  vom  strengsten  Willen  zu  innerer  sach- 
licher Wahrheit  gebundene  Denken  die  Möglichkeit  freiester  Ent- 
faltung fand.  Da  die  Aufklärung  nur  eine  abstrakte,  rationale 
Wertung  staatstheoretischer  Gedanken  kannte,  war  nichts  ein- 
facher, als  den  allgemeinen  Gedanken  der  salus  publica  als  Staats- 
zweck aufzugeben.  Konnten  sich  die  Menschen  vernünftiger-  und 
aufgeklärterweise  nicht  darein  finden,  vom  Staat  zwangsweise 
unter  dem  Titel  der  Förderung  des  allgemeinen  Wohls  in  allen 
Lebensäußerungen  geleitet  zu  werden,  so  war  es  eben  falsch, 
daß  der  Zweck  des  Staats  die  allgemeine  Wohlfahrt  sein  könne 
und  müsse :  sein  Zweck  mußte  ein  beschränkterer  sein.  Wie  das 
Kind  das  Spielzeug  wegwirft,  das  ihm  wehe    getan   hat,    so    ver- 


Frage widmete  und  deren  ganzer  Inhalt  —  in  die  moderne  Terminologie  übersetzt 
—  nichts  anderes  ist  als  eine  einzige  flammende  Paraphrase  über  die  selbständige 
und  höhere  Berechtigung  des  alten  Rechts-  und  Staatsgedankens,  der  in  der  ob- 
jektiven Rechtsordnung  ein  subjektives  Rechtsgut  des  einzelnen  Volksgliedes  sah, 
gegenüber  der  Einseitigkeit  des  bevormundenden  Polizeigedankens  (Z.  Th.  Frkr. 
V.  Spitiler,  Historische  Bemerkungen  über  die  in  den  Niederlanden  ausgebrochenen 
Unruhen,  nebst  beigefügter  Joyeuse  Entrie  von  Brabant,  Gott.  Hist.  Magazin  I, 
714 — 752,  auch  Werke,  herausg.  von   Wächter  XI,  298 — 334). 


526 


Kurt  Wolzendorflf: 


bannte   die  Aufklärung  die   ^salus  publica  suprema  lex«  aus  ihrem 
Gedankenkreise  ^). 

Die  Art,  wie  die  Aufklärung  das  Problem  zu  lösen  suchte, 
war,  wie  ihre  ganze  Behandlung  des  Polizeigedankens,  in  ihrem 
Wesen  bedingt  —  ihrer  »krankhaften  Unruhe«  in  der  Aufsuchung 
verstandesgemäßer  und  nützlicher  Staatsformen  -)  —  und  damit 
nur  eine  Folge  ihres  geistigen  Zusammenhangs  mit  dem  Polizei- 
staat. Nicht  eine  Folge,  sondern  die  Ursache  der  mangelnden 
politischen  Kraft  der  Aufklärung  war  diese  Verständnislosigkeit 
gegenüber  allen,  »aus  der  Volkseinheit  sich  hervordrängenden 
Staatsinstitutionen,  welche,  um  Freiheit  zu  gewähren,  die  Willkür 
zurückhalten«  ^).  Auch  nicht  Mangel  an  politischem  Interesse 
bewirkte  die  Unfähigkeit  zu  fruchtbarer  Gestaltung  und  Nutzung 
des  historisch  Gewordenen,  sondern  die  eigentümliche  Art  dieses 
Interesses,  das  >das  Ehrwürdige  der  Vorzeit  der  Einbildungskraft 
schätzbar«  erscheinen  ließ,  aber  für  den  Wert  der  Form  keinen 
Sinn  hatte  ^).  Kurz,  die  ganze  Eigenart  des  Denkens  der  Auf- 
klärung, jenes  Ersetzen  objektiven  Erkenntnisstrebens  durch  das 
Urteil  subjektiver  Neigungen,  beruhte  in  mangelnder  sachlicher 
Strenge,  im  Fehlen  des  letzten,  ernsten,  tiefen  Willens  zur  Wahr- 
heit, der  die  schöpferische  Tat  in  Wissenschaft,  Kunst  und  Politik 
vom  Dilettantismus   scheidet^).     Ihre    politische    Unzulänglichkeit 

1)  Genau  so,  wie  es  in  unseren  Tagen  weite  Kreise  der  Intelligenz  —  auch 
der  juristischen  —  mit  der  Idee  des  Völkerrechts  machten  :  man  sah  nicht,  daß 
die  Unvollkommenheiten  seiner  Organisation  die  Schuld  an  seinem  vielfachen  Ver- 
sagen bildete,  sondern  verwarf  das  Prinzip,  das  bei  richtiger  Folgeziehung  gerade 
zu  einer  Beseitigung  jener  Unvollkommenheiten  hätte  hinführen  müssen. 

2)  Perthes  259. 

3)  und  4)  Perthes  254. 

5)  In  obigem  Urteil  —  wie  in  fast  allen  vorhergehenden  —  habe  ich  bewußt 
auf  eine  allseitige  Würdigung  der  Aufklärung  in  ihren  politischen  Ideen,  Werten 
und  Urteilen  verzichtet,  um  das  für  unsre  Frage  wesentliche  klarer  hervortreten 
lassen  zu  können.  Es  kann  daher  nur  unter  der  Voraussetzung  Beachtung  bean- 
spruchen, daß  man  eine  Skizze,  wie  die  vorliegende,  überhaupt  als  Form  wissen- 
schaftlicher Erörterung  für  zulässig  halten  will.  Denn  eine  andere  Behandlung  des 
Gegenstandes  ist  bei  dieser  Darstellungsform  technisch  unmöglich.  »Das  Zeichnen 
ist  die  Kunst  des  Weglassens.^  Daß  ich  den  gefährlichen  Schritt  von  der  Zeich- 
nung zur  Karrikatur  vermieden  habe,  darf  ich  immerhin  bei  einer  Vergleichung 
meines  Urteils  mit  dem  eines  so  anerkannten  Kenners  wie  Perthes  hoffen.  »Darin 
—  sagt  Perthes  (270)  abschließend  — ,  daß  die  politische  Aufklärung  sich  völlig 
genug  tat,  wenn  sie  das  Elende  des  Bestehenden  aufdeckte,  lag  ihre  Schwäche; 
dann,  daß  sie  das  Bestehende  angriff,  nicht  wegen  seiner  objektiven  Unwahrheit, 
sondern  wegen  seiner  Unverträglichkeit    mit  dem  subjektiven  Meinen  des  selbstzu- 
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lag  tatsächlich  nur  in  jenem  Dilettantismus,  der  die  Atmosphäre 
des  Pohzeistaats  war.  So  war  es  die  verheerende  Wirkung  der 
Unwahrheit  des  Polizeistaates,  die  es  der  Aufklärung  unmöglich 
machte,  unter  Erhaltung  des  historisch  berechtigten  Kerns  seiner 
Prinzipien  diese  zu  gesunder  Weiterentwicklung  zu  führen.  Nur 
der  spielerische  Geist  des  Polizeistaats  war  es,  der  als  Reaktion 
gegen  seine  Prinzipien  die  Lehre  von  den  beschränkten  Staats- 
zwecken erzeugte.  Dadurch  war  dessen  organische  Entwicklung 
im  staatstheoretischen  Denken  und  —  da  das  Staatsleben  sich 
diesem  teilweise  fügte  —  auch  im  Staatsleben  unterbunden  und 
die  tastende  Unsicherheit  verursacht,  mit  der  nahezu  ein  Jahr- 
hundert sich  abquälen  sollte. 

Die  Lehre  von  den  beschränkten  Staatszwecken  stellt  nur 
scheinbar  eine  Abkehr  von  dem  staatlichen  Denken  des  ancien 
regime  dar,  in  Wirklichkeit  ist  sie  dessen  Fortsetzung :  nicht  nur 
in  der  Unreife  dilettantischen  Urteilens,  sondern  auch  in  dem 
wirklichkeitsfremden  Rationalismus  der  Methode.  Rein  äußerlich 
mutet  sie  gegenüber  der  eudämonistischen  Lehre  als  realistisch 
an,  in  Wirklichkeit  ist  sie  mit  derselben  Unwahrheit  der  Phrase 
behaftet  wie  jene.  Denn  ihre  ehrliche  Verwirklichung  hätte  eine 
solche  Umwälzung  aller  grundlegenden  Prinzipien  des  Staatslebens 
bedeutet,  daß  sie  schlechterdings  von  Anfang  an  in  der  Praxis 
undurchführbar  war.  Da  jedoch  eine  Beeinflussung  auch  der 
rationalistischsten  Staatslehre  durch  die  Staatsnotwendigkeiten  nicht 
zu  vermeiden  ist,  umgekehrt  aber  der  unentwegte  Rationalis- 
mus der  Lehre  von  den  beschränkten  Staatszwecken  ein  Auf- 
geben des  Prinzips  unmöglich  machte,  konnte  die  Folge  einzig 
die  sein,  daß  die  Staatstheorie  für  eine  Fortbildung    des  Polizei- 


friedenen  Einzelich,  lag  ihre  Sünde.  Aber  hierin  ist  uns  Enkeln  keine  Berechtigung 
gegeben,  das  Streben  der  Ehrenmänner  jener  Zeit,  welche  in  der  Entwicklung  der 
politischen  Gesinnung  die  Zwischenstufen  nicht  überspringen  konnten,  verächtlich 
oder  lächerlich  zu  machen.«  Ich  unterschreibe  den  letzten  Satz  ebenso  wie  den 
ersten,  und  führe  das  Ganze  nur  deshalb  an,  um  zu  zeigen,  daß  das  in  der  bewußt 
einseitigen  Darstellung,  wie  ich  sie  oben  geben  zu  müssen  glaubte,  enthaltene  Urteil 
die  Anerkennung  der  ideellen  Werte  der  Auf  klärung  keineswegs  ausschließt.  (Vgl. 
auch  > Polizeigedanke«  Kap,  V.)  Wenn  ich  insbesondere  den  allgemeinen  Freiheits- 
gedanken der  Aufklärung  nicht  als  einen  positiven  politischen  Wert  in  Ansatz  ge- 
bracht habe,  so  beruht  das  darauf,  daß  m.  E.  hierin  die  Aufklärung  mehr  von  dem 
durch  die  reale  politische  Entwicklung  erzeugten  Zeitgeist  getragen  ist,  als  um- 
gekehrt. 
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gedankens  dem  Staatsleben  nicht  nur  nichts  Positives  zu  geben 
hatte,  sondern  selbst  zu  allerhand  Konzessionen  gezwungen  war, 
dadurch  aber  immer  mehr  an  Bestimmtheit  und  damit  wieder  an 
Möglichkeit  positiver  Befruchtung  der  praktischen  Staatsmaximen 
verlor. 

Muß  demnach  die  Theorie  vom  beschränkten  Staatszweck 
der  politischen  Wertung  —  ihre  dogmengeschichtliche  und  -kri- 
tische Erörterung  gehört  nicht  hierher  ^)  —  sowohl  wegen  ihrer 
Undurchführbarkejt  als  auch  in  sich,  wegen  ihrer  Gleichsetzung 
des  ganzen  Staatsgedankens  mit  dem  Polizeigedanken,  als  krasser 
Radikalismus  erscheinen,  so  hatte  sie  immerhin  wenigstens  in  der 
Form  der  Lehre  vom  strengen  Rechtsstaat,  wie  sie  von  Kant, 
Fichte  und  Humboldt  vertreten  wurde,  die  Eigenschaft  der  Klar- 
heit und  Konsequenz.  Der,  der  Vermittlung  dieser  Theorie  für 
die  praktische  Anwendung  gewidmeten,  Polizeilehre,  die  zu  sol- 
chem idealistischen  Radikalismus  —  nicht  ohne  Grund  —  keinen 
Mut  hatte,  fehlte  aber  selbst  jenes  Wertmoment.  Indem  sie  die 
neue  Staatstheorie  »praktisch«  zu  gestalten  suchte,  geriet  sie  noch 
viel  tiefer  in  den  Dilettantismus.  Sie  tastete  zwischen  dem  alten 
und  dem  neuen  Extrem  schwankend  umher,  oder  konstruierte  die 
oberflächlichsten  Kompromisse  mit  den  dürftigsten  Mitteln  juri- 
stisch-politischer Dialektik.  So  suchte  sie  vor  allem  der  Empfin- 
dung, daß  die  Beschränkung  des  S  ta  ats  gedankens  mit  dem 
Polizeigedanken  auf  den  Rechts-  und  Sicherheitszweck  dem  Wesen 
des  Staates  nicht  entsprechen  könne,  gerecht  zu  werden,  indem 
sie  dem  Polizeigedanken  eine  doppelte,  zwiespältige  Bedeutung 
gab.  Sie  sprach  von  einer  Polizei  im  engeren  und  einer  Polizei 
im  weiteren  Sinn  :  erstere  sollte  auf  die  Wahrung  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  Ordnung  beschränkt  und  nur  sie  allein  sollte  mit 
Zwangsgewalt  ausgestattet  sein.  Das  war  die  typische  Theorie 
der  Konzessionen,  denn  je  nach  Neigung  der  einzelnen  Autors 
wurde  jede  W^ohlfahrtsförderung  in  sie  hinein  interpretiert,  indem 
man  z.  B.  statt  von  einer  Förderung  der  Moralität  einfach  von 
der  > Sicherheit  der  Moralität«  sprach.  Die  berühmteste  Polizei- 
lehre,   die    des  Wiener  Professors   J.  v.   SonnenfelSy   machte   sich 


i)  Für  diese  muß  auf  die  bekannten  Gesamt-  und  monographischen  Dar- 
stellungen der  Geschichte  der  Staatstheorie  verwiesen  werden,  besonders  jedoch 
auf  den  hübschen  orientierenden  Ueberblick  über  die  »Lehre  vom  Rechtsstaat«, 
der  in  dogmatischer  und  ideengeschichtlicher  Wertung  gegeben  ist  bei  W.  E.  Bier- 
matin,  Staat  und  Wirtschaft  I,   1904,  cap.  V   (78  ff.). 
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die  Sache  sogar  noch  einfacher :  sie  beschränkte  in  thesi  den 
Polizeigedanken  auf  das  Ziel  der  Wahrung  der  öffentlichen  Sicher- 
heit und  Ordnung,  aber  das  Polizeisystem,  das  sie  dann  ent- 
wickelte, war  —  wie  dasjenige  der  Praxis,  das  sie  begleitete  — 
das  typisch  polizeistaatliche  Regierungssystem,  viel  weitergehend, 
als  es  in  den  Lehrer^  mancher  ehrlichen  Vertreter  des  Kudämo- 
nismus,  wie  y.  jf.  Mosers  u.  a. ;  der  Geist  war  immer  der  gleiche, 
der  des  Dilettantismus  '). 

Von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Entwicklung  eines 
neuen  Polizeigedankens  ist  bekanntlich  erst  die  Lehre  J.  St.  Pütters 
gewesen,  die  den  Polizeizweck  als  einen  engeren,  besonderen 
Zweck  aus  dem  allgemeinen  Staatszweck  der  inneren  Verwaltung 
aussondert  und  ihn  auf  die  Abwehr  von  Gefahren  für  die  öffent- 
liche Ordnung  beschränkt.  Damit  war  tatsächlich  zum  erstenmal 
ein  den  Grundideen  der  Aufklärung  wirklich  entsprechender  Poli- 
zeigedanke aufgestellt.  Die  große  Kodifikation  des  preußischen 
Rechts  hat  dann  diesen  Polizeigedanken  aufgenommen  und  ihn 
zu  einer  Rechtsnorm  erhoben.  Damit  ist  der  Polizeigedanke  der 
Aufklärung  zu  einem  Faktor  des  politischen  und  rechtlichen 
Lebens  Preußens  geworden. 

Durch  die  Tatsache  und  die  Art  dieser  Aufnahme  des  Poli- 
zeigedankens der  Aufklärung  in  die  staatlichen  Grundsätze  Preu- 
ßens sind  dann  alle  die  Mängel  des  politischen  Denkens,  die  der 
Aufklärung  aus  ihrer  Verwandtschaft  mit  dem  Polizeistaat  an- 
hafteten, als  ebenso  viele  Hemmungen  einer  künftigen  Klärung  des 
Problems  in  die  weitere  Entwicklungsgeschichte  hinübergetragen 
worden. 

Zunächst  ist  hier  nicht  ohne  Bedeutung,  daß  der  Ausprägung 
des  neuen  Polizeigedankens  von  vorneherein  eine  gewisse  innere 
Unsicherheit  und  Aengstlichkeit  anhaftete.  Doch  ist  für  eine 
nähere  Erörterung  dieses  Punktes  hier  nicht  der  Platz  2).  Wir 
müssen  uns  daher  mit  der  Andeutung  begnügen,  daß  weder  die 
Ansichten  Pütters  noch  diejenigen  Siiarez  so  sicher  und  eindeutig 
waren,  wie  gemeinhin  angenommen  wird :  sie  lassen  zwar  mit  völ- 


i)  Für  die  politische  Psychologie  ist  es  wieder  interessant,  daß  auch  Sonnen- 
fels, der  solche,  unserem  heutigen  Denken  geradezu  verlogen  erscheinende,  wissen- 
schaftliche Lehren  aufstellte,  ein  —  trotz  starker  Eitelkeit  —  wahrhafter  und  frei- 
mütiger Mann  und   von  —   im  Rahmen  seiner  Zeit  —  liberaler  Gesinnung  war. 

2)  Näheres,  auch  zu  den  folgenden  Bemerkungen  über  den  Polizeigedanken 
des  preuß.  Allg.  Landrechts,  vgl.  >Polizeigedanke«   Kap.  II. 
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liger  Sicherheit  die  Tendenz,  eine  eudämonistische  Bevormundungs- 
poUzei  auszuschließen,  erkennen,  mit  gleicher  Deutlichkeit  aber 
auch  ein  absichtliches  Vermeiden  prinzipiellen  und  absoluten 
Ausschlusses  jeder  Wohlfahrtspolizei.  Vielleicht  im  Zusammen- 
hang mit  der  etwas  unentschiedenen  Auffassung  von  Siiarez  ist 
auch  die  Bestimmung  des  Polizeigedankens  im  Allg.  Landrecht 
nicht  frei  von  Unklarheiten  geblieben.  Nicht  nur,  daß  —  wie 
noch  zu  erörtern  sein  wird  —  Reminiszenzen  der  alten  polizei- 
staatlichen Regierungsprinzipien  nicht  restlos  ausgemerzt  sind, 
sondern  die  für  den  neuen,  eingeschränkten  Polizeigedanken  sich 
entscheidende  Fassung  des  Gesetzes  hat  erst  in  letzter  Stunde 
den  Sieg  über  die  ursprüngliche  eudämonistische  Fassung  erhal- 
ten. Und  wohl  im  Zusammenhang  damit  hat  der  den  neuen 
Polizeigedanken  bestimmende  §  lo.  II.  17  eine  —  hier  in  Kürze 
nicht  zu  erläuternde  —  so  unorganische  Stellung  zu  andern 
grundsätzlichen  staatsrechtlichen  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs 
erhalten,  daß  daraus  juristisch  sehr  beachtliche  Schwierigkeiten 
sich  ergeben,  die  zwar  seine  prinzipielle  staatstheoretische  Bedeu- 
tung nicht  in  Frage  stellen,  doch  aber  für  diese  als  Zeichen  einer 
gewissen  inneren  Unsicherheit  des  Gesetzgebers  nicht  ganz  gleich- 
gültig sind. 

Diese  innere  Unsicherheit  des  preußischen  Gesetzgebers  ge- 
genüber dem  Polizeigedanken  hat  ihre  eigentliche  Bedeutung  nach 
einer  ganz-  anderen  Seite.  Wenn  man  das  Gesetzbuch  als  ganzes  auf 
seinen  Geist  hin  betrachtet,  so  kann  man  zwar  ebensowenig  als 
nach  dem  Wortlaut  des  §  10.  IL  17  im  Zweifel  sein,  daß  sein 
Polizeigedanke  nur  der,  durch  diesen  Wortlaut  ausgedrückte,  den 
Grundideen  der  Aufklärung  entsprechende  war  mit  dessen  we- 
sentlich negativem  Inhalt  der  Ausschließung  obrigkeitlicher  Be- 
vormundung: in  seiner  Regelung  einzelner  Materien  des  Verwal- 
tungslebens ist  gegenüber  einigen  —  gewiß  nicht  völlig  fehlenden 
—  wohlfahrtspolizeiiichen  und  vereinzelten,  mit  der  Aufklärung 
durchaus  im  Einklang  stehenden,  ästhetisierenden  Grundsätzen  im 
ganzen  doch  vorherrschend  ein  solch  edler  Geist  der  Humanität, 
wie  er  schlechterdings  in  absolutem  Gegensatz  zum  ancien  regime 
steht.  Tatsächlich  war  der  grundsätzliche  Polizeigedanke,  den 
das  Allg.  Landrecht  materiell  zur  Geltung  bringen  wollte,  durch- 
aus derjenige ,  der  den  Grundideen  der  Aufklärung  entsprach  : 
Ausgleich  zwischen  dem  Interesse  Status  public!  und  dem  huma- 
nistisch gedachten  Selbstbestimmungsrecht  des  Individuums.    Aber 
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trotz  alledem  ist  dieser  Polizeigedanke  nicht  durchaus  sicher  ge- 
fügt sowohl  in  innerer  als  auch  vor  allem  in  äußerer  Folgerich- 
tigkeit, in  seiner  Eingliederung  in  das  gesamte  politische  Ge- 
dankensystem der  Staatsorganisation.  Und  gerade  das  ist  für  die 
Zusammenhänge,  die  uns  hier  interessieren,  nach  rückwärts  und 
vorwärts  von  größter  Bedeutung. 

Wie  die  Aufklärung  überhaupt  für  die  Entwicklung  des  Poli- 
zeigedankens nichts  zu  geben  gewußt  hat  als  das  Bewußtsein  von 
der  Schädlichkeit  des  polizeistaatlichen  Regierungsprinzips,  wie 
sie  sich  daher  überall  auf  die  Ablehnung  nur  des  Aeußerlichcn, 
nur  der  Firma  des  Eudämonismus,  beschränkt  hat,  so  wurde  auch 
bei  der  Redaktion  des  AUg.  Landrechts  mit  Sorgfalt  überall  die 
»öffentliche  Wohlfahrt«  als  Ausdruck  für  das  Ziel  der  mit  Zwangs- 
gewalt ausgestatteten  Tätigkeit  der  inneren  Verwaltung  ausge- 
schaltet, aber  damit  glaubte  man  auch  genug  getan  zu  haben. 
In  Wirklichkeit  stak  aber  das  eigentlich  polizeistaatliche  Element, 
das  selbstzweckliche  Autoritätsprinzip,  schon  längst  nicht  mehr  in 
dieser  Formel.  Vielmehr  hatte  für  dieses  gerade  die  wohlausge- 
bildete Technik  des  Polizeistaats  sich  eine  ganz  besondere  Formel 
geschaffen :  es  war  die  Untertanenpflicht  xax'  e^o/^jV,  die  Pflicht, 
ohne  »unzeitiges  Urteilen«,  >bescheidentlich«,  in  »Ruhe  und  Mo- 
destie«,  in  absoluter  geistiger  Unselbständigkeit  alle  Verfügungen 
einer  »hohen  Obrigkeit«  als  in  und  an  sich  richtig  und  berechtigt 
hinzunehmen^).  Dies  Prinzip  der  »Ruhe«  des  staatsbürgerlichen 
Verhaltens,  in  dem  das,  für  das  menschliche  Einzelleben  wie  für 
das  staatliche  Gcmeinleben,  verderblichste  Element  des  älteren 
Polizeigedankens  lag,  und  das  den  Grundgedanken  der  Aufklä- 
rung am  meisten  zuwider  war,  ist  von  dieser  unbeachtet  geblieben. 
Das  ist  nicht  nur  eine  Folge  des  geschilderten  Dilettantismus 
ihres  staatstheoretischen  Denkens,  sondern,  wie  bereits  angedeutet, 
zugleich  eine  Folge  ihres  anderen,  mit  jenem  sehr  nahe  zusam- 
menhängenden, Wesenszuges,  ihrer  aristokratischen  Denkweise. 
Wie  die  erste  große  liberale  Bewegung,  die  im  i6.  Jahrhundert 
von  den  Calvinisten  ausging,  durchaus  aristokratisch  war  und 
wesentlich  nur  die  Rechte  und  Freiheiten  der  optimates  im  Auge 
hatte,  so  dachte  die  Aufklärung  —  zum  mindesten  in  Deutsch- 
land —  nur  an  eine  geistige  Elite.  Die  ganze  Institution  des 
Illuminatenordens  ist  nur  ein  Beispiel  dafür,  ein  deutlicheres  noch 
der  Unterschied,  den  Goethe    in   der  Einschätzung   der   geistigen 

l)  Dazu  »Polizeigedanke«   Kap.  I. 
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Werte    einer  Geistesaristokratie    macht    in    den  Erziehungsplänen 
des  »Wilhelm  Meister«  einerseits  und  der  Verhöhnung  des  politi- 
schen   Strebens    der    Masse    im    »Bürgergeneral«.     Der    »Faust« 
selbst    ist    eigentlich   das   klassischste    Beispiel,    wo    das    »immer 
strebend  sich  Bemühen«  des  Edelmenschen  jede  bürgerliche  und 
moralische    Schuld    gegenüber    dem   Durchschnittsmenschen   aus- 
gleicht ^).     Das  ist  im  Grunde  alles  nur  dasselbe  Denken,  das  es 
y.  y.  Aloser  so  selbstverständlich  erscheinen  ließ,  daß  die  Masse 
der  Skribenten  an  die  Zensur  gebunden,    er  aber  von  ihr  befreit 
sein  müsse.     Von  seinem  Standpunkt,  dem  des  Polizeistaats,  hatte 
er  recht ;  vom  Standpunkte  der  Aufklärung,  dem    der  Wertaner- 
kennung des  Individuums,  war  solches  Denken  die  oberflächliche 
Inkonsequenz    des    Dilettantismus.     Die    Aufklärung   wirkte    aber 
auf   das   Staatsleben    nicht  so,    wie  sie  hätte  konsequent  denken 
sollen,  sondern  so,  wie  sie  tatsächlich    dachte.     So  wurde   unter 
ihrem  Einflüsse  gerade  das  gefährlichste  Element  des  älteren  Poli- 
zeigedankens, das  Prinzip  der  Ruhe,  beibehalten.     Das  preußische 
AUg.  Landrecht  entfernte  zwar  die   »öffentliche  Wohlfahrt«,  nicht 
aber  die  »öffentliche  Ruhe«    aus  den  Zwecken  der  Polizei.     Und 
wie  gefährlich  dies  Element  des  Polizeigedankens  war,    zeigt  die 
Tatsache,  daß  künftig  jeder  Tiefstand  des  staatlichen  Lebens  mit 
einem  stärkeren  Hervortreten  des  Prinzips  der  Ruhe  als  der  *  ersten 
Bürgerpflicht«  verbunden  war.    Gewiß  soll  nicht  geleugnet  werden, 
daß  die  gleichen  politischen  Tendenzen  auch  ohne  die  Aufnahme 
jener  Formel  in  das  Gesetzesrecht  aufgetreten  wären;  aber  eben- 
sowenig wird  zu  leugnen  sein,    daß  sie   mit   dem   ihnen   dadurch 
gelieferten  Stempel  rechtlich    anerkannter  Staatsgrundsätze   einen 
starken  psychologischen  Rückhalt    und    erhebliche  Förderung  er- 
hielten.    So  hatte  die  formale  Fassung  des  Polizeigedankens  der 
Aufklärung  dessen  eigenen  materiellen  Gehalt  von  vorneherein  zu 
einem  guten  Teil  selbst  erdrosselt.     Denn   dessen  Wesen   mußte 
die  Nutzbarmachung  eines  verantwortungsbewußten  Bürgersinnes 
sein,   nicht    eines    in  Ruhe    und  Losgelöstheit    von    aller    eigenen 
Verantwortung  abwartenden  Untertanengehorsams.  Diese  politische 
Unzulänglichkeit  der  Aufklärung  trägt  mit  die  Schuld,  daß  unter 


i)  Ich  teile  hier  in  weitem  Maße  die  Urteile,  die  mein  seliger  Lehrer  Bernhard 
Spiess  in  seiner  tiefgründigen,  geist-  und  temperamentvollen  Studie  > Goethe  und 
das  Christentumc  1902  (bes.  58  ff.)  in  kritischer  Würdigung  der  Goethe-Literatur 
gefällt  hat. 
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der  Parole  >Ruhe    ist  die   erste  Bürgerpflicht«    das    alte  Preußen 
1806/07  in  Trümmern  ging. 

Auf  dieser  selben  Unzulänglichkeit  des  Polizeigedankens  der 
Aufklärung,  dem  Fehlen  politischen  Ernstes  in  der  Folgeziehung 
aus  den  eigenen  Grundsätzen,  beruht  aber  auch  die  Tatsache, 
daß  er  überhaupt  im  Allg.  Landrecht  jeder  Sicherung  seines  Be- 
standes —  mit  oder  ohne  dessen  Mängel  —  entbehrte.  Denn 
von  ihrem  individualistischen  Grundgedanken  aus  mußte  die 
Staatstheorie  der  Aufklärung  —  wie  wir  gefunden  haben  —  bei 
einiger  Konsequenz  zu  der  durch  die  Tradition  der  naturrecht- 
lichen Staatslehre  und  die  tatsächliche  Entwicklung  des  politischen 
Lebens  bereiteten  Forderung  der  Anerkennung  des  Bürgerge- 
dankens gelangen :  zur  Forderung  der  Anteilnahme  des  Bürgers 
an  der  Bildung  des  Staatswillens  und  des  rechtsinstitutionellen 
Ausbaus  einer  individuellen  PVeiheitssphäre.  Die  Erfüllung  dieser 
Forderungen  lag  in  der  Schaffung  einer  rechtlichen  Unterordnung 
der  Verwaltung  unter  das  Gesetz  und  der  Aufstellung  und  ge- 
setzlichen Ausgestaltung  von  Freiheitsrechten,  wie  sie  die  Staats- 
theorie der  französischen  Revolution  als  Grundsatz  bereits  ge- 
bracht hatte.  Diese  rechtlichen  Einrichtungen  bildeten  tatsächlich 
rechtliche  und  politische  Garantien  für  die  staatstheoretischen  An- 
forderungen der  Aufklärung  an  den  Polizeigedanken.  Denn  deren 
allein  feststehender  Gehalt  war  die  Verhinderung  einer  entarten- 
den Ueberspannung  des  Polizeigedankens  im  Sinne  des  Polizei- 
staats, und  dagegen  sicherte  die  Verselbständigung  der  Legislative 
gegenüber  der  Regierung,  indem  sie  ein  Wiederaufleben  des 
staatlich-fürstlichen  selbstzwecklichen  Souveränitäts-  und  Autori- 
tätsprinzips rechtlich  unmöglich  machte.  Die  Aufstellung  und  der 
gesetzliche  Ausbau  der  Freiheitsrechte  hingegen  zogen  dem 
Wirken  des  Polizeigedankens  feste  formale  Grenzen.  Deren  ma- 
terielle Bestimmung  endlich  war  wieder  durch  die  Gewalten- 
trennung gegen  Einwirkungen  jenes  Prinzips  des  Polizeistaats  ge- 
schützt. Wie  die  Staatstheorie  der  Aufklärung  keinerlei  derartige 
Sicherungen  des  Polizeigedankens  erdacht  hatte,  erhielt  dieser  sie 
auch  nicht  im  preußischen  Recht.  So  wurde  es  möglich,  daß  er 
hier  dauernden  Schwankungen  unterliegen  konnte,  während  der 
völlig  gleiche  Gedanke  in  Frankreich  im  Prinzip  bis  heute  un- 
wandelbar sich  erhalten  hat  ^). 


i)  Vi^l.   »Polizeigedanke<  Kap.  IV. 
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Daß  die  Aufklärung  zur  Schaffung  eines  neuen  positiven  Po- 
lizeigedankens an  Stelle  des  abgesetzten  des  Polizeistaats  unfähig 
war,  sie  vielmehr  nur  den  negativen  Gedanken  einer  Beschränkung 
der  polizeilichen  Ziele  zu  zeitigen  vermochte,  beruht,  wie  wir 
fanden,  auf  dem  Dilettantismus,  den  sie  als  Erbe  des  Polizeistaa,ts 
trug.  Daß  sie  in  ihrem  naturrechtlichen  Rationalismus  aber  auch 
nicht  einmal  imstande  war,  ihren  negativen  Polizeigedanken  lebens- 
fähig zu  gestalten,  war  letzten  Endes  auch  nur  eine  Nachwirkung 
des  Polizeistaats.  Denn  es  war  schlechterdings  ein  Zurückfallen 
in  den  seine  Kräfte  überschätzenden  Polizeigedanken  der  Bevor- 
mundung, wenn  der  preußische  Gesetzgeber  glaubte,  mit  der  ein- 
fachen Aufstellung  eines  allgemeinen  Axioms  gegenüber  dem  Be- 
harrungsvermögen der  menschlichen  Psyche  einerseits  und  den 
wechselnden  Eindrücken  der  Schicksalswendungen  des  staatlichen 
Lebens  anderseits  eine  völlige  und  dauerndeUmwandlung  der  ganzen, 
traditionell  so  stark  gefestigten  Regierungsweise  herbeiführen  und 
sichern  zu  können.  In  dieser  innerlichen  Verbindung  mit  dem 
Polizeistaat  trug  der  Polizeigedanke  der  Aufklärung  seinen  Todes- 
keim in  sich.  Denn  der  Glaube  an  die  Allmacht  obrigkeitlicher 
Anordnung  kann  weiterhin  auch  allein  es  erklären,  daß,  wenn 
man  schon  jede  politische  und  rechtliche  Sicherung  des  neuen 
Polizeigedankens  im  Allg.  Landrecht  vernachlässigte,  man  auch 
noch  versäumte,  ihm  wenigstens  nur  für  das  politische  Denken 
einen  festen  Halt  zu  geben,  wie  er  ihn  durch  starke  innere  psy- 
chologische Eindringlichkeit  seiner  Formulierung  hätte  erhalten 
können.  Mit  einer  einfachen  positiven  Aussage  entschied  sich 
der  Gesetzgeber  in  einer  staatstheoretischen  —  in  der  Literatur 
nicht  einmal  klar  liegenden  —  Streitfrage  für  einen  von  zwei 
gegen  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  gegeneinander  ringenden  Polizei- 
gedanken, ohne  irgendwie  auf  jene  Gegensätzlichkeit  hinzudeuten, 
in  der  die  Bedeutung  seiner  Entscheidung  lag.  So  konnte  und  mußte 
es  dahin  kommen,  daß  einer  Auffassung  späterer  Zeiten,  die  der 
ihre  Grundlage  bildenden  Ideenwelt  ferner  stand,  das  Schwerge- 
wicht ihrer  —  rein  negativen  —  Bedeutung  gar  nicht  mehr  er- 
kennbar war.  Der  Dilettantismus  des  ganzen  gipfelte  aber  darin, 
daß  alle  diese  Fehler  begangen  wurden,  als  jene  Zeiten  bereits 
eingeleitet  waren. 

In  Gestalt  der  nach  den  blutigen  Ereignissen  der  französi- 
schen Revolution  in  ganz  Deutschland  einsetzenden  Reaktion 
gegen  die  mit  den  politischen  Ideen   der    Aufklärung   wesentlich 


Aufklärung  und  Polizeistaat.  535 

identischen  Prinzipien  von  1789  waren  schon  die  psychologischen 
Mächte  aufgetreten,  die  auf  eine  Verschiebung  des  Polizeige- 
dankens drängten.  Nun  mußte  sich  die  mangelnde  rechtliche, 
politische  und  psychologische  Sicherung  des  vom  Allg.  Landrecht 
zu  einem  Rechtssatz  erhobenen  Polizeigedankens  der  Aufklärung 
sofort  bemerkbar  machen.  Wehrlos  war  er  der  Reaktion  preis- 
gegeben. 

Die  durch  die  Ereignisse  der  französischen  Revolution  in 
Deutschland  hervorgerufene  Reaktion  des  politischen  Denkens  war 
etwas  ungemein  primitives,  sowohl  in  den  Ursachen,"  als  in  den 
Zielen ;  weniger  ein  Gedanke,  als  ein  Gefühl :  die  Furcht  als  Ur- 
sache, die  Ruhe  als  Ziel  *).  Das  war  das  Prinzip,  das  über  ein 
halbes  Jahrhundert  lang  das  deutsche  Staatsloben  beherrscht  und 
unfruchtbar  gemacht  hat.  Seine  unheilvolle  Primitivität  und  Stärke 
sind  beide  aber  doch  nur  eine  notwendige  Folge  der  vorher- 
gehenden Entwicklung  des  Polizeigedankens. 

Die  Regierungsprinzipien  des  Polizeistaats  waren  entstanden 
als  reale  Notwendigkeiten  zur  Konsolidierung  des  bis  dahin  zer- 
splitterten Staatslebens.  Sie  hatten  sich  aber  in  bewußter  Ausbil- 
dung allmählich  zu  einem  staatstheoretischen  Prinzip  ausgestaltet, 
das  nach  seinen  wissenschaftlichen  Quellen  ein  rein  naturrechtliches 
war.  Die-Ueberspannung  des  Polizeigedankens,  die  dadurch  er- 
zeugt war,  hatte  zu  seiner  Ersetzung  durch  denjenigen  der  Auf- 
klärung geführt.  Dieser  aber  war  nicht  nur  ebenso  naturrechtlich, 
abstrakt  und  doktrinär,  wie  er  selbst,  sondern  letzten  Endes  auch 
ebenso  polizeistaatlich;  beruhte  er  doch  auf  der  Vorstellung  von 
der  Möglichkeit  einer  völligen  Umschaltung  des  ganzen  staatlichen 


l)  In  diesem  Gedanken  der  »Ruhe«  lag  an  sich  ein  Kern  beginnenden  realen 
politischen  Denkens.  Die  größten  Fehler  der  politischen  Theorien  der  Aufklärung 
hingen  ja  tatsächlich  mit  der  Unruhe  ihres  Urteilens  und  Strebens  aufs  engste  zu- 
sammen. Aber  diese  geistige  Unruhe  war  doch  selbst  nur  eine  Reaktion  gegen 
die  Niederhaltung  gesunden  staatsbürgerlichen  Betätigungstriebes  durch  den  Polizei- 
staat gewesen  und  daher  gerade  ein  Beweis  für  dessen  von  der  Aufklärung  be- 
kämpfte Schäden.  Das  übersah  man  vollständig.  (Eine  interessante,  zeitlich  aller- 
dings schon  etwas  später  liegende  Ausnahme  siehe  oben  S.  518  Anra.  i.)  Und  in 
echtem  Dilettantismus  leitete  man  aus  der  oberflächlichen  Erkenntnis  sofort  ein 
mit  dem  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit  auftretendes  Prinzip,  das  Prinzip  der 
Ruhe,  ab,  das  dann  das  staatliche  Leben  in  Deutschland,  insbesondere  in  Preußen 
ein  halbes  Jahrhundert  beherrschte.     (Dazu    »Polizeigedanke«    Kap.  III.) 
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Lebens  durch  einfaches  obrigkeitliches  Dekretieren.  Dieser  natur- 
rechtlich-polizeistaatliche Charakter  der  Entwicklung  des  Polizei- 
gedankens war  es,  der  die  Notwendigkeit  einer  Reaktion  in  sich 
barg.  Denn  er  stellte  ihn  selbst,  wie  wir  fanden,  von  vorneherein 
unter  das  Zeichen  des  staatlichen  Dilettantismus,  der  jedem  Miß- 
erfolg wehrlos  gegenüberstehen  mußte.  Die  vom  Naturrecht  be- 
arbeiteten Ideen  der  Aufklärung  hatten,  gleichviel  ob  sie  in  be- 
kenntnisfreudigem Pathos  von  der  Theorie  gelehrt,  oder  in  selbst- 
gefälligem Patriarchalismus  von  der  Praxis  betätigt  wurden,  stets 
etwas  von  jenem  spielerischen  Wesen  des  Rokoko,  das  in  der 
»Rückkehr  zur  Natur«  in  den  bukolischen  Gedichten  wohlbetitelter 
Dichter  und  den  bäuerlich  angestrichenen  Divertissements  der 
Fürstenhöfe  zum  Ausdruck  kam.  Es  hing  mit  dem  Wesen  des 
degenerierten  Naturrechts  zusammen,  daß  die  staatlichen  Fragen 
mehr  schöngeistig  als  politisch  betrachtet  wurden.  Deshalb  fuhr 
die  französische  Revolution  wie  der  Blitz  in  einen  Traum  und 
ließ  an  Stelle  aller  schönen,  inhaltsreichen  Bilder  nur  das  leere 
Gefühl  der  Furcht. 

So  war  es  durch  die  Entwicklung  des  Polizeigedankens  zu 
einer  naturrechtlichen  Doktrin  bedingt,  daß  von  den  Früchten  der 
Aufklärung  für  ihn  so  gut  wie  nichts  übrigblieb.  Dieselben  Stre- 
bungen, die  zur  französischen  Revolution  geführt  hatten,  waren 
es  ja,  deren  VerwirkUchung  man  sich  so  gefühlvoll  gedacht  hatte, 
wie  von  Chodozvieckh  feinem  Griffel  die  »Sonne  der  Aufklärung* 
säuberlich  dargestellt  war.  Als  sie  nun  so  enttäuschend  einher- 
traten  »auf  der  eigenen  Spur«,  da  mußte  sich  das  spielerische, 
dilettantische  der  bisherigen  Betrachtungsweise  rächen.  Genau 
so,  wie  es  vorher  die  Aufklärung  mit  der  Theorie  der  »salus  pu- 
blica« gemacht  hatte,  so  verbannte  jetzt  das  staatliche  Denken  in 
Deutschland  —  durchaus  nicht  nur  der  Regierenden  —  die  »Sonne 
der  Aufklärung«  in  die  staatstheoretische  Rumpelkammer.  Mit 
ihr  mußte  auch  der  von  ihr  erzeugte  Polizeigedanke,  wie  er  vom 
preußischen  Allg.  Landrecht  aufgestellt  war,  jeden  inneren  Halt 
und  jede  Bedeutung  verlieren. 

Es  waren  nur  die  Sünden  des  Polizeistaats,  die  sich  so  an 
seinen  Kindern  und  Kindeskindern  rächten :  die  Oberflächlichkeit 
des  staatlichen  Denkens.  Diese  Zusammenhänge  erklären  allein 
die  absolute  Sicherheit  in  der  Umstellung  des  Polizeigedankens, 
die  sich  in  ganz  Deutschland  seit  den  letzten  Jahren  des  i8.  Jahr- 
hunderts zeigt.     Denn  auch  die  Richtung,  die  diese  Wendung  des 
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staatlichen  Denkens  nehmen  mußte,  war  durch  jene  Zusammen- 
hänge mit  logischer  Notwendigkeit  bestimmt.  Ein  geistvoller 
Mann,  der  für  die  sentimentalen  Oberflächlichkeiten  der  geistigen 
Mode  seiner  Zeit  stets  einen  sicheren  kritischen  Blick  gehabt  hat, 
Georg  Christoph  Lichtenberg ^  hatte  das  im  ersten  Augenblicke 
erkannt  und  auf  die  Gefahr  hingewiesen.  Er  bezeichnete  als  die 
traurigste  Wirkung  der  französischen  Revolution,  »daß  man  jede 
vernünftige  und  von  Gott  und  Rechts  wegen  zu  verlangende  For- 
derung als  e'nen  Keim  von  Empörung  ansehen  wird«.  Der  Tod 
hat  ihm  bald  die  traurigste  Enttäuschung  des  Satyrikers  erspart : 
daß  die  Wirklichkeit  schlimmer  ist,  als  seine  Diagnose. 

Die  Entwicklung  des  Staatslebens  hat  die  hrungen  und 
Wirrungen,  die  das  unglückliche  Verhältnis  von  Aufklärung  und 
Polizeistaat  ihr  gebracht  haben,  schließlich  im  großen  Ganzen 
überw^unden.  Aber  das  innere  Problem  dieses  Verhältnisses  bleibt 
bestehen.  Denn,  wie  Schiller  einmal  gesagt  hat,  »die  Geschichte 
der  Welt  ist  sich  selbst  gleich.  Dieselben  Bedingungen  bringen 
dieselben  Erscheinungen  zurück«.  Jede  Zeit,  die  zu  einem  ent- 
scheidenden Schritt  in  der  Entwicklung  des  Soziallebens  berufen 
ist,  wird  vor  demselben  Problem  politisch-gedanklicher  Selbstbe- 
freiung stehen,  das  die  Aufklärung  gegenüber  dem  Polizeistaat 
nicht  zu  lösen  vermochte.  »Geschieht  es  jetzt  nicht,  so  geschieht 
es  doch  einmal  in  Zukunft.     In  Bereitschaft  sein,  ist  alles.« 
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n.   MISZELLEN. 


Gustav  Sundbärg  f  1914* 

Von 
Dr.  Rein  hold  Jaeckel. 

Ein  großer  Gelehrter  ist  mit  Gustav  Sundbärg  dahingegangen,  nach 
Kiaer  und  G.  von  Mayr  unser  größter  Bevölkerungsstatistiker.  Er  hat 
über  das  Bevölkerungswachstum  von  Europa  das  Gesetz  aufgestellt,  daß 
der  Zuwachs  in  Europa  etwa  9 — 10  pro  Mille  jährlich,  also  i  Proz.  der 
Bevölkerung^)  beträgt.  Dieses  Bevölkerungsgesetz,  das  sich  bisher 
immer  bewährt  hat,  hat  das  Bevölkerungsgesetz  von  Malthtis  zu  einer 
Unmöglichkeit  gemacht. 

Ein  zweites  Ergebnis  seiner  Arbeit  bezieht  sich  auf  die  relative 
Altersverteilung  der  Bevölkerung.  Sundbärg  sagt  darüber:  »Die  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  nach  dem  Alter  ist  das  wichtigste  Problem 
der  eigentlichen  Bevölkerungsstatistik,  indem  die  Altersverteilung  einer- 
seits das  Endresultat  der  ganzen  Bevölkerungsbewegung  ist  und  ander- 
seits selbst  gegenüber  den  besonderen  Faktoren  der  Bevölkerungs- 
bewegung in  gewissem  Maße  regulierend  auftritt«  2). 

In  den  »Grunddragen  af  Balkningsläran«  hat  er  dargelegt,  »daß 
die  Altersgruppe  von  15 — 50  Jahren  in  normalen  Fällen  in  allen  Län- 
dern etwa  die  Hälfte  der  Bevölkerung  beträgt«.  Die  Alter  o — 15  und 
über  50  nehmen  also  die  andere  Hälfte  ein.  Drei  verschiedene  Alters- 
typen können  unterschieden  werden.  Der  erste  ist  der  progressive 
Typ,  weil  er  sich  nur  bei  stark  wachsenden  Bevölkerungen  findet.  Der 
Zuwachs  bewirkt  einen  großen  Unterschied  zwischen  der  ursprünglichen 
Anzahl  der  besonderen  Jahrgänge  bei  der  Geburt;  die  altern  Alters- 
klassen sind  anfänglich  bedeutend  weniger  zahlreich  gewesen,  als  die 
zuletzt  in  das  Leben  getretenen.     Eine   stark   wachsende   Bevölkerung 


1)  Gustav  Sundbärg,  Bevölkerungsstatistik  Schwedens  1750— 1900,  Stockholm 
1907,  pag.  3. 

2)  Sundbärg,  Grunddragen  af  Befolkingsläran,    Stockholm   1894.     Bulletin  de 
llnstitut  international  de  Statistique,  Tome  XII    i«  livr.  pag.  89;    a.  a.  O.  pag.  4. 
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hat  daher  viele  Personen  in  den  jüngeren  Altersklassen ;  in  den  altern 
Altersklassen  ist  diese  Zahl  gering.  Ein  ausgeprägt  progressiver  Typ 
liegt  z.  B.  in  der  folgenden  Altersverteilung  vor. 

Verteilung  der  relativen  Bevölkerung  auf  die  Altersklassen. 

Alter     o — 15  Jahre  400  pro  Mille 

>  15—50      >  500     >        > 
»     über  50      »  100     >        > 

Es  gibt  also  drei  verschiedene  Typen  von  Altersverteilung.  Der 
erste  oder  der  progressive  Typ  findet  sich  bei  stark  wachsenden  Be- 
völkerungen, beispielsweise  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Der  andre  Typ  ist  der  stationäre,  der  ein  Bevölkerungswachstum  nicht 
kennt  (Frankreich).  Im  Durchschnitt  ergibt  dieser  Typ,  auf  Grund 
der  Sterbetafeln  für  die  Jahre  I871/80  für  verschiedene  westeuropäische 
Völker  berechnet,  noch  folgende  runde  Zahlen; 

Alter     o — 15  Jahre  265  pro  Mille 

>  15—50      >  505     >       » 

>  über  50      >  230     >       » 

Dem  dritten  Typ  endlich,  dem  regressiven,  sind  Bevölkerungen 
unterworfen  mit  Bevölkerungsrückgang.  Hier  sind  es  die  älteren  Jahres- 
klassen, die  bei  der  Geburt  die  zahlreichsten  gewesen  sind;  jeder  neu 
ins  Leben  tretende  Jahrgang  tut  dies  mit  einer  verminderten  Anzahl. 
Hier  sind  also  die  Alten  außerordentlich  zahlreich  vertreten,  die  Kinder 
aber  wenig.  Schon,  daß  die  Gruppen  o — 15  und  über  50  gleich  zahl- 
reich —  also  jede  250  pro  Mille  —  sind,  ist  in  einer  wachsenden  Be- 
völkerung kaum  anzutreffen.  Eine  stark  regressive  Altersverteilung  hat 
z.  B.  folgendes  Aussehen: 


Alter     0 — 15  Jahre 

200  pro  Mille 

»      15—50       » 

500     >        > 

>    über  50      » 

300     >        > 

Das  Eilert-Sundt- Gesetz  ist  ferner  von  Stmdbärg  aufgestellt.  Es 
besagt,  daß  überzählige  Jahrgänge  der  Bevölkerung  eines  Landes  wäh- 
rend ihres  ganzen  Lebens  ihre  üeberzähligkeit  und  unterzählige  ihre 
Unterzähligkeit  behalten,  und  daß  eine  Flutzeit  in  der  Statistik  nach 
einem  Mannesalter  dadurch  wieder  aufleben  muß,  daß  sie  dann  Anlaß 
zu  einer  neuen  Generation  gibt. 

Diese  Gesetzmäßigkeit  ist  von  sehr  großer  praktischer  Bedeutung. 
»Flutzeiten«  im  Jugendalter  haben  oft  Andrang  auf  dem  Arbeitsmarkte 
—  wo  die  augenblicklichen  Konjunkturen  nicht  außerordentlich  günstig 
sind  —  und  hierdurch  auch  fallende  Arbeitslöhne  und  verspätete  Ehen 
zur  Folge.  Das  Jahrzehnt  1841/50  war  für  ganz  Europa  eine  solche 
>Flutzeit<,  wo  die  volkreichen  Jahrgänge  von  der  Zeit  unmittelbar  nach 
den  Napoleonschen  Kriegen  in  das  kritische  Alter  gelangt  waren.  Miß- 
ernten in  der  Mitte  des  Jahrzehntes  erschwerten  die  Lage  noch  mehr. 
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Es  ist  dann  nicht  wunderlich,  daß  dieses  Jahrzehnt  sich  durch  den 
Einbruch  der  großen  Emigration  und  zuletzt  durch  die  Revolutionen 
des  Jahres  1848  charakterisiert.  In  alten  Zeiten  müssen  Seitenstücke 
hierzu  oft  vorgekommen  sein,  —  am  schwersten  wahrscheinlich  um 
1380,  wo  die  unmittelbar  nach  den  Verheerungen  des  schwarzen  Todes 
geborenen  Söhne  erwachsen  waren. 

Ein  Beispiel  dafür,  wie  gute  Konjunkturen  derartige  Gefahren  be- 
seitigen können,  bildet  die  eben  verflossene  Zeit.  Im  Verlaufe  des 
Jahrzehntes  1891/1900  trat  für  beinahe  ganz  Europa  eine  Flutzeit  im 
jugendlichen  Alter  ein  —  eine  Nachwirkung  der  hohen  Nativität  wäh- 
rend der  70er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts.  Dieses  Mal  reichten 
jedoch  die  Arbeitsgelegenheiten  dank  der  Steigerung  der  Goldproduk- 
tion für  die  unabsehbar  zahlreichen  Scharen  Arbeitsuchender,  die  ihren 
Platz  am  gedeckten  Tische  begehrten,  aus. 

Das  Alter  von  15—30  Jahren  schließt  in  allen  Ländern  Europas 
ungefähr  ein  Viertel  der  ganzen  Volksmenge  in  sich. 

Unter  den  bevölkerungsstatistischen  Arbeiten  Sundbärgs  sind  her- 
vorzuheben : 

1.  Die  Bevölkerungsstatistik  Schwedens  1750 — 1900,  Stockholm  1907. 

2.  Die  Bearbeitung  und  Herausgabe  der  ersten  9  Jahrgänge  der 
>Statistiska  öfversikstabeller  för  olika  länder«,  die  er  vom  lO.  Jahrgang 
1905  an  unter  dem  Titel  »Apercus  statistiques  internationaux«  ver- 
öffentlicht hat.  Der  11.  Jahrgang  war  der  letzte,  den  er  herausgab. 
Im  Bulletin  de  l'Institut  international  de  Statistique  hat  er  folgende 
Arbeiten  niedergelegt:  Tome  XIV  4«  livr.  pag.  65  Normalisation  des  taux 
de  mortalite.  Tome  XII  i«  livr,  pag.  89  La  repartition  de  la  popu- 
lation  par  äge  et  les  taux,  de  mortalite.  1900  gab  er  das  große  Werk 
über  sein  Vaterland  (La  Suede)  heraus,  das  eine  Fülle  von  bevölke- 
rungsstatistischen, verwaltungsstatistischen,  wirtschaftsstatistischen,  ar- 
beitsstatistischen Zahlen  enthält.  Außerdem  ist  in  jüngster  Zeit  noch 
das  Historisch  -  Statistische  Handbuch  in  2.  Auflage  in  schwedischer, 
französischer,  englischer  Ausgabe  herausgegeben^). 


Ohne  Steinkohle. 

Von 
Leopold  Katscher. 

Die  Verschlechterung  der  internationalen  Transportverhältnisse  und 
politischen  Beziehungen  hat  bekanntlich  in  vielen  Ländern  teils  einen 
starken  Mangel,  teils  eine  bedeutende  Verteuerung  der  Heizkohle  her- 
vorgerufen.    Besonders   schwierig   liegen   die    Dinge    in   Italien,    der 

i)  Sundbärg  starb  am  20.  November  1914  in  Stockholm,   57  Jahre  alt. 
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Schweiz  und  Skandinavien.  Daher  ist  man  auf  Eisatzmittel  bedacht. 
So  z.  B.  haben  in  den  letzten  IMonaten  die  schwedischen  Staatseisen- 
bahnen umfassende  Versuche  mit  Torfpulver  — einem  neuen  Brenn- 
stoff —  zur  Heizung  der  Lokomotiven  unternommen,  und  es  hat  sich 
gezeigt,  daß  mit  diesem  Pulver  ebenso  schwere  Züge  ebenso  schnell 
befördert  werden  können  wie  mit  der  besten  Anthrazitkohlc.  Es  ist 
denn  auch  schon  amtlich  erklärt  worden,  daß  sich  das  neue  Material 
vom  Gesichtspunkte  der  Technik  und  der  Kosten  vollbewährt  hat. 
Demgemäß  hat  die  Regierung  zwei  Sachverständige  mit  der  Ausarbei- 
tung von  Voranschlägen  der  Kosten  der  Herrichtung  einer  großen 
Sumpfstrecke  für  die  Erzeugung  von  Torfpulver  betraut. 

Eine  andere  Nachricht  hinsichtlich  der  Verwendung  des  Torfes 
als  Ersatz  für  Steinkohle  kommt  aus  England.  Der  Torf  der  irländi- 
schen Moorlandschaften,  welche  fast  die  Fläche  der  deutschen  Moore 
erreichen,  konnte  bislang  wegen  ungenügender  Trocknungsmöglichkeiten 
nicht  ausgenutzt  werden.  Nunmehr  ist  jedoch  eine  Erfindung  gemacht 
worden,  die  es  mittels  elektrischer  Vorrichtungen  zuwege  bringen  soll, 
den  Torf  von  dem  anhaftenden  Wasser  so  vollständig  zu  befreien,  daß 
er  in  einen  wertvollen  Heizstoff  verwandelt  wird.  Hervorragende  Fach- 
männer haben  berechnet,  daß  sich  aus  den  Sümpfen  der  Grünen  Insel 
auf  tausend  Jahre  hin  jährlich  50  Millionen  Tonnen  Brennmaterial  ge- 
winnen ließen.  Den  allcrniedrigsten  Preis,  15  sh.  die  Tonne,  ange- 
nommen, könnte  man  jährlich  12^/2  Millionen  Pf.  St.  brutto  erzielen, 
während  Irland  gegenwärtig  jedes  Jahr  rund  eine  Million  Pf.  St.  für 
britische  Kohle  ausgeben  muß.  Die  Sache  ist  so  aussichtsreich,  daß 
man  in  Athy  bereits  eine  große  Torfgewinnungsanlage  plant,  durch  die 
man  ein  der  besten  wallisischen  Steinkohle  gleichkommendes  Produkt 
herzustellen  hofft.  R.  J.  Lynn  spricht  sich  über  dessen  Vorteile  fol- 
gendermaßen aus: 

»Dieser  Torf  verbrennt  nahezu  rauchlos,  so  daß  er  in  den  Großstädten  zur 
Lösung  der  Rauchplagefrage  beitragen  könnte.  Er  nimmt  weit  weniger  Raum  ein 
als  die  Kohle.  Diese  braucht  für  eine  Tonne  durchschnittlich  40  Kubikschuh, 
während  der  nach  jenem  Verfahren  gewonnene  Torf  nur  34  Kubikschuh  bean- 
sprucht, weil  auf  den  Kubikschuh  66  Pfund  gehen.  Was  dies  für  die  Schiffahrt, 
die  Eisenbahnen,  die  Industrie  usw.  bedeutet,  ist  klar.  Ferner  kommt  in  Betracht, 
daß  dieser  Torf  keine  eingeschlossene  Gangart  führt,  nur  wenig  Asche  hinterläßt, 
durch  längeres  Liegen  nur  wenig  leidet,  nicht  zerbröckelt  und  einen  hohen  Brenn- 
wert hat.c 

Das  beste  an  der  Sache  ist,  daß  nach  Ansicht  eines  andern  her- 
vorragenden Fachmannes  die  ohnehin  schwer  zu  erschöpfenden  irischen 
Torfmoore  sich  in  spätestens  hundert  Jahren  erneuern  würden.  In 
England  selbst  liefern  die  Torfsümpfe  von  Dartmoor  seit  alten  Zeiten 
der  Bevölkerung  jener  Gegend  kostenlos  das  Material  für  Heizung,  Be- 
leuchtung und  Triebkraft;  Kohle  wird  dort  niemals  benutzt. 


»^2  Miszellen. 

Nicht  nur  Kriegsschwierigkeiten,  sondern  auch  das  Vorkommen 
gewaltiger  Arbeitseinstellungen  seitens  der  Kohlengrubenarbeiter  lassen 
die  betroffenen  Kreise  —  die  Verkehrs-  und  Industrievvelt  insbesondere 
—  eifrie  nach  Ersatzmitteln  Ausschau  halten.  Aber  auch  die  vielfach, 
namentlich  in  England,  herrschende  Furcht  vor  einer  »baldigen«  Er- 
schöpfung der  vorhandenen  unterirdischen  Kohlenschätze  drängt  manche 
Techniker  zur  Beschäftigung  mit  der  Ersatzfrage.  Verschiedene  Kö- 
niglich Britische  Ausschüsse  zum  Studium  des  Kohlenproblems  sind  zu 
der  Annahme  gelangt,  daß  das  Vereinigte  Königreich  in  drei-  bis 
sechshundert  Jahren  keine  Steinkohle  mehr  haben  und  daß  voraus- 
sichtlich schon  viel  früher  Kohle  von  auswärts  einzuführen  sein  wird. 
191 1  äußerte  sich  der  kürzlich  verstorbene  Radiumforscher  William 
Ramsay  recht  schwarzseherisch  über  diesen  Gegenstand.  Nach  seiner 
Berechnung  würden  die  Vorräte,  falls  der  Abbau  in  dem  jetzigen  Maße 
weitergeht  (1910:  26472  Millionen  Tonnenl)  ^)  »schon  in  rund  175  Jahren  • 
vollständig  erschöpft  sein«  und  seines  Erachtens  könnten  alle  bis  da- 
hin vorgeschlagenen  Ersatzmittel  —  Holz,  Torf,  die  Hitze  des  Erd- 
innern,  die  Gezeiten,  die  Sonnenhitze,  die  Winde,  die  Wasserkräfte  — 
selbst  zusammengenommen  nicht  hinreichen,  Ersatz  zu  schaffen.  Er 
sah  kein  anderes  Abhilfsmittel  als  möglichst  sparsames  Umgehen  mit 
den  Vorräten,  damit  deren  Dauer  erheblich  verlängert  werde.  Er 
empfahl  einerseits  Verbesserung  der  häuslichen  Heiz-  und  Kochvor- 
richtungen, anderseits  die  Verwendung  von  Maschinen,  welche  die 
Wärme  des  Brennmaterials  besser  ausnutzen,  in  der  Industrie.  Er  ver- 
langte sogar  die  gesetzliche  Bestrafung  unnötiger  Kohlenverschwendung. 
Freilich  auch  die  Verbreitung  angemessener  Belehrung  und  die  Unter- 
stützung einschlägiger  Reformbestrebungen.  »In  der  Schiffahrt  sollte 
die  Anwendung  von  Gasmaschinen  weit  allgemeiner  werden,  ebenso  die 
Erzeugung  elektrischer  Kraft  auf  den  Kohlenzechen.« 

Andere  Fachleute  halten  Ramsays  Schwarzseherei  für  unbegründet. 
John  Beil-Simpson  hält  es  für  wahrscheinlich,  daß  in  Großbritannien 
immer  neue  Kohlenfelder  aufgefunden  werden  dürften.  War  man  doch 
im  vorigen  Jahrzehnt  in  der  Gegend  von  Doncaster  auf  gute  Kohle 
gestoßen  und  Mitte  191 1,  einige  Wochen  nach  Ramsays  Alarmvortrag, 
entdeckte  man  bei  Roslyn  (in  der  schottischen  Grafschaft  Midlothian) 
ein  sehr  wertvolles  Kohlengebiet  von  bedeutender  Ergiebigkeit.  Uebri- 
gens  ist  auch  Beil-Simpson  entschieden  für  eine  bessere  Ausbeutung 
des  Heizwertes  der  Kohle,  von  dem  jetzt  nur  der  zehnte  Teil  ausge- 
nutzt wird.  Ein  anderer  Sachverständiger  weist  darauf  hin,  daß  die 
Zeitdauer   der   noch   vorhandenen  Vorräte    sich   überhaupt   nicht   be- 


1)  Daß  übrigens  die  Zunahme  der  Ausbeutung  keine  allzu  große  ist,  ergibt 
sich  aus  der  Tatsache,  daß  sie  sich  seit  einigen  Jahren  ziemlich  gleich  bleibt; 
191 2  z,  B.  betrug  sie  nur  ein  Fünftel  vom  Hundert. 
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rechnen  lasse;  187 1  habe  ein  Parlamentsausschuß  diese  auf  nur  85  Mil- 
liarden Tonnen  geschätzt,  während  ein  anderer  29  Jahre  später  von 
loi  Milliarden  Tonnen  sprach,  obgleich  in  dieser  langen  Zeit  die  Aus- 
beutung der  Gruben  sich  verdoppelt  hatte.  Ueberhaupt  sind  die 
Schätzungen  der  Fachleute  ungemein  schwankend,  igöi  schätzte  HuU 
die  britischen  Vorräte  auf  8°  Milliarden  Tonnen  und  die  Dauer  auf 
800  Jahre,  während  in  demselben  Jahre  Stanley  Jevons  von  >höchstens 
hundert  Jahren«  sprach.  1866  kam  eine  Königliche  Kommission  auf 
147  Milliarden  Tonnen  und  261  Jahre;  Sidney  Lupton  jedoch  wollte 
nur  124  Jahre  zugestehen!     Usw. 

Ferner  wird  mit  Recht  betont,  dafS  Großbritannien  und  Irland 
selbst  nach  Erschöpfung  der  Kohlenvorräte  und  Versagen  aller  ge- 
nügend wohlfeilen  Ersatzmittel  nicht  um  billige  Kohle  besorgt  zu  sein 
brauchten,  da  die  Erde  außerhalb  Europas  unermeßliche  Kohlenschätze 
birgt,  die  noch  der  Aufschließung  harren.  An  der  südmandschurischen 
Eisenbahn  allein  gibt  es  mehr  Kohle  als  im  ganzen  Vereinigten  König- 
reich. Uebrigens  tauchen  auch  in  Europa  selbst  immer  neue  Lager 
auf.  Im  Sommer  1916  allein  wurden  im  französischen  Departement 
Is^re  Felder  von  5,7  m  Dicke  und  im  isländischen  Stalfjeld  mächtige 
Lagerungen  von  vorzüglicher  Güte  in  einer  Länge  von  rund  40  km 
festgestellt.  Und  schließlich  sollte  man  angesichts  der  rasenden  Schnel- 
ligkeit des  technischen  Fortschritts  doch  auch  an  die  hohe  Wahr- 
scheinlichkeit denken,  daß  die  Welt  in  zwei-  bis  vierhundert  Jahren 
eines  so  primitiven  Heizmittels  wie  die  Kohle  entweder  überhaupt 
nicht  mehr  oder  doch  nicht  in  dem  Maße  wie  bis  jetzt  bedürfen  wird. 
.  Daß  diese  Wahrscheinlichkeit  einer  Selbstverständlichkeit  gleich- 
kommt, erhellt  u.  a.  aus  der  Tatsache,  daß  das  britische  Marinemini- 
sterium im  Hochsommer  191 2  mit  schottischen  Oelgesellschaften  Lie- 
ferungsverträge auf  200000  Tonnen  Heizöl  für  die  Reichsmarine  ab- 
schloß und  zu  Ofterten  bezüglich  einer  weitern  großen  Oelmenge 
aufforderte.  »Für  die  Aufbewahrung  von  Vorräten  an  flüssigem  Feue- 
rungsstoff«, hieß  es  damals  in  den  Zeitungen,  »werden  umfangreiche 
Reservoiranlagen  und  Röhrenleitungen  geplant.« 

Diese  Neuerung  war  auf  Diesels  Motorerfindung  zurückzuführen, 
welche  zu  jener  Zeit  in  England  lebhafte  Beachtung  fand.  Dr.  Diesel 
hatte  im  Frühling  191 2  während  des  gewaltigen  Kohlenstreiks  in  Lon- 
don geweilt  und  die  Zeitungen  beschäftigten  sich  viel  mit  der  Wirkung 
der  Erfindung  auf  die  Schiffahrt  und  das  Eisenbahnwesen  im  Hinblick 
auf  die  Kohlenfrage.  Der  seither  verstorbene  deutsche  Techniker 
widerlegte  die  Befürchtungen  der  Engländer,  daß  sie  für  den  Oelbezug 
vom  Ausland  abhängig  sein  würden,  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß 
seine  Maschinen  nicht  nur  für  Petroleum,  sondern  für  jeden  flüssigen 
Brennstoff  eingerichtet  sind,  so  daß  Großbritannien  mit  den  ungeheuren 
latenten  Oelvorräten,  die  es  in  seinen  Kohlenfeldern  besitzt,  sich  seine 
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Unabhängigkeit  wahren  kann.  ;  Der  jetzt  in  allen  Gaswerken  in  ge- 
waltigen Mengen  erzeugte  Kohlenteer,  der  gegenwärtig  meist  wertloser, 
unausgenutzter  Abfall  ist,  enthält  Oel  genug  zur  Heizung  der  ganzen 
britischen  Marine,  falls  die  Schiffe  mit  meinen  Maschinen  ausgerüstet 
werden.  Mittelbar  würde  England  auch  ferner  von  seiner  Kohle  leben ; 
nur  würde  es  sie  gründlich  ausnützen,  statt,  wie  bisher,  die  sich  in 
ihr  bergende  Kraft  großenteils  zum  Fenster  hinauszuwerfen.  So  könnten 
unberechenbare  Kohlenmengen  erspart  und  die  Erschöpfungsfrist  der 
Kohle  um  Jahrhunderte  hinausgeschoben  werden.« 

In  der  Beratung,  welche  die  Vereinigung  der  britischen  INIarine- 
baumeister  Ende  März  19 12  über  die  Frage  der  Verwendung  von  Oel 
statt  Kohle  in  der  Schiffahrt  auf  Grund  von  Diesels  betreffendem  Vor- 
trag (im  Institut  der  Mechanischen  Ingenieure)  abhielt,  wurde  beson- 
ders auch  auf  den  Umstand  Gewicht  gelegt,  daß  bei  Oelheizung  die 
bei  Dampfern  unvermeidliche  Kohlenverschwendung  wegfällt,  die  mit 
der  sehr  lange  dauernden  rechtzeitigen  Erzeugung  des  Volldampfes 
vor  der  Abfahrt  und  dessen  Aufrechterhaltung  bis  zur  Ankunft  ver- 
knüpft ist.  Ein  Jahr  später  erklärte  Sir  Boverton  Redwood  »die 
Dampfmaschine  als  eine  anerkanntermaßen  höchst  verschwenderische 
Kraftquelle«  und  betonte,  daß  mit  dem  Dieselmotor  das  Dreifache  der 
Energie  der  Dampfmaschine  erzielt  wird.  Die  Dänisch-Ostasiatische 
Schiffahrtsgesellschaft  in  Kopenhagen,  die  viele  große  Dieselmotor- 
Ozeanfahrer  im  Betrieb  hat,  berechnete  1914  die  Ersparnisse  gegen- 
über dem  Dampfbetrieb  folgendermaßen:  j\Iit  1000  Tonnen  Oel  25 800 
Fahrmeilen  (mit  Kohle  nur  6850);  monatliche  Ausgaben  für  Oel  nur 
£  600  (für  Kohle  £  882),  Bedienungskosten  bei  Oel  £  ^6  (bei  Kohle 
£  114).  Selbstverständlich  ergeben  sich  auch  bei  der  Verpflegung  usw. 
der  Mannschaft  Ersparnisse;  auch  fallen  Ruß,  Staub,  Rauch  und 
Asche  weg. 

Für  ihre  Verkehrsmittel  im  Sudan  besitzen  die  Engländer  einen 
Kohlenersatz  in  dem  »sudd«  (arabisches  Wort  für  eine  verschlungene 
Masse  aus  Baumstämmen  und  Wasserpflanzen)  des  Weißen  Nils.  Dieser 
eigenartige  Schilfschlamm,  in  welchem  der  Papyrus  eine  große  Rolle 
spielt,  kommt  in  ungeheuren  Mengen  vor  und  kann  mit  so  geringen 
Kosten  fabrikmäßig  in  einen  wertvollen  Heizstoft"  (Briketts  von  hohem 
spezifischen  Gewicht)  verwandelt  werden,  daß  eine  Tonne  der  Briketts 
en  gros  für  rund  25,  im  Kleinhandel  für  28  sh.  abgegeben  werden  kann, 
während  die  eingeführte  wallisischc  Kohle  1914  auf  82  sh.  zu  stehen 
kam  und  heute  gewiß  noch  sehr  viel  teurer  ist.  Die  bisherige  Verwen- 
dung hat  glänzende  Erfolge  erzielt.  Also  auch  hier  ein  mit  großen 
Vorteilen  verbundener  Ersatz  für  Steinkohle! 

Uebrigens  erwies  Sir  William  Ramsay  seine  eigenen  Befürchtungen 
von  1911  bereits  1912  als  grundlos,  indem  er  in  einem  Vortrag  zeigte, 
daß   die  Welt   sehr    gut    ohne  Kohlenförderung    bestehen  könnte.     Er 
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führte  seinen  Zuhörern  das  Bild  einer  von  solcher  Förderung  unab- 
hängigen Welt  vor,  welche  die  gewaltigen  Kohlenvorräte  des  Erdinnern 
in  viel  sparsamerer  und  ergiebigerer  Weise  ausnutzt  und  alle  bislang 
der  Kohle  zufallenden  Aufgaben  von  der  Elektrizität  erfüllt  sieht. 
Dieser  Zukunftstraum  sei  nicht  nur  wissenschaftlich  unanfechtbar,  er 
lasse  sich  auch  praktisch  durchführen.  Ramsays  kühner  Vorschlag 
lief  darauf  hinaus,  der  menschlichen  Gesellschaft  die  kostspielige  und 
mühsame  Arbeit  der  Kohlenförderung  überhaupt  zu  ersparen:  in  den 
Tiefen  der  Erde  könne  nämlich  die  Kohle  abgebrannt 
werden.  Die  rationell  in  Brand  gesetzten  unterirdischen  Kohlen- 
schichten würden  unter  riesigen  Kraftersparnissen  Gas  liefern,  dessen 
Umwandlung  in  elektrische  Kraft  nicht  schwierig  wäre.  »Ja,  der  ideale 
Zustand  würde  sozusagen  die  unterirdische  Gasbereitung  sein.  "Wäh- 
rend wir  jetzt  die  Kohlen  durch  ein  umständliches  Verfahren  zur  Erd- 
oberfläche emporfördern  und  dann  durch  kostspielige  Verkehrsmittel, 
die  eine  gewaltige  Verteuerung  mit  sich  bringen,  den  Gasfabriken  und 
den  industriellen  Anlagen  zuführen,  würden  wir  künftig  diese  Kraft- 
und  Kostenvergeudung  ersparen.  Es  besteht  kein  Hindernis,  durch  ein 
einfaches  Bohrverfahren  so  weit  in  den  Erdboden  einzudringen,  bis  die 
Kohlenschichten  erreicht  sind.  Was  sollte  uns  dann  hindern,  diese 
Schichten,  so  wie  sie  daliegen,  an  Ort  und  Stelle  zu  verbrennen,  bez. 
die  natürlichen  Umstände  und  die  Natur  selbst  der  Gasgewinnung 
dienstbar  zu  machen?  Durch  ein  Rohr  würden  wir  den  verglühenden 
Kohlenschichten  gewaltige  Gasmengen  entziehen,  die  Gasmaschinen 
würden  unmittelbar  an  der  oberirdischen  Mündung  dieses  Rohres  ihren 
Platz  finden.  An  Ort  und  Stelle  würde  man  die  gewonnene  Kraft  zu 
Elektrizität  umformen,  und  die  Fortleilung  des  erzeugten  Stromes  auf 
große  Entfernungen  bietet  kein  Hindernis.« 

Ein  Rohr  von  20  cm  Durchmesser  würde  wahrscheinlich  hinreichen. 
Bei  den  Bohrungsversuchen  wäre  die  Art  der  getroffenen  Schichten 
ohne  weiteres  zu  ermitteln.  Die  Bohrung  selbst  würde  nur  lOOO  bis 
5000  Pf.  St.  kosten.  Die  Entzündung  der  Kohle  in  der  Tiefe  könnte 
leicht  mittels  eines  elektrischen  Drahtes  erfolgen,  der  nachher  wieder 
entfernt  wird.  Die  an  der  Mündung  des  Bohrrohres  aufgestellten  Gas- 
maschinen wären  imstande,  dreißig  v.  H.  des  Heizwertes  der  Kohle  in 
Kraft  umzuwandeln,  was  einer  Verdoppelung  der  Krafterzeugung  gleich- 
käme. Die  Elektrizität  müßte  durch  ein  solches  Verfahren  so  verbil- 
ligt werden,  daß  sie  für  alle  erdenklichen  Zwecke  wohlfeil  genug  würde. 
Die  Weiterleitung  des  Stromes  durch  Hochdruckkabel  böte  keine 
Schwierigkeiten.  So  ließen  sich  auch  jene  ungeheuren  Kohlenmassen, 
die  wegen  ihrer  Minderwertigkeit  nicht  den  Abbau  lohnen,  nutzbringend 
verwerten.  Die  bestehenden  Gruben  würde  man  als  Reserven  offen 
halten.  Nur  die  Seeschiffahrt  könnte  bei  der  Fernleitung  der  aus  den 
Kohlen  gewonnenen  Elektrizität  nichts   gewinnen;   doch   beweisen  die 
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zahlreichen  wohlgelungenen  Versuche  mit  Oelfeuerung,   daß   auch  sie 
nicht  auf  Förderkohle  angewiesen  ist. 

Von  hohem  Interesse  ist  der  Vorschlag  des  bekannten  englischen 
Ingenieurs  Saunders,  sich  die  F 1  utkr  ä  f  t  e  in  ausgedehntem  Maße 
dienstbar  zu  machen.  Die  Amerikaner  helfen  sich  mit  der  Ausnützung 
ihrer  mächtigen  Wasserfälle ;  die  britischen  Inseln  sind  jedoch  in  dieser 
Beziehung  karg  bedacht:  ihre  gesamten  verfügbaren  Wasserkräfte  wür- 
den täglich  nur  150000  zehnstündige  Pferdekräfte  ergeben,  mit  andern 
Worten:  jährlich  nicht  über  i  200 000  Tonnen  Kohle  ersparen,  also 
kaum  V2  Proz.  der  heutigen  britischen  Förderung.  Da  die  klimatischen 
Verhältnisse  des  Landes  auch  die  unmittelbare  Ausnützung  der  Sonnen- 
wärme oder  des  Windes  nicht  in  größerem  Maße  gestatten,  erscheint 
die  Heranziehung  der  Meeresflut  in  der  Tat  einleuchtend. 

In  beschränkter  Ausdehnung  wird  dieser  Gedanke  in  England  be- 
reits durchgeführt.  In  der  Regel  fängt  man  die  Hochflut  auf  und  be- 
nutzt sie  während  der  Ebbe  zum  Betreiben  von  Wasserrädern.  Da  dies 
aber  eben  nur  zur  Ebbezeit  möglich  ist,  bliebe  eine  dauernde  Ar- 
beitsleistung ausgeschlossen.  Saunders  nun  hat  einige  Pläne  veröffent- 
licht, die  auf  die  Ausbeutung  von  Ebbe  und  Flut  abzielen.  Die  Ver- 
wertung der  oft  sehr  bedeutenden  Höhenunterschiede  zwischen  Spring- 
und  Nippflut  erfordert  die  Eindämmung  von  Flutwasser  auf  einer  um- 
fangreichen Fläche,  wobei  im  Hinblick  auf  möglichste  Kostenersparnis 
die  natürliche  Gestaltung  der  Küste  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Unser 
Gewährsmann  beschreibt  drei  interessante  Zukunftspläne,  bei  denen 
der  jährliche  Buchwert  einer  elektrischen  Pferdekraft  auf  £  45  ge- 
schätzt wird: 

I.  Im  Hafen  von  Chichester  sollen  täglich  8000  PS.  erzeugt  wer- 
den, was  eine  Jahreseinnahme  von  £  36000  ergeben  und  ein  Anlage- 
kapital von  £  300000  rechtfertigen  würde.  2.  In  der  Menaistraße 
handelt  es  sich  um  15  000  PS.,  £  65  250  und  £  543  750.  3.  Viel  groß- 
artiger ist  der  den  Bristolkanal  betreffende  Plan.  Ihm  liegt  die  Ein- 
dämmung der  Severnmündung  zugrunde.  Infolge  der  gewaltigen  Höhe 
der  Flut  im  Bristolkanal  ließe  sich  eine  tägliche  Leistung  von 
200000  PS.  im  Jahreswerte  von  1,7  Millionen  Pf.  St.  erzielen,  so  daß 
man  getrost  die  Riesensumme  von  9^/4  Millionen  Pf.  St.  für  den  Bau 
aufwenden  könnte.  Was  insbesondere  den  Hafen  von  Chichester  be- 
trifft, so  bedeckt  er  eine  Fläche  von  300  ha  bei  einer  Einfahrtbreite 
von  i*/2  km.  Es  soll  die  Mündung  mit  einem  gewaltigen  Damm  ab- 
gesperrt und  der  Hafen  in  zwei  Teile  geteilt  werden.  Die  Küstenge- 
staltung läßt  das  leicht  zu.  Auf  der  einen  Seite  befindet  sich  das 
Spring-,  auf  der  andern  das  Nippflutbecken.  Die  steigende  Flut  erfüllt 
das  erste  Becken  und  das  oberste  Drittel  seines  Inhalts  wird  durch 
Turbinen  in  das  zweite  Becken  geleitet.  Entsprechendes  Entleeren 
des  überflüssigen  Wassers  ins  Meer  während  der  Ebbe  ermöglicht  die 
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beständige  Benützbarkeit  der  Meeresflut.  Aehnlich  wäre  es  bei  den 
andern  Plänen. 

Weit  besser  daran  als  Großbritannien  ist  das  Deutsche  Reich,  das 
steinkohlenreichste  Land  Europas.  Dort  braucht  man  noch  lange  nicht 
an  die  Möglichkeit  der  Erschöpfung  der  Vorräte  zu  denken,  denn 
Fischer  und  andere  hervorragende  Sachverständige  schätzen  deren 
Dauer  auf  noch  ein  Jahrtausend.  Einer  von  ihnen,  Engler,  ist  der 
Ansicht,  daß  jetzt  Deutschland  noch  416,  England  193  Milliarden  Tonnen 
besitzt,  ganz  Europa  rund  700,  wozu  noch,  namentlich  in  Deutschland 
und  Oesterreich-Ungarn,  die  Braunkohlenvorräte  kommen.  Die  Vor- 
räte Chinas  und  der  Vereinigten  Staaten  veranschlagt  Engler  auf  je 
680  Milliarden  Tonnen  Steinkohle. 

Interessant  ist  der  durch  den  Weltkrieg  freilich  überholte  Umstand, 
daß  der  internationale  Geologenkongreß  von  1912  angesichts  der  so 
beträchtlichen  Schätzungsschwankungen  den  Beschluß  faßte,  eine  mög- 
lichst genaue  Aufnahme  aller  Steinkohlenvorräte  der  Erde  zu  bewirken. 
Ob  dieser  kühne  Plan  wohl  jemals  glücken  wird: 


Die  Gewerkschaften  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Von 
H.  Fehlinger,  München. 

Gegenwärtig  bestehen  in  Nordamerika  etwa  160  berufliche  Ar- 
beiterverbände, die  sich  »National  Unions«  oder  »International  Unions« 
nennen,  je  nachdem  ihr  Tätigkeitsfeld  auf  die  Vereinigten  Staaten  be- 
schränkt ist,  oder  auch  das  benachbarte  Kanada,  INIexiko  und  West- 
indien umfaßt.  In  der  Hauptsache  entsprechen  diese  Verbände  den 
gewerkschaftlichen  Zentralverbänden  in  Deutschland,  obzwar  sie  manche 
charakteristische  Züge  aufweisen,  die  sie  von  den  Arbeiterorganisationen 
nicht  nur  Deutschlands ,  sondern  auch  aller  andern  Länder  unter- 
scheiden. 

In  historischer  Beziehung  war  der  Ortsverein  die  erste  Form  der 
Arbeiterorganisation  in  Amerika.  Die  Zentralverbände  wurden  in 
der  Zeit  nach  1850  durch  Verbindung  bestehender  Ortsvereine  zum 
Zweck  gegenseitiger  Förderung  und  Unterstützung  geschaffen.  Noch 
jetzt  erfreuen  sich  die  Ortsvereine,  die  Glieder  von  Zentralverbänden 
bilden,  eines  bedeutenden  Maßes  von  Autonomie. 

Die  ersten  amerikanischen  Gewerkschaften  entlehnten  ihre  Ein- 
richtungen hauptsächlich  von  den  als  »Fraternal  Socicties«  bekannten 
Unterstützungsvereinigungen.  Die  Satzungen,  welche  der  erste  Zentral- 
verband in  den  Vereinigten  Staaten  annahm,  der  einen  dauernden 
Bestand  hatte,  der  Typographen-Verband,  wurden  von  dem  Ausschuß, 
der  sie  185 1  entwarf,  augenscheinlich  fast  ohne  Aenderung,  abgesehen 
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von  einigen  unbedeutenden  Auslassungen,  den  Statuten  der  »hoch- 
werten Großloge«  des  »unabhängigen  Orden  der  Odd  Fellows  in  den 
Vereinigten  Staaten«  entlehnt.  Im  Bericht  des  Ausschusses  wurde 
dieser  Tatsache  nicht  Erwähnung  getan,  aber  ein  Vergleich  der  beiden 
Statuten  enthüllt  solch  auffallende  Aehnlichkeiten,  daß  der  Zusammen- 
hang zwischen  ihnen  deutlich  festgestellt  werden  kann^). 

Die  Eisenformer,  die  frühzeitig  eine  mächtige  Organisation  grün- 
deten, übernahmen  auf  ihrem  ersten  Verbandstag  im  Jahre  1859  in 
weitgehendem  I\Iaße  aus  den  Statuten  des  Typographenverbandes. 

Die  Buchdrucker  behielten  die  von  den  Odd  Fellows  übernommenen 
Statuten  praktisch  unverändert  bis  1885  bei,  und  deren  Grundzüge  sind 
noch  in  den  gegenwärtigen  Statuten  ihres  Zentralverbandes  merkbar. 
Die  Eisenformer  anderseits  revidierten  ihre  Statuten  im  Jahre  1863 
gründlich,  weil  die  von  den  Buchdruckern  entlehnten  Bestimmungen 
für  eine  zentralisierte  Organisation,  wie  jene  der  Eisenformer,  unpas- 
send waren. 

Durch  die  Buchdrucker  und  die  Eisenformer  wurde  der  Einfluß 
der  Odd  Fellows  auf  viele  andere  Gewerbe  übertragen,  da  die  ameri- 
kanischen Gewerkschaften  in  ausgiebiger  Weise  voneinander  entlehnten. 
Der  Einfluß  der  Brüderschaften  ist  auch  erkenntlich  in  dem  Verlangen 
nach  Geheimtuerei  und  in  der  Ausübung  eines  sorgfältig  ausgedachten 
Zeremoniells  in  den  meisten  Organisationen.  Die  Mystik,  welche  die 
Brüderschaften  umgibt,  die  Zeremonien  und  pomphaften  Förmlich- 
keiten, erwiesen  sich  für  die  amerikanischen  Arbeiter  sehr  anziehend 
und  sie  haben  diese  Förmlichkeiten  und  diese  Geheimtuerei  häufig  in 
ihren  Gewerkschaften  eingeführt,  namentlich  die  Ortsvereine  haben 
viel  von  den  Aeußerlichkeiten  der  Geheimgesellschaften  übernommen. 

Die  amerikanischen  Gewerkschaften  haben  auch  viel  durch  die 
Erfahrungen  der  europäischen  und  namentlich  der  englischen  Berufs- 
organisationen gewonnen.  Einige  amerikanische  Organisationen  wurden 
von  Arbeitern  gegründet,  welche  ihre  erste  Schulung  im  Gev/erkschafts- 
wesen  in  Europa  erhalten  hatten.  Der  Baumwollspinnerverband  von 
Neu-England  wurde  von  Einwanderern  aus  Lancashire  gegründet;  der 
amerikanische  Bergarbeiterverband  wurde  um  1861  unter  den  Berg- 
arbeitern von  Illinois  und  Missouri  durch  einen  englischen  und  einen 
wälischen  Bergarbeiter  organisiert.  Es  könnten  noch  viele  solcher  Bei- 
spiele angeführt  werden.  Die  Weichsteinhauer,  die  nach  den  Buch- 
druckern zu  den  ersten  gehörten,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  einen 
Zentralverband  bildeten,  entlehnten  ihre  Statuten  von  dem  Verband 
ihrer  Berufsgenossen  in  England.  Die  Granithauer  übernahmen  die 
Statuten  der  Weichsteinhauer  auf  ihrem  ersten  Verbandstag  im  Jahre 
1877  und  ihre  Verwaltung  ist  noch  jener  der  englischen  Gewerkschaften 

i)  Glocker,  Government  of  American  Trade  Unions,  S.   132.    Baltimore  19 13. 
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sehr  ähnlich.  In  ihrem  Bestreben,  eine  starke  zentrnlisiertc  Organi- 
sation aufzubauen,  übernahmen  die  Fülircr  des  Zentral  Verbandes  der 
Zigarrenmacher  gewisse  Eitjenarten  der  fortschrittlicheren  englischen 
Gewerkschaften,  die  sie  einem  Verwaltungssystem  einfügten,  in  welchem 
der  Einfluß  der  Odd  Fellows  noch  immer  merkbar  war.  Die  Eigen- 
arten der  englischen  Gewerkschaften  wurden  jedoch  nur  in  beschränk- 
tem Maße  den  amerikanischen  Arbeiterorganisationen  einverleibt,  von 
denen  eine  Anzahl  die  Urabstimmung  nicht  anwendet,  während  nur 
sehr  wenige  die  Abhaltung  von  Verbandstagen  ganz  aufgegeben  haben. 
Die  amerikanischen  Gewerkschaften  sind  viel  mehr  dezentralisiert  al.s 
die  englischen.  In  Amerika  werden  die  Arbeitsverhältnisse  gewöhnlich 
von  den  Ortsvereinen  geregelt,  die  jeder  Vermehrung  der  Funktionen 
der  Verbandszcntrale  mißtrauisch  gegenüberstehen  i). 

Jeder  Ortsverein,  selbst  wenn  er  einem  Zentralverband  angeschlos- 
sen ist,  bildet  eine  sich  selbst  verwaltende  Einheit.  Er  hat  die  Be- 
fugnis, alles  zu  tun,  was  in  den  Zentralstatuten  nicht  ausdrücklich  ver- 
boten ist^).  Löhne  und  Arbeitszeit  werden  in  den  meisten  Gewerben 
den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend  festgesetzt.  Die  Regelung 
des  Lehrhngswesens  ist  in  vielen  Verbänden  den  Ortsvereinen  über- 
lassen und  sogar  wenn  zentrale  Vorschriften  bestehen,  ordnen  die 
Ortsvereine  oft  noch  weitere  Beschränkungen  an.  Mansche  Zentral- 
verbände setzen  die  Aufnahmegebühren  und  Beiträge  fest,  aber  in  vielen 
Fällen  werden  diese  von  den  Ortsvereinen  bestimmt,  sei  es  ohne  jeg- 
liche Beschränkung  oder  unter  Berücksichtigung  eines  Höchst-  oder 
Mindest-Ausmaßes.  Die  Ortsvereine  erheben  Sondersteuern  von  ihren 
jNIitgliedern  und  sie  verhängen  Geldbußen  sowie  andere  Arten  von 
Disziplinarstrafen.  In  Disziplinarangelegenheiten  ist  gewöhnlich  Beru- 
fung an  Zentralinstanzen  zulässig  und  einige  wenige  Zentralverbände 
verbieten  die  Einhebung  von  Geldbußen,  die  einen  gewissen  Betrag 
überschreiten,  ohne  Zustimmung  des  Hauptverwaltungsausschusses.  Die 
Versammlungen  des  Ortsvereins,  die  monatlich,  i4tägig  oder  öfter 
stattfinden,  entscheiden  endgültig  über  die  Erledigung  aller  Eokalange- 
legenheiten.  In  der  allgemeinen  Mitgliederversammlung  werden  ver- 
schiedene Ausschüsse  gewählt,  worunter  der  Verwaltungsausschuß  der 
wichtigste  ist.  Dieser  Ausschuß  hat  mannigfache  jedoch  von  Organi- 
sation zu  Organisation  verschiedene  Befugnisse,  die  ihm  speziell  über- 
tragen wurden;  aber  alle  seine  Entscheidungen  können  von  der  Mit- 
gliederversammlung wieder  ungültig  erklärt  werden.  Ein  anderer  wich- 
tiger Ortsvereinsausschuß  ist  das  Beschwerdekomitee,  das  über  An- 
schuldigungen zu  verhandeln  hat.     Manchmal  wird  ein  Zentralkomitee 


1)  Glocker  a.  a.  O.  S.   137  u.  ff. 

2)  Labor  Organizations,    Report  on  the  Statistics    of  Labor,    Commonwealth 
of-  Massachusetts,   1908,  S.   153  ff.     Boston   1909. 
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eingesetzt,  wenn  über  ein  Mitglied  eine  Untersuchung  durchzuführen 
ist,  und  gelegentlich  ist  dem  Verwaltungsausschuß  auch  die  schieds- 
richterliche Autorität  übertragen.  Ein  dritter  ständiger  Ausschuß  ist 
das  Finanzkomitee,  zu  dessen  wichtigsten  Pflichten  die  Prüfung  der 
Rechnungen  der  mit  der  Geldgebarung  betrauten  Beamten  gehört. 

Beamte  des  Ortsvereins  sind  gewöhnlich  ein  Präsident,  ein  Vice- 
präsident,  ein  Protokollführer,  ein  Korrespondent,  ein  Schatzmeister 
und  häufig  auch  ein  Finanzsekretär,  der  über  Einnahmen  und  Ausgaben 
Buch  führt.  Die  Ortsfunktionäre  sind  gewöhnlich  unbezahlt  oder  sie 
erhalten  eine  geringe  Entschädigung;  sie  arbeiten  in  ihrem  Gewerbe 
und  erledigen  ihre  Aufgaben  in  ihrer  freien  Zeit.  In  Verbänden,  welche 
verschiedene  Arten  von  Unterstützungen  pflegen,  sind  die  Pflichten  des 
Finanzsekretärs  besonders  beschwerlich  und  viele  der  größeren  dieser 
Verbände  zahlen  ihm  ein  Gehalt.  Ein  anderer  bezahlter  Funktionär 
des  Ortsvereins  ist  der  Geschäftsführer  oder  »Wanderdelegierte« ;  aber 
dieses  Amt  gibt  es  nur  in  einer  Minderheit  der  Ortsvereine.  Der  Ge- 
schäftsführer vermittelt  bei  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und 
ihren  Arbeitern  und  ersetzt  damit  die  Betriebs-  und  Ortsvereinsaus- 
schüsse, die  sonst  diesen  Dienst  zu  vollführen  hätten.  Die  Taktik  des 
Verhandeins  mit  Unternehmern  durch  unbezahlte  Funktionäre  oder 
Ausschüsse  hat  gewisse  Nachteile.  In  erster  Linie  betrachten  die 
Unternehmer  die  Mitglieder  von  Delegationen  ihrer  Arbeiter  als  Agi- 
tatoren, die  Schwierigkeiten  hervorzurufen  suchen,  und  sie  entlassen 
dieselben  manchmal  bei  der  nächsten  Gelegenheit^).  Ueberdies  er- 
fordert wirksames  Verhandeln  mit  den  Unternehmern  Scharfsinn,  Ge- 
schicklichkeit und  ein  beträchtliches  Maß  von  Kenntnis  der  Produk- 
tionskosten und  -methoden  in  konkurrierenden  Fabriken.  Der  bezahlte 
Beamte  erlangt  nach  und  nach  Vertrautheit  mit  den  Verhältnissen  der 
Industrie  und  Geschicklichkeit  im  Verhandeln.  Zugleich  wird  er  nicht 
durch  die  Furcht  vor  Entlassung  von  der  Verfolgung  der  Interessen 
seiner  Berufsgenossen  abgehalten.  Der  Geschäftsführer  hat  auch 
Pflichten  zu  erfüllen,  die  in  andern  Organisationen  dem  Betriebsver- 
trauensmann zufallen :  er  sammelt  Beiträge  ein,  deckt  Verstöße  gegen 
Tarifverträge  auf  und  verhindert  die  Beschäftigung  Unorganisierter  in 
verbandstreuen  Werkstätten.  Eine  andere  seiner  Pflichten  besteht 
darin,  als  Leiter  einer  Arbeitsvermittlung  zu  fungieren.  Unternehmer, 
die  Arbeiter  brauchen,  wenden  sich  in  den  frühen  Morgenstunden  an 
ihn,  bevor  er  seinen  Rundgang  von  einem  Betrieb  zum  anderen  unter- 
nimmt, und  er  entsendet  Arbeitslose,  um  die  freien  Stellen  zu  besetzen. 
Als  Agitator  sucht  er  die  Arbeiter  zum  Beitritt  in  den  Verband  zu 
überreden.  Wenn  die  Organisation  Krankengeld  zahlt,  macht  er  Be- 
suche  bei    den    kranken   Mitgliedern,    um    ihr  Recht   zum  Bezug    der 

l)  Glocker  a.  a.  O.  S.    149. 
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Unterstützung  festzustellen.  In  den  Baugewerben  ist  es  dem  Geschäfts- 
führer gewöhnlich  erlaubt,  Streiks  zu  erklären,  aber  in  andern  Ge- 
werben ist  er  selten  in  einer  solchen  Vollmacht  ausgestattet. 

Während  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  verbanden  sich 
in  der  Regel  die  Lokalvereinc  zu  nationalen  oder  internationalen  Zen- 
tralverbänden, die  ihnen  besonders  übertragene  Befugnisse  ausüben. 
Alle  Funktionen,  die  ihnen  nicht  eigens  übertragen  sind,  sind  den 
Ortsvereinen  vorbehalten.  In  allen  Gewerkschaften  hat  die  Anzahl  der 
von  den  Verbandszentralen  ausgeübten  Funktionen  mit  größerer  oder 
geringerer  Raschheit  zugenommen ;  aber  manche  Verbände  sind  noch 
stark  dezentralisiert.  Andere  Verbandszcntralen  haben  nahezu  alle 
Macht  an  sich  gezogen,  so  daß  die  zugehörigen  Ortsvereine  haupt- 
sächlich dazu  da  sind,  die  von  der  Zentrale  genau  vorgeschriebenen 
Geschäfte  auszuführen. 

Der  vorherrschende  Typ  der  Arbeiterorganisation  ist  in  Amerika 
der  > Berufsverband«,  der  aus  Arbeitern  eines  einzigen  Berufes  oder 
einer  Anzahl  engverwandter  Berufe  gebildet  wird.  Die  Kohlenberg- 
arbeiter, die  Erzbergarbeiter,  die  Brauereiarbeiter  und  einige  kleinere 
Organisationen  weichen  von  dieser  typischen  Form  der  Zentralverbände 
ab,  da  sie  nahezu  alle  in  den  betreffenden  Industrien  vertretenen  Be- 
rufe umfassen.  Die  »Arbeitsritter«  und  die  > Industriearbeiter  der 
Welt«  sind  allgemeine  Arbeiterverbände,  die  sich  aus  Arbeitern  der 
verschiedenen  Gewerbe  und  Industrien  zusammensetzen  *). 

Die  meisten  Zentralverbände  halten  Verbandstage  in  regelmäßigen 
oder  unregelmäßigen  Zwischenräumen  ab.  Die  Verbandstage  haben 
die  Befugnis,  alle  Arten  von  Vorschriften  zu  beschließen  ;  aber  in  einer 
großen  Zahl  von  Gewerkschaften  müssen  die  von  den  Verbandstagen 
angenommenen  Beschlüsse  den  Mitgliedern  zur  Urabstimmung  unter- 
breitet werden.  Die  Erhebung  von  Beiträgen,  die  Verwendung  von 
Geldmitteln,  die  Erklärung  von  Streiks  und  die  Genehmigung  von 
Tarifverträgen  fallen  ebenfalls  in  den  Bereich  der  Verbandstage.  Ueber- 
dies  haben  die  Verbandstage  über  Beschwerden  zu  entscheiden,  die 
von  den  Zentralbeamten,  Ortsgruppen  oder  Mitgliedern  vorgebracht 
wurden,  und  zwar  ebensowohl  solche,  die  sich  auf  Verstöße  gegen 
Orts-  wie  Zentralverbandssatzungen  beziehen.  Den  Verbandstagen  der 
größeren  Gewerkschaften  haftet  der  INIangel  an,  daß  die  Teilnehmer- 
zahl zu  groß  ist,  um  die  Geschäfte  gehörig  erledigen  zu  können. 
Manchmal  sind  einige  hundert  Delegierte  bei  den  Verhandlungen  zu- 
gegen. Sorgfältige  Vorbereitung  einer  Taktik  durch  eine  so  umfang- 
reiche Körperschaft  ist  unmöglich.  Deshalb  wurde  die  Methode  der 
Einsetzung   von  Ausschüssen    zur   Erledigung    bestimmter  Funktionen 


I)  Kirk,    National    Labor    Federations    in    the    U.   S.  A.      S.   117  ff.      Balti- 
more  1896. 
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eingeführt.  Die  Folge  ist,  daß  ein  großer  Teil  der  Zeit  der  Verbands- 
tage mit  der  Annahme  oder  Ablehnung  der  Ausschußvorschläge  ver- 
bracht wird.  Am  ersten  Sitzungstag  wird  kaum  jemals  praktische  Arbeit 
geleistet,  weil  der  Verbandstag  vor  Erstattung  des  Berichts  des  Man- 
datprüfungsausschusses nichts  unternehmen  kann.  Nach  Anhörung  der 
Begrüßungsansprachen  erfolgt  Vertagung  bis  zur  Vorlage  des  Berichts 
des  Mandatprüfungsausschusses.  Nach  der  Konstituierung  des  Ver- 
bandstages, der  Einsetzung  der  Ausschüsse  und  der  Zuweisung  von 
Arbeit  an  jeden  derselben,  setzen  die  Delegierten  wieder  ihre  Tätig- 
keit aus,  bis  die  Ausschlüsse  zur  Berichterstattung  bereit  sind.  Während 
dieser  Zeit  benutzen  die  Zweigvereine  in  der  Stadt  der  Tagung  die 
Gelegenheit,  um  den  Delegierten  Unterhaltung  zu  bieten.  Infolge- 
dessen werden  die  meisten  Geschäfte  gegen  Ende  der  Tagung  durch- 
gepeitscht. 

Die  Vertretung  auf  einem  Verbandstage  richtet  sich  in  der  Regel 
nach  der  Mitgliederzahl  der  Ortsvereine.  Gegenwärtig^)  lassen  nur  12 
Verbände  die  gleichmäßige  Vertretung  aller  Ortsvereine  zu.  Davon 
sind  sechs  junge  dezentralisierte  Organisationen  und  fünf  Eisenbahner- 
verbände ,  in  welchen  die  Ortsvereine  von  nahezu  gleichmäßiger 
Stärke  sind. 

So  wie  der  Tätigkeitsbereich  der  Zentralverbände  wächst,  werden 
die  Verbandsta^e  mehr  und  mehr  zur  Abwickelung  der  Geschäfte  un- 
brauchbar und  ihre  Macht  nimmt  rasch  ab.  Man  kann  hierbei  drei 
wenig  scharf  gegeneinander  abgegrenzte  Entwicklungsstadien  unter- 
scheiden. Während  des  ersten  Stadiums  war  die  Vertreterversammlung 
das  hauptsächlichste,  ja  fast  das  einzige  Organ  der  Verwaltung.  Dieses 
Stadium  ist  bezeichnend  für  die  erste  Zeit  des  Bestandes  einer  Organi- 
sation, wenn  sie  bloß  lose  zentralisiert  ist,  und  es  besteht  bei  einigen 
jüngeren  Organisationen  noch  heute.  In  solchen  Fällen  ist  der  Um- 
fang der  Verwaltungstätigkeit  sehr  beschränkt  und  die  wenigen  unbe- 
zahlten Funktionäre  werden  aus  der  Reihe  der  Delegierten  gewählt, 
um  in  erster  Linie  auf  dem  Verbandstag  selbst  gewisse  Dienste  zu  tun, 
während  sie  wenig  oder  keine  anderen  Pflichten  haben. 

Die  zweite  Entwicklungsperiode  wird  gekennzeichnet  durch  die 
Einsetzung  gewisser  bezahlter  und  unbezahlter  Funktionäre  und  Verwal- 
tungskörperschaften, welche  Sondersteuern  erheben,  die  Durchführung 
von  Streiks  genehmigen,  zahlreiche  ins  einzelne  gehende  Verwaltungs- 
pflichten erfüllen,  schiedsrichterliche  Entscheidungen  treffen  und  manch- 
mal in  der  Zeit  zwischen  den  Verbandstagen  in  beschränktem  Maße 
zum  Erlaß  von  Vorschriften  befugt  sind.  Die  Vertreterversammlung 
bleibt  jedoch  die  höchste  Autorität   in  der  Organisation.     Gleichzeitig 

i)  Dieser  Aufsatz  wurde  bereits  anfangs  1914  verfaßt;  doch  sind  die  seither 
vorgekommenen  Aenderungen  nicht  bedeutend. 
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aber  wächst  der  Einfluß  der  bezahlten  Funktionäre  in  bemerkenswerter 
Weise.  Da  sie  ihre  ganze  Zeit  der  Verbandstätigkeit  widmen,  so  er- 
langen sie  eine  genaue  Kenntnis  der  Verhältnisse  im  Gewerbe  und  in  den 
inneren  Organisationsangelegenheiten,  und  die  Verbandstagsdelegicrten 
müssen  sich  zum  großen  Teil  auf  ihre  Ansichten  verlassen.  Tatsäch- 
lich wird  auf  den  Verbandstagen  immer  mehr  Zeit  der  Genehmigung 
oder  Zurückweisung  des  von  den  Funktionären  in  ihren  Berichten  ent- 
worfenen Programms  gewidmet. 

Im  dritten  Stadium  tritt  die  Urabstimmung  an  die  Stelle  der  Ver- 
treterversamnilung.  Zeitlich  ist  dieses  Stadium  schwer  abzusondern, 
weil  manche  Organisationen  Initiative  und  Referendum  von  .Anfang  an 
anwendeten.  Ueberdies  ist  der  Bereich,  bis  zu  dem  die  Vertreterver- 
sammlung durch  Initiative  und  Referendum  ersetzt  wurde,  in  den  ein- 
zelnen Organisationen  verschieden.  Manche  Verbände  haben  die  Ver- 
bandstage abgeschaftt  oder  sie  berufen  solche  nur  selten  ein.  Eine 
andere  Gruppe  von  Organisationen  fährt  fort,  Verbandstage  regelmäßig 
abzuhalten,  aber  sie  unterbreiten  alle  Beschlüsse  derselben  der  Urab- 
stimmung der  Mitglieder.  In  einer  ansehnlichen  Zahl  von  Verbänden 
werden  Initiative  und  Referendum  nur  benutzt,  um  zwischen  den  Ver- 
bandstagen Notbeschlüsse  zu  fassen ;  da  es  den  Delegierten  zusteht, 
derartige  Notbeschlüsse  zu  widerrufen  oder  abzuändern,  so  ist  die 
Macht  der  Verbandstage  in  keiner  Weise  eingeschränkt.  Schließlich 
verbleibt  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Verbänden,  die  keinerlei  Fragen 
zur  Urabstimmung  stellen,  und  bei  diesen  behält  der  Verbandstag  seine 
Bedeutung  als  wichtigstes  Organ  der  Verwaltung  bei. 

Die  beiden  Beamten,  denen  man  in  der  großen  Mehrzahl  der  Zen- 
tralverbände begegnet,  sind  der  Präsident  und  der  Sekretär  oder  Se- 
kretär-Schatzmeister. Der  Präsident  fungiert  als  Vorsitzender  der  Ver- 
bandstage und  des  Verwaltungsausschusses.  Er  führt  die  Aufsicht  über 
die  Verwaltungsgeschäfte  des  Verbandes,  er  hat. auf  die  Durchführung 
der  Statuten  zu  sehen  und  Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Er  bereist 
oft  die  verschiedenen  Landesteile,  um  neue  Ortsvereine  zu  organi- 
sieren, die  schwachen  anzueifern  und  Streitigkeiten  zwischen  den  Ar- 
beitern und  den  Unternehmern  auszugleichen. 

Der  Sekretär  oder  Sekretär-Schatzmeister  fungiert  als  Schriftführer 
auf  den  Verbandstagen  und  bei  den  Sitzungen  des  Verwaltungsaus- 
schusses. Er  vermittelt  die  Verbindung  zwischen  den  Ortsvereinen  und 
der  Verbandszentrale.  Er  redigiert  das  Verbandsorgan,  ausgenommen 
in  einigen  wenigen  Organisationen,  die  für  diesen  Zweck  einen  beson- 
deren Beamten  angestellt  haben  oder  welche  diese  Aufgabe  dem  Präsi- 
denten übertragen.  Der  Sekretär  führt  die  Ausweise  über  die  Finanz- 
gebarung und  bei  der  großen  Mehrzahl  der  Verbände  hat  er  auch  die 
Fonds  zu  verwalten.  In  etwa  40  Zentralverbänden  muß  jedoch  der 
Sekretär  alle  Gelder  einem  Schatzmeister  überweisen.    Dieses  System 
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bringt  arge  Unannehmlichkeiten  mit  sich.  Die  Pflichten  des  Schatz- 
meisters beanspruchen  nur  einen  kleinen  Teil  seiner  Zeit  und  er  erhält 
gewöhnlich  keinen  Gehalt  oder  nur  einen  kleinen  Betrag.  Er  arbeitet 
in  seinem  Berufe  und  bleibt  an  seinem  gewöhnlichen  Wohnort,  der 
vielleicht  vom  Verbandssitze,  wo  sich  der  Sekretär  befindet,  ziemlich  weit 
entfernt  ist.  Mit  dem  Hin-  und  Zurücksenden  des  Geldes  wird  Zeit 
verschwendet.  Wenn  ein  Streik  erklärt  wird,  werden  Geldmittel  vom 
örtlichen  Streikkomitee  gewöhnlich  sofort  benötigt,  und  verspätetes 
Eintreffen  derselben  kann  verhängnisvolle  Folgen  haben.  Aus  diesem 
Grund,  wie  auch  aus  andern  Gründen,  haben  die  meisten  Verbände 
angeordnet,  daß  der  Sekretär  die  Fonds  verwaltet.  In  diesen  Ver- 
bänden hat  er  den  Titel  Sekretär-Schatzmeister. 

In  gewissen  großen  und  stark  zentralisierten  Verbänden,  die  eine 
Menge  von  Verwaltungsgeschäften  zu  erledigen  haben,  sind  die  Arbeiten 
des  Sekretärs  auf  mehrere  bezahlte  Beamte  verteilt.  In  vielen  Ver- 
bänden sind  Wanderbeamte  angestellt,  um  dem  Präsidenten  in  der 
Ausübung  seiner  Pflichten  behilflich  zu  sein,  die  ein  Herumreisen  in 
den  verschiedenen  Landesteilen  erfordern.  Diese  Beamten  werden 
Vizepräsidenten  genannt.  Manchmal  ist  ein  Vizepräsident  einem  be- 
stimmten Bezirk  zugeteilt,  aber  häufig  kann  er  nach  einem  beliebigen 
Landesteil  entsendet  werden.  Die  Vizepräsidenten  arbeiten  gewöhnlich 
in  ihrem  Gewerbe  und  sie  erhalten  nur  Ersatz  der  Reisekosten  und 
Entschädigung  für  die  in  Ausübung  ihrer  gewerkschaftlichen  Pflichten 
zugebrachte  Zeit.  Aber  in  etwa  12  bis  15  Verbänden,  darunter  den 
finanziell  am  besten  gestellten,  stehen  je  i  bis  7  Vizepräsidenten 
dauernd  gegen  festen  Gehalt  im  Dienste  des  Verbandes. 

Zentrale  Verwaltungsausschüsse  wurden  eingesetzt,  um  die  Macht 
der  Zentralbeamten  in  Grenzen  zu  halten.  Bis  1875  existierten  Ver- 
v^raltungsausschüsse  nur  in  wenigen  Zentralverbänden.  In  der  Regel 
waren  damals  die  Zentralbeamten  in  der  Zeit  zwischen  den  Verbands- 
tagen durch  keine  höhere  Autorität  in  ihrem  Tun  eingeschränkt.  Nach 
1875  trat  die  Neigung  zur  Bildung  von  Verwaltungsausschüssen  deut- 
lich hervor,  und  um  1880  waren  solche  Ausschüsse  in  allen  bestehen- 
den Zentralverbänden  vorhanden.  Der  Verwaltungsausschuß  übt  in 
fast  allen  Zentralverbänden  wichtige  Funktionen  aus;  eine  Ausnahme 
bilden  die  Eisenbahnerverbände  und  einige  andere  Organisationen. 
Der  Verwaltungsausschuß  ordnet  die  Erhebung  von  Sondersteuern  an, 
ernennt  provisorische  Beamte  zur  Besetzung  frei  gewordener  Stellen 
und  übt  andere  Pflichten  aus,  die  vorher  dem  Präsidenten  zufielen. 
Eine  wichtige  Funktion  des  Ausschusses  ist  die  Führung  von  Unter- 
suchungen gegen  Funktionäre  und  ihre  Enthebung  bei  Pflichtvernach- 
lässigung usw.  In  neun  Verbänden  ist  jedoch  der  Verwaltungsausschuß 
ganz  oder  großenteils  aus  besoldeten  Beamten  zusammengesetzt,  die 
am  Verbandssitze  stationiert  sind  und  Tag  für  Tag  zusammen  arbeiten. 
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In  diesen  Verbänden  erfüllt  der  Ausschuß  seinen  Hauptzweck  nicht, 
der  darin  besteht,  die  Macht  der  Verbandsbeamten  einzuschränken. 
Sonst  erledigen  die  Verwaltungsausschüsse  einen  großen  Teil  ihrer 
Geschäfte  brieflich  und  telegraphisch.  Sitzungen  werden  wegen  der 
Kosten  der  Zusammenberufung  der  Ausschußmitglieder,  die  gewöhnlich 
über  das  ganze  Land  zerstreut  wohnen,  selten  abgehalten.  Regelmäßige 
Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses  sind  bloß  in  i8  Verbänden  üb- 
lich. Bei  den  anderen  kann  der  Ausschuß  in  Fällen  dringender  Not- 
wendigkeit vom  Präsidenten  oder  auf  Verlangen  einer  gewissen  Anzahl 
von  Ortsvereinen  einberufen  werden.  In  etwa  20  Verbänden  ist  er- 
forderlich, daß  jeder  Bezirk  eine  Vertretung  im  Vervvaltungsausschuß 
hat.  In  anderen  Verbänden  ist  vorgeschrieben,  daß  nicht  mehr  als  ein 
Ausschußmitglied  in  derselben  Stadt  oder  sogar  im  gleichen  Staat  (oder 
ein  und  derselben  kanadischen  Provinz)  wohnhaft  sein  darf.  In  14  Ver- 
bänden besteht  die  Vorschrift,  daß  die  Mitglieder  des  Ausschusses  die 
verschiedenen  Zweige  des  Gewerbes  vertreten  müssen. 

Ueber  die  Bedingungen  der  Aufnahme  von  Mitgliedern 
in  die  amerikanischen  Gewerkschaften  schreibt  F.  E.  Wolfe  auf  Grund 
ausführlicher  Studien^),  daß  selbst  nach  dem  Entstehen  von  Zentral- 
verbänden die  diesen  angeschlossenen  Ortsvereine  noch  vielfach  über 
die  erforderlichen  Qualifikationen  zur  Mitgliedschaft  zu  entscheiden 
hatten.  Jetzt  aber  sind  die  Aufnahmebedingungen  bei  der  ]\Iehrheit 
der  Verbände  durch  die  Zentralstatuten  geregelt.  Die  von  den  Zen- 
tralverbänden aufgestellten  Vorschriften  beziehen  sich  in  der  Regel  auf 
folgende  Dinge :  a)  Untersuchungen  über  Führung,  Alter,  körperliche 
Eignung  und  gewerbliche  Befähigung  der  Bewerber;  b)  Zahlung  einer 
Aufnahmegebühr;  c)  Abstimmung  der  Mitglieder  des  Ortsvereins. 

a)  Die  Gewerkschaften  wenden  verschiedene  Mittel  an,  um  über 
die  Aufnahmebefähigung  eines  Kandidaten  zu  entscheiden.  In  gewissen 
Gewerben  sichert  die  Tatsache  der  Zurücklegung  einer  Berufslehre 
ohne  weiteres  die  Mitgliedschaft.  Etwa  75  der  in  Wolfes  Erhebung 
einbezogenen  Zentralverbände  schreiben  die  Berufslehre  als  Erfordernis 
zur  Aufnahme  vor.  Gewerkschaften,  welche  diese  Aufnahmebedingung 
haben,  versuchen  oft  den  Eintritt  in  das  Gewerbe  zu  erschweren,  "in- 
dem sie  mit  größerer  oder  geringerer  Strenge  gewisse  körperliche 
Qualifikationen  vorschreiben  und  auf  der  Einhaltung  einer  zahlenmäßi- 
gen Beschränkung  der  Lehrlinge  bestehen. 

Etwa  50  Zentralverbände  in  den  Vereinigten  Staaten  haben  in  ihren 
Statuten  und  Verträgen  keinerlei  Bestimmungen  darüber,  daß  als  Be- 
dingung der  Aufnahme  eine  vorhergegangene  Lehre  von  gewisser  Dauer 
erforderlich  ist.  Die  Gründe  für  das  Fehlen  von  Versuchen,  in  diesen 
Gewerkschaften  Lehrlingsregeln  durchzuführen,  werden  ersichtlich,  wenn 
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man  die  50  Verbände  in  drei  Gruppen  teilt  und  die  Art  der  Arbeiten 
in  typischen  Gewerben  jeder  Gruppe  betrachtet.  Die  erste  Gruppe  be- 
steht aus  Organisationen  im  wesentlichen  unqualifizierter  Arbeiter,  wie 
jene  der  Hafenarbeiter,  Seeleute,  Eisenbahnbauarbeiter,  Bergarbeiter, 
Gießereihilfsarbeiter  usw.  Hier  ist  die  Art  der  Arbeitsleistung  so,  daß 
die  Vorschrift  einer  Lehrzeit  nicht  notwendig  ist.  Eine  zweite  Gruppe 
von  Gewerkschaften  umfaßt  hauptsächlich  die  Verbände  der  Eisen- 
bahner, sowie  außerdem  die  Maschinisten  und  Heizer.  In  diesen  Be- 
rufen ist  eine  lange  Tätigkeit  und  große  Geschicklichkeit  erforderlich, 
um  befähigte  Arbeiter  hervorzubringen;  die  Bedingungen  der  Aufnahme 
von  Anfängern  und  des  Vorrückens  in  Stellungen,  in  welchen  die  Ar- 
beiter in  die  Gewerkschaften  aufnahmeberechtigt  werden,  stehen  nicht 
unter  dem  Einfluß  der  Gewerkschaften,  sondern  unter  dem  Einfluß  der 
Unternehmer.  Die  dritte  Gruppe  von  Gewerkschaften  umfaßt  jene, 
wo  die  Zurücklegung  einer  Lehrzeit  früher  eine  Aufnahmebedingung 
war,  die  aber  aufgegeben  wurde;  hierher  gehören  die  Textilarbeiter, 
Kleidermacher,  Schuhmacher  und  Fleischer.  In  diesen  Gewerben  sind 
die  Arbeitsteilung  und  die  Einführung  von  Maschinen  so  weit  gediehen, 
daß  die  Notwendigkeit  einer  langwährenden  Ausbildung  entfiel.  Eine 
Neigung  zum  Aufgeben  der  geregelten  Form  der  Berufslehre  ist  auch 
in  vielen  andern  Gewerben  zu  merken.  Die  Gewerkschaften  bestehen 
jedoch  im  allgemeinen  für  bestimmte  Gewerbezweige  oder  in  bestimmten 
Bezirken  ihres  Wirkungsgebietes  noch  auf  der  Ableistung  der  Lehre, 
obgleich  in  andern  Bezirken  oder  Gewerbezweigen  das  System  bereits 
beseitigt  ist.  Viele  Gewerkschaften  gestehen  den  Lehrlingen  die  so- 
fortige Aufnahme  als  Mitglieder  zu.  In  andern  Verbänden  ist  vorge- 
sehen, daß  sie  eine  gewisse  Zeit  vor  der  Vollendung  der  Lehrzeit  Mit- 
glieder werden  können.  So  zum  Beispiel  wurde  bei  den  Formern  im 
Jahre  1899  bestimmt,  daß  Lehrlinge  als  »Teil« -Mitglieder  zu  Beginn  des 
letzten  der  vier  Lehrjahre  beitreten  können.  Im  Jahre  1909  nahmen 
die  Modellmacher  eine  Vorschrift  an,  wonach  es  einem  Lehrling  in  den 
letzten  sechs  Monaten  der  fünfjährigen  Lehrzeit  gestattet  ist,  Mitglied 
zu  werden,  wenn  er  ein  fähiger  Mensch  ist  und  von  der  Mehrheit  der 
Werkstattgenossen  und  einer  Zweidrittelmehrheit  der  an  der  Abstim- 
mung Beteiligten  empfohlen  wurde.  Einige  andere  Verbände  erklären 
die  Mitgliedschaft  im  Verbände  für  die  Lehrlinge  zu  Beginn  oder  nach 
gewisser  Dauer  der  Lehrzeit  als  obligatorisch.  So  beschloß  im  Jahre 
1905  der  Zentralverband  der  Metallpolierer,  Drücker  und  Plattierer, 
daß  Lehrlinge  dem  zuständigen  Ortsverein  ihrer  Branche  beitreten 
müssen.  Die  Kesselschmiede  und  Eisenschififbauer  verlangen  von  den 
Lehrlingen  nach  zweijähriger  Beschäftigung,  daß  sie  sich  eine  Lehr- 
lings-Mitgliedskarte lösen.  Der  Verband  der  Schmiede  und  ihrer  Hilfs- 
arbeiter verlangt  von  den  Lehrlingen,  daß  sie  nach  2^/2  jähriger  Dauer 
der   insgesamt   4jährigen   Lehrzeit   die   Mitgliedschaft  erwerben.     Die 
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von  den  Lehrlingen  geforderten  Aufnahmegebühren  und  Mitglieder- 
beiträge  sind  gewöhnlich  auf  etwa  die  Hälfte  des  regelmäßigen  Be- 
trages festgesetzt. 

In  vielen  Gewerkschaften,  welche  die  Durchführung  einer  Lehr- 
lingsregel versuchen,  treten  oft  verschiedenerlei  Umstände  dazwischen, 
welche  bewirken,  daß  die  Lehrzeit  unterbrochen  und  unregelmäßig 
wird,  so  daß  der  Lehrling  nach  Ablauf  der  vorgeschriebenen  Periode 
nicht  immer  zum  fähigen  Gehilfen  geworden  ist.  Demzufolge  wird  die 
Bedingung  betreffend  die  Berufslehre  ergänzt  durch  die  Regel,  welche 
den  Nachweis  der  Befähigung  fordert.  Das  Erfordernis  des  Befähi- 
gungsnachweises ist  auch  in  den  Statuten  der  Mehrheit  jener  Gewerk- 
schaften ausgesprochen,  die  keine  Vorschriften  über  die  Berufslehre 
machen. 

In  den  meisten  Fällen  entscheiden  die  Ortsvereine  die  Frage,  ob 
ein  Bewerber  dem  Erfordernis  der  Befähigung  entspricht,  indem  sie 
feststellen,  ob  er  Beschäftigung  gegen  Bezahlung  des  Mindestlohnes 
erhalten  kann.  In  gewissen  Organisationen  besteht  jedoch  die  Praxis, 
jeden  Bewerber  seine  Befähigung  durch  tatsächliche  Arbeitsverrichtung 
nachweisen  zu  lassen.  In  manchen  Fällen  wird  die  Prüfung  durch 
Vorschrift  des  Zentralverbandes  gefordert,  aber  jeder  Ortsverein  hat 
volle  Befugnis,  über  die  Art  der  Prüfung  zu  entscheiden.  Manchmal 
wurde  gegen  gewisse  Ortsvereine  die  Klage  erhoben,  daß  sie  ihre 
Befugnis  zur  Vornahme  der  Prüfung  benutzen ,  um  sich  mit  einer 
Mauer  zu  umgeben  und  selbst  befähigte  Arbeiter  auszuschließen. 

Die  Entwicklung  der  zentralisierten  Unterstützungseinrichtungen 
führte  in  einigen  Verbänden  zur  Aufstellung  der  Bedingung,  daß  nur 
körperlich  geeignete  Arbeiter  aufgenommen  werden  dürfen.  Eine  Al- 
tersgrenze wurde  festgesetzt  und  eine  körperliche  Untersuchung  aller 
Mitgliedschaftskandidaten  vorgeschrieben.  Bewerber,  die  ungeeignet 
befunden  wurden,  können  in  einigen  Verbänden  als  nicht  unter- 
stützungsberechtigte Mitglieder  aufgenommen  werden. 

b)  Ein  Erfordernis,  das  zur  Aufnahme  in  jede  Gewerkschaft  not- 
wendig ist,  besteht  in  der  Zahlung  einer  Beitragsgebühr.  Gewöhnlich 
bewegt  sich  ihr  Betrag  zwischen  4,20  und  21  Mk.  ^).  Aber  die  Befugnis 
zur  Festsetzung  der  Gebühr  kann  mißbraucht  werden  und  sonst  zum 
Beitritt  geneigte  Personen  fernhalten.  Starke  Ortsvereine  haben  zeit- 
weise versucht,  Arbeiter  durch  Erhebung  hoher  Beitrittsgebühren  von 
der  Mitgliedschaft  auszuschließen,  um  die  Arbeitsgelegenheit  für  ihre 
derzeitigen  Mitglieder  zu  monopolisieren.  Einige  wenige  Zentralver- 
bände haben  ebenfalls  hohe  Beitrittsgebühren  augenscheinlich  zu  ex- 
klusiven Zwecken  benutzt.  So  hat  der  Zentralvorstand  der  vereinigten 
Hutmacher  die  von  den  einzelnen  Bewerbern    zu  zahlenden  Gebühren 
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mit  105  bis  420  Mk.  festgesetzt.  Im  Jahre  1908  kam  man  im  Verband 
der  Tapetenschneider  überein,  zwei  Männer  gegen  Bezahlung  einer 
Beitrittscrebühr  von  je  840  Mk.  aufzunehmen.  Der  Compact  Labour 
Club  und  die  Whitestone  Association  in  New  York,  zwei  Ortsvereine 
des  Zentralverbandes  der  Marmorarbeiter,  erheben  Beitrittsgebühren 
von  840  Mk.  pro  Person.  Der  Fliesenlegerverein  Nr.  52  in  New  York 
erhöhte  die  Beitrittsgebühr  1885  von  21  auf  105  Mk.,  1890  auf  210  Mk., 
1892  auf  315  Mk.  und  1895  auf  420  Mk. 

Die  Bestimmung  der  Beitrittsgebühren  ist  in  den  einzelnen  Ver- 
bänden verschieden;  manche,  wie  z.  B.  die  Schmiede,  Klempner  und 
Gittermacher,  überlassen  die  Sache  den  Ortsvereinen.  Eine  zweite 
große  Gruppe  bestimmt  bloß  einen  Mindestsatz,  so  daß  die  Einmischung 
in  die  örtliche  Selbstverwaltung  ganz  gering  ist.  In  den  Metallge- 
werben z.  B.  haben  folgende  Verbände  ein  Minimum  vorgeschrieben: 
Aufzugbauer  (105  Mk.);  Installateure  (42  Mk.);  Kesselschmiede  und 
Eisenschiffbauer,  Modellmacher,  Metallpolierer  usw.  (je  21  Mk.);  Ma- 
schinenbauer, Ofenmonteure,  Elektrizitätsarbeiter  u.  a.  (je  12,60  Mk.) ; 
Maschinisten  (8,40  Mk.)  usw.  Eine  andere  Gruppe  von  Gewerkschaften 
hat  einheitliche  Gebühren  für  alle  Ortsvereine  vorgeschrieben;  sie  be- 
tragen z.  B.  bei  den  Formern  21  Mk.,  bei  den  Brücken-  und  Eisenbau- 
arbeitern 105  Mk.  Einige  Organisationen  haben  sowohl  ein  Minimum 
wie  ein  Maximum  festgesetzt,  womit  eine  annähernde  Gleichheit  der 
Gebühren,  die  von  den  Ortsvereinen  verlangt  werden,  erzielt  wird. 
Obgleich  die  meisten  Zentralverbände  Gebühren,  die  eine  bestimmte 
Summe  übersteigen,  verbieten,  so  können  doch  weitere  Beträge  von 
den  Ortsvereinen  in  Form  von  Strafen  gefordert  werden,  die  bei  der 
Aufnahme  zu  bezahlen  sind.  Die  Wirkung  hiervon  kommt  der  Erhöh- 
ung der  Beitrittsgebühren  gleich.  Viele  Verbände  beschaffen  sich  auf 
diese  Weise  erhöhte  Gebühren  von  »Verbandsgegnern<  und  > Oppo- 
sitionellen«. So  gestatten  die  Maurer  den  Lokalvereinen  nur  42  Mk. 
an  Beitrittsgebühr  zu  erheben,  aber  es  ist  vorgesehen,  daß  Beträge  von 
105  bis  4200  Mk.  als  Strafen  gegen  ehemalige  Mitglieder  und  Nicht- 
verbändler  verhängt  werden  können,  die  dem  Verband  entgegen- 
arbeiteten. 

c)  Die  letzte  der  Aufnahmebedingungen,  die  eine  zentrale  Rege- 
lung erfuhr,  ist  die  Abstimmung  über  die  angemeldeten  Mitglieder. 
Ursprünglich  war  dieses  Detail  Sache  der  Ortsvereine  und  in  einigen 
Verbänden  ist  es  noch  so.  Dem  Brauche  der  Hilfsgesellschaften  fol- 
gend schrieben  die  Ortsvereine  oft  vor,  daß  eine  sehr  geringe  Zahl 
Stimmen  gegen  einen  Bewerber  genügte,  um  ihn  abzuweisen.  Bei 
diesem  System  konnte  ein  Bewerber  ohne  gerechten  Grund  zurückge- 
wiesen werden,  sei  es  aus  persönlicher  Abneigung  oder  Vorurteil,  oder 
wegen  des  Wunsches,  die  Arbeitsgelegenheit  zu  monopolisieren.  Um 
ein  einheitliches  Vorgehen  der  Lokalvereine   zu   sichern  und   um   der 
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leichtfertigen  Abweisung  von  Bewerbern  Einhalt  zu  tun,  wurde  es  der 
geltende  Brauch,  eine  gewisse  Stimmenzalil  festzusetzen,  die  zur  Auf- 
nahme oder  Abweisung  erforderlich  ist.  Die  meisten  Verbände  ver- 
langen zur  Aufnahme  die  einfache  oder  Zweidrittelmehrheit. 

Einige  Verbände  haben  in  ihre  Statuten  Vorschriften  aufgenom- 
men, welche  abgewiesenen  Bewerbern  um  die  Mitgliedschaft  das  Be- 
rufungsrecht zugestehen.  Die  Entscheidungen  der  Zentralinstanzen 
gehen  dahin,  daß  Arbeiter  nur  wegen  Unfähigkeit  oder  wegen  notorisch 
gewerkschaftsfeindlichem  Verhalten  abgewiesen  werden  können. 

Viele  amerikanische  Gewerkschafter  behaupten,  daß  der  Wettbe- 
werb der  Einwanderer  dahin  gerichtet  ist,  die  Löhne  herabzudrücken 
und  die  sonstigen  Arbeitsbedingungen  zu  verschlechtern.  Die  Gewerk- 
schaften strebten,  die  üebel  der  Einwanderung  zu  vermindern,  entweder 
durch  Förderung  der  Organisation  der  Einwanderer,  oder  durch  die 
Beschränkung  ihrer  Zulassung  in  die  Gewerkschaften.  In  vielen  or- 
ganisierten Gewerben  spielen  die  Fremden  keine  Rolle  und  besteht 
keine  Aussicht  auf  Steigerung  des  Angebots  von  Arbeitskräften  durch 
die  Einwanderung.  Diese  Gewerkschaften,  die  von  dem  Wettbewerb 
der  Einwanderer  wenig  oder  gar  nicht  betroffen  werden,  überlassen  es 
den  Ortsvereinen,  über  die  Aufnahme  solcher  Leute  zu  entscheiden. 
Anderseits  beschäftigt  die  große  Mehrzahl  der  Gewerbe  seit  vielen 
Jahren  eingewanderte  Arbeiter  in  großer  Zahl.  In  diesen  Gewerben 
weicht  die  Haltung  der  Gewerkschaften  den  Einwanderern  gegenüber 
weit  ab.  Gegenwärtig  werden  Einwanderer  in  mindestens  60  Verbänden 
zu  denselben  Bedingungen  wie  Einheimische  aufgenommen.  In  einigen 
Fällen  sind  die  Einwanderer  in  besonderen,  zu  den  Zentralverbänden 
gehörigen  Ortsvereinen  organisiert.  In  manchen  Gewerben  setzen  oft 
die  Ortsvereine  die  Beitrittsgebühren  herab,  um  die  Einwanderer  zu 
veranlassen,  Mitglieder  zu  werden. 

Anderseits  unterwirft  eine  bedeutende  Anzahl  von  Verbänden  die 
eingewanderten  Bewerber  um  die  Mitgliedschaft  verschärften  Beding- 
ungen. Vier  besondere  Arten  von  Beitrittsbedingungen  werden  aufge- 
stellt :  a)  Naturalisation  oder  Abgabe  der  Erklärung,  Bürger  werden  zu 
wollen;  b)  Bezahlung  hoher  Beitrittsgebühren;  c)  Zustimmung  der 
Zentralvorstände ;  d)  Vorweisung  der  Mitgliedskarte  einer  ausländischen 
Gewerkschaft. 

a)  Im  Jahre  i887  nahmen  die  Maurer  und  die  Brauereiarbeiter  die 
Vorschrift  an,  daß  im  Auslände  geborene  Bewerber  nur  nach  erfolgter 
Naturalisation  oder  Erklärung  der  Absicht,  Bürger  zu  werden,  zur 
Mitgliedschatt  zugelassen  werden  dürfen.  Unter  den  andern  Gewerk- 
schaften, die  seither  ähnliche  Vorschriften  annahmen,  befinden  sich  die 
Bäcker  und  Konditoren,  Zimmerer,  Fensterglasmacher,  Marinemaschi- 
nisten, Hotel-  und  Restaurantbediensteten,  Musiker,  Schiefer-  und  Ziegel- 
decker  und  die  Holzbildhauer.  Bei  den  Marinemaschinisten  und  Fensler- 
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glasmachern  wird  das  bereits  erlangte  Bürgerrecht  gefordert.  Gewöhn- 
lich jedoch  nehmen  die  Verbände  Personen  auf,  welche  vor  der 
zuständigen  Behörde  die  Erklärung  der  Absicht,  Bürger  zu  werden, 
abgegeben  haben.  Die  Gründe,  die  gewöhnlich  vorgegeben  werden, 
um  das  Erfordernis  des  Bürgerrechts  zu  erklären,  sind  politischer  und 
wirtschaftlicher  Natur.  Die  vereinigten  Brauereiarbeiter  begründeten 
auf  ihrem  Verbandstag  im  Jahre  1887  die  Notwendigkeit  der  Erwer- 
bung des  Bürgerrechts  seitens  der  Mitglieder  damit,  »daß  sie  mithelfen 
an  der  sozialen  und  politischen  Reformierung  unseres  Adoptivvater- 
landes«.  In  den  meisten  Fällen  aber  ist  dieses  Erfordernis  eines  der 
Mittel,  die  angewendet  wurden,  um  vor  der  Einwanderung  abzuschrecken. 

b)  Gewisse  Verbände  verlangen  von  Einwanderern  höhere  Bei- 
trittsgebühren als  von  andern  Bewerbern.  Hohe  und  in  einigen  Fällen 
unerschwingliche  Beitrittsgebühren  wurden  eine  Reihe  von  Jahren  hin- 
durch von  den  Einwanderern  gefordert  seitens  der  Kristallglasmacher, 
Glasflaschenbläser,  Fensterglasmacher,  Porzellanarbeiter,  Tafelmesser- 
schleifer, Taschenmesserschleifer,  Drahtweber,  Steinhauer,  Granithauer, 
Spitzenarbeiter,  Lithographen,  Tapetenschneider  und  Brauereiarbeiter. 
Im  Jahre  1887  wurde  von  den  Kristallglasarbeitern  vorgeschrieben,  daß 
allen  Ausländern  eine  Beitrittsgebühr  von  420  Mk.  aufzuerlegen  ist; 
im  Jahre  1904  wurde  die  Gebühr  auf  42  Mk.  herabgesetzt.  Die  Fenster- 
glasmacher setzten  die  Gebühr  für  Ausländer  im  Jahre  1392  auf  840  Mk. 
fest,  1895  auf  2100  Mk.  und  1904  auf  1260  Mk.  Aber  seit  1907  ist 
der  Zentralvorstand  ermächtigt,  die  Gebühr  in  jedem  einzelnen  Falle 
zu  bestimmen.  Seit  1895  verlangen  die  Drahtweber  und  seit  1903  die 
Glasflaschenmacher  von  eingewanderten  Bewerbern  um  die  Mitglied- 
schaft 2100  Mk.  Das  ist  die  höchste  regelmäßige  Gebühr,  die  gegen- 
wärtig von  Mitgliedschaftsbewerbern  in  amerikanischen  Gewerkschaften 
gefordert  wird.  In  einigen  andern  Gewerben  haben  einzelne  Orts- 
vereine, besonders  in  den  Hafenstädten,  in  Ausübung  ihres  Rechts,  die 
Aufnahmegebühren  zu  bestimmen,  für  Einwanderer  höhere  Gebühren 
angesetzt,  um  die  amerikanischen  Arbeiter  gegen  ein  Ueberangebot  von 
Arbeitskräften  infolge  der  Einwanderung  zu  schützen. 

c)  Eine  kleine  Anzahl  von  Zentralverbänden  nimmt  Einwanderer 
bloß  bei  Genehmigung  seitens  der  Zentralbeamten,  des  Zentralvor- 
stands oder  der  ganzen  Mitgliedschaft  auf.  Hierzu  gehören  die  Ver- 
bände der  Glasflaschenmacher,  die  vereinigten  Hutmacher,  die  Tapeten- 
schneider, die  Tapetendrucker,  die  Drahtweber,  die  Tafelmesserschleifer, 
die  Spitzenarbeiter  und  die  Brauereiarbeiter.  Der  amerikanische  Mu- 
sikerbund verbietet  den  Ortsvereinen,  Musiker  aufzunehmen,  die  von 
Agenten,  Musikdirektoren  usw.  eingeführt  wurden. 

d)  Eingewanderte  Arbeiter,  die  Ausweise  der  Mitgliedschaft  in 
einer  ausländischen  Gewerkschaft  vorweisen,  werden  in  einigen  der 
amerikanischen  Verbände  ihres  Gewerbes  zu  günstigeren  Bedingungen 
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als  die  Einheimischen  aufgenommen.  Im  Jahre  1889  trafen  die  Zigar- 
renmacher die  Einrichtung,  ohne  Beitrittsgebühr  die  Mitglieder  jeder 
fremden  Zigarrenmachergcwcrkschaft  aufzunehmen ,  die  als  Gegen- 
leistung die  Reisekarten  des  amerikanischen  Verbandes  anerkennt.  In 
ähnlicher  Weise  nehmen  die  Maschinenbauer,  Former,  Bäcker  und 
Konditoren,  Brauereiarbeiter,  Schuhmacher,  Schneidergehilfen  und 
Schriftsetzer  jeden  Einwanderer  ohne  Zahlung  einer  Gebühr  auf,  wenn 
er  den  Beweis  der  Mitgliedschaft  in  einem  ausländischen  Verband  des- 
selben Gewerbes  vorlegt. 

Gewisse  Verbände,  wie  z.  B.  die  Hutmacher  und  Porzellanarbeiter, 
verlangen  die  Vorlage  einer  Mitgliedskarte  als  Bedingung  der  Auf- 
nahme von  Ausländern ;  aber  sie  fordern  auch  die  Zahlung  der  vorge- 
schriebenen Gebühr. 

Einige  Verbände  sind  dem  Austausch  der  Mitgliedskarten  mit 
fremden  Verbänden  offen  abgeneigt. 


Mit  Arbeiterinnen  zu  tun  haben  die  Gewerkschaften  hauptsächlich 
in  folgenden  Gewerben ;  Buchdruckerei,  Tabakverarbeitung,  Textil-  und 
Bekleidungsgewerbe,  Porzellanerzeugung,  Bäckerei,  Tapezierergewerbe, 
Musik-  und  Theatergewerbe,  Hotel-  und  Restaurantarbeit,  Kleinhandel, 
Schreibarbeit  und  Fleischversand.  Die  Verbände  in  diesen  Gewerben 
sind  in  zwei  Gruppen  zu  teilen,  je  nachdem  sie  der  Organisation  der 
Arbeiterinnen  widerstreben  oder  sie  fördern. 

Bloß  eine  kleine  Anzahl  von  Zentralverbänden  verbietet  gegen- 
wärtig die  Aufnahme  von  Arbeiterinnen  ganz.  Die  Friseure,  Uhr- 
schaleugraveure  und  die  Weichenwärter  haben  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  Frauen  von  der  INIitgliedschaft  vollständig  ausgeschlossen.  Im 
Jahre  1907  setzten  die  Former  eine  Geldstrafe  von  210  Mk.  oder  den 
Ausschluß  für  jedes  Mitglied  fest,  das  eine  Arbeiterin  in  irgendeinem 
Zweige  des  Gewerbes  unterweist.  Die  Porzellaner,  Tapezierer  und 
Papierfabrikarbeiter  lassen  Frauen  in  gewissen  Branchen  zu,  nicht  aber 
jene,  die  in  gewissen  andern  Branchen  arbeiten.  In  allen  Gewerben, 
wo  die  Organisationen  die  Aufnahme  von  Frauen  beschränken,  ist  die 
Zahl  der  beschäftigten  Frauen  gering. 

Fünfundzwanzig  oder  mehr  Verbände  in  Gewerben  mit  starker 
Frauenarbeit  eifern  zur  Organisierung  der  Arbeiterinnen  an.  In  einigen 
Fällen ,  doch  nicht  allgemein ,  sind  die  Beitrittsgebühren  und  fast 
regelmäßigen  Beiträge  für  weibliche  Mitglieder  niedriger  als  für 
männliche. 

Bei  manchen  amerikanischen  Gewerkschaften  bildete  sich  der 
Brauch  aus,  die  Beschäftigung  ihrer  Mitglieder  nur  in  solchen  Betrieben 
zu  gestatten,    deren  Inhaber  die   gewerkschaftlichen   Grund- 
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Sätze    anerkannt   haben.     Diese  Betriebe   werden  Union  Shops 
genannt  ^). 

Die  Hauptgründe,  welche  die  Gewerkschaften  dazu  führten,  auf 
der  ausschließUchen  Beschäftigung  ihrer  Mitglieder  zu  bestehen,  sind: 

1.  Vermehrung  der  Zahl  der  Organisierten,   indem  die   Erlangung   der 
Mitgliedschaft    zur    Vorbedingung    der    Beschäftigung    gemacht   wird; 

2.  so  weit  als   möglich  Ausschließung   gewisser  Arbeiter   von   der  Be- 
schäftigung im  Gewerbe. 

Die  »Union-Shop-Regel«  dient  auf  zweierlei  Art  als  Mittel,  um 
Berufskollegen  zur  Mitgliedschaft  in  der  Gewerkschaft  zu  bringen. 
Wenn  erstens  die  Gewerkschaft  einen  Betrieb  einmal  »unionisiert«  hat, 
so  ist  sie  durch  das  Erfordernis  der  ausschließlichen  Beschäftigung 
Organisierter  in  der  Lage,  jeden  Arbeiter  aufzunehmen,  der  nachher  in 
den  Betrieb  eingestellt  wird.  Damit  bewirkt  die  Regel  die  Einhaltung 
des  einmal  gewonnenen  Einflusses.  Anderseits  ist  diese  Regel  ein 
Mittel,  um  Betriebe  zu  »unionisieren«.  Wenn  ein  Ortsverein  einen 
großen  Teil  des  Arbeitsmarkts  beherrscht,  wenn  z.  B.  in  einem  Ge- 
meinwesen drei  Viertel  aller  Arbeiter  eines  bestimmten  Berufes  der 
Gewerkschalt  angehören,  so  sind  sowohl  die  nichtorganisierten  Arbeiter, 
wie  die  Unternehmer,  die  sie  beschäftigen,  entschieden  im  Nachteil. 
Ein  Nichtverbändler,  der  den  Mindestlohn  zu  verdienen  vermag,  wird 
gern  bereit  sein,  sich  die  weitere  Beschäftigungsgelegenheit  zu  sichern, 
die  der  Organisierte  hat.  Unter  den  gleichen  Umständen  kann  der 
Unternehmer,  der  Nichtverbändler  beschäftigt,  bei  schlechtem  Ge- 
schäftsgang nicht  so  ohne  weiteres  Entlassungen  vornehmen  und  seine 
Auslagen  reduzieren,  als  er  es  sonst  täte,  weil  er  wiegen  des  auf  Nicht- 
verbändler beschränkten  Arbeitsangebots  sein  Personal  nicht  leicht  er- 
neuern kann. 

Viele  Gewerkschaften  mit  einfachen  Gewerberegeln  breiten  sich 
dadurch  aus,  daß  sie  jeden  Unorganisierten  aufnehmen,  der  zum  Bei- 
tritt veranlaßt  werden  kann,  und  wenn  die  Mehrheit  der  Arbeiter  eines 
Betriebs  in  der  Gewerkschaft  sind,  so  versuchen  sie  die  Durchführung 
der  Gewerberegeln.  Aber  andere  Gewerkschaften  betreiben  ihre  Pro- 
paganda nicht  auf  diese  Weise.  Ihre  Bestrebungen  richten  sich  ge- 
wöhnlich darauf,  nicht  einzelne  Arbeiter,  sondern  vielmehr  Betriebe  in 
den  Bereich  ihres  Einflusses  zu  ziehen.  Zu  diesem  Zweck  konzentriert 
ein  Lokalverein  seine  Aufmerksamkeit  zeitweilig  auf  einen  bestimmten 
Unternehmer.  Es  werden  vielleicht  Gewerkschaftsmitglieder  »verdeckt« 
in  seinen  Betrieb  untergebracht,  um  seine  Arbeiter  zum  Beitritt  zu 
veranlassen.  Wenn  mit  der  Zeit  tatsächlich  ein  großer  Teil  der  Ar- 
beiter übereinkommt,  der  Gewerkschaft  beizutreten,  so  schlagen  deren 
Funktionäre  dem  Unternehmer  vor,   seinen  Betrieb   zu   »unionisieren« 


1)  Vgl.  Stockton,  The  Closed  Shop  in  American  Trade  Unions.  Baltimore  1912. 
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(die  gewerkschaftlichen  Bedingungen  anzuerkennen).  Wenn  er  das 
nicht  tut,  so  wird  ein  Streik  erklärt  oder  es  werden  /.umindest  die  dem 
Verband  beigetretenen  Arbeiter  aufgefordert,  sich  anderswo  Stellung 
zu  suchen  oder  die  Mitgliedschaft  wieder  zu  verlieren. 

Der  Union  Shop  dient  auch  als  Mittel  dazu,  um  von  der  Beschäf- 
tigung im  Gewerbe  solche  Personen  auszuschließen,  die  von  der  Or- 
ganisation wegen  Verletzung  der  Vorschriften  ausgeschlossen  wurden. 
Diese  AusschliefSung  ist  die  schwerste  Strafe,  die  eine  Gewerkschaft 
ausfindig  machen  kann.  Obgleich  keine  Gewerkschaft  jemals  genügend 
viele  Betriebe  unter  ihrem  Einfluß  hatte,  um  es  einem  ausgeschlossenen 
Mitglied  unmöglich  zu  machen,  irgendwo  Arbeit  zu  finden,  so  gibt  es 
doch  viele  Fälle,  wo  die  Gewerkschaft  bestimmte  Beschäftigungsarten 
oder  die  Arbeitsgelegenheit  in  bestimmten  Orten  ganz  unter  ihrem 
Einfluß  hat,  was  hinreicht,  um  die  Mitglieder  von  der  Verletzung  der 
gewerkschaftlichen  Regeln  abzuhalten. 

Das  gewerkschaftliche  U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  w  e  s  e  n  ist  in 
Amerika  weit  weniger  ausgebildet  als  in  Deutschland  und  Oesterreich. 
Zentralisiert  ist  in  den  meisten  amerikanischen  Verbänden  bloß  die 
Streik-  und  Aussperrungs-,  sowie  die  Ablebens-Unterstützung. 

Selbst  die  Streikunterstützung  ist  noch  nicht  allgemein  zen- 
tralisiert. Gegenwärtig  enthalten  über  zwei  Drittel  der  Statuten  der 
internationalen  Verbände  Vorschriften  betreffend  Bezahlung  eines  be- 
stimmten Betrages  an  Mitglieder,  die  an  genehmigten  Streiks  oder  Aus- 
sperrungen beteiligt  sind.  Die  Hauptursache,  welche  zur  Uebernahme 
der  Verantwortlichkeit  für  die  Streikunterstützung  durch  die  internatio- 
nalen Verbände  führte,  war  die  Konzentration  der  Industrie.  Da  nun 
die  Industrie  in  viel  größerem  Maßstabe  betrieben  wird  als  zur  Zeit 
der  Anfänge  der  Gewerkschaftsbewegung,  so  involviert  eine  einzige 
Streitigkeit  oft  die  gesamte  Mitgliedschaft  mehrerer  Ortsvercine  oder 
einen  beträchtlichen  Teil  der  Mitglieder  in  dem  ganzen  Gewerbe,  wo- 
durch eine  ausgiebigere  Unterstützung  erfordert  wird,  als  die  Lokal- 
kassen zu  leisten  vermögen.  Ueberdies  wurden  die  wirtschaftlichen 
Zustände  in  vielen  Gewerben  im  ganzen  Lande  ausgeglichen,  so  daß 
eine  Lohnkürzung  oder  Aenderung  der  Arbeitsbedingungen  an  einem 
Ort  wegen  der  Konkurrenz  der  Unternehmer  notwendigerweise  die  Zu- 
lassung einer  ähnlichen  Lohnkürzung  usw.  in  anderen  Orten  zur  Folge 
hat.  Das  den  einzelnen  Mitgliedern  gezahlte  Ausmaß  der  Streikunter- 
stützung überschreitet  selten  7  Dollar  in  der  Woche,  aber  die  Gesamt« 
kosten  der  Streikunterstützung  sind  hoch.  Die  dem  Amerikanischen 
Arbeiterbund  angeschlossenen  Gewerkschaften  gaben  für  Streiks  und 
Aussperrungen  aus:  1914  4  389  510  Dollars,  1913  3  464  216  Dollars, 
1912  2085270  Dollars  usw.  Bei  den  reinen  Kampforganisationen,  wie 
den  Vereinigten  Bergarbeitern,  dem  Vereinigten  Verband  der  Eisen-, 
Stahl-  und  Zinnarbeiter,  der  Nationalen  Brüderschaft  der  Keramarbeiter, 
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dem  Glasflaschenbläsen-erband,  wird  der  größte  Teil  des  Einkommens 
für  Streikunterstützung  aufgewendet;  alle  andern  Ausgaben  sind  nur 
nebensächlich.  Bei  andern  Gewerkschaften,  die  mehrerlei  Aufgaben 
haben,  beanspruchen  die  Streikkosten  einen  geringeren  Teil  des  Ein- 
kommens. Es  besteht  eine  starke  Neigung,  Wege  ausfindig  zu  machen, 
um  Arbeitseinstellungen  wegen  Differenzen  über  die  Arbeisbedingungen 
vorzubeugen,  und  um  bei  tatsächlich  erfolgten  Arbeitseinstellungen  ihre 
rasche  Beilegung  zu  fördern.  Demgemäß  werden  in  vielen  Gewerben 
Konferenzen  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  regelmäßig  abge- 
halten, die  gewöhnlich  in  schriftlichen  Uebereinkommen  über  die  Be- 
dingungen des  Arbeitsvertrags  auf  eine  gewisse  Zeit  enden.  Die  Me- 
thode des  kollektiven  Verhandeins  breitet  sich  mit  dem  Fortschritt  der 
Gewerkschaftsorganisationen  aus,  und  es  ist  gewiß,  daß  die  von  den 
Arbeitern  in  Verhandlungen  mit  den  Unternehmern  erzielten  Vorteile 
in  mehr  oder  weniger  direktem  Verhältnis  zur  Stärke  der  beteiligten 
Gewerkschaft  stehen. 

Gegenwärtig  ist  keine  vollständige  Statistik  der  Kollektivverträge 
in  den  Vereinigten  Staaten  vorhanden,  aber  die  von  den  Arbeitsämtern 
in  einigen  Staaten  veröffentlichten  Statistiken  zeigen,  daß  solche  Ver- 
träge schon  sehr  häufig  sind. 

Was  das  sonstige  Unterstütz ungswesen  betrift't,  so  zeigt 
ein  im  Jahre  1909  vom  Bundesarbeitsamt  in  Washington  ausgegebener 
Bericht  ^),  daß  alle  84  in  die  Erhebung  des  Amtes  einbezogenen  natio- 
nalen und  internationalen  Arbeiterorganisationen  Sterbegeld  zahlen, 
aber  bloß  19  Krankengeld;  in  vielen  Fällen,  wo  der  Zentralverband 
kein  Krankengeld  zahlt,  tun  es  die  Ortsvereine.  Neunzehn  Verbände 
zahlen  Unterstützung  bei  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  (Abfindungs- 
summen). Vier  Gewerkschaften  haben  die  Unterstützung  ihrer  alters- 
invaliden Mitglieder  durchgeführt;  vier  andere  haben  sie  für  die  Zu- 
kunft vorgesehen.  Arbeitslosenunterstützung  wird  gezahlt  von  der 
Internationalen  Union  der  Zigarrenmacher,  der  Deutsch-Amerikanischen 
Typographia  und  den  Gummibandwebern. 

Neuere  zusammenfassende  Angaben  über  das  Unterstützungswesen 
sind  nicht  vorhanden.  Die  dem  amerikanischen  Arbeiterbund  ange- 
schlossenen und  an  dessen  Sekretär  berichtenden  Organisationen  zahlten 
in  den  3  Jahren  1912 — 1914  folgende  Beträge  für  Unterstützungen  aus 
(ohne  Streikunterstützung): 


i)  Workmen's  Insurance  and  Benefit  Funds  in  the  U.  S.     Washington  1909, 


Sterbegeld 

Krankengeld 

Reisegeld 
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1914 

1913 
Beträge  in  Dollars 

1912 

2  214  516 

I  031  091 

54405 

99  025 

3278 

2017313 

816336 

33693 
69  446 

2875 

I  705  734 

793256 

40571 

215399 

2  203 

Arbeitslosenunterstützung 
Werkzeug  Versicherung 

Diese  Angaben  sind  den  Berichten  des  Arbeiterbundes  entnommen. 


Eine  bemerkenswerte  Eigenart  amerikanischen  Gewerkschaftswesens 
ist  die  »G  e  we  r  ks  c  h  a  f  t  s  m  a  r  kc';  (Trade  Union  Label),  ein  Ab- 
zeichen, das  auf  Waren  angebracht  wird,  die  organisierte  Arbeiter  er- 
zeugten. Zuerst  wurde  die  Gewerkschaftsmarke  als  ein  Mittel  benutzt, 
um  an  das  Publikum  gegen  allgemein  mißbilligte  Zustände  zu  berufen, 
wie  Heimarbeit,  Gefängnisarbeit  usw.;  nun  wird  sie  hauptsächlich  be- 
nutzt, um  an  die  Gewerkschafter  zu  appellieren,  andere  Gewerkschaften 
dadurch  zu  unterstützen,  daß  sie  nur  solche  Waren  kaufen,  welche  die 
Marke  tragen  1). 

Die  Gewerkschaftsmarke  ist  entschieden  ein  Produkt  der  ameri- 
kanischen Gewerkschaftsbewegung.  Sie  wurde  zuerst  im  Zigarren- 
machergewerbe  als  eine  Maßregel  zum  Schutze  der  weißen  Arbeiter- 
schaft gegen  die  chinesische  Konkurrenz  eingeführt.  Die  weißen  Zi- 
garrenmacher in  San  Francisco  empfanden  die  Konkurrenz  der  Chi- 
nesen sehr  stark  und  im  Jahre  1875  führte  der  Zigarrcnmacherverein 
an  der  Küste  des  Stillen  Ozeans,  eine  gemäß  den  Gesetzen  von  Kali- 
fornien eingetragene  Lokalorganisation,  eine  Marke  ein,  die  als  Schutz- 
marke des  Vereins  registriert  wurde.  Die  Marke  war  aus  weißem 
Papier  und  wurde  auf  die  Zigarrenkisten  geklebt;  sie  trug  die  fol- 
gende Inschrift:  »Zigarrcnmacherverein.  Die  Zigarren  in  dieser  Kiste 
sind  von  weißen  Männern  gemacht.  Diese  Marke  ist  offiziell  vom  Zi- 
garrcnmacherverein an  der  Küste  des  Stillen  Ozeans  ausgegeben  und 
gesetzlich  anerkannt«.  Es  scheint,  daß  die  Marke  eine  Zeitlang  einen 
bedeutenden  Einfluß  in  der  Ablenkung  des  Geschäfts  von  den  chine- 
sischen auf  die  weißen  Betriebe  ausübte.  Die  Bemühungen  des  Lokal- 
vereins hatten  jedoch,  was  die  Sicherung  der  Kundschaft  für  die  weißen 
Zigarrenmacher  von  San  Francisco  betrifft,  keinen  dauernden  Erfolg, 
weil  Zigarren  aus  den  Oststaaten  eingeführt  wurden,  um  den  Bedarf 
an  von  weißen  Arbeitern  hergestellten  Zigarren  zu  decken.  Im  Jahre 
1879  führte  der  Zigarrcnmacherverein  in  St.  Louis,  welcher  dem  Zen- 
tralverbande der  Zigarrenmacher  angeschlossen  war,  eine  Gewerkschafts- 
marke ein,  um  die  Nachfrage  nach  am  Ort  hergestellten  Zigarren  an- 
zuregen. Der  Zentralverband  der  Zigarrenmacher  beschloß  die  Ein- 
führung einer  Gewerkschaftsmarke  auf  seinem  im  September  1880  ab- 

i)  Spedden,  The  Trade  Union  Label.     Baltimore   19 10. 


$66 


Miszellen , 


gehaltenen  Verbandstag.  Zu  der  Zeit  führte  der  Zentralverband  in  der 
Stadt  New  York  einen  Kampf  gegen  die  Erzeugung  von  Zigarren  in 
Heimwerkstätten  und  er  versuchte  auch,  die  Erzeugung  von  Zigarren 
in  den  Gefängnissen  zu  verhindern.  Es  scheint  klar,  daß  der  Ver- 
bandstag von  dem  Gedanken  beherrscht  war,  die  Gewerkschaftsmarke 
könnte  als  Waffe  in  diesem  Kampfe  dienen.  Die  Gewerkschaftsmarke 
des  Zentralverbandes  der  Zigarrenmacher  erwies  sich  als  ein  Erfolg ; 
sie  war  das  Mittel,  welches  den  Verband  zu  einem  mächtigen  Faktor 
machte. 

Die  zweite  Periode  in  der  Geschichte  der  Gewerkschaftsmarke  war 
ausgezeichnet  durch  ihre  Einführung  in  andern  Verbänden,  die  sie 
als  Mittel  zur  Bekämpfung  gewisser  Formen  des  Wettbewerbs,  denen 
sie  ausgesetzt  waren,  benutzten.  Die  einzigen  Zentralverbände  außer 
den  Zigarrenmachern,  die  vor  1390  eine  Gewerkschaftsmarke  ein- 
führten, waren  die  Hutmacher  (1885),  die  Deutsch-Amerikanische  Ty- 
pographia  (i885)>  der  Typographenverband  (1886),  die  Herrenkonfek- 
tionsschneider (1886),  die  Böttcher  (1886),  die  Bäcker  (1886),  die  Maß- 
schneider (1886),  die  Former  (1887)  und  die  Schuhmacher  (i887)-  Von 
Wichtigkeit  war  jedoch  die  Gewerkschaftsmarke  in  keinem  dieser  Ver- 
bände vor  1890,  als  die  Gewerkschaften  herausfanden,  daß  die  An- 
rufung der  Organisationsgenossen  allein  wirksam  sein  können. 

Im  Jahre  1914  gehörten  dem  Amerikanischen  Arbeiterbund  iio 
Zentralverbände  an;  von  diesen  benutzten  56  Gewerkschaftsmarken, 
um  von  ihren  Mitgliedern  hergestellte  Waren  zu  kennzeichnen. 

In  vielen  Fällen  bestehen  die  Gewerkschaftsmarken  lediglich  aus 
einem  Abzeichen  und  dem  Namen  der  Organisation.  In  einigen  we- 
nigen Fällen  wird  jedoch  in  den  Inschriften  der  Marken  Anspruch  er- 
hoben auf  Vorzüglichkeit  der  Ware  oder  darauf,  daß  die  Arbeit  nicht 
unter  schlechten  Bedingungen  ausgeführt  wurde. 

Die  Marken  werden  auf  verschiedene  Art  an  den  Waren  ange- 
bracht. Sie  werden  entweder  auf  die  Ware  geklebt  oder  angenäht 
oder  aufgedruckt  oder  eingeprägt  oder  angenietet.  Aber  manche  Ge- 
brauchsgegenstände gestatten  keine  dieser  Arten  der  Anbringung,  wie 
z.  B.  gewisse  MetalKvaren,  und  die  betreffenden  Verbände  stoßen  bei 
der  Verwendung  ihrer  Gewerkschaftsmarken  auf  große  Schwierigkeiten. 

Zehn  Verbände,  hauptsächlich  jene  der  in  der  persönlichen  Dienst- 
leistung beschäftigten  Arbeiter,  benutzen  eine  Ladenkarte,  um  damit 
anzuzeigen,  daß  der  Betrieb  den  gewerkschaftlichen  Regeln  entspre- 
chend geführt  wird,  oder  einen  Knopf,  um  zu  zeigen,  daß  der  die 
Dienstleistung  verrichtende  Arbeiter  Mitglied  des  Verbandes  seines 
Berufs  ist. 

Es  ist  nun  eine  allgemeine  Regel,  daß  die  Benutzung  der  Gewerk- 
schaftsmarke auf  Betriebe  beschränkt  bleiben  muß,  die  nur  Verbands- 
mitglieder beschäftigen  und  die  allen  zentralen  und  lokalen  Vorschriften 
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nachkommen ;  überdies  werden  gewisse  weitere  Anforderungen  in  einer 
großen  Zahl  von  Zcntralveibänden  gestelU. 

Die  Arten  der  Ankündigung  der  Gewerkschaftsmarken  sind  zahl- 
reich. Wohl  die  wirksamste  davon  ist  der  Abdruck  von  Facsimiles  der 
Marken  in  den  Gewerkschaftsblättern.  Einige  Verbände  haben  zur 
Propaganda  für  ihre  Gewerkschaftsmarken  Lichtbildervorführungen 
veranstaltet,  und  Souvenirs  und  Galanteriewaren  verschiedener  Art 
werden  zur  Werbung  für  die  Gewerkschaftsmarke  verteilt.  Manche 
Verbände  verhängen  über  jedes  Mitglied,  das  irgend  eine  Ware  ohne 
Marke  kauft,  wenn  dieselbe  Ware  mit  der  Marke  hätte  beschafft  werden 
können,  eine  Geldbuße. 

Die  Wirksamkeit  der  Marke  als  ein  Mittel  zur  Durchführung  der 
Gewerkschaftsregeln  hängt  von  dem  Umfang  der  Nachfrage  nach  der 
Marke  ab.  Wo  die  Fabrik-  und  Bergbaubevölkerung  sehr  zahlreich 
ist  und  die  Arbeiter  gut  organisiert  sind,  wie  in  den  Kohlenrevieren 
Pennsylvaniens  und  des  mittleren  Westens,  oder  in  den  Fabrikstädten 
des  mittleren  Westens,  ist  die  Nachfrage  um  Waren  mit  der  Gewerk- 
schaftsmarke sehr  stark.  Die  Erfahrung  der  Gewerkschaften  zeigt,  daß 
die  Frauen  der  organisierten  Arbeiter  meist  nicht  darauf  bestehen,  daß 
sich  die  Marken  auf  den  von  ihnen  gekauften  Waren  befinden.  Ein 
anderer  wichtiger  Faktor,  der  die  Nachfrage  nach  Gewerkschaftsmarken 
beeinflußt,  ist,  ob  der  Kauf  einer  Ware  häufig  oder  selten  stattfindet. 
Im  ersteren  Falle  lernt  der  Gewerkschafter,  die  Marke  mit  dem  be- 
treffenden Artikel  in  Verbindung  zu  bringen  und  aufeinanderfolgende 
Einkäufe  stärken  die  Gewohnheit,  nach  Waren  mit  der  Marke  der  be- 
treffenden Gewerkschaft  zu  fragen.  Bei  Artikeln,  die  nur  in  langen 
Zeitabständen  gekauft  werden,  wie  z.  B.  bei  Kochherden,  entgeht  der 
Umstand,  daß  es  eine  Gewerkschaftsmarke  für  solche  Artikel  gibt, 
wahrscheinlich  der  Aufmerksamkeit  des  organisierten  Arbeiters. 

Die  Gesetze  von  41  Staaten  der  Uniop  sichern  den  Arbeiterorgani- 
sationen das  Recht  der  Eintragung  und  des  Gebrauchs  der  von  diesen 
zur  Unterscheidung  der  Erzeugnisse  der  organisierten  Arbeiterschaft 
von  anderen  Produkten  erwählten  Marken  und  sie  schützen  die  Marken 
vor  unbefugter  Nachahmung.  Die  bezüglichen  Gesetze  bestimmen  im 
allgemeinen,  daß  jede  Gewerkschaft  ihre  Marke  gegen  Bezahlung  einer 
geringen  Gebühr  durch  einen  bestimmten  Staatsbeamten,  gewöhnlich 
den  Staatssekretär,  eintragen  lassen  kann.  Jedermann,  der  eine  solche 
Marke  nachahmt,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig.  Die  Höchst- 
strafe für  das  Vergehen  ist  gewöhnlich  eine  Geldbuße,  die  sich  zwischen 
420  und  2100  Mk.  bewegt,  oder  eine  Gefängnisstrafe  von  drei  Monaten 
bis  zu  einem  Jahr.  Die  Mindeststrafe  ist  in  der  Regel  nicht  angegeben, 
aber  in  einigen  v/enigen  Staaten  ist  sie  eine  Geldbuße  von  105  Mk., 
oder  eine  Gefängnisstrafe  von  drei  Monaten. 
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Die  Ziele  der  amerikanischen  Gewerkschaften  sind  im  allgemeinen 
dieselben  wie  jene  der  Gewerkschaften  in  den  Staaten  Europas.  Ihre 
praktischen  Hauptforderungen  sind :  Höherer  Lohn  und  kürzere  Ar- 
beitszeit, Vermeidung  zu  großer  Arbeitsintensität  (wie  sie  z.  B.  das 
Stücklohnsystem  mit  sich  bringt),  Mitentscheidung  der  Arbeiterschaft 
in  Sachen  der  Arbeitsordnung  usw.  Auch  die  grundsätzliche  Stellung 
der  Gewerkschaften  gegenüber  den  Unternehmern  ist  dieselbe  wie 
anderwärts.  Heißt  es  doch  in  der  Einleitung  des  Statuts  des  ameri- 
kanischen Arbeiterbundes,  der  international  anerkannten  gewerkschaft- 
lichen Zentrale  Nordamerikas :  »In  der  Erwägung,  daß  bei  allen  Völkern 
der  zivilisierten  Welt  ein  Kampf  zwischen  den  Unterdrückern  und  den 
Unterdrückten  stattfindet,  ein  Kampf  zwischen  dem  Kapitalisten  und 
dem  Arbeiter,  der  von  Jahr  zu  Jahr  schärfer  wird,  und  für  die  werk- 
tätigen Millionen  unheilvoll  enden  wird,  wenn  sie  sich  nicht  zum  gegen- 
seitigen Schutz  und  Nutzen  vereinigen  .  .  .  erklären  wir  uns  zugunsten 
der  Bildung  eines  großen  Bundes,  der  alle  Gewerkschaften  und  beruf- 
lichen Arbeiterorganisationen  Amerikas  umfaßt.« 

Diese  Erklärung  entspricht  gewiß  den  Grundsätzen  des  Marxisti- 
schen Sozialismus,  doch  ist  es  in  Nordamerika  noch  zu  keinem  Bünd- 
nis zwischen  den  Gewerkschaften  und  der  sozialistischen  Parteiorgani- 
sation gekommen,  was  vornehmlich  auf  schlechte  persönliche  Bezieh- 
ungen der  beiderseits  leitenden  Personen  zurückzuführen  ist.  Ueberdies 
kommt  in  Betracht,  daß  die  Mehrzahl  der  amerikanischen  Gewerk- 
schaftsführer es  für  das  Durchsetzen  der  praktischen  Gegenwartsforde- 
rungen der  Arbeiterklasse  besser  erachtet,  wenn  die  Aufmerksamkeit 
ihrer  Gefolgschaft  nicht  auf  Dinge  abgelenkt  wird,  die  in  weiter  Ferne 
liegen,  sowie  endlich,  daß  die  Lebenshaltung  der  amerikanischen  Ar- 
beiterklasse tatsächlich  im  allgemeinen  besser  ist  als  die  der  Arbeiter 
jedes  europäischen  Landes.  Dieser  letzterwähnte  Umstand  ist  aber 
m.  E.  am  wenigsten  dafür  verantwortlich,  daß  in  Amerika  die  Bezieh- 
ungen zwischen  Gewerkschaften  und  sozialistischer  Partei  nicht  die- 
selben sind  wie  in  Deutschland  und  den  meisten  andern  Ländern 
Europas. 

Die  amerikanischen  Gewerkschaften  haben  durch  den  amerikani- 
schen Arbeiterbund  auch  eine  ganze  Reihe  politischer  Forderungen 
aufgestellt.  Die  wichtigsten  davon  betreffen  die  Einführung  der  direkten 
Gesetzgebung  durch  das  Volk  (Initiative  und  Referendum),  die  Beru- 
fung und  Abberufung  der  Richter  durch  das  Volk;  die  allgemeine  Ab- 
rüstung und  Entscheidung  aller  internationalen  Streitigkeiten  durch  ein 
Schiedsgericht. 

Innerhalb  der  eigentlichen  Gewerkschaftsbewegung  Nordamerikas 
gibt  es  keine  prinzipiellen  Gegensätze  von  so  weitreichender  Bedeu- 
tung wie  zwischen  den  einzelnen  Gewerkschaftsgruppen  Deutschlands. 
Die  Verbände,   welche  sich  bisher   der  Zentrale,   dem    amerikanischen 
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Arbeiterbund,  nicht  angeschlossen  haben,  stehen  zumeist  aus  eigen- 
nützigen Gründen  fern,  sie  wollen  nicht  die  finanziellen  Lasten  mit- 
tragen helfen,  welche  die  Unterstützung  schwächerer  Organisationen 
erfordert.  Das  gilt  besonders  von  den  großen  Verbänden  der  Eisen- 
bahnbediensteten und  der  Maurer.  Von  den  außerhalb  des  Arbeiter- 
bundes stehenden  kleinen  Organisationen  wird  ein  Teil  deshalb  nicht 
aufgenommen,  weil  sie  Konkurrenzorganisationen  bundesangehüriger 
Verbände  sind. 

Nur  der  allgemeine  Arbeiterverband  »Industriearbeiter  der  Welt«, 
der  aus  zwei  einander  befehdenden  Sektionen  besteht,  hält  sich  aus 
prinzipiellen  Gründen  vom  Arbeiterbund  fern.  Die  Mitgliederzahl  beider 
Sektionen  der  »Industriearbeiter«  ist  gering;  die  eine  hatte  1913  23800, 
die  andere  13300  Mitglieder. 

Dagegen  bestand  der  amerikanische  Arbeiterbund  am  Schlüsse  des 
Venvaltungsjahrcs  1914  aus  iio  Zentralverbänden  und  570  selbständi- 
gen Lokalvereincn,  die  zusammen  für  2020671  ISIitgliedcr  volle  Jahres- 
beiträge an  den  Bund  gezahlt  hatten;  19 13  betrug  die  Zahl  der  voll- 
zahlenden Mitglieder  1996004,  1912  betrug  sie  i  770 145 ,  1911 
I  761 835,  1910  1562 112,  1905  1494300,  1900  548321,  1897  264825. 
Bis  um  die  Jahrhundertwende  war  das  Wachstum  im  allgemeinen 
langsam. 

Viele  der  amerikanischen  Berufsverbände  haben  eine  ganz  geringe 
Mitgliederzahl.  Wenn  wir  uns  auf  die  zur  American-Federation  of 
Labor  (den  amerikanischen  Arbeiterbund)  gehörigen  1 10  Verbände  be- 
schränken, so  ergibt  sich  folgende  Uebersicht  ihrer  Gliederung  nach 
der  Mitgliederzahl: 

Verbände  mit 

über  100  000  Mitglieder 
50000  bis  nicht  ganz  looooo  Mitgliedern 
20000  bis  nicht  ganz  50003  Mitgliedern 
10  000  bis  nicht  ganz  20000  Mitgliedern 
1000  bis  nicht  ganz  10  000  Mitgliedern 
weniger  als  1000  Mitgliedern 

IIO  Verbände 

570  selbständige  Lokalvereine 

Gesamtmitgliederzahl  2  020  671 

Die  Anhänger  der  Industrieorganisation  mehren  sich  zwar  von  Jahr 
zu  Jahr,  aber  die  Majorität  der  Gewerkschaftsführer  tritt  noch  immer 
für  die  Berufsorganisation,  die  »gewerbliche  Autonomie«,  ein.  Selbst 
wenn  der  Berufsverband  die  anerkannte  Organisationsform  ist,  so  be- 
steht doch  für  die  meisten  der  kleinen  Verbändchen  keine  Daseinsbe- 
rechtigung. Einen  praktischen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Arbeits- 
bedingungen können  sie  nicht  ausüben. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1916.     4.  3° 


Zahl  der  Verbände 

Gesamtmitgliederzahl 
der  Verbände  jeder 

Gruppe 

2 
II 

547  300 
666  500 

II 

16 

52 
18 

334400 

234  200 

202  800 

8271 

1993  471 

27  200 

570 
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Außer  den  zum  Arbeiterbunde  gehörigen  gibt  es  in  Amerika  noch 
eine  ganze  Anzahl  von  Gewerkschaften.  Im  Bulletin  Nr.  67  des  New. 
Yorker  Arbeitsamts  werden  47  Verbände  angeführt,  die  Ende  19 13 
oder  im  Januar  1914  zusamnnen  727  802  Mitglieder  hatten.  Die  stärk- 
sten unter  diesen  unabhängigen  Verbänden  sind  jene  der  Eisenbahner 
(8  Organisationen  mit  zusammen  373339  Mitgliedern)  und  der  Maurer 
(ein  Verband  mit  82  298  Mitgliedern). 

Von  allen  amerikanischen  Zentralverbänden  besaßen  Mitte  19 14 
80  eigene  Verbandsorgane  ^).  Zwei  davon ,  die  Buchdrucker  und 
Frauenkleidermacher,  geben  je  2  Blätter  heraus.  Außerdem  sind  noch 
zu  nennen  2  Blätter  des  amerikanischen  Arbeiterbundes,  nämlich  das 
Zentralorgan  »American  Federationist«  (monatlich)  und  die  Zeitungs- 
korrespondenz »Weekly  News  Letter«  (wöchentlich),  ferner  das  Organ 
der  Arbeitsritter  (»Journal  of  the  Knights  of  Labor«,  monatlich). 

Der  »American  Federationist«  wurde  im  Jahre  1894  gegründet, 
und  er  wird  seit  seinem  Bestehen  von  Samuel  Go/npers,  dem  Präsi- 
denten des  amerikanischen  Arbeiterbundes ,  redigiert.  Die  einzelne 
Nummer  umfaßt  gewöhnlich  ungefähr  80  Großoktavseiten,  doch  werden 
davon  etwa  30  Seiten  von  Anzeigen  von  Geschäften  eingenommen. 
Einen  großen  Teil  des  verbleibenden  Raumes  nehmen  Berichte  aus 
einzelnen  Orten  und  die  monatlichen  Kassenausweise  des  Arbeiter- 
bundes ein.  Die  Leitartikel  (Editoriais)  zeichnet  Samuel  Gompers  selbst. 
Dazu  kommen  noch  in  jeder  Nummer  mehrere  Artikel  von  Mitarbeitern. 
Regelmäßige  Auslandsberichte  brachte  der  »American  Federationist«  nur 
bis  Ende  1914  aus  Deutschland  und  Großbritannien. 

Von  den  Organen  der  einzelnen  Verbände  erscheinen  neun 
wöchentlich  einmal  und  eines  erscheint  monatlich  zweimal ;  alle  übrigen 
sind  Monatsblätter. 

Die  neun  Wochenblätter  sind:  United  Mine  Workers'  Journal 
(Kohlenbergarbeiter);  Miners'  Magazine  (Erzbergarbeiter);  Amalgama- 
ted  Journal  (Eisen-,  Stahl-  und  Zinnarbeiter);  The  Ladies'  Garment 
Cutter  (Frauenkleiderzuschneider) ;  The  Garment  Worker  (Herrenkon- 
fektionskleidermacher) ;  The  Tailor  (Maßschneider),  Deutsch-amerika- 
nische Bäckerzeitung;  Brauereiarbeiter-Zeitung;  Coast  Seamens  Journal 
(Seeleute).  Halbmonatlich  erscheint  die  »Deutsch-amerikanische  Buch- 
drucker-Zeitung«, alle  übrigen  Verbandsorgane  werden  monatlich  ein- 
mal herausgegeben. 

Die  große  Mehrzahl  der  amerikanischen  Gewerkschaftsblätter 
wurde  erst  in  den  neunziger  Jahren  und  später  gegründet.  Von  den 
jetzt  bestehenden  Blättern  begannen  6  vor  1880  und  15  zwischen  1880 
und  1890  zu  erscheinen. 


i)  Directory  of  Trade  Unions,  S.  100—102.    New  York  Labor  Bulletin  Nr.  63. 
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Sowohl  hinsichtlich  der  äußeren  Ausstattunfr   wie  hinsichtlich   des 


ö 


Inhalts  sind  die  Blätter  sehr  ungleichartig.  Den  deutschen  Gewerk- 
schaftsblättern am  ähnlichsten,  sowohl  was  Ausstattung  als  Text  be- 
trifft, sind  die  vorher  erwähnten  Wochenblätter,  die  Organe  solcher 
Organisationen  sind,  in  denen  der  Einfluß  eingewanderter  Arbeiter,  und 
besonders  Deutscher,  sehr  stark  ist.  Allerdings  tragen  auch  diese 
Blätter  amerikanische  Eigenarten  zur  Schau.  Häufig  ist  in  den  amcri- 
kanischen  Gewerkschaftsblättern  die  Beigabe  von  Bildern  üblich,  und 
zwar  teils  Bilder  von  Personen,  die  eine  führende  Stellung  in  der  Ar- 
beiterbewegung einnehmen,  andcrnteils  Bilder  von  festlichen  Aufzügen 
aus  gewissen  Anlässen,  von  bemerkenswerten  Arbeitsleistungen  von 
INIitgliedern  usw.  Manche  Blätter  bringen  auch  auf  das  öffentliche 
Leben  bezügliche  Karikaturen.  Die  meisten  Blätter  erscheinen  ganz 
in  englischer  Sprache;  aber  eine  bedeutende  Anzahl  Blätter  bringen 
auch  Beiträge  in  deutscher,  italienischer  und  französischer  Sprache, 
manchmal  auch  in  slawischen  Sprachen,  in  ungarischer  Sprache  usw. 
Der  Umfang  der  amerikanischen  Gewerkschaftsblätter  bewegt  sich 
—  von  Sonderausgaben  abgesehen  —  zwischen  4  oder  8  Großoktav- 
seiten, bei  den  Organen  einiger  unbedeutender  Verbändchen  bis  zu 
160  Seiten  per  Nummer  bei  den  Typographen  und  den  großen  Eisen- 
bahnerverbänden. Politische  Beiträge  erscheinen  von  Zeit  zu  Zeit  fast 
in  allen  Gewerkschaftsblättern  ;  aber  was  mit  wenigen  Ausnahmen  streng 
vermieden  wird,  sind  Aufsätze  oder  Mitteilungen,  die  sich  mit  partei- 
politischen Dingen  befassen.  Ein  großer  Teil  der  Blätter  ist  inhaltlich 
recht  minderwertig,  ja  der  Inhalt  mancher  Blätter  ist  fast  ausschließ- 
lich aus  anderen  Zeitungen  und  Zeitschriften  zusammengeschnitten. 
Anderseits  muß  anerkannt  werden,  daß  ein  Teil  der  amerikanischen 
Gewerkschaftsblätter  sehr  gut  geleitet  sind.  Ein  Mangel,  der  nahezu 
allgemein  ist,  besteht  darin,  daß  die  meisten  Blätter  statistische  Berichte 
über  die  Mitgliederbewegung,  die  wirtschaftlichen  Erfolge,  die  Lage 
des  Arbeitsmarktes  und  dergleichen  nicht  enthalten. 
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III.  LITERATUR. 


Vofn  inneren  Frieden  des  detitschen  Volkes,  herausgegeben  von  Fr  i  e  d- 
rich  Thimme.  2  Bände.  Leipzig,  S.  Hirzel,  1916.  574  S.  8". 
M.  5. — ,  geb.  M.  7. — . 

Eigentlich  sind  es  gar  keine  zwei  Bände,  sondern  durchpaginierte 
Hälften  eines  einzigen  und  man  fragt  sich  vergebens,  was  ihre  geson- 
derte Ausgabe  veranlaßt  haben  könnte.  Titel  und  Inhaltsverzeichnis 
sind  nur  dem  ersten  »Bande«  beigegeben.  In  letzterem  lernen  wir  auch 
den  Herausgeber  als  Direktor  der  Bibliothek  des  (preußischen)  Herren- 
hauses kennen.  Auf  ersterem  ist  dem  Haupttittel  beigesetzt:  »Ein 
Buch  gegenseitigen  Verstehens  und  Vertrauens«,  was  jedenfalls  unnötig 
war.  Abgedruckt  sind  in  dem  Werke  die  Aeußerungen  von  38  „Mit- 
arbeitern«; im  Durchschnitt  geht  an  Umfang  jede  einzelne  nicht  viel 
über  das  Maß  eines  Zeitungsartikels  hinaus  und  viele  auch  nicht  an 
Inhalt  und  Form.  Da  fragt  man  sich  wirklich  nach  der  Daseinsbe- 
rechtigung eines  so  umfassenden  Werkes.  Gewiß  ist  es  eine  gute  Ab- 
sicht, dem  inneren  Frieden  des  deutschen  Volkes  zu  dienen.  V/er 
möchte  das  nicht?  Es  ist  so  manches,  was  uns  trennt,  und  wenn  der 
Friede  wiederkommt,  wird  es  eine  der  ersten  und  dringendsten  Auf- 
gaben sein,  diese  Hindernisse  eines  gegenseitigen  Verstehens  wegzu- 
räumen. Da  sind  die  Unterschiede  der  Weltanschauungen,  der  Kon- 
fessionen, der  Klassen  und  Berufsstände,  der  politischen  Parteien  und 
Nationalitäten,  und  nach  diesen  Rubriken  werden  auch  die  verschie- 
denen Aufsätze  geordnet  vorgelegt.  Philosophen  und  Theologen  spre- 
chen über  den  Frieden  unter  den  Weltanschauungen,  Professoren  und 
Konsistorialräte  über  Kirche  und  Schule,  Parteiführer  über  die  politi- 
schen Gegensätze.  Wir  haben  eine  Reihe  dieser  Aufsätze  gelesen,  und 
es  vielleicht  unglücklich  getroffen.  Immer  wieder  den  gleichen  Allge- 
meinheiten, wenn  auch  in  verschiedener  Anwendung,  zu  begegnen, 
v/irkt  schließlich  ermüdend,  und  aus  diesem  Zustand  kommt  man  auch 
nicht  heraus,  wenn  man  das  Schlußwort  des  Herausgebers  durchliest, 
in  dem  man  die  Quintessenz  der  ganzen  Sammlung  zu  finden  hofft. 
Am  Ende  legt  man  das  Ganze  seufzend  mit  der  Empfindung  aus  der 
Hand,  daß  eine  Sammlung  von  Leitartikeln    noch  nicht  ein  Buch  gibt 
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und  stöhnt  über  die  nicht  enden  wollende  Flut  der  Kriegsliteratur,  bei 
aller  Anerkennung  für  die  vortreffliche  Gesinnung  und  die  guten  Ab- 
sichten, denen  wir  von  Herzen  volle  Verwirklichung  wünschen.     —  r. 


Reiche!,  Ha  ti  s ,  Professor  Dr.  Gesetz  und  Richterspriich.  Zur  Orien- 
tierung über  Rechtsquellen  und  Rcchtsunwendungslehre  der  Gegen- 
wart,    Zürich  191 5.     Art.  Inst.  Orell  Füßli.     155  S.  8». 

INIit  der  bei  allen  seinen  Schriften  besonders  anzuerkennenden 
Klarheit  und  flüssigen  Darstellungswcise  untersucht  der  Verfasser  in 
diesem,  Eugen  Huber  gewidmeten  Buche,  die  Stellung  des  Richters 
zum  Gesetz,  also  Inhalt  und  Grenze  seiner  Gebundenheit  an  dieses. 
Die  Frage  danach  hat  in  letzter  Zeit  ständig  größere  Bedeutung  er- 
langt und  die  starke  Bewegung  innerhalb  der  Juristenkreise  ist  in 
ihrem  Grunde  eine  Kampf-  und  Abwehrbewegung  gegen  das  System 
des  Gesetzesabsolutismus  und  des  Rechtserzeugungsmonopols  des 
Staates. 

Im  ersten  Teile  der  Abhandlung  wird  knapp  und  klar  erläutert, 
wie  dieses  System  aufkommen  konnte,  wie  die  notwendigen  Gegen- 
strömungen einsetzten,  wer  ihre  Hauptvertreter  sind,  sowie  von  wem 
und  mit  welchen  ]\Iitteln  die  klaffenden  Gegensätze  zu  überbrücken 
versucht  worden  ist.  Der  Gesetzesabsolutismus  ist  ein  Ausfluß  des  um 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  besonders  betonten  konstitutionellen 
Liberalismus  und  eine  schroffe  Verneinung  des  früheren  fürstlichen 
Staatsabsolutismus.  Der  Einzelne  soll  frei  sein,  doch  hat  hinsichtlich 
der  Freiheit  des  Richters  »der  Liberalismus  vollständig  versagt,  er  hat 
sich  zuzeiten  engherziger  gezeigt,  als  der  despotische  Polizeistaat«. 
Von  dem  ganz  allgemeinen  gegen  die  Beamten  herrschenden  jMißtrauen 
war  der  Richter  nicht  ausgeschlossen,  und  so  schuf  man  als  Gewähr 
für  die  Gesetzestreue  des  Richters  den  Begründungszwang  und  das  In- 
stitut der  sog.  Rechtsbeschwerde.  Die  von  Reichel  als  positivistisch 
bezeichnete  Rechtsschule,  die  ihren  Höhepunkt  in  den  Hauptwerken 
Bindings,  Windscheids  und  Bergbohms  gefunden  hat,  läßt  als  positives 
Recht  nur  gelten,  was  der  Staat  als  solches  ausgesprochen  und  anbe- 
fohlen hat.  Die  Erwähnung  Windscheids  führt  den  Verfasser  dabei  zu 
einem  Seitenblick  auf  das  römische  Recht,  das  mit  diesem  Gesetzes- 
absolutismus nichts  zu  tun  habe,  sondern  eher  das  Gegenteil  davon 
darstelle;  »eine  richtig  verstandene  Pandektenvorlesung  ist  in  vieler 
Beziehung  das  wissenschaftlich  freieste,  was  es  in  der  Jurisprudenz 
überhaupt  gibt  —  <,  Von  diesem  seinem  Standpunkte  aus  muß  man 
wie  Reichel  mit  Recht  die  Abschaffung  der  Pandektenvorlesung  an  den 
meisten  Universitäten  bedauern.  Der  Gesetzesabsolutismus  hat  zwar 
das  Recht  klarer  und  übersichtlicher  gemacht,  auch  die  Arbeit  des 
Richters  wesentlich  erleichtert,  sowie  richterliche  Fehlgriffe  und  Willkür 
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so  gut  wie  ausgeschaltet ;  doch  hat  er  dessen  Tätigkeit  zu  einer  rein 
verständnismäßigen  herabgedrückt,  »der  formale  Konstruktionen  und 
elegante  Deduktionen  mehr  gelten,  als  ersprießliche  Ergebnisse.«  Dies 
und  die  oft  übereilte  und  unbesonnene  Gelegenheitsgesetzgeberei,  lei- 
teten die  Gegenströmungen  ein,  die  in  dem  stark  geschäftsmäßigen 
Denken  der  Gegenwart  ihren  allgemeinen  Nährboden  fanden,  das  Be- 
stimmende und  Entscheidende  des  menschlichen  Lebens  nicht  im  In- 
tellekt, sondern  im  Wollen  und  Fühlen  erblickten,  und  der  unverkenn- 
bar zutage  tretenden  Erstarkung  des  Rechtsgefühles  Rechnung  trugen. 
Nicht  selten  trifft  zufällig  diese  Bewegung,  für  welche  der  Ausdruck 
»Freirechtsbewegung«  als  mißverständlich  abgelehnt  wird,  mit  der  Bil- 
dung der  Richtervereine  zusammen.  Die  Vertreter  der  »Emanzipation 
des  Richters«  und  auch  der  »Gegenreformation«  werden  kurz  gewürdigt, 
endlich  im  Kapitel  »Mittlere  Linie«,  die  allgemeine  Stellungnahme  der 
Wissenschaft,  des  Gesetzgebers  (B.  G.  B.,  schweizerisches  Zivilgesetz- 
buch) der  Richter  und  der  Anwälte  kritisch  gestreift  und  so  vorbereitet, 
was  im  zweiten  Teile  Grundsätzliches  dargelegt  wird.  Es  werden 
dort  die  Grundsätze  aufgezeigt,  nach  denen  der  Richter  der  Gegen- 
wart bei  seiner  rechtsprechenden  Tätigkeit  zu  verfahren  haben  wird. 
Da  der  Hauptteil  des  Rechtes  aber  niedergeschrieben  ist,  spitzt  sich 
alles  auf  die  Frage  zu:  welche  Stellung  nimmt  der  Richter  gegenüber 
dem  geschriebenen  Gesetz  ein  ?  Von  selbst  ergeben  sich  die  drei  Unter- 
abschnitte: Entscheidung  gemäß  dem  Gesetze,  in  Ermangelung  des 
Gesetzes  und  entgegen  dem  Gesetze.  Es  ist  hier  völlig  ausgeschlossen, 
auch  nur  annähernd  den  Gedankengang  zu  kennzeichnen,  es  kann  nur 
der  nach  reiflicher  Untersuchung  gewonnene  und  mit  zahlreichen  Bei- 
spielen belegte  Hauptschluß  in  jedem  Abschnitte  hervorgehoben  werden. 
Niemals  entscheidet  der  Wortlaut  des  Gesetzes  für  sich  allein,  son- 
dern der  Sinn,  und  dieser  ergibt  sich  bei  jeder  gesetzlichen  Anord- 
nung nach  ihrem  Zwecke,  daher  ist  jede  Gesetzesbestimmung  so  aus- 
zulegen, daß  sie  sich  als  möglichst  taugliches  Mittel  zur  Erreichung 
des  mit  ihr  verfolgten  Zweckes  darstellt.  Die  juristische  Auslegung  ist 
deshalb  nicht  richtig,  wenn  sie  den  Willen  des  vielleicht  längst  ver- 
storbenen Gesetzesurhebers  wieder  ans  Licht  zieht,  sondern  allein,  wenn 
sie  zu  einem  sinngemäßen,  zweckgerechten  Ergebnis  führt.  Wo  das 
Gesetz  Lücken  aufweist,  sind  diese,  wo  nicht  Gewohnheitsrecht  ein- 
greift, durch  Feststellung  derjenigen  Norm  auszufüllen,  die  sich  nach 
Bedenkung  der  Zeitumstände  aus  der  »Natur  der  Sache«  ergibt.  Es 
wird  dabei  nur  eine  Rechtsnorm  festgestellt  und  nicht  aufgestellt. 
Eine  erschöpfende  Antwort  auf  die  schwierigste  Frage,  ob  und  wann 
der  Richter  kraft  seines  Amtes  verpflichtet  sei,  ein  gewisses  Gesetz 
nicht  zu  befolgen,  lehnt  Reichel  ab.  Jedoch  erfassen  seine  drei  Grund- 
sätze das  gesamte  Thema.  Der  Richter  hat  darnach  gegen  das  Gesetz 
zu  entscheiden,  wenn  die  Norm  nach  seiner  pflichtgemäßen  Ueberzeu- 
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gung  durch  derogierendes  Gewohnheitsrecht  außer  Kraft  gesetzt  ist; 
umgekehrt  hat  er  ein  Gesetz  nicht  mehr  anzuwenden,  wenn  die  tat- 
sächlichen Verhältnisse  seit  seinem  Erlasse  sich  dermaßen  geändert 
haben,  daß  es  den  vernünftigen  Zweck  nicht  mehr  erreichen  kann, 
vielmehr  unter  den  gegenwartigen  Zeitläuften  zu  offenbar  unvernünfti- 
gen Resultaten  führen  würde.  Endlich  hat  der  Richter  von  einer  ge- 
setzlichen Vorschrift  bewußt  abzuweichen  ,  wenn  sie  dem  sittlichen 
Empfinden  der  Allgemeinheit  so  widerspricht,  daß  ihre  Einhaltung  die 
Autorität  von  Gesetz  und  Recht  weit  ärger  gefährden  würde,  als  ihre 
Außerachtsetzung.  Daß  diese  Sätze  leicht  mißverstanden  werden  kön- 
nen, sieht  Reichel  ein:  er  mahnt  deshalb  zu  größter  Vorsicht,  sonst 
könnte  ein  Richter  ein  Gesetz,  das  ihm  nicht  mehr  paßt,  wegen  ver- 
änderter Umstände  leicht  über  Bord  werfen  und  es  könnte  krasseste 
Willkür  und  Anarchie  entstehen.  Darum  soll  nur  dann  entgegen  einer 
Lex  scripta  entschieden  werden,  wenn  der  Richter  für  seine  Person  fest 
von  dieser  Pflicht  überzeugt  ist  und  annehmen  muß,  daß  auch  andere 
verständige  Fachgenossen  im  gleichen  Falle  ebenso  handeln  würden 
wie  er,  sowie,  falls  er  begründete  Hoffnung  auf  demnächstige  Bildung 
eines  derogierenden  Gewohnheitsrechtes  haben  kann.  Ein  sol- 
ches ist  aber  jede  durch  Rechtsübung,  Rechtslehre,  Rechtsprechung 
betätigte  und  bestätigte  Rechtsüberzeugung  der  sozialen  Gemeinschaft. 
Im  einzelnen  mag  man  gegen  die  vorstehenden  Vorschläge  man- 
cherlei Bedenken  vorbringen  können,  im  ganzen  bedeutet  die  Reichei- 
sche Arbeit  einen  wesentlichen  Fortschritt  auf  dem  behandelten  Ge- 
biete; trotz  ihrer  Kürze  gewährt  sieden  umfassendendsten  Ueberblick. 
Sie  verdient  darum  die  weiteste  Beachtung  und  Verbreitung. 

Dr.  Willy  Berthold. 

Archiv  für  Wirtschaftsforschutig  vn  Orient.  Herausgeber:  Reinhard 
Junge.  I.  Jahrgang.  Weimar,  G.  Kiepenheuer,  1916.  521  S.  8". 
M.  15.-. 

Unter  den  Zeitschriften,  welche  der  Krieg  hervorgerufen  hat,  ist 
die  vorliegende  eine  der  erfreulichsten.  Werden  doch  unsere  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zum  Orient  in  der  Zukunft  aller  Voraussicht 
nach  immer  wichtiger  für  uns  werden.  »Die  Zeitschrift  legt  sich  auf 
keinerlei  private  Tendenz  fest«,  heißt  es  im  Prospekt,  »sondern  dient 
dem  Austausch  der  wirklich  wissenschaftlichen  Meinungen  aus  allen 
Lagern  ihres  Forschungsbereichs.«  Unter  den  Personen,  rnit  deren 
»Mitwirkung«  die  Zeitschrift  erscheinen  soll,  werden  auf  dem  Titelum- 
schlag genannt:  zwei  Nationalökonomen,  ein  Geograph,  ein  Orientalist 
und  ein  Journalist  —  alles  Deutsche.  Der  Herausgeber,  der  vor  eini- 
ger Zeit  ein  umfängliches  Buch:  »Das  Problem  der  Europäisierung 
orientalischer  Wirtschaft«  mit  besonderer  Beziehung  auf  Russ.  Turkestan 
veröffentlicht  hat,    erörtert   in    einem    einleitenden  Aufsatze    das  Wirt- 
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Schaftsproblem  des  Näheren  Orients  und  gelangt  auf  dem  Wege  ein- 
dringender psychischer  Analyse  zu  dem  beachtenswerten  Ergebnis, 
»daß  im  Orient  Wirtschaftsbedingungen  und  Kausalitäten  bestehen, 
welche  eine  einfache  Aufpfropfung  europäischer  Wirtschaftsart  so  lange 
unmöglich  machen,  als  jene  Bedingungen  fortbestehen.  Es  wird  sich 
zeigen,  daß  die  neueintretende  Bedingung  europäischer  Begehrung  und 
europäischen  Denkens  zwar  imstande  sein  wird,  Mischwirtschaft  zu  er- 
zeugen, daß  aber  alles  Weitere  davon  abhängt,  inwieweit  es  gelingt, 
alte  orientalische  Bedingungen  zu  beseitigen,  und  es  wird  hierbei  klar 
werden,  daß  diese  Beseitigung  in  sehr  vieler  Hinsicht  aus  Gründen  z.  B. 
der  unveränderbaren  Natur  und  besonderer  primärer  Eigenschaften  des 
Menschen  entweder  für  die  Dauer  oder  doch  für  sehr  lange  Zeit  aus- 
geschlossen ist.  Es  wird  damit  die  Aufgabe  der  Europäisierung  klar 
werden  als  eine  Aufgabe  nicht  der  Aufpfropfung,  nicht  der  Umwand- 
lung des  Orients  zu  einem  Teile  Europas,  sondern  der  schöpferischen 
Weiterbildung  des  bestehenden  alten ,  der  Schaffung  eines  neuen 
Orients.  .  .  Vielleicht  daß  auf  orientalischem  Boden  einmal  aus  der 
Vermischung  altorientalischer  und  europäischer  Denkungsart  nicht  nur 
eine  neue  hochstehende  Wirtschaft,  sondern  in  Harmonie  mit  dieser 
eine  neue,  wahrhaft  ausgeglichene  hohe  Kultur  entsteht.« 

Mit  dieser  Auffassung  v>?ird  man  sich  gern  einverstanden  erklären 
können  und  nimmt  im  Hinblick  auf  sie  die  verschiedenen  Beiträge  der 
Sachkundigen,  die  der  vorliegende  erste  Jahrgang  bringt,  mit  der  festen 
Absicht,  sich  über  die  Eigentümlichkeiten  des  orientalischen  Denkens 
und  Wirtschaftens  belehren  zu  lassen,  entgegen.  Philtppson  behan- 
delt Wirtschaftliches  aus  dem  westlichen  Kleinasien,  Schiihnann  über 
die  Fremdkolonien  Palästinas  während  des  Krieges,  Schäfer  über  die 
mesopotamisch-persische  Petroleumfrage  und  neutürkische  Zollpolitik, 
Becker  über  Islam  und  Wirtschaft,  Älitiwoch  über  die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Sprachenfrage  in  der  Türkei;  mehrere  Aufsätze  sind 
dem  landwirtschaftlichen  Versuchswesen  gewidmet.  Etvv^as  enttäuscht 
hat  uns  eine  noch  fortzusetzende  Abhandlung  über  Industrie  und  Hand- 
werk in  Konstantinopel,  deren  Verfasser  es  bloß  auf  Technisches  und 
Kommerzielles  angekommen  zu  sein  scheint,  während  doch  für  die 
Frage  unserer  Einwirkung  auf  diese  Dinge  der  Betrieb  und  die  Be- 
triebsformen im  Vordergrund  des  Interesses  stehen.  Der  »Wirtschafts- 
forschung« kann  doch  mit  dem  üblichen  Schema  der  Konsulatsbe- 
richte nicht  gedient  sein.  Beigegeben  ist  eine  sehr  eingehende  Biblio- 
graphie von  TiUmann,  Bücherbesprechungen  und  kleine  Mitteilungen. 
Kurz  die  Zeischrift  hat  sich  ein  sehr  wichtiges  Ziel  gesetzt  und  geht 
ihm  mit  Sachverständnis  und  Eifer  nach.  Man  kann  ihr  nur  fröhliches 
Gedeihen  wünschen.  Mögen  namentlich  diejenigen,  welche  den  Beruf 
europäischer  Pioniere  und  Kulturträger  für  den  Näheren  Orient  in  sich 
fühlen,  sie  lesen  und  beherzigen.  —  i'- 
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Robert-Tor now,  Regieruntjsassessor  Dr.  Nikolaus,  Verwaltungs- 
rechtliche  Wege  städtischer  Bodenpolitik  laid  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung. 
(Hctt  15  der  im  Auftrage  des  Magistrats  vom  Statistischen  Amte 
der  Stadt  Königsberg  Pr.  herausgegebenen  [»Königsberger  Statistik«)]. 
Königsberg  Pr.  1916,  Verlag  der  Königsberger  Ilartungschen  Zeitung 
1916,  104  S. 
Der  Verfasser  will  zeigen,  welche  verwaltungsrechtlichen  Wege  die 
Praxis  einzuschlagen  hat,  um  die  städtische  Bodenfragc  einer  mög- 
lichst weitgehenden  Lösung  zuzuführen.  Er  findet  sie  in  einer  Reihe 
öfFentlichrechtlicher  und  privatrechtlicher  Maßnahmen,  die  er  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Königsberger  Verhältnisse  je  wieder 
darnach  unterscheidet,  ob  sie  ohne  oder  mit  dem  Bestreben  auf  un- 
mittelbare Erträge  für  den  Stadthaushalt  erfolgen.  Wenngleich  diese 
Teilung  an  sich  in  mancherlei  Beziehung  etwas  willkürlich  erscheint, 
so  ist  sie  doch  für  die  Uebersicht  des  Ganzen  förderlich.  Es  ist  hier 
nicht  angängig  auf  alle  die  einzelnen,  vom  Verfasser  in  Betracht  gezoge- 
nen Gesichtspunkte  einigermafJen  hinzuweisen ;  jeder,  der  nur  entfernt  in 
Frage  kommt,  wird  behandelt.  Besonders  hervorhebenswert  erscheint 
mir  die  mit  guten  Gründen  vertretene  Anregung,  die  Königsberger  sog. 
Rayonsteuer  allgemein  anzuwenden ,  demgemäß  eine  durch  ein  be- 
stimmtes Wegenetz  objektiv  abgegrenzte  Fläche  mit  Zuschlägen  zur 
Grundwertsteuer  zu  belegen  und  mit  dieser  gestaffelten  Steuer  An- 
liegerbeiträge ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Straßenherstellung  zu 
bekommen.  In  der  Erkenntnis,  daß  in  der  städtischen  Bodenpolitik 
alles  aufs  engste  ineinander  greife  und  sich  gegenseitig  bedinge,  wenn 
es  nicht  zu  einer  starken  Bedrückung  führen  solle,  werden  Grundwert- 
sowie  Zuwachssteuer  lebhaft  befürwortet,  während  von  ihnen  allein 
im  Gegensatze  zu  manchen  Bodenreformen  nur  geringe  Fortschritte 
auf  das  zu  erstrebende  Ziel  zu  erwarten  sind.  Von  den  im  Bereiche 
des  Privatrechts  gewünschten  Maßnahmen  halte  ich  die  Verwendung 
des  Rentengutes  auch  für  die  Städte  nützlich,  dagegen  ist  das  sog. 
rollende  Wiederkaufsrecht,  wonach  jeder  Verkauf  eines  von  der  Stadt 
veräußerten  Grundstückes  immer  erst  an  die  Stadt  und  von  dieser 
unter  Vorbehalt  des  Wiederkaufs  weiter  erfolgen  soll,  ein  gar  zu  künst- 
liches Gebilde.  Endlich  ist  bei  Ausleihung  II.  Hypotheken  durch  Ge- 
meinden das  Verlangen ,  nicht  nur  die  II.  städtische  Hypothek  zu 
tilgen,  sondern  auch  die  I.,  ein  Gedanke,  der  eingehendere  Prüfung 
verdient,  als  ihr  der  Verfasser  widmet. 

Lobenswert  ist,  daß  er  keine  neuen  Gesetze  haben,  sondern  auf 
Grund  der  heutigen  Rechtsbestim.mungen  praktische  Bodenpolitik  zur 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  treiben  will.  Freilich  betrachtet  er 
m.  E.,  wie  die  meisten  städtischen  Bodenpolitiker,  den  Grund  und  Boden 
zu  ausschließlich  nur  als  Standort  für  neu   zu   erstellende  Wohnungen 
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und  berücksichtigt,  zumal  bei  den  steuerlichen  Vorschlägen,   zu  wenig 
dessen  ernährungspolitische  Bedeutung. 

Dr.  Willy  B  e  r  t  h  o  1  d. 


7 erhalle,  Dr.  Fritz,  Die  Kreditnot  am  städtischen  Grnndstücks- 
markt.     Jena,  Gustav  Fischer,  191 6.    268  S.  8"- 

Die  Kreditnot  am  städtischen  Grundstücksmarkte  hat  in  der  letzten 
Zeit  die  Oefifentlichkeit  immer  stärker  beschäftigt.  Die  Zeitungen  be- 
fassen sich  in  steigendem  Umfange  damit,  in  VereinsversammJungen 
von  Interessenten  erhitzen  sich  die  Gemüter  darüber  und  mancher 
fühlt  sich  berufen,  ein  neues  Heilmittel  zur  Steuerung  der  zweifellos 
vorhandenen  Notlage  vorzuschlagen.  Auch  die  Buchliteratur  hat  zahl- 
reiche Neuerscheinungen  aufzuweisen,  die  der  Frage  gewidmet  sind ; 
am  eingehendsten  ist  das  Problem  in  den  Drucksachen  der  Immobiliar- 
kreditkommission für  das  preußische  Abgeordnetenhaus  mit  den  Gut- 
achten von  Bredt,  Schwartz,  van  der  Borght,  Albrecht,  Dernhnrg,  Ltither, 
Baumert  und  Eberstadt  behandelt  worden.  Hier  kommen  die  verschie- 
densten Ansichten  mit  in  der  Hauptsache  guten  Gründen  zu  Worte; 
freilich  sind  die  einzelnen  Arbeiten  von  ziemlich  verschiedenem  Werte. 
Terhalle  bringt  von  seiner  eigentlichen  Abhandlung  einen  Abriß  über 
die  hauptsächlichste  Literatur  und  deren  Inhalt;  es  muß  genügen  dar- 
auf zu  verweisen. 

Seine  Arbeit  selbst  teilt  er  in  zwei  Hauptschnitte  ein:  Ursachen 
der  Kreditnot  bei  der  Beschafifung  zweiter  Hypotheken  und  kriti- 
sche Würdigung  einiger  Reformvorschläge  auf  dem  Gebiete  des 
städtischen  Realkredits  mit  einer  Anzahl  von  Unterabschnitten.  Er 
weist  dabei  mit  Recht  schon  im  Vorworte  darauf  hin,  daß  der  Krieg 
die  Kreditnot  nicht  hervorgerufen,  sondern  nur  erheblich  verschärft 
habe,  und  daß  er  daher  den  Schwerpunkt  seiner  Untersuchung  in  der 
Erforschung  der  Verhältnisse  vor  dem  Kriege  suche,  ohne  die  durch 
den  Krieg  geschaffene  Lage  vernachlässigen  zu  wollen;  er  ist  seinem 
Ziel  sehr  nahe  gekommen. 

Die  wesentliche  Ursache  der  Kreditnot  erblickt  der  Verfasser  in 
ungleich  größerem  Maße  in  einem  Nichtwollen,  als  in  einem  Nicht- 
künnen  der  Kapitalisten.  An  der  Hand  von  Bankveröffentlichungen 
weist  er  sogar  nach,  daß  man  zeitweise  und  an  manchen  Orten  ge- 
radezu von  einer  Hypothekennot  im  umgekehrten  Sinne  sprechen  konnte, 
indem  geeignete  Hypotheken  nicht,  oder  nur  mit  besonderen  Schwierig- 
keiten zu  beschaffen  waren,  während  der  Pfandbriefabsatz  überraschend 
groß  gewesen  sei,  so  nach  dem  Deutschen  Oekonomisten  1914.  162,8 
Mill.  Mk.  gegen  eine  Hypothekenzunahme  von  bloß  102,4  Mill.  Mk. 
Warum  sich  die  Geldgeber  von  den  früher  so  beliebten  zweitstelligen 
Bcleihungen  abwandten,  wird  in  dem  zweiten  Unterabschnitt  erörtert  und 
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einer  der  Gründe  in  der  mangelhafter  gewordenen  realen  Sicherheit  der 
zweiten  Hypotheken  gefunden.  Diese  ist  einmal  die  Folge  der  bedeu- 
tenden Wertschwankungen  des  großstädtischen  Grundbesitzes,  welche 
den  erzielbaren  Verkaufspreis  des  Pfandobjektes  kaum  vorher  bestimmen, 
sowie  eine  Ungewißheit  darüber  bestehen  lassen,  daß  sich  die  Miets- 
einnahmen nicht  zu  Ungunsten  der  Haifcbesitzer  und  damit  zu  Un- 
gunsten der  Hypothekengläubiger  verschieben.  Die  Ungewißheit  ihrer- 
seits beruht  weniger  auf  einem  unmittelbaren  Einflüsse  der  Spekulation, 
weil  der  Preis  des  Grund  und  Bodens  nicht  einen  so  großen  Anteil 
an  der  Höhe  des  Verkaufspreises  eines  bebauten  Grundstückes  habe, 
sondern  sie  liegt  namentlich  darin,  daß,  wie  Ad.  Jl'cber  betont,  kein 
volkswirtschaftlich  bedeutsames  Bedürfnis  in  seiner  Größe  und  in  seiner 
Art  so  schwer  im  voraus  zu  schätzen  ist,  wie  das  Wohnungsbedürfnis 
einer  großen  Stadt.  Ferner  haben  sich  in  allen  Kreisen  die  Ansprüche 
an  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  gesteigert,  wozu  auch  nach  Pohle 
die  viel  verschmähte  Mietskaserne  ihr  erhebliches  Teil  beigetragen 
hat.  Dadurch  wurde  einerseits  eine  große  Anzahl  ältere'r  Wohnungen 
entwertet,  anderseits  veranlaßte  die  rege  Nachfrage  nach  Wohnun- 
gen, ausgerüstet  »mit  allem  Komfort  der  Neuzeit«,  an  manchen  Orten 
eine  spekulative  Ueberproduktion  an  solchen  neuen  Wohnungen  und 
hat  dagegen  eine  fühlbare  Wohnungsnot  für  die  minder  bemittelten 
Klassen  heiTorgerufen. 

Der  Entwicklung  der  Verkehrsverhältnisse  schreibt  T.  eine  stär- 
kere Einwirkung  auf  die  Höhe  des  erzielbaren  Kaufpreises  zu.  Dieser 
hebt  sich  vorwiegend  im  Zentrum,  der  Stadt,  im  Geschäftsviertel  und 
an  den  Endpunkten  der  neuen  Verkehrsmittel,  sinkt  aber  namentlich 
in  den  Zwischenzonen.  Nun  ist  nach  T.  die  Verkehrspolitik  uusrer 
Städte  nicht  gerade  führend  gewesen,  hat  vielmehr  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  nachgehinkt,  und  den  zuweilen  scharfen  Interessengegen- 
satz zwischen  Vorortsgemeinden  wachgerufen.  Da  in  Ansehung  dieser 
Umstände  die  Spekulation  vielleicht  am  allerstärksten  gewirkt  hat, 
fordert  T.,  daß  gerade  die  Furcht  vor  der  angeblichen  Macht  der 
Spekulation  eine  weitschauende  Verkehrspolitik  zeitigen  und  den  Streit 
über  verkehrspolitische  Fragen  beilegen  solle,  »da  die  Spekulation, 
deren  Lebenselement  die  Ungewißheit  der  zukünftigen  Entwicklung  ist, 
aus  ihnen  ihre  beste  Nahrung  schöpft«. 

Ein  nicht  zu  unterschätzender  indirekter  Einfluß  wird  der  Bau- 
ordnung beigemessen.  »Je  extensiver  in  den  Außenbezirken  die  Be- 
bauung, desto  mehr  Mieter,  die  großen  Wert  auf  eine  Wohnung  in  der 
Nähe  des  Geschäftslebens  legen,  werden  als  Reflektanten  für  die  Woh- 
nungen im  Zentrum  der  Stadt  in  Frage  kommen.«  Viele  Gemeinden 
haben  in  dem  Wunsche,  eine  möglichst  wohlhabende  Bevölkerung  an- 
zusiedeln und  die  Arbeiterbevölkerung  in  die  entfernteren  Vororte  ab- 
auschieben,  durch  ihre  Bauordnuns;   die  Preise   für  Grund    und  Boden 
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unbemerkt  in  die  Höhe  getrieben.  Mit  Nachdruc'  wendet  sich  dann  der 
Verf.  gegen  den  Gedanken,  durch  eine  steuerlich  '"lastung  der  Haus- 
besitzer den  Mietern  dienen  zu  können.  »Man  will  ein  vermeintliches 
Bodenmonopol  brechen,  erreicht  jedoch  vielleicht,  daß  die  Gefahr  eines 
Wohnungsmonopols  drohender  wird,  als  die  eines  Bodenmonopols  je- 
mals war.«  Daß  die  Steuer  im  allgemeinen  nicht  geeignet  ist,  die 
Wohnungsmieten  zu  verbilligen  sei  zwar  theoretisch  längst  einwandfrei 
nachgewiesen,  aber  die  Praxis  der  öffentlichen  Körperschaften  sei  von 
dieser  Erkenntnis  vorläufig  noch  sehr  wenig  durchdrungen,  zum  nicht 
geringen  Teil  aus  fiskalischen  Interessen.«  Und  diese  künstliche  Ver- 
größerung eines  natürlichen  großen  Risikos  hat  Kapital  und  Unter- 
nehmungsgeist von  einem  der  wichtigsten  Gebiete  wirtschaftlicher  Tä- 
tigkeit verscheucht.  Endlich  wird  der  allgemeinen  Gestaltung  des  Ka- 
pitalmarktes gedacht;  jedes  Steigen  des  Zinsfußes  bereitet  ein  Fallen 
des  erzielbaren  Kaufpreises  vor  und  umgekehrt.  Ist  schon  deshalb  die 
reale  Sicherheit  gesunken,  so  haben  die  erlassenen  Kriegsnotgesetze 
die  Gläubiger  noch  besonders  auf  die  Illiquidität  ihrer  Kapitalsanlage 
hingewiesen. 

Bei  Erörterung  der  personalen  Sicherheit  II.  Hypotheken,  behan- 
delt T.  vornehmlich  das  moderne  Bauunternehmertum.  Hier  unter- 
streicht er  die  Tatsache,  daß  es  auch  in  der  Großstadt  noch  genug 
solide  und  gute  Bauunternehmungen  gibt,  die  alle  Anforderungen  er- 
füllen, daß  sie  sich  aber  mit  der  Herstellung  von  Spekulationsbauten, 
zumal  für  die  minderbemittelte  Bevölkerung  so  wenig  wie  möglich  ab- 
geben, sondern  lediglich  Bestellbautätigkeit  ausüben.  Infolgedessen  hat 
beim  Wohnungsbau  der  Spekulationsbau  den  Auftragsbau  nahezu  ver- 
drängt, der  heute  vorwiegend  in  den  Händen  der  kapitalkräftigeren 
Unternehmer  liegt.  Der  Kapitalschwache  herrscht  hingegen  auf  dem 
Gebiete  des  Wohnungsbaues  immer  mehr  vor.  Das  wiederum  hat  den 
oft  sehr  umfangreichen  Bau-  und  Baugeldschwindel  begünstigt.  Ob- 
schon  sich  T.  die  Nachteile  nicht  verhehlt,  wünscht  er  doch  im  Inter- 
esse der  Mieter,  wie  der  Allgemeinheit,  daß  auch  dem  minderkapital- 
kräftigen Bauunternehmer,  sofern  er  die  für  seinen  Beruf  notwendigen 
Kenntnisse  besitzt  und  nicht  ohne  jegliche  eigene  Mittel  arbeitet,  die 
Möglichkeit  bleibe,  mit  Hilfe  des  Baugeldkredits  seinem  produktiven 
Gewerbe  nachzugehen,  namentlich  beim  Kleinwohnungsbau,  wo  das 
Absatzrisiko  am  größten  ist.  Freilich  bietet  der  moderne  Bauunter- 
nehmer, der  Spekulationsbau  treibt,  keine  genügende  personale  Sicher- 
heit für  den  Gläubiger  II.  Hypotheken. 

Zu  ziemlich  demselben  Ergebnis  gelangt  Terhalle  hinsichtlich  der 
modernen  großstädtischen  Hausbesitzer.  Hausbesitzer  und  Rentier  ist 
nicht  mehr  dasselbe;  der  Hausbesitz  ist  ein  Gewerbe  geworden.  Sehr 
scharf  geht  er  mit  zahlreichen  Bestrebungen  der  letzten  Zeit  ins  Ge- 
richt.    Nicht  Erschwerung  der  Lage  des   heutigen   Hausbesitzers,   son- 
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dem  möglichste  Erleichterung  solle  die  Losung  sein ;  zumal  derjeni- 
gen, welche  die  eigentlichen  Kleinwohnungshäuser  im  Besitz  haben. 
Kein  Erwerbsstand  wurde  bisher  so  allgemein  in  Mitleidenschaft  gezo- 
gen, wie  der  gewerbsmäßige,  großstädtische  Hausbesitz. 

Das  dritte  Kapitel  ist  den  Erfahrungen  der  Nachhypothekare  bei  der 
Zwangsversteigerung  als  Ursache  mangelnden  Kapitalangebotes  gewid- 
met. Hier  wird  der  dabei  erforderlichen  hohen  Barbeträge  als  einer 
Ursache  für  die  großen  Verluste  gedacht,  ferner  haben  die  früher  viel 
üblichen  Mietzinsabtretungen  Nachteile  für  den  Hypothekengläubiger 
gebracht,  so  daß  1915  zu  ihrer  Beseitigung  eine  Novelle  zum  BGB.  er- 
lassen werden  mußte.  Ob  freilich  dadurch  dem  Uebel  gesteuert  wird, 
bleibt  fraglich.  Eine  sonstige  Ursache  der  Hypothekennot  sieht  T.  u.  a.  in 
der  öffentlichen  Diskussion  über  die  Frage  der  IL  Hypothek,  der 
Dringlichkeit  des  Kreditbedarfes  bei  Hausbesitzern  und  Unternehmern, 
die  manchen  Kapitalisten  kopfscheu  gemacht  haben ,  ferner  in  der 
wachsenden  Bevorzugung  der  Kapitalsanlage  in  Wertpapieren,  sowie 
in  der  Bankenkonzentration  in  den  Großstädten. 

Der  zweite  Hauptabschnitt  ist  durchweg  kritischer  Natur.  Die  Frage 
der  Amortisationshypothek  wird  in  Kap.  i  beleuchtet,  dabei  die  Not- 
wendigkeit der  Abschreibung  auch  beim  Hausbesitz  trotz  der  mög- 
lichen Bodenwertsteigerung  anerkannt  und  auf  den  Unterschied  zwi- 
schen Abschreibung  und  Schuldentilgung  hingewiesen.  Der  Ausbrei- 
tung dieser  Art  steht  nach  Terhalle,  trotz  der  in  letzter  Zeit  starken 
Befürwortung,  entgegen,  daß  eine  vorgeschrittene  Amortisation  wegen 
des  fast  durchweg  geringen  Käuferkapitals  die  Eintragung  hochver- 
zinslicher Restkaufhypotheken  in  größerem  Umfange  bedingen,  und 
daß  Tilgungsbeträge  die  Rentabilität  herabdrücken  würden ;  denn 
möglichst  geringe  Jahresleistungen  für  die  Hypothekenschulden  sind 
nun  einmal  die  beste  Empfehlung  für  ein  zu  verkaufendes  großstädti- 
sches Mietshaus.  Nicht  die  Entschuldung  ist  das  Ziel  der  Kreditorga- 
nisation. Zwar  ist  die  Tilgung  nach  Möglichkeit  zu  fordern,  doch  liegt 
ein  Tilgungszwang,  der  außerdem  schwierig  durchzuführen  wäre,  auch 
nicht  im  Interesse  der  Mieter. 

Im  Kapitel  über  die  gesetzliche  Regelung  des  Taxwesens  wird  der 
Nachweis  geführt,  daß  die  privaten  Taxen  oft  zu  hoch  und  die  öffent- 
lichen zu  niedrig  sind,  und  daß  eine  Ueberbeleihung  hauptsächlich 
durch  Private  erfolge,  bei  Hypothekenbanken  und  Versicherungsgesell- 
schaften liegt  eine  solche  im  allgemeinen  nicht  vor.  Eine  Besserung 
der  Verhältnisse  ist  aber  dringend  erwünscht,  allerdings  wird  der  preus- 
sische  Entwurf  wegen  der  Schwerfälligkeit  der  geplanten  Einrichtungen 
kaum  die  erwünschten  Folgen  zeitigen.  Oberster  Grundsatz  muß  sein, 
daß  der  Taxator  die  Verhältnisse  eines  bestimmten  Bezirkes  eingehend 
kennt  und  daß  man  eine  auf  reiche  Erfahrung  beruhende,  gewissen- 
hafte und  verständnisvoll  ausgearbeitete  Wertschätzung  bekommt.    Da- 
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für  scheint  dem  Verf.  eine  private  Betätigung  mehr  Gewähr  zu  bieten, 
als  eine  behördliche. 

Die  Besprechung  über  grundsätzliche  Mängel  im  Hypothekenrecht 
(Kap.  3),  gipfelt  in  einer  eingehenden  Bekämpfung  von  Ausführungen 
und  Vorschlägen  Ermanns  auf  dem  III.  Kongreß  der  Internationalen 
Vereinigung  für  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie  1914:  von  volks- 
schädlichen Wirkungen  unseres  Hypothekenvvesens  kann  keine  Rede 
sein. 

Das  vierte  Kapitel  über  die  Organisation  des  zweitstelligen  Hypo- 
thekenkredits hebt  die  großen  Schwierigkeiten  hervor,  die  allen  Versuchen 
entgegenstehen.  Es  handelt  sich  um  einen  gewaltigen  Kapitalbedarf, 
der  am  zweckmäßigten  durch  eine  Zentralstelle  zur  Erledigung  des 
Passivgeschäftes  beschafft  wird,  während  lokale  Einrichtungen  die  Be- 
friedigung des  lokal  und  individuell  sehr  verschiedenen  Kreditbedarfes 
durch  die  Beleihung  zu  decken  suchen.  Ohne  öffentliche  Mithilfe  und 
wenn  ihr  nicht  ganz  bedeutende  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
wird  jedoch  keine  genügende  endgültige  Lösung,  die  auch  den  Mietern 
zugute  kommt,  erzielt  werden. 

Im  letzten  Kapitel  endlich  werden  die  Städtischen  Hypotheken- 
banken und  durch  kommunale  Bürgschaft  unterstützte  Hypotheken- 
bankvereine für  IL  Hypotheken  vom  wohnungspolitischen  Standpunkte 
aus  kritisch  gewürdigt.  Die  Gründung  von  solchen  Hypothekenbanken 
kann  nur  eine  soziale  Hilfsmaßnahme  bedeuten,  da  die  Kreditnot  in 
allgemein  wirtschaftlichen  Verhältnissen  begründet  ist  und  ihre  größte 
Ursache  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  liegt.  Bei  der  Ge- 
ringfügigkeit der  vorhandenen  Mittel  kann  nur  in  beschränktem  Um- 
fange geholfen  werden.  Günstiger  gestaltet  sich  die  gemeindliche  Mit- 
hilfe bei  einer  Garantieübernahme  für  die  von  privaten  Hypotheken- 
instituten zu  emittierenden  Pfandbriefe,  oder  auch  einer  sog.  Gewähr 
für  die  Hypotheken  selbst.  Dabei  wird  nicht  verhehlt,  daß  eine  Bürg- 
schaftsübernahme für  II.  Hypotheken  in  größerem  Umfange  für  den 
Kommunalkredit,  der  schon  mit  großen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hat,  nachteilig  wirken  muß.  Ausführlich  geht  Terhalle  auf  die  Orga- 
nisation der  Institute  und  auf  die  Frage  ein,  ob  öffentlicher  oder  pri- 
vater Betrieb.  Er  lehnt  eine  Schematisierung  ab,  und  meint,  die  Haupt- 
sache sei,  die  richtigen  Persönlichkeiten  an  die  Spitze  zu  stellen.  Bei 
der  Beleihung  wird  man  wohl  bis  etwa  80  Proz.  des  Wertes  hinauf- 
gehen müssen ;  im  Hypothekenzinsfuß  müssen  der  den  Anstallsgläubigern 
zu  zahlende  Zins,  die  Verwaltungskosten  und  eine  Risikoprämie  ent- 
halten sein.  Da  vielfach  das  Bestreben  auftritt,  nur  Amortisations- 
darlehen zu  geben,  ist  der  Weg  zu  den  städtischen  oder  gemeindlich 
garantierten  Hypothekeninstituten  oft  denjenigen  Unternehmern  ver- 
sperrt, deren  Selbstkosten  herabgemindert  werden  müßten,  um  eine  we- 
sentliche Ermäßigung  der  Mieten  herbeizuführen. 
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Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  Notlage  bei  der 
Beschaffung  II.  Hypotheken  ihre  letzten  Ursachen  in  dem  großen  na- 
türlichen Risiko  hat,  sowie  in  der  künstlichen  Steigerung  dieses  natür- 
lichen Risikos  der  auf  die  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  ge- 
richteten Tätigkeit  —  durch  eine  Reihe  wohnungs-  und  finanzpolitischer 
Älaßnahmen,  welche  die  an  sich  geringe  Unternehmungslust  des  Kapi- 
tales noch  mehr  beeinträchtigten.  Daher  sein  Reformprogramm  :  Mög- 
lichste Verminderung  des  Risikos  und  Anregung  der  Unternehmungs- 
lust des  privaten  Erwcrbskapitales ;  die  II.  Hypothek  muß  die  Domäne 
des  Privatkapitales  bleiben. 

Im  ganzen  halte  ich  die  Arbeit  Terlialles  für  eine  der  besten  und 
gründlichsten  über  das  Problem  der  Kreditnot.  Namentlich  gebührt 
ihm  für  den  ersten  Hauptabschnitt  das  Verdienst,  die  tieferen  Ursachen 
klar  dargelegt  und  allen  denen,  welche  die  moderne  Wohnungsfrage 
allein  mit  ihrem  guten  Herzen  lösen  wollen,  gezeigt  zu  haben,  worin  die 
Fehler  beruhen  und  wo  das  Uebel  gesucht  und  bekämpft  werden  muß. 
Der  zweite  Hauptabschnitt  ist  dagegen  durch  den  Hinweis  auf  alle 
hervortretenden  Schwierigkeiten  geeignet,  die  kühnen  Hoffnungen  man- 
cher Hausbesitzerkreise  zu  dämpfen  und  vor  allem  den  maßgebenden 
Behörden  die  natürlichen  Grenzen  aller  ihrer  INIaßnahmen  auf  diesem 
Gebiete  vor  Augen  zu  führen.  Dr.  Willy  Berthold. 


Kuc zynski ,  Dr.  R.,  Das  Wohnungswesen  und  die  Gefneinden  in 
Preußen.  II.  Teil:  Städtische  Wohnungsfürsorge.  Breslau,  W.  G. 
Korn  1916.  354  S.  8°-  (Schriften  des  Verbandes  deutscher  Städte- 
statistiker Heft  4)    M.  10. — . 

Das  Buch  bildet  einen  Teil  der  vom  Verband  deutscher  Städte- 
statistiker auf  Veranlassung  des  Preußischen  Städtetags  veranstalteten 
Erhebung.  Bei  der  Aengstlichkeit,  mit  der  unsere  Stadtverwaltungen 
an  die  Lösung  neuer  Aufgaben  heranzutreten  pflegen,  darf  man  ihr 
von  vornherein  einen  großen  praktischen  Einfluß  in  Aussicht  stellen. 
Denn  bei  der  Ideendürftigkeit,  die  in  den  meisten  städtischen  Vertre- 
tungen zu  herrschen  pflegt,  ist  es  für  Reformen  oft  schon  ausschlagge- 
bend, sagen  zu  können,  daß  und  an  welchem  Orte  etwas  bereits  aus- 
geführt worden  ist,  um  die  herkömmliche  Kopfscheu  vor  allem  Neuen 
zu  überwinden.  Dies  gilt  namentlich  von  der  weitestgehenden  der  auf 
dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  bis  jetzt  von  selten  der  Stadtgemeinde 
versuchten  ]\Iaßnahmen:  dem  Eigenbau  durch  die  Gemeinden,  der  an 
den  Anfang  des  vorliegenden  Buches  gestellt  ist.  Nicht  weniger  als 
16  deutsche  Städte  haben,  oft  nur  »der  Not  gehorchend,  nicht  dem 
eignen  Triebe«,  zu  diesem  Abhilfemittel  gegriffen  und  238  Häuser  mit 
12 13  Wohnungen  erbaut.  Dabei  ist  von  dem  Eigenbau  von  Beamten- 
wohnungen völlig  abgesehen.     Die  Schrift  liefert  über  die  einschlagen- 
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den  Fälle  umfassende  tatsächliche  Nachweisungen.  Diese  erstrecken 
sich  auf  den  Umfang  des  Eigenbaues,  die  Häuser-  und  Wohnungs- 
größe, die  Herstellungskosten,  die  Art  der  Verwertung  der  Häuser, 
Mietpreise  und  Rentabilität.  In  den  meisten  Städten  ist  mit  Recht 
das  Vermietungssystem  bevorzugt;  nur  zwei  bauen  zum  Verkauf  auf 
Abzahlung. 

Im  zweiten  Abschnitt  wird  die  Hergabe  städtischen  Geländes  durch 
Verkauf  oder  Vergebung  in  Erbbaurecht  behandelt.  Die  Fälle  sind 
hier  weit  zahlreicher  (40  bez.  13),  die  Modalitäten  mannigfaltiger,  und 
demgemäß  ist  den  tatsächlichen  Mitteilungen  auch  ein  größerer  Raum 
vorbehalten.  Das  Rentengutsprinzip  ist  nur  vereinzelt  (in  Aschersleben 
und  Mülheim  a.  d.  Ruhr)  zur  Anwendung  gekommen,  was  wohl  mit  der 
bürokratisch  unpraktischen  Festsetzung  der  Mindestgröße  zusammen- 
hängt. Es  dürfte  darum  auch  in  Zukunft  nur  in  ganz  kleinen  Städten 
oder  entlegenen  Vorortsgemeinden  zur  Anwendung  kommen  können. 
Die  gesamte  verkaufte  Fläche  beläuft  sich  in  allen  40  Städten  auf 
125  ha,  der  gesamte  Verkaufserlös  auf  9  Millionen  Mark.  Das  zu  Erb- 
bau vergebene  Gelände  hat  einen  Gesamtumfang  von  27  ha. 

Im  dritten  Abschnitt  folgt  eine  über  mehr  als  200  Seiten  sich  er- 
streckende Beschreibung  der  Erleichterung  des  Realkredits  durch  städti- 
sche Anstalten  für  erste  und  für  zweite  Hypotheken,  durch  Gvund- 
rentenanstalten,  durch  Hergabe  einzelner  Hypotheken,  durch  Bürg- 
schaftsübernhme  für  Hypotheken  und  durch  Unterstützung  von  gemein- 
nützigen Genossenschaften  zur  Flypothekenversicherung.  Prinzipielle 
Erörterungen,  die  geradebei  diesem  vielbesprochenen  Gegenstande  unseres 
Wissens  noch  fehlen,  lagen  dem  Verfasser  fern.  Er  hatte  nur  das 
durch  Umfrage  gewonnene  Tatsachenmaterial  vorzulegen  und  tut  das 
mit  anerkennenswerter  Gewissenhaftigkeit.  Anstalten  für  I.  Hypothe- 
ken hatten  3  Städte  errichtet,  für  IL  Hypotheken  43.  Die  30  Anstalten, 
v/elche  am  Ende  1913  in  Wirksamkeit  getreten  waren,  hatten  über  2000 
Darlehen  im  Betrage  von  14  Millionen  Mark  gewährt,  während  die  An- 
stalten der  3  Städte,  die  zur  I.  Hypothek  leihen,  2400  Darlehen  in 
Höhe  von  83  Millionen  Mark  hergegeben  hatten.  Grundrentenanstal- 
ten und  ähnliche  Darlehenskassen  fanden  sich  in  13  Städten;  sonstige 
Hypotheken  auf  Kleinwohnungsbauten  gaben  32  Städte;  45  hatten 
Bürgschaften  für  Hypotheken  im  Belauf  von  30  Millionen  übernommen, 
3  hatten  Hypothekenversicherungsgenossenschaften  unterstützt. 

Der  vierte  und  letzte  Abschnitt  behandelt  die  städtische  Beteiligung 
an  Bau-  und  Wohnungsvereinen,  ferner  die  an  Beiträgen,  Gebühren 
und  Steuern  gewährten  Vergünstigungen  und  die  Förderung  von  Le- 
digenheimen. Man  erfährt  da,  daß  35  Städte  sich  mit  Anteilscheinen 
oder  Aktien  bei  Baugenossenschaften  u.  dgl.  beteiligt  hatten.  38  hatten 
die  Zahlungsbedingungen  für  Straßenbaukosten,  15  die  Zahlungsbe- 
dingungen  für   Kanalbaukosten   bei   Kleinwohnungsbauten   erleichtert; 
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7  Städte  ermäßigen  die  Kanalgebühren,  2  das  Wassergeld,  1 1  die  Bau- 
polizeigebühren; 15  Städte  ermäßigen  die  Grundsteuer;  14  Städte  ha- 
ben die  Umsatzsteuer  bei  Kleinwohnungen  erlassen.  Endlich  hatten  3 
Städte  die  Gründung  von  Ledigenheimen  unterstützt. 

Das  Ganze  wird  durch  ein  sehr  willkommenes  Ortsregister  abge- 
schlossen, in  dem  für  jede  Stadt  die  Art  ihrer  Betätigung  in  der  Woh- 
nungsfürsorge angegeben  ist.  Man  muß  dem  Verfasser  für  die  Hingabe 
und  Sorgfalt,  mit  der  er  sich  der  Verarbeitung  der  von  den  Städten 
gelieferten  Angaben  gewidmet  hat,  dankbar  sein  und  sieht  den  beiden 
noch  rückständigen  Teilen  seines  großen  Werkes,  von  denen  der  eine 
das  Wohnungswesen  in  den  letzten  fünfzig  Jahren,  der  andere  Bau- 
und  Wohnungsordnungen  sowie  die  Wohnungsaufsicht  behandeln  soll, 
mit  lebhaftem  Interesse  entgegen.  Aber  das  hier  Gebotene  reicht  allein 
schon  als  Unterlage  einer  grundsätzlichen  Erörterung  der  städtischen 
Aufgaben  in  der  Wohnungsfrage  aus,  deren  wir  nach  Beendigung  des 
Krieges  doppelt  dringend  bedürfen  werden  und  die  auch  nach  Vor- 
lage des  preußischen  Wohnungsgesetzes  noch  recht  nötig  ist.     — r. 


U h  l,  A.,  Die  unternormalen    Wohnungen    in    Gera    und  ihre   Bewohner. 

Ergebnisse    einer    Umfrage    nebst   Vorschlägen   zur    Abhilfe.     Gera, 

Fisahn  u.  Habenicht  1913.    46  S.  8". 

Die  Ortsgruppen  Gera  des  Allgemeinen  Deutschen  Frauenvereins 
und  des  Bundes  Deutscher  Bodenreformer  wollen  mit  der  vom  Verfasser 
bearbeiteten  Umfrage  nicht  eine  amtliche  Erhebung  ersetzen,  sondern 
zu  einer  solchen  anregen  und  deren  Notwendigkeit  begründen.  Ihr 
ferneres  Ziel  ist,  die  Stadt  Gera  zur  Einrichtung  einer  Wohnungs- 
inspektion und  den  Staat  zum  Erlasse  eines  Wohnungsgesetzes  zu  ver- 
anlassen. Das  vorhandene  Material  (45  Wohnungen  mit  282  Bewoh- 
nern) ist  freilich  etwas  sehr  gering,  dafür  aber  bis  ins  einzelste  behan- 
delt. Da  die  Wohnungen  sich  fast  nur  in  alten  oder  gar  sehr  alten 
Häusern  befinden,  ist  leicht  zu  ermessen,  daß  die  Anstände  ziemlich 
erhebliche  sind.  Anzuerkennen  ist,  daß  der  Verf.  den  Zustand  der  Räume 
nicht  bloß  objektiv  beleuchtet,  sondern  daß  er  auf  den  Einfluß  der 
überkommenen  Wohnsitten  oder  besser  Unsitten  (Gleichgültigkeit, 
schlechte  Zimmer  zum  Schlafen,  gute  Stube)  und  den  Wohnungswechsel 
mit  würdigt.  Seine  hygienischen  Vorschläge  gipfeln  wesentlich  in  denen 
des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Gesundheitspflege  von  1906; 
sonst  will  er  zum  Bau  von  Kleinwohnungen,  Erleichterungen  durch 
Beschaffung  zweiter  Hypotheken  mit  Hilfe  der  Gemeinden,  auch  zwangs- 
weiser Förderung  der  gemeinnützigen  Bautätigkeit  unter  Nutzbarmachen 
der  öffentlich-rechtlichen  Volksversicherung  zu  einer  Hypothekenlebens- 
versicherung anregen.  Da  Reuß  hierzu  als  zu  klein  erscheint,  wird 
zwecks    Erzielung   möglichster    Gleichmäßigkeit    eine    Beamtengemein 
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Schaft  unter  den  Thüringischen  Staaten   erneut   angeregt.     Die    beige- 
gebenen Tabellen  sind  übersichtlich  und  anschaulich. 

Dr.  Willy  Berthold. 


Die  Stadt  Cöln  im  ersten  Jahrhundert  unter  preußischer  Herrschaft 
1815 — 19^5-  Hrsg.  von  der  Stadt  Cöln.  2  Bände  in  3  Abteilungen. 
Cöln,  Paul  Neubner,  1916.    707,  540  und  731  S.  Lex.  8". 

Ein  stattliches  Werk  in  würdiger  Ausstattung,  mit  dem  die  Metro- 
pole des  Rheinlandes  die  Feier  ihrer  hundertjährigen  Zugehörigkeit 
zur  preußischen  Monarchie  begeht!  Der  erste  Teil  des  ersten  Bandes 
enthält  eine  »Verfassungs-  und  Wirtschaftsgeschichte  der  Stadt  Cöln 
vom  Untergange  der  Reichsfreiheit  bis  zur  Errichtung  des  neuen  Deut- 
schen Reiches«,  verfaßt  von  Professor  Eberhard  Gothein  in  Heidelberg. 
Vielleicht  hätte  man  lieber  »Verwaltungsgeschichte«  sagen  sollen;  denn 
diese  steht  doch  im  Mittelpunkte  einer  staatlich  eingegliederten  moder- 
nen Stadt,  und  die  Darstellung  vermag  sich  auch  in  Wirklichkeit  dieser 
Tatsache  nicht  zu  entziehen.  Aehnlich  steht  es  mit  der  Wirtschafts- 
geschichte, die  man  wohl  für  das  Mittelalter  auf  kommunaler  Grund- 
lage behandeln  mag,  für  das  letzte  Jahrhundert  aber  nimmermehr  lokal 
isolieren  kann.  Tut  man  es  doch,  so  hat  man  es  nur  mit  den  örtlichen 
Ausstrahlungen  einer  nationalen  Gesamtentwicklung  zu  tun.  Dann  ist 
aber  nicht  abzusehen,  warum  nicht  auch  die  Geschichte  des  geistigen 
Lebens  der  Stadt,  speziell  ihre  Kunstentwicklung  miteinbezogen  worden 
ist,  die  dem  Verfasser  wohl  gut  gelegen  hätte.  Doch  wir  müssen  mit  dem 
zufrieden  sein,  was  er  bietet;  es  ist  schon  viel  mehr,  als  ein  anderer  in 
der  kurzen  zur  Verfügung  stehenden  Zeit  hätte  leisten  können.  Und 
das  Buch  ist  vielfach  anregend  und  interessant,  wie  von  Gothein  nicht 
anders  zu  erwarten  war.  Natürlich  ist  er  in  der  Quellenbenutzung  ab- 
hängig von  den  bereits  geleisteten  Vorarbeiten,  und  wenn  er  daneben 
auch  noch  die  Archive  herangezogen  hat,  so  ist  doch  eine  völlige  Aus- 
schöpfung des  von  ihnen  gebotenen  Urmaterials  billigerweise  nicht  zu 
erwarten.  Bedauern  kann  man,  daß  nicht  auch  die  Zeit  von  187° — 1915 
miteinbezogen  worden  ist. 

Einen  Ersatz  für  diesen  Mangel  soll  der  zweite  Teil  dieses  ersten 
Bandes  liefern,  der  vom  Direktor  des  Statistischen  Amts  der  Stadt 
Cöln  Dr.  Georg  Neuhaus  verfaßt  ist  und  die  Entwicklung  der  Stadt  von 
der  Errichtung  des  Deutschen  Reiches  bis  zum  Weltkriege  zur  Dar- 
stellung bringt.  Da  der  Verfasser  erst  seit  191 2  in  Cöln  tätig  ist,  so 
fehlen  ihm  natürlich  die  persönlichen  Beziehungen,  auf  welche  Gothein 
Bezug  nehmen  konnte.  Er  liefert  eine  Darstellung  aus  den  Akten,  die 
sich  im  Ganzen  dem  vorhergehenden  Bande  anpaßt,  im  einzelnen  aber 
darüber  hinausgeht.  Der  Stoff  ist  in  drei  Teile  zerlegt.  Der  erste  be- 
handelt den  Zeitraum  von  1870  bis  1888:  Bevölkerungsverhältnisse, 
kirchliche  und  politische  Zustände,  Verfassungs-  und  Verwaltungsorga- 
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nisation,  die  städtische  Finanzpolitik;  der  zweite  ist  der  Entfestigung 
der  Stadt  und  den  damit  zusammenliängcnden  Eingemeindungen  von 
1883  und  1888  gewidmet;  der  dritte  schildert  die  neueste  Zeit.  Er 
geht  dabei  auf  alle  Zweige  des  städtischen  Lebens  und  der  Verwaltung 
ein,  und  man  gewinnt  das  Bild  einer  großstädtischen  Entwicklung,  wie 
sie  sich  nicht  häufig  in  Deutschland  wiederholen  dürfte.  Jedenfalls  ist 
die  übersichtlich  sachliche  Darstellung  von  Neuhaus  für  den  Kommunal- 
politiker außerordentlich  lehrreich ').  Auf  Einzelnes  kann  hier  nicht 
eingegangen  werden.  Immerhin  mögen  die  Erörterungen  über  das 
städtische  Beamtenwesen  hervorgehoben  sein,  da  sie  einem  besonders 
dringenden  Bedürfnisse  entgegenkommen. 

Der  zweite  Band  geht  des  Näheren  auf  die  einzelnen  Zweige  der 
städtischen  Verwaltung  ein,  und  da  für  sie  der  ganze  fünfundvierzig- 
jährige  Zeitraum  von  1570 — 1914  ins  Auge  gefaßt  ist,  so  ist  er  bedeu- 
tend reichhaltiger  und  instruktiver  ausgefallen  als  die  üblichen  kom- 
munalen Jahresberichte.  Insbesondere  konnte  von  der  Alöglichkeit  der 
prinzipiellen  Aussprache  und  der  Verwertung  der  gemachten  Erfah- 
rungen Gebrauch  gemacht  werden.  Der  Mitarbeiter  ist  eine  große 
Zahl ;  es  sind  entweder  die  Vorstände  der  betreftenden  Verwaltungs- 
zweige oder  die  Leiter  einzelner  Anstalten.  Man  befindet  sich  also 
überall  unter  sachkundiger  Führung;  nur  an  wenigen  Stellen  hat  auch 
hier  der  Direktor  des  Statistischen  Amtes  oder  einer  seiner  Beamten 
einspringen  müssen.  Natürlich  ist  für  den  Inhalt  der  einzelnen  Ab- 
schnitte viel  der  Diskretion  der  beteiligten  Personen  überlassen  geblie- 
ben, und  man  kann  nicht  sagen,  daß  alle  ihre  Aufgabe  in  der  gleichen 
Weise  aufgefaßt  hätten.  Soll  einzelnes  hervorgehoben  werden,  so  seien 
die  Abschnitte  über  das  Schulwesen  und  die  Museen,  über  die  öftent- 
liche  Gesundheitspflege,  über  das  Bauwesen,  die  soziale  Fürsorge  und 
die  Finanzen  besonders  genannt.  Nicht  alle  Bearbeiter  haben  über  die 
Enge  des  bürokratischen  Gesichtskreises  sich  zu  erheben  vermocht,  in 
dem  sie  sich  täglich  zu  bewegen  haben.  Und  doch  sollte  es  gerade 
eine  Aufgabe  derartiger  zusammenfassender  Berichte  für  längere  Zeit- 
räume sein,  sich  über  den  tieferen  Sinn  und  Zusammenhang  dessen 
klar  zu  werden,  was  der  Alltag  von  dem  Einzelnen  fordert. 

Im  Ganzen  ist  das  stattliche  Werk  ein  schönes  Denkmal  einer  mo- 
dernen großstädtischen  Entwicklung,  und  wenn  es  auch  nicht  die  jeder 
kooperativen  Arbeit  anhaftenden  Schwächen  sämtlich  zu  überwinden 
vermocht  hat,  so  ist  das  vielleicht  mehr  der  Raschheit,  mit  der  die 
einzelnen  Teile  haben  hergestellt  werden  müssen,  als  seiner  inneren 
Anlage  zuzuschreiben.     Die  Zusammenspannung   so   ungleicher  Kräfte, 

i)  Gleichzeitig  mag  auf  die  schon  1914  erschienene  »Uebersicht  über  die 
Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Cöln  seit  der  Römerzeit  und  über  ihre  Verwaltung 
im  20.  Jahrhundert«  hingewiesen  sein,  die  Neuhaus  im  Auftrage  des  Oberbürger- 
meisters bearbeitet  hat  (216  S.   Lex.  8°). 
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wie  hier  beteiligt  waren,  gibt  der  Darstellung  doch  auch  wieder  etwas 
Frisches  und  Anziehendes,  das  ihr  vielleicht  fehlen  würde,  wenn  eine 
durchgreifende  Redaktion  über  dem  Ganzen  gewaltet  hätte.  Eine  ange- 
nehme Beigabe  sind  die  in  großen  Abständen  über  das  Werk  verstreuten 
Abbildungen  und  Pläne,  die  um  so  mehr  zu  schätzen  sind,  als  deut- 
lich das  Bestreben  obgewaltet  hat,  diesen  Schmuck  in  mäßigen  Grenzen 
zu  halten.  — r. 


Feld  haus,  Erich,  Das  deutsche  Zeitungsweseji.     Leipzig,  Ph.  Reclam 
jun.  V.  J.  III  S.  kl.  8".     M.  I.20. 

Das  Büchlein  ist  1916  erschienen,  und  der  Verleger  muß  wohl  von 
der  Ansicht  ausgegangen  sein,  daß  er  mit  dieser  Veröffentlichung  ei- 
nem weit  verbreiteten  Bedürfnisse  elitgegenkomme.  Der  Verfasser  ist, 
wie  er  an  einer  Stelle  selbst  verrät,  Journalist,  und  sein  Buch  ist  durch- 
weg im  Zeitungsstil  geschrieben.  Deshalb  brauchte  es  inhaltlich  noch 
nicht  unnütz  zu  sein.  Auch  andere  Journalisten  haben  das  Bedürfnis 
empfunden,  das  Publikum  über  ihren  Beruf  zu  belehren:  Brunhuber, 
Diez,  Tony  Kellen,  und  es  könnte  gerade  in  der  Gegenwart,  wo  sich 
die  Presse  über  einen  recht  gemäßigten  Tadel  so  empfindlich  erwiesen 
hat,  von  ganz  besonderem  Interesse  sein,  zu  erfahren,  was  einer  der 
Ihren  Positives  über  den  eignen  Stand  und  die  soziale  Erscheinung, 
der  er  dient,  zu  sagen  hat.  Da  finden  wir  denn  gleich  in  dem  einlei- 
tenden Abschnitte  »Zum  Begrift"  Z.  und  die  Geschichte  der  Z.«,  daß 
der  Verfasser  von  beiden  Dingen  blutwenig  weiß,  viel  weniger  als  der 
gebildete  Laie  sich  mit  leichter  Mühe  aus  der  gangbaren  Literatur 
holen  kann,  und  das  wenige,  was  er  auf  mehr  als  zwei  Druckbogen 
mitzuteilen  hat,  leidet  noch  an  Unrichtigkeiten  und  schiefen  Auffassun- 
gen. Der  zweite  und  der  dritte  Teil  handeln  über  die  Organisation 
des  Nachrichtendienstes  und  den  Betrieb  der  Zeitungsunternehmung, 
ein  vierter  über  den  Anzeigenteil.  Weiter  folgen  die  Kapitelüber- 
schriften: »Z.  und  öffentliche  Meinung,  Charakteristik  deutscher  Zei- 
tungen, Von  der  ausländischen  Presse,  Die  deutschen  Zeitschriften.« 
Alles  ist  so  salopp,  oberflächlich  und  kritiklos  behandelt,  daß  man  sich 
sagen  muß :  wenn  jeder  Zeitungsmann  über  diese  Dinge  dem  Publikum 
nichts  weiter  mitzuteilen  hätte,  so  müßte  es  über  alle  Erwartungen  übel 
um  die  deutsche  Tagespresse  bestellt  sein.  Beispielsweise  wird  das 
Anzeigenwesen  behandelt,  ohne  daß  des  Reklamenteils,  der  Annoncen- 
Expeditionen  und  ihres  Verhältnisses  zum  Zeitungsbetrieb  auch  nur  ge- 
dacht wäre,  und  von  einem  Hinübergreifen  des  Anzeigenteils  in  den 
redaktionellen  Zeitungsinhalt  weiß  der  Verfasser  allem  Anscheine  nach 
auch  nichts.  Tief  herabgestimmt  wendet  man  sich  dem  kurzen  Schluß- 
kapitel »Ein  Ausblick«  zu,  um  noch  zu  erfahren,  welche  Vorstellung  er 
sich  von  der  Zukunft  des  deutschen  Zeitungswesens  macht  und  findet, 
daß   er   in    den    » Generalanzeigern«    sein    Ideal    hat,    der    Vertrustung 
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oder  Syndizierung  wenigstens  nicht  abgeneigt  ist  und  im  übrigen  alles 
für  schön  und  vollkommen  hält.  Unser  Zeilungswesen  sei  stark  genug 
in  sich,  schreibt  er,  »aus  eigenem  immer  vollkommener  zu  werden«. 
Wäre  das  kleine  Buch  nicht  in  einem  Verlage  und  in  einem  literari- 
schen Zusammenhang  erschienen,  bei  denen  von  vornherein  mit  einer 
sehr  weiten  Verbreitung  zu  rechnen  ist,  so  würde  ich  mir  die  Mühe 
einer  Besprechung  nicht  genommen  haben.  Wie  es  ist,  kann  es  neben 
den  oben  genannten  Grundrissen  gar  nicht  in  Frage  kommen,  und  man 
freut  sich  ordentlich,  daß  es  doch  auch  noch  Journalisten  gibt,  die 
besser  über  den  eignen  Beruf  zu  schreiben  wissen.  Freilich  wohl  noch 
mehr,  die  dem  Verfasser  gleichen.  Denn  in  dem  Augenblicke,  wo  diese 
Zeilen  zum  Drucke  gehen  sollen,  bringt  die  Unterhaltungsbeilage  des 
»Hannoverschen  Kurier«  einen  über  zwei  Spalten  langen  Artikel,  der 
in  der  Hauptsache  aus  dem  Büchlein  ausgezogen  ist  (Nr.  32917  vom 
31. 1.  191 7)  und  in  dem  dieses  am  Schlüsse  dem  deutschen  Volke  mit  der 
Behauptung  empfohlen  wird,  es  biete  »auf  engem  Rahmen  eine  Fülle  des 
Wissenswerten«.  Also  stellt  sein  Verfasser  an  sich  noch  geringere  Ansprü- 
che als  Feldhaus,  den  ich  gern  für  einzig  in  seiner  Art  halten  würde.    — r. 


Zum  Prioiitätsstreit  über  die  Theorie  der  Wirischaftsstufen.  Eine  Aus- 
einandersetzung zwischen  Karl  Bücher  und  Johann  Plengc.  Berlin, 
J.  Springer,  1917.  Sonderabdruck  aus  den  »Annalen  für  soziale  Por 
litik  und  Gesetzgebung«,  V,  1  u.  2.    15  S.  8". 

Der  Leser  hat  hier  die  Rückäußerung  der  an  dem  Attentat  auf 
meine  wissenschaftliche  Ehre  Beteiligten,  über  welches  an  dieser  Stelle 
im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  die  Rede  war:  Dr.  Heinrich  Braun 
in  Berlin-Zehlendorf  und  Professor  Dr.  Johann  Plcnge  in  Münster.  Die 
Drucksache  zerfällt  in  drei  Teile :  eine  Vorbemerkung  des  Herausgebers, 
den  Abdruck  von  7  Seiten  meiner  Besprechung  und  6  Seiten  Ausfüh- 
rungen von  Plenge.  Ueber  die  lahmen  Ent-  und  die  krassen  Beschul- 
digungen des  letzteren  noch  ein  Wort  zu  verlieren  verbieten  mir  Ehre 
und  Gewissen.  Mag  einer,  der  mehr  Zeit  für  solche  Dinge  übrig  hat, 
dieses  Gemisch  von  hämischer  Bosheit  und  dreister  Selbstgefälligkeit 
auseinanderklauben.  Ich  verliere  kein  Wort  an  einen  Mann,  der  mich 
der  *P  fl  i  cht  V  ergess  enhe  i  t«  beschuldigt,  weil  ich  ihm  191 1  die 
Nachfolge  in  mein  Amt  nicht  habe  verschaffen  wollen. 

Aber  mit  Herrn  Dr.  Heinrich  Braun  habe  ich  noch  ein  Wörtchen 
zu  reden,  und  zwar  als  Herausgeber  einer  meinem  Fache  angehören- 
den Zeitschrift.  Er  wußte  vollkommen,  was  er  tat,  als  er  die  Spalten 
der  letzteren  einem  persönlichen  Racheakte  öffnete,  und  jetzt  beschul- 
digt er  mich  in  seiner  Vorbemerkung,  meine  >Ausführungen  enthielten 
für  ein  wissenschaftliches  Publikum  vollkommen  gleichgültige  Geschich- 
ten über  persönliche  Verhältnisse  und  andere  in  eine  wissenschaftliche 
Debatte  nicht  gehörige  Dinge«.     Ich  glaube   genügend   dafür   bekannt 
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ZU  sein,  daß  ich  nichts  drucken  lasse,  als  was  zur  Sache  gehört, 
und  hier  gehört  das  Persönliche  eben  zur  Sache.  Es  gehört  auch 
gegenüber  Herrn  Dr.  Heinrich  Braun  zur  Sache.  Warum  auf  einmal 
diese  Scheu  vor  dem  Persönlichen  ?  Er  war  doch  sonst  nicht  so.  Muß 
ich  ihn  daran  erinnern,  daß  er  mich  zweimal  bei  Gründung  von  Zeit- 
schriften um  meine  Meinung  gefragt  hat,  1887  in  Basel  und  1910  in 
Leipzig  ?  Das  zweite  Mal  lautete  die  Frage  ungefähr  so :  ob  ich  es  für 
anständig  halte,  daß  ein  Mann,  der  einige  Jahre  vorher  eine  »Zeit- 
schrift für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik«  verkauft  habe,  ein 
Konkurrenzunternehmen  »für  soziale  Politik  und  Gesetzgebung«  gründe. 
Er  hat  eine  unzweideutige  Antwort  erhalten.  So  wird  es  begreiflich, 
daß  er  sich  mit  Johann  Plenge  in  den  gleichen  Gefühlen  gegen  mich 
zusammenfand.  Ich  hatte  den  Wünschen  beider  nicht  dienen  können,, 
und  sie  brauchten  ja  den  Ausspruch  des  Talmud  nicht  zu  kennen:  »In 
den  Brunnen,  aus  dem  man  getrunken  hat,  soll  man  keinen  Stein  werfen.« 

Und  noch  in  einem  andern  Punkte  berühren  sie  sich.  Der  eine 
sagt  jetzt,  er  habe  meinen  Brief  vom  4.  November  1893  an  Schmoller 
»selbstverständlich  nicht  gekannt«,  und  dies  an  derglei- 
chen Stelle,  wo  er  noch  vor  wenigen  Monaten  das  Gegenteil  bekundet 
hatte  (Bd.  IV,  S.  528) ;  der  andere  hat  aber  diesen  selben  Brief  ebenso 
selbstverständlich  von  Berufs  wegen  kennen  müs- 
sen. Denn  er  hat  zur  Zeit  seines  Erscheinens  in  Schmollers  Jahrbuch 
eine  verwandte  Zeitschrift  herausgegeben,  und  da  war  es  einfach  redak- 
tionelle Pflicht,  einen  Vorgang  zu  kennen,  den  einer  seiner  Parteige- 
nossen »eine  von  der  ganzen  wissenschaftlichen  Welt  aufmerksam  ver- 
folgte Kontroverse«  genannt  hat. 

Mit  seinen  Parteigenossen  muß  Herr  Dr.  Heinrich  Braun  es  auch 
ausmachen,  wenn  er  Herrn  Johann  Plenge  für  die  von  ihm  in  Aussicht 
gestellten  »weitausschauenden  Untersuchungen«  bereits  Vorschußlor- 
beeren reicht.  Es  wäre  vielleicht  nützlich  zu  erfahren,  ob  ein  anderer 
Sozialdemokrat  an  das  jetzt  am  Himmel  Münsters  aufdämmernde  sozia- 
listische Zeitalter  mit  dem  Unternehmertum  an  seiner  Seite  glaubt. 
Jedenfalls  ist  es  genau  so  interessant  wie  die  1848er  »Republik  mit  dem 
Großherzog  an  der  Spitze«.  Die  ganze  wissenschaftliche  Welt  kann 
darum  nicht  aufmerksam  genug  den  Dingen  entgegenharren,  die  da 
kommen  sollen.  — 

Zum  Schlüsse  will  ich  den  Vielen,  die  mir  aus  Anlaß  meiner  Be- 
sprechung im  letzten  Hefte  mit  mehr  oder  minder  kräftigen  Ausdrücken 
ihre  Sympathie  bezeigt  haben,  doch  noch  danken,  auch  dem  alten  Tü- 
binger, der  mir  schreibt:  t>Glück  muß  der  Mensch  haben.  Dem  Seh. 
ist  sein  Leben  lang  nichts  eingefallen,  und  er  ist  doch  noch  Kanzler 
geworden.  Nun  fällt  er  selbst  noch  nach  seinem  Tode  einem  Professor 
in  Münster  ein.     Das  nenne  ich  Glück.« 

Leipzig,  den  15.  März.  Karl  Bücher. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwrissenschaft.     Geschichte. 

Max  Stirn  ers  kleinere  Schriften  und  seine  Entgegnungen  auf  die 
Kritik  seines  Werkes  »Der  Einzige  und  sein  Eigentum«  aus  den 
Jahren  1842 — 1848.  Hrsg.  von  J.  G.  Mackay.  2.  vermehrte  Auflage. 
Treptow  bei  Berlin,  B.  Zacks  Verlag,  1914.  417  S.  kl.  8°.  Vorzugs- 
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Meyer,  Hans,  Die  Barundi.  Eine  völkerkundliche  Studie  aus 
Deutsch-Ostafrika.  Mit  i  farbigen  Karte,  32  Lichtdrucktafeln,  23  Tafeln 
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II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Ratschläge  für  die  Berufswahl  im  Rechts-,  Wirtschafts-  und  Ver- 
waltungsleben. Hrsg.  von  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fa- 
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